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Die  Entwicklung  der 
Eisenbahn-Gesetzgebung  in  Oesterreich, 


Von 

Dr.  Victor  Roll, 

Ministerialrat!!  im  k.  k.  Eisenbahn-Ministerium. 


Die  Entwicklung  der 
Eisenbahn-Gesetzgebung 


Erste  Periode  [1824 — 1848]. 


/.  Die  Privilegiums-Urkunden  der 
Holz-  und  Eisenbahnen. 

Das  Privilegium  der  Nordbahn. 

DIE  kaiserliche  Privilegiums -Ur- 
kunde vom  7.  September  1824, 
welche  dem  Professor  Franz 
Ritter  von  Gerstner  zur  Errichtung 
einer  Holz-  und  Eisenbahn  zwischen  der 
Moldau  und  Donau  ertheilt  wurde,  bildet 
den  ältesten  Act  der  österreichischen 
Eisenbahn-Gesetzgebung.  Diese  Urkunde 
ist  ein  glänzendes  Denkmal  der  Weisheit 
der  damaligen  österreichischen  Regierung, 
welche  sich  durch  die  Vorurtheile  ihrer 
Zeit  in  der  Erkenntnis  der  Bedeutung 
des  neuen  Verkehrsmittels  nicht  beirren 
Hess  und  durch  Zugestehung  wohlwollen- 
der Bedingungen  das  Zustandekommen 
jenes  ältesten  Eisenbahn-Projects  zu  er- 
möglichen bestrebt  war. 

Allerdings  gewährte  die  Staatsver- 
waltung dem  Unternehmen  mit  Rück- 
sicht auf  die  finanzielle  Lage  des  Staates, 
wegen  deren  wohl  auch  die  von  der  böh- 
mischen Landesstelle  warm  empfohlene 
Ausführung  der  Bahn  auf  Staatskosten 
nicht  als  opportun  erachtet  worden  war, 
keine  unmittelbare  Staatsunterstützung, 
dagegen  räumte  sie  den  Unternehmern 
das  Enteignungsrecht  in  gleichem  Um- 
fange wie  bei  Anlage  öffentlicher  Strassen 
ein,  dehnte  die  Privilegiumsdauer  auf 
50  Jahre  aus,  nach  deren  Ablauf  die  Bahn 
freiverfügbares  Eigenthum  der  Unter- 
nehmer bleiben  sollte  und  stellte  nach  Ab- 


lauf der  Privilegialjahre  die  Erneuerung 
des  Privilegiums  in  Aussicht,  falls  sich 
die  Unternehmung  als  nützlich  bewährt 
haben  sollte ;  sie  beanspruchte  von  den 
Unternehmern  keine  Begünstigung  bei  den 
Frachtpreisen  für  Transporte  zu  öffent- 
lichen Zwecken,  sie  nahm  auch  keine 
Tarithoheit  für  sich  in  Anspruch  und  über- 
liess  die  Bestimmung  der  Frachtpreise 
ganz  dem  Ermessen  der  Unternehmung, 
sie  sah  von  der  Einhebung  von  Weg- 
und  Brückenmauthcn  ab  und  verpflichtete 
sich  schliesslich,  die  mit  dem  Charakter 
der  Ausschliesslichkeit  privilegirte  An- 
lage vor  Concurrenz-Unternehmungen  zu 
schützen. 

Die  Privilegiums-Urkunde  der  Linz- 
Budweiser  Pferdebahn,  welche  schon  an 
sich  als  eine  der  ältesten  ihrer  Art  be- 
sonderes Interesse  in  Anspruch  nimmt, 
erlangte  auch  noch  dadurch  eine  weiter- 
gehende Bedeutung,  dass  die  Privilegiums- 
Urkunden  für  die  Holz-  und  Eisenbahnen 
zwischen  Prag  und  Pilsen  vom  30.  Juli 
1827  und  zwischen  Gmunden  und  Linz 
vom  18.  Juni  1832  [abgesehen  von  der 
darin  »zur  mehreren  Begünstigung  der 
Unternehmer«  erfolgten  Bestimmung  des 
Merkantil-  und  Wechselgerichts  am  Sitze 
der  Unternehmung  als  competente  Instanz 
in  Sachen  der  Holz-  und  Eisenbahn]  jener 
ältesten  Urkunde  nahezu  wörtlich  nach- 
gebildet wurden.  Auch  für  die  vorläufige 
Bewilligung  der  Wien-Bochniaer  Eisen- 
bahn vom  21.  November  1835  und  für 
das  an  Stelle  dieser  Bewilligung  getretene 
definitive    Privilegium    der    Kaiser    Fer- 
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dinands-Nordbahn  vom  6.  März  1836 
hat  jene  Privilegiums-Urkunde  als  Vorbild 
gedient.  Neu  war  im  Nordbahn-Privi- 
legium,  -welches  schon  den  Betrieb  mit 
Pferden  oder  Dampfkraft  vorsah,  die  aus- 
drückliche Einräumung  der  Berechtigung, 
nicht  nur  Güter  sondern  auch  Personen, 
und  zwar  »unbeschadet  dem  Postregale t, 
zu  befördern  [vgl.  Seite  6];  auch  fanden 
in  dem  Nordbahn-Privilegium  die  dem 
Hofkanzlei-Decrete  vom  20.  Juni  1834 
entnommenen  Bestimmungen  bezüglich 
des  Baues  und  der  Grundeinlösung  [vgl. 
Seite  5]  sowie  die  Bestimmung  Aufnahme, 
dass  eine  Befreiung  der  Nordbahn  von 
den  Mauthen  für  die  Benützung  der  öffent- 
lichen Strassen  und  Brücken  zwar  nicht 
stattfindet,  dass  jedoch,  wenn  nachweislich 
die  Mauthgebühren  von  ihrem  Fuhrwerke 
sich  auf  einen  grösseren  Betrag  belaufen 
würden,  als  ihr  aus  dem  Gesichtspunkte 
einer  billigen  Entschädigung  der  Strassen- 
und  Brückenanstalt  obläge,  oder  wenn  diese 
Abgabe  durch  die  Form  der  Einhebung 
von  jedem  einzelnen  Fuhrwerke  auf  ihre 
Unternehmung  störend  einwirkte,  die  Ent- 
richtung eines  Pauschalbetrages  bewilligt 
werden  würde.*) 

2.  Die  ersten  Anfänge  allgemeiner 
Eisenbahn-  Vorschriften. 

Neben  dem  Inhalte  der  Concessionen 
blieben  für  die  betreffenden  Unternehmun- 
gen die  Bestimmungen  der  allgemei- 
nen   Gesetze    und    Verordnungen    mass- 

*)  Bemerkenswert!!  ist  das  überaus  an- 
erkennende Urtheil,  welches  Friedrich  List 
in  seinem  Eisenbahn-Journal  [Nr.  7  vom 
Jahre  1836]  über  die  Privilegiums-Urkunde 
der  Wien-Bochniaer  Eisenbahn  und  im  Zu- 
sammenhange damit  über  das  Vorgehen  der 
österreichischen  Regierung  fällt.  Er  schreibt: 

»Auch  ist  in  der  Stirrungsurkunde  der 
Wien-Bochnia-Eisenbahn-Compagnie  nichts 
von  sonstigen  onerösen  Bestimmungen  zu 
lesen,  wie  z.  B.,  dass  die  Actionäre  über  den 
Betrag  ihrer  bereits  gemachten  Einzahlungen 
tenent  seien  und  dass  Jedermann  das  Recht 
habe,  die  Eisenbahn  mit  eigenen  Maschinen 
zu  befahren.  Die  erste  dieser  Bestimmungen 
ist  offenbar  unnöthig  und  ohne  Grund  ab- 
schreckend, zumal  da  sie  verhindert,  die 
Actien  au  porteur  zu  stellen.  Die  Er- 
füllung der  zweiten  ist  eine  offenbare  Un- 
möglichkeit.   Der  Fall,    dass   die    Actionäre. 


I  gebend  und  fehlte  es  im  Uebrigen  noch 
I  an  besonderen  Vorschriften  für  Eisen- 
bahnen, insbesondere  über  die  Vorbe- 
halte, unter  welchen  Eisenbahn  -  Con- 
cessionen an  Privat-Unternehmer  ver- 
liehen werden  sollen.  Eis  war  begreif- 
lich, dass  die  Regierung  mit  dem  Er- 
lasse eines  allgemeinen  Eisenbahn-Ge- 
setzes insolange  zögerte,  als  ihr  nicht 
hinlängliche  Erfahrungen  zu  diesem 
Zwecke  vorzuliegen  schienen. 

Die  älteste  allgemeine  Norm,  welche 
in  Bezug  auf  das  Eisenbahnwesen  erlassen 
wurde,  enthielt  das  Hofka'nzlei-Decret  vom 

nachdem  sie  Millionen  auf  ein  Werk  dieser 
Art  verwendet  haben,  dasselbe  verlassen 
hätten,  ist  weder  in  der  alten  noch  in  der 
neuen  Welt  vorgekommen,  und  wenn  er  je 
aus  nicht  vorherzusehenden  Ursachen  ein- 
träte, müsste  doch  wohl  die  Regierung  mit 
den  armen  Actionären  Einsicht  haben  und 
das  Werk  schon  aus  Gründen  der  Staats- 
weisheit auf  eigene  Rechnung,  wenigstens 
theilweise,  in  brauchbaren  Stand  setzen.  Die 
Befahrung  der  Eisenbahnen  durch  Concur- 
renz  der  Privaten  wird  Jedem,  der  nur  eine 
einzige  Bahn  gesehen  hat,  als  eine  reine 
Unmöglichkeit  erscheinen.  Allerdings  erlangen 
dadurch  die  Eisenbahn-Gesellschaften  ein 
Monopol,  aber  das  Publicum  wird  durch  die 
Vortheile  der  Bahn  reichlich  dafür  entschä- 
digt, und  am  Ende  steht  es  doch  Jedem  frei, 
die  bisherigen  Transportwege  zu  benützen 
und  so  dem  Monopol  zu  entgehen. 

Ueberhaupt  gereicht  das  Benehmen, 
welches  die  österreichische  Regierung  in 
Sachen  der  Eisenbahnen  beobachtet,  derselben 
zur  grössten  Ehre,  und  es  erscheint  in  einem 
glänzenden  Licht,  wenn  wir  es  dem  der 
französischen  Regierung  gegenüber  stellen. 
Während  Herr  Tniers  die  Herstellung  von 
10  Lieues  Eisenbahnen  im  Jahre  für  eine 
Riesenarbeit  erklärt,  welcher  Frankreich 
nimmer  gewachsen  sei,  baut  Oesterreich  vier 
Jahre  lang  jährlich  30  Lieues  gegen  Galizien 
hin  und  projectirt  eine  weitere  Bahn  von  Wien 
nach  Tnest  und  von  Venedig  nach  Mailand. 

Die  Parallele  zwischen  diesen  Ländern 
wird  noch  interessanter,  wenn  wir  betrachten, 
wie  wenig  in  Frankreich  bei  grossen  Mitteln 
und  unter  den  günstigsten  Umständen,  wie 
viel  dagegen  in  Oesterreich  unter  den  un- 
günstigsten Umständen  und  bei  beschränkten 
Mitteln  geleistet  wird.  Während  die  Bud- 
weis-Linzer  Bahn  bei  einem  Transport  von 
400.000  Ctr.  Gütern  und  3000  Reisenden  eine 
Dividende  von  4*/,  einbringt,  vermag  die  St 
Etienne-Lyoner  Bahn  bei  einem  30  bis  30  Mal 
grösseren 'Verkehr  [6  Millionen  Centner  Gü- 
tern und  200.000  Reisenden]  kaum  einen 
Reinertrag  von  ys'i*  zu  erschwingen.  Die 
Sache  scheint  fast  unglaublich  und  doch  ist 
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II.  März  1834,  Z.  131  [Provinz. -G.-S. 
Böhmen,  Bd.  16,  S.  336  und  338],  be- 
treffend die  Steuerpflicht  der  Eisen- 
bahn-Unternehmungen. Danach  sind 
Grundstücke,  welche  zu  einer  Privat- 
Eisenbahn  gewidmet  werden,  aus  der  Be- 
steuerung nicht  auszuscheiden,  da  die 
Steuerbefreiung  für  Strassen  nur  für  öffent- 
liche Strassen  gelten  könne.  Dasselbe 
gilt  in  Betreff  der  Erwerbsteuer,  welche 
nicht  blos  für  das  eigentliche  Transport- 
Unternehmen,  sondern  auch  von  den  mit 
der  Eisenbahn-Unternehmung  verbundenen 
Gewerben  und  Hilfsunternehmungen,  die 
nicht  ausschliesslich  für  die  Bahn,  sondern 
auch  für  den  Privatverkehr  arbeiten  und 
ihre  Producte  im  Handel  absetzen  [Werk- 
stätten etc.],  sowie  für  Bahnhof -Wirths- 
häuser  entrichtet  werden  muss. 

Eine  weitere  allgemeine  Norm,  welche 
in  Beziehung  auf  das  Eisenbahnwesen 
in  Oesterreich  erlassen  wurde,  war  durch 
mehrere  Anstände  veranlasst,  welche  sich 
bei  Ausführung  der  Eisenbahn  von  Linz 
nach  Gmunden  hinsichtlich  der  Grund- 
einlösung ergeben  hatten,  und  betraf 
die  Grundeinlösung  für  Bahn- 
zwecke und  die  Baubewilligung. 
Es  ist  dies  die  mit  Decret  der  vereinigten 
Hofkanzlei  vom  20.  Juni  1834,  Zahl 
1 5789/1 299,  zur  Ausgleichung  solcher 
Anstände  ergangene  Normal  vorschrift, 
welche  die  Baubewilligung  regelt  und 
ganz  in  Uebereinstimmung  mit  den  heute 
geltenden  Gesetzen  die  Entscheidung  über 
die  Zwangsabtretung  den  politischen  Be- 
hörden, jene  über  die  Entschädigung  den 
Gerichten  überlässt. 

Die  erwähnte  Normalvorschrift  erklärt 
die  Eisenbahn-Unternehmung  als  ver- 
pflichtet, nicht  nur  über  die  Art  der 
Errichtung  anderer  Strassen  als  der  be- 
stehenden, welche  von  der  Eisenbahn 
durchschnitten  werden,  sowie  über  die 
Art  der  Uebersetzung  der  Bäche  und 
Flüsse  durch  die  Eisenbahn,  sondern 
auch  über  alle  übrigen  Einzelheiten  der 
Bauausführung,  die  speciellen  Anträge 
vorerst  der  Würdigung  der  Landesstelle 
zu  unterbreiten ;  dem  Ermessen  der 
letzteren  bleibe  es  überlassen,  ob  sie 
selbst  oder  durch  eine  untergeordnete 
Behörde  die  Prüfung  des  Baudetails 
vornehmen    wolle     und     welche     Sach- 


verständige hiezu  beigezogen  werden 
sollen. 

Nach  dem  weiteren  Inhalte  der  er- 
wähnten Normalvorschrift  hat  die  Landes- 
stelle die  Bauanträge  der  Bahnunterneh- 
mung nach  vorläufiger  Prüfung  zu  geneh- 
migen, wenn  selbe  in  öffentlicher  Bezie- 
hung ohne  Anstand  befunden  werden,  da- 
gegen bei  obwaltenden  Bedenken  in  dieser 
Richtung  die  Bahnunternehmung  vorerst 
zur  Beseitigung  des  Anstandes  zu  veran- 
lassen. Sobald  die  Genehmigung  der 
Landesstelle  für  die  ganze  Länge  der 
Eisenbahn  oder  für  einzelne  Strecken  der- 
selben vorliegt,  ist  an  die  Grundbesitzer, 
deren  Grundstücke  oder  Gebäude  für 
die  Eisenbahn  nach  den  genehmigten 
Bauplänen  benöthigt  werden,  der  Befehl 
zur  Abtretung  des  erforderlichen  Flächen- 
masses  gegen  angemessene  Schadlos- 
haltung zu  erlassen.  Wenn  eine  gütliche 
Ausgleichung  über  die  Ablösung  der 
zur  Eisenbahn  abzutretenden  Gründe 
und  Gebäudetheile  nicht  zustande  ge- 
kommen ist,  hat  die  gerichtliche  Schätzung 
einzutreten,  und  sobald  diese  vor  sich 
gegangen  und  von  der  Eisenbahn-Unter- 
nehmung der  Schätzungswerth  gerichtlich 
hinterlegt  wurde,  ist  die  Unternehmung 
in  dem  Baue  der  Eisenbahn  von  den 
politischen  Behörden  gegen  etwaige  An- 
stände der  Grundbesitzer  zu  schützen 
und  die  Austragung  der  letzteren  auf  den 
Rechtsweg  zu  verweisen. 

Eine  Frage  von  actueller  Bedeutung 
behandelt  das  Hofkanzlei- Decret  vom 
3.  Juli  1835,  betreffend  die  Sonntags- 
ruhe im  Eisenbahnbetriebe.  Der 
Direction  der  Ersten  Eisenbahn-Gesell- 
schaft war  nämlich  über  Ansuchen  des 
bischöflichen  Consistoriums  in  Linz  die 
Abfahrt  der  Frachtwagen  aus  den  Nacht- 
stationen an  Sonn-  und  Feiertagen  vor 
9  Uhr  Früh  unter  Androhung  einer 
Geldstrafe  von  5  fl.  C.-M.  für  jeden 
einzelnen  Wagen  untersagt  worden. 
Die  Gesellschaft  wendete  sich  in  einer 
Immediateingabe  an  den  Kaiser  wegen 
Behebung  dieses  Verbotes  und  begründete 
das  Einschreiten  durch  die  bereits  be- 
stehende, keine  Abänderung  leidende  Ein- 
richtung der  Stations-  und  Wechselplätze, 
durch  das  festgesetzte  Stundenmass  und 
durch    die    unausweichlichen    Beirrungen 
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und  bedeutenden  Nachtheile,  welche  die 
Handhabung  dieses  Verbotes  für  die  Be- 
förderung der  Frachtgüter  sowie  für  das 
Interesse  der  Gesellschaft  selbst  offenbar 
herbeiführen  würde.  Ueber  dieses  An- 
suchen wurde  seitens  der  Hof  kanzlei  mit 
obigem  Decrete  dem  böhmischen  Guber- 
nium  und  gleichzeitig  der  Regierung  ob 
der  Enns  bedeutet,  dass,  mit  Ausnahme 
der  hohen  Festtage,  die  gewöhnliche  Be- 
förderung der  Lastwagen  auf  der  Eisen- 
bahn nicht  zu  hindern  oder  auf  eine 
gewisse  Zeit  zu  beschränken  sei,  dass 
jedoch  ein  Auf-  oder  Abladen  der  Eisen- 
bahnwagen an  Sonn-  und  Feiertagen  nicht 
stattfinden  dürfe.  Zugleich  wurde  die 
Eisenbahn-Unternehmung  dafür  verant- 
wortlich gemacht,  dass  das  an  Sonn-  und 
Feiertagen  bei  dem  Transporte  der  Wagen 
auf  der  Eisenbahn  verwendete  Personale 
jeder  Art  dem  Gottesdienste  ordentlich 
beiwohnen  könne  und  demselben  auch 
ordentlich  beiwohne. 

Eine  Frage,  deren  Regelung  die  Staats- 
behörden schon  frühzeitig  beschäftigte, 
war  das  Verhältnis  der  Eisen- 
bahnen zur  Post.*)  Der  Anlass  hiezu 
bot  sich,  als  die  Erste  Eisenbahn-Gesell- 
schaft, welche,  ohne  hiezu  im  Privilegium 
eine  ausdrückliche  Ermächtigung  zu  be- 
sitzen, schon  seit  1832  den  Personen- 
Transport  betrieb,  infolge  von  Beschwerden 
der  Lohnkutscher  im  Jahre  1834  sich  be- 
müssigt  sah,  mittels  Majestätsgesuches  um 
die  ausdrückliche  Bewilligung  der  Per- 
sonen-Beförderung einzuschreiten.  Ueber 
dieses  Ansuchen  wurde  auch  das  Gut- 
achten der  obersten  Hofpostverwaltung 
eingeholt.  Diese  stellte  für  die  Zulassung 
des  Personen-Transportes  eine  ganze  Reihe 
von  Bedingungen  [vollständiger  Ausschluss 
von  Briefpostsendungen,  jährliche  Ent- 
schädigung für  die  Gestattung  der  Ueber- 

*)  An  dieser  Stelle  mag  eine  bereits  unter 
dem  10.  Juni  1835,  der  Ersten  Eisenbahn 
zugekommene  Verordnung  der  oberöster- 
reichischen Regierung  erwähnt  werden,  nach 
deren  Inhalt  dem  die  Eisenbahn-Stellwagen 
auf  der  Strecke  Linz-Budweis  benutzenden 
Publicum  zur  Kenntnis  zu  bringen  ist,  dass 
es  sich  der  Mitnahme  von  Briefen  oder 
anderer  in  das  ausschliessliche  Beförderungs- 
recht der  Aerarialpostanstalt  gehörigen 
Packete  umsomehr  zu  enthalten  habe,  als 
sonst  die  diesfalls  bestehenden  gesetzlichen 
Strafen  in  Anwendung  gebracht  würden. 


nähme  von  Frachtstücken  unter  10  kg, 
Nachlass  von  250/0  der  normalen  Tarife 
für  die  Beförderung  der  der  Bahnanstalt 
von  der  Post  übergebenen  Fahrpost- 
sendungen, Bau  eigener,  für  die  Post- 
beförderung  eingerichteter  Wagen,  Ent- 
richtung von  io°/0  des  Fahrgeldes  der 
Reisenden  an  die  Postanstalt,  Einfluss- 
nahme  auf  die  Fahrordnung]. 

Diese,  wie  man  nicht  verhehlen  kann, 
weitgehenden  Vorbehalte  sollten  nicht 
nur  der  Ersten  Eisenbahn-Gesellschaft 
auferlegt,  sondern  auch  in  alle  späteren 
Concessionen  aufgenommen  werden. 

Es  war  beabsichtigt,  die  von  der  Ober- 
post-Verwaltung form ulirten  Vorbehalte  bei 
Verfassung  des  neuen  Postgesetzes  zu 
berücksichtigen ;  dies  unterblieb  jedoch 
und  wurde  in  §  19  des  auf  Grund  der 
a.  h.  Entschliessung  vom  II.  Mai  1837 
verlautbarten,  am  1.  Juli  1837  m  Kraft 
getretenen  Postgesetzes  lediglich  ausge- 
sprochen, dass  die  Bestimmung  des  Ver- 
hältnisses der  Eisenbahnen  zum  Postregale 
besonderen  gesetzlichen  Anordnungen 
vorbehalten  sei.  Bei  der  vorläufigen  Be- 
willigung zur  Anlage  der  Wien-Bochniaer 
Bahn  vom  21.  November  1835  wurde, 
um  nicht  ein  Präjudiz  zu  schaffen, 
die  Erlaubnis  zum  Personen-Transport 
ausdrücklich  nur  »unter  Vorbehalt  der 
sich  aus  dem  Postregale  für  die  Post- 
verwaltung  und  die  Posthalter  ergeben- 
den Rechte  und  Ansprüche«  ertheilt; 
in  ähnlicher  Weise  wurde  auch  das 
Gesuch  der  Ersten  Eisenbahn-Gesellschaft 
um  die  ausdrückliche  Bewilligung  zum 
Personen-Transport  mita.  h.  Entschliessung 
vom  10.  Mai  1836  [Hof kanzlei  -  Decret 
vom  18.  Mai  Pol.  G.-S.  Bd.  64,  Seite  535] 
beschieden  und  die  Bewilligung  nur  »un- 
beschadet dem  Postregale  ertheilt,  in 
Bezug  auf  welches  die  Eisenbahn-Unter- 
nehmung sich  in  geeignetem  Wege  in 
die  Ordnung  zu  setzen  und  nach  Um- 
ständen abzufinden  haben  würde«. 

Ueber  eine  Vorstellung  des  Freiherrn 
v.  Rothschild  gegen  die  der  Wien- 
Bochniaer  Bahn  auferlegte,  allzu  drückende 
Bedingung  bezüglich  der  Entschädigungs- 
pflicht  gegenüber  dem  Postgefälle  wurde 
in  das  definitive  Privilegium  der  Nord- 
bahn vom  4.  März  1836  lediglich  die 
Bestimmung  aufgenommen,  dass  die  Be- 
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rechtigung  der  Unternehmung,  Personen 
und  Güter  zu  befördern,  unbeschadet 
dem  Postregale  verliehen  werde. 


3.  Die  Concessionsnormen  vom 
Jahre  i8}8. 

Zur  Zeit  der  Concessionirung  der 
Nordbahn  lag  bereits  eine  Anzahl  anderer 
Concessions-Gesuche  der  Regierung  zur 
Entscheidung  vor.  Man  trug  Bedenken, 
dieselben  wie  bis  dahin  fallweise  zu  be- 
handeln, und  erging  mit  dem  Cabinet- 
schreiben  vom  27.  Februar  1836  der 
Auftrag  an  den  obersten  Kanzler  der 
vereinigten  Hofkanzlei,  folgende  grund- 
sätzliche Fragen  bei  der  vereinigten  Hof- 
kanzlei unter  Zuziehung  von  Abgeordneten 
der  allgemeinen  Hofkammer  und  des 
Hofkriegsraths   in  Erwägung  zu   ziehen : 

1.  Nach  welchen  Richtungen  die  An- 
legung von  Eisenbahnen  im  Interesse  des 
Handels  und  der  Industrie  wünschens- 
werth  und  aus  dem  militärischen  Gesichts- 
punkte nicht  nachtheilig  sein  dürfte? 

2.  In  welcher  Reihenfolge  die  Aus- 
führung der  in  den  ausgemittelten  Rich- 
tungen anzulegenden  Eisenbahnen  mit 
Rücksicht  auf  deren  comparative  commer- 
zielle  und  militärische  Wichtigkeit  zu 
gestatten  wäre  ? 

3.  Welche  Bedingungen  und  Vor- 
sichten bei  der  Bewilligung  von  Eisen- 
bahn-Anlagen im  Allgemeinen  festzusetzen 
sein  dürften? 

Das  Resultat  derBerathungen  sollte  der 
a.  h.  Schlussfassung  unterzogen  werden. 
Damit  aber  das  im  Gegenstande  anzu- 
nehmende System  in  seiner  folgerechten 
Ausführung  nicht  beirrt  werde,  gab  das 
a.  h.  Cabinetschreiben  den  kaiserlichen 
Willen  kund,  dass  bis  zum  Herablangen 
der  a.  h.  Entschliessung  über  das  Er- 
gebnis der  diesfälligen  Berathungen  mit 
der  Ertheilung  neuer  Privilegien  auf 
Eisenbahnen  eingehalten  werde,  wobei 
es  jedoch  als  selbstverständlich  bezeichnet 
wurde,  dass  die  bereits  bewilligten 
Unternehmungen  dieser  Art  hiedurch  in 
ihrem  Fortgange  nicht  gehindert  werden 
sollen. 

Die  von  der  a.  h.  Stelle  angeordneten 
Berathungen  fanden  im  Mai    1837  unter 


Vorsitz  des  obersten  Kanzlers  Grafen 
Mittrowsky  statt,  und  wurde  der  bei  diesen 
Berathungen  festgestellte  Entwurf  der 
Concessionsnormen  mittels  des  unter- 
thänigsten  Vortrags  vom  1 1.  August  1837 
der  a.  h.  Schlussfassung  unterbreitet. 
Mittels  Cabinetschreibens  vom  25.  No- 
vember 1837  kam  ein  im  Wesentlichen 
sich  an  jenen  Entwurf  anschliessender, 
jedoch  in  manchen  Punkten  umgearbeiteter, 
muthmasslich  vom  Staatsrathe  herrühren- 
der »Aufsatz  der  Grundsätze  über  das 
bei  Eisenbahnen  aufzustellende  Con- 
cessions-System«  der  vereinigten  Hof- 
kanzlei mit  dem  Auftrag  zu,  diesen  Aufsatz 
der  Berathung  durch  die  Commission  zu 
unterziehen,  welche  den  ursprünglichen 
Entwurf  der  Concessionsnormen  festge- 
stellt hatte.  Diese  Berathungen  fanden 
noch  im  November  1837  statt,  und  wurde 
über  das  Ergebnis  derselben  dem  Kaiser 
vom  Grafen  Mittrowsky  unter  dem 
6.  December  1837  neuerlich  Vortrag 
erstattet. 

Die  vorgelegten  Concessionsnormen 
wurden  mit  a.  h.  Entschliessung  vom 
29.  December  1837  mit  dem  Beifügen 
genehmigt,  dass  dieselben  künftig  allen 
Verhandlungen  und  Entscheidungen  über 
nachgesuchte  Concessionen  zugrunde 
zu  legen  seien.  Gleichzeitig  wurde  eine 
aus  Mitgliedern  der  vereinigten  Hof- 
kanzlei, der  allgemeinen  Hof  kammer  und 
der  Hofcommission  in  Justizgesetzsachen 
zusammengesetzte  Commission  beauftragt, 
ungesäumt  die  Frage  in  Berathung  zu 
nehmen,  welche  Bestimmungen  der  Con- 
cessionsnormen zur  förmlichen  Kund- 
machung geeignet,  und  welche  lediglich 
den  Behörden  zur  Befolgung  vorzu- 
schreiben seien.  Auf  Grund  der  am 
13.  Januar  1838  seitens  dieser  Commission 
gefassten  Beschlüsse  wurde  sodann  mit 
a.  h.  Entschliessung  vom  18.  Juni  1838 
angeordnet,  dass  die  Bestimmungen  der 
Concessionsnormen  ohne  förmliche  Kund- 
machung in  den  vorkommenden  Fällen 
den  kaiserlichen  Behörden  als  Directiven 
zu  dienen  haben,  dass  die  hiernach  im 
Interesse  der  Staatsverwaltung  sich  er- 
gebenden Vorbehalte  in  die  künftigen 
Concessionen  ausdrücklich  einzuschalten 
seien  und  dass  übrigens  jeder  einzelne 
Concessionswerber,  wenn  demselben  eine 
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vorläufige  Bewilligung  ertheilt  wurde, 
von  der  Behörde  streng  zu  verpflichten 
sei,  dass  er  die  zur  Abnahme  von  Actien 
sich  meldenden  Subscribenten  und  Actio- 
näre  bei  der  an  dieselben  ergehenden 
Aufforderung  zur  Theilnahme  an  dem 
Unternehmen  möglichst  vollständig  von 
dem  aus  ihrem  Beitritte  hervorgehenden 
Verbindlichkeiten  und  von  den  einer  sol- 
chen Unternehmung  bevorstehenden  Be- 
dingungen in  Kenntnis  setze,  zu  welchem 
Ende  die  Behörden  auch  dem  Concessions- 
werber  den  Umfang  der  Verpflichtungen 
und  Bedingungen  mit  möglichster  Um- 
ständlichkeit zu  bezeichnen  oder  wenig- 
stens im  Allgemeinen  anzudeuten  haben 
werden. 

Die  1838er  Concessionsnormen,  welche 
bis  zum  Erlasse  des  1854er  Concessions- 
Gesetzes  in  Kraft  blieben,  fanden  keine 
sonderlich  umfassende  praktische  An- 
wendung. Ausser  einzelnen,  auf  Grund 
dieser  Nonnen  im  lombardisch  -  vene- 
tianischen  Königreiche  concessionirten 
Eisenbahnen  wurde  zunächst  lediglich  die 
Wien-Raaber  Eisenbahn  [concessionirt 
1838]  diesen  Concessionsnormen  unter- 
worfen. In  den  folgenden  Jahren  er- 
lahmte der  Privatunternehmungsgeist  in 
Oesterreich  vollständig,  und  sah  sich  be- 
kanntlich die  österreichische  Regierung, 
um  den  Eisenbahnbau  nicht  völlig  ins 
Stocken  gerathen  zu  lassen,  im  Jahre  1841 
genöthigt,  zum  Baue  der  Eisenbahnen 
auf  Staatskosten  überzugehen,  womit  von 
selbst  die  1838er  Concessionsnormen, 
wenn  man  die  Concessionirung  einzelner 
Flügelbahnen  [z.  B.  von  Gänserndorf  nach 
Marchegg  1 845  und  Oderberg- Preussische 
Grenze  1847]  ausser  Betracht  lässt,  ihre 
praktische  Bedeutung  verloren.  Erst  im 
Jahre  1854  wurde  wieder  eine  Privat  - 
bahn-Concession,  und  zwar  jene  für  die 
Brunn  -  Rossitzer  Eisenbahn  kurz  vor 
Ausserkraftsetzung  der  Concessions- 
normen unter  ausdrücklichem  Bezug  auf 
dieselben  verliehen.  War  demnach  auch 
die  Wirksamkeit  der  Concessionsnormen 
eine  sehr  beschränkte,  war  ferner  der 
diesem  Gesetzwerk  gemachte  Vorwurf, 
dass  in  demselben  den  Concessionswerbem 
keine  ausreichenden  finanziellen  Unter- 
stützungen zugestanden  wurden  und  dass 
der     Unternehmungsgeist     infolgedessen 


keinen  genügenden  Anreiz  fand,  kein 
unberechtigter,  so  kann  hiedurch  keines- 
wegs der  hohe  Werth  beeinträchtigt 
werden,  welcher  dem  1838er  Gesetzes- 
werke innewohnt.  Dasselbe  legt  ein 
glänzendes  Zeugnis  für  die  Einsicht  und 
Voraussicht  der  damaligen  österreichischen 
Verwaltung  ab  und  verdient  eine  umso 
eingehendere  Beachtung,  als  ja  die  grund- 
legenden Bestimmungen  der  1838er 
Concessionsnormen  in  das  Concessions- 
Gesetz  vom  Jahre  1854  übergegangen 
sind,  somit  ein  vollständiger  Einblick 
in  die  Verhandlungen  über  die  wich- 
tigeren Bestimmungen  der  1838er  Nor- 
men nahezu  eine  unerlässliche  Vor- 
aussetzung für  die  richtige  Beurtheilung 
der  späteren  Eisenbahn-Gesetzgebung 
bildet. 

Als  Grundlage  der  Verhandlungen, 
an  welchen  Vertreter  der  vereinigten 
Hofkanzlei,  der  allgemeinen  Hofkammer, 
des  Hofkriegsraths  und  des  Hofbau- 
raths  theilnahmen,  dienten  die  vom 
Referenten  Freiherrn  v.  Drossdik  ent- 
worfenen s  Allgemeinen  Grundsätze  des 
in  Beziehung  auf  die  Anlegung  von  Eisen- 
bahnen für  die  Zukunft  [für  den  ganzen 
Bereich  der  Monarchie  mit  Ausnahme 
von  Ungarn]  anzuwendenden  Systems«, 
zu  deren  Erläuterung  der  Referent  eine 
ausführliche  Denkschrift  verfasst  hatte. 
In  derselben  wies  er  einleitend  darauf  hin, 
dass  in  den  früheren  Jahren  theils  noch 
so  wenig  Erfahrungen  über  Eisenbahnen 
vorgelegen  seien,  welche  auf  besondere 
dabei  zu  beobachtende  Vorschriften  hätten 
näher  aufmerksam  machen  können,  theils 
Anmeldungen  von  Privaten  zur  Errichtung 
von  Eisenbahnen  eine,  wenngleich  will- 
kommene, doch  noch  seltene  Erscheinung 
gewesen  seien,  so  zwar,  dass  man  es 
mit  besonderer  Sorgfalt  vermeiden  musste, 
die  Privatbewerber  von  ihrem  Vorhaben 
durch  erschwerende  Bedingungen  zurück- 
zuschrecken. So  sei  es  geschehen,  dass  bei 
den  bisherigen  Privilegiums- Verleihungen 
mit  einer  besonderen  Liberalität  vorge- 
gangen worden  sei.  Allein,  nachdem  ganz 
neuerlich  die  Erbauung  neuer  Eisenbahnen 
und  die  bei  den  bisherigen  gemachten  Er- 
fahrungen so  vielfach  in  allen  benachbarten 
Staaten  öffentlich  zur  Sprache  gekommen 
seien,  nachdem  ferner  bei  dem  Publicum 
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ein  wirklich  leidenschaftlicher  und  über- 
spannter Eifer  für  neue  Eisenbahnen  rege 
geworden  ist,  und  dadurch  die  meisten 
anderen  Regierungen  zu  besonderen  ge- 
setzlichen Vorschriften  veranlasst  worden 
sind,  so  scheine  es  unstreitig  eine  sehr 
zeitgemässe  Aufgabe  zu  sein,  die  Er- 
richtung neuer  Eisenbahnen  auch  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  Verhält- 
nisse der  österreichischen  Monarchie 
schärfer  in  das  Auge  zu  fassen  und 
Grundsätze  festzustellen,  nach  welchen 
sich  künftig  von  Seite  der  österreichischen 
Staatsverwaltung  in  dieser  Beziehung  zu 
benehmen  sein  wird. 

Der  Referent  besprach  weiter  die 
Analogie  der  Eisenbahnen  mit 
den  Strassen,  von  welchen  sie  sich 
nur  durch  den  höheren  Grad  der  Voll- 
kommenheit ihrer  Bauart  sowie  auch  da- 
durch unterscheiden,  dass  Strassen  sofort 
nach  ihrer  Fertigstellung  von  Jedermann 
mit  eigenen  Transportmitteln  benützt 
werden  können,  wogegen  eine  fertig- 
gestellte Eisenbahn  sich  nicht  zum 
freien  Gebrauche  Jedermanns  eigne, 
da  deren  Benützung  sowohl  Betriebs- 
mittel von  ganz  besonderer  Beschaffen- 
heit, als  auch  noch  sonstige  Vorkehrungen 
voraussetze.  Aus  der  Analogie  der  Eisen- 
bahnen mit  den  gewöhnlichen  Strassen 
folgerte  der  Referent,  dass  die  für  Strassen 
geltenden  Grundsätze  auch  auf  Eisen- 
bahnen Anwendung  finden  können,  soweit 
nicht  die  zuvor  erwähnten,  zwischen  den 
beiden  Verkehrsmitteln  bestehenden  Unter- 
schiede eine  besondere  Behandlung  der 
Eisenbahnen  nöthig  erscheinen  lassen. 

Ueber  Anregung  des  Referenten  wurde 
vor  Eingehen  in  die  von  a.  h.  Stelle  auf- 
geworfenen drei  Hauptfragen  zunächst 
die  System  frage  in  Erörterung  ge- 
zogen, »in  welchem  Grade  und  in  welcher 
Art  die  Staatsverwaltung  auf  die  An- 
legung von  Eisenbahnen  vermöge  ihrer 
Wichtigkeit  für  den  Staat  und  vermöge 
der  eigenthümlichen  Natur  der  dabei  zu 
Tage  tretenden  Verhältnisse  überhaupt 
einen  Einfluss  zu  nehmen  habe,  ob  sie 
sich  nämlich  aufgefordert  finden  könne, 
den  Bau  derselben  in  eigener  Regie  auf 
Staatskosten  selbst  zu  unternehmen,  oder 
wenn  sie  selbe  auch  der  eigenen  Regie 
blosser  Privatunternehmer  überlässt,  diese 


doch  durch  Uebernahme  eines  bedeutenden 
Theiles  der  Kosten  mit  Geldbeiträgen  zu 
unterstützen,  oder  ob  sowohl  die  Regie 
als  auch  die  Bedeckung  der  Kosten  durch- 
aus nur  der  Privatbetriebsamkeit  zu  über- 
lassen sei«. 

Freiherr  von  Drossdik  bekannte  sich 
in  seinem  Referat  als  entschiedenen  An- 
hänger des  Privatbahn-Systems,  zu  dessen 
Begründung  er  etwa  Folgendes  ausführte. 
Es  sei  einleuchtend,  dass  die  ungeheuren 
technischen  Vortheile,  welche  der  Eisen- 
bahn-Verkehr gegenüber  jenem  auf  der 
gewöhnlichen  Strasse  habe,  für  die  Staaten 
in  landwirtschaftlicher,  industrieller  und 
commerzieller  sowie  in  socialer  Hinsicht 
überhaupt,  als  auch  mittelbar  für  die 
Staatsverwaltung  in  politischer,  mili- 
tärischer und  selbst  diplomatischer  Hin- 
sicht sehr  bedeutende  und  gedeihliche 
Wirkungen,  und  eine  grosse  und  im 
Ganzen  beglückende  Umwälzung  aller 
gesellschaftlichen  Verhältnisse  nach  sich 
zu  ziehen  geeignet  sei. 

Gleichwohl  erscheine  es  in  der  Regel 
weder  in  Rücksicht  der  eigenthümlichen 
Natur  der  bei  Eisenbahnen  eintretenden 
Verhältnisse  räthlich,  noch  in  Rücksicht 
auf  die  Kosten,  welche  sie  verursachen, 
thunlich,  den  Bau  der  Eisenbahnen  in 
die  Staatsregie  oder  auch  nur  einen  Theil 
ihrer  Kosten  auf  den  Staatsschatz  zu  über- 
nehmen. Jede  Eisenbahn-Unternehmung 
bestehe  aus  zwei  ihrer  Natur  nach  wesent- 
lich verschiedenen,  aber  in  der  wirklichen 
Ausübung  untrennbar  mit  einander  ver- 
bundenen Theilen,  einem  technischen  und 
einem  commerziellen.  Der  erste  fordere 
die  Herstellung  und  Erhaltung  einer  der 
Bestimmung  entsprechenden  Fahrbahn  mit 
aufgelegten  eisernen  Schienen,  der  zweite 
die  Anschaffung  und  Erhaltung  einer  dabei 
angebrachten  Betriebskraft,  und  zwar  einer 
natürlichen  lebenden  von  Zugthieren,  oder 
einer  künstlichen  von  Dampfmaschinen, 
[Locomotiven],  ferner  Wagen  für  Reisende 
und  Frachtgüter,  Gebäude  zur  Unter- 
bringung der  Zugthiere,  Locomotiven  und 
Wagen  sowie  der  zur  Beförderung  be- 
stimmten Sachen,  und  ein  eigenes  Per- 
sonale, welches  diese  Vorräthe  überwacht 
und  die  Fahrt  selbst  sowie  alle  dabei 
wegen  des  Fuhrwerks  in  Berührung  mit 
dem    Publicum     eintretenden    Geschäfte 
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besorgt.  So  sehr  die  Geschäfte  der 
technischen  Art  mit  jenen  der  Strassen- 
verwaltung  des  Staates  in  voller  Analogie 
stehen,  und  eigentlich  nur  eine  Fort- 
setzung, Erweiterung  und  höhere  Ver- 
vollkommnung der  bestehenden  öffent- 
lichen Strassen anstalt  bilden,  so  wenig 
sei  dies  bei  den  Geschäften  des  commer- 
ziellen  Theiles  als  einer  Fuhrwerks-  und 
Speditions-Unternehmung  und  eines  förm- 
lichen Gewerbe-Betriebes  der  Fall,  zu 
welchem  sich  die  Staatsregie  gar  nicht 
eigne,  weswegen  auch  auf  den  Staats- 
strassen alles  Fuhrwerk  der  Post  sich 
nicht  in  der  eigenen  Regie  des  Staates 
befinde,  sondern  Privaten,  nämlich  eigens 
bestellten  Posthaltem,  überlassen  werde. 
Erst  wenn  es  bei  einem  weiteren  Fort- 
schreiten der  Eisenbahn-Unternehmungen 
einst  vielleicht  noch  gelingen  sollte,  das 
Bau-  und  das  Fuhrwesen  bei  denselben 
ganz  von  einander  zu  trennen  und  letzteres 
so  zu  organisiren,  dass  es,  ohne  von  dem 
Monopole  einer  Privatunternehmung  ab- 
hängig zu  sein,  ähnlich  wie  auf  Strassen 
von  Jedermann  mit  eigenem  Fuhrwerk 
betrieben  werden  kann,  erst  dann  könnte 
es  thunlich  und  räthlich  werden,  die 
Herstellung  und  Erhaltung  des  ge  - 
hörigen  Baustandes  der  Eisenbahnen, 
ähnlich  wie  bei  Strassen,  in  die  Staats- 
regie zu  übernehmen. 

Diesen  Ausführungen  des  Referenten 
gemäss  sprach  sich  die  Commission  da- 
hin aus,  dass  die  Errichtung  der  Eisen- 
bahnen der  Privatindustrie  zu  über- 
lassen und  seitens  des  Staates  keines- 
falls  auf  deren   Anlage   einzugehen   sei. 

In  diesem  Sinne  wurde  auch  im  unter- 
thänigsten  Vortrage  der  vereinigten  Hof- 
kanzlei vom  II.  August  1837  berichtet 
In  dem  vorerwähnten  a.  h.  Cabinetschrei- 
ben  vom  25.  November  1837,  gab  Kaiser 
Ferdinand  zur  Richtschnur  seinen  Willen 
kund,  »dass  er  zwar  der  Staatsverwaltung 
das  Recht  vorbehalten  wissen  wolle,  Eisen- 
bahnen auf  eigene  Rechnung  zu  erbauen 
oder  zu  benützen,  dass  er  jedoch  in  dem 
gegenwärtigen  Zeitpunkte  hievon  keinen 
Gebrauch  zu  machen  beschlossen  habe«. 

In  dem  unterthänigsten  Vortrag  vom 
6.  December  1837,  welcher  über  das  Er- 
gebnis der  im  November  1837  stattge- 
habten Berathungenerstattet  wurde,  sprach 


sich  der  Kanzler  Graf  Mittrowsky,  an- 
knüpfend an  den  im  Cabinetschreiben 
gemachten  Vorbehalt,  mit  aller  Entschie- 
denheit zu  Gunsten  des  Staatsbahn- 
Systems  aus.  Er  äusserte  sich  hierüber 
wie  folgt: 

» Nachdem  ich  mir  erlaubt  habe,  über 
den  durch  a.  h.  Cabinetschreiben  vom 
25.  v.  M.  herabgelangten  Entwurf,  meine 
persönliche  Ansicht  der  a.  h.  Würdigung 
zu  unterziehen,  geruhen  Eure  Majestät 
Allergnädigst  zu  gestatten,  dass  ich  noch 
wenige  WTorte  bezüglich  auf  den  Schluss 
des  benannten  Cabinetschreibens  beifüge, 
womit  Euere  Majestät  die  Willensmeinung 
rücksichtlich  des  Baues  der  Eisenbahnen 
auf  Staatskosten  mir  a.  h.  zu  erkennen 
geben. 

Es  hat  zwrar  die  gemischte  Berathungs- 
Commission  gleich  zu  Anfang  des  Be- 
rathungs-Protokolls  vom  8.  Mai  1837 
einstimmig  die  Ansicht  ausgesprochen, 
dass  die  Errichtung  der  Eisenbahnen 
nur  allein  der  Privatindustrie  zu  über- 
lassen, und  von  Seite  des  Staates  keinen- 
falls  auf  deren  Anlage  einzugehen  sei ; 
ich  aber  theilte  bei  mir  diese  Meinung 
nicht;  da  ich  jedoch  bei  der  erfolgten 
allerunterthänigsten  Vorlage  der  ersten 
Berathungen  gehindert  war,  selbe  mit 
meiner  persönlichen  Meinung  ehrerbietigst 
zu  begleiten,  so  erlauben  Euere  Majestät, 
dass  ich  mich  nun  hierüber  ehrerbietigst 
aussprechen  und  erfreuen  darf,  dass  Euere 
Majestät  die  diesfällige  Ansicht  der 
Commission  nicht  als  festzuhaltenden 
Grundsatz  nun  erkannt,  sondern  vielmehr 
Sich  dagegen  ausgesprochen  und  derlei 
Unternehmungen  für  die  Folgezeit  der 
Staatsverwaltung  wirklich  vorbehalten 
zu  sollen  befunden  haben.  Ich  halte 
mich  überzeugt,  es  werde  in  der  segens- 
reichen Regierung  Euerer  Majestät  die 
Zeit  noch  kommen,  wo  Euere  Majestät 
solche  Anlagen  a.  h.  zu  beschliessen 
und  ausführen  zu  lassen  geruhen  werden. 
Die  Erfahrungen,  welche  die  belgische 
Regierung  diesfalls  gemacht  --  die 
bis  20%  Gewinn  von  ihren  Bahnen 
[und  welche  indirecte  Nationalvortheile] 
bezieht  —  und  die  Verfügungen,  welche 
die  französische  Regierung  schon  theil- 
weise  trifft,  dürften  die  österreichische 
Staatsverwaltung    in    dieser  Hinsicht    in 
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der  Folgezeit  zu  ähnlichen  Einleitungen 
bestimmen. 

Es  handelt  eben  der  Staat  nach  anderen 
Maximen  als  der  Private,  es  kann  sich 
ergeben,  dass  der  directe  Transportertrag 
der  Bahnen  nicht  so  anlockend,  aber  für 
den  Staat  an  indirectem  Gewinn  —  durch 
ungeheuren  Aufschwung  des  National- 
verkehrs, des  Handels  und  der  Industrie  — 
von  ganz  unberechenbarem  Nutzen  wäre. 

Bei  solchen  Zügen  ist  auf  Privat- 
unternehmungen wenig  zu  rechnen.  Gerne 
möchte  ich  mir  zu  behaupten  erlauben, 
dass  die,  für  die  Monarchie  so  ungemein 
wichtige,  in  der  Frage  begriffene  Wien- 
Triester  Südbahn  in  diese  Kategorie 
gehört.  Ich  glaube  nicht,  dass  Private 
sich  an  selbe  wagen  werden  —  allein 
ich  eracTite  eben  deshalb  auch,  dass  man 
nicht  stückweise  Privaten  dort  einzelne 
und  sehr  einträgliche  Bahnstrecken  zu 
unternehmen  bewilligen  sollte,  wodurch 
dann  bei  Fortsetzung  grosser  Züge  die 
beschwerlicheren  und  weit  kostspieligeren 
Strecken  der  Staatskasse  allein  zur  Last 
fielen. 

Uebernimmt  der  Staat  einen  ganzen 
langen  Zug  von  zwei  wichtigen  Haupt- 
punkten sammt  Ausästungen,  so  gleichen 
sich  die  grossen  Kosten  so  aus,  dass 
der  Bau  einer  solchen  Bahn  selbst  directe 
durch  die  Transportkosten,  für  Zinsen 
und  Anlage-Capitel,  Deckung  bringen 
kann.  Zur  Aufbringung  der  vom  Staate 
für  derlei  Bauten  zu  verwendenden 
Summe,  als  eine  bisher  dem  Staatsbudget 
fremdartige  Rubrik,  werden  verständige, 
im  Finanz-  und  Actienwesen  bewanderte 
Männer  weiterhin  wohl  zweckmässige 
Vorschläge  zu  machen  haben.  Selbst 
der  Referent  in  Eisenbahn-Angelegen- 
heiten, Baron  Drossdik,  hat  seit  der  im 
Sommer  stattgehabten  Berathungs-Com- 
mission,  über  diese  wichtige  Frage  näher 
nachgedacht;  er  hat  selbst  eine  Reise 
ins  Ausland  unternommen,  und  als  Resul- 
tat weiteren  Nachdenkens  und  persön- 
licher Beobachtung,  hat  er  mir  eine  Ein- 
gabe in  eben  dem  Momente  überreicht, 
in  welchem  das  letzte  a.  h.  Handschreiben 
vom  25.  November  an  mich  gelangt  ist. 
In  dieser  Eingabe  erklärt  er  sich,  von 
seiner  bei  der  ersten  commissionellen  Ver- 
handlung ausgesprochenen  —  dort  auch 


von  allen  Beisitzern  angenommenen  Mei- 
nung —  dass  der  Staat  sich  nicht  mit 
dem  Bau  von  Eisenbahnen  befassen  soll 
—  ganz  ab  und  vielmehr  zur  entgegen- 
gesetzten Meinung  überzugehen.«*) 

Es  wurde  sohin  die  Frage  erörtert, 
»auf  welche  Bahnen  die  a.  h.  ge- 
gebene Aufgabe  zu  beziehen  sei«. 

Die  Commission  sah  davon  ab,  die 
Kategorien  von  Eisenbahnen  näher  zu 
bezeichnen,  auf  welche  die  Staatsver- 
waltung Einfluss  zu  nehmen  habe,  und 
für  welche  die  Ausmittlung  von  Grund- 
sätzen erfolgen  soll.  Hiebei  ging  die  Com- 
mission davon  aus,  dass  auf  Eisenbahnen, 
welche  einzelne'  Private  blos  zu  ihrem 
Gebrauche  auf  eigenem  Grunde  [z.  B. 
in  ihren  Bergwerken  oder  Waldungen], 
errichten,  die  festzustellenden  Normen 
keine  Anwendung  zu  finden  haben  —  sowie 
ja  auch  die  Staatsverwaltung  auf  solche 
Strassen,  welche  Jemand  auf  seinem 
eigenen  Grunde  nur  zum  eigenen  Ge- 
brauche erbaut,  ohne  sie  einem  freien 
und  öffentlichen  Gebrauche  des  Publicums 
zu  widmen,  keinen  Einfluss  nimmt  — 
und  dass  andererseits  alle  Eisenbahnen, 
welche  dem  allgemeinen  freien  Gebrauche 
des  Publicums  gewidmet  sind,  einen 
näheren    Einfluss    der    Staatsverwaltung 


*)  In  dieser  nachträglichen  Eingabe 
äussert  sich  Freiherr  von  Drossdik  über  die 
Systemfrage  wie  folgt : 

»Bei  dem  Gange  alles  wissenschaftlichen 
Fortschreitens  und  insbesondere  bei  neuen 
Erfindungen,  wo  eine  erst  kurze  und  daher 
noch  mangelhafte  Erfahrung  keine  zureichend 
festen  Anhaltspunkte  zu  einer  sicheren  Be- 
urtheilung  darbietet,  ist  es  nun  einmal  das 
Schicksal  des  menschlichen  Geistes,  dass 
dieser  erst  nach  Durchlaufung  riiehrerer  Irr- 
wege, nach  so  mancher  späteren  Abänderung 
und  Berichtigung  früher  gefasster,  aber  nach- 
mals unrichtig  gefundener  Ansichten,  zur 
vollen    Erkenntnis     der    Wahrheit    gelangt. 

So  ist  es  auch  bei  den  Eisenbahnen,  als 
einer  Erfindung  der  neueren  Zeit,  geschehen, 
dass  mehrere,  bekanntlich  sehr  einsichtsvolle 
Regierungen,  wie  die  preussische  und  bel- 
gische, ihre  in  dieser  Beziehung  anfangs 
angenommenen  Maximen  in  der  folge  sehr 
wesentlich  abgeändert  haben,  und  es  kann 
daher  wohl  Entschuldigung  finden,  wenn 
auch  ein  einzelner  Privatmann  sich  ver- 
anlasst sieht,  seine  früher  über  diesen  Gegen- 
stand geäusserten  Ansichten  späterhin  ganz 
anders  zu  gestalten. 

Der  Unterzeichnete  befindet  sich  in  die- 
sem Falle.« 
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nicht  minder  als  öffentliche  Strassen  in  An- 
spruch nehmen;  es  scheine  deshalb  nicht 
angängig,  irgend  eine  besondere  Kate- 
gorie als  Zweigbahnen  oder  unter  einem 
anderen  Namen  von  der  Anwendung 
der  aufzustellenden  Grundsätze  auszu- 
schliessen.  In  Uebereinstimmung  mit  der 
Anschauung  der  Commission  wurde  Ein- 
gangs der  Concessionsnormen  bestimmt, 
dass  Eisenbahnen,  welche  blos  für  den 
eigenen  Gebrauch  des  Unternehmers  und 
nur  auf  eigenem  Grunde  erbaut  werden, 
ausser  dem  durch  die  allgemeinen  Ge- 
setze vorgeschriebenen  Baueonsense  kei- 
ner besonderen  behördlichen  Bewilligung 
bedürfen,  wogegen  Eisenbahnen,  welche 
für  den  allgemeinen  Gebrauch  des 
Publicums  bestimmt  sind,  nur  infolge 
einer  besonderen  Bewilligung  der  Staats- 
verwaltung angelegt  werden  können, 
welch  letztere  sich  zugleich  die  beson- 
dere Beaufsichtigung  dieses  Zweiges 
der  Betriebsamkeit  vorbehalte. 

In  Bezug  auf  die  beiden  ersten,  im 
Cabinetschreiben  vom  27.  Februar  1836 
aufgeworfenen  Fragen  »nach  den  wün- 
schenswerthen  Richtungen  für 
die  Anlage  von  Eisenbahnen 
und  die  zweckmässige  Reihen- 
folge ihrer  Ausführung«  hatte  der 
Referent  den  Versuch  gemacht,  gewisse 
Gesichtspunkte  zu  formuliren,  nach  wel- 
chen seitens  der  Staatsverwaltung  bei  Be- 
urtheilung  der  Concessions-Gesuche  vor- 
gegangen werden  sollte.  Bei  Auswahl  der 
Linien  sollte  nach  seiner  Anschauung  das 
Augenmerk  wie  bei  Strassen  vor  Allem 
auf  jene  Züge  gerichtet  werden,  durch 
»welche  die  im  Inneren  der  Monarchie 
befindlichen  Haupt-Centralpunkte  des  in- 
nern  Verkehrs,  nämlich  die  Hauptstädte 
aller  Provinzen  und  und  die  an  der  Staats- 
grenze befindlichen  Haupt-Mittelpunkte 
des  äussern  Verkehrs,  nämlich  die  Häfen 
und  die  Haupt-Ein-  und  Ausbruchstationen 
an  Land-  und  Wasserstrassen  gegenüber 
dem  Auslande  sowohl  bei  jeder  dieser 
zwei  Classen  als  zwischen  beiden  Classen 
in  die  möglichst  kürzeste  Verbindung  unter 
sich  gebracht  werden«. 

Da  jedoch  die  Aufeinanderfolge  der 
nach  und  nach  von  Privaten  in  Ausfüh- 
rung gesetzten  Eisenbahnzüge  nicht  allein 
von     der    Wahl    der    Staatsverwaltung, 


sondern  hauptsächlich  nur  von  der  eige- 
nen Willfährigkeit  der  sich  meldenden 
Privaten  abhänge,  so  sollte  jener  Grund- 
satz nach  Ansicht  des  Referenten  nicht 
strenge  gehandhabt  und  eine  für  einen 
Bahnzug  angemeldete  Privatunterneh  - 
mung  aus  dem  Grunde,  dass  eher  noch 
die  Ausführung  eines  anderen  wichtigeren 
Bahnzuges  zu  wünschen,  und  eine  Privat- 
bewerbung um  denselben  abzuwarten 
wäre,  nur  dann  zurückgewiesen  werden, 
wenn  ein  minder  wichtiger  Bahn- 
zug einen  ungleich  wichtigeren  auf  eine 
solche  Weise  durchkreuzt,  dass  durch 
die  frühere  Ausführung  des  ersten  die 
nachmalige  des  zweiten,  schon  in  tech- 
nischer Hinsicht  wesentlich  beirrt  und 
beinahe  unmöglich  gemacht  würde,  oder 
wenn  die  Richtung  eines  minder  wichti- 
gen Bahnzuges  mit  jener  eines  ungleich 
wichtigeren  Bahnzuges  in  einem  solchen 
Zusammenhange  steht,  dass  aus  der 
früheren  Ausführung  einer  Eisenbahn 
in  dem  ersten  Zuge  eine  fehlerhafte  und 
schädliche  Ablenkung  des  Handels  von 
seiner  natürlichen  Richtung  in  dem 
zweiten  Zuge  zu  besorgen  wäre. 

Die  Mehrheit  der  Commissions-Mit- 
glieder  war  indessen,  abweichend  vom 
Referenten,  der  Meinung,  dass  die  An- 
legung von  Eisenbahnen  im  Interesse 
des  Handels  und  der  Industrie  in 
allen  Richtungen  wünschenswerth  er- 
scheine, in  denen  sie  sich  als  möglich 
darstelle  und  nicht  gegen  wichtigere 
öffentliche  Interessen  oder  Zwecke  Ver- 
stösse. Man  solle  sich  daher  auf  die 
Prüfung  der  Gemeinnützigkeit  der  wirk- 
lich vorliegenden  Projecte  beschränken 
und  dabei  nicht  auf  andere  allenfalls 
mögliche  Projecte  Bedacht  nehmen,  weil 
man  sonst  der  Gefahr  ausgesetzt  sei, 
dass  dann  die  Ausführung  einer  sehr 
gemeinnützigen  Unternehmung  oft  ganz 
unterbleiben  würde. 

Diese  liberale  Auffassung  fand  auch 
in  den  Concessionsnormen  Ausdruck,  in- 
dem darin  ausgesprochen  wurde,  dass 
die  Wahl  der  Richtung  und  Reihen- 
folge der  zu  erbauenden  Eisenbahnen 
den  Privaten  und  ihrer  Berechnung  des 
Vortheils  und  des  Ertrages,  welchen  sie 
hievon  mit  Wahrscheinlichkeit  erwarten 
können,  überlassen  und  denselben  hiebei 
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keine  andere  Beschränkung  auferlegt 
werden  solle,  als  welche  wichtigere  öffent- 
liche Interessen  erheischen.  In  dem 
Falle,  wo  mehrere  denselben  Bahnzug 
erwählende  Privatunternehmer  zu  gleicher 
Zeit  mit  ihren  Gesuchen  um  Bewilligung 
hiezu  zusammentreffen,  ist  sich  nach  den 
Concessionsnormen  in  der  Regel  für  jenen 
zu  entscheiden,  welcher  dieselbe  Bahn- 
richtung in  einer  längeren  Ausdehnung 
verfolgen  will.  Beim  Zusammentreffen 
mehrerer  gleichgeeigneter  Bewerber  um 
dieselbe  Bahn  ist  die  Concurrenz  unter 
denselben  zu  eröffnen  und  jenem  Be- 
werber der  Vorzug  einzuräumen,  welcher 
die  geringste  Concessionsdauer  oder 
sonst  mindere  Vorrechte  anspricht  oder  sich 
zu  niedrigeren  Tarifen  anheischig  macht. 

Auch  sonst  athmen  die  1838er  Con- 
cessions-Bestimmungen  einen  dem  Eisen- 
bahnwesen überaus  wohlwollenden  Geist, 
welcher  noch  auffälliger  zu  Tage  tritt, 
wenn  man  die  interessanten  Verhand- 
lungsprotokolle einer  Durchsicht  unter- 
zieht und  daraus  entnimmt,  wie  so  manche 
Versuche  auf  Bevormundung  und  Be- 
lastung der  Eisenbahnen  von  der  Mehr- 
heit der  Commission  zurückgewiesen 
wurden.  So  fand  man  es  angemessen, 
mit  der  Ertheilung  der  »vorläufigen 
provisorischen  Bewilligung  zur  Ver- 
anstaltung aller  Vorbereitungen,  die  zur 
künftigen  Ausführung  der  Unternehmung 
nöthig  sind«,  innerhalb  der  Zeitfrist,  in 
welcher  diese  Vorbereitungen  vollendet 
sein  müssen,  ein  nach  den  heutigen  Ge- 
setzen nicht  mehr  bestehendes  Prioritäts- 
recht vor  anderen  Privaten,  die  sich  später 
für  dieselbe  Unternehmung  melden  könnten, 
zu  verbinden,  da  man  fürchtete,  dass  sonst 
schwerlich  Jemand  es  wagen  würde,  sich  in 
so  kostbare  Vorbereitungen  einzulassen, 
wenn  er  Gefahr  laufen  würde,  dass  ein 
anderer  Privater,  der  sich  nach  ihm  erst  für 
dieselbe  Unternehmung  meldet,  innerhalb 
der  ihm  für  jene  Arbeiten  gesetzten  Frist 
ein  Recht  zu  dieser  Unternehmung  er- 
langen und  dadurch  dann  den  Zweck  der 
von  dem  ersten  Unternehmer  gemachten 
grossen  Vorauslagen  vereiteln  würde. 

Als  Vorbedingung  für  die  Erthei- 
lung der  vorläufigen  Bewilligung,  wird 
in  den  Concessionsnormen,  abgesehen  von 
der  Vertrauenswürdigkeit  der  Bewerber  ge- 


fordert, dass  die  geplante  Bahn  nützlich  sei 
und  dass  gegen  das  Project  in  öffentlicher 
Rücksicht  keine  Anstände  obwalten.  Als 
ausgeschlossen  wird  in  den  Concessions- 
normen die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten 
für  eine  Eisenbahn  bezeichnet,  wenn  in  der- 
selben Richtung  zuvor  einem  anderen  Pri- 
vaten ein  ausschliessendes  Recht  verliehen 
wurde,  oder  die  Herstellung  der  angesuch- 
ten Eisenbahn  dem  Bedenken  unterliegt, 
dass  durch  die  vorgeschlagene  Bahnlinie 
die  Errichtung  einer  anderen,  diese  durch- 
kreuzenden oder  mit  ihr  parallel  laufen- 
den Bahn  bedeutend  erschwert  oder  ver- 
hindert würde,  an  deren  künftigem  Zu- 
standekommen der  Staatsverwaltung  aus 
commerziellen  und  anderen  öffentlichen 
Rücksichten  gelegen  ist. 

Was  die  definitive  Bewilligung 
zur  wirklichen  Ausführung  der  Unterneh- 
mung betrifft,  so  wurde  dieselbe  in  den 
Concessionsnormen  als  »Concession«  und 
nicht  als  Privilegium  bezeichnet,  weil  nach 
dem  bestehenden  Tax-Systeme  alle  Privi- 
legien einer  besonderen  weit  höheren  Tax- 
auflage unterworfen  sind,  es  aber  nach 
Ansicht  der  Berathungs-Commission  bei 
Eisenbahnbau  -  Unternehmungen,  welche 
so  grosse  Opfer  in  den  Vorauslagen  fordern 
und  so  grossen  Gefahren  in  Bezug  auf  den 
Erfolg  ausgesetzt  sind,  der  ausgespro- 
chenen a.  h.  Absicht,  das  Emporkommen 
derselben  auf  alle  thunliche  Weise  zu. 
unterstützen,  weit  gemässer  und  billiger 
scheine,  selbe  bei  ihrem  Beginnen  mit 
höheren  Taxauflagen  zu  verschonen  und 
nur  mit  einer,  anderen  Gewerbe-Conces- 
sionen  analogen  Taxe  zu  belegen. 

An  den  Antrag  des  Referenten,  die 
definitive  Concession  nur  an 
Actien vereine  und  nicht  an  Ein- 
zelpersonen zu  ertheilen,  knüpfte  sich 
in  der  Commission  eine  interessante 
Discussion.  Der  Referent  machte  für 
seinen  Antrag  geltend,  dass  die  Privat- 
unternehmung einzelner  Personen  nie 
eine  so  sichere  Bürgschaft  für  die  voll- 
kommene Ausführung  der  Unternehmung 
gewähre,  als  wenn  sie  durch  eine  Actien- 
Gesellschaft  geschieht.  Bei  einzelnen 
Personen,  welche  zu  einer  solchen  Unter- 
nehmung berechtigt  werden,  sei  ihr  Leben, 
der  blühende  Zustand  ihres  Vermögens, 
ihre  fortdauernde  Einsicht  zur  guten  Ge- 
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Schäftsführung,  die  fortdauernde  gute 
Stimmung  ihres  Eifers  für  das  Gelingen 
der  Unternehmung  vielfachen  Unfällen 
und  Abwechslungen  unterworfen,  wodurch 
nach  dem  Eintritte  widriger  Verhältnisse 
die  weitere  gute  Fortsetzung  und  gänz- 
liche Ausführung  einer  auch  unter  noch 
so  günstigen  Aussichten  begonnenen 
Unternehmung  doch  in  der  Folge  leicht 
sehr  gefährdet  werden  können.  Anders 
liege  hingegen  die  Sache  bei  einer  wohl- 
organisirten  Actien-Gesellschaft.  Die  Ac- 
tien-  Gesellschaft  sterbe  nicht  und  altere 
nicht.  Die  Abgänge  und  Lücken,  die  bei  ihr 
durch  den  Tod  oder  durch  die  während  der 
noch  nicht  ganz  erfolgten  Einzahlung  des 
Fonds  eintretende  Insolvenz  einzelner  Mit- 
glieder sich  ergeben  können,  werden  leicht 
und  bald  durch  die  an  ihre  Stelle  eintreten- 
den Erben,  oder  durch  den  Eintritt  anderer 
neuer  Actionäre  wieder  ersetzt.  Durch 
diesen  Wechsel  der  Mitglieder  befinde 
sich  die  Actien-Gesellschaft  in  dem  Zu- 
stande einer  steten  Verjüngung.  Die  ver- 
ständige und  eifrige  Geschäftsführung  sei 
hier  durch  die  Concurrenz  der  Intelligenz 
so  vieler  Mitglieder  und  durch  die  viel- 
seitige Controle,  welche  diese  über  die 
eigentlichen  Geschäftsleiter  ausüben,  so- 
wie auch  die  ernstliche  Ausführung  des 
Zweckes  durch  das  darin  zusammen- 
treffende gemeinschaftliche  Interesse  so 
vieler  Mitglieder,  weit  mehr  gesichert, 
und  so  gewähre  die  Actien-Gesellschaft 
in  allen  diesen  Beziehungen  eine  weit 
vollkommenere  Bürgschaft,  dass  der  Bau 
einer  Eisenbahn  vollständig  und  gut  in 
wirkliche  Ausführung  kommen  werde. 
Ferner  mache  das  einer  solchen  Unter- 
nehmung nach  ihrer  Natur  zukommende 
Transport-Monopol  es  der  Staatsverwal- 
tung zu  einer  nicht  minder  strengen 
Pflicht,  in  die  Art  des  Betriebes  der  Unter- 
nehmung und  in  die  Erträgnisse  derselben 
eine  nähere  Einsicht  zu  nehmen.  Bei 
einzelnen  Personen,  welchen  eine  solche 
Unternehmung  überlassen  wird,  sei  es 
aber  unmöglich,  sich  die  unumgänglich 
nöthige  genaue  Kenntnis  von  der  Art 
des  Betriebes  und  dessen  Ergebnissen  zu 
erwerben,  ohne  theils  in  zu  gehässige, 
inquisitorische,  theils  in  zu  lästige  und 
für  den  Staatsschatz  kostbare  Control- 
massregeln     zu    gerathen.     Bei    Actien- 


Gesellschaften  hingegen  komme  die  Publi- 
cität  der  Art  des  Betriebes  und  seiner 
Resultate,  welche  schon  zur  erforderlichen 
Controle  aller  Actionäre  über  die  Ge- 
barung ihrer  Direction  bestehen  muss, 
auch  der  Staatsverwaltung  sehr  zu  statten, 
welche  sich  die  nöthige  Einsicht  in  den 
Betrieb  im  zureichenden  Masse  aus  den 
Eröffnungen,  welche  an  alle  Actionäre  ge- 
schehen, sowie  überdies  durch  die  zu  den 
Generalversammlungen  der  Gesellschaft 
abzuordnenden  Commissäre  ohne  Schwie- 
rigkeiten und  Kosten  verschaffen  könne. 

Den  Anträgen  des  Referenten  ent- 
sprechend wurde  in  die  Concessions- 
Vorschriften  eine  Bestimmung  aufge- 
nommen, nach  welcher  um  die  definitive 
Concession  in  der  Regel  nur  Actien- 
vereine  oder  fortdauernde  moralische  Per- 
sonen ansuchen  können.  Es  liegt  hierin 
eine  für  die  damalige  Zeit,  in  welcher  das 
Actienwesen  noch  in  den  Anfängen  seiner 
Entwicklung  sich  befand,  gewiss  bedeut- 
same Anerkennung  des  Werthes  der 
Association  auf  wirtschaftlichem  Gebiete. 

Zur  Hintanhaltung  von  Missbräuchen 
wurde  in  den  Concessionsnormen  be- 
stimmt, dass  im  öffentlichen  sowie  in  dem 
eigenen  Interesse  der  Privaten  die  Be- 
hörden bei  Prüfung  des  Actienplanes 
und  des  Statuten-Entwurfs  ihr  Augenmerk 
dahin  zu  richten  haben,  dass  die  ange- 
tragene Unternehmung  ernstlich  gemeint 
und  nicht  eine  Vorspiegelung  sei,  um  die 
Actien  zu  einem  Börsenspiele  zu  miss- 
brauchen. Zu  diesem  Zwecke  ist  eine 
Summe  festzusetzen,  welche  durch  die 
Theilnehmer  schon  bei  Vorlage  des  Ent- 
wurfs der  Statuten  gesichert  sein  muss ;  auch 
bleiben  die  ersten  Actienzeichner  bei  Ver- 
äusserung  der  Interimsscheine,  deren  Noti- 
rung  an  der  Börse  ausgeschlossen  ist, 
für  die  weiteren  Einzahlungen  haftbar. 

Vom  Referenten  waren  noch  weitere 
Massregeln  vorgeschlagen  worden,  welche 
darauf  abzielten,  die  Agiotage  zu  be- 
kämpfen und  das  Publicum  vor  Verlusten 
zu  bewahren.  Insbesondere  sollte  jedes 
Project  auch  vom  Standpunkte  seiner 
Nützlichkeit  für  die  daran  theilnehmenden 
Privaten  geprüft  werden.  Die  Mehrzahl 
der  Commissions-Mitglieder  sprach  sich  aus 
folgenden  Erwägungen  gegen  solche 
Mittel  aus. 
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In  Oesterreich  sei  die  Klage  über 
Uebermass  an  Unternehmungslust  bisher 
noch  nicht  laut  geworden  und  durch 
hemmende  Vorkehrungen  gegen  Actien- 
Gesellschaften  könnte  der  Geist  der  Geld- 
association  bald  wieder  unthätig  werden, 
wodurch  Oesterreich  zwar  vor  möglichen 
Nachtheilen  der  Actien-Agiotage  bewahrt, 
aber  dagegen  auch  um  die  anderen  Län- 
dern in  so  reichem  Masse  zufliessenden 
Vortheile  grösserer,  durch  vereinigte  Pri- 
vat-Capitalskräfte  ausgeführter  Unterneh- 
mungen gebracht  würde.  Der  Actien- 
handel werde  eigentlich  nur  dann 
zur  wahren  Agiotage  und  falle  in  den 
Bereich  der  Criminal-Gesetzgebung,  wenn 
unredliche  Mittel  zur  Herbeiführung  einer 
den  wirklichen  Werth  übersteigenden 
Preissteigerung  angewendet  werden.  In 
allen  anderen  Fällen  erscheinen  alle  gegen 
den  Actienhandel  gerichteten  Regierungs- 
Massregeln  bedenklich,  besonders  inso- 
lange  Lotterien  zu  Gunsten  der  Staats- 
casse  eingerichtet,  mit  Prämien,  verbun- 
dene Anlehen  abgeschlossen  und  allen 
Staaten  noch  die  gewöhnlichen  Anlehen 
und  der  damit  verbundene  Handel  unent- 
behrlich seien.  Durch  die  für  Einzelne  mit 
dem  Actienspiele  verbundenen  Verluste 
werde  das  Nationalvermögen  selbst  nicht 
verringert,  insoferne  sie  zum  Vortheile 
Anderer  dienen,  es  trete  nur  eine  Verände- 
rung in  der  Vertheilung  des  Nationalvermö- 
gens ein,  welche  sogar  dem  National- 
vermögen im  Allgemeinen  zum  grossen 
Vortheile  gereichen  könne,  insoferne  die 
aus  der  Actienspeculation  errungenen  Ca- 
pitalien  auf  nützliche  und  ausführbare  In- 
dustrial-Unternehmungen,  wie  Eisenbah- 
nen, verwendet  werden.  Der  Actienhandel 
stehe  nach  der  Gestaltung  der  bestehen- 
den Geldverhältnisse  mit  den  übrigen 
Unternehmungen  des  Handels  und  der  In- 
dustrie in  gleichem  Verhältnisse  und  es 
können  nach  richtigen  staatswirfhschaft- 
lichen  Grundsätzen  positiv  eingreifende 
Massregeln  ebensowenig  bei  den  ersteren 
als  bei  den  letzteren  gerechtfertigt  werden. 
Die  angetragene  Massregel  insbesondere, 
wonach  die  Staatsverwaltung  bei  jeder 
Actien-Gesellschaft  für  Eisenbahnen  sich  in 
eine  ängstliche  Vorfrage  über  die  Nützlich- 
keit der  Unternehmung  für  die  daran 
theilnehmenden    Privaten    einlassen    soll, 


scheine  in  hohem  Masse  bedenklich,  weil 
der  Eintritt  in  eine  Actien-Gesellschaft 
zur  Ausführung  von  Eisenbahnen  und 
der  Besitz  von  Actien,  ebenso  wie  der 
Antheil  an  einem  Bergwerke  und  der 
Kauf  eines  solchen  zu  den  Glücksver- 
trägen [!]  gehöre,  wodurch  die  Hoffnung 
eines  ungewissen  Vortheiles  versprochen 
und  angenommen  werde,  durch  die  ange- 
tragene Massregel  aber  der  Staat  ge- 
wissermassen  die  Garantie  des  günstigen 
Erfolges  der  bewilligten  Eisenbahn  über- 
nehmen würde.  Die  Staatsverwaltung  hätte 
sich  deshalb  lediglich  darauf  zu  beschrän- 
ken, zuerst  den  Bauplan  einer  jeden  neuen 
Bahn-Unternehmung,  und  wenn  sich  zur 
Ausführung  einer  solchen  Unternehmung 
eine  Actien-Gesellschaft  gebildet  hat  und  die 
Finanzverwaltung  dagegen  keinen  Anstand 
haben  sollte,  die  Statuten  derselben  zu  prü- 
fen, ob  in  öffentlicher  Beziehung  kein  An- 
stand gegen  ihre  Genehmigung  obwaltet. 

Die  Commission  theilte  die  Auf- 
fassung, dass  eine  sorgfältige  Prüfung  des 
vorgelegten  näher  ausgearbeiteten  Projec- 
tes  der  Unternehmung  in  öffentlicher  Rück- 
sicht vollkommen  gerechtfertigt  sei,  dass 
dagegen  die  beabsichtigte  Prüfung  des  Pro- 
jectes  auch  vom  Standpunkte  des  eigenen 
Interesses  der  besonderen  Unternehmung 
sowie  auch  die  Ertheilung  allfälliger  Rath- 
schläge  und  Andeutung  möglicher  Ver- 
besserungen zu  vermeiden  seien,  die  man 
füglich  dem  eigenen  Ermessen  der  Pri- 
vaten überlassen  sollte,  ohne  durch  ein 
entgegengesetztes  Verfahren  möglicher- 
weise selbst  die  Regierung  zu  compro- 
mittiren.  Demgemäss  wurde  in  die  Con- 
cessionsnormen  der  Vorbehalt  einer  Prü- 
fung des  Projects  vom  Standpunkte  seiner 
Nützlichkeit  für  die  Unternehmer  nicht 
aufgenommen. 

Was  die  mit  der  Verleihung  der  defini- 
tiven Concession  zu  verknüpfenden  Rechte 
anbelangt,  so  wurde  zunächst  eingehend 
die  Frage  erörtert,  ob  und  inwieweit  die 
Concessionirung  von  Concurrenz- 
b ahnen  ausgeschlossen  werden  sollte. 
Die  Commissions-Mitglieder  sprachen  sich 
übereinstimmend  für  die  Festsetzung  eines 
solchen  Ausschliessungsrechtes  aus,  da 
es  bei  der  Schwierigkeit  der  Eisenbahn- 
Unternehmungen,  der  Grösse  der  Anlage- 
kosten und  der  Unsicherheit  des  Erfolges 
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in  der  Richtung  gerechtfertigt  sei,  den 
Unternehmer  vollkommen  sicherzustellen, 
dass  der  Transport,  auf  welchen  er  bei 
Errichtung  seiner  Eisenbahnen  gerechnet 
hatte,  ihm  nicht  durch  den  Bau  einer 
anderen  Bahn,  welche  lediglich  dieselbe 
Bestimmung  habe,  entzogen  werde;  an- 
dererseits wurde  aber  anerkannt,  dass 
die  Grenzlinien  des  Ausschliessungsrechtes 
nicht  zu  weit  ausgedehnt  werden  dürfen. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  wurde  es 
nicht  als  angängig  erklärt,  jede  Bahn  aus- 
zuschliessen,  welche  von  einem  Punkte 
der  bereits  bewilligten  Bahn  beginnt  und 
in  einen  anderen  Punkt  derselben  Bahn 
wieder  zurückführt,  da  man  hiedurch  in 
der  Voraussetzung,  dass  sich  das  Eisen- 
bahnsystem allmählich  immer  mehr  ver- 
breiten sollte,  eine  für  die  Allgemeinheit 
höchst  bedenkliche  und  gefährliche  Be- 
schränkung der  Entwicklung  der  Eisen- 
bahnen herbeiführen  würde. 

Es  wurde  diesen  Anschauungen  ent- 
sprechend in  die  Concessionsnormen  die 
Bestimmung  aufgenommen,  dass  das 
Concessionsrecht  insoferne  ein  aus- 
schliessendes  sei,  als  Niemand  gestattet 
werden  dürfe,  eine  andere,  dieselbe  Be- 
stimmung habende  Eisenbahn  für  den 
Gebrauch  des  Publicums  zu  errichten,  bei 
welcher  es  lediglich  darauf  abgesehen 
sei,  dieselben  Endpunkte  miteinander  in 
Beziehung  zu  bringen,  ohne  auf  dem 
Bahnzuge  neue,  in  commerzieller  Be- 
ziehung wichtige  Zwischenpunkte  zu  be- 
rühren. Gegenüber  den  von  einzelnen 
Commissions-Mitgliedern  ausgesprochenen 
Befürchtungen,  dass  auch  eine  derartige 
Beschränkung  des  Ausschliessungsrechtes 
eine  Abschreckung  der  Unternehmungs- 
lust zur  Folge  haben  könnte,  wurde  von 
anderer  Seite  darauf  hingewiesen,  dass 
durch  eine  derartige  Bestimmung  sich 
auch  in  anderen  Staaten  die  Unternehmer 
nicht  haben  abschrecken  lassen  und  dass 
dies  in  Oesterreich  weniger  als  irgendwo 
zu  besorgen  sei,  weil  einerseits  die  ge- 
mässigten Grundsätze  der  österreichischen 
Regierung  jeden  Unternehmer  von  solchen 
Eingriffen  in  seine  Rechte  sichern,  wo- 
durch er  um  die  Früchte  seines  Unter- 
nehmungsgeistes gebracht  würde  und  weil 
andererseits  die  Capitalien  des  Welt- 
marktes   sich    am    liebsten    dorthin    auf 


industrielle  Unternehmungen  von  längerer 
Dauer  wenden,  wo  innere  Ruhe  und 
Frieden  am  meisten  garantirt  seien,  worauf 
Oesterreich    stolz  sein  dürfe. 

Was  die  Frage  des  Enteignungs- 
rechtes betrifft,  so  herrschte  in 
der  Commission  Meinungsverschiedenheit 
darüber,  unter  welchen  Voraussetzungen 
einem  Eisenbahn-Unternehmen  das  wich- 
tige Recht  der  Enteignung  zuzuerkennen 
sei.  Einzelne  Mitglieder  der  Commission 
sprachen  sich  dafür  aus,  dass  nicht  mit 
jeder  als  nützlich  erkannten  Eisenbahn  das 
Enteignungsrecht  verbunden  werden  solle, 
dass  vielmehr  das  Unternehmen  auch 
wirklich  als  gemeinnützig  erkannt  worden 
sein  müsse.  So  könnte  eine  Eisenbahn 
von  Wien  nach  Hütteldorf  [Ort  nächst 
Wien]  für  den  Unternehmer  sehr  nützlich 
und  dem  Publicum  angenehm,  aber  doch 
nicht  gemeinnützig  sein.  Die  Mehrheit 
trat  indessen  dafür  ein,  dass  auch  solchen 
Bahnen  das  Enteignungsrecht  zugestanden 
werden  solle,  da  dasjenige,  was  dem 
Unternehmer  nutzbringend  sei,  dadurch 
nützlich  werde,  weil  es  Anwendung  findet, 
weil  es  dem  Publicum  angenehm  sei, 
dadurch  gewinne  aber  in  der  letzten  Auf- 
lösung das  Allgemeine  und  die  Eisenbahn 
werde  dann  doch  gemeinnützig. 

Die  von  dem  Referenten  vorgeschla- 
gene Bestimmung,  wonach  das  Ent- 
I  eignungsrecht  für  alle  jene  Räume  in 
Anspruch  genommen  werden  könne, 
welche  zur  Ausführung  der  Unternehmung 
für  unumgänglich  nothwendig  erkannt 
werden,  wurde  von  einer  Seite  als  zu 
weitgehend  bezeichnet.  Von  dieser  Seite 
wurde  vorgeschlagen,  das  Enteignungs- 
recht nach  dem  Beispiele  der  preussischen 
Regierung  nur  in  Ansehung  der  zum  Bahn- 
körper selbst,  dann  für  die  Plätze  zum 
Ausweichen  und  Umkehren  erforderlichen 
Grundstücke  einzuräumen,  dagegen  die  für 
die  Waarenmagazine  nöthigen  Plätze  aus- 
zuschliessen,  da  sonst  die  Unternehmer  in 
gewerbereichen  Städten,  wo  die  Realitäten 
einen  grossen  Werth  haben,  der  oft  auch 
relativ  grösser  ist,  dem  Privateigenthume 
abträgliche  Anprüche  stellen  könnten. 
Die  Mehrzahl  der  Commissions-Mitglieder 
stimmte  für  den  Referentenantrag,  wobei 
insbesonders  betont  wurde,  dass  das  Ent- 
eignungsrecht    für     alle     nothwendigen 
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Räume  ungeschmälert  vorbehalten  werden 
müsse,  weil  die  Stations-  und  Depot- 
gebäude von  sehr  grossem  Einfluss  auf 
den  Betrieb  seien  und  die  Ausmittlung 
des  Platzes  hiezu  die  grössten  Schwierig- 
keiten darbiete. 

Der  Gegenstand  des  durch  die  Con- 
cession  einzuräumenden  Transport- 
rechtes war  von  dem  Referenten  dahin 
formulirt  worden,  dass  es  der  Unternehmung 
zustehen  solle,  auf  der  hergestellten  Bahn 
Personen  und  Sachen  aller  Art  mit 
eigenen  Wagen,  Zugvieh  oder  Dampf- 
kraft zu  transportiren.  Diese  Umschrei- 
bung des  Transportrechtes  wurde  als  zu 
enge  erklärt.  Es  könnte  der  Fall  ein- 
treten, dass  die  Unternehmung  es  ihrem 
Interesse  zusagend  fände,  die  Benützung 
der  Bahn  auch  fremden  Wagen  zu  ge- 
statten, und  vielleicht  dürfte  schon  in 
wenigen  Jahren  eine  neu  erfundene  tech- 
nische Kraft  zum  Transporte  verwendet 
werden;  es  wurde  aus  diesen  Erwägun- 
gen die  einschlägige  Bestimmung  all- 
gemeiner, und  zwar  dahin  gefasst,  dass 
der  Concessionär  berechtigt  sei,  Personen 
und  Sachen  aller  Art  mit  Zugvieh  oder 
anderer  Kraft  zu  transportiren. 

In  Bezug  auf  die  Festsetzung  der 
Pr eis tarife  machte  sich  eine  entschie- 
dene Strömung  gegen  den  Vorbehalt  einer 
Tarifregulirung  durch  die  Regierung 
geltend.  Es  wurde  ein  derartiger  Vor- 
behalt als  überflüssig  bezeichnet,  weil 
es  schon  im  eigenen  Interesse  des  Unter- 
nehmers liege,  die  Preise  so  billig  als 
möglich  zu  stellen,  um  zur  Benützung 
der  Bahn  aufzumuntern,  weil  es  ferner 
der  Staatsverwaltung,  wie  bei  allen 
Taxen,  wo  man  es  mit  Gewerbsunter- 
nehmungen zu  thun  habe,  an  einer  stich- 
hältigen Grundlage  zur  Regelung  der 
Tarife  fehlte,  weil  endlich  der  Vorbehalt 
der  Tarifherabsetzung  immer  eine  sehr 
abschreckende  und  die  Unternehmungs- 
lust störende  Massregel  sei.  Andere 
Commissions-Mitglieder,  darunter  nament- 
lich der  bekannte  Hofbaurath  Frances- 
co n  i,  sprachen  sich  unter  besonderer 
Betonung  des  Ausschliesslichkeitsrechtes 
entschiedenst  für  die  Beschränkung  der 
Tariffreiheit  aus  und  wies  Letzterer 
namentlich  darauf  hin,  dass  auch  in 
England     die     Nothwendigkeit     erkannt 
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worden  sei,  den  übertriebenen  Gewinn 
der  Actien-Gesellschaften  zu  beschränken  ; 
schliesslich  wurde  gegen  den  Antrag 
der  Commission  die  Bestimmung  in  die 
Concessionsnormen  aufgenommen,  dass 
es  der  Unternehmung  zustehe,  die  Preise 
nach  Umständen  festzusetzen,  dass  es 
jedoch  der  Staatsverwaltung  vorbehalten 
bleibe,  auf  eine  billige  Herabsetzung  der 
Preise  einzuwirken,  wenn  die  reinen 
Erträgnisse  der  Bahn  15%  der  Einlagen 
überschreiten  [vom  Referenten  war  diese 
Grenze  mit  io°/0  beantragt].  In  dem 
Vortrage  an  den  Kaiser  hatte  sich  der 
Kanzler  ausdrücklich  darauf  berufen,  dass 
in  der  Commission,  mit  Ausnahme  des 
Referenten,  alle  Stimmen  sich  gegen  die 
Einführung  eines  gesetzlichen  Tarifs 
[Taxe]  und  somit  auch  gegen  die 
Limitirung  des  Gewinnes  von  Seite  der 
öffentlichen  Verwaltung  ausgesprochen 
haben.  Der  Kanzler  stimmte  dieser  An- 
schauung unbedingt  bei,  »da  es  mit 
dem  damals  bestandenen  Administra- 
tionswesen, wo  alle  Taxirungen  abgestellt 
waren,  der  Privatconvenienz  aller  anderen 
Unternehmungen  freigestellt  war,  ihre 
Producte,  Waaren  und  Arbeit  ohne  Ein- 
fluss der  Regierung  selbst  zu  schätzen 
—  nicht  vereinbarlich  erschien,  hier  in  eine 
Taxirung  einzugehen,  zu  deren  mit  Be- 
ruhigung auszusprechenden  Quote  es  noth- 
wendig  erschienen  wäre,  immerfort  ein 
eigenes  Rechnungs-Individuum  von  Seite 
der  Staatsverwaltung  in  den  Bureaux  der 
Bahnunternehmungen  aufzustellen,  wel- 
ches gewissermassen  die  Bücher  fort- 
während zu  inspiciren  hätte«. 

Was  die  Leistungen  zu  Gunsten 
der  Militär- und  Postverwaltung 
anbelangt,  so  wurden  den  Concessionären 
durch  die  Normen  vom  Jahre  1838  be- 
reits Verpflichtungen  auferlegt,  welche 
indessen  wesentlich  beschränkter  als  die 
Lasten  sind,  welche  heute  den  Eisen- 
bahnen obliegen.  In  Bezug  auf  die 
Militärtransporte  wurden  die  Unternehmer 
lediglich  verpflichtet,  dieselben  zu  keinem 
höheren  als  dem  sonst  allgemein  für  Private 
bestehenden  Tarife  zu  befördern.  Was  die 
Postbeförderung  anbelangt,  so  sollten  die 
Eisenbahnen  lediglich  Briefe,  Schriften  und 
Amtspakete  ohne  Vergütung  zur  Beför- 
derungübernehmen, andere  Poststücke  aber 
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nur  gegen  ein  mit  der  Postgefälls-Verwal- 
tung  zu  vereinbarendes  Entgelt,  welches 
die  gewöhnlichen  Tarife  nicht  übersteigen 
durfte,  und  gegen  Ueberlassung  von  4°/0 
der  hiebei  von  der  Bahn  bezogenen  Brutto- 
einnahme an  die  Postanstalt.  Ebenso  sollte 
es  der  Finanzverwaltung  zustehen,  bei 
Personentransporten,  wenn  sie  auf  Eisen- 
bahnen zwischen  solchen  Orten  stattfan- 
den, welche  durch  Staatspostanstalten  ver- 
bunden waren,  dann  eine  massige  Gebühr 
in  Form  einer  Abfindungssumme  einzu- 
heben,  wenn  die  Ertragsverhältnisse  mit 
Rücksicht  auf  die  landesüblichen  Zinsen 
und  den  bei  anderen  Industrie-Unterneh- 
mungen vorkommenden  Ertrag  günstig 
sein  sollten.*)  Selbst  diese  eingeschränk- 
ten Verpflichtungen  waren  gegen  den 
Commissionsantrag  in  die  Concessions- 
normen  aufgenommen  worden.  Die  Com- 
missions- Mitglieder  vertraten  bei  den  dies- 
fälligen  Verhandlungen  die  Anschauung, 
dass  man,  strenge  genommen,  die  Post- 
anstalt bei  Benützung  der  Eisenbahnen 
eigentlich  den  allgemeinen  Tarifen  unter- 
werfen sollte,  keinesfalls  dürfe  aber  die 
unentgeltliche  Versendung,  wie  dies  in 
dem  mit  kaiserlichem  Entschluss  herab- 
gelangten Aufsatz  der  Concessions- 
normen  ausgesprochen  war,  auf  alle 
Postsendungen  ausgedehnt  werden,  da 
eine  solche  Bedingnis  sich  für  die  Eisen- 
bahnen zu  einer  schier  unerschwinglichen 
Last  entwickeln  könnte. 

Auch  gegen  die  Besteuerung  des 
Personentransportes  sprach  sich  die  Com- 
mission  aus,  da  es  an  einem  gesetzlichen 
Titel  fehle,  die  Eisenbahnen  für  den  Per- 
sonentransport ausser  mit  der  Erwerb- 
steuer auch  noch  mit  einer  zweiten  Steuer 
zu  belegen.  Sollte  aber,  wenn  auch  nicht 
aus  dem  Wortlaute,  so  doch  aus  dem 
Geiste  der  Postgesetze,  eine  den  Eisen- 
bahnen wegen  Beeinträchtigung  der  Post- 
anstalt zu  machende  Auflage  gerechtfertigt 
erscheinen,  so  durfte  diese  nach  Ansicht 

*)  Diese  Bestimmungen  stimmen  im  we- 
sentlichen mit  dem  Inhalte  des  Hofkanzlei- 
Decrets  vom  2.  Juli  1840  überein,  womit  zu- 
folge Allerhöchster  EntSchliessung  vom  9.  Oc- 
tober  1839  die  im  §  19  des  .Postgesetzes 
vom     lahre     1837     vorbehaltene     besondere 

gesetzliche  Bestimmung  der  Verhältnisse  der 
isenbahn-Untemehmungen   zum  Postregale 
erfolgte. 


der  Commission  doch  nie  eine  neue  Steuer- 
zahlung an  die  Staatscasse,  sondern  einzig 
nur  eine  Ersatzleistung  an  die  Postmeister 
zum  Gegenstande  haben.  Aber  auch 
gegen  eine  solche  Ersatzleistung  spricht 
sich  der  Kanzler  in  dem  Vortrage  an  den 
Kaiser  aus,  denn,  »wenn  man  von  Ent- 
schädigungen der  Postmeister  spricht,  so 
müsste  ebenso  von  Entschädigung  der 
Strassenwirthe,  Schmiede  und  Wagner, 
Bäcker,  Fleischer  und  aller  Gewerbsleute 
auf  jenen  Strassenzügen  die  Rede  sein, 
woher  der  Zug  der  Reisenden  und  Frachten 
statt  hatte.  In  dieser  Beziehung  habe  aber 
der  Kaiser  selbst  zahlreiche  solche  Be- 
schwerden aus  Anlass  des  Baues  der 
Budweiser,  Gmundener  und  selbst  schon 
der  Nordbahn  als  unstatthaft  zu  erklären 
befunden,  weil  es  eine  natürliche  Folge 
der  zunehmenden  Cultur  und  erhöhten 
Erwerbsbetriebes  ist,  dass  durch  neue 
Erfindungen,  welche  tausende  neue  Er- 
werbsquellen eröffnen,  andere  Menschen 
den  alten  Erwerb  und  Unterhalt  verlieren, 
welchen  sie  jedoch  auf  andere  Art  zu 
ersetzen  bemüht  sein  müssen.  Selbst  auf 
früheren  Poststrassen  haben  viele  Post- 
meister durch  neue  Anlage  von  Postzügen 
bereits  sich  denselben  Schicksalen  längst 
fügen  müssen,  welchem  nun  andere  durch 
Errichtung  der  Eisenbahnen  verfallen.« 
Die  Analogie  der  Eisenbahnen  mit 
öffentlichen  Strassen  führte  auch  zur  Er- 
wägung, ob  und  inwieweit  die  Eisen- 
bahnen zur  Leistung  von  Weg-  und 
Brückenmauthen  heranzuziehen  seien. 
Der  Referent  hatte  vorgeschlagen,  dass 
das  Fuhrwerk  der  Eisenbahnen,  falls 
dasselbe  mit  Zulassung  der  Staatsver- 
waltung auf  einer  Communalstrasse  oder 
-Brücke  geführt  wird,  der  Mauth  unter- 
worfen, jedoch  eine  Herabminderung  der- 
selben oder  eine  Pauschalzahlung  an  Stelle 
derselben  zugestanden  werde,  wenn  der 
volle  Betrag  der  Weg-  oder  Brückenmauth 
das  Mass  einer  billigen  Entschädigung 
für  die  Abnützung  der  Strasse  oder  Brücke 
übersteigt,  oder  die  fallweise  Einhebung 
auf  den  guten  Gang  der  Unternehmung 
störend  einwirken  würde.  Es  wurde  von 
der  Feststellung  der  Verpflichtung  der 
Eisenbahnen  zur  Entrichtung  der  Weg- 
und  Brückenmauth  gänzlich  Umgang 
genommen,  nachdem  in  der  Commission 
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von  verschiedenen  Seiten  geltend  ge- 
macht worden  war,  dass  sich  die  be- 
stehenden Vorschriften  über  Weg-  und 
Brückenmauthen  auf  Eisenbahnen  nicht 
wohl  anwenden  lassen;  dieselben  seien 
auf  die  Zahl  des  Zugviehes  und  auf  die 
Abnützung  gegründet.  Bei  Dampfwagen 
berechne  man  zwar  die  Dampfkraft  nach 
Pferden,  aber  wie  wäre  da  eine  Controle 
möglich.  Werde  die  Bahn  mit  animalischer 
Kraft  betrieben,  so  dürfe  der  Umstand 
nicht  übersehen  werden,  dass  mit  einem 
Pferde  auf  Eisenbahnen  grössere  Lasten 
als  auf  gewöhnlichen  Strassen  fort- 
befördert werden  können.  Die  Beibe- 
haltung desselben  Massstabes  für  die  Be- 
legung mit  den  Mauthgebühren  nach  der 
Anzahl  Zugvieh  würde  daher  eine  sehr 
geringfügige  Einnahme  ergeben. 

Es  werde  sich  überhaupt  kaum  irgend- 
wo der  Fall  ereignen,  dass  bei  Benützung 
einer  Eisenbahn  die  Verpflichtung  zur 
Entrichtung  einer  communalen  Weg- 
mauth  nach  den  bestehenden  Vorschriften 
eintreten  könnte.  Dagegen  könnten  Eisen- 
bahnen häufiger  über  Communalbrücken 
geführt  werden,  was  die  Abnahme  einer 
Brückenmauth  dafür  vollkommen  recht- 
fertige. Auch  hier  träten  jedoch  dieselben 
Schwierigkeiten  der  Einhebung  ein,  und 
wurde  daher  in  die  Concessionsnormen 
lediglich  die  Bestimmung  aufgenommen, 
dass,  wenn  eine  Eisenbahn  über  eine 
öffentliche  Brücke  oder  einen  öffentlichen 
Damm  geführt  wird,  die  Unternehmung 
sich  wegen  des  Gebrauches  dieser  An- 
stalten gehörig  abzufinden  habe. 

Die  Dauer  derConcession wurde 
nach  den  Vorschlägen  des  Referenten 
mit  50  Jahren  festgesetzt,  für  Unterneh- 
mungen von  sehr  langer  Ausdehnung 
jedoch  nach  Umständen  auch  die  Zuge- 
stehung einer  längeren  Concessionsdauer 
vorbehalten.  Der  Referent  begründete 
die  längere  Privilegiumsdauer  mit  dem 
ausserordentlichen  Kostenaufwande,  wel- 
chen die  Anlegung  der  Eisenbahnen 
erforderte,  und  bezeichnete  dieselbe  sogar 
als  vortheilhaft  für  das  Publicum,  da 
es  bei  einer  längeren  Concessionsdauer 
dem  Unternehmer  ermöglicht  sei,  die 
Höhe  der  Transportgebühren  zu  Gunsten 
des  Publicums  tiefer  herabzusetzen.  Es 
unterliege    daher    keinem  Anstände,    die 


Dauer  des  Transportmonopols  wie  des 
Mauthgenusses  beim  Strassenbau  in  der 
I  Regel  auf  die  für  letzteren  gesetzlichen 
50  Jahre  festzusetzen.  Ein  He  im  falls- 
recht sollte  nach  den  ursprünglichen 
Anträgen  des  Referenten  nicht  statuirt, 
vielmehr  der  Gesellschaft  auch  nach 
■  Ablauf  jener  50  Jahre  das  Eigenthum 
!  ihrer  eingelösten  Gründe,  ihrer  darauf 
j  hergestellten  Gebäude  und  ihrer  sonst 
gemachten  Anschaffungen  zur  weiteren 
Verfügung  und  eventuellen  Veräusserung 
an  einen  anderen  Unternehmer  verbleiben, 
und  der  Staatsverwaltung,  wenn  die 
Art  des  Betriebes  der  Unternehmung  den 
öffentlichen  Interessen  entspricht,  vor- 
behalten bleiben,  die  Concession  zu  er- 
neuern. Indessen  änderte  der  Referent 
während  der  Commissions- Verhandlungen 
seinen  Antrag  dahin,  dass  das  Eigenthum 
der  hergestellten  Eisenbahn  mit  Allem, 
was  unmittelbar  zum  Bauwerke  gehört, 
nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  an  den 
Staat  überzugehen  habe.  Zur  Unter- 
stützung des  staatlichen  Heimfallrechtes 
an  dem  Bahnkörper  machte  der  Referent 
geltend,  dass  eine  unbedingte  Verleihung 
des  Enteignungsrechtes,  wodurch  der 
Betriebsunternehmer  einer  Eisenbahn 
auch  nach  Ablauf  der  Privilegiumszeit 
noch  Eigenthümer  des  Bauwerks  bleibt, 
die  üble  Folge  nach  sich  zöge,  dass 
dieses  von  jeder  künftig  an  seine  Stelle 
eintretenden  Privatunternehmung,  oder, 
wenn  der  Staat  es  an  sich  ziehen  will, 
vom  Staate  erst  eingelöst  werden  müsste, 
in  jedem  Falle  deshalb  das  Bahngeld 
künftig  höher  gestellt  werden  müsste  als 
es  sonst  der  Fall  wäre.  Es  gehe  daher 
schon  aus  der  politischen  Rücksicht,  um 
diese  Nachtheile  zu  vermeiden,  die  Noth- 
wendigkeit  hervor,  den  Eisenbahn-Unter- 
nehmern das  Expropriationsrecht  nur  be- 
dingt, nämlich  nur  unter  dem  Vorbehalte 
des  nach  Ablauf  der  Privilegiumszeit  an 
den  Staat  übergehenden  Eigenthums  des 
Bahnkörpers  zu  verleihen,  wodurch  dann 
der  Privatunternehmer  allerdings  nicht 
vollkommener,  bleibender,  sondern  blos 
zeitlicher  Nutzeigenthümer  des  herge- 
stellten Bauwerkes  wird.  Zur  Begrün- 
dung des  staatlichen  Heimfallsrechtes 
wurde  auch  auf  die  Analogie  der  Eisen- 
bahnen    mit     solchen     Strassen      hinge- 

2* 


20 


Dr.  Victor  Roll. 


wiesen,  welche  von  Privaten  nicht  blos 
zu  ihrem  Gebrauche  hergestellt  wer- 
den und  ihnen  gleichfalls  nur  für  eine 
bestimmte  Zeit  zur  Nutzung  übergeben 
werden. 

Besonders  scharf  sprach  sich  ein 
Commissions-Mitglied  zu  Gunsten  des 
staatlichen  Heimfalles  aus.  Es  wäre,  wie  er 
erklärte,  »eine  bisher  noch  nie  erhörte  und 
auch  durch  keinen  Rechtstitel  zu  recht- 
fertigende Handlung,  wenn  der  Staat 
sich  in  irgend  einem  Falle  und  aus  was 
immer  für  einem  Titel  das  Recht  an- 
massen  wollte,  dem  einen  Theile  der 
Staatsbürger  sein  rechtmässig  erworbe- 
nes und  von  ihm  rechtmässig  besesse- 
nes Eigenthum  zu  entziehen,  um  dasselbe 
anderen  Staatsbürgern,  sei  es  einzelnen 
Privaten  oder  Privat- Actien-Gesellschaften 
als  vollständiges  Eigenthum  zuzueignen. 
Der  Staat  kann  das  im  §  365  a.  b.  G.  B. 
begründete  Expropriationsrecht  nur  für 
sich  selbst,  als  Gesammtheit  aller  Staats- 
bürger und  nur  wegen  des  allgemeinen 
Besten  nach  dem  Grundsatze  in  An- 
spruch nehmen,  dass  der  einzelne  Staats- 
bürger nach  Mass  seiner  Kräfte  das  all- 
gemeine Wohl,  worin  sein  eigenes  ein- 
geschlossen ist,  befördern,  mithin  seinen 
einseitigen  Privatvortheil  dem  allgemeinen 
Besten  nachsetzen  und  daher  sich  auch 
bequemen  müsse,  sein  Grundstück  zur 
Anlegung  oder  Herstellung  einer  öffent- 
lichen Strasse  zu  überlassen.  Der  Staat 
kann  das  dem  einzelnen  Privateigen- 
thümer  für  einen  Zweck  des  allgemeinen 
Besten  entzogene  Privateigenthum  zur 
leichteren  Ausführung  einer  auf  Erreichung 
dieses  Zweckes  abzielenden  Anstalt  für 
einen  beschränkten  Zeitraum  anderen 
Privaten  oder  Privatgesellschaften,  welche 
diesfalls  im  Namen  und  zum  Vortheile  des 
Staates  wirkend  eintreten,  als  Nutzungs- 
Eigenthum  überlassen.  Allein  es  dürfte 
wohl  nie  die  Absicht  der  gerechten 
österreichischen  Regierung  bei  dem  Ent- 
würfe des  a.  b.  G.  B.  gewesen  sein, 
den  Staat  zu  berechtigen,  Massen  von 
Grundbesitzern  ihr  Eigenthum  zu  ent- 
ziehen und  dasselbe  Massen  von  Geld- 
besitzern [Actien-Gesellschaften]  als  voll- 
ständiges Eigenthum  zuzueignen.« 

Von  anderer  Seite  wurden  gegen 
den  Vorbehalt  des  Uebergangs  des  Eigen- 


thums  des  Bahnkörpers  an  den  Staat 
mit  Ablauf  der  Concessionsdauer  schwer- 
wiegende Bedenken  vorgebracht.  Ins- 
besondere wies  man  darauf  hin,  dass 
als  Folge  eines  solchen  Vorbehalts  der 
gleich  ursprünglich  schlechtere  Bau  der 
Eisenbahn  und  die  Verwahrlosung  der- 
selben und  andererseits  die  indirecte 
Nöthigung  des  Unternehmers  zu  befürchten 
sei,  die  Bahnpreise  möglichst  hoch  zu 
stellen,  damit  das  für  den  Bau  der  Bahn 
aufgewendete  Capital  in  kürzester  Zeit, 
und  zwar  insoweit  es  erreichbar  ist,  schon 
in  den  ersten  Jahren  der  Concession,  um 
gegen  spätere  ungünstigere  Zufälle  ge- 
borgen zu  sein,  hereingebracht  werde. 
Diese  Preissteigerung  stehe  in  scharfem 
Gegensatze  zu  der  Absicht,  durch  billige 
Preise  die  Bahn  möglichst  gemeinnützig 
zu  machen  und  soll  hinwider,  um  zu  hohen 
Preisansätzen  oder  eigentlich  einem  zu 
hohen  Rentenbezuge  aus  dem  Unternehmen 
vorzubeugen,  der  Regierung  nebst  dem 
Bahneigenthum  auch  das  Recht  der 
Bahntarif-Regelung  vorbehalten  bleiben, 
so  dränge  sich  das  Bedenken  auf,  dass 
unter  diesen  zweifach  lästigen  Bedingun- 
gen grössere  Eisenbahn-Unternehmungen 
schwerlich  entstehen  werden.  Auch  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass  der  menschliche 
Erfindungsgeist  in  dem  Zweige  der 
technischen  Mechanik,  der  die  Fort- 
schaffung der  Transportmittel  zum  Gegen- 
stande hat,  wahrscheinlich  noch  auf 
manche  wichtige  Verbesserung  kommen 
wird.  Schon  seit  längerer  Zeit  beschäftige 
man  sich  damit,  Transportmittel  herzu- 
stellen, welche  auf  gewöhnlichen  Strassen 
ohne  Anwendung  von  Zugvieh  brauch- 
bar und  Personen  und  Sachen  schneller 
und  billiger,  als  es  mit  Pferden  geschehen 
kann,  weiter  zu  befördern  dienlich  sind. 
Wer  könne  mithin  dafür  bürgen,  dass  die 
erbauten  Eisenbahnen  nach  Ablauf  der 
Concessionsdauer  von  50  Jahren  noch 
überhaupt  so  vortheilhaft  und  gemein- 
nützig wie  gegenwärtig  erscheinen  wer- 
den und  stelle  sich  dies  als  etwas  Unge- 
wisses dar,  so  dürfte  selbst  darin  ein 
Bedenken  liegen,  den  Vorbehalt  des 
Bahneigenthums  zu  Gunsten  des  Staates 
in  der  Concession  zu  bedingen. 

Trotz    der   in    der   Commission    aus- 
gesprochenen Bedenken  wurde  über  den 
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seitens  des  obersten  Kanzlers,  Grafen 
Mittrowsky,  in  dem  Vortrage  vom  6.  De- 
cember  1837  gestellten  Antrag,  die  Be- 
stimmung in  die  Concessionsnormen  auf- 
genommen, dass  nach  Ablauf  der  Con- 
cession  oder  bei  sonstigem  Erlöschen 
derselben  bei  jenen  Eisenbahnen,  welchen 
mittels  der  Concession  das  Enteignungs- 
recht verliehen  wurde,  das  Eigenthum 
an  der  Eisenbahn  selbst,  an  dem  Grunde 
und  Boden  und  den  Bauwerken,  welche 
dazu  gehören,  nach  Analogie  der  von 
Privaten  erbauten  Strassen,  welche  nach 
Ablauf  des  50jährigen  Mauthprivilegiums 
zur  Sicherstellung  ihres  Fortbestandes 
immer  in  das  Staatseigen thum  übergehen, 
sogleich  durch  das  Gesetz  ohne  Entgelt 
und  unmittelbar  an  den  Staat  überzu- 
gehen habe.  Graf  Mittrowsky  erachtete, 
dass  diese  Bestimmung  nothwendig  sei, 
indem  eine  solche  Bahn  nach  Erlöschung 
des  Privilegiums,  als  eine  res  derelicta, 
also  als  Staatseigentum  nach  allgemeinen 
Staatsgrundsätzen  anzusehen  sei ;  denn 
der  Grund  und  Boden  sei  dem  ehema- 
ligen Eigenthümer  längst  bezahlt  und 
die  Eisenbahn  durch  den  50jährigen  Er- 
trag ebenfalls  getilgt. 

Zugleich  wurde  jedoch  in  den  Con- 
cessionsnormen bestimmt,  dass  die  Staats- 
verwaltung für  den  Fall,  wenn  die  Unter- 
nehmer in  der  für  die  Dauer  der  Con- 
cession bestimmten  Zeit  ohne  ihre  Schuld 
keinen  zureichenden  Ersatz  für  ihre  Bau- 
auslagen erlangt  haben  sollten,  billige 
Rücksicht  nehmen  und  sich  geneigt  finden 
lassen  wird,  den  Unternehmern  die  Fort- 
setzung ihres  Transportbetriebes  nach 
Massgabe  des  erlittenen  Verlustes  eine 
angemessene  Zeit  hindurch  zu  gestatten. 

Ausserdem  wurde  in  die  Concessions- 
normen die  Bestimmung  aufgenommen, 
dass  bei  Nichtbefolgung  oder  Verletzung 
der  Concessions-Bedingungen  und  nach 
vorausgegangener  fruchtloser  Warnung 
und  Ahndung  die  Concession  erlischt, 
dass  die  Behörden  über  die  Erfüllung 
dieser  Bestimmungen  sorgfältig  zu  wachen 
und  sich  von  dem  Fortschreiten  der 
Unternehmung  fortwährend  in  Kenntnis 
zu  erhalten  haben,  dass  endlich  die 
politische  Landesstelle  für  jede  von 
einem  Actienvereine  besorgte  Eisen- 
bahn -  Unternehmung,     einen     landes- 


fürstlichen Commissär  zu  be- 
stellen habe,  dessen  Bestimmung  es  ist, 
jeden  Statuten-  oder  vorschriftswidrigen 
Vorgang  der  Unternehmung  auf  geeignete 
Art  zu  verhindern ;  ohne  auf  die  Leitung 
der  Geschäfte  oder  auf  irgend  einen 
Zweig  der  Gebarung  berathenden  oder 
entscheidenden  Einfluss  zu  nehmen,  sollte 
derselbe  ermächtigt  sein,  allen  Berathun- 
gen  beizuwohnen,  alle  Acten  und  Rech- 
nungsabschlüsse einzusehen  und  alle 
dienlichen  Aufklärungen  zu  verlangen. 
Der  Aufwand  für  diese  Aufsichtsorgane 
sollte  von  der  Eisenbahn-Unternehmung 
vollständig  vergütet  werden.  Auch  diesen 
Bestimmungen  wurde  von  mehreren  Com- 
missions-Mitgliedern  widersprochen.  Ein 
Mitglied  machte  aufmerksam,  wohin  das 
führen  würde,  und  in  welche  Verlegen- 
heit die  Behörden  gerathen  dürften,  wenn 
jedem  Eisenbahn-Unternehmen  ein  landes- 
fürstlicher Commissär  beigegeben  werden 
sollte.  Ein  anderes  Commissions-Mit- 
glied  hob  hervor,  dass  die  preussische 
Regierung  zwar  einen  Commissär  be- 
stelle ;  insofeme  sich  aber  die  Gesellschaft 
in  allen  Beziehungen  zur  Staatspolizei 
an  denselben  zu  wenden  habe ,  so 
scheine  er  mehr  zum  Schutze  der  Gesell- 
schaft bestellt.  Diesen  Schutz  gewähren 
in  Oesterreich  die  zuständigen  Behörden 
nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetze, 
weshalb  ein  besonderer  Commissär  ent- 
behrlich sei.  Auch  die  ursprüngliche 
Bestimmung  des  Entwurfes,  wonach  der 
Commissär  zur  Sistirung  gesellschaftlicher 
Beschlüsse  berechtigt  sein  sollte,  war  auf 
lebhafte  Bedenken  gestossen,  welchen 
dadurch  Rechnung  getragen  wurde,  dass 
lediglich  ausgesprochen  wurde,  er  habe 
die  Durchführung  Statuten-  oder  vor- 
schriftswidriger Vorgänge  auf  geeignete 
Art  zu  verhindern. 

Der  Vertreter  des  Hof  kriegsraths  hatte 
in  der  Commission  die  Frage  angeregt, 
ob  bei  der  ganz  eigenthümlichen  Natur 
der  Eisenbahnstrassen  und  ihres  Verhält- 
nisses als  Privateigenthum  nicht  besondere 
Festsetzungen  darüber  nöthig  wären,  wie 
es  mit  den  Entschädigungsansprü- 
chen bei  Zerstörung  oder  Sper- 
rung der  Bahnen  im  Kriegsfalle 
zu  halten  sein  würde.  Es  sprachen  sich 
wohl  einzelne  Mitglieder  dafür  aus,  durch 
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eine  ausdrückliche  Bestimmung  die  Er- 
satzpflicht des  Staates  mindestens  in 
Fällen  ausdrücklich  auszuschliessen,  in 
welchen  die  Zerstörung  einer  Bahn  vom 
Feinde  erfolgte. 

Die  Mehrheit  der  Commission  war 
indessen  gegen  die  Aufnahme  einer  Be- 
stimmung bezüglich  der  Kriegsschäden. 
Man  unterschied  hiebei  zwischen  Kriegs- 
schäden, welche  unmittelbar  vom  Feinde 
und  solchen,  welche  zwar  mittelbar  auf 
Veranlassung  der  nahen  Anwesenheit  des 
Feindes,  aber  doch  unmittelbar  durch 
Anordnungen  der  eigenen  Regierung  zu- 
gefügt werden.  Bezüglich  der  ersteren 
Schäden  erachtete  die  Commission,  dass 
gemäss  §  1044  a.  b.  G.  B.  die  Frage,  ob 
Entschädigung  zu  leisten  sei,  von  den 
besonderen  Vorschriften  der  politischen 
Behörden  abhänge,  und  es  nicht  nöthig 
sei,  diesbezüglich  für  die  Eisenbahnen 
besondere   Bestimmungen  zu  treffen. 

Hinsichtlich  der  zweiten  erwähnten 
Kriegsschäden  war  nach  Ansicht  der 
Commission  zu  unterscheiden,  ob  nach 
Ablauf  der  Privilegiumszeit  das  Bahn- 
eigenthum  an  den  Staat  abgetreten  werde 
oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  schien  es 
ihr  allerdings  drückend,  wenn  die  Eigen- 
thiimer  diese  Schäden  tragen  sollten ; 
eine  eigene  Bestimmung  hierüber  in  die 
Verleihungs-Urkunde  hielt  sie  nicht  nöthig, 
weil  die  Verpflichtung  zur  Vergütung  sol- 
cher Kriegsschäden  schon  aus  den  beste- 
henden Vorschriften  fliessen  würde. 

In  dem  zweiten  Falle  hingegen,  wo 
das  Eigenthum  der  Bahn  von  dem  Staate 
nicht  angesprochen  wird,  schien  es  billig, 
dem  Unternehmer  die  Verpflichtung  aus- 
drücklich aufzuerlegen,  dass  er  derlei 
Kriegsschäden  zu  tragen  habe,  und  zu 
diesem  Ende  wurde  es  nöthig  erachtet, 
diesfalls  in  die  Verleihungs-Urkunde  eine 
besondere  Bestimmung  aufzunehmen. 

Schliesslich  hatte  der  Referent  in 
Analogie  der  in  den  Concessionen  für 
die  Holz-  und  Eisenbahnen  sowie  für 
die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  enthal- 
tenen Bestimmungen,  nach  welchen  sich 
Jedermann  bei  Verwirkung  einer  Strafe 
von  100  Species-Ducaten  von  der  Er- 
richtung einer  gleichen  Eisenbahn  ent- 
halten solle,  in  seinen  Entwurf  die  Be- 
stimmung aufgenommen,  dass  ausser  dem 


gebührenden  Schadenersatze  auch  C  o  n- 
fiscations-  und  Geldstrafen  gegen 
Eingriffe  in  das  Privilegium  verhängt 
werden  sollen.  Diese  Bestimmung  wurde 
indessen  als  überflüssig  gestrichen,  da 
die  in  den  früheren  Eisenbahn-Privile- 
gien aufgenommenen  Geldstrafen  nebst 
Confiscation  der  nachgemachten  Gegen- 
stände, aus  den  Industrie-Privilegien  ent- 
nommen und  nur  uneigentlich  auf  Eisen- 
bahnen angewendet  worden  seien. 

Wenn  man  Eisenbahnen  aus  dem 
Gesichtspunkte  von  Concessionen  be- 
trachte, welche  nicht  wie  die  Gegen- 
stände von  Industrie-Privilegien  in  leicht 
zu  verbergenden,  und  nachzumachenden 
Verfahrungsweisen  ausgeübt  werden 
können,  sondern  weit  ausgedehnte  Nivel- 
lirungen,  Bahnanlagen  und  Anstalten 
erfordern,  die  man  vor  Niemand  ver- 
bergen kann,  so  sei  es  einleuchtend, 
dass  der  Fall  von  ähnlichen  Eingriffen, 
wie  bei  Privilegien-Gegenständen,  nicht 
leicht  denkbar  ist,  und  dass,  wenn  eine 
zweite  Bahn  neben  der  bewilligten  ge- 
baut werden  wollte,  dieses  nicht  so 
verstohlen  geschehen  könnte,  um  die 
weitere  Ausführung  nicht  gleich  zu 
hindern. 

Bei  Eisenbahnen  seien  in  dieser  Be- 
ziehung nur  Diebstähle,  muthwillige  Be- 
schädigungen und  andere  derlei  Gesetzes- 
Uebertretungen  denkbar,  bezüglich  deren 
die  ohnehin  schon  bestehenden  Gesetze 
ihre  Anwendung  finden,  und  keine  beson- 
deren Ausnahmsgesetze  erforderlich  seien. 

Gelegentlich  der  zweitmaligen,  mit 
dem  Präsidialvortrag  des  Kanzlers  vom 
6.  December  1837  dem  Kaiser  erstatteten 
Vorlage  des  Entwurfs  der  Concessions- 
normen  erörterte  der  Kanzler  eine  Anzahl 
von  Fragen,  welche  in  dem  vorgelegten 
Entwurf  der  Concessionsnormen  nicht  ge- 
regelt waren,  in  so  weit  ausblickender 
Weise,  dass  es  von  Interesse  ist,  auf 
diese  Fragen  hier  in  Kürze  zurückzu- 
kommen. Dieselben  betreffen  die  Sicher- 
heit des  Betriebs,  in  zweiter  Linie  auch 
die  Hintanhaltung  einer  unnöthigen  Be- 
lästigung der  Reisenden.  Letzterem 
Gesichtspunkte  entspringt  der  Vorschlag 
des  Grafen  Mittrowsky,  die  Eisenbahnen, 
wie    dies    in    England    der  Fall    sei,    zu 
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verpflichten,  bei  Personenzügen  ausser 
Holz  nur  entschwefelte  Kohle  [Cokes] 
und  keine  rohen  Steinkohlen  als  Brenn- 
materiale  zu  benützen.  Des  Fernern 
sollten  die  Behörden  zur  Hintanhaltung 
der  Gefahren  der  Funkensprühens 
darauf  achten,  dass  bei  Anwendung  der 
Dampfkraft  die  Locomotiven  so  einge- 
richtet werden,  damit  weder  den  Personen 
noch  den  nächst  gelegenen  Häusern  oder 
ganzen  Ortschaften  und  Feldfluren  leicht 
Feuersgefahr  drohe,  und  wären  die  Bahnen 
in  den  Concessionen  zu  verpflichten,  einen 
erweislich  nur  durch  die  Fahrt  und  den 
Durchzug  der  Locomotive  entstandenen 
derlei  Schaden,  dem  Beschädigten  ent- 
weder nach  gütlichem  Uebereinkommen 
oder  nach  Ausspruch  der  politischen  Be- 
hörde zu  vergüten. 

Es  sollte  ferner  als  Regel  festgesetzt 
werden,  dass  die  Eisenbahnen,  die  mit 
Dampfkraft  befahren  werden  sollen,  nur 
in  einer  bestimmten  Entfernung  von 
Fahrstrassen  bewilligt  werden  können, 
welche  Distanz  demnach  gesetzlich  be- 
stimmt, und  zwar  mit  wenigstens  30 — 40 
Klafter  festgesetzt  werden  sollte,  damit 
durch  das  Scheuwerden  der  in  der  Nähe 
auf  den  Landstrassen  weilenden  ge- 
triebenen Thiere  nicht  Unglück  entstehe. 
In  Consequenz  sollte  gesetzlich  festge- 
stellt werden,  dass  Eisenbahnen  auf 
Landstrassen,  bestehenden  Dämmen 
oder  durch  das  Publicum  benützten 
Brücken  nicht  im  Niveau  geführt 
werden  dürfen;  es  sollte  denselben  nur 
quer  durch,  oben  oder  unten  die  Führung 
des  Bahnkörpers  gestattet  werden. 

Von  dieser  Erwägung  sei  die  ver- 
einigte Hofkanzlei  ausgegangen,  indem 
sie  die  Nordbahn  mit  der  Bitte  zurück- 
wies, sich  zu  ihrer  Ueberfahrt  der 
grossen  Donaubrücke  zu  bedienen  oder 
an  dieselbe  anzubauen,  wodurch  sie  ge- 
nöthigt  wurde,  sich  eine  eigene,  sehr 
kostspielige  Brücke  selbst  zu  bauen. 

Es  sollte  ferner  daran  festgehalten 
werden,  dass  dort,  wo  Krümmungen 
der  Bahn  erforderlich  werden,  die  Trace 
so  gewählt  werde,  dass  möglichst  grosse 
Bögen  zur  Anwendung  kommen.  Es  sei 
dies  ein  für  den  Transport  der  Passagiere 
höchst  wichtiger  Umstand,  da  die  Me- 
chaniker   fortwährend    sich     damit     be- 


schäftigen, den  Locomotiven  für  die 
Personenfahrten  die  grösstmögliche  Ge- 
schwindigkeit zu  verschaffen,  da  die 
Entdeckungen  in  der  Physik  und  Me- 
chanik heutzutage  erstaunliche  Fort- 
schritte machen,  wodurch  die  Schnel- 
ligkeit in  der  Folge  beinahe  ins  Unglaub- 
liche sich  erhöhen  könnte,  so  dass  das 
Leben  aller  Fahrenden  bei  zu  geringen 
Krümmungen  —  und  zumal  wenn  hohe 
Dämme  passirt  werden  —  in  Gefahr  wäre 
und  es  daher  nothwendig  sei,  diese  Vor- 
sorge den  Behörden  zur  Pflicht  zu  machen. 

Ganz  besondere  Aufmerksamkeit  wid- 
mete Graf  Mittrowsky  in  seinem  Vortrage 
vom  6.  December  1837  der  Begründung 
der  Nothwendigkeit  einheitlicher 
Spurweite  auf  allen  österreichischen 
Eisenbahnen. 

Es  sei,  wie  er  ausführte,  aus  hoher 
Staatsrücksicht  gerade  bei  den  Eisen- 
bahnen höchst  wichtig  und  selbst  in  staats- 
wirthschaftlicher  und  industrieller  Hinsicht 
geboten,  hier  eine  gesetzliche  Bestimmung 
für  alle  Bahnen  einzuführen,  in  höherer 
Staatsrücksicht  deshalb,  weil  vorauszu- 
sehen ist,  welchen  Umschwung  einstens 
das  Eisenbahnwesen  selbst  auf  das  Kriegs- 
wesen nehmen  wird.  Das  Geschick  künf- 
tiger Kriege  könne  durch  Verwendung  der 
Dampfkraft  für  die  Transferirung  der 
Truppen,  Munition  und  aller  Kriegsbedürf- 
nisse eine  ganz  andere,  vielleicht  zum 
Wohle  der  Menschheit  den  Kriegszustand 
sehr  abkürzende  Gestaltung  bekommen. 
Allein  hiezu  wären  grosse  Transportmittel 
für  die  Bahnen  erforderlich ;  bestehen  dann 
im  Umfange  der  Monarchie  auf  mehre- 
ren Bahnen  einige  hundert  Locomotiven 
und  einige  tausend  Wagen  gleichen 
Calibers,  d.  i.  von  Bahnen  gleicher 
Weite  des  Geleises,  so  können  selbe 
von  allen  Seiten,  gegen  Entgelt  oder 
aus  Kriegsnoth  requirirt,  zusammenge- 
stellt und  für  die  zu  transportirenden 
Massen  der  Kriegsmittel,  von  Personen, 
Thieren  und  Sachen  benützt  werden. 

Allein  unmöglich  wäre  die  Anwen- 
dung solch  ungeheurer  kräftiger  Kriegs- 
anstalten, wenn  man  nicht  auf  allen 
Bahnzügen  mit  denselben  Bahnwägen 
fortkommen  kann. 

In  staatswirthschaftlicher  und  in- 
dustrieller Rücksicht  sei  die  Bestimmung 
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gleicher  Bahnweite  deshalb  von  hoher 
Wichtigkeit,  »weil  sodann  überall,  wo 
Eisenhütten  und  derlei  mechanische 
Werkstätten  bestehen  oder  entstehen 
werden,  nach  den  bereits  vorhandenen, 
von  der  Nordbahn  eingeführten  und  ver- 
wendeten englischen  Mustern  Stephenson- 
sche  Wagen  gearbeitet  würden,  die 
nach  und  nach  hiezu  eingelernten  Ar- 
beiter überall  zu  solchen  Arbeiten  gleich 
verwendbar  würden,  und  hiedurch  eine 
Art  Concurrenz  in  den  verschiedenen 
österreichischen  Provinzen  und  deren 
Werkstätten  .  sich  entwickeln  würde, 
wodurch  zu  Gunsten  der  Bahnunterneh- 
mungen selbst  sich  die  ungeheuren 
Preise  der  englischen  Muster  bald  herab- 
mindern, zugleich  in  grosser  Zahl  Ar- 
beiter sich  ausbilden  würden,'  weil  sie 
wüssten,  dass  sie  überall  in  Bezug 
auf  Bahngeleise  und  Wagenweite  nach 
gleichen  Formen  Arbeit  erlangen  können«. 
Mittrowsky  beantragte  demnach  folgende 
[in  die  Concessionsnormen  nicht  aufge- 
nommene] Bestimmung:  »In  der  Regel 
sollen  alle  Bahnzüge  in  der  Monarchie 
einerlei  Geleise-,  respective  Wagenweite, 
und  zwar  jene  haben,  welche  bei  der 
Nordbahn  bereits  in  Anwendung  ge- 
kommen. Ausnahmen  müssen  —  durch 
Verhältnisse  wohl  begründet  —  beson- 
ders angesucht  werden.« 

4.  Der  kaiserliche  Auftrag  zur  Aus- 
arbeitung von  Bestimmungen  über  die 
Einrichtung  von  Eisenbahn-  Actien-  Ver- 
einen, sowie  über  den  voreinleitenden 
staatlichen  Einfluss  auf  Anlage  und 
Hauptrichtungen  der  Eisenbahnen. 

Schon  bei  den  Verhandlungen  über 
die  Concessionsnormen  war  die  Noth- 
wendigkeit  anerkannt  worden,  allgemeine 
Grundsätze  aufzustellen,  nach  welchen 
die  zum  Zwecke  der  Errichtung  von 
Eisenbahn-Unternehmungen  sich  bildenden 
Actien- Vereine  am  zweckmässigsten  ein- 
gerichtet werden  sollten.  Diesbezüglich 
wurde  mit  kaiserlichem  Handschreiben 
vom  27.  December  1837  dem  Obersten 
Kanzler  Grafen  Mittrowsky  der  Befehl 
ertheilt,  dass  die  vereinigte  Hofkanzlei 
sich  mit  der  allgemeinen  Hofkammer 
und    der  Hofcommission  in  Justizgesetz- 


sachen ins  Einvernehmen  zu  setzen 
habe.  Mit  Präsidialvortrag  vom  28.  April 
1840  legte  der  Oberste  Kanzler  das  Er- 
gebnis der  diesfälligen  Berathungen 
dem  Kaiser  mit  dem  Antrage  vor,  den 
Unternehmungsgeist  nicht  durch  er- 
schwerendere Bestimmungen  zu  lähmen, 
als  solche  in  den  bereits  bewilligten 
Statuten  der  drei  grossen  Eisenbahn- 
Gesellschaften  [Nordbahn,  Venedig-Mai 
land,  Wien  -  Raab]  enthalten  seien. 
Hierüber  erfloss  die  kaiserliche  Ent- 
schliessung  unter  dem  19.  Juli  1840  da- 
hin, dass  es  vorderhand  bei  den  er- 
theilten  Directiven  zu  verbleiben  habe. 
Zugleich  erhielt  der  Oberste  Kanzler  den 
Auftrag,  in  Ueberlegung  zu  ziehen  und 
zu  berichten,  welchen  voreinleitenden 
Einfluss  die  Staatsverwaltung  auf  die 
Anlage  und  die  Hauptrichtungen  der 
Eisenbahnen  nach  den  Erfordernissen 
des"  nationalen  Verkehres  im  Inlande 
und  mit  dem  Auslande  im  Hinblicke 
auf  die  politisch-militärischen  Rücksich- 
ten zu  nehmen  habe,  wobei  es  sich 
keineswegs  um  die  Ausführung  von 
Bahnen  auf  Staatskosten  handle.  Die 
vereinigte  Hofkanzlei  und  die  allge- 
meine Hofkammer  beriethen  sohin  über 
die  Hauptrichtungen,  in  welchen  Eisen- 
bahnen angelegt  werden  sollten  und 
stellten  ein  diesfälliges  Programm  auf, 
konnten  sich  jedoch  über  die  Art  der 
Verwirklichung  desselben  nicht  einigen. 
Die  vereinigte  Hofkanzlei  war  der  An- 
sicht, dass  sich  diesbezüglich  der  Ein- 
fluss der  Staatsverwaltung  auf  solche 
Massregeln  beschränken  müsse,  welche 
darauf  abzielen,  die  Unternehmungslust 
vorzüglich  auf  die  für  den  Staat  wichti- 
gen Linien  zu  lenken  und  dort,  wo  die 
Privatthätigkeit  ins  Stocken  gerathe,  in 
Erwägung  zu  ziehen,  wie  Abhilfe  zu 
treffen  wäre.  Dagegen  war  die  allgemeine 
Hofkammer,  an  deren  Spitze  Freiherr 
von  Kübeck  stand,  der  Ansicht,  dass 
die  Regierung  die  Entwicklung  der 
Eisenbahn-Bauthätigkeit  intensiver  för- 
dern solle. 

Nach  Ansicht  der  Hofkammer  sollte 
man  sich  zunächst  über  die  Grundzüge 
eines  allgemeinen  Eisenbahn  -  Systems 
einigen  und  sodann  die  weitere  Sorge 
darauf  richten,    dieses  System   in  geeig- 
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neter  Weise  der  Verwirklichung  zuzu- 
führen, wobei  in  Betracht  zu  ziehen 
wäre :  1 .  ob  und  inwieweit  es  sich 
empfehle,  mit  den  auswärtigen  Regie- 
rungen in  Bezug  auf  die  Anlage  der  als 
nothwendig  erkannten  Hauptlinien  im 
fremden  Gebiete  in  Unterhandlung  zu 
treten,  2.  in  welcher  Reihenfolge  die 
Vereinbarungen  zur  Ausführung  des 
Systems  je  nach  der  grösseren  Wichtig- 
keit und  Dringlichkeit  der  einzelnen 
Linien  zu  treffen  wären,  3.  ob  die  Or- 
ganisation und  Leitung  der  Actien- 
Gesellschaften  zur  Ausführung  und  zum 
Betriebe  der  Hauptlinien  von  der  Staats- 
verwaltung ausgehen  sollte  und  ob  es 
insbesonders  nicht  zweckmässig  wäre, 
die  Erbauung  von  Eisenbahnen  unter 
gewissen  Voraussetzungen,  durch  Zu- 
sicherung einer  staatlichen  Zinsenga- 
rantie an  die  Actionäre  zu  fördern. 

Die  vereinigte  Hof  kanzlei  unterbreitete, 
nachdem  auch  der  Hofkriegsrath  in  der 
Sache  befragt  worden  war,  die  ver- 
schiedenen Meinungen  der  kaiserlichen 
Entscheidung.  Es  kam  indessen  zu  einer 
solchen  nicht,  nachdem  die  Regierung 
sich  gegen  Schluss  des  Jahres  1841  durch 
die  Nothlage,  in  welche  die  bestehen- 
den Privatbahnen  gerathen  waren,  sowie 
durch  die  Schwierigkeiten,  auf  dem 
Wege  der  Privatbauthätigkeit  den  Aus- 
bau des  Eisenbahnnetzes  in  einer  den 
öffentlichen  Interessen  entsprechenden 
Weise  sicherzustellen,  veranlasst  fand, 
zur  Anlage  der  für  die  Staatsinteressen 
wichtigsten  Eisenbahnlinien  auf  Staats- 
kosten zu  schreiten.  Das  hierüber  an  sämmt- 
liche  Landesstellen  erlassene  Hof  kanzlei- 
Decret  vom  23.  December  1841  gab  den 
bedeutsamen  Systemwechsel  kund. 

5.  Die  sonstigen  Vorschriften  bis  zum 

Erlass  des  Polizeigesetzes  vom   Jahre 

1847. 

Dieselben  betreffen,  wenn  man  von 
vereinzelten  Erlässen  absieht,  welche 
andere  Gegenstände  behandeln  [siehe 
Seite  27  und  ff.],  Massnahmen  zur  Er- 
höhung der  Betriebssicherheit 
und  Hintanhaltung  von  Gefähr- 
dungen der  Anrainer  durch  den 
Bahnbetrieb. 


Eine  der  ältesten  Vorschriften  dieser 
Art  enthält  die  niederösterreichische  Regie- 
rungs-Verordnung vom  10.  Februar  1838, 
Z.  4103,  womit  der  Direction  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  aufgetragen  wurde, 
Vorkehrungen  zu  treffen,  um  die  durch 
Funkenflug  verursachte  Feuersgefahr  hint- 
anzuhalten. In  gleicher  Angelegenheit 
erging  auch  das  Hofkanzlei-Decret  vom 
7.  April  1838,  Z.  7963  [Provinz.-G.-S. 
für  Niederösterreich  Bd.  20,  Nr.  86, 
S.  151].  Danach  sind  zur  möglichen 
Verhinderung  der  Feuersgefahr,  welche 
durch  das  Aussprühen  der  Funken  aus 
den  Locomotiven  entstehen  kann  und  zur 
Vermeidung  der  Kleiderbeschädigung  der 
Mitfahrenden  folgende  Vorsichten  anzu- 
wenden, und  zwar : 

a)  ist  die  Feuerung  der  Locomotive 
mit  Holz  während  der  Fahrt  durchaus 
einzustellen  [aufgehoben  durch  Hofkanzlei- 
Decret  vom   3.  April  1840,  Z.   8673]; 

b)  ist  eine  breitere  Pfanne  unter  dem 
Feuerherde  und  ein  Drahtnetz  an  dem 
oberen  Ende  des  Rauchfanges  der  Loco- 
motive anzubringen; 

c)  sind  immer  gute  Kohlen  und  Gokes 
zu  verwenden  [!] ; 

d)  ist  in  der  Nähe  der  Ortschaften  und 
durch  dieselben  langsamer  zu  fahren,  weil 
das  Aussprühen  der  Funken  aus  dem 
Rauchfange  hauptsächlich  durch  die  ge- 
waltsame und  schnelle  Entweichung  des 
Dampfes  verursacht  wird ;  endlich 

e)  sind  in  der  Nähe  der  Dampfwagen  die 
gedeckten    Personenwagen    anzubringen. 

Um  Gefährdungen  von  Menschenleben 
hintanzuhalten,  wurde  mit  der  niederöster- 
reichischen Regierungs-Verordnung  vom 
7.  August  1838,  Z.  44731,  das  Aufsteigen 
auf  schon  in  Bewegung  befindliche  Züge 
strengstens  untersagt. 

Zu  erwähnen  ist  ferner  die  nieder- 
österreichische Regierungs  -  Verordnung 
vom  23.  December  1838,  Z.  69.169 
[Provinz.  -  G.  -  S.  für  Niederösterreich 
Bd.  20,  S.  1090],  nach  welcher  bei  den 
Fahrstrassen-Uebersetzungen  auf  Kosten 
der  Bahnanstalt  Warnungstafeln  anzubrin- 
gen sind,  durch  welche  das  Publicum  darauf 
aufmerksam  zu  machen  ist,  dass  das 
eigenmächtige  Oeffnen  der  geschlossenen 
Schranken  verboten  ist.  In  dem  Wortlaut 
der    auf    diesen    Warnungstafeln    ange- 
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brachten  Kundmachung  ist  gemäss  dieser 
Verordnung  das  Publicum  anzuweisen, 
die  Geleise  der  Bahn  nicht  mehr  zu  über- 
schreiten, oder  über  dieselben  zu  fahren 
oder  Vieh  zu  treiben,  sobald  der  Führer 
des  Wagenzuges  durch  Pfeifen  das 
Herannahen  desselben  anzeigt.  An  ge- 
eigneter Stelle  sind  ferner  Warnungstafeln 
aufzustellen,  welche  das  Publicum  auf 
die  Strafbarkeit  solcher  muthwilliger  oder 
böslicher  Handlungen  aufmerksam  machen, 
die  geeignet  sind,  die  persönliche  Sicher- 
heit der  Reisenden,  das  Eigenthum  der 
Bahn  oder  überhaupt  die  Sicherheit  des 
Verkehres   zu   stören. 

Durch  die  niederösterreichische  Re- 
gierungs-Verordnung vom  15.  August 
1839  wurde,  »um  bis  zum  Erscheinen  eines 
systematisch  geordneten  Eisenbahn-Poli- 
zeireglements jene  dringend  nothwendigen 
Vorsichtsmassregeln  gleich  in  das  Leben 
treten  zu  lassen,  welche  sich  auf  der 
Grundlage  der  bisherigen  Erfahrungen 
und  Wahrnehmungen  als  unverschieblich 
für  die  persönliche  Sicherheit  der  Reisen- 
den gezeigt  haben«,  nachstehendes  an- 
geordnet : 

1.  Wenn  mehrere  Züge  denselben  Tag 
nacheinander  abgehen,  hat  der  zweite 
Train  immer  eine  halbe  Stunde  nach 
dem  ersten,  der  dritte  eine  halbe  Stunde 
nach  dem  zweiten  und  so  fort  aus  dem 
Bahnhof  oder  aus  der  Station  abzu- 
gehen ; 

2.  wenn  ein  Zug  auf  dem  Stations- 
platz steht  und  ein  zweiter  erwartet  wird, 
so  wird  dieses  dem  Maschinführer  in 
gehöriger  Entfernung  durch  Aufstellung 
eines  sichtbaren  Zeichens  [einer  Fahne] 
angedeutet ; 

3.  der  Locomotive,  auf  welcher  sich 
derzeit  nur  der  Maschinführer  und  der 
Heizer  befinden,  ist  noch  eine  dritte 
Person  beizugeben,  welche  das  Gesicht 
gegen  den  Zug  und  den  Conducteur 
gerichtet  hält;  endlich 

4.  dürfen  auf  den  Stationsplätzen 
die  Züge  nicht  länger  geduldet  werden, 
als  zur  Versehung  des  Zuges  mit  Wasser 
und  Kohlen  nothwendig  ist ;  sollte  wegen 
eingetretenen  zufälligen  Umständen  ein 
längerer  Aufenthalt  unvermeidlich  sein, 
so  ist  der  Wagenzug  weiter  vorwärts 
zu  bringen,  wofür  der  auf  dem  Stations- 


platz   befindliche    Expeditor    verantwort- 
lich gemacht  wird. 

Die  niederösterreichische  Regierungs- 
Präsidial- Verordnung  vom  14.  November 
1839  und  das  Hofkanzlei-Decret  vom 
21.  November  1839  behandeln  die  Vor- 
sichten bei  Nachtfahrten.  Darnach  darf 
bei  Nachtfahrten  nur  mit  zwei  Meilen  Ge- 
schwindigkeit in  der  Stunde  gefahren 
werden ;  die  Bahnwächter  haben  mit 
Laternen  auf  der  Bahn  zu  stehen  und 
müssen  mit  Fackeln  und  Pechpfannen 
zum  Signalisiren  versehen  sein ;  bei  den 
Wegübersetzungen  müssen  eigene  Auf- 
sichtsorgane aufgestellt  werden ;  vorn 
an  der  Locomotive  und  rückwärts  am 
letzten  Wagen  sind  hell  leuchtende 
Laternen  mit  rothem  Glase  anzubringen  ; 
die  Laterne  auf  der  Locomotive  soll  mit 
einem  hell  glänzenden  Reverber  versehen 
sein  u.  s.  w. 

Erwähnung  verdient  ferner  das  Hof- 
kanzlei-Decret vom  9.  Juni  18^2,  Z.  17.780, 
Polit.  G.-S.  Bd.  70,  Nr.  71  [für  Nieder- 
österreich und  Mähren-Schlesien].  Mit 
demselben  wurden  auf  Grund  der  a.  h 
Entschliessung  vom  7.  Juni  1842  »vorder- 
hand einige  dringende  Massregeln  für 
den  Betrieb  der  Eisenbahnen«  angeordnet 
und  zwar  dass: 

1.  von  nun  an  der  Gebrauch  der 
vierräderigen  Locomotiven  nicht  mehr 
stattfinden  darf  und  die  Eisenbahn- 
Gesellschaften  blos  Locomotiven,  die 
mit  sechs  Rädern  versehen  sind,  in  An- 
wendung zu  bringen  haben,  dass  ferner 
der  Gebrauch  von  zwei  sechsräderigen 
Locomotiven  bei  einem  Wagenzuge  nur 
im  Falle  besonderer  Terrain-  und  Witte- 
rungsverhältnisse gestattet  ist; 

2.  das  Nachschieben  mit  einer  zweiten, 
rückwärts  am  Wagenzuge  angebrachten 
Locomotive  an  allen  Orten  und  zu  jeder 
Zeit  untersagt  ist; 

3.  die  Geschwindigkeit  der  Fahrt 
bei  Personenzügen  vier  Meilen  mit  Aus- 
schluss des  Aufenthaltes  für  die  Stunde, 
und  fünf  Meilen  mit  Einschluss  des 
Aufenthaltes,  bei  Lastzügen  drei  Meilen 
in  der  Stunde    nicht    übersteigen   darf; 

4.  der  Verschluss  bei  Wagen,  wo 
die  Personen  sich  nicht  leicht  durch 
Ausspringen  retten  können,  ganz  abzu- 
stellen   ist,    und  zwar  so,    dass  die  Mit- 
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fahrenden  den  Verschluss  ohne  grosse 
Anstrengung     zu     beseitigen    vermögen. 

Zugleich  wurde  angeordnet,  dass  zur 
Beruhigung  des  Publicums  sogleich  eine 
entsprechende  Vorkehrung  gegen  die 
Ueberladung  der  Wagen  mit  Menschen 
zu  treffen  sei ;  auch  wurde  die  Landesstelle 
durch  dasselbe  Hofkanzlei-Decret  an- 
gewiesen, die  landesfürstlichen  Commissäre 
für  die  von  Wien  ausgehenden  Eisenbahnen 
zu  beauftragen,  unter  strengster  Verant- 
wortlichkeit darüber  zu  wachen,  dass 
kein  Wagenzug  abgehe,  bevor  nicht  die 
Wagen  rücksichtlich  des  Verschlusses 
und  bezüglich  der  leichteren  Beseitigung 
desselben  der  a.  h.  Willensmeinung  ge- 
mäss eingerichtet  sind  und  dass,  inso- 
ferne  diese  Einleitung  längere  Zeit  er- 
fordern sollte,  vorderhand  die  bezeich- 
neten Wagenclassen  offen  gehalten  werden. 

Weiters  sind  aus  der  Periode  bis  1848 
folgende  Sicherheitsvorschriften  zu  nennen 
und  zwar :  über  die  Locomotiv-Kessel- 
proben  und  die  Qualifikation  der  Locomo- 
tivführer  [Hofkanzlei-Decret  vom  28.  Fe- 
bruar 1840,  Z.  4669,  Provinz. -G.-S.  für 
das  Laibacher  Gouv.,  Bd.  22,  Seite  78], 
über  die  Vorkehrungen  gegen  die  Ge- 
fahr der  Explosion  bei  Dampfmaschinen 
[Hofkanzlei-Decret  vom  16.  Mai  1841] 
über  die  Entfernung  der  Locomotiv- 
Eisenbahnen  von  Ortschaften  und  ein- 
zelnen Häusern  [Hofkanzlei-Decret  vom 
22.  October  1841,  Z.  30.228  für  die 
Privatbahnen    und    vom    28.    December 

1843,  Z.  40144,  für  die  Staatsbahnen], 
über  das  Absperren  des  Dampfes  bei 
der  Durchfahrt  der  Locomotiven  durch 
Ortschaften  [Hofkanzlei  -  Decret  vom 
31.  December  1842],  über  feuersi- 
chere Herstellungen  nächst  den  Eisen- 
bahnen [Hofkanzlei-Decret  vom  28.  De- 
cember 1843,  Z.  40.114 — 16.551  und 
Hofkammer-Präsidialerlassvom  18.  Januar 

1844,  Z.  4640],  über  das  Abtreiben  der 
Wälder  nächst  Eisenbahnen  [Hofkanzlei- 
Decret  vom  29.  Februar  1844,  Polit. 
G.-S.  Bd.  72,  Nr.  113],  über  das  Ver- 
bot des  Viehweidens  in  der  Nähe  der 
Eisenbahnen  [Hof  kanzlei  -  Decret  vom 
30.  November  1845,  Polit.  G.-S.  Bd.  73, 
Nr.  144],  über  die  Einfriedung  des 
Bahnkörpers  [Hof  kanzlei  -  Decret  vom 
18.    Januar    1846,    Polit.  G.-S.    Bd.    74, 


I   Nr.  94],  über  das  Aushängen  der  Loco- 
I  motive    während  der  Fahrt   [Hofkanzlei- 
;  Decret  vom   II.  April  1846,  Polit.   G.-S. 
!  Bd.  74,  Nr.   53],  über  die  Erbauung  von 
Pulvermagazinen  und  ähnlichen  Gebäuden 
\  in  der  Nähe  der  Eisenbahnen  [Hofkanzlei- 
Decret  vom   13.  Juni    1847,     Polit.   G.-S. 
Bd.  75,  Nr.  73],  dann  über  die  Einführung 
von  Rettungskasten    und   ärztlicher  Hilfe 
auf  Eisenbahnen  [Hofkanzlei-Decret  vom 
6.  October   1847,  Z.  32.471   bis  687]. 

Abgesehen  von  den  zahlreichen  Sicher- 
heitsvorschriften verdient  die  vorläufige 
Regelung  erwähnt  zu  werden,  welche  in 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Zeit- 
periode das  Verhältnis  der  Eisen- 
bahnen zur  Zollverwaltung  ge- 
funden hatte.  Diesbezüglich  erhielten  die 
Concessionsnormen  vom  Jahre  1838  noch 
keine  Bestimmung.  Erst  aus  Anlass  der 
Verhandlung  über  die  Errichtung  eines 
Seitenflügels  der  Nordbahn  von  Gänsern- 
dorf  nach  Pressburg  wurde  die  allgemeine 
Hofkammer  mit  dem  a.  h.  Handschreiben 
vom  8.  Januar  1838  zur  wohlerwogenen 
Aeusserung  aufgefordert,  ob  und  unter 
welchen  Vorsichten  es  in  finanzieller  Be- 
ziehung zulässig  und  unnachtheilig  sei,  den 
Eisenbahnen  den  Uebergang  über  die  Zoll- 
linie zu  gestatten.  Die  Hofkammer  äusserte 
sich  unter  dem  5.  December  1838,  dass 
allerdings  die  Umwälzung,  welche  die 
Eisenbahnen  im  Verkehre  hervorbringen 
dürften,  nicht  ohne  einen  tief  eingrei- 
fenden Einfluss  auf  die  bestehenden  Zoll- 
anstalten und  die  Mittel  zur  Handhabung 
der  Zollvorschriften  bleiben  könne.  Die 
grosse  Schnelligkeit  der  Transporte  und 
die  bedeutende  Zahl  Personen,  die  zu- 
gleich befördert  werden,  in  der  Fort- 
setzung ihrer  Reise  nicht  gehemmt  werden 
wollen  und  eine  schleunige  Amtshand- 
lung ansprechen,  stelle  der  genauen  Voll- 
ziehung des  Zollverfahrens  Hindernisse 
entgegen  und  ziehe  für  die  Zwecke  der 
Zollanstalten  Gefahren  nach  sich,  die 
bei  den  bisherigen  Arten  der  Transport- 
Anstalten  nicht  in  gleichem  Masse  be- 
standen. Gleichwohl  sprach  sich  die 
Hofkammer  dahin  aus,  dass  diese  Er- 
wägungen keinen  überwiegenden  Grund 
abgeben  könnten,  den  Bau  von  Eisenbahnen 
in  Richtungen,  welche  die  Zolllinie  oder 
Zwischen  -  Zolllinie    durchschneiden,    zu 
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untersagen.  Die  Interessen  des  Zolles 
können  es  nicht  rechtfertigen,  durch  ein 
Verbot  der  Eisenbahnen  in  den  be- 
merkten Richtungen  dem  Verkehre  und 
der  Betriebsamkeit  jene  unberechenbaren 
Vortheile  zu  entziehen,  die  dieses  mäch- 
tige Mittel  der  Erleichterung  und  Be- 
schleunigung der  Transporte  erwarten 
lässt.  Uebrigens  werde  durch  die  Be- 
schaffenheit des  Eisenbahn  -  Transportes 
selbst  und  der  Transportmittel  in  mehr- 
facher Beziehung  die  Anwendung  der  für 
Zollzwecke  erforderlichen  Vorkehrungen 
erleichtert  und  dadurch  die  Besorgnis  von 
Unterschleifen  gemildert.  Die  bewegende 
Kraft,  deren  sich  beim  Eisenbahn-Transport 
bedient  wird,  fordere  nur  in  weiten  Ent- 
fernungen und  nur  an  bestimmten  Orten 
einen  kurzen  Aufenthalt.  Der  Umstand, 
dass  wahrscheinlich  durch  einen  geraumen 
Zeitraum  die  Fahrten  auf  jeder  Eisenbahn 
von  einer  Gesellschaft  ausschliesslich  be- 
trieben werden  dürften  und  die  Einrichtung 
der  Bahn  selbst  bringe  mit  sich,  dass  bei 
der  Benützung  derselben  eine  Regel- 
mässigkeit stattfindet,  die  in  gleichem 
Masse  bei  den  Fahrten  auf  anderen 
Strassen  nicht  eintritt.  Dadurch  werde  die 
Ueberwachung  der  Fahrten  wesentlich 
unterstützt  und  die  Unterschleife,  zu  denen 
der  Transport  auf  gewöhnlichen  Strassen 
während  des  langen  Zeitraumes,  den  der- 
selbe erheischt,  häufig  Gelegenheit  dar- 
bietet, seien  in  ungleich  geringerem  Masse 
bei  der  Beförderung  mit  Dampfkraft  auf 
Eisenbahnen  zu  befürchten.  Zugleich  könne 
den  Eisenbahnwagen  eine  gleichförmige 
Einrichtung  gegeben  werden,  welche  die 
sonst  nöthige  Anlegung  des  Zollver- 
schlusses an  jedem  einzelnen  Packe  oder 
Behältnisse  entbehrlich  machte  und  indem 
der  Verschluss  an  dem  Wagen  selbst  an- 
gelegt wird,  eine  sehr  wichtige  Verein- 
fachung und  Beschleunigung  des  Ver- 
fahrens erreichen  lasse ;  auch  sei  die 
Stellung  der  Eisenbahn  -  Gesellschaften 
und  die  Art  ihrer  Geschäftsführung  der- 
art, dass  sich  nicht  besorgen  lasse,  es 
werde  von  ihrer  Seite  die  Hand  zu 
Unternehmungen  des  Schleichhandels  ge- 
boten werden.  Endlich  sei  gerade  der 
Umstand,  dass  Eisenbahnen  immer  von 
einer  grossen  Zahl  Reisenden  in  Ge- 
meinschaft   befahren    werden,    der    Ver- 


heimlichung     und      den     Unterschleifen 
minder  günstig. 

Die  Hofkammer  erachtete  übrigens, 
dass  es  Mangels  von  Erfahrungen  noch 
nicht  an  der  Zeit  sei,  allgemeine  Vor- 
schriften über  das  Zollverfahren  auf 
Eisenbahnen  hinauszugeben  und  dass 
Erleichterungen  zunächst  nur  rücksichtlich 
der  Erklärung  und  amtlichen  Untersu- 
chung [Beschauung]  der  Gegenstände,  die 
in  wohlverwahrten,  zur  Anlegung  des  amt- 
lichen Verschlusses  geeigneten  Packwagen 
geführt    werden,    zulässig    sein    könnten. 

Zufolge  a.  h.  EntSchliessung  vom 
4.  August  1839  wurden  in  Bezug  auf 
die  Mitwirkung  der  Cameral-Behörden 
bei  den  Verhandlungen  über  die  An- 
lage von  Eisenbahnen  die  entsprechen- 
den Verfügungen  getroffen.  Die  Be- 
stimmung der  gefällsämtlichen  Vor- 
sichten, unter  welchen  die  Benutzung 
der  Eisenbahnen  zu  stellen  sein  wird, 
wurde  der  allgemeinen  Hof  kammer  über- 
lassen und  derselben  aufgetragen,  sich 
hiebei  die  Maxime  gegenwärtig  zu  halten, 
dass  dem  Eisenbahn- Verkehre  keine 
grösseren  Beschränkungen  aufzuerlegen 
seien,  als  zum  Schutze  der  Staatsgefälle 
und  der  vaterländischen  Industrie  wirk- 
lich nothwendig  erscheine. 

Erwähnung  verdient  schliesslich  aus 
der  mit  dem  Erlasse  des  Eisenbahn-Polizei- 
gesetzes abschliessenden  Periode  die  mit 
dem  Justizhof-Decrete  vom  8.  November 
1842,  Nr.  654,  J.-G.-S.,  hinausgegebene 
Instruction  über  das  bei  den  Grund- 
einlösungen für  die  Staatsbahnen 
zu  beobachtende  Verfahren,  worin 
ein  vernehmlich  mit  dem  Hofkammer-Präsi- 
dium  der  Grundsatz  ausgesprochen  wurde, 
dass,  nachdem  der  Staat  den  zu  Eisenbahn- 
zwecken einzulösenden  Grund  zu  einem 
öffentlichen  Zwecke  in  Anspruch  nimmt, 
der  eingelöste  Grund  als  ein  öffentliches 
Gut  alle  privatrechtlichen  Eigenschaften 
verliert,  somit  auch  aufhört,  ein  Dominical- 
oder  Rusticalgrund  zu  sein,  und  von  allen 
wie  immer  habenden  Lasten  entbunden 
werden  muss.  Derselbe  dürfe  daher  kein 
Object  der  Landtafel,  eines  Grundbuches 
oder  des  ständischen  Katasters  mehr 
bilden,  und  seien  die  darauf  haftender 
landesfürstlichen  Steuern  lediglich  abzu 
schreiben. 
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Rücksichtlich  der  Privat-Eisenbahnen 
hatte  das  Justizhof-Decret  vom  18.  Fe- 
bruar 1847  [J.-G.-S.  Nr.  1036],  unter 
Bezugnahme  auf  den  in  Ansehung 
der  Staatseisenbahnen  ausgesprochenen 
Grundsatz  erklärt,  dass  der  im  Wege 
der  Expropriation  zur  Ausführung  einer 
Eisenbahn  verwendete  Grund  [für  die 
ausser  dem  Expropriationswege  erwor- 
benen Gründe  wurde  keine  Bestimmung 
getroffen]  alle  privatrechtlichen  Eigen- 
schaften verliere,  ein  allgemeines  öffent- 
liches Gut  werde,  und  fernerhin  kein 
Object  der  Landtafel  oder  des  Grund- 
buches bilden  könne.  Das  Geltungsgebiet 
dieser  gesetzlichen  Anordnung  war  jedoch 
infolge  des  Umstandes  bestritten,  dass  sie 
ihrem  Wortlaute  nach  nur  die  in  Nieder- 
österreich zwischen  den  Privateisenbahn- 
Unternehmungen  und  den  Obrigkeiten 
entstandenen  Streitfälle  über  die  auf  den 
eingelösten  Grundtheilen  haftenden  Rechte 
zu  schlichten  bestimmt  und  nur  an  die 
niederösterreichische  Landesregierung  er- 
lassen sowie  dem  niederösterreichischen 
und  mährisch-schlesischen  Appellations- 
gerichte bekannt  gemacht  war. 

6.  Das  Eisenbahn-Polizeigesetz  vom 
Jahre  1847.*) 

Das  im  Jahre  1847  erlassene  Eisen- 
bahn -  Polizeigesetz  reicht  mit  seiner 
Vorgeschichte  bis  ins  Jahr  1839  zurück. 
Als  sich  in  diesem  Jahre  bei  der  Eröff- 
nung der  Fahrten  nach  Brunn  ein  Un- 
fall ereignet  hatte,  erkannte  es  die 
niederösterreichische  Regierung  als 
zweckmässig,  ein  vollständiges  Regle- 
ment über  die  zur  Sicherung  der  Reisen- 
den auf  den  Eisenbahnen  zu  beobachten- 
den Vorsichtsmassregeln  hinauszugeben. 
Sie  erstattete  die  Anzeige  an  die  ver- 
einigte Hofkanzlei,  dass  sie  der  Direction 
der  Nordbahn  den  Auftrag  gegeben 
habe,  ein  solches  Reglement  zu  verfassen, 
welches  sie  sodann  der  Hofkanzlei 
zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorzu- 
legen beabsichtige.  Hierüber  eröffnete 
die  Hof  kanzlei  der  niederösterreichischen 
Regierung,     dass     es     allerdings     ange- 


*)   Vgl.    Lützenau:     Erläuterung    des 
Eisenbahn-Polizeigesetzes  Wien  1848. 


j  messen  sei,  die  Vorkehrungen  zur  mög- 
!  liehen  Hintanhaltung  aller  Gefährdungen, 
welchen  das  Publicum  bei  der  Benützung 
der  Eisenbahn  ausgesetzt  ist,  in  ein 
eigenes,  der  Nordbahn  -  Gesellschaft  zur 
Befolgung  vorzuzeichnendes  provisorisches 
Reglement  zusammenzufassen ;  da  jedoch 
dasselbe  seiner  Natur  nach  Anord- 
nungen enthalten  müsse,  welche  den  Be- 
trieb der  Eisenbahnen  vom  staatspolizei- 
lichen Gesichtspunkte  aus  regeln,  so  könne 
dessen  Ausarbeitung  nicht  der  hier  als 
Partei  erscheinenden  Eisenbahn-Direction 
überlassen,  sondern  müsse  vielmehr  zur 
Aufgabe  der  Behörden  gemacht  werden. 
Die  niederösterreichische  Regierung  wurde 
demnach  aufgefordert,  mit  Benützung  der 
von  der  Nordbahn  einzuholenden  Mate- 
rialien sich  selbst  der  Verfassung  eines 
solchen  Reglement-Entwurfes  zu  unter- 
ziehen, welcher  bei  einer  unter  Zuziehung 
der  Polizei-Oberdirection  und  des  poly- 
technischen Instituts  abzuhaltenden  Com- 
mission  sorgfältig  zu  prüfen  und  der 
Hofkanzlei  zur  Genehmigung  vorzulegen 
sei.  Die  niederösterreichische  Regierung 
verfasste  einen  solchen  Entwurf,  und 
zwar,  da  mittlerweile  auch  der  Bau  der 
Raaber  Eisenbahn  von  Wien  aus  be- 
gonnen wurde,  und  noch  mehrere  andere 
Bahnen  demnächst  zur  Ausführung  ge- 
langen sollten,  in  Form  eines  Polizei- 
gesetzes  für  alle  Eisenbahnen,  welche  mit 
!  Dampfkraft  betrieben  werden. 

Dieser  Entwurf  eines  Polizeigesetzes 
behandelte  in  fünf  Abschnitten  die  Bestim- 
mungen über  die  Beschaffenheit  der  Bahn, 
ihrer  Bestandtheile  und  Transportmittel, 
ferner  den  Transportbetrieb  [und  zwar  die 
Verpflichtungen  der  Eisenbahn  bezüglich 
der  Reisenden,  des  Gepäcks  und  der 
Transportgüter,  die  Obliegenheiten  der 
Personen,  welche  die  Eisenbahn  für  sich 
oder  für  die  Beförderung  ihrer  Güter 
benützen,  sowie  die  beim  Transportbetriebe 
vor,  während  und  nach  der  Fahrt  zu  be- 
obachtenden Vorsichtsmassregeln];  weiter 
regelte  der  Entwurf  die  Eigenschaften  und 
Obliegenheiten  des  für  den  Bahnbetrieb 
aufzustellenden  Personals,  die  Verwaltung 
der  Polizeiaufsicht  auf  Eisenbahnen  in 
den  Bahnhöfen  und  auf  der  Bahn,  endlich 
die  Bestrafung  von  Uebertretungen  der  An- 
ordnungen des  Polizeiregulativs,  die  Be- 
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messung  der  Strafen,  die  zu  leistenden 
Entschädigungen,  die  Competenz  der  Be- 
hörden und  die  Art  des  Verfahrens  bei 
solchen  Uebertretungen. 

Der  besprochene,  äusserst  umfassende 
Entwurf  des  Polizeigesetzes  [derselbe  ent- 
hielt 246  Paragraphen]  wurde  bei  der 
vereinigten  Hofkanzlei  im  Jahre  1840 
unter  Zuziehung  von  Vertretern  der  Nord- 
bahn und  der  Raaber  Bahn  einer  ein- 
gehenden Berathung  unterzogen,  deren 
Ergebnis  dem  Kaiser  mit  dem  unter- 
thänigsten  Vortrag  vom  15.  December 
1840  unterbreitet  wurde. 

Unter  den  in  den  Commissions-Entwurf 
aufgenommenen  Vorsichtsmass- 
regeln vor  und  während  der 
F  alirt  sei  u.  A.  die  Bestimmung  er- 
wähnt, dass  zwischen  zwei  aufeinander- 
folgenden Zügen  ein  Zeitraum  von  einer 
halben  Stunde  liegen  müsse.  Ein  Maxi- 
mum der  Fahrgeschwindigkeit  —  dieses 
war  mit  sechs  Meilen  für  die  Stunde  vorge- 
schlagen worden  — -  wurde  nicht  als 
nothwendig  bezeichnet,  da  die  Gesell- 
schaft, wenn  sie  die  damals  übliche  Ge- 
schwindigkeit von  vierMeilen  auf  dieStunde 
erhöhen  wollte,  wegen  des  grösseren 
Aufwandes  an  Brennstoff  bei  jeder  Fahrt 
verlieren  müsste.  Die  Abfahrt  der  Züge 
zur  Nachtzeit  sollte  bei  anhaltend  stürmi- 
schem Wetter  nicht  erlaubt  sein.  Es 
sollten  zur  Feuerung  der  Locomotive  in 
der  Regel  nur  Cokes,  insolange  aber 
dieselben  nicht  in  genügender  Menge  und 
Beschaffenheit  erzeugt  werden  können, 
gute  Steinkohlen  allein  oder  gemischt 
mit  Holz  im  Verhältnis  wie  3  :  I  ver- 
wendet werden.  In  der  Nähe  der  Loco- 
motiven  sollten  nur  gedeckte  Personen- 
wagen eingestellt  werden.*) 

Was  die  polizeiliche  Aufsicht 
in  den  Stationsplätzen  und  auf 
der  Bahn  betrifft,  so  wurde  es  als  un- 
erlässlich  bezeichnet,  die  nächste  und 
unmittelbare  Polizeiaufsicht  auf  der  Bahn 
und  in  den  Stationsplätzen  den  Organen 
der  Gesellschaft  selbst  zu  übertragen,  da 
sonst  die  Staatsverwaltung  zu  diesem 
Zwecke    nicht    nur    in    den    Hauptbahn- 


*)  Die  erwähnten  Bestimmungen  sind  in 
das  Polizeigesetz  vom  Jahre  1847  nicht  über- 
nommen worden. 


höfen,  sondern  in  allen  Stationen  eigene 
Beamte  aufstellen  und  jedem  Zug  solche 
beigeben  müsste,  während  die  Hand- 
habung der  polizeilichen  Anordnungen 
auf  der  Bahn  selbst  ohne  Schwierig- 
keiten von  dem  angestellten  Betriebs- 
personale nach  Massgabe  seiner  Berufs- 
eigenschaft geübt  werden  könne,  wenn 
dasselbe  hiezu  von  der  Staatsverwaltung 
bevollmächtigt  und  mit  einer  öffentlichen 
Autorität  bekleidet  wird. 

Was  die  Bestrafung  der  Eisen- 
bahn-Delicte  anbelangt,  so  war  die 
niederösterreichische  Regierung  bei  Ver- 
fassung ihres  Entwurfs  von  der  Ansicht 
ausgegangen,  dass  es  nothwendig  sei,  die 
einzelnen  im  Polizeiregulativ  gegebenen 
Vorschriften  mit  der  Sanction  besonderer 
Strafbestimmungen  zu  versehen,  weil  die 
Uebertretungen  solcher  Anordnungen,  zu 
deren  Festsetzung  die  eigenthümliche  Be- 
schaffenheit des  neuen  Verkehrsmittels 
Anlass  gegeben  hat,  nicht  wohl  unter 
die  Vorschriften  des  II.  Theils  des  Straf- 
gesetzes [schwere  Polizeiübertretungen], 
ungeachtet  mancher  darin  vorkommender 
allgemeiner  Bestimmungen,  subsummirt 
werden  können,  und  die  Erfahrung  gezeigt 
habe,  dass  die  politischen  Strafgerichts- 
behörden aus  diesem  Grunde  bei  den  bis- 
herigen Unglücksfällen  diejenigen,  welche 
daran  Schuld  tragen,  oft  ganz  straflos 
Hessen.  Es  sollten  daher  die  in  das  Regu- 
lativ aufgenommenen  Strafbestimmungen 
an  Stelle  derjenigen  treten,  welche  sonst 
nach  dem  Gesetze  bei  schweren  Polizei- 
übertretungen in  Anwendung  zu  kommen 
hätten,  und  nur  wenn  die  diesfälligen 
Vergehen  die  Natur  von  Verbrechen  an- 
nehmen, sollten  sie  nach  den  Bestim- 
mungen des  I.  Theils  des  Strafgesetzes 
behandelt  werden. 

Die  Commission  sprach  sich  gegen  die 
Aufstellung  eines  besonderen  Strafcodex 
für  die  Uebertretung  der  Eisenbahn-Polizei- 
vorschriften aus  [ein  solcher  fand  auch  im 
Polizeigesetze  keine  Aufnahme],  von  der 
Ansicht  ausgehend,  dass  es  keine  Schwierig- 
keiten bieten  könne,  diese  Uebertretungen 
nach  Massgabe  ihrer  grösseren  oder  gerin- 
geren Gefährlichkeit  entweder  unter  die 
nach  dem  II.  Theile  des  Strafgesetzes  zu 
behandelnden  schweren  Polizeiübertretun- 
gen oder  unter  die  leichten  Polizeivergehen 
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einzureihen,  welche  nach  allgemeinen 
oder  besonderen  hierüber  bestehenden 
Vorschriften  von  den  politischen  Behörden 
geahndet  werden. 

Auch  bezüglich  der  Schadenersatz- 
leistungen anlässlich  des  Betriebes  sprach 
sich  die  Commission  gegen  die  Festsetzung 
neuer,  von  den  bisherigen  Gesetzen  ab- 
weichenden Bestimmungen  und  dafür  aus, 
dass  hinsichtlich  des  Rechtes  zum  Schaden- 
ersatz lediglich  auf  die  im  30.  Hauptstücke 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
und  im  II.  Theil  des  Strafgesetzes  ent- 
haltenden Bestimmungen  hingewiesen 
werden  sollte,  und  wurden  demgemäss 
in  das  Polizeigesetz  keine  besonderen 
Bestimmungen  über  die  Schadenersatz- 
leistung aufgenommen.  Dabei  war  insbe- 
sondere erwogen  worden,  ob  von  diesem 
Grundsatze  nicht  wenigstens  in  Bezug 
auf  die  durch  den  Locomotivbetrieb  ver- 
ursachten Brandschäden  eine  Ausnahme 
zu  machen  und  festzusetzen  wäre,  dass 
die  Eisenbahnen  jeden  erweislich  hie- 
durch  entstandenen  Schaden  auch  ohne 
eingetretenes  Verschulden  zu  vertreten 
haben.  Man  trug  jedoch  Bedenken,  sich  für 
diese  Massregel  zu  erklären,  welche  auch 
in  der  englischen,  belgischen,  französischen 
und  preussischen  Gesetzgebung  nicht  Ein- 
gang gefunden  hatte,  da  eine  so  unbe- 
dingte und  allgemeine  Haftung  das 
aufkeimende,  in  socialer  Hinsicht  nicht 
genug  aufzumunternde  Institut  der 
Eisenbahnen  in  die  bedenklichste,  selbst 
seine  Existenz  gefährdende  Lage  ver- 
setzen könnte. 

Auch  sprach  sich  die  Commission 
dafür  aus,  die  im  ursprünglichen  Ent- 
würfe enthalten  gewesenen  B e Stimmun- 
gen hinsichtlich  des  Gepäcks- 
und Gütertransportes,  einschliesslich 
der  Haftungsbestimmungen,  zu  streichen, 
da  die  Festsetzung  solcher,  meist  privat- 
rechtlicher Bestimmungen  nicht  in  den 
Rahmen  eines  Polizeiregulativs  passe,  und 
fanden  demgemäss  diese  Bestimmungen 
im  Polizeigesetze  keine  Aufnahme.  Die 
Eisenbahnen  seien  in  Bezug  auf  das  von 
ihnen  besorgte  Transportgeschäft  anderen 
ähnlichen  Unternehmungen,  welche  sich 
mit  der  Beförderung  von  Reisenden  und 
der  Versendung   von    Waaren    befassen, 


gleich  zu  achten,  und  dennoch  habe  man 
noch  nicht  daran  gedacht,  die  privat- 
rechtlichen Verpflichtungen  solcher  Unter- 
nehmungen durch  besondere  polizeiliche 
Anordnungen  festzusetzen.  Ueber  den 
Umfang  und  die  Beschaffenheit  dieser  Ver- 
pflichtungen stelle  das  allgemeine  bürger- 
liche Gesetzbuch  im  19.  Hauptstücke, 
welches  von  dem  Verwahrungsvertrag 
handelt,  leitende  Grundsätze  auf,  welche 
nach  §  970  auch  auf  Wirthe,  Schiffer  und 
Fuhrleute,  somit  auch  auf  die  den  Transport 
besorgenden  Eisenbahn  -  Gesellschaften 
Anwendung  finden.  Insoferne  es  sich 
hiebei  nach  der  besonderen  Natur  dieses 
Geschäftes  noch  um  nähere  ergänzende  Be- 
stimmungen handle,  liege  es  den  Eisen- 
bahnen ob,  dieselben  festzusetzen  und  zur 
Kenntnis  des  Publicums  zu  bringen.  Es 
erscheine  einerseits  nicht  nöthig,  solche 
Anordnungen  in  das  Polizeigesetz  aufzu- 
nehmen, andererseits  stelle  sich  dies  als 
unzulässig  dar,  weil  hiemit  in  strittigen 
Fällen  den  Polizeibehörden,  welchen  die 
Handhabung  des  Regulativs  obliegt,  eine 
Competenz  eingeräumt  würde,  die  nach 
der  Natur  der  Sache  doch  nur  dem  Civil- 
richter  zustehen  könne.*) 


*)  Es  sei  gestattet,  an  dieser  Stelle  eine 
interessante,  auf  das  Frachtrecht  bezügliche 
Entscheidung  anzuführen,  welche  von  der 
allgemeinen  Hofkammer  im  Jahre  1845  ge- 
troffen wurde.  Die  Wien-Gloggnitzer  Eisen- 
bahn hatte  als  Pächterin  der  Staatsbahnlinie 
von  Mürzzuschlag  nach  Graz  der  General- 
Direction  der  Staatsbahnen  die  Anzeige  er- 
stattet, dass  sie  mit  Rücksicht  darauf,  als  ein 
bedeutender  Frachttransport  auf  der  Eisen- 
bahn nur  bei  Festsetzung  einer  möglichst 
kurzen  Lieferfrist  und  Zusicherung  prompter 
und  ununterbrochener  Beförderung  zu  er- 
zielen ist,  eine  Veröffentlichung  erlassen 
habe,  wonach  die  Frachten  zwischen  Graz 
und  Wien  auf  der  Bahn  mit  bestimmter 
Lieferfrist,  und  zwar  alle  Eilgüter  in 
längstens  drei  Tagen,  alle  ordinären  Frachten 
in  längstens  vier  bis  fünf  Tagen,  pünktlich 
befördert  werden.  Die  Direction  der  Wien- 
Gloggnitzer  Bahn  war  nun  an  die  General- 
DirectionderStaatsbahnen  mit  der  Bitte  heran- 
getreten, dass  die  Staatsverwaltung  sich  bereit 
erklären  möge,  gegenüber  der  Pachtgesell- 
schaft die  Frachterstattungs-Beträge,  welche 
für  verspätete  Lieferfrist  und  Beschädigung 
der  Güter  bei  allfälliger  Unterbrechung  oder 
Hemmung  des  Lasten -Verkehrs  und  bei 
daraus  hervorgehender  Ueberfüllung  der 
Magazine  erwachsen  können,  auf  sich  zu 
nehmen.     Nachdem  dies  von  der  allgemeinen 
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Der  im  Jahre  1840  vorgelegte  Ent- 
wurf des  Polizeigesetzes  fand  nicht  die 
Zustimmung  des  Kaisers ;  es  erfloss  unter 
dem  23.  Januar  1842  eine  Resolution, 
welche  den  Entwurf  in  vielfacher  Hin- 
sicht beanständete. 

Der  Inhalt  dieser  Resolution  lautete 
im  Wesentlichen,  wie  folgt : 


Hof  kammer  mittels  Erlasses  vom  20.  März  1845, 
Z.  614,  E.-P.,  abgelehnt  worden  war,  wies 
die  Wien-Gloggnitzer  Bahn  in  einerneuerlichen 
Eingabe  an  die  General-Direction  darauf  hin, 
dass  sie  infolge  der  Entscheidung  der  Hof- 
kammer in  die  unangenehme  Zwangslage 
versetzt  worden  sei,  für  den  Fall  etwaiger 
Elementarereignisse  und  sonstiger  Verkehrs- 
hindernisse gar  keine  bestimmte  Lieferfrist 
eingehen  zu  können,  dagegen  für  den  ge- 
wöhnlichen Lastenverkehr  die  Lieferzeit  auf 
sechs  bis  acht  Tage  ausdehnen  zu  müssen. 
Hierüber  berichtete  die  General-Direction,  sie 
sei  nach  wie  vor  der  Ansicht,  dass  die  infolge 
von  Elementarereignissen  oder  sonstigen  Ver- 
kehrshindernissen eintretende  Unmöglichkeit 
der  Aufrechterhaltung  des  Betriebes  j  edeTrans- 
port -Verbindlichkeit  aufhebe,  daher  auch 
eine  Haftung  für  Verzögerungen  entfalle,  und 
es  wäre  von  der  Pachtgesellschaft  eine  un- 
überlegte Handlung,  eine  bestimmte  Liefer- 
frist zuzusichern,  wenn  sie  dabei  von  der 
Meinung  ausginge,  dass  diese  Bestimmung 
selbst  tür  jene  halle  zu  gelten  habe,  wenn 
der  Transport  durch  Elementarereignisse  un- 
möglich sei.  Ueberhaupt  sei  es  durchaus 
nicht,  wie  die  Wien-Gloggnitzer  Bahn  meint, 
nöthig,  eine  bestimmte  Lielerfrist  festzusetzen, 
wenn  dafür  gesorgt  wird,  dass  die  zur  Beför- 
derung gelangenden  Frachten  ohne  Verzöge- 
rung befördert  werden  Der  Ruf,  dass  dies 
bei  einer  Bahngesellschaft  geschehen,  ist  die 
beste  Ankündigung  einer  Lieferfrist  Die 
Uebung  auf  anderen  Bahnen,  wo  nämlich 
eine  bestimmte  Lieferfrist  nicht  festgesetzt 
ist,  beweist  dies  zur  Genüge.  So  hat  z.  B. 
die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  keine  Be- 
stimmungen über  die  Lieferfrist  und  hat 
dennoch  einen  ausserordentlichen  Frachten- 
transport. Die  Hof-  und  niederösterreichische 
Kammer-Procuratur  schloss  sich  in  dem  Gut- 
achten vom  3.  Mai  1845,  Z.  4102/441,  dieser 
Anschauung  an,  und  empfahl  sogar,  der  Wien- 
Gloggnitzer  Bahn  die  Bestimmung  einer 
Lieferzeit  geradezu  zu  untersagen !  Die  Hof- 
kammer hielt  unter  dem  5.  Juni  1845,  Z.  998, 
E.-P.,  ihren  früheren  Erlass  aufrecht  und  be- 
deutete der  Wien-Gloggnitzer  Bahn,  dass, 
wenn  dieselbe  besorgt,  aus  ihrer  Ankündigung 
der  Lieferfrist  in  Fällen,  wo  sie  kein  Verschul- 
den trifft,  zum  Ersätze  herangezogen  zu  wer- 
den, es  ihr  unbenommen  sei,  die  Zusicherung 
einer  bestimmten  Lieferfrist  zu  widerrufen; 
dass  es  ihr  jedoch  nicht  gestattet  werden 
könne,  die  Lieferfrist  für  die  Strecke  Graz- 
Wien   auf  sechs  bis  acht  Tage  zu  verlängern. 


»Das  Regulativ  ist  in  fünf  Abthei- 
lungen zu  bringen,  deren  erste  die  Vor- 
schriften für  die  Eisenbahn-Unterneh- 
mungen in  Absichtauf  den  Bahnbetrieb,  die 
zweite  die  Vorschriften  für  das  Betriebs- 
Personale,  die  dritte  jene  für  das  Publicum, 
welches  die  Eisenbahn  als  Transport- 
mittel benützt,  die  vierte  die  Strafbestim- 
mungen  zu  enthalten,  die  fünfte  aber  von 
den  Behörden,  welchen  diesfalls  eine 
Amtswirksamkeit  zukommt,  und  von  dem 
Verfahren  zu  handeln  hat. 

Ausser  diesem  Regulativ,  in  welches 
die  wesentlichen  Obliegenheiten  der  ver- 
schiedenen Kategorien  des  leitenden  und 
ausübenden  Betriebspersonales  nur  im  All- 
gemeinen aufzunehmen  sind,  müssen  die 
in  das  Einzelne  gehenden  Vorschriften, 
welche  sich  auf  die  Beobachtung  des 
erwähnten  Polizeiregulativs  beziehen, 
für  jede  Gattung  dieser  Individuen  in 
abgesonderte  Instructionen  sorgfältig  zu- 
sammengestellt, geprüft  und  von  der 
Hofkanzlei  genehmigt  werden.  Eine  be- 
sondere Sorgfalt  ist  dem  Signalbuche 
zu  widmen,  in  welches  alle  Vorschriften 
in  Absicht  auf  Signale  zusammengefasst 
werden  sollen. 

Die  Frage,  ob  die  Betriebsindividuen 
der  Eisenbahnen  für  die  ihnen  obliegen- 
den Verrichtungen  förmlich  beeidet  und 
ob  namentlich  den  Bahnwächtern,  nach 
Analogie  der  Forstbeamten,  die  Befugnis 
grösserer  Glaubwürdigkeit  und  quali- 
ficirter  Zeugenschaft  einzuräumen  sei,  hat 
die  vereinigte  Hofkanzlei  im  Einver- 
nehmen mit  der  obersten  Justizstelle  und 
der  Gesetzgebungs-Hofcommission  einer 
nochmaligen    Erwägung   zu    unterziehen. 

In  dem  Polizeiregulativ  und  in  den 
von  der  Hofstelle  zu  erlassenden  Instruc- 
tionen sind  nicht  blos  jene  Uebertretungen 
von  Vorschriften,  aus  welchen  nach- 
theilige Folgen  wirklich  entstanden  sind, 
sondern  auch  alle  jene  Handlungen  und 
Unterlassungen,  welche  verboten  oder 
geboten  sind,  um  einen  grossen  Nach- 
theil abzuwenden,  als  schwere  Polizei- 
Uebertretungen  zu  erklären  und  mit  Be- 
ziehung auf  die  betreffenden  einzelnen 
Paragraphen  des  II.  Theiles  des  Strafgesetz- 
buches ausdrücklich  zu  bezeichnen.  Eben- 
so   sind   jene    Handlungen    und    Unter- 


Gesetzgebung. 


33 


lassungen  genau  zu  bestimmen  und  auf- 
zuzählen, welche  entweder  als  Polizei- Ver- 
gehen zu  bestrafen  sind,  oder  welche  nur 
einerDisciplinarahndung  unterliegen  sollen. 

Uebrigens  ist  für  jene  Fälle,  wo  die 
Eisenbahn-Unternehmung  selbst  eine  der 
ihr  als  solcher  obliegenden  Verbindlich- 
keiten zu  beobachten  unterlässt,  mit  Be- 
ziehung auf  die  einzelnen  Anordnungen 
des  Polizei-Regulativs  nur  ein  dem  Ueber- 
tretungsfalle  entsprechender  fixer  Betrag 
zu  bestimmen,  welchen  die  Unternehmung 
ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  eintretende 
Verantwortlichkeit  der  einzelnen  Indi- 
viduen jedenfalls  an  den  Local-Armen- 
fonds  zu  entrichten  hat.  —  Der  Unter- 
nehmung soll  jedoch  hiebei  der  Ersatz- 
anspruch an  den  einzelnen  Schuldtragenden 
vorbehalten  sowie  auch  den  ordentlichen 
Behörden  unbenommen  bleiben,  das  ein- 
zelne für  die  Uebertretung  der  Vorschrift 
verantwortliche  Individuum  nach  den 
Strafgesetzen  zu  verfolgen. 

Die  in  angemessenen  Standpunkten 
aufgestellten  Polizei-Commissäre  können 
alle  bei  ihnen  angebrachten  Beschwerden 
und  Anzeigen  aufnehmen,  haben  aber 
dieselben,  wenn  sie  zu  einer  Untersuchung 
und  Bestrafung  wegen  Uebertretung  des 
Polizei-Regulativs  oder  der  Instruction 
führen,  an  die  gesetzlich  berufenen  Be- 
hörden zu  leiten. 

Vor  Erlassung  eines  definitiven  Be- 
schlusses wegen  Ausübung  der  Gerichts- 
barkeit der  Üebertretungen  des  Polizei- 
Regulativs  ist  nochmals  in  reife  Ueber- 
legung  und  darauf  Rücksicht  zu  nehmen, 
ob  nicht  in  jenen  Uebertretungsfällen,  wo 
die  Bahnunternehmungen  selbst  oder  die 
Betriebsindividuen  derselben  zur  Verant- 
wortung oder  Ahndung  gezogen  werden 
müssen,  eine  den  §§  284  und  285  des 
Strafgesetzbuches  II.  Theil  analoge  Aus- 
nahme von  der  ordentlichen  Gerichts- 
barkeit festgesetzt  werden  sollte.«    — 

Unter  Berücksichtigung  dieser  Direc- 
tiven  wurde  bei  der  niederösterreichischen 
Regierung  ein  neuerlicher  Entwurf  aus- 
gearbeitet und  der  vereinigten  Hof  kanzlei 
unterm  I.Juni  1842  vorgelegt.  Das  bei  der 
Letzteren  zur  Prüfung  dieses  Entwurfes 
niedergesetzte  Comite  erachtete  denselben 
jedoch  als  zu  weitläufig  und  deshalb  nicht 
geeignet,  der  a.  h.  Sanction  unterbreitet  zu 
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werden,  und  übernahm  es  nunmehr  selbst, 
einen  solchen  Entwurf  auszuarbeiten.  Der- 
selbe wurde  unterm  30.  Juni  1842  dem 
Kaiser  unterbreitet ;  dem  Berichte  war  ein 
vollständiges  Signalbuch  als  Anhang  bei- 
geschlossen, welches  von  den  berühmtesten 
»Technikern  nach  den  bereits  in  Anwen- 
dung stehenden  und  durch  die  Erfahrung 
bewährten  Signalen  zusammengestellt 
war« ;  unterm  9.  December  erging  der 
a.  h.  Auftrag,  vorerst  das  Gutachten  der 
General-Direction  der  Staatsbahnen  so- 
wohl über  den  Entwurf  der  niederösterrei- 
chischen Regierung  als  auch  über  jenen 
der  Hofkanzlei  einzuholen;  mit  dem  wei- 
teren Cabinetsschreiben  vom  19.   Februar 

1845  ordnete  der  Kaiser  ferner  an,  dass 
dieser  Gegenstand  möglichst  bald  zur 
Vollendung  gelange,  hierüber  auch,  in- 
soweit es  wegen  der  in  neuester  Zeit 
auf  dem  technischen  und  legislativen 
Felde  gemachten  Erfahrungen  als  an- 
gemessen erscheinen  sollte,  neue  Vor- 
schläge in  Anregung  gebracht,  mit  der 
vereinten  Hofkanzlei  und  Justizgesetz- 
gebungs-Hofcommission  Rücksprache  ge- 
nommen und  das  Ergebnis  der  diesfalls 
zu  pflegenden  Verhandlungen  mit  dem 
Gutachten  des  obersten  Kanzlers  ver- 
sehen, zur  a.  h.  Schlussfassung  vorge- 
legt werde.  Der  diesfällige  Vortrag  an 
den    Kaiser  wurde    unter  dem  23.  April 

1846  erstattet  und  lag  demselben  ein 
vollständig  neuer  Entwurf  eines  Polizei- 
gesetzes bei.  Dasselbe  sollte  mittels 
kaiserlichen  Patentes  unter  der  Autorität 
des  höchsten  Gesetzgebers  erlassen  wer- 
den. Was  den  Inhalt  des  Gesetzes  an- 
belangt, so  war  der  oberste  Kanzler 
auf  die  möglichste  Vereinfachung  des- 
selben bedacht  gewesen,  um  es  für  eine 
längere  Zeit  und  allgemein  brauchbar 
zu  machen.  Dieser  Zweck  schien  aber 
nur  dann  erreichbar,  wenn  in  das  Gesetz 
blos  allgemeine,  nicht  so  bald  und  so 
leicht  einer  Veränderung  unterliegende 
Bestimmungen,  und  nur  solche  aufge- 
nommen werden,  welche  das  grosse 
Publicum  zu  wissen  nöthig  hat;  ebenso 
sprach  man  sich  dahin  aus,  dass  rück- 
sichtlich des  Benehmens  und  der  Pflichten 
der  Betriebsunternehmungen  und  des 
Betriebspersonales  im  Gesetze  nur  die 
allgemeinen  Grundsätze    der  Sicherheits- 
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polizei  festzustellen,  im  übrigen  aber  die  i 
besonderen  Bestimmungen  den  speciellen  f 
Vorschriften     und     Instructionen    vorzu- 
behalten wären. 

Das    Polizeigesetz    sollte    nicht    nur  I 
gegen  Privatbahnen,  sondern  auch  gegen  j 
die    Staatsbahn- Verwaltung    Anwendung  j 
finden,  denn  halte  man  es  überhaupt  im  j 
Interesse    der   öffentlichen  Ordnung   und  ; 
Sicherheit  für  nothwendig,  ein  besonderes 
Gesetz  zu  erlassen,  welches  eigene  Vor-  | 
sichtsmassregeln     und     eigene     Strafbe- 
stimmungen   festsetzt,    so    müsse    dieses 
Gesetz,  wenn  die  Staatsverwaltung  nicht 
mit  sich  selbst  in  Widerspruch  gerathen 
solle,  auch  für  die  Staatsbahnen  die  volle 
Giltigkeit  haben,    da  die  Vorsichten    auf 
den    Staatsbahnen     und    gegenüber   den 
Betriebsunternehmungen    nicht     weniger 
geboten  und  dringend  seien. 

Aus  der  Begründung  der  einzelnen 
Anordnungen  des  1846er  Entwurfes  sei 
erwähnt,  dass  es  als  zu  weitgehend  er- 
achtet wurde,  sogar  alle  Bedingungen, 
unter  welchen  die  Beförderung  statt- 
findet ,  sowie  die  Aenderungen  daran 
der  Genehmigung  der  Staatsverwal- 
tung zu  unterziehen,  und  fand  man, 
dass  dies  mit  dem  Systeme,  welches  bis- 
her von  der  österreichischen  Regierung 
bei  der  Bewilligung  zur  Errichtung  von 
Eisenbahnen  beobachtet  wurde,  nicht  im 
Einklänge  stehen  würde,  dass  übrigens, 
wenn  man  auch  dieses  System  ändern 
wollte,  die  Entwerfung  eines  Polizei- 
Regulativs  gewiss  nicht  den  schicklichen 
Anlass  hiezu  darbieten  dürfte,  welches 
sich  nur  darauf  beschränken  könne,  dass 
keine  solche  Bedingungen  festgesetzt 
werden,  wodurch  die  Ordnung  und  Sicher- 
heit beeinträchtigt  werden  könnte. 

In  Bezug  auf  die  Fahrgeschwindigkeit 
war  vorgeschlagen,  dieselbe  für  Personen- 
züge mit  sechs  Meilen  und  für  Lastzüge  mit 
vier  Meilen  in  der  Stunde  als  Maximum 
festzusetzen.  [Diese  Bestimmung  fand 
auch  in  das  Polizeigesetz  Aufnahme.] 

Hiebei  wurde  darauf  hingewiesen,  dass, 
wenn  die  Bahn  im  gehörigem  Stande  sich 
befindet,  die  Betriebsmittel  in  Ordnung 
sind,  das  Betriebspersonale  seine  Pflichten 
erfüllt,  eine  Geschwindigkeit  von  sechs 
und  rücksichtlich  vier  Meilen,  immer  eine 
massige  zu  sein  scheine  und  umsoweniger 


übertrieben  genannt  werden  könne,  als 
sie  gegen  die  Geschwindigkeit  auf  anderen 
Bahnen  im  Auslande  weit  zurückbleibe. 
Häufig  werde  ohnehin  mit  dieser  Ge- 
schwindigkeit auf  den  Bahnen  im  Inlande 
gefahren  und  es  trete  bei  der  jetzt  fest- 
gesetzten geringeren  Geschwindigkeit,  nur 
die  unangenehme  Nothwendigkeit  ein, 
von  der  sich  jeder  Reisende  täglich  über- 
zeugen könne,  dass  die  Trains,  wenn  sie 
früher  in  einer  Station  eintreffen,  so  lange 
anhalten,  bis  die  gesetzliche  Zeit  ver- 
streicht, wodurch  der  beabsichtigte  Zweck 
gewiss  nicht  erreicht,  und  die  Passagiere 
nur  unnöthig  belästigt  werden. 

Erwähnenswerth  ist,  dass  die  innere 
Beleuchtung  der  Personenwagen  nicht 
vorgeschrieben  wurde,  und  zwar,  wie  aus 
den  Verhandlungen  über  die  früheren 
Entwürfe  des  Polizeigesetzes  hervor- 
geht, nicht  nur  wegen  der  Feuergefähr- 
lichkeit, sondern  auch  wegen  Beirrung 
in  Wahrnehmung  der  Signalisirungs- 
lichter.  Was  die  Signalisirungs-Vorschriften 
anbelangt,  so  widerrieth  die  Commission, 
dieselben  in  das  Polizeigesetz  aufzu- 
nehmen, da  sie  nur  einen  Theil  der  in- 
ternen Instructionen  bilden  und  ihre 
Kenntnis  seitens  des  Publicums  nur  ge- 
eignet wäre,  dasselbe  bei  Nichtein- 
haltung gewisser  Signale  zu  beunruhigen. 

Besonders  eingehend  wurde  die  Frage 
der  Erlassung  entsprechender  Instructio- 
nen an  das  Betriebspersonal  erörtert 
und  hiebei  darauf  hingewiesen,  dass  blos 
die  lombardisch  -  venezianische  Bahn- 
gesellschaft die  Instructionen  durch  das 
Gubernium  von  Venedig  der  Einsicht 
der  Hof  kanzlei  unterzogen  habe,  die  Nord- 
bahn und  die  Wien-Gloggnitzer  Eisen- 
bahn-Gesellschaft hingegen,  die  Instruc- 
tionen ihrem  Personale  ertheilt  habe,  ohne 
dass  sie  je  irgend  einer  hiezu  berufenen 
Autorität  zur  Genehmigung  oder  auch 
nur  zur  Einsicht  vorgelegt  worden  wären. 

Es  handle  sich  bei  dieser  Sachlage  dar- 
um, die  Instructionen  zu  combiniren,  sie 
einer  genauen  Revision  zu  unterziehen,  in 
dieselben  die  möglichste  Einheit  und 
Gleichförmigkeit  zu  bringen  und  sie  so- 
dann den  Gesellschaften  zur  genauen 
Richtschnur  mit  der  Wirkung  vorzuzeich- 
nen,  dass  die  Uebertretungen  der  in  den- 
selben    enthaltenen    Bestimmungen,    als 
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Uebertretungen  gegen  die  zur  Er- 
haltung der  Ordnung,  Regelmässigkeit 
und  Sicherheit  des  Betriebes  erlassenen 
Vorschriften  zu  betrachten  sind  und  die 
Dawiderhandelnden,  mit  den  im  Polizei- 
gesetz festzustellenden  Strafen  zu  belegen 
sein  werden. 

Um  sobald  als  möglich  in  dieser 
wichtigen  Abtheilung  der  Eisenbahn- 
Vorschriften,  die  erwünschte  Ordnung 
zu  erzielen,  wurde  der  Antrag  gestellt, 
nach  Genehmigung  des  Polizeigesetzes 
eine  eigene  Commission  bei  der  nieder- 
österreichischen Landesregierung,  unter 
Zuziehung  von  Mitgliedern  der  General- 
Direction  der  Staatseisenbahnen,  und  von 
Deputirten  der  Nord-  und  der  Wien-Glogg- 
nitzer  Eisenbahn-Gesellschaften  nieder- 
zusetzen, welche  sich  mit  der  Revision 
der  bestehenden  Instructionen  zu  befassen, 
und  sonach  die  neuen  Instructionen  zu 
entwerfen  hätte,  die  von  der  vereinigten 
Hofkanzlei,  im  Einverständnisse  mit  dem 
Hof  kammer-Präsidium,  den  Gesellschaften 
zur    Richtschnur    vorzuzeichnen     wären. 

Betreffend  die  Frage  der  Beeidigung 
des  Betriebspersonales  der  Unterneh- 
mungen wurde  in  dem  Vortrage  an  den 
Kaiser  betont,  dass  es  grossen  Hinder- 
nissen zu  unterliegen  scheine,  dieses 
Personale  oder  auch  nur  einige  Kate- 
gorien desselben  in  Eid  zu  nehmen. 
Wenn  auch  manche  Personen,  in  deren 
Hände  wichtige  öffentliche  und  Einzeln- 
interessen gelegt  sind,  in  Eid  genommen 
werden,  wie  z.  B.  Aerzte,  Wundärzte, 
Hebammen,  Advocaten,  die  Doctoren  der 
Rechte  —  und  gewiss  sind  auch  dem  Be- 
triebspersonale die  wichtigsten  Interessen 
anvertraut  —  so  habe  sich  doch  bei  allen 
den  erstgemeinten  Individuen  die  Staats- 
verwaltung durch  ihre  Organe  von  den 
Kenntnissen,  Eigenschaften,  dem  Charak- 
ter und  dem  früheren  Lebenswandel  der- 
selben die  genaue  Ueberzeugung  ver- 
schafft, sie  könne  daher  auch  über  die 
redliche  und  genaue  Pflichterfüllung  der- 
selben beruhigt  sein  und  sie  habe  nicht 
zu  besorgen,  dass  die  Heiligkeit  des 
Eides  blosgestellt  werde. 

Alle  diese  Bedingungen  seien  jedoch 
bei  dem  Betriebspersonale  nicht  erfüllt, 
und  es  wäre  bedenklich,  sie  vorzeichnen 
zu  wollen  und  die  Anstellungen  von  der 


Erfüllung  derselben  und  somit  von  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ab- 
hängig zu  machen,  weil  dann  die  Ver- 
antwortlichkeit wohl  auch  zum  Theile 
die  Staatsverwaltung  treffen  würde,  eine 
solche  Verantwortlichkeit  aber,  so  lange 
nicht  durch  das  bestehende  Concessions- 
System  die  Bedingungen,  unter  welchen 
der  Betrieb  einer  Eisenbahn  einer  Gesell- 
schaft überlassen  werden  soll,  von  Grund 
aus  regulirt  werden,  möglichst  hintange- 
halten werden  müsse.  Es  wurde  daher  em- 
pfohlen, von  einer  Eidesabiegung  abzu- 
sehen, und  unterblieb  demgemäss  die 
Aufnahme  einer  Bestimmung  in  das  Po- 
lizeigesetz über  die  Beeidigung  der  Bahn- 
bediensteten. 

Erwähnenswerth  ist  schliesslich,  dass 
entgegen  der  Bestimmung  des  früheren 
Entwurfs  die  Beförderung  von  Schiess- 
pulver, Mineralsäuren  etc.  durch  die 
Eisenbahn  zugelassen  wurde.  Als  Gründe 
hiefür  wurden  im  Vortrage  die  bereits 
bestehende  Uebung,  derlei  Gegenstände 
mittels  der  Eisenbahnen  zu  befördern, 
sowie  der  Umstand  angeführt,  dass 
das  gänzliche  Verbot  des  Transportes 
dieser  Gegenstände  eine  die  Industrie 
schädigende  Massregel  bedeuten  würde. 
Ueber  Antrag  der  Hofcommission  in 
Justizgesetzsachen,  war  jedoch  daran  fest- 
gehalten worden,  die  Vorsichten,  welche 
bei  derlei  Transporten  zu  beachten  wären, 
nicht  näher  zu  präcisiren,  da  es  nicht 
räthlich  erschien,  dass  die  Staatsver- 
waltung, indem  sie  die  Vorsichtsmass- 
regeln zum  Schutze  des  anderen  zugleich 
zu  verführenden  Eigenthums  verzeichnet, 
gleichsam  eine  Verantwortlichkeit  auf 
sich  nehme,  und  dadurch  bei  einem  Un- 
fälle die  Unternehmung,  welche  die 
Vorsichtsmassregeln  genau  beobachtete, 
vor  Entschädigungsforderungen  bewahre. 

Auf  Grund  dieses  Vortrages  des  Hof- 
kammer-Präsidenten erfloss  sodann  end- 
lich die  kaiserliche  EntSchliessung  vom 
30.  Januar  1847,  welche,  unter  Voraus- 
setzung der  Durchführung  gewisser  Aen- 
derungen,  den  Entwurf  des  Polizeigesetzes 
genehmigt. 

Jedoch  sollte  die  Kundmachung  dieses 
Gesetzes  nicht  mittels  Patents  erfolgen, 
vielmehr  nach  gehöriger  Umarbeitung 
des  Entwurfs    im  Wege    der  vereinigten 
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Hofkanzlei,  dessen  Kundmachung  in  den 
betreffenden  Provinzen  vorderhand  als 
ein  Provisorium  veranlasst  werden. 

Nach  Verlauf  von  drei  Jahren  seiner 
Wirksamkeit  sollte  das  Gesetz  durch  die 
vereinigte  Hofkanzlei  im  Einvernehmen 
mit  der  Hofkammer  und  der  Polizeihof- 
stelle einer  genauen  Revision  unterworfen 
werden,  um  mit  Benützung  der  inzwischen 
gemachten  Erfahrungen  die  Vorschläge 
zu  allfälligen  Verbesserungen  auszumitteln, 
und  der  definitiven  Schlussfassung  des 
Kaisers  zu  unterziehen. 

Das  Polizeigesetz  wurde  sohin  zufolge 
des  Hof  kanzlei-Decretes  vom  7.  März  1 847, 
Z.  5805,  seitens  der  einzelnen  Landesregie- 
rungen [von  der  niederösterreichischen 
Landesregierung  mit  Circular  vom  14.  März 
1847]  mit  dem  Beifügen  kundgemacht, 
dass  die  Instructionen  für  das  Bahn-Be- 
triebspersonale, welche  nach  den  Bestim- 
mungen des  Polizeigesetzes  zur  Einsicht 
des  Publicums  in  .den  Bahnhöfen  aufzu- 
legen sind,  sowie  die  Bestimmungen 
wegen  Aufstellung  eines  eigenen  Auf- 
sichtspersonales nachfolgen  werden  und 
ebenso  die  Vorschrift  wegen  Abänderung 
des  zweiten  Theiles  des  Strafgesetz- 
buches, welche  sich  durch  die  Anord- 
nungen des  Polizeigesetzes  als  nothwendig 
darstellt,  ehestens  allgemein  bekannt  ge- 
macht werden  wird. 

In  der  Einleitung  des  Polizeigesetzes 
ist  bemerkt,  dass  Se.  Majestät  mit 
a.  h.  Entschliessung  vom  30.  Januar 
1847  zum  Schutze  des  Verkehrs  auf  den 
Eisenbahnen,  welche  mittels  Dampfkraft 
betrieben  werden  und  zur  Erhaltung  der 
bei  dem  Betriebe  nothwendigen  Ordnung 
und  Sicherheit  angeordnet  habe,  das 
gegenwärtige  Gesetz  zu  erlassen  und 
befohlen  habe,  dass  dasselbe  in  den  aller- 
höchsten Staaten,  wo  solche  Eisenbahnen 
bestehen  oder  noch  errichtet  werden,  mit 
Ausnahme  von  Ungarn  und  Siebenbürgen, 
vom  Tage  der  Kundmachung  an  genau 
und  insolange  beobachtet  werde,  bis 
weitere  Wahrnehmungen  und  Erfahrungen 
die  Erlassung  anderer  Bestimmungen 
nothwendig  oder  räthlich  machen.  Das 
Polizeigesetz  zerfiel  in  folgende  sechs  Ab- 
schnitte : 

1.  Verpflichtungen  der  Unter- 
nehmungen   und     ihrer    Ange- 


stellten. [Einholung  der  Bewilligung  zur 
Eröffnung,  welche  von  der  Landesstelle  er- 
theilt  wird  und  bei  Staatsbahnen  auf  Grund 
einer  a.  h.  Entschliessung  erfolgt,  Vor- 
nahme einer  technisch-polizeilichen  Prü- 
fung als  Vorbedingung  der  Eröffnung,  Be- 
dingungen hiezu,  Erhaltung  und  Aus- 
rüstung der  Bahn,  Anstellung  einer  genü- 
genden Anzahl  von  Bediensteten,  Kund- 
machung der  Fahrordnung,  Aufnahmebe- 
dingungen und  Tarife,  und  zwar  der  Tarif- 
erhöhungen 14  Tage  vor  dem  Inkrafttreten, 
Genehmigung  von  Tarifänderungen,  Ein- 
haltung einer  Höchstgeschwindigkeit  von 
sechs  Meilen  bei  Personenzügen  und  vier 
Meilen  bei  Güterzügen,  Aufstellung  von 
Instructionen  und  Genehmigung  der- 
selben, Uniformirung  des  Personales, 
Nichtanstellung  derjenigen,  bezüglich 
deren  die  Staatsverwaltung  Bedenken  hat, 
Ausschluss  von  Reisenden  wegen  Trunken- 
heit und  dergleichen,  Ausschluss  gewisser 
Gegenstände  von  der  Beförderung,  unter 
Anderen  von  Gegenständen,  deren  Versen- 
dung der  Postanstalt  vorbehalten  ist.] 

2.  Vorschriften  für  diejenigen, 
welche  von  der  Bahn  Gebrauch 
machen  oder  sonst  mit  der  Bahn- 
anstalt in  Beziehungen  treten 
[Beobachtung  der  veröffentlichten  Trans- 
port-Bedingungen, Aufliegen  der  Dienst- 
instructionen  und  des  Beschwerdebuches 
in  den  Stationen,  Verbot  des  Betretens  der 
Bahn,  ausgenommen  an  den  hiezu  be- 
stimmten Punkten,  und  des  eigenmäch- 
tigen Oeffnens  der  Schranken  sowie  des 
Treibens  und  Weidens  von  Vieh  nächst 
der  Bahn,  Verbot  jeder  Beschädigung,  Ver- 
rückung und  Veränderung  an  der  Bahn 
und  ihrem  Zubehör  und  jeder  Handlung 
der  Reisenden  in  Bezug  auf  die  Fahr- 
betriebsmittel, welche  nicht  strenge  auf 
die  Benützung  des  Wagens  zur  Fahrt 
beschränkt  bleibt,  Benehmen  der  Anrainer 
in  Bezug  auf  Terrain-Aenderungen,  bau- 
liche Herstellungen,  Lagerung  feuerge- 
fährlicher Stoffe,  Abtreiben  von  Wal- 
dungen u.  s.  w.] 

3.  Verantwortlichkeit  der 
Bahn-Unternehmung  und  Direc- 
tion,  der  Angestellten  sowie  der 
von  der  Bahn  Gebrauch  machen- 
den oder  zu  derselben  sonst  in 
Beziehung    tretenden    Personen 


Gesetzgebung. 


37 


für  den  Vollzug  der  zur  Erhal- 
tung der  Ordnung,  Regelmässig- 
keit und  Sicherheit  des  Betriebs 
erlassenen  Vorschriften,  vorbe- 
haltlich der  civilrechtlichen 
Haftung  für  Schäden  nach  dem 
bürgerlichen  Gesetzbuche  und 
dem  Strafgesetze. 

4.  Aufsicht  über  Ordnung, 
Regelmässigkeit  und  Sicherhei  t 
des"  Verkehres  durch  die  Bahn- 
organe [besondere  staatliche  Betriebs- 
Aufsichtsbeamte,  Assistenz  durch  die  poli- 
tische Behörde  und  Ortsobrigkeiten,  Ober- 
aufsicht über  den  Betrieb  und  Vollzug  der 
Vorschriften  des  Polizeigesetzes  durch  die 
Polizei-Direction  der  Hauptstadt  der  be- 
treffenden Provinz  unter  Leitung  der  be- 
treffenden Landesstelle,  eventuell  Mitwir- 
kung der   landesfürstlichen  Commissäre]. 

5.  Straf  besti  mmun  gen  [Bestra- 
fung jedes  Verschuldens  eines  Bahnbe- 
diensteten oder  anderer  Personen,  wodurch 
die  schwere  Verwundung  oder  der  Tod 
eines  Menschen  herbeigeführt  wurde,  an 
den  unmittelbar  Schuldtragenden  sowie 
denjenigen,  welche  auf  andere  Art  hiezu 
beigetragen  haben,  —  oder  wodurch  doch 
eine  körperliche  Verletzung  oder  ein 
Unfall  hervorgerufen  wurde,  als  schwere 
PolizeiUebertretung,  Behandlung  gewisser, 
die  Sicherheit  des  Betriebs  gefährdenden 
Handlungen  durch  die  Eisenbahn-Be- 
diensteten, auch  wenn  sie  von  keinem 
nachtheiligen  Erfolge  begleitet  waren,  als 
schwere  Polizei  -  Uebertretungen,  Bestra- 
fung der  seitens  der  Bediensteten  be- 
gangenen Uebertretungen  der  Dienstvor- 
schriften als  Polizei-Vergehen  mit  Geld- 
oder Arreststrafen,  Bestrafung  wörtlicher 
oder  thätlicher  Beleidigung  der  Bahn- 
bediensteten als  schwere  Polizei-Uebertre- 
tungen,  Ausschliessung  ungeeigneter  Per- 
sonen vom  Betriebsdienst,  Verhängung  von 
Geldstrafen  im  Betrage  von  100 — 2000  fl. 
gegen  Unternehmungen  wegen  Unter- 
lassung der  Erfüllung  der  ihnen  als  solche 
obliegenden  Verpflichtungen,  behördliche 
Einstellung  des  Betriebes  wegen  gefahr- 
drohenden Zustandes  der  Bahn  oder  der 
Betriebsmittel]. 

6.  Verfahren  und  Gerichts- 
barkeit der  Polizei-Directionen  bei 
schweren    Polizei-Uebertretungen,     volle 


Glaubwürdigkeit  der  Aussagen  von  Bahn- 
bediensteten in  Bezug  auf  den  Thatbestand 
der  strafbaren  Handlung  u.  s.  w. 

Auf  Grund  der  a.  h.  Entschliessung 
vom  30.  Januar  1 847  wurden  laut  Eröffnung 
der  obersten  Justizstelle  vom  18.  März 
1847,  Z.  1929,  an  die  Vereinigte  Hof- 
kanzlei und  hierüber  ergangenen  Hof- 
kanzlei-Decrets  vom-  22.  März  1847, 
Z.  14.076,  über  die  Bestrafung  des  Ver- 
brechens der  öffentlichen  Gewaltthätig- 
keit  durch  boshafte  Beschädigung  an 
Eisenbahnen  Bestimmungen  getroffen, 
welche  mit  jenen  in  §  85,  lit.  c,  §  86/88 
des  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1852  im 
Wesentlichen  übereinstimmen  und  dahin 
gehen,  dass  solche  Beschädigungen,  falls 
daraus  bei  Befahrung  der  Bahn  Gefahr 
für  die  körperliche  Sicherheit  oder  für 
das  Eigenthum  Anderer  entstehen  kann, 
auch  wenn  sie  gar  keinen  Unfall  zur 
Folge  gehabt  haben,  als  Verbrechen  der 
Gewaltthätigkeit  behandelt  werden,  dass 
ferner  die  Letztere,  falls  sie  einen 
Unfall  zur  Folge  gehabt  hat,  schwerer 
als  sonst,  ja  selbst  mit  dem  Tode  be- 
straft wird. 

7.  Staatsverträge. 

In  einem  Lande  von  der  geographi- 
schen Lage  Oesterreichs  musste  man 
schon  sehr  frühzeitig  dazu  kommen,  die 
Hauptschienenstränge  und  vor  Allem 
die  nach  dem  Norden  führenden,  bis  an 
die  Reichsgrenze  fortzusetzen,  um  An- 
schlüsse an  das  Ausland  zu  gewinnen. 
Die  Herstellung  solcher  internationaler 
Anschlüsse  bedingte  den  Abschluss  von 
Eisenbahn-Staatsverträgen.  Ueberall  da, 
wo  eine  Eisenbahn  auf  dem  Gebiet  des 
Nachbarstaates  ausmündet,  und  nament- 
lich, wenn  eine  gemeinsame  Anschluss- 
station hergestellt  oder  ein  Grenzstück 
in  einem  Staate  von  der  Verwaltung  des 
anderen  Staates  betrieben  werden  soll, 
bedarf  es  der  internationalen  Vertrags- 
thätigkeit.  Es  muss  der  Anschlusspunkt 
vereinbart  werden,  die  Tragung  der 
Kosten  geregelt  werden,  es  bedarf  eines 
Einverständnisses  über  den  Transport- 
betrieb, über  die  Abwicklung  des  Polizei-, 
Zoll-,    Post-     und     Telegraphendienstes, 
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Oesterreich  kam  bereits  im  Jahre  1842 
in  die  Lage,  die  erste  derartige  inter- 
nationale Vereinbarung  zu  treffen ;  es 
war  die  Uebereinkunft  mit  Sachsen  über 
den  Anschluss  der  von  Wien  über  Prag 
nach  Dresden  zu  führenden  Eisenbahn.*) 
Die  Uebereinkunft  wurde  im  Wege  von 
Ministerial-Erklärungen  getroffen,  deren 
Ausfertigung  zu  Wien  am  30.  Juli  1842 
und  zu  Dresden  am  9.  August  1842  statt- 


*)  Das  sächsische  Ministerium  des  Innern 
hatte  sich  bereits  während  des  Baues  der 
Leipzig  -  Dresdener  Bahn  an  das  böhmische 
Gubernium  mit  der  Anfrage  gewendet,  welche 
Ansicht  das  österreichische  Gouvernement 
über  die  Verbindung  der  Städte  Dresden  und 
Prag  durch  eine  Eisenbahn  habe.  Das  böh- 
mische Gubernium  vertrat  ebenso  wie  der 
Hofkriegsrath  gegenüber  der  Vereinigten 
Hofkanzlei  die  Ansicht,  dass  die  Ausführung 
der  projectirten  Bahn  theils  wegen  der  in 
derselben  Richtung  bestehenden  guten  Land- 
und  Wasserstrassen  dem  österreichischen 
Handel  nicht  besonders  nützlich,  theils  wegen 
der  grossen  Herstellungskosten  schwerlich 
lohnend  sich  gestalten  würde.  Die  Ange- 
legenheit wurde  vor  der  Commission,  welche 
über  die  Concessionsnormen  vom  Jahre  1838 
berieth,  verhandelt.  Die  Commission  sprach 
sich  dahin  aus,  dass  die  vernommenen  Be- 
hörden die  hohe  commerzielle  Bedeutung  des 
projectirten  Bahnzuges  nicht  gehörig  aufge- 
fasst  zu  haben  scheinen  und  dass  besonders 
ihre  Berufungen  auf  so  viele  bereits  be- 
stehende gute  Land-  und  Wasserstrassen 
Böhmens  unpassend  erscheinen,  wenn  man 
erwägt,  wie  weit  noch  so  gute  Strassen  den 
grösseren  Leistungen  von  Eisenbahnen  be- 
sonders mit  Dampfwagen  nachstehen.  Die 
Commission  empfahl  deshalb,  das  Gubernium 
anzuweisen,  dem  sächsischen  Ministerium  zu 
erwidern,  dass  die  österreichische  Regierung 
der  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Prag 
an  die  sächsische  Grenze  im  Anschlüsse  an 
die  von  Dresden  bis  dahin  zu  führende  keines- 
wegs entgegen  sei". 


gefunden  hat  und  deren  Auswechslung  in 
Wien,    am    15.  August   1842  erfolgt    ist. 

Bei  dieser  Uebereinkunft  waren  die 
beiderseitigen  Regierungen,  wie  die  Ein- 
leitung zu  derselben  besagt,  von  dem 
Wunsche  durchdrungen,  den  Verkehr 
möglichst  zu  beschleunigen  und  die  Vor- 
theile,  welche  aus  der  Errichtung  von 
Eisenbahnen  und  deren  ununterbrochenen 
Fortsetzung  entstehen,  den  beiderseitigen 
Unterthanen  zuzuwenden,  sowie  einen 
neuen  Beweis  von  den  zwischen  ihnen 
bestehenden  freundschaftlichen  Gesinnun- 
gen zu  geben. 

Beide  Staatsregierungen  übernahmen 
die  Verpflichtung,  die  herzustellenden 
Eisenbahnen  gegenseitig  anzuschliessen 
und  dieselben  in  unmittelbare  Verbindung 
zu  setzen.  Ebenso  verpflichteten  sich  die 
contrahirenden  Regierungen  gegenseitig 
solche  Verfügungen  zu  treffen,  dass  in 
den  künftigen  Fährbetrieb  auf  den  zu 
erbauenden  Linien  Uebereinstimmung  ge- 
bracht werde,  damit  das  sichere  und 
rechtzeitige  Ineinandergreifen  der  Bahn- 
züge dem  festzustellenden  Uebergangs- 
punkte  keine  Störung  erleide.  Die  tech- 
nischen Details  [Anschlusspunkt,  Spur- 
weite, Betriebskraft,  Anlage  des  Gemein- 
schaftsbahnhofs, Einrichtung  der  Bahn 
auf  ein  Ein-  oder  Doppelgeleise]  sollten 
einer  besonderen  Commission  vorbehalten 
bleiben.  Auf  Grund  der  Berathungen  die- 
ser Commission  wurden  die  näheren  Be- 
stimmungen über  den  Betriebsanschluss 
der  beiderseitigen  Bahnen  in  Bodenbach 
mit  Uebereinkunft  zwischen  der  öster- 
reichischen und  sächsischen  Regierung 
vom  31.  December  1851,  R.-G.-Bl.  Nr.  80 
ex   1851,  getroffen. 


Zweite  Periode  [1848 — 1867]. 


Die    Ereignisse    der  Jahre   1848    und 

1849  erübrigten  keinen  Raum  zur  Ent- 
faltung wirthschaftlicher  Thätigkeit.  So 
ruhte  denn  in  diesem  Jahre  auch  die 
gesetzgeberische  Thätigkeit  auf  dem 
Gebiete  des  Eisenbahnwesens  vollständig, 
und  konnte  die  Regierung  erst  im  Jahre 

1850  wieder  daran  gehen,  der  Weiter- 
bildung der  Eisenbahn-Gesetzgebung  ihre 
Aufmerksamkeit  zu  widmen. 


/.  Die  Eiscnbahnbetricbs-Ordming. 

Mit  Rücksicht  auf  den  in  der  a.  h. 
Entschliessung  vom  30.  Januar  1847 
enthaltenen  Auftrag,  das  Eisenbahnpolizei- 
Gesetz  nach  Ablauf  von  drei  Jahren 
einer  eingehenden  Revision  zu  unter- 
ziehen, begann  man  in  dem  seither  er- 
richteten» Ministerium  für  Handel,  Gewerbe 
und   öffentliche   Bauten«  im    Jahre    1850 
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mit  den  diesfälligen  Vorarbeiten.  Der  Re- 
ferent des  Handelsministeriums,  welcher 
sich  mit  dem  Gegenstande  zu  befassen 
hatte,  erstattete  unter  dem  5.  Januar 
1851  einen  eingehenden  Bericht,  in 
dessen  Einleitung  er  darauf  hinwies, 
dass  es  nicht  zweckmässig  erachtet 
werden  könne,  auch  in  dem  neuen  Ge- 
setze all  die  verschiedenen  in  dem  Eisen- 
bahnpolizei-Gesetz  behandelten  Gegen- 
stände ohne  gehörige  Sichtung  zu  cu- 
muliren,  dass  ferner  auch  noch  in  ande- 
ren gesetzlichen  Vorschriften  [namentlich 
in  dem  Eisenbahn-Concessions-Gesetz  vom 
Jahre  1838]  Anordnungen  vorkommen, 
welche  auf  das  Eisenbahnwesen,  ins- 
besondere auf  den  Betrieb  der  Privat- 
bahnen sich  beziehen.  Er  bezeichnete  es 
deshalb  als  nothwendig,  sämmtliche  über 
Eisenbahnen  erlassenen  Gesetze  und  Vor- 
schriften in  ihrem  Zusammenhange  einer 
Revision  zu  unterziehen  und  schlug  vor, 
ein  umfassendes  Eisenbahn-Gesetzbuch 
zu  schaffen,  dessen  Erlass  etwa  folgende 
systematische  Eintheilung  zu  Grunde  zu 
legen  wäre,  und  zwar : 

a)  Eine  allgemeine  Eisenbahn-Bau- 
ordnung ; 

b)  eine  allgemeine  Betriebsordnung 
für  Eisenbahnen,  welche  blos  die  all- 
gemeinen Grundsätze  des  Betriebes,  so- 
wohl bei  Staats-  als  bei  Privatbahnen, 
nach  Verschiedenheit  der  Beförderungs- 
mittel, zu  enthalten  hätte,  z.  B.  die  Vor- 
schriften über  das  Maximum  der  Schnellig- 
keit bei  Anwendung  von  Dampflocomo- 
tiven,  über  die  nothwendige  Constructions- 
art  der  letzteren  etc. ; 

c)  die  nöthigen  Organisations-Gesetze 
für  die  Behörden  der  Staatsbahnen;  die 
Instructionen  für  die  Beamten  und  Diener 
derselben,  eine  angemessene  Dienstprag- 
matik mit  Inbegriff  eines  eigenen  Pen- 
sionssystems, eine  Fahrordnung  für  das 
die   Staatsbahnen    benützende  Publicum ; 

d)  ein  umfassendes  Gesetz  für  Privat- 
Eisenbahnen,  in  welches  die  bis  dahin  zer- 
streut erlassenen  Vorschriften  über  die 
Anlage,  den  Betrieb  der  Privatbahnen  und 
die  Erlöschung  der  diesfalls  erwirkten  Con- 
cession  sowie  sonst  über  das  Rechts- 
verhältnis der  Privat-Eisenbahnen  gegen- 
über der  Staatsverwaltung  sowohl  als 
gegenüber  dem   Publicum    aufgenommen 


werden  sollten.  [In  dieses  Gesetz  sollte 
sonach  auch  der  grösste  Theil  der  Vor- 
schriften fallen,  welche  in  dem  Eisen- 
bahnpolizei-Gesetze enthalten  waren] ; 

e)  eine  Vorschrift  über  das  Ver- 
halten des  Publicums  gegenüber  den 
Eisenbahnen  [und  zwar  Staats-  und 
Privatbahnen].  Diese  Vorschrift  sollte 
das  eigentliche  Polizeigesetz  bilden  und 
nach  Analogie  anderer  ähnlicher,  blos 
specielle  Verhältnisse  behandelnden  Vor- 
schriften: »Eisenbahn-Ordnung«  heissen; 
endlich 

f)  die  Festsetzung  der  Strafen  auf 
die  aus  Anlass  des  Eisenbahnbetriebes 
begangenen  Uebertretungen,  Vergehen 
und  Verbrechen. 

Der  damalige  Handelsminister  ent- 
schied indessen,  dass  es  zunächst  zu 
schwierig  wäre,  Eisenbahn-Bauvorschriften 
zu  erlassen.  Denn  abgesehen  davon,  dass 
die  Techniker  über  manche  Frage  noch 
nicht  einig  seien,  würde  man  sehr  ver- 
wickelte Fragen  rücksichtlich  des  Katasters, 
der  Expropriation  u.  s.  w.  zu  lösen  haben. 
Auch  das  Concessionswesen  sollte  un- 
berührt bleiben,  weil  überhaupt  das 
Princip  vorwaltet,  Concessionen  nur  für 
Bahnen  zu  besonderen  Zwecken,  z.  B. 
Kohlenbahnen  zu  ertheilen,  alle  anderen 
aber  auf  Staatskosten  zu  erbauen  und 
die  bestehenden  Privatbahnen,  welche 
für  den  Verkehr  wichtig  sind,  nach  und 
nach  einzuziehen.  Dagegen  erklärte  sich 
der  Minister  mit  der  Codificirung  der 
Bestimmungen  in  Betreff  des  Betriebs 
auf  Staats-  und  Privatbahnen  einver- 
standen. Das  Gesetz  sollte  daher  »Eisen- 
bahnbetriebs-Ordnung« heissen,  in  welche 
aus  den  bestehenden  Vorschriften  Alles 
aufgenommen  werden  könnte,  was  dahin 
gehört.  Es  zerfiele  sachgemäss  in  drei 
Abschnitte,  und  zwar  in  den : 

a)  technischen  und  administrativen 
Theil    [Ressort    des  Handelministeriums]; 

b)  polizeilichen  Theil  [Ressort  des 
Ministeriums  des  Innern] ; 

c)  strafrechtlichen  Theil  [Ressort  des 
Justizministeriums]. 

Es    wurde    sohin    ein    Entwurf    der 

Eisenbahnbetriebs-Ordnung  ausgearbeitet 

I  und  bei  einer  unter  Zuziehung  von  Ver- 

1  tretern    der   betheiligten  Ministerien    ab- 
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gehaltenen  Berathung  mit  geringfügigen 
Abänderungen  gutgeheissen. 

In  dem  erstatteten  Vortrag  an  den 
Kaiser  wurde  u.  a.  darauf  hingewiesen, 
dass  auch  abgesehen  von  dem  zur  Re- 
vision des  Eisenbahnpolizei-Gesetzes  aller- 
höchst festgesetzten  Zeitpunkte,  sich  eine 
solche  Revision  als  dringend  darstelle, 
nachdem  die  gemachten  Erfahrungen  die 
Abänderung  mancher  Anordnung  des 
erwähnten  Eisenbahnpolizei-Gesetzes  vom 
Jahre  1847  als  noth  wendig  erkennen 
Hessen,  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
der  Organisation  und  dem  Wirkungs- 
kreise der  neuen  Behörden  angepasst 
werden  müssten  und  endlich  durch  die 
Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  in  Un- 
garn und  dem  lombardisch-venetianischen 
Königreiche  die  Erlassung  eines  Eisenbahn- 
polizei-Gesetzes in  diesenKronländern  nicht 
länger   mehr  verschoben  werden  könnte. 

Bei  der  Revision  des  Eisenbahn- 
polizei-Gesetzes habe  es  sich  bald  ge- 
zeigt, dass  es  nicht  genügend  erscheine, 
blos  die  streng  polizeilichen  Vorschriften 
in  Betreff  des  Eisenbahnbetriebes  zu  er- 
neuern, sondern  dass  vielmehr  der  Eisen- 
bahnbetrieb auch  in  administrativer  und 
technischer  Beziehung  gesetzlich  geregelt 
und  dass  insbesondere  in  diesen  Bezie- 
hungen das  Verhältnis  der  Privat-Eisen- 
bahnen  zur  Staatsverwaltung  auf  festere 
Grundlagen  gestellt  werden  müsse. 

Die  monopolistische  Stellung,  welche 
die  Privat-Eisenbahnen  gegenüber  dem 
dieselben  benützenden  Publicum  ein- 
nehmen, die  vielfältigen  wiederholten 
Klagen  über  Willkürlichkeiten  und  Man- 
gel an  Ordnung  im  Bahnbetriebe,  der 
wichtige  Einfluss,  welchen  auch  die 
Privat-Eisenbahnen  in  national-oeconomi- 
scher,  finanzieller  und  strategischer  Rück- 
sicht auf  das  allgemeine  Wohl  ausüben, 
mussten  die  Staatsverwaltung  dringend 
auffordern,  das  Verhältnis  der  Privat- 
Eisenbahn- Vereine  zur  Staatsverwaltung 
auf  eine  feste  Grundlage  zu  stellen  und 
eine  ausreichende  Ueberwachung  dieser 
Privat-Unternehmungen  gesetzlich  anzu- 
ordnen. Es  wurde  hiebei  darauf  hin- 
gewiesen, dass  der  Handhabung  des  Ge- 
setzes die  den  Unternehmungen  der  den 
Privat-Hauptbahnen  ertheilten  Privilegien 
keineswegs  im  Wege  stünden. 


Die  Staatsverwaltung  habe  durch  die 
Ertheilung  dieser  Privilegien  auf  das 
Recht  der  Oberaufsicht  nicht  Verzicht 
geleistet,  sie  konnte  dieses  auch  nicht. 
Bei  Durchführung  und  Handhabung  der 
Eisenbahnbetriebs-Ordnung  sollten  übri- 
gens die  fraglichen  Privilegien  die  gehörige 
Berücksichtigung  finden,  und  die  privile- 
girten  Eisenbahn-Unternehmungen  würden 
durch  das  Gesetz  eine  materielle  Benach- 
theiligung in  Ausübung  ihres  Privilegiums 
nicht  erleiden. 

Es  wurde  sohin  in  die  Betriebs- 
ordnung die  ausdrückliche  Bestimmung 
aufgenommen,  dass  den  darin  enthaltenen 
Vorschriften  und  Verpflichtungen  auch 
die  bereits  concessionirten  und  privile- 
girten  Eisenbahn-Unternehmungen  unter- 
worfen seien.  Auf  Eisenbahnen,  welche 
nicht  mit  Dampfkraft  betrieben  werden, 
sollte  die  Betriebsordnung  keine  An- 
wendung finden.  Für  solche  Bahnen 
war  die  Erlassung  einer  besonderen 
Betriebsordnung  mit  Benützung  der  auf 
die  eigenthümlichen  Verhältnisse  der- 
selben passenden  Bestimmungen  der  all- 
gemeinen Betriebsordnung  vorgesehen. 
[Vgl.  §  92  derselben.]  Eine  derartige  Be- 
triebsordnung ist  indessen  bisher  nicht 
erlassen  worden. 

Die  mit  kaiserlicher  Verordnung  vom 
16.  November  185 1,  R.-G.-Bl.  Nr.  1 
ex  1852,  verlautbarte,  noch  gegenwärtig 
für  Oesterreich  und  Ungarn  in  Kraft 
stehende  Eisenbahnbetriebs  -  Ordnung 
macht  es  sich,  wie  in  der  Einführungs- 
Verordnung  gesagt  ist,  zur  Aufgabe, 
der  dringenden  Nothwendigkeit  ent- 
sprechend, den-  für  das  allgemeine  Wohl 
so  wichtigen  Betrieb  der  Eisenbahnen 
auf  angemessene  Weise  zu  regeln.  Die 
Eisenbahnbetriebs-Ordnung,  welche  nach 
Vernehmung  des  Ministerrathes  und  An- 
hörung des  Reichsrathes  erlassen  wurde, 
schliesst  sich  ihrem  Inhalte  nach  enge  an 
das  Polizeigesetz  an,  dessen  Revision  ja 
den  Ausgangspunkt  für  die  Schaffung 
der  Betriebsordnung  gebildet  hatte. 

Die  Vorschriften  des  I.  und  II.  Ab- 
schnittes des  Polizeigesetzes,  welche  die 
Bewilligung  zur  Eröffnung  der  Bahn, 
die  Erhaltung  der  Bahn  und  der  Betriebs- 
mittel, die  Anstellung  der  Beamten  und 
Diener,    die  Fahrordnungen,    Tarife  und 


Gesetzgebung. 


41 


Aufnahmsbedingungen  für  Personen  und 
Sachen,  die  Fahrgeschwindigkeit,  die 
Instructionen  des  Betriebspersonales  und 
die  bedingungsweise  zur  Beförderung  zu- 
gelassenen Gegenstände,  ferner  die  all- 
gemeinen Verpflichtungen  des  die  Bahn  be- 
nützenden Publicums,  die  Reiseurkunden 
und  gefällsämtlichen  Amtshandlungen, 
das  Auf-  und  Absteigen,  das  Betreten  der 
Bahn,  die  Beschädigung  und  Verände- 
rung an  der  Bahn,  das  Verhalten  der  An- 
rainer der  Bahn  und  das  Benehmen  in 
der  Nähe  derselben,  behandeln,  haben 
dem  Wesen  nach  in  der  Betriebsordnung 
[Abschnitt  A  §§  I  —  1 5  und  Abschnitt  D 
§§  93— iOo]Aufnahme  gefunden.  Rücksicht- 
lich der  Ertheilung  des  Betriebs- 
consenses  ist  ein  Unterschied  zwischen 
Staats-  und  Privatbahnen  nicht  mehr  ge- 
macht und  die  Genehmigung  zur  Be- 
triebseröffnung für  Staats-  und  Privat- 
bahnen dem  Ministerium  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  vorbe- 
halten, während  nach  dem  Polizeigesetze 
die  Bewilligung  zur  Betriebseröffnung  von 
Privatbahnen  der  Landesstelle  nach  Mass- 
gabe des  Ergebnisses  der  technisch-poli- 
zeilichen Prüfung  der  Bahn  oblag  und 
bei  vom  Staate  erbauten  Bahnen  auf 
Grund  der  von  der  berufenen  Behörde  zu 
liefernden  Nachweisung,  dass  alle  Erfor- 
dernisse für  diesen  Zweck  erfüllt  sind, 
durch  eine  a.  h.  Entschliessung  vor- 
behalten war.  Was  die  grösste  zu- 
lässige Fahrgeschwindigkeit  be- 
trifft, so  wurde  dieselbe  für  Personenzüge 
mit  sieben  Meilen  [nach  dem  Polizeigesetz 
sechs  Meilen],  für  Güterzüge  mit  fünf 
Meilen  [nach  dem  Polizeigesetz  vier 
Meilen]  festgesetzt.  Neu  aufgenommen 
wurden  in  die  Betriebsordnung  [Ab- 
schnitt A]  zunächst  Bestimmungen 
über  die  Vorkehrungen  bei  Betriebs- 
störungen und  Unglücksfällen  [§§  16 — 18], 
über  die  Haftung  für  die  durch  eigenes 
sowie  durch  Verschulden  ihrer  Be- 
diensteten an  Personen  und  Sachen 
zugefügten  Beschädigungen  [eine  Haf- 
tung, welche  allerdings  auf  den  Hin- 
weis auf  die  einschlägigen  Bestimmun- 
gen des  bürgerlichen  Gesetzbuches  hinaus- 
lief [§  19],  über  die  Beschaffenheit  der 
Locomotiven  [§  21]  und  der  Wagen 
[§§  22 — 24],  über  die  Zusammenstellung 


der  Züge  [§§  25 — 31],  die  Vorsichten  bei 
der  Fahrt  [§§  32 — 40],  die  Bewachung 
der  Bahn  und  Signale  [§§  41 — 54]. 

Der  ursprüngliche  Entwurf  der  Be- 
triebsordnung enthielt  [zu  §  22,  dann  23 
und  45]  ausführliche  Anordnungen  über 
die  Construction  der  Locomotive  [drei 
Räderpaare,  Bahnräumer,  Dampfpfeife, 
Sicherheitsventile,  Manometer,  Funken- 
fänger u.  s.  w.],  dieselben  wurden  jedoch 
— •  weil  zu  sehr  ins  einzelne  gehend  — 
ausgeschieden. 

Der  Abschnitt  B  der  Eisenbahnbe- 
triebs-Ordnung behandelt  im  Allgemeinen 
die  Verpflichtungen  der  bei  Staatsbahnen 
angestellten  Beamten  und  Diener  und 
nimmt  den  Erlass  einer  Dienstordnung 
für  die  Staatseisenbahn-Bediensteten  in 
Aussicht.  Für  den  Fall  der  Verpachtung 
des  Betriebes  von  Staatsbahnen  haben 
für  die  Bediensteten  der  letzteren  die 
gleichen  Vorschriften,  wie  für  die  Be- 
diensteten der  Privatbahnen  zu  gelten. 

Der  Abschnitt  C  über  die  Verpflich- 
tungen der  Privat -Eisenbahn-  Unterneh- 
mungen und  ihres  Personales  fordert  die 
Errichtung  einer  Direction,  welche  der 
Staatsverwaltung  und  dem  Publicum 
gegenüber  der  verantwortliche  Bevoll- 
mächtigte der  Gesellschaft  ist,  er  regelt 
ferner  die  Evidenzhaltung  der  Bediensteten, 
den  Erlass  von  Instructionen  für  die  ver- 
schiedenen Classen  von  Bediensteten, 
welche  vor  ihrer  Kundmachung  der  Staats- 
verwaltung zur  Prüfung  vom  Standpunkt 
der  öffentlichen  Interessen  vorzulegen  sind, 
die  Ahndung  von  Dienstvernachlässigun- 
gen, die  Rechnungsführung,  die  Steuerent- 
richtung, die  Vorlage  der  Tarife  und  Auf- 
nahmsbestimmungen an  die  Staatsver- 
waltung und  das  Recht,  die  Tarife  aus 
öffentlichen  Rücksichten  zu  massigen, 
sowie  die  Verpflichtung  zur  Beför- 
derung der  Post  und  des  Militärs,  end- 
lich die  Benützung  der  Bahn  im  Be- 
lagerungszustande und  in  Kriegszeiten. 
Was  im  besonderen  das  Tarifherab- 
setzungsrecht anbelangt,  so  wurde  die 
]  bezügliche  Bestimmung  über  Anregung 
j  des  Vertreters  des  Justizministeriums  in 
der  Erwägung  aufgenommen,  dass  die 
Staatsverwaltung  auch  den  Privat- 
Eisenbahn  -  Unternehmungen  gegenüber 
auf    das     Recht     der    Oberaufsicht     nie 
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Verzicht  geleistet  habe  und  dass  dort, 
wo  Eisenbahnen  bestehen,  beinahe  alle 
anderen  Communicationsmittel  aufgehört 
haben,  wodurch  der  ärmeren  Volksclasse 
die  Möglichkeit  der  Wahl  eines  billigeren 
Beförderungsmittels  benommen  ist,  dass 
somit  die  Staatsverwaltung  verpflichtet 
sei,  diese  Volksclasse  vor  übertriebenen 
Anforderungen  der  Privat-Eisenbahn-Ge- 
sellschaften  in  ihren  Tarifsätzen  in  Schutz 
zu  nehmen. 

Rücksichtlich  der  Postbeförderung 
wurden  dieBestimmungen  derConcessions- 
normen  dahin  verschärft,  dass  die  Eisen- 
bahnen nicht  blos  Briefe  und  Amts- 
pakete, sondern  die  Post,  also  auch  die 
übrigen  Poststücke  unentgeltlich  zu  be- 
fördern haben.*) 

Gegenüber  diesen  schweren  Ver- 
pflichtungen, welche  den  Bahnen  neu 
auferlegt  wurden,  ist  es  wohl  nur  eine 
unwesentliche  Entlastung  der  Bahnen, 
wenn  das  in  den  Concessionsnormen 
vom  Jahre  1838  enthalten  gewesene  und 
auch  im  ursprünglichen  Entwürfe  der  Be- 
triebsordnung aufgenommene  Recht  der 
Staatsverwaltung  fallen  gelassen  wurde, 
für  die  von  der  Eisenbahn-Unternehmung 
bewerkstelligten  Personen  -  Transporte 
unter  gewissen  Voraussetzungen  eine  Ab- 
findungssumme für  die  Beeinträchtigung 
des  Postgefälles  zu  beanspruchen. 

Rücksichtlich  der  Militärbeförde- 
rung wurde  bestimmt,  dass  dieselbe  gegen 
zu  vereinbarende  Sätze,  welche  die  nor- 
malen Tarife  nicht  übersteigen  dürfen,  zu 
erfolgen  habe,  während  nach  den  Con- 
cessionsnormen vom  Jahre  1838  die 
Militärverwaltung  jedenfalls  die  normalen 
Tarife  zahlen  sollte.  Neu  ist  ferner  das  in 
der  Betriebsordnung  statuirte  Recht  der 
Staatsverwaltung,  während  des  Belage- 
rungszustandes und  in  Kriegsfällen  die  Bahn 
ausschliesslich  für  militärische  Transporte 


*)  Ueber  eine  noch  vor  dem  Inkrafttreten 
der  Betriebsordnung  seitens  der  Posthof- 
buchhaltung gestellte  Anfrage,  was  unter 
der  Post  im  Sinne  der  Betriebsordnung  zu 
verstehen  sei,  erging  die  Entscheidung  des 
Ministeriums  [Z.  1708  ex  1852]  dahin,  dass  hier- 
unter alle  [Brief-  und  Fahrpost-]  Sendungen, 
welche  in  der  Postkarte  eingetragen  sind 
oder  als  Behältnisse  dienten  und  bei  einem 
Posttransporte  in  Verwendung  kamen,  zu 
verstehen  sind. 


zu  benützen  oder  den  Betrieb  ganz  ein- 
zustellen, ohne  dass  den  Eisenbahnen 
rücksichtlich  des  hiedurch  erlittenen 
Schadens  die  Ersatzansprüche,  wie  dies 
vorgeschlagen  war,  ausdrücklich  vorbe- 
halten worden  wären. 

Der  Abschnitt  D  über  die  Aufsicht 
und  Controle  unterscheidet  sich  dadurch 
wesentlich  vom  Polizeigesetz,  dass  das 
Institut  der  staatlichen  Aufsichtsbeamten 
zu  einer  Behörde  für  die  höhere  Aufsicht 
und  Controle  zur  Handhabung  der  Sicher- 
heit und  Ordnung  des  Betriebes  unter 
der  Bezeichnung  »General-Inspection  der 
Eisenbahnen«  ausgestaltet  und  deren  Wir- 
kungskreis in  Betreff  des  Bauzustandes, 
der  Betriebsmittel,  der  Fahrordnung  und 
Tarife,  dann  in  Betreff  der  nach  dem 
Polizeigesetze  der  Polizei-Direction  einge- 
räumten Disciplinargewalt  gegen- 
über dem  Eisenbahn-Personal  umschrieben 
wurde. 

Zur  Unterstützung  der  Wirksamkeit 
der  General-Inspection  wurde  derselben 
eine  angemessene  Disciplinargewalt  gegen 
die  Angestellten  sowohl  der  Staats-  als 
Privatbahnen  eingeräumt  und  dies  gegen- 
über Angestellten  der  Privatbahnen  damit 
begründet,  dass  dieselben  als  Functionäre 
einer  öffentlichen,  auf  das  allgemeine  Wohl 
wesentlichen  Einfluss  übenden  Anstalt 
fungiren  und  die  Staatsverwaltung  daher 
ohneweiters  berechtigt  sei  [wie  dies  dem 
Principe  nach  schon  in  dem  Eisenbahn- 
polizei-Gesetze vom  Jahre  1847  anerkannt 
war],  gegen  die  Angestellten  der  Privat- 
bahnen wegen  eines  ihnen  zur  Last 
fallenden  Dienstesvergehens,  eine  Disci- 
plinarstrafe  zu  verhängen. 

Die  Strafb  estimmungen  gegenüber 
der  Direction  und  den  Mitgliedern  der 
Unternehmung  sind  im  Wesentlichen  mit 
jenen  des  Polizeigesetzes  übereinstimmend 
und  ist  auch  die  Zuständigkeit  hiezu  den 
politischen  Landesstellen  verblieben.  Das 
Recht  der  Betriebseinstellung,  welches 
nach  dem  Polizeigesetze  ebenfalls  den 
Landesstellen  zustand,  ist  auf  das  Mini- 
sterium übergegangen. 

Die  Bestimmungen  des  letzten  Ab- 
schnittes der  Betriebsordnung,  betreffend 
die  Verpflichtungen  der  Reisenden  und 
sonstiger  Personen,  welche  mit  der  Bahn 
in  Beziehung  kommen,    sind  im  Wesent- 
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liehen  mit  den  einschlägigen  Vorschriften 
des  Polizeigesetzes  übereinstimmend. 

Den  Schluss  des  ursprünglichen  Ent- 
wurfes der  Betriebsordnung  bildete  ein 
besonderer  Abschnitt  unter  der  Bezeich- 
nung: »Strafgerichtliche  Verbrechen,  Ver- 
gehen und  Uebertretungen  in  Bezug  auf 
den  Bahnbetrieb  und  die  Bestrafung 
derselben.«  Dieser  Abschnitt  wurde  in- 
dessen aus  dem  Grunde  ausgeschieden, 
weil  in  dieser  Hinsicht  bereits  in  dem 
Entwürfe  des  neuen  allgemeinen  Straf- 
gesetzes vorgesehen  war  und  nahm  man 
in  der  Eisenbahnbetriebs-Ordnung  ledig- 
lich eine  Bestimmung  [Schlussparagraph] 
auf,  in  welche  auf  die  diesfälligen  Vor- 
schriften des  allgemeinen  Strafgesetzes 
hingewiesen  wird. 

In  Ergänzung  der  in  der  Eisen- 
bahnbetriebs-Ordnung enthaltenen 
Sicherheitsvorschriften  wurde  später  noch 
eine  Reihe  von  Verordnungen  erlassen  ; 
dieselben  betreffen  unter  Anderem  die 
Einfriedigungen  [Gen. -Dir.  8.  Juli  1850, 
Z.  295,  H.-M.  6.  März  1855,  Z.  1739], 
die  Anbringung  von  Schutzschienen  [Erlass 
der  General-Baudirection  vom  4.  Januar 
1851,  Z.  15.867],  Beschwerdebücher 
Gen. -Dir.  der  Communication  3.  Septem- 
ber 1851,  Z.  4845],  Anzeigen  von  Bahn- 
unfällen [H.-M.  1.  März  1852,  Z.  31 10], 
Locomotivproben  [H.-M.  7.  Juli  1852, 
Z.  13.613,  17.  März  1853,  Z.  3290  und 
24.  März  1855,  Z.  6134],  die  Untersuchung 
gefährlicher  Berglehnen  [H.-M.  25.  Januar 
1853,  Z.  25.489],  die  Beförderung  von 
Mineralölen  [Verordnung  des  H.-M.  vom 
17.  Juni   1865]. 


2.  Das  Eisenbahn-Concessions- Gesetz 
vom  Jahre  1854. 

Als  sich  der  Staat  anfangs  der  Fünf- 
ziger-Jahre wegen  finanzieller  Schwierig- 
keiten seines  Besitzes  an  Eisenbahnen 
entäusserte  und  zu  dem  Entschluss  ge- 
langte, eine  neuerliche  Mitwirkung  der 
Privatthätigkeit  auf  Grund  eines  festzu- 
stellenden Entwurfes  für  den  Ausbau  des 
österreichischen  Eisenbahnnetzes  in  grösse- 
rem Masse  zuzulassen,  wurde  die  Nothwen- 
digkeit  empfunden,  ein  neues  Eisenbahn- 
Concessions-Gesetz  zu  schaffen,  da  die  Con- 


cessionsnormen  vom  Jahre  1838  einerseits 
die  Privatthätigkeit  zum  Baue  von  Eisen- 
bahnen nicht  genügend  aneiferten,  anderer- 
seits nicht  entsprechend  die  Vorbehalte 
wahrten,  welcher  die  Staatsverwaltung  be- 
darf, um  den  Bau  und  Betrieb  der  Privat- 
Eisenbahnen  mit  dem  öffentlichen  Inter- 
esse in  gehörigen  Einklang  zu  bringen. 
Das  mit  a.  h.  EntSchliessung  vom  8.  Sep- 
tember 1854  genehmigte,  noch  heute  in 
Kraft  stehende  Concessions-Gesetz  wurde 
zufolge  kaiserlicher  Ermächtigung  durch 
Ministerial- Verordnung  vom  14.  September 
1854,  R.-G.-Bl.  Nr.  238,  verlautbart.  Ge- 
stutzt auf  die  Erfahrung,  dass  es  zweck- 
mässig sei,  wenn  neue  Gesetze  sich  so  viel 
wie  möglich  an  die  früheren  Normen  an- 
schli  essen,  wurden  bei  Verfassung  des  neuen 
Gesetzes  die  Concessionsnormen  vom 
Jahre  1838  zu  Grunde  gelegt,  und  lediglich 
jene  Veränderungen  vorgenommen,  welche 
zur  Erreichung  des  gesetzten  Zieles  un- 
umgänglich nothwendig  erschienen.  Vor 
Allem  wurde  Werth  darauf  gelegt,  rück- 
sichtlich des  Concessions- Verfahrens  einen 
schnelleren  Geschäftsgang  einzuführen, 
da  die  Erfahrung  gelehrt  hatte,  dass  nach 
den  früheren  Normen  die  Concessions- 
werber  oft  jahrelang  auf  die  Ertheilung  der 
angesuchten  Concession  warten  mussten. 
Um  diesen  Uebelstand  zu  beseitigen, 
wurde  nicht  nur  jede  nicht  unbedingt 
nothwendige  Rücksprache  der  ver- 
schiedenen administrativen  Behörden 
untereinander  vermieden,  sondern  auch 
die  Ertheilung  der  Bewilligung  zu  den 
Vorarbeiten,  zu  deren  Vornahme  nach 
dem  Gesetze  vom  Jahre  1838  die  a.  h. 
Genehmigung  aus  dem  Grunde  eingeholt 
werden  musste,  weil  dieselbe  ein  Vorrecht 
gegenüber  anderen  Bewerbern  gewährte, 
unter  Fallenlassen  eines  solchen  Vor- 
rechtes, dem  Handelsministerium  über- 
tragen. Zu  den  Vortheilen,  welche  das  neue 
Concessions-Gesetz  zur  Erleichterung  des 
Eisenbahnbaues  den  Privaten  gewährte, 
zählt  vor  Allem  die  Verlängerungder 
Maximal- Concessionsdauer  von 
50  auf  90  Jahre,  nachdem  sich  die  5qjäh- 
rige  Concessionsdauer  als  zu  beschränkt 
erwies,  und  deshalb  bereits  in  einzelnen 
Fällen  eine  Verlängerung  [so  bei  der 
Brunn- Rossitzer  Bahn  auf  80  Jahre]  Platz 
gegriffen  hatte.    Ausserdem  findet  sich  in 
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dem  Concessions-Gesetze  eine  Andeutung 
darüber,  dass  der  Staat  in  Aussicht  nehme, 
den  Privatbahn  -  Unternehmungen  eine 
Zinsengarantie  einzuräumen.  Die  Ge- 
währung der  Zinsengarantie  unbe- 
dingt auszusprechen,  scheute  man  sich  mit 
Rücksicht  auf  den  damaligen  Stand  der 
Finanzen.  Hiemit  sind  aber  auch  schon 
die  Zugeständnisse  und  Begünstigungen 
erschöpft,  welche  man  den  Privatbahn- 
Unternehmungen  gegenüber  den  früheren 
Normen  einräumte.  Dagegen  wurde  der 
Umfang  der  Vorbehalte  der  Staatsver- 
waltung in  recht  ausgiebiger  Weise  er- 
weitert. So  wurde  den  Eisenbahnen  [§  lob] 
ausdrücklich  die  Verpflichtung  auf- 
erlegt, allen  Schaden  an  öffent- 
lichem oder  Privatgut  zu  ver- 
güten, welcher  durch  den  Eisenbahnbau 
entstanden  ist,  und  hiedurch  der  §  1305 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches derogirt,  wonach  das  Verschulden 
die  Voraussetzung  der  Entschädigungs- 
pflicht bildet.  Ebenso  wurden  wegen 
Wiederherstellung  und  künftiger  Erhaltung 
der  durch  den  Eisenbahnbau  gestörten 
Communicationen  den  Bahnunternehmun- 
gen strengere  Verpflichtungen  auferlegt. 
Was  die  Tarifhoheit  betrifft,  so  wurde 
festgesetzt,  dass  die  Tarife  der  Genehmi- 
gung des  Ministeriums  unterliegen  und 
dass  dieselben  von  drei  zu  drei  Jahren 
einer  Revision  zu  unterziehen  seien. 
Zugleich  wurde  die  Bestimmung  aus  den 
1838er  Concessionsnormen  übernommen, 
wonach  auf  eine  billige  Herabsetzung 
der  Tarife  in  dem  Falle  einzuwirken  ist, 
wenn  die  reinen  Erträgnisse  der  Bahn 
15%  der  Einlage  übersteigen.  Mit  der 
letzteren  Bestimmung  wollte  man,  wie  aus 
den  Verhandlungen  hervorgeht,  die  Unter- 
nehmer darüber  beruhigen,  dass  die  Staats- 
verwaltung von  dem  ihr  vermöge  des 
Vorbehalts  der  Tarifgenehmigung  im 
Allgemeinen  zustehenden  Mässigungsrecht 
mit  grosser  Vorsicht  Gebrauch  machen 
werde  und  selbst  eine  reichliche,  bis  zu  1 5°/0 
der  Einlagen  gehende  Einnahme  unter 
angemessenen  Verhältnissen  zu  gestatten 
geneigt  sei.  Gegenüber  dem  Einwände, 
dass  die  Grenze  von  i5°/0  zu  hoch  ge- 
griffen sei,  wurde  geltend  gemacht,  dass 
der  Eisenbahnbau  eine  sehr  gefährliche 
Speculation  sei,  bei  welchem  namentlich 


die  ersten  Betriebsjahre  selten  eine  ent- 
sprechende Rente  abwerfen,  während  in 
Oesterreich  bei  ganz  sicheren  Unter- 
nehmungen leicht  8  bis  IO°/0  gewonnen 
werden  können.  Die  Anregung,  das  Recht 
zur  Herabsetzung  der  Tarife  im  Gesetze 
bestimmt  auszusprechen,  da  die  Erfah- 
rung lehre,  dass  derlei  indirecte  Vorbe- 
halte nur  in  den  seltensten  Fällen  prak- 
tischen Werth  haben,  fand  keine  genü- 
gende Unterstützung. 

Die  Leistungen  zu  Gunsten  der 
Post  Verwaltung  wurden  weiters  ver- 
schärft, indem  den  Bahnen  ausser  der 
unentgeltlichen    Beförderung    der    Post- 

!  Sendungen  auch  jene  der  Postbediensteten 
auferlegt  wurde.  Rücksichtlich  der  Militär- 

'  beförderung  wurde  in  dem  Concessions- 
Gesetze  bestimmt,  dass  dieselbe  nach  dem 
jeweiligen  Tarife  der  Staatseisenbahnen  zu 

;  erfolgen  habe.  Ausserdem  wurde  den 
Privat-Eisenbahnen  die  Verbindlichkeit 
auferlegt,  die  Errichtung  einer  Staats- 
telegraphenleitung längs  der  erbauten 
Eisenbahn  unentgeltlich  zu  gestatten. 

Das  Heimfa  llsr  echt  wurde  in  be- 
stimmterer Form,  als  dies  in  den  Normen 
des  Jahres  1838  der  Fall  war,  festgestellt 
und  Vorsorge  getroffen,  dass  die  Bahnlage 
in  den  letzten  Jahren  vor  Ablauf  der  Con- 
cessionsdauer  nicht  vernachlässigt  werde. 
Bei  der  commissionellen  Berathung 
des  Concessions-Gesetzes  wurde  auch  die 
Anregung  gegeben,  in  dasselbe  Bestim- 
mungen über  das  Einlösungsrecht 
aufzunehmen,  nachdem  dieses  Recht 
nicht  blos  in  Oesterreich  schon  wieder- 
holt zur  Anwendung  gekommen  ist, 
sondern  auch  in  ausländischen  Gesetzen 
vorgedacht  wurde,  indem  z.  B.  in  Preussen 
die  Einlösung  gegen  das  2ofache  der  Divi- 
dende der  fünf  besten  Jahre  vorbehalten 
ist.  Man  erachtete  es  indessen  nicht  als 
zweckmässig,  in  dem  Gesetze  eine  all- 
gemeine Anordnung  über  das  Einlösungs- 
recht aufzunehmen,  weil  eine  solche  leicht 
abschreckend  werden  könnte,  während 
andererseits  gar  keine  Rede  davon  sein 
könne,  dass  der  Staat,  welcher  ohnehin 
die  wichtigsten  Linien  selbst  baut,  auch 
noch  sämmtliche  Privat-Eisenbahnen  ein- 
lösen werde. 

Es  wurde  daher  zweckmässiger  be- 
funden,   die    Frage    der   Einlösung    von 
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Fall  zu  Fall  zu  beurtheilen  und  hienach 
den  entsprechenden  Beisatz  jeweils  in 
die    Concessions-Urkunde    aufzunehmen. 

Im  Gegensatz  zu  den  Concessions- 
normen  vom  Jahre  1838  sieht  das  Con- 
cessions-Gesetz  vom  Jahre  1854  ausdrück- 
lich die  strafweise  Entziehung  der 
Goncessionen  wegen  Nichtzuhaltung 
der  Vollendungstermine  für  die  ganze 
Bahn  oder  einzelne  Strecken  sowie  der 
Termine  für  die  Eröffnung  des  Betriebes,  aus 
besonders  rücksichtswürdigen  Gründen 
eine  Nachsicht  der  Staatsverwaltung  vor. 

In  diesen  Fällen  bleibt  wohl  das  er- 
worbene Eigenthum  an  Grundstücken, 
Gebäuden  etc.  den  Unternehmern ;  der 
fragliche  Eisenbahnbau  kann  jedoch  einer 
anderen  Unternehmung  concedirt  oder 
auf  Staatskosten  vollführt  werden. 

Vonbesonderemlnteresse  sind  ferner  die 
Bestimmungen  des  Concessions-Gesetzes 
rücksichtlich  der  ministeriellen  Entschei- 
dung bei  Differenzen  angrenzender  Bahnen 
in  Bezug  auf  Fahrordnung,  wechselseitige 
Benützung  der  Bahn  und  der  Betriebsmittel 
sowie  überhaupt  bezüglich  der  Ordnung 
der  wechselseitigen  Verkehrsverhältnisse, 
dann  die  Statuirung  des  staatlichen  Se- 
questrationsrechtes gegenüber 
Bahnen,  welche  trotz  wiederholter  Er- 
mahnungen die  concessionsmässigen  Ver- 
pflichtungen nicht  erfüllen. 

Eine  eingehende  Erörterung  fand  über 
die  Bestimmung  des  Gesetzes  statt,  nach 
welcher  Streitigkeiten  über  die 
Vollziehung  des  Concessions- 
Gesetzes  im  administrativen  Wege 
auszutragen  seien.  Von  einer  Seite 
wurde  Streichung  dieser  Bestimmung 
empfohlen,  indem  sie  einerseits  überflüssig 
sei,  nachdem  die  Competenz  der  admi- 
nistrativen und  der  Gerichtsbehörden, 
wenn  auch  bisher  nicht  durch  specielle 
Anordnungen,  so  doch  durch  allgemeine 
Grundsätze  geregelt  sei,  und  anderer- 
seits durch  diese  Bestimmungen  die  Grenz- 
linien der  administrativen  und  Rechts- 
behörden  leicht  verrückt  werden  könnten ; 
hiebei  wurde  speciell  darauf  hingewiesen, 
dass  die  Entschädigungs  -  Ansprüche, 
welche  aus  der  Beschädigung  an  fremdem 
Privatgut  durch  den  Bau  oder  den  Betrieb 
der  Eisenbahnen  veranlasst  werden,  die 
Ansprüche  auf  Herstellung  und  Erhaltung 


der  Wege  u.  s.  w.,  sowie  die  damit  in 
Verbindung  stehenden  Ersatzansprüche 
gegen  die  früheren  Verpflichteten,  endlich 
die  Ersatzansprüche  dieser  gegen  die 
Eisenbahn-Unternehmung,  wiewohl  Gegen- 
stände dieses  Gesetzes  privatrechtlicher 
Natur  seien  und  nur  von  den  Gerichten 
entschieden  werden  könnten. 

Dieser  Ansicht  stimmten  die  übrigen 
Votanten  nicht  bei,  nachdem  die  Grenzen 
der  administrativen  und  richterlichen  Ge- 
walt in  dem  Gesetze  keineswegs  so  klar 
gezogen  seien,  und  es  wünschenswerth 
wäre,  dass  über  die  den  Privat-Eisenbahn- 
Unternehmungen  aus  den  ihnen  ver- 
liehenen Privilegien  zustehenden  Rechte 
und  obliegenden  Verpflichtungen,  welche 
nicht  nach  reinen  Privatgrundsätzen,  son- 
dern als  theilweise  Zugeständnisse  der 
administrativen  Gewalt  nach  dem  öffent- 
lichen Rechte  beurtheilt  werden  müs- 
sen, nicht  die  Civilgerichtsstellen,  sondern 
die  administrativen  Behörden  entscheiden. 

Der  durch  §  13  des  Concessions- 
Gesetzes  erfolgte  Ausschluss  des  Rechts- 
weges in  allen  die  Vollziehung  dieses 
Gesetzes  betreffenden  Angelegenheiten 
erwies  sich  in  der  Praxis  für  die  Eisen- 
bahn-Gesellschaften als  eine  empfindliche 
Härte,  zumal  diese  Bestimmung  von  den 
Gerichten  ausdehnend  interpretirt  und  den 
Eisenbahnen  vielfach  die  Möglichkeit  be- 
nommen wurde,  gegenüber  vermeintlicher 
Verletzung  der  Privilegial rechte  seitens 
der  Staatsverwaltung  Recht  zu  suchen.*) 


*)  So  wurden  unter  Anderem  auf  Grund  des 
§  13  des  Concessions-Gesetzes  Klagen  gegen  das 
Aerar  zurückgewiesen:  wegen  Verletzung  der 
concessionsmässigen  Rechte  einer  Eisenbahn- 
Concession  durch  Concessionirung  einer  Con- 
currenzbahn[vgl.dieEntscheidungen des  Ober- 
sten Gerichtshofes  vom  24.  September  1867, 
Z.  6815,  vom  21.  April  1874,  Z.  2274,  und  vom 
28.  Juni  1876,  Z.  6274,  in  Angelegenheit  der 
Klage  der  Nordbahn  wegen  Concessionirung 
des  Ergänzungsnetzes  der  Staatseisenbahn- 
Gesellschaft,  dann  die  Entscheidung  des  Ver- 
waltungs-Gerichtshofes vom  26.  October  1877, 
Z.  1371,  in  Angelegenheit  der  Klage  der  Süd- 
bahn wegen  Concessionirung  der  Bahn  von 
Wien  nach  Aspang]  ebenso  Ansprüche  aus 
der  staatlichen  Zinsengarantie  [vgl.  die  Ent- 
scheidung des  Obersten  Gerichtshofes  vom 
18.  September  1877,  Z  8812,  über  die  Klage 
der  Ungarisch -Galizischen  Bahn  gegen  das 
Aerar  auf  Deckung  von  Betriebskosten- 
Abgängen.] 
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Die  Bedeutung  des  Eise  ti- 
li ahn-Conc  es  sions-Gesetzes  für 
die  Praxis  in  Concessionssachen  darf  nicht 
überschätzt  werden.  Es  handelt  sich  ja 
dabei  keineswegs  um  eine  unabänderliche 
Norm  für  alle  künftigen  Concessionen, 
sondern  um  ein  Schema,  an  welches  die 
Regierung  bei  Ertheilung  neuer  Conces- 
sionen in  keiner  Weise  gebunden  war. 
Ueberliess  es  doch  §  10  des  Eisenbahn- 
Concessions-Gesetzes  ausdrücklich  dem  Er- 
messen der  Staatsverwaltung,  einer  Eisen- 
bahn-Unternehmung nach  den  obwalten- 
den besonderen  Verhältnissen  eine  oder 
die  andere  im  Concessions-Gesetze  aus- 
gesprochene Verpflichtung  zu  erleichtern 
oder  andererseits  in  ganz  besonderen 
Fällen,  z.  B.  wenn  von  der  Staats- 
verwaltung eine  Zinsengarantie  für  das 
Unternehmen  übernommen  wird,  bei 
Ertheilung  der  Concession  die  Erfüllung 
noch  anderweitiger  Verbindlichkeiten  zur 
Bedingung  zu  machen.  Die  Regierung 
machte,  den  Verhältnissen  Rechnung  tra- 
tragend, von  dem  Vorbehalte,  Con- 
cessions-Bestimmungen  abweichend  von 
dem  Concessions-Gesetz  festzusetzen,  um- 
fassenden Gebrauch. 

Was  die  über  den  Rahmen  des  Con- 
cessions-Gesetzes  hinausgehenden  Rechte 
anbelangt,  so  sind  zunächst  solche  zu 
erwähnen,  welche  gleichartig  in  den 
meisten  Concessions-Urkunden  Aufnahme 
gefunden  haben.  So  das  Recht  der  Conces- 
sionäre,  eineActien-Gesellschaft  zu  bilden, 
Prioritäts-Obligationen  unter  gewissen  Be- 
schränkungen auszugeben.  Agentieen  im 
In-  und  Auslande  zu  bestellen,  Transport- 
mittel für  Personen  und  Frachten  ein- 
zurichten [Wagenverbindungen,  Traject- 
anstalten  u.  dgl.],  Dienstcorrespondenzen 
portofrei  zu  befördern  u.  dgl.  Unter  den 
besonderen  Rechten,  welche  Conces- 
sionären  eingeräumt  wurden,  nehmen 
Zinsengarantieen  und  Subven- 
tionen den  wichtigsten  Platz  ein.  Was 
die  Zinsengarantieen  anbetrifft,  so  wird 
die  Garantiesumme  entweder  pauschalirt, 
[und  zwar  so,  dass  entweder  für  die 
ganze  Bahn  oder  pro  Längeneinheit 
eine  bestimmte  Summe  ohne  Rück- 
sicht auf  das  aufgewendete  Baucapital 
als  zu  garantirendes  Erträgnis  angenom- 
men,   oder  so,    dass  die  Garantiesumme 


in  Procenten  des  pauschalirten  Baucapitals 
ausgedrückt  wird],  oder  es  wird  dieGarantie- 
summe  nicht  nach  dem  im  Vorhinein  an- 
genommenen, sondern  nach  dem  wirklich 
verwendeten  Baucapital  bestimmt.  In 
Oesterreich  wurde  bei  Festsetzung  der 
in  den  Fünfziger-Jahren  gewährten  Eisen- 
bahn-Garantieen  der  letztere  Weg  einge- 
schlagen ;  später  wurde  jedoch  hievon 
mehrfach  abgegangen  und  zum  Nachtheil 
des  Staates  wie  der  Actionärezu  der ersteren 
Alternative  gegriffen.  Subventionen  werden 
theils  in  Form  unverzinslicher  oder  verzins- 
licher Vorschüsse,  theils  als  Schenkungen, 
theils  durch  Uebernahme  von  Actien  oder 
Prioritäts-Obligationen  gewährt. 

Weitere  Begünstigungen,  welche  in 
verschiedenen  Concessionen  zugestanden 
wurden,  bezogen  sich  auf  die  Befreiung 
von  der  Einkommensteuer,  vom  Coupon- 
stempel, sogar  von  jeder  Steuer  über- 
haupt, welche  etwa  später  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Befreiung  von 
Stempelgebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben, Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
beschaffung  sowie  der  Grundeinlösung 
des  Baues  und  der  Einrichtung  der  Bahn, 
für  die  Ausgabe  von  Actien  und  Priori- 
täts-Obligationen, auf  Zollfreiheit  oder 
Zollermässigung  für  Schienen,  Maschinen, 
Maschinentheile  u.  s.  w. 

Ein  in  einzelnen  Concessions-Urkunden 
vorkommendes  besonderes  Zugeständnis 
geht  dahin,  dass  die  Concessionäre  bei  der 
Anlegung  neuer  Bahnen,  welche  später 
im  Anschlüsse  an  die  concessionirte  Bahn 
oder  als  Parallelbahn  derselben  wegen  der 
Verbindung  anderer,  strategisch,  politisch 
oder  commerziell  wichtiger  Zwischen- 
punkte als  zulässig  erkannt  werden 
sollten,  den  Vorzug  vor  anderen  Bewerbern 
unter  gleichen  Bedingungen  erhalten 
sollen. 

Was  die  concessionsmässigen  Ver- 
bindlichkeiten anbelangt,  so  weichen 
dieselben  in  den  verschiedensten  Rich- 
tungen von  den  Vorschriften  des  §  10 
des  Concessions-Gesetzes  ab. 

Insbesonders  wahrte  sich  die  Staats- 
verwaltung die  Tarifhoheit  durch  Fest- 
setzung von  Maximaltarifen  [unter  Aus- 
schluss jeder  persönlichen  Begünstigung 
einzelner  Verfrachter  bei  Regelung  der 
Fahr-    und    Frachtpreise    innerhalb     der 
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Höchstgrenze]  sowie  auch  durch  den 
Vorbehalt,  bei  eintretenden  Nothfällen 
die  Tarife  auf  die  Hälfte  der  con- 
cessionsmässigen  Höchstgrenzen  herab- 
zusetzen. In  neuen  Concessionen,  so 
u.  A.  in  der  Concession  der  Kaiser 
Ferdinands  -  Nordbahn  vom  Jahre  1886 
hat  sich  der  Staat  das  Tarifbestim- 
mungsrecht in  noch  weiterem  Masse  vorbe- 
halten und  ebenso  bei  Concessionirung 
von  Localbahnen  meist  das  unbedingte 
Tarifgenehmigungsrecht  gewahrt.  Ausser- 
dem wurde  den  Bahnen  die  Verpflichtung 
auferlegt,  den  einheitlichen  Gütertariftheil  I 
der  österreichisch  -  ungarischen  Eisen- 
bahnen mit  der  gemeinsamen  Waren- 
classification  anzunehmen. 

Sobald  das  Reinerträgnis  eine  be- 
stimmte Grenze  [6°/0  des  Anlage-Capitals] 
übersteigt,  ist  dem  Staate  vielfach  das  Recht 
vorbehalten,  eine  Tarif  herabsetzung  [meist 
bis  zu  1  o°/0]  zu  verlangen.  Ausserdem  macht 
sich  der  Staat  in  den  Concessions-Ur- 
kunden  das  Anwachsen  des  Ertrages 
dadurch  zu  Nutzen,  dass  er  den  Bahnen 
zumeist  die  Verpflichtung  auferlegt,  die 
concessionirte  Bahn  mit  einem  zweiten 
Geleise  zu  versehen,  falls  der  kilometrische 
Rohertrag  eine  bestimmte  Höhe  über- 
schreitet. In  einzelnen  Concessions-Ur- 
kunden  der  neueren  Zeit  [Nordbahn, 
Aussig-Teplitzer  Bahn]  ist  endlich  dem 
Staate  eine  unmittelbare  Antheilnahme 
am  Reingewinne  gesichert,  falls  derselbe 
eine  gewisse  Höhe  überschreitet. 

Auch  ein  Einlösungsrecht,  welches 
bekanntlich  im  Concessions-Gesetz  vom 
Jahre  1854  nicht  ausdrücklich  vorgesehen 
ist,  hat  sich  der  Staat  in  den  meisten 
Goncessions-Urkunden  vorbehalten;  dies- 
bezüglich enthält  die  Mehrzahl  der  Con- 
cessions-Urkunden  [zum  ersten  Male  die 
Concessions-Urkunde  der  österreichisch- 
ungarischen Staatseisenbahn-Gesellschaft 
für  die  nördlichen  und  südöstlichen  Linien] 
die  Bestimmung,  dass  die  Staatsverwal- 
tung nach  Ablauf  von  30  Jahren,  vom 
Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  der  con- 
cessionirten  Linien  an  gerechnet,  jeder- 
zeit berechtigt  sei ,  die  concessionirte 
Bahn  einzulösen  und  dass  zur  Bestimmung 
des  Einlösungspreises  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung,  wäh- 
rend   der  der   wirklichen  Einlösung  vor- 


ausgegangenen sieben  Jahre  ermittelt, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungün- 
stigsten zwei  Jahre  abgeschlagen  werden 
und  sodann  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet 
wird.  Der  2ofache  Betrag  des  sonach 
ermittelten  Reinertrages  bildet  den  Ein- 
lösungspreis. Bei  Localbahnen  ist  mit 
Rücksicht  auf  die  denselben  gewährten 
Begünstigungen  zumeist  der  Vorbehalt 
gemacht,  dass  der  Staat  die  Bahn  in  jedem 
beliebigen  Zeitpunkte  einlösen  kann. 

Was  das  Heimfallsrecht  anbelangt, 
so  ist  dasselbe  in  den  meisten  Con- 
cessions-Urkunden  ein  wesentlich  um- 
fassenderes als  nach  dem  Concessions- 
Gesetz.  Während  nach  letzterem  mit  dem 
Ablauf  des  Privilegiums  nur  das  Eigen- 
thum  an  der  Bahn  selbst  und  an  den 
zugehörigen  Bauwerken  unentgeltlich  an 
den  Staat  übergeht,  hat  sich  derselbe  in 
den  meisten  Concessions-Urkunden  vor- 
behalten, dass  auch  vom  beweglichen 
Zugehör,  als  Locomotiven,  Wagen, 
Maschinen,  Werkzeugen  und  Materialien, 
welche  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  er- 
forderlich sind,  eine  entsprechende  Menge 
und  Werthsumme,  sowie  auch  die  aus 
dem  Anlage-Capital  gebildeten  Reserve- 
und  Erneuerungsfonds  an  den  Staat  zu 
übergeben  seien. 

Auch  in  Beziehung  auf  die  Leistun- 
gen der  Eisenbahnen  zu  Gunsten  des 
Post-,  Telegraphen-  und  Militärärars 
enthalten  die  meisten  Concessions-Ur- 
kunden viel  weitergehende  Verpflich- 
tungen der  Eisenbahner,  als  solche  im 
Concessions-Gesetze  vorgesehen  sind. 

Was  zunächst  die  Leistungen  für 
die  Postanstalt  betrifft,  so  wurden  die 
Eisenbahnen  concessionsmässig  ver- 
pflichtet, besondere  Wagen  für  den  Post- 
transport nach  den  Anforderungen  der 
Postanstalt  zu  bauen  und  bei  bestimmten 
Zügen  je  einen  achträdrigen  oder  zwei 
vierrädrige  Wagen  der  Postanstalt  unent- 
geltlich, die  weiteren  Wagen  gegen  gerin- 
ges Entgelt  zu  führen.  Weiters  wurde  den 
Eisenbahnen  auferlegt,  in  den  Stationen 
geeignete  Räume  für  den  Postdienst  zu 
schaffen,  in  den  Bahnhöfen,  in  welchen 
keine  Postämter  aufgestellt  sind,  die  Mani- 
pulation mit  den  Postsendungen  durch 
Bahnbedienstete  besorgen  zu  lassen  und 
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ebenso  bei  den  nicht  von  Postbedienste- 
ten begleiteten  Zügen,  die  Briefpost  durch 
Bahnbedienstete  zu  besorgen.  Zu  Gunsten 
der  Telegraphenanstalt  blieb  in  den 
Concessionen  zumeist  vorbehalten,  die  Be- 
triebs-Telegraphenleitung  für  die  Staats- 
und Privattelegraphen-Correspondenz  ver- 
wenden zu  lassen,  die  Drähte  des  Staatstele- 
graphen an  den  Stützpunkten  der  Bahnbe- 
triebsleitung anzubringen  oder  selbständige 
Staatstelegraphen  -  Leitungen  auf  Bahn- 
grund ohne  jede  Entschädigung  zu  bauen, 
die  Materialien  und  Requisiten  der  Staats- 
telegraphen-Anstalt in  den  Bahnhöfen  un- 
entgeltlich zu  lagern  und  auf  der  Bahn  zu  er- 
mässigten  Preisen  befördern  zu  lassen  u.s.  w. 
In  Bezug  auf  die  Militärbeförderung 
wurde  den  Concessionären  gewöhnlich  die 
Verpflichtung  auferlegt,  dieselbe  zu  be- 
stimmten, wesentlich  ermässigten  Tarif- 
sätzen auszuführen,  letztere  auch  noch 
weiter  herabzusetzen,  falls  in  der  Folge 
günstigere  Vereinbarungen  des  Militär- 
ärars mit  anderen  Bahnen  zustande 
kommen  sollten.  Auch  wurden  die  Con- 
cessionäre  verpflichtet,  sich  dem  von  den 
österreichischen  Eisenbahn-Gesellschaften 
mit  dem  Militärärar  abgeschlossenen 
Uebereinkommen  über  die  Anschaffung 
und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegen- 
ständen für  Militärtransporte,  dann  über 
die  gegenseitige  Aushilfe  mit  Fahrbe- 
triebsmitteln und  Personal  beizutreten. 

Seit  der  Wiedereinführung  des  Staats- 
betriebes pflegt  sich  der  Staat  auch  das 
Recht  der  Uebernahme  des  Betriebes 
der  concessionirten  Bahn  unter  bestimm- 
ten Bedingungen  vorzubehalten  sowie  viel- 
fach auch  das  Recht,  die  concessio- 
nirte  Bahn  oder  Theile  derselben  zur 
Verbindung  getrennter  Linien  des  Staats- 
bahnnetzes mitzubenutzen. 

Nicht  unerwähnt  mag  auch  die  in  die 
meisten  Concessions-Urkunden  aufgenom- 
mene Bestimmung  bleiben,  wonach  die 
Concessionäre  in  Bezug  auf  den  Bau  und 
Betrieb  nicht  blos  den  bestehenden,  sondern 
auch  allen  künftigen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, sowie  der  Entscheidung  der 
Regierung  bei  Streitigkeiten  über  die  Be- 
dingungen der  Einmündung  anderer 
Bahnen  unterworfen  werden. 

In  neueren  Concessionen  ist  den  Con- 
cessionären   auch  die  Verpflichtung  auf- 


erlegt, bei  Anschaffung  von  Fahrbetriebs- 
mitteln u.  s.  w.  unter  gleichen  Bedingun- 
gen inländischen  Werken  den  Vorzug 
einzuräumen.  Endlich  ist  den  Conces- 
sionären meist  die  Pflicht  auferlegt,  bei 
Cautionsverfall  binnen  festgesetzter  Fristen 
den  Bau  der  concessionirten  Linien  fertig 
zu  stellen. 

Bei  Zugestehung  von  Zinsengaran- 
tieer.  oder  Gewährung  sonstiger  finan- 
zieller Unterstützung,  wie  letztere  häufig 
bei  Localbahnen  vorkommt,  sichert  sich 
die  Staatsverwaltung  selbstredend  einen 
entsprechenden  Einfluss  auf  die  Verwaltung 
[Genehmigung  der  Rechnungen  und  sol- 
cher Beschlüsse,  welche  von  finanzieller 
Tragweite  sind  u.  s.  w.]  sowie  vielfach 
auch  das  Recht,  ein  Mitglied  des  Vervval- 
tungsrathes  oder  eventuell  auch  mehrere 
Mitglieder  desselben  zu  ernennen. 

3.  Sonstige   Vorschriften  aus  dieser 
Periode. 

Abgesehen  von  dem  allgemeinen 
Strafgesetz  vom  27.  Mai  1852, 
R.-G.-Bl.  Nr.  117,  in  welches,  soweit  es 
sich  um  Eisenbahn-Delicte  handelt,  im 
Wesentlichen  die  Bestimmungen  des 
Polizeiregulativs  und  der  einschlägigen 
Verordnungen  recipirt  wurden,  ist  die  Er- 
lassung einer  Reihe  weiterer  Vorschriften 
von  grösserer  Bedeutung  zu  erwähnen, 
welche,  so  insbesondere  die  Betriebsord- 
nung und  das  Concessions-Gesetz,  zumeist 
noch  gegenwärtig    in  Wirksamkeit   sind. 

Um  die  Verbreitung  der  Rinderpest 
durch  die  Eisenbahnen  zu  verhüten, 
wurde  mit  Erlass  des  Handelsministeriums 
vom  9.  Februar  1852  vorgeschrieben,  dass 
jene  Waggons,  in  welchen  sich  Vieh  aus 
gesunden  Ortschaften  befindet,  beim 
Transporte  von  jenen,  welche  Vieh  aus 
seuchenverdächtigen  Orten  enthalten,  ferne 
gehalten,  und  dass  alle  Waggons,  in  wel- 
chen Rindvieh  befördert  wurde,  nach  jedes- 
maliger Benützung,  von  Abfällen,  durch 
welche  jene  Krankheit  verbreitet  werden 
kann,  sorgfältig  gereinigt  werden  müssen  ; 
ferner  dass  das  Melkvieh  in  keine  mittel- 
bare oder  unmittelbare  Berührung  mit 
Schlachtvieh  kommen  dürfe. 

Betreffend  die  Anstellung  von  Militär- 
personen hat  die  kaiserliche  Verordnung 
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vom  19.  December  1853,  R.-G.-Bl.  Nr.  266, 
die  Eisenbahn-Gesellschaften  verpflichtet, 
gediente  Unterofficiere  und  Gemeine, 
welche  sich  um  einen  Posten  des  executiven 
niederen  Dienstes  bewerben  und  hiezu 
geeignet  sind,  vor  anderen  Bewerbern 
zu  berücksichtigen. 

Diese  Verpflichtung  sollte  bei  der  Ge- 
nehmigung des  Vereins  in  die  Statuten 
ausdrücklich  eingeschaltet,  den  schon  frü- 
her concessionirten  Bahnunternehmungen 
aber  eine  vorzugsweise  Bedachtnahme  auf 
gediente  Militärs  zum  Verdienste  ange- 
rechnet werden. 

Gemäss  a.  h.  Entschliessung  vom 
19.  October  1854  wurde  das  Finanzmini- 
sterium ermächtigt,  die  Eisenbahnen  beim 
Bezüge  von  Maschinen  und  Maschinen- 
bestandtheilen  mit  Berücksichtigung  des 
Standes  und  der  Leistungsfähigkeit  der 
inländischen  Fabriken  und  der  Wichtigkeit 
der  Maschinen,  Einfuhrsermässigungen, 
welche  in  keinem  Falle  mehr  als  die 
Hälfte  des  gewöhnlichen  Zolles  betragen 
sollen,    zuzugestehen. 

Hervorzuheben  ist  ferner  die  mit  Ver- 
ordnung der  Ministerien  der  Finanzen  und 
des  Handels  vom  18.  September  1857, 
R.-G.-Bl.  Nr.  175,  eingeführte  allgemeine 
Vorschrift  über  das  Zollverfah- 
ren für  den  Verkehr  auf  den,  die  Zoll-Linie 
berührenden  österreichischen  Eisenbahnen 
nebst  Vollzugsvorschrift.  Ihre  Bestim- 
mungen entsprechen  den  heutigen  Ver- 
kehrsverhältnissen durchaus  nicht  mehr, 
und  würde  ihre  Revision  einem  Bedürf- 
nisse entsprechen. 

Weiter  wurden  Bestimmungen  über  die 
Errichtung  von  Pferde-  und  Berg- 
werksbahnen getroffen.  Bezüglich  der 
Ersteren  wurde  mit  a.  h.  Entschliessung 
vom  25.  Februar  1859  ausgesprochen, 
dass  ihre  Errichtung  auf  bestehenden 
Strassen  nicht  durch  eine  a.  h.  Concession, 
sondern  durch  das  Handelsministerium 
nach  vorausgegangener  Prüfung  der  ein- 
schlägigen Verhältnisse  seitens  der  Landes- 
behörden zu  bewilligen  sei,  und  wurde  das 
Handelsministerium,  als  in  den  Sechziger- 
Jahren  die  Gesuche  wegen  Anlage  von 
Pferdebahnen  sich  mehrten,  mit  der  a.  h. 
Entschliessung  vom  8.  März  1867  ermäch- 
tigt, wegen  Concessionirung  von  Pferde- 
bahnen    amerikanischen    Systems     auch 
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fernerhin  auf  Grund  der  a.  h.  Entschlies- 
sung vom  Jahre  1859  vorzugehen.  Daraus, 
dass  die  Concession  von  Pferdebahnen 
nicht  durch  a.  h.  Entschliessung  erfolgt, 
wurde  seitens  des  Ministeriums  als  Con- 
sequenz  abgeleitet,  dass  es  bei  solchen 
Bahnen  auch  einer  besonderen  Bewilligung 
zu  Vorarbeiten  im  Sinne  des  Concessions- 
Gesetzes  nicht  bedürfe. 

Mit  der  Ministerial-Verordnung  vom 
1.  November  1859,  R.-G.-Bl.  Nr.  200, 
wurde,  anlässlich  der  bei  Entscheidung 
concreter  Fälle  aufgetauchten  Zweifel, 
ob  Bergwerksbahnen  dem  Eisenbahn- 
Concessions-Gesetze  unterliegen  und  einer 
a.  h.  Concession  bedürfen,  die  Behand- 
lung der  zum  Bergwerkbetriebe 
not h igen  Privat-Eisenbahnenin 
Bezug  auf  das  Expropriationsrecht,  dann 
die  Baubewilligung  für  solche  Bahnen 
dahin  geregelt,  dass  das  Expropriations- 
recht für  solche  Bahnen  bereits  im  Berg- 
gesetz begründet  sei  und  daher  nicht  erst 
eine  besondere  Concession  im  Sinne  des 
Concessions-Gesetzes  erforderlich  sei,  dass 
ferner  die  Ertheilung  der  nach  §  133  des 
Berggesetzes  einzuholenden,  und  nach  §  1 
des  Eisenbahn-Concessions-Gesetzes  er- 
forderlichen Baubewilligung  für  die  zum 
Bergbau  nothwendigen  Privatbahnen  in  der 
Regel  der  politischen  Landesbehörde  zu- 
stehe und  nur  dann  dem  Finanzministerium 
[die  Eisenbahn-Agenden  ressortirten  da- 
mals vom  Finanzministerium]  im  Ein- 
vernehmen mit  den  übrigen  Centralstellen 
vorzubehalten  sei,  wenn  die  zu  erbauende 
Bergwerksbahn  in  eine,  für  den  öffent- 
lichen Verkehr  bereits  bestehende  Eisen- 
bahn einmünden  soll. 

Um  ferner  den  Gefahren  für  die  Sicher- 
heit des  Lebens  und  des  Eigenthums  zu 
begegnen,  welche  sich  aus  dem  Bergbau- 
betriebe in  der  Nähe  von  Eisen- 
bahnen ergeben  können,  insbesondere 
»um  den  Bergbaubetrieb  sowie  den  Eisen- 
bahnbetrieb in  einer  Weise  zu  regeln, 
wodurch  gegenseitige  Störungen  vermie- 
den und  Collisionen  zwischen  Bergbau-  und 
Eisenbahn-Unternehmungen  verhütet  und 
beseitigt  werden«  wurden  mit  Ministerial- 
Verordnung  vom  2.  Januar  1859,  R.-G.-Bl. 
Nr.  25,  über  eine  von  der  böhmischen 
Statthaltern  als  Ober-Bergbehörde  aus- 
gegangene   Anregung    eingehende    Vor- 


50 


Dr.  Victor  Roll. 


schriften  erlassen,  welche  im  Wesent- 
lichen dahin  gehen,  dass  der  Bergbau- 
betrieb unterhalb  einer  Eisenbahn  be- 
schränkt und  einer  Eisenbahn  die  Er- 
satzpflicht gegenüber  der  Bergbau-Unter- 
nehmung auferlegt  wird,  wenn  dieser  die 
Priorität  der  Verleihung  gebührt  und  die 
Eisenbahn-Unternehmung  durch  ihr  Ent- 
stehen die  Beschränkung  des  Bergbau- 
betriebes hervorgerufen  hat. 

Bemerkenswerth  ist  ferner  aus  dieser 
Periode  die  Verordnung  des  Handels- 
ministeriums vom  3.  April  1857,  R.-G.-Bl. 
Nr.  76,  womit  die  erste  Vorschrift 
über  die  Uniformirung  der  Be- 
amten und  die  Dienstkleidung  der  Diener 
der  Privateisenbahn  -  Gesellschaften  und 
concessionirten  Staatseisenbahn-Betriebs- 
Unternehmungen  genehmigt  wurde. 

Zu  erwähnen  ist  noch  die  mit  1.  Januar 
1 863  erfolgte  Einführung  des  neuen 
Handelsgesetzbuches  vom  17.  De- 
cember  1862,  welches  das  Frachtgeschäft 
im  Allgemeinen  regelt  und  überdies  noch 
besondere  Bestimmungen  über  das  Fracht- 
geschäft der  Eisenbahnen  enthält.  Die 
wohlthätige  Folge  des  Handelsgesetzes 
war  das  Zustandekommen  eines  den 
Grundsätzen  desselben  entsprechenden 
einheitlichen  Betriebsreglements 
für  alle  österreichischen  Eisenbahnen. 
Dasselbe  wurde  mit  Erlass  des  Handels- 
ministeriums vom  30.  Juni  1863,  Z.  8543  — 
732,  genehmigt.  Im  Zusammenhange  damit 
wurden  auch  einheitliche,  vom  Handels- 
ministerium mit  Erlass  vom  19.  October 
1863,  Z.  14.263,  genehmigte  Bestim- 
mungen über  Lieferzeiten  und 
den  Umfang  der  Haftung  für  Ueberschrei- 
tungen  derselben  verlautbart. 

4.  Staatsverträge. 

Die  lebhafte  Entwicklung  des  Eisen- 
bahn-Verkehrs führte  zur  Vermehrung  der 
internationalen  Anschlüsse  und  im  Zu- 
sammenhange damit  zu  einer  Reihe  von 
neuen  Staatsverträgen.  Eine  umfas- 
sende Regelung  aller  mit  der  Herstel- 
lung eines  internationalen  Anschlusses 
zusammenhängenden  Fragen  erfolgte  unter 
Anderem  rücksichtlich  des  bereits  mehrere 
Jahre  vorher  sichergestellten  Anschlusses 
in  Bodenbach  mittels  Uebereinkunft  vom 


31.  December  1850,  R.-G.-Bl.  Nr.  80 
ex  1851.  Neben  den  Bestimmungen  über 
die  baulichen  Herstellungen  und  ihre 
Kosten,  über  die  Betriebführung  [insbeson- 
dere den  Durchlauf  der  Wagen],  die 
polizeiliche  Pass-  und  Fremdenbehand- 
lung, über  die  Postbeförderung  im  An- 
schlussverkehre, den  internationalen  Tele- 
graphenverkehr und  die  Durchführung  der 
beiderseitigen  Zollamtshandlungen  bei  der 
Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  an  der  öster- 
reichisch -  sächsischen  Zoll  -  Linie,  enthält 
diese  Uebereinkunft  auch  eine  Reihe  all- 
gemeiner Bestimmungen,  welche  als  die 
ältesten  ihrer  Art  erwähnt  zu  werden  ver- 
dienen, so  vorAllem  den  Vorbehalt  der  vollen 
österreichischen  Landeshoheit  sammt  der 
Ausübung  der  Justiz-  und  allgemeinen 
Polizeigewalt  im  Bereiche  des  von  der 
sächsischen  Staatsverwaltung  mitbenutz- 
ten Bahnhofes  in  Bodenbach  sowie  der  der 
Letztern  zur  abschliessenden  Benutzung 
überlassenen  Bahnstrecke  bis  zur  Landes- 
grenze. 

Dem  sächsischen  Staate  blieb  ledig- 
lich die  Führung  strafgerichtlicher  Un- 
tersuchungen gegen  die  auf  österreichi- 
schem Gebiete  verwendeten  sächsischen 
Staatsangehörigen  wegen  der  von  ihnen, 
durch  Verletzung  ihrer  Dienstpflichten  ver- 
ursachten Unglücksfalle  und  Beschädigun- 
gen, sowie  wegen  aller  gegen  den  sächsi- 
schen Staat  begangenen  Verbrechen  und 
Vergehen,  ferner  hinsichtlich  der  Civiljustiz 
die  Abwicklung  von  Verlassenschafts- 
Abhandlungen  und  Concursen  vorbehal- 
ten. Ausserdem  verblieb  dem  sächsischen 
Staat  die  besondere  bahn-  und  betriebs- 
polizeiliche Aufsicht  über  sein  Personal 
sowie  die  Dienst-  und  Disciplinargewalt, 
und  sollten  ihre  Organe  in  dieser  Rich- 
tung dieselben  Befugnisse  haben,  welche 
die  österreichischen  Gesetze  den  in- 
ländischen Eisenbahnbetriebs  -  Verwal- 
tungen einräumen.  Die   Bediensteten  des 

I  einen  Staates,  einschliesslich  der  Finanz-, 
Zoll-,  Polizeibeamten  und  der  Gendarmerie 
sollten  beim  Uebergange  in  das  andere 
Staatsgebiet    den    passpolizeilichen    Vor- 

;  schriften  nicht  unterworfen  sein. 

In  Ansehung  jener  Baulichkeiten  und 
Erhaltungsarbeiten,  welche  der  sächsi- 
schen Regierung  auf  österreichischem 
Bereiche    obliegen,    wurde    ihr    die    Ex- 
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propriations-Berechtigung  in  eben  dem 
Masse,  wie  sie  österreichischen  Bahn- 
unternehmern gesetzlich  zukommt,  einge- 
räumt. Für  die  zur  Ausrüstung  des  Bahn- 
hofes Bodenbach  und  der  Strecke  bis  zur 
Landesgrenze  sächsischerseits  zu  beschaf- 
fenden, wie  nicht  minder  für  alle  zum  Eisen- 
bahnbetriebe nöthigen  Gegenstände,  dann 
für  Uebersiedlungseffecten  der  auf  öster- 
reichischem Gebiete  stationirten  Beamten 
sicherte  Oesterreich  Zollfreiheit  zu.  Zu  er- 
wähnen ist  ferner,  dass  der  Staatsvertragbe- 
züglich  der  Tarife  eine  Bestimmungenthält, 
wonach  alle  Tarifirungen,  soweit  es  sich 
nicht  um  einen  blossen  Localverkehr 
handelt,  unter  gegenseitiger  Vernehmung 
erfolgen  sollen  und  dass  dabei  auf  die  mög- 
lichste gegenseitige  Annäherung  Bedacht 
genommen  werden  soll,  obgleich  eine 
völlige  Gleichstellung  der  beiderseitigen 
Tarifsätze  nicht    verlangt    werden    kann. 

Unter  dem  21.  Juni  1851,  R.-G.-Bl. 
Nr.  31  ex  1852,  wurde  ein  Staats- 
vertrag zwischen  Oesterreich  und  Bayern 
wegen  der  Anschlüsse  in  Salzburg  und 
Kufstein  abgeschlossen,  welchem  die  Be- 
stimmungen der  ersterwähnten  Ueber- 
einkunft  als  Vorbild  gedient  haben. 

Von  Interesse  ist  die  Bestimmung 
dieses  Vertrages,  wonach  festgesetzt 
wurde,  dass  für  den  eigentlichen  regel- 
mässigen Bahnbetrieb  zwischen  den 
beiderseitigen  Staaten  die  Verwendung 
von  Locomotiven  mit  Dampfkraft  und 
mit  Ausschluss  der  Pferdekraft  stattfinden, 
hiedurch  aber  eine  nach  Befinden  künftig 
vertragsmässig  festzustellende  Verein- 
barung wegen  Anwendung  einer  anderen 
physisch  -  mechanischen  Kraft  als  der 
Dampfkraft  keineswegs  ausgeschlossen 
sein  soll.  Zu  erwähnen  ist  ferner  die  Bestim- 
mung, wonach  zwischen  den  wichtigeren 
Stationen  der  österreichischen  Staatseisen- 
bahnen und  der  bayerischen  Bahnen 
directe  Fahrkarten  und  zwischen  sämmt- 
lichen  Stationen  der  beiderseitigen  Bahnen 
ein  directer  Güterverkehr  eingeführt 
werden  sollen.  Auch  findet  sich  in  diesem 
Staatsvertrag  die  zum  ersten  Male  in  der 
Uebereinkunft  mit  Preussen  wegen  des 
Oderberger  Anschlusses  [1845]  vorkom- 
mende Bestimmung,  wonach  zwischen 
den  beiderseitigen  Unterthanen  weder  in 
Ansehung   der  Beförderungspreise,    noch 


hinsichtlich    der  Abfertigung   ein    Unter- 
schied gemacht  werden  soll. 

Eine  Sonderbestimmung  des  Staats- 
vertrages mit  Bayern  geht  dahin,  dass  der 
österreichischen  Regierung  die  —  bis  zum 
Ausbau  der  Arlbergbahn  häufig  in  An- 
spruch genommene  —  Berechtigung  einge- 
räumt wurde,  Militärtransporte  von  Salz- 
burg nach  Tirol  über  die  bayerische  Strecke 
mittels  Sonderzügen  gegen  Entrichtung 
der  bayerischerseits  für  Aerarialgüter  be- 
stehenden Tarife  zu  befördern. 

Beachtenswerth  sind  die  auf  die  Re- 
gelung des  Eisenbahn- Verkehrs  bezüg- 
lichen Bestimmungen  des  deutschen 
Zoll-  und  Handelsvertrages  vom 
18.  Februar  1853.  Die  demselben 
beigetretenen  Staaten  verpflichteten  sich 
dahin  zu  wirken,  dass  die  Warenbeför- 
derung auf  Eisenbahnen  durch  Herstellung 
einer  unmittelbaren  Schienenverbindung 
zwischen  den  an  einem  Orte  zusammen- 
treffenden Bahnen  und  durch  Ueberführung 
der  Transportmittel  von  einer  Bahn  auf 
die  andere  möglichst  erleichtert  werde, 
andererseits  aber  Angehörige  eines  zoll- 
vereinten Staates  und  deren  Güter  hin- 
sichtlich der  Zeit,  Art  und  Preise  der 
Beförderung  nicht  ungünstiger  als  die 
eigenen  Angehörigen  zu  behandeln,  so- 
wie insbesonders  für  die  Durchfuhr  nach 
oder  aus  dem  Gebiete  eines  anderen 
Staates  keine  höheren  als  diejenigen 
Eisenbahn-Frachtsätze  erheben  zu  lassen, 
welchen  auf  derselben  Bahn  die  im 
eigenen  Gebiete  auf-  und  abgeladenen 
Güter  verhältnismässig  unterliegen. 

Bemerkenswerth  sind  die  Erleich- 
terungen, zu  welchen  sich  die  betheiligten 
Staaten  im  erwähnten  Zoll-  und  Handels- 
vertrage bezüglich  des  Zollverfahrens  im 
Eisenbahn- Verkehre  verpflichteten.  Dem- 
nach sollten  dort,  wo  an  der  Landesgrenze 
eine  unmittelbare  Schienenverbindung  vor- 
handen ist  und  ein  Uebergang  von  Trans- 
portmitteln stattfindet,  Waren,  welche  in 
vorschriftmässig  verschliessbaren  Wagen 
eingehen  und  in  denselben  Wagen  nach 
einem  Orte  des  Innern  befördert  werden, 
an  welchem  sich  ein  zur  Abfertigung 
befugtes  Zoll-  oder  Steueramt  befindet, 
von  der  Declaration,  Abladung  und 
Revision  an  der  Grenze,  sowie  vom  Collo- 
Verschlusse    frei    gelassen  werden,    inso- 
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ferne  sie  zum  Eingang  durch  Uebergabe 
der  Frachtbriefe  und  Ladungs  verzeichnisse 
angemeldet  sind.  Ferner  sollten  Waren, 
welche  in  vorschriftsmässig  verschliess- 
baren  Eisenbahnwagen  durch  das  Gebiet 
eines  der  contrahirenden  Theile  aus  oder 
nach  dem  Gebiete  des  anderen  ohne 
Umladung  durchgeführt  werden,  von  der 
Declaration,  Abladung  und  Revision 
sowie  vom  Collo-Verschluss  sowohl  im 
Innern  als  an  den  Grenzen  frei  bleiben, 
insoferne  sie  zum  Durchgange  durch 
Uebergabe  der  Frachtbriefe  und  Ladungs- 
verzeichnisse angemeldet,  und  von  den 
Eisenbahn-Verwaltungen  die  zur  Ermitt- 
lung und  Erhebung  der  gebührenden 
Durchgangsabgaben  erforderlichen  Ein- 
richtungen getroffen  sind. 

Weitere  Staatsverträge,  welche  die 
Herstellung  internationaler  Eisenbahn- 
Anschlüsse  zum  Gegenstande  haben, 
wurden  in  dieser  Periode  geschlossen : 
mit  Sachsen  unter  dem  24.  April  1853 
und  1.  März  1860  [Herstellung  der  Zittau- 
Reichenberger  Eisenbahn],  und  unter  dem 
30.  November  1864,  R.-G.-Bl.  Nr.  2  ex 
1865  [Anschluss  der  Voitersreuth-Egerer 
Eisenbahn  an  die  böhmische  Eisenbahn- 
linie], mit  Bayern  unter  dem  21.  April 
1856,  R.-G.-Bl.  Nr.  100  [Anschluss  in 
Passau],  unter  dem  20.  September  1858, 
R.-G.-Bl.  Nr.  236  [Anschluss  bei  Fürth], 
unter  dem  17.  Juni  1863,  R.-G.-Bl.  Nr.  71 
[Anschluss  von  Hof  über  Asch  nach  Eger 
und  von  Eger  nach  Waldsassen]  und  unter 
dem  4.  Juni  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  92  [An- 
schluss bei  Neumarkt].  Ausserdem  gehören 
hi  eher  der  Vertrag  zwischen  O  est  erreich, 
Bayern  und  der  Schweiz  vom 
5.  August  1865,  R.-G.-Bl.  Nr.  138  [An- 
schluss in  Lindau  und  St.  Margarethen], 
und  der  Staatsvertrag  mit  Preussen  vom 
23.  Februar  1861,  R.-G.-Bl.  Nr.  51 
[Anschlüsse    in  Oswiecim    und  Dzieditz]. 

Aus  dem  Inhalte  dieser  Anschluss- 
verträge sind  einige  besondere  Be- 
günstigungen zu  erwähnen,  welche  die 
vertragschliessenden  Staaten  einander  ein- 
geräumt haben ;  dieselben  beziehen  sich, 
abgesehen  von  der  Zollfreiheit  für  Bau- 
und  Betriebsmaterialien,  insbesondere  auf 
Steuer-  und  Gebührenbefreiungen.  In 
dem  Vertrage  mit  Bayern  vom  17.  Juni 
1863  ist   beispielsweise   festgesetzt,   dass 


die  österreichische  Regierung  für  den 
unmittelbaren  Gütertransit  durch  ihr 
Gebiet  die  Freiheit  von  allen  Durch- 
gangs-Abgaben aufrechterhalten  werde ; 
ferner  bestimmt  derselbe  Vertrag,  dass 
von  den  in  Oesterreich  gelegenen  Theil- 
strecken  der  von  Bayern  zu  bauenden 
Eisenbahnen  mit  Rücksicht  auf  deren 
geringe  Ausdehnung  und  Unselbständig- 
keit, mit  Ausnahme  der  Grundsteuer, 
keinerlei  Steuern  und  Abgaben  erhoben 
werden  sollen,  dass  insbesondere  die 
Bücher,  Fahrkarten  und  Schriften  der 
bayerischen  Verwaltung,  rücksichtlich 
jener  Theilstrecken  von  der  Stempel- 
und  Gebührenentrichtung  befreit  bleiben 
sollen.  Eine  ähnliche  Bestimmung  ent- 
hält auch  der  Staatsvertrag  mit  Preussen 
vom  23.  Februar  1861.  Von  Interesse 
ist  auch  die  in  letzteren  Staatsver- 
trag aufgenommene  Bestimmung,  wo- 
nach Oesterreich  den  im  Sinne  des  Staats- 
vertrages concessionirten  Gesellschaften 
alle  Erleichterungen  zuwenden  muss, 
welche  auf  Grund  späterer  Verordnungen 
für  andere  ohne  Zinsgarantie  des  Staates 
unternommene  Bahnen  eingeräumt  werden, 
und  auch  spätere  gesetzliche  Bestimmun- 
gen auf  die  in  Rede  stehenden  Eisenbahnen 
nur  Anwendung  finden  sollen,  soweit  sie 
mit  dem  Staatsvertrag  und  der  Concession 
nicht  in  Widerspruch  stehen. 

Endlich  sind  zu  erwähnen  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  des  Friedens- 
tractats  zwischen  Oesterreich  und 
Italien  vom  3.  October  1866,  R.-G.- 
Bl.  Nr.  116,  dann  des  Handels-  und 
Schiffahrts- Vertrages  zwischen  Oester- 
reich und  Italien  vom  23.  April  1867, 
R.-G.-Bl.  Nr.  108,  sowie  des  Handels- 
und Zollvertrages  zwischen  Oesterreich 
und  Preussen  namens  des  Nord- 
deutschen Bundes  und  süddeutscher 
Staaten  vom  9.  März  1868,  R.-G.-Bl. 
Nr.  52.  In  diesen  drei  Verträgen  sichern 
sich  die  vertragschliessenden  Staaten 
übereinstimmend  Erleichterungen  hinsicht- 
lich der  Bahnanschlüsse  zu.  Die  beiden 
zuletzt  genannten  Verträge  enthalten  über- 
dies die  bereits  an  einer  früheren  Stelle 
[vgl.  S.  51]  angeführte  Bestimmung  be- 
züglich der  gleichartigen  Behandlung  der 
beiderseitigen  Staatsangehörigen  und 
deren  Sendungen. 
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Dritte  Periode.  [1867 — 1880.] 


Im  Zusammenhange  mit  der  gross- 
artigen Entwicklung,  welche  das  Eisen- 
bahnwesen in  Oesterreich  seit  dem  Jahre 
1867  unter  dem  Einflüsse  des  wieder- 
gekehrten Friedens  nach  Aussen  und  des 
Ausgleiches  mit  Ungarn  nahm,  war  natur- 
gemäss  auch  die  gesetzgeberische  Thätig- 
keit  eine  sehr  umfassende,  und  bildet 
diese  Periode  wohl  den  fruchtbarsten 
Zeitabschnitt  auf  dem  Gebiete  der  Fort- 
bildung der  Eisenbahn-Gesetzgebung. 


/.  Der  Altsgleich  mit  Ungarn. 

Die  im  Jahre  1 867  erfolgte  Aenderung 
des  staatsrechtlichen  Verhältnisses  zu 
Ungarn  bildet  einen  wichtigen  Wende- 
punkt in  der  Entwicklung  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  im  Allgemeinen 
und  ihrer  Gesetzgebung  im  beson- 
deren. Oesterreich  und  Ungarn  gehen 
fortan,  was  die  Eisenbahnen  betrifft,  ihre 
eigenen  Wege,  welche  nur  insoweit  zu- 
sammenlaufen, als  eben  in  dem  1867er 
Ausgleiche  die  Gemeinsamkeit  des  Eisen- 
bahnwesens sichergestellt  ist.  Diese  Ge- 
meinsamkeit beschränkte  sich  darauf,  dass 
nach  Artikel  VII  des  1867er  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  [Gesetz  vom  24.  De- 
cember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  4  ex  1868] 
die  bestehenden  Eisenbahnen  in  beiden 
Ländergebieten  nach  gleichartigen 
Grundsätzen  verwaltet  und  neu  herzu- 
stellende Bahnen,  insoweit  es  das  Inter- 
esse des  gegenseitigen  Verkehres  erheischt, 
nach  gleichartigen  Bau-  und  Betriebs- 
normen eingerichtet  werden  sollen;  dass 
insbesonders  die  Betriebsordnung  vom 
Jahre  1851  und  das  Betriebsreglement 
vom  Jahre  1863  in  beiden  Ländergebieten 
unverändert  beobachtet  werden  sollen,  in- 
solange  sie  nicht  in  gegenseitigem  Ein- 
vernehmen und  in  einer  für  beide  Theile 
gleichartigen  Weise  abgeändert  sein 
werden. 

Im  Zusammenhang  mit  den  ungarischen 
Ausgleichs-Gesetzen  vomJahrei867  wurde 
zwischen  den  beiderseitigen  Regierungen 
in  Betreff  der  Regelung  des  Eisenbahn- 
wesens ein  provisorischesUebereinkommen 


[Wien,  29.  Juli,  Ofen,  21.  August   1868] 
getroffen. 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des- 
selben sind  folgende : 

a)  Das  staatliche  Hoheitsrecht,  die 
staatliche  Oberaufsicht  und  alle  Regie- 
rungshandlungen werden  ausschliesslich 
von  jener  Regierung  geübt,  in  deren 
Gebiet  sich  die  Eisenbahn  befindet,  somit 
auch  in  Ansehung  der  Strecken  der  ge- 
meinsamen Bahnen  bis  zur  Landesgrenze. 
Massnahmen,  welche  die  Geldkräfte  oder 
den  Credit  gemeinsamer  Eisenbahnen  in 
höherem  Masse  in  Anspruch  nehmen, 
sind  von  jedem  Fachministerium  nur 
im  Einvernehmen  mit  dem  anderen  zu 
treffen ; 

b)  bei  gemeinsamen  Eisenbahnen  ist 
für  die  Bahnabtheilung  in  jenem  Staats- 
gebiete, in  welchem  sich  der  Sitz  der 
Gesellschaft  nicht  befindet,  auf  Verlangen 
der  betreffenden  Regierung  ein  besonderes, 
mit  den  gehörigen  Vollmachten  ausge- 
rüstetes Verwaltungsorgan  [Betriebs- 
Direction  oder  Betriebs-Inspectorat]  für 
den  technischen  und  commerziellen  Dienst 
aufzustellen ; 

c)  bei  Eisenbahnen,  welche  unter 
Ueberschreitung  eines  Staatsgebietes  er- 
baut werden  sollen,  ist  die  Bau-  und 
Betriebs-Concession  gleichzeitig  bei  beiden 
Regierungen  anzusuchen,  welche  in  An- 
sehung der  Concessions- Bedingungen, 
dann  eventuell  auch  wegen  der  ver- 
fassungsmässigen Behandlung  eine  Ver- 
einbarung zu  treffen  haben.  Die  Con- 
cessions-Urkunde  wird  für  jedes  Gebiet 
abgesondert  ausgestellt,  der  Anschluss- 
punkt auf  Grund  einer  technisch-militäri- 
schen Recognoscirung  der  projectirten 
Trace  von  den  Fachministerien  im  Ein- 
vernehmen mit  den  berufenen  anderen 
Ministerien  festgestellt.  Ueber  die  er- 
theilten  Vorconcessionen  machen  sich  die 
beiderseitigen  Fachministerien  Mittheilun- 
gen hinsichtlich  jener  Eisenbahnlinien, 
welche  zur  gemeinschaftlichen  Landes- 
grenze oder  derselben  entlang  geführt 
werden  ; 

d)  bei  Eintritt  des  staatlichen  Heim- 
fallrechtes   soll    das    unbewegliche    Ver- 
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mögen  der  Eisenbahnen  dem  Staatsgebiete  I 
zufallen,  in  welchem  dieses  Eigenthum  , 
gelegen  ist,  das  bewegliche  Vermögen 
dagegen,  wenn  es  nicht  bereits  inventar- 
mässig  getrennt  ist,  zwischen  beiden 
Staatsgebieten  im  Verhältnisse  des  durch- 
schnittlichen Brutto-Ertrages  pro  Meile 
in  den  letzten  fünf  Jahren  getheilt 
werden ; 

e)  mit  Rücksicht  auf  die  allseits  an- 
erkannte Notwendigkeit  einer  Aenderung 
der  Eisenbahnbetriebs-Ordnung  soll  zur 
gemeinschaftlichen  Ausarbeitung  ge-  j 
eigneter  Entwürfe  sobald  als  möglich 
geschritten  werden; 

f)  beide  Regierungen  verpflichten 
sich,  eine  möglichste  Ermässigung  der 
Personen-  und  Frachtentarife  im  Inter- 
esse des  Handels,  der  Industrie  und  Land- 
wirtschaft anzubahnen  sowie  auf  die 
Aufstellung  einheitlicher  Tarifbestimmun- 
gen hinzuwirken ; 

g)  die  Fahrpläne  der  gemeinsamen 
Eisenbahnen  unterliegen  der  Genehmigung 
beider  Aufsichtsbehörden ;  ergibt  sich  ein 
Anstand,  so  haben  sich  die  Aufsichts- 
behörden unter  sich  und  mit  der  Eisen- 
bahn-Unternehmung ins  Einvernehmen 
zu  setzen.  Scheitert  der  Versuch,  eine 
Einigung  zu  erzielen,  so  entscheiden  die 
Fachministerien : 

h)  die  Erhebungen  über  Bahnunfälle 
sollen  von  der  Aufsichtsbehörde  jenes 
Staatsgebietes  gepflogen  werden,  auf 
welchem  sich  der  Unfall  ereignet  hat, 
jedoch  soll  den  mit  der  Untersuchung 
betrauten  Organen  gestattet  sein,  das 
beim  Unfälle  betheiligte  und  etwa  inner- 
halb des  anderen  Staatsgebietes  stationirte 
Personale  an  seinem  jeweiligen  Standorte 
jederzeit  einzuvemehmen  ; 

i)  eine  länger  andauernde  Abziehung 
der  Fahrbetriebsmittel  der  Linien  des 
einen  Staatsgebietes  zur  Benützung 
auf  jenen  des  anderen  Staatsgebietes 
kann,  insoferne  selbe  nicht  in  dem 
wechselseitigen  Wagenbenützungs  -  Car- 
tell  begründet  ist,  nur  mit  Zustimmung 
der  betreffenden  Aufsichtsbehörde  statt- 
finden ; 

k)  beide  Regierungen  veranlassen 
die  Bildung  eines  Eisenbahn- Verbandes 
zwischen  sämmtlichen  Eisenbahn-Unter- 
nehmungen beider  Staatsgebiete. 


2.  Die  weitere  Entwicklung  der  Eisen- 
bahn-Gesetzgebung bis  i8jß. 

Zunächst  sei  aus  dieser  Periode  das 
Haftpflicht-Gesetz  vom  5.  März 
1869,  R.-G.-Bl.  Xr.  27,  erwähnt,  welches 
den  Zweck  verfolgte,  Reisende  und  andere 
Personen  im  Falle  von  Verletzungen 
durch  Eisenbahn-Unfälle  bezüglich  des  ver- 
mögensrechtlichen Ersatzes  wirksamer  zu 
schützen.  Anlässlich  des  furchtbaren  Zu- 
sammenstosses,  welcher  sich  am  20.  Au- 
gust 1868  auf  der  Böhmischen  Westbahn 
bei  Hofowitz  ereignet  hatte,  wurde  in 
der  Sitzung  des  Herrenhauses  vom 
14.  November  1868  an  die  Regierung 
die  Anfrage  gerichtet,  ob  es  in  ihrer 
Absicht  hege,  einen  Gesetzentwurf  ein- 
zubringen, worin  den  Eisenbahn-Gesell- 
schaften die  Verpflichtung  zur  vollen 
Entschädigung  für  beschädigte  Personen 
und  Sachen  umfassender  und  präciser 
auferlegt  wird,  als  es  nach  den  Bestim- 
mungen des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  der  Fall  ist  und  in  welchem 
Gesetzentwurf  überdies  vorgesehen  wird, 
dass  derlei  Entschädigungs-Processe 
möglichst  rasch  und  mit  geringen  Kosten 
durchgeführt  werden.  Bereits  in  der 
Sitzung  des  Herrenhauses  vom  18.  De- 
cember  1868  legte  die  Regierung  einen 
Gesetzentwurf,  betreffend  die  Haftung 
der  Eisenbahn-Unternehmungen  für  die 
durch  Ereignungen  auf  Eisenbahnen  her- 
beigeführten Verletzungen  und  Tödtun- 
gen  vor.  In  dem  Motivenbericht  wurde 
auf  den  Unterschied  hingewiesen,  welcher 
bis  dahin  in  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung zwischen  Sachenbeschädigungen 
einerseits  und  körperlichen  Verletzungen 
oder  Tödtungen  von  Menschen  anderer- 
seits bestand.  Mit  Bezug  auf  die  erste  Ka- 
tegorie sei  nämlich  die  Bestimmung  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  Ent- 
schädigungspflicht nicht  mehr  unverän- 
dert in  Kraft,  dieselbe  habe  vielmehr  die 
wesentlichsten  Modifikationen,  und  zwar 
in  einer  entscheidenden  Beziehung  er- 
fahren. Die  Bestimmung  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  gipfle  darin,  dass  nur  das 
Verschulden  zu  vertreten  sei,  und  die 
Vermuthung  immer  gegen  das  Verschul- 
den des  Beschädigers  spreche,  so  dass 
also  dem  Beschädigten    die  Verbindlich- 
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keit  obliege,  zu  beweisen,  dass  der 
Schaden  durch  ein  Verschulden  eines 
Anderen  herbeigeführt  worden  sei.  Auf 
diesem  Standpunkte  stehe  auch  noch 
die  Eisenbahnbetriebs  -  Ordnung  vom 
Jahre  1 85 1 ;  sie  sei  aber  wesentlich 
durch  das  Handelsgesetzbuch  abgeän- 
dert worden,  welches  im  wesentlichen 
folgende  Bestimmungen  enthalte : 

»Die  Unternehmung  haftet  nach  Ar- 
tikel 400  des  Handelsgesetzbuches  für 
alle  Personen,  deren  sie  sich  beim  Trans- 
port von  Frachten  bedient  und  hat  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  ein  Verschulden 
unterlaufen  ist  oder  nicht,  für  allen  durch 
den  Verlust  oder  Beschädigung  ent- 
standenen Schaden  Ersatz  zu  leisten. 
Von  dieser  Ersatzpflicht  kann  sie  sich 
nur  durch  den  Nachweis  befreien,  dass 
alle  nöthige  Vorsicht  beobachtet  wurde 
und  daher  kein  Verschulden  vorliege ; 
sie  kann  die  Ersatzpflicht  nach  Artikel 
395  des  Handelsgesetzbuches  nur  dann 
abwenden,  wenn  sie  nachweist,  dass  die 
Beschädigung  nur  durch  höhere  Gewalt 
oder  durch  die  natürliche  Beschaffenheit 
des  Gutes,  namentlich  durch  inneren  Ver- 
derb oder  durch  äusserlich  nicht  erkannte 
Mängel  der  Verpackung  entstanden  ist.« 

Das  Handelsgesetz  gelte  in  Bezug 
auf  Sachenbeschädigungen ;  dagegen  sei 
es  in  Beziehung  auf  körperliche  Be- 
schädigungen oder  Tödtungen,  die  bei 
dem  Betriebe  einer  Eisenbahn-Unterneh- 
mung vorkommen,  bei  den  Bestimmungen 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches  geblieben. 

Der  Schutz,  den  das  allgemeine  bür- 
gerliche Gesetzbuch  im  Falle  einer  Ver- 
letzung durch  einen  Eisenbahn-Unfall 
dem  Verletzten  gewähre,  sei  aber  durch- 
aus unzureichend.  Unzureichend,  weil 
bei  persönlichen  Beschädigungen  die 
Vermuthung  gegen  das  Verschulden  der 
Eisenbahn-Unternehmung  spricht,  daher 
dem  Beschädigten  die  Verpflichtung, 
zur  Nachweisung  des  Verschuldens  der 
Eisenbahn-Unternehmung  den  Beweis  zu 
führen  obliegt,  eine  Verpflichtung,  die 
für  den  Beschädigten  einen  wahren  Be- 
weisnothstand  begründe.  Dem  sollte  da- 
durch abgeholfen  werden  —  und  das 
wurde  als  das  »Bedürfnis«  und  daher  als 
»Ziel«  des  zu  erlassenden  Gesetzes  erklärt 
—  dass  genau  die  entgegengesetzte  Ver- 


muthung statuirt,  also  ausgesprochen  wird  : 
»Die  Vermuthung  spricht  stets  dafür,  dass 
die  Beschädigung  durch  ein  Verschulden 
der  Unternehmung  oder  derjenigen  Per- 
sonen herbeigeführt  wurde,  deren  sie 
sich  beim  Betriebe  bedient  und  für  welche 
sie  daher  einzutreten  hat  oder  endlich 
durch  ein  Verschulden  dritter  Personen, 
insoferne  dasselbe  für  die  Unternehmung 
unabwendbar  gewesen  ist  und  nicht  bei 
gehöriger  Vorsicht  der  Unternehmung 
oder  ihrer  Organe  hätte  abgewendet 
werden  können.« 

Bei  der  Verhandlung  im  Herrenhause 
sprachen  sich  mehrere  hervorragende 
Juristen,  darunter  Arndts  und  Unger, 
in  der  Hauptsache  gegen  das  Gesetz 
aus,  weil  die  Voraussetzung  der  Regie- 
rungsvorlage, als  ob  die  Eisenbahnen 
für  die  unverletzte  Ueberführung  der 
Reisenden  nicht  ebenso  wie  für  jene 
der  Frachtgüter  haften,  unzutreffend  sei, 
vielmehr  auch  nach  österreichischem 
Rechte  derjenige,  welcher  es  vertrags- 
weise übernimmt,  eine  Person  an  einen 
bestimmten  Ort  hinüberzuführen,  also 
auch  die  Bahngesellschaft,  welche  einen 
Reisenden  aufnimmt,  vermöge  dieses  Ver- 
trages ebenso  wie  nach  dem  preussischen 
Gesetze  vom  3.  November  1838  ver- 
pflichtet sei,  für  die  unverletzte  Ueber- 
führung des  Reisenden  zu  sorgen  und 
zu  haften.  Dagegen  wurde  eingewendet, 
dass  die  Bestimmung  des  §  1298  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
keineswegs  eine  unzweifelhafte  sei  und 
dass  die  Praxis  zeige,  dass  man  sie  nicht 
immer  in  dem  vorstehenden  Sinne  auf- 
fasse, so  dass  jedenfalls  das  Bedürfnis 
einer  Erläuterung  vorliege.  Aber  selbst 
wenn  dies  verneint  würde,  so  würde  der 
Fall,  dass  jemand,  der  keinen  Transport- 
vertrag mit  der  Bahngesellschaft  abge- 
schlossen hat  und  in  gar  keinem 
Vertragsverhältnisse  zu  ihr  steht  und 
beschädigt  wurde,  unter  die  Bestimmung 
des  §  1298  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  in  keinem  Falle  subsumirt 
werden  können,  und  es  erscheine  daher 
das    Gesetz    keineswegs    als    überflüssig. 

Nach  dem  Gesetze  vom  5.  März  1869  ist 
die  Eisenbahn-Unternehmung  für  die  durch 
Ereignungen  im  Verkehr  einer  mit  Dampf- 
kraft betriebenen  Eisenbahn  herbeigeführ- 
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ten  körperlichen  Verletzungen,  Tödtungen 
haftungspflichtig,  wenn  sie  nicht  nach- 
weisen kann,  dass  die  Ereignung  durch 
einen  unabwendbaren  Zufall  [höhere 
Gewalt,  vis  major]  oder  durch  eine  unab- 
wendbare Handlung  einer  dritten  Person, 
deren  Verschulden  sie  nicht  zu  vertreten 
hat  oder  durch  Verschulden  des  Be- 
schädigten verursacht  wurde. 

Eine  von  der  Unternehmung  im  vor- 
hinein angekündigte  oder  mit  ihr  verein- 
barte Ablehnung  oder  Einschränkung 
dieser  Haftpflicht  wurde  durch  das  Ge- 
setz als  rechtlich  wirkungslos  erklärt. 

Klagen  auf  Grund  des  Haftpflicht- 
Gesetzes  gehören  nach  Wahl  des  Klägers 
vor  das  Handelsgericht,  in  dessen  Spren- 
gel die  Unternehmung  ihren  Sitz  hat 
oder  die  Ereignung  eingetreten  ist.  Ueber 
solche  Klagen  ist  summarisch  zu  ver- 
fahren und  können  mehrere  Kläger  Er- 
satzansprüche, welche  in  derselben  Er- 
eignung ihren  Grund  haben,  in  der- 
selben Klageschrift  geltend  machen. 

Das  Haftpflicht-Gesetz  findet,  wie  vor- 
hin erwähnt,  nur  auf  mit  Dampfkraft 
betriebene  Eisenbahnen  Anwendung,  und 
wird  es  angesichts  der  ausserordentlichen 
Entwicklung,  welche  seither  die  mit 
Elektricität  und  anderen  mechanischen 
Kräften  [Pressluft,  Gas  etc.]  betriebenen 
Eisenbahnen  genommen  haben,  als  eine 
immer  fühlbarer  werdende  Lücke  em- 
pfunden, dass  das  Haftpflicht-Gesetz 
nicht  auch  auf  Ereignungen  Anwendung 
findet,  welche  sich  beim  Betriebe  der- 
artiger Bahnen  ereignen,  ungeachtet  der 
Betrieb  der  letzteren  mit  nicht  geringe- 
ren Gefahren  als  der  Dampfbetrieb  ver- 
bunden ist. 

Die  Fassung  des  Haftpflicht-Gesetzes 
ist  nicht  als  eine  sonderlich  glückliche 
zu  bezeichnen,  und  war  es  insbesondere 
die  Unklarheit  des  Ausdrucks  »im  Ver- 
kehre«, welche  den  Anlass  oder,  besser 
gesagt,  den  Anreiz  zu  zahlreichen  Pro- 
cessen gab.  Im  Allgemeinen  geht  die 
neuere  gerichtliche  Praxis  dahin,  dass 
unter  das  Haftpflicht-Gesetz  nicht  nur  Un- 
fälle zu  subsumiren  seien,  welche  sich 
während  der  eigentlichen  Beförderung  der 
Personen-  und  Güterzüge  von  Station  zu 
Station  ereignen,  sondern  auch  Unfälle, 
welche  bei  den  mit  der  Zugbewegung  un- 


mittelbar und  nothwendig  in  Verbindung 
stehenden  Anlagen  und  Vorbereitungs- 
handlungen durch  Ausserachtlassung  jener 
Vorsicht  veranlasst  werden,  die  bei  Be- 
nutzung der  Dampf  kraft  gefordert  werden 
muss  [z.  B.  Unfälle  beim  Verschieben  von 
Wagen  mit  der  Locomotive,  Unfälle  im 
Heizhause  bei  einer  mit  der  Locomotiv- 
bedienung  zusammenhängenden  Verrich- 
tung u.  dgl.]. 

Unter  dem  8.  Mai  1869,  R.-G.-Bl. 
Nr.  61,  wurde  ein  Gesetz,  betreffend  die 
Bemessung,  Vorschreibung  und 
Einhebung  der  Erwerb-  und 
Einkommensteuer  von  Eisenbahn- 
Unternehmungen  erlassen.  Dieses  Gesetz 
verfolgte  den  Zweck,  die  Ungerechtig- 
keit zu  beheben,  welche  darin  lag,  dass 
für  alle  Eisenbahn  -  Unternehmungen 
mit  dem  Sitze  in  Wien  die  Erwerbs- 
und Einkommensteuer  in  Wien  bezahlt 
wurde,  die  Landesumlagen  ohne  Rück- 
sicht auf  die  von  der  Bahn  durchzogenen 
Länder  lediglich  dem  Lande  Nieder- 
österreich und  die  Gemeindeumlagen  der 
Gemeinde  Wien  zu  Gute  kamen. 

Nach  diesem  Gesetze,  welches  mit  der 
'  Einführung  der  neuen  Steuergesetze  vom 
25.  October  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  220,  ausser 
Kraft  getreten  ist,  hatte  die  Bemessung 
der  Erwerbs-  und  Einkommensteuer 
durch  die  Steuerbehörde,  in  deren 
Amtsbereich  der  statutenmässige  Stand- 
ort der  obersten  Geschäftsleitung  der 
Unternehmung  lag,  zu  erfolgen.  Die 
Vorschreibung  erfolgte  in  der  Weise,  dass 
sie,  wenn  die  Unternehmung  sich  nur 
auf  das  Land  beschränkte,  wo  der  statuten- 
mässige Standort  der  obersten  Geschäfts- 
leitung sich  befand,  auch  nur  in  diesem 
Lande  vorgenommen  wurde.  Durchzog 
die  Bahn  mehrere  Länder,  so  wurde 
unterschieden,  ob  sich  die  oberste  Ge- 
schäftsleitung in  einem  der  von  der  Bahn 
durchzogenen  Länder  befand  oder  nicht. 
Im  ersteren  Falle  wurden  4O°/0  der 
Steuer  in  diesem  Lande  zur  Vorschreibung 
gebracht  und  die  restlichen  6o°/0  auf  die 
übrigen  Länder  nach  Massgabe  der 
Länge  der  bezüglichen  Bahnstrecken  er- 
theilt.  Befand  sich  die  oberste  Geschäfts- 
leitung aber  nicht  in  einem  von  der 
Bahn  durchzogenen  Lande,  so  wurden 
in  diesem  Lande  io°/0!  die  restlichen  90% 
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aber  in  den  Ländern,  welche  die  Bahn 
durchzog,  ebenfalls  wieder  nach  Ver- 
hältnis der  Länge  der  betreffenden  Bahn- 
strecken vorgeschrieben.  Die  Vorschrei- 
bung erfolgte  in  der  Gemeinde,  wo  die 
Betriebsleitung  sich  befand. 

Mit  dem  Gesetze  vom  20.  Mai  1869, 
R.-G.-Bl.  Nr.  82,  wurde  der  Versuch 
gemacht,  durch  Steuerbefreiungen 
für  den  Bau  von  neuen  Eisen- 
bahnen die  Bauthätigkeit  zu  fördern. 
Dieses  Gesetz  ist  aus  der  Initiative  des 
Abgeordnetenhauses  hervorgegangen.  Als 
Zweck  des  diesfalls  im  Abgeordnetenhause 
gestellten  Antrages  wurde  es  bezeichnet, 
das  für  den  Staatsschatz  überaus  schäd- 
liche System  der  Garantie  zu  beseitigen 
und  den  Versuch  zu  machen,  Bahnen 
lediglich  mit  Bewilligung  von  Steuer- 
freiheiten ins  Leben  zu  rufen  und  damit 
ein  anderes  mehr  befriedigendes  System 
der  Concessionirung  von  Eisenbahnen  zu 
inauguriren.  Bereits  vorher  hatte  die 
Regierung  einen  Gesetzentwurf  einge- 
bracht, welcher  für  sie  die  Ermächtigung 
enthielt,  ohne  weitere  Zustimmung  der 
gesetzgebenden  Factoren,  den  Unter- 
nehmern neuer  Eisenbahnen  eine  30- 
jährige  Steuerfreiheit  zuzusichern.  Diese 
Ermächtigung  sollte  nach  dem  Sinne 
des  Gesetzes  für  alle  Zeiten,  d.  i.  bis 
zur  ausdrücklichen  Wiederaufhebung,  zu 
gelten  haben.  Ferner  war  in  dem  Gesetz- 
entwurfe der  Regierung  eine  Zahl  von 
Bahnen  angeführt,  welche  noch  die 
alten  Begünstigungen  der  Staatsgarantie 
und  Staatssubvention  bei  ihrem  allfälligen 
Zustandekommen  gemessen  sollten.  Diese 
beiden  letzteren  Bestimmungen,  sowohl 
die  Permanenz  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen als  auch  die  Auswahl  der 
zu  bevorzugenden  neuen  Linien,  stiessen 
auf  so  grossen  Widerspruch  in  der  Ver- 
handlung über  den  Gesetzentwurf,  dass 
sich  die  Regierung  veranlasst  sah,  ihre 
Vorlage  zurückzuziehen. 

Das  vom  Abgeordnetenhause  be- 
schlossene Gesetz  beschränkte  im  Gegen- 
satz zu  der  zurückgezogenen  Regierungs- 
vorlage die  Ermächtigung  an  die  Re- 
gierung ausdrücklich  auf  die  Zeit  bis 
zum  Zusammentritt  des  Reichsrathes  und 
auf  solche  Eisenbahnlinien,  für  welche 
weder  eine  Staatsgarantie,  noch  die  Be- 


theiligung des  Staatsschatzes  an  der 
Capitalsbeschaffung  eintritt.  Nach  dem 
Gesetze  vom  20.  Mai  1869  durfte  Be- 
werbern um  Concessionen  für  den  Bau 
neuer  Linien,  abgesehen  von  minder 
wesentlichen  Stempel-  und  Gebühren- 
befreiungen, insbesondere  die  Befreiung 
von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrich- 
tung der  Coupon-Stempelgebühren  sowie 
von  jeder  Steuer,  welche  durch  künftige 
Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  seitens 
der  Regierung  bis  zur  Dauer  von  30 
Jahren  gewährt  werden.  Das  Gesetz 
bestimmte  zugleich,  dass  bei  Verleihung 
von  Concessionen,  in  welchen  die  Staats- 
verwaltung von  der  Ermächtigung  zur 
Steuer-  und  Gebührenbefreiung  Gebrauch 
macht,  in  Betreff  der  sonstigen  Con- 
cessions-Bestimmungen  [hier  dachte  man 
insbesondere  an  die  Bestimmung  über 
die  Verpflichtungen  der  Eisenbahnen  be- 
züglich der  Post-  und  Militärbeförderung, 
des  Telegraphenwesens  sowie  an  die 
Tarif  bestimmungen]  auf  die  Anordnungen 
des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  betreffend 
die  Concessionirung  der  Nordwestbahn, 
thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen  sei. 

Das  in  Rede  stehende  Gesetz  erfüllte 
vollständig  die  in  dasselbe  gesetzten  Er- 
wartungen, indem  auf  Grundlage  des- 
selben während  der  kurzen  Dauer  seiner 
Giltigkeit  die  Concessionen  für  neun 
neue  Eisenbahnlinien  in  einer  Gesammt- 
länge  von  nahezu  60  Meilen  ertheilt 
werden  konnten.  Infolge  dieser  günsti- 
gen Erfahrungen  wurde  das  Gesetz  vom 
20.  Mai  1869  unverändert,  und  zwar 
abermals  für  die  Zeit  bis  zum  Tage  des 
nächsten  Zusammentretens  des  Reichs- 
rathes erneuert,  und  erfolgte  die  Verlaut- 
barung des  neuen  Gesetzes  unter  dem 
13.  April  1870,  R.-G.-Bl.  Nr.  56.  Eine 
nochmalige  Erneuerung  dieses  Gesetzes 
fand  nicht  mehr  statt. 

Für  die  Sanitätsverhältnisse  sehr 
wichtige  polizeiliche  Verfügungen  ent- 
hält das  Gesetz  vom  29.  Juni  1868, 
R.-G.-Bl.  Nr.  118,  betreffend  die  Hint- 
anhaltung  und  Unterdrückung 
der  Rinderpest  mit  der  Ausführungs- 
Verordnung  vom  7.  August  1868;  dieses 
Gesetz,  und  die  zugehörige  Verordnung 
behandeln  die  Massregeln,  welche  gegen- 
über     verseuchten      Gegenden      anderer 
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Länder  zu  treffen  sind,  insbesondere  die 
Grenzsperre,  beziehungsweise  die  Be- 
dingungen der  Ein-  und  Durchfuhr  aus 
anderen  Ländern,  wo  die  Rinderpest 
herrscht,  die  Beschränkungen  und  Vor- 
sichten beim  Transporte  von  Schlachtvieh 
und  thierischen  Rohproducten,  das  Ver- 
fahren bei  vorschriftswidriger  Einbringung 
von  Transporten,  die  Vieh-Contumazen 
an  den  Grenzen,  die  Weiterbeförderung 
des  aus  den  Contumaz-Anstalten  austre- 
tenden Viehes,  die  gesetzliche  Behandlung 
thierischer  Rohproducte,  wie  auch  die 
eventuellen  Strafbestimmungen. 

Erwähnung  verdient  der  erste,  im 
Jahre  1868  unternommene  Versuch,  eine 
Regelung  des  Tarif wesens  auf  den 
österreichischen  Eisenbahnen  herbeizu- 
führen. Das  sogenannte  »Bürger-Ministe- 
rium» brachte  am  6.  Mai  1868  eine  dies- 
bezügliche Gesetzvorlage  im  Abgeordne- 
tenhause ein.  Bei  der  Einbringung  dieses 
Gesetzentwurfes  »in  Betreff  der  Regelung 
des  Tarifwesens  und  der  Ueberwachung  des 
Betriebes  der  Eisenbahn-Unternehmun- 
gen« legte  der  Finanzminister  die  Motive 
dar.  Er  sagte  unter  Anderem,  dass  man 
bei  der  Ertheilung  von  Concessionen 
der  älteren  Bahnen  insbesondere  das 
volkswirthschaftliche  Element  der  Tarif- 
frage sich  nicht  gegenwärtig  gehalten 
habe.  Man  habe  sich  sozusagen  nicht 
recht  zum  Bewusstsein  gebracht,  was 
man  bei  Verleihung  einer  Eisenbahn- 
Concession  vergebe,  und  was  man  als 
Gegenleistung  sich  zu  stipuliren,  im 
Interesse  der  Gesammtheit,  im  Interesse 
der  Industrie  und  des  Verkehres  zu 
fordern  verpflichtet  gewesen  wäre.  Es 
stehen  daher  im  gegenwärtigen  Momente 
Privatrechte  dem  unleugbaren  Rechte  der 
Gesammtheit  —  dem  Rechte  der  Industrie, 
welche  eine  scharfe  Concurrenz  des  Aus- 
landes zu  bestehen  hat  —  gegenüber. 
In  diesem  Collisionsfalle  glaube  die 
Regierung,  dass  es  Pflicht  der  Gesetz- 
gebung sei,  die  unhaltbar  gewordenen 
Bestimmungen  der  früheren  Zeiten  durch 
zeitgemässe  neue  zu  ersetzen;  sie  gehe 
von  der  Ansicht  aus,  dass  die  Schaffung 
billiger  Eisenbahn -Tarife  ein  grosses 
volkswirtschaftliches  Princip  in  sich 
enthalte,  dessen  Durchführung  der  Ge- 
sammtheit   zugute    komme,    daher   auch 


I  erforderlichenfalls  die  nothwendigen  Opfer 

S  mit  Recht  von  der  Gesammtheit,  vom 
Staate  getragen  werden  müssten.  Sie  habe 

;  daher  in  diesem  Gesetzentwurfe  auch  das 
Princip    der    eventuellen    Entschädigung 

'  der  Bahnen  aufgenommen. 

Der    vorgelegte    Entwurf    sprach    in 

j  analoger  Weise,  wie  Artikel  45  der  Ver- 
fassung des   norddeutschen  Bundes,    den 

;  Willen,    den  Auftrag    der  Gesetzgebung 

I  an  die  Regierung  aus,  dass  das  Tarif- 
wesen in  der  Tendenz  billiger  Sätze,  in 
der  Tendenz  einer  richtigen,  überein- 
stimmenden Classificirung  der  Waren 
revidirt  und  geregelt  werde.  Der  Gesetz- 
entwurf zeichnete  zur  Erreichung  dieses 
Zweckes  der  Regierung  den  Weg  der 
Verhandlung,  der  Anstrebung  von  Verein- 

I  barungen  vor,  behielt  aber  für  jene  Fälle, 

1  wo  eine  Vereinbarung  nicht  gelingt,  den 
Weg  der  Special-Gesetzgebung  vor.  Falls 
durch  die  Reform  der  Tarife  das  Ein- 
kommen    einer     Eisenbahn      geschädigt 

i  würde,  sollte  nach  den  Grundsätzen  des 
(Zivilrechtes  eine  angemessene  Schadlos- 
haltung aus  Staatsmitteln  erfolgen. 

Der  Gesetzentwurf,  gegen  welchen 
die  grossen  Bahnverwaltungen  Schritte 
unternahmen,  wurde  von  beiden  Häusern 
angenommen.  Das  Herrenhaus  nahm 
gegenüber  den  Beschlüssen  des  Abge- 
ordnetenhauses einige  Aenderungen  vor, 
welche  die  Entschädigungs- Ansprüche  der 
Eisenbahnen  betrafen.  Das  Abgeordneten- 
haus trat  diesen  Aenderungen  bei.  Der 
beschlossene  Gesetzentwurf  wurde  An- 
fangs Juli  1868  der  a.  h.  Sanction  unter- 
breitet Letztere  ist  jedoch  nicht  erfolgt, 
und  erst  sieben  Jahre  später  hatte  die 
Gesetzgebung  Gelegenheit,  sich  mit  der 
Tariffrage  neuerlich  zu  befassen. 

In  das  Jahr  1869  fällt  das  erste 
Landesgesetz  in  Eisenbahnsachen.  Die 
ersten  Anfänge  einer  Eisenbahn- 
Gesetzgebung  der  Länder  sind 
zunächst  auf  einen  ganz  speciellen  Gegen- 
stand, und  zwar  auf  die  Regelung  der 
Herstellung  und  Erhaltung  von  Eisen- 
bahn-Zufahrtstrassen gerichtet. 
Veranlassung  hiezu  bot  die  Unklarheit, 
welche  darüber  herrschte,  wen  die  Ver- 
pflichtung zur  Herstellung  und  Erhaltung 
von  Eisenbahn-Zufahrtstrassen  treffe,  und 
ob    insbesondere    die  Eisenbahnen    hiezu 
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herangezogen  werden  können.  Die  Eisen- 
bahnen negirten  auf  Grund  der  damals  be- 
standenen gesetzlichen  Bestimmungen  jed- 
wede Verpflichtung,  und  gelangte  speciell 
eine  im  Centralblatt  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt,  Jahrgang  1869,  Nr.  43  und  45, 
von  einem  Fachmann  veröffentlichte,  durch 
einen  Erlass  des  ungarischen  Communi- 
cations-Ministeriums,  womit  die  Verpflich- 
tung der  Eisenbahnen  zur  Herstellung 
von  Zufahrtstrassen  ausgesprochen  wurde, 
veranlasste  Abhandlung  zu  folgenden 
Schlüssen : 

»1.  Die  Bahnunternehmungen  sind 
principiell  gesetzlich  verpflichtet,  die 
Wagenaufstellungsplätze  vor  und  auf 
den  Stationen  und  die  damit  in  Ver- 
bindung stehenden  Auffahrten  [Rampen] 
auf  eigene  Kosten  herzustellen  und  zu 
erhalten  sowie  auch  die  dazu  nöthige 
Grundarea  zu  erwerben ;  2.  ausserdem 
sind  die  Bahnunternehmungen  als  solche 
gesetzlich  nicht  verpflichtet,  zu  den  Zu- 
fahrtstrassen, möge  es  sich  um  deren  erste 
Herstellung  oder  folgende  Instandsetzung 
und  Erhaltung  handeln,  beizutragen,  sofern 
nicht  die  Concessions-Urkunden  die  be- 
zügliche ausdrückliche  Verpflichtung  ent- 
halten;  jedoch  können  sie  3.  verhalten 
werden,  als  Mitglieder  der  betreffenden 
Gemeinde,  des  Bezirkes  oder  Landes 
gleich  jedem  anderen  Steuerzahler  nach 
Massgabe  der  zur  allgemeinen  Cinosur 
angenommenen  Steuerleistung  zu  den 
Kosten  zu  concurriren,  wozu  es  jedoch 
eines  im  verfassungsmässigen  Wege  zu 
Stande  gekommenen,  diese  Concurrenz 
regelnden  Gesetzes  bedarf.« 

Die  Folge  dieser  unklaren  Ver- 
hältnisse war,  dass  sich  in  Bezug  auf 
die  Tragung  der  Kosten  der  Zufahrt- 
strassen zahlreiche  Streitigkeiten  er- 
gaben, welche  vielfach  die  Fertig- 
stellung der  Zufahrtstrassen  verzö- 
gerten. 

Das  erste  Landesgesetz,  welches 
die  Tragung  der  Kosten  der  Herstellung 
und  Erhaltung  von  Eisenbahn-Zufahrt- 
strassen regelte,  war  jenes  für 
Steiermark  vom  16.  October  1869, 
L.-G.-Bl.  Nr.  46,  welches  dem  Stand- 
punkte Rechnung  trug,  dass  die  Eisen- 
bahnen im  Allgemeinen  als  solche 
zur   Tragung   der    Kosten    der    Zufahrt- 


strassen nicht  verpflichtet  seien.  Nach 
diesem  Gesetz  erfolgt  die  erste  Herstellung 
von  Zufahrtstrassen  zu  Bahnhöfen  und  zu 
Aufnahmsstationen  der  Eisenbahnen,  deren 
Standort  behördlich  festgestellt  wurde, 
wenn  nicht  die  betreffende  Eisenbahn- 
Gesellschaft  oder  aber  eine  dritte  physische 
oder  moralische  Person  durch  das  Gesetz, 
durch  die  Bedingungen  der  Concessions- 
Ertheilung  oder  vertragsmässig  hiezu  ver- 
pflichtet ist,  in  der  Regel  durch  die  Con- 
currenz des  Landes  und  der  Bezirke  in 
der  Weise,  dass  das  Land  zwei  Dritt- 
theile  der  Kosten  der  ersten  Herstellung, 
die  Bezirke  aber  ein  Dritttheil  derselben 
tragen. 

Die  Bahngesellschaften  erscheinen 
somit  nur  wie  jedes  andere  Mitglied  der 
Gemeinde,  des  Bezirkes,  des  Landes 
mittelbar,  d.  i.  nach  Massgabe  der  zur 
Cinosur  angenommenen  Steuerentrichtung 
concurrenzpflichtig. 

Das  Zustandekommen  des  steierischen 
Gesetzes  veranlasste  das  Ministerium  des 
Innern  im  Jahre  1870,  an  die  Landes- 
chefs der  übrigen  Kronländer  die  Auf- 
forderung ergehen  zu  lassen,  dahin  zu 
wirken,  dass  ähnliche  Gesetzentwürfe 
durch  die  Landesausschüsse  ausgearbeitet 
und  in  der  nächsten  Landtagssession  vor- 
gelegt werden.  Das  nächste,  auf  ähn- 
licher Grundlage  zu  Stande  gekommene 
Landesgesetz  war  jenes  für  Istrien  vom 
8.  November  187 1,  L.-G.-Bl.  Nr.  14. 
Diesem  folgten  die  Landesgesetze  für 
Salzburg  [15.  Mai  1872,  L.-G.-Bl.  Nr.  191, 
Oberösterreich  [21.  December  1872,  L.-G.- 
Bl.  Nr.  2  ex  1873],  Schlesien  [19.  Januar 
1873,  L.-G.-Bl.  Nr.  12],  Mähren  [26.  Januar 
1873,  L.-G.-Bl.  Nr.  17],  Vorarlberg  [26. 
Januar  1873,  L.-G.-Bl.  Nr.  19],  Tirol 
[n.  Februar  1874,  L.-G.-Bl.  Nr.  14], 
Niederösterreich  [24.  April  1874,  L.-G.- 
Bl.  Nr.  24],  Krain  [2.  März  1874,  L.-G.- 
Bl.  Nr.   10]. 

Bei  allen  diesen  Gesetzen  ist  die 
Eisenbahn  -  Unternehmung  bereits  als 
concurrenzpflichtig  erkannt. 

Infolge  der  zunehmenden  Bauthätigkeit 
erwiesen  sich  die  für  den  Bau  der  Eisen- 
bahnen bestehenden  Vorschriften  auch 
nach  anderer  Richtung  als  unzulänglich, 
und  schritt  deshalb  die  Regierung  regelnd 
ein. 


6o 


Dr.  Victor  ROH. 


In  dieser  Richtung  wurde  zunächst 
die  umfassende  Ministerial -Verordnung 
vom  4.  Februar  1871,  R.-G.-Bl.  Nr.  8, 
über  den  bei  Verfassung  und  Be- 
handlung der  Projecte  für  Loco- 
motiv-Eisenbahnen  zu  beobachtenden  Vor- 
gang erlassen.  Veranlasst  wurde  dieselbe 
durch  die  Erfahrung,  dass  infolge  der 
ungenügenden  Bestimmungen  des  Con- 
cessions-Gesetzes  hinsichtlich  der  Ver- 
fassung und  Vorlage  der  zur  Vornahme 
der  einzelnen  commissionellen  Amts- 
handlungen sowie  zur  Erwirkung  der 
Concession  erforderlichen  Bauprojecte 
ihr  Umfang  und  ihre  innere  Einrichtung 
von  der  Willkür  der  Concessionswerber 
abhängig  blieben  und  die  Vorlagen  oft 
so  unvollständig  waren,  dass  eine  gründ- 
liche Beurtheilung  Seitens  der  zur  Ent- 
scheidung berufenen  Staatsbehörden  ent- 
weder überhaupt  nicht,  oder  nur  nach 
zeitraubenden  Ergänzungen  möglich  war. 
Abgesehen  davon  hatte  die  Unvollstän- 
digkeit  der  den  Revisions-  und  Be- 
gehungs-Commissionen  vorliegenden  Ela- 
borate zahlreiche  Beschwerden  der  Privat- 
interessenten hervorgerufen,  die  in  vielen 
Fällen  zur  Wiederaufnahme  einer  bereits 
durchgeführten  Verhandlung  Anlass  gaben. 

Weiter  ist  noch  das  Gesetz  vom  29. 
März  1872,  R.-G.-Bl.  Nr. 39,  zu  erwähnen, 
welches  den  mit  der  zunehmenden  Bau- 
thätigkeit  immer  fühlbarer  auftretenden 
Mängeln  des  Enteignungs- Verfahrens  und 
insbesondere  den  Schwierigkeiten,  mit 
welchen  die  Einweisung  der  Eisenbahnen 
in  den  Besitz  der  enteigneten  Gründe 
verbunden  war,  zu  steuern  suchte,  indem 
es  festsetzte,  dass  nach  Leistung  oder 
Erlag  des  durch  Schätzung  zu  ermitteln- 
den Entschädigungsbetrages  die  in  Voll- 
streckung des  Enteignungs-Erkenntnisses 
erfolgende  Einsetzung  in  den  Besitz  oder 
die  Benützung  des  Gegenstandes  der  Ent- 
eignung weder  durch  Anfechtung  der 
Schätzung  im  Instanzenzuge,  noch  durch 
Betreten  des  Processweges  aufgehalten 
werden  könne.  Dieses  Gesetz  bildete  den 
Vorläufer  der  umfassenden  Regelung  des 
Enteignungs-Verfahrens,  welche  mit  dem 
Gesetz  vom  18.  Februar  1878,  R.-G.-Bl. 
Nr.  30,  erfolgte.  Erwähnenswerth  sind 
auch  die  mit  Handelsministerial-Erlass 
vom  4.  Juli   1870,  Z.  9054,  aufgestellten 


Normen  über  die  Genehmigung  von 
Detail-Projecten  bei  Pferde- 
bahnen amerikanischen  Systems.  In  Be- 
ziehung auf  die  Concessionirung  verdient 
noch  erwähnt  zu  werden,  dass  mittels 
a.  h.  Entschliessung  vom  6.  Juli  1872 
der  Handelsminister  anlässlich  der  Er- 
theilung  der  Concession  für  die  Loco- 
motivbahn  mit  Zahnradbetrieb  auf  den 
Kahlenberg  ermächtigt  wurde,  auch  in 
Zukunft  für  ähnliche  Bergbahn-Unter- 
nehmungen mit  der  Bewilligung  zum 
Baue  und  Betriebe  vorzugehen.*) 

Durch  Gesetz  vom  14.  März  1870, 
R.-G.-Bl.  Nr.  33,  wurde  ausgesprochen, 
dass  Prioritäts-Obligationen  von 
Eisenbahnen  in  den  im  Reichsrathe  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern,  wenn 
sie  die  Staatsgarantie  für  Verzinsung 
und  Rückzahlung  des  Capitales  geniessen, 
zur  fruchtbringenden  Anlage  von  Capi- 
talien  der  Stiftungen  der  unter  öffent- 
licher Aufsicht  stehenden  Anstalten, 
dann  von  Pupillar-,  Fideicommiss-  und 
Depositengeldern  zum  Börsencurse  zu 
Dienst-  und  Geschäftscautionen  verwendet 
werden  können.  Dieses  Gesetz  ging  aus 
der  Initiative  des  Herrenhauses  hervor, 
und  wurde  dem  diesfalls  vom  Herren- 
hause gefassten  Beschluss  seitens  des 
Abgeordnetenhauses  mit  der  Begründung 
zugestimmt,  dass  die  Prioritäts-Obli- 
gationen der  Eisenbahnen,  wenn  dieselben 


*)  Von  sonstigen  einschlägigen  Vorschriften 
seien  u.  A.  erwähnt  die  a.  h.  Entschliessung 
vom  26.  Juni  1864,  wonach  über  Ersatzan- 
sprüche gegen  Eisenbahnen  wegen  des  Scha- 
dens, der  durch  den  Eisenbahnbau  an  öffent- 
lichem oder  Privatgute  verursacht  wurde, 
und  wofür  den  Eisenbahnen  nach  §  10  lit.  b) 
des  Eisenbahn-Concessions-Gesetzes  die  Haf- 
tung obliegt,  die  competenten  Gerichts- 
behörden zu  entscheiden  haben,  ferner  die 
Handelsministerial-Verordnung  vom  8.  Juli 
1868,  Z.  8858,  betreffend  die  Bewilligung  der 
Anlage  von  Pferdebahnen  auf  bestehenden 
Strassen  im  Sinne  der  a.  h.  Entschliessung 
vom  25.  Februar  1859,  dann  die  Handels- 
ministerial-Erlässe  vom  26.  August  1862,  Z. 
4196,  und  vom  23.  April  1808,  Z.  9403, 
betreffend  feuersichere  Gebäudeherstellun- 
gen längs  der  Eisenbahnen,  und  die  Ver- 
ordnung des  Ministeriums  des  Innern  vom 
21.  October  1S69,  Z.  15.429,  betreffend  die 
Wahrung  der  öffentlichen  und  Privat-Interessen 
bei     den   Begehungs-Commissionen. 
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die  Staatsgarantie  für  Verzinsung  und 
Tilgung  geniessen,  mindestens  dieselbe 
Sicherheit  wie  die  Staatsobligationen 
bieten,  indem  nächst  der  Haftung  des 
Staates  noch  der  Werth  der  Eisenbahn 
und  ihrer  Betriebsmittel  in  Anschlag  zu 
bringen  sei,  jedenfalls  aber  komme  ihnen 
keine  geringere  Sicherheit  als  den  Pfand- 
briefen der  mit  staatlicher  Genehmigung 
errichteten  Hypotheken-Anstalten  zu. 

Unter  den  Vorschriften,  welche  die 
Erhöhung  der  Verkehrssicherheit 
bezweckten,  ist  zunächst  das  auch  auf 
Locomotivkessel  anwendbare  Gesetz  vom 
7.  Juli  1871,  R.-G.-Bl.  Nr.  112,  betreffend 
die  Erprobung  und  periodische  Unter- 
suchung der  Dampfkessel  [hiezu  die 
Durchführungs -Verordnung  vom  I.  Oc- 
tober  1875,  R.-G.-Bl.  Nr.  130],  zu  er- 
wähnen, welches  als  Bedingung  für  die 
Bedienung  von  Stabil-  und  Locomotiv- 
kesseln  die  Ablegung  einer  besonderen 
Prüfung  vorschreibt.  Zu  erwähnen  ist 
ferner  die  Ministerial -Verordnung  vom 
30.  August  1870,  R.-G.-Bl.  Nr.  114,  be- 
treffend den  Brückenbau  und  insbesondere 
die  Erprobung  der  Brücken.  Ganz 
besondere  Beachtung  verdient  die  Ein- 
führung einer  einheitlichen  Signalvor- 
schrift auf  sämmtlichen  österreichischen 
und  ungarischen  Eisenbahnen  [Handels- 
ministerial -Verordnung  vom  16. Juni  1872, 
Z.  14.180],  welche  am  1.  Juli  1877  durch 
eine  neue  Signalordnung  für  die  Eisen- 
bahnen Oesterreichs  und  Ungarns  ersetzt 
wurde. 

Auf  dem  Gebiete  des  Tran  sport- 
dien st  es  ist  die  im  Grunde  des  Arti- 
kels VIII  des  Gesetzes  vom  24.  December 
1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  4  ex  1868  [Regelung 
des  Verhältnisses  zu  Ungarn],  mit  Ver- 
ordnung des  Handelsministeriums  vom 
I.Juli  1872,  R.-G.-Bl.  Nr.  90,  erfolgte  Hin- 
ausgabe eines  Betriebsreglements  zu 
erwähnen,  welches  übrigens  bereits  1874 
durch  ein  neues  Betriebsreglement  ersetzt 
wurde.  [Verordnung  des  Handelsmini- 
steriums vom  I.Juni  1874,  R.-G.-Bl.  Nr.75.] 

Die  Militärbeförderung  auf 
Eisenbahnen  wurde  durch  die  auf  Grund 
a.  h.  Genehmigung  vom  30.  November 
1 870  mit  Circular  -Verordnung  des  Reichs- 
Kriegsministeriums  vom  1.  Januar  1871 
kundgemachte        »Militärtransport  -  Ord- 


nung für  die  Eisenbahnen  Oesterreichs 
und  Ungarns«   geregelt. 

Mit  der  Circular  -  Verordnung  des 
Reichs-Kriegsministeriums  vom  23.  Juli 
1870  wurden  F  eldei  senbah  n- Abthei- 
lungen errichtet,  deren  Zweck  vor- 
nehmlich der  Bau  und  die  Zerstörung  von 
Eisenbahnen  im  Kriegsfalle  bildete.*) 

Das  Verhältnis  der  Eisenbahnen  zum 
Militärwesen  betrifft  auch  das  Gesetz  vom 
19.  April  1872,  R.-G.-Bl.  Nr.  60,  womit 
ausgedienten  Unterofficieren  auch  bei  den 
vom  Staate  garantirten  Eisenbahnen  der 
Anspruch  auf  gewisse  Dienstposten  vor- 
behalten wurde. 


3.  Die  Eisenbahn-  Gesetzgebung  seit  der 
wirthscliaftlichen  Krise  des  Jahres  i8jß. 

Prioritäten-Curatoren  und 
Eisenbahnbücher.  Die  darauf  be- 
züglichen Gesetze,  welche  zu  den  wich- 
tigsten dieser  Periode  zählen,  wurden 
durch  die  wirthschaftliche  Krise  des 
Jahres  1873  veranlasst.  Als  infolge  die- 
ser Krise  ein  Unternehmen  nach  dem 
anderen  vom  Schauplatze  verschwand, 
wiegten  sich  die  Besitzer  von  Schuld- 
verschreibungen, welche  der  Schuld  ein 
Pfand  unterlegten  [Pfandbriefe,  Priori- 
täten], in  der  Hoffnung,  ihre  Rechte 
seien  sichergestellt.  Als  aber  hie  und 
da  die  Zahlung  von  Zinsen  ausblieb,  da 
ging  man  der  Sache  auf  den  Grund  und 
fand  zweierlei:  1.  dass  die  Gesammt- 
schuld der  Fundirung  entbehrte,  indem 
zwar  von  Verpfändung  von  Realitäten 
die  Rede  war,  diesem  Pfandrechte  aber 
ein    rechtlicher    Schutz    nicht    zur    Seite 


*)  Erwähnung  mögen  an  dieser  Stelle 
noch  finden:  Der  Handelsministerial-Erlass 
vom  26.  Januar  1862,  Z.  116,  betreffend  Zu- 
lassung der  Erhöhung  der  Maximalgeschwin- 
digkeit  vom  7  auf  11  Meilen  pro  Stunde  bei 
Personenzügen,  Erlass  der  General-Inspection 
vom  31.  Juli  1872,  Z.  826,  betreffend  Beigabe 
von  Wagen  III.  Classe  zu  Arbeitszügen,  der 
Handelsministerial-Erlass  vom  12.  April  1866, 
Z.  10.106,  betreffend  das  Schliessen  der 
Schranken,  der  Handelsministerial-Erlass  vom 
20.  Juni  1869,  Z.  3014,  betreffend  die  Ablegung 
des  Diensteides,  der  Erlass  vom  18.  Decem- 
ber 1869,  Z.  24.549,  betreffend  tragbare  Ret- 
tungs-Apparate u.  s.  w. 
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stand,  da  die  nach  dem  Gesetze  erfor- 
derliche bücherliche  Einverleibung  man- 
gelte ;  2.  dass  der  Inhaber  einer  Theil- 
schuldverschreibung  überhaupt  für  sich 
allein  nicht  berechtigt  sei,  sich  exe- 
cutiv  zahlhaft  zu  machen,  sondern  nur 
die  Gesammtheit  der  Gläubigerschaft, 
die  aber  wieder  durch  kein  legitimirtes 
Organ  vertreten  werden  konnte.  Der 
erstere  Uebelstand  erwies  sich  bei  den 
Eisenbahnen  noch  schlimmer  als  bei 
anderen  Unternehmungen,  welche  auf 
Realitäten  Gelder  nahmen,  weil  diese 
wenigstens  ihren  Besitzstand  überhaupt 
bücherlich  auszuweisen  vermochten, 
während  bei  den  Eisenbahnen  jede  Ge- 
währ mangelte,  indem  die  Eisenbahn- 
Grundstücke  aus  den  bestehenden  Grund- 
büchern ausgeschieden  und  gleich  den 
öffentlichen  Strassen  behandelt,  somit  in 
kein  öffentliches  Buch  eingetragen  wurden. 
Bereits  im  Jahre  1854  war  von  dem 
Bureau  für  Rechtssachen  des  Staats- 
schatzes zu  Krakau,  anlässlich  der  Ein- 
lösung der  Krakauer  Eisenbahn  [später- 
hin Oestliche  Staatsbahn]  der  Anstoss 
gegeben  worden,  sämmtliche  zur  öst- 
lichen Staatseisenbahn  gehörigen  unbe- 
weglichen Objecte  als  einen  Tabular- 
körper  in  die  öffentlichen  Bücher  einzu- 
tragen. Obwohl  diese  Anregung  vom 
Finanzministerium  gebilligt  und  vom 
Handelsministerium  in  näherer  Präcisirung 
dahin  befürwortet  wurde,  dass  für  die 
zu  den  Staatseisenbahnen  gehörigen  un- 
beweglichen Objecte  ein  besonderes 
öffentliches  Buch  errichtet  und  überhaupt 
das  diesfällige  Rechtsverhältnis  im  Wege 
eines  Gesetzes  neu  geregelt  werden  sollte, 
wurden  die  Verhandlungen  hierüber  im 
Jahre  1857  fallen  gelassen,  nachdem  man 
den  mit  einer  solchen  Einrichtung  ver- 
bundenen Aufwand  an  Arbeit  und  Kosten 
scheute  und  auch  das  praktische  Be- 
dürfnis für  diese  Einrichtung  mehrfach 
bestritten  wurde.  Im  Jahre  1868  kam 
die  Frage  im  Abgeordnetenhause  zur 
Sprache.  Die  Regierung  anerkannte  die 
volle  Berechtigung  des  Gedankens  der 
bücherlichen  Sicherstellung  der  Forde- 
rungen der  Prioritäten-Besitzer  und  sprach 
die  Ueberzeugung  aus,  dass  die  prin- 
cipielle,  praktische  und  effective  Ver- 
wirklichung dieses  Gedankens  zwei  neue 


Gesetze,  nämlich  eine  neue  Grund- 
buchs-Ordnung und  ein  allgemeines  Eisen- 
bahn -  Gesetz  voraussetze. 

Wenn  nun  auch  die  Erwartung,  dass 
die  neue  Grundbuchs-Ordnung  eine  Rege- 
lung jener  wichtigen  Frage  herbeiführen 
werde,  sich  nicht  erfüllte,  so  hatte  doch 
die  Discussion  im  Parlament  die  all- 
gemeine Ueberzeugung  von  der  Noth- 
wendigkeit  bücherlicher  Ordnung  des 
Eisenbahn-Besitzes  so  wirksam  gefördert, 
dass  das  Abgeordnetenhaus  im  Jahre 
1872  anlässlich  der  Berathung  des  Gesetz- 
entwurfes über  die  salzburgische  Ge- 
birgsbahn in  der  Sitzung  vom  I.  März 
1872  unter  Anderem  auf  die  Eisen- 
bahn-Gesetzgebung bezüglichen  Anträ- 
gen eine  Resolution  beschloss,  durch 
welche  die  Regierung  aufgefordert  wurde, 
einen  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Ein- 
richtung von  Eisenbahn  -  Grundbüchern 
zur  verfassungsmässigen  Genehmigung 
vorzulegen.  Dieser  Gesetzentwurf  wurde 
am  21.  Januar  1874  zugleich  mit  dem 
nahe  verwandten  Gesetzentwurfe,  wel- 
cher eine  Sicherung  der  Rechte  der 
Besitzer  von  Theilschuldverschreibungen 
anstrebte,  im  Herrenhause  eingebracht. 
Die  bezüglichen  Gesetze  wurden  unter 
dem  24.  April,  R.-G.-Bl.  Nr.  49,  und  19.  Mai 
1874,  R.-G.-Bl.  Nr.  70,  verlautbart.  Das 
erstere  betrifft  die  gemeinsame  Vertre- 
tungderRechteder  Besitzer  von 
auf  Inhaber  lautenden,  oder  durch  Indos- 
sament übertragbaren  Theilschuld- 
verschreibungen und  die  bücherliche 
Behandlung  der  für  solche  Theilschuld- 
verschreibungen eingeräumten  Hypo- 
thekarrechte [Guratoren-Gesetz].  Nach  die- 
sem Gesetze  kann  in  allen  Fällen  vom  Ge- 
richte ein  gemeinsamer  Curator  bestellt 
werden,  in  welchem  es  sich  ergibt,  dass 
die  Rechte  dieser  Besitzer  wegen  des 
Mangels  einer  gemeinsamen  Vertretung 
gefährdet,  oder  die  Rechte  eines  anderen 
in  ihrem  Gange  gehemmt  würden. 

Insbesondere  ist  hiebei  des  Concurses 
der  Unternehmung  gedacht.  Die  Be- 
stellung des  Curators  kann  von  jedem 
Betheiligten  und  vom  staatliehen  Auf- 
sichtsorgane begehrt  werden.  Der  Name 
des  Curators  sowie  der  Anlass  und  Zweck 
der  Bestellung  ist  durch  ein  Edict  kund- 
zumachen. 
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Der  Curator  hat  dann  Namens  der 
Gesammtheit  der  Besitzer  von  Theil- 
schuldverschreibungen im  Sinne  des 
Interesses  derselben  zu  handeln.  Dabei 
ist  es  jedem  einzelnen  Besitzer  einer 
Theilschuldverschreibung  unbenommen, 
von  dem  Curator  über  die  die  Rechte  der 
Besitzer  der  Theilschuldverschreibungen 
betreffenden  Thatsachen  Auskünfte  zu 
verlangen.  Die  landesfürstlichen  Com- 
missäre  haben  die  Curatoren  in  ihrem 
Amte  zu  unterstützen.  Die  Eintragung 
des  Pfandrechtes  für  die  Besitzer  von 
solchen  Theilschuldverschreibungen  hat  auf 
Grund  einer  allgemeinen  Pfandbestellungs- 
urkunde zu  geschehen.  Mit  dem  Erwerbe 
einer  Theilschuldverschreibung  wird  zu- 
gleich das  Pfandrecht  mit  der  aus  der 
bücherlichen  Eintragung  für  den  Ge- 
sammtbetrag  der  Forderungen  sich  er- 
gebenden Rangordnung  erworben  [I.,  IL, 
III.  Emission].  Die  bücherliche  Eintragung 
von  einzelnen  Theilschuldverschreibungen 
findet  nicht  statt.  Die  lastenfreie  Ab- 
trennung eines  Theiles  der  für  die  Besitzer 
von  Theilschuldverschreibungen  bestellten 
Hypothek  kann  nur  mit  Zustimmung  des 
Curators  oder  gegen  Bestätigung  des 
landesfürstlichen  Commissärs,  dass  die 
Sicherheit  der  Theilschuldverschreibungen 
durch  die  Abtrennung  nicht  gefährdet 
werde,  erfolgen.  Die  gänzliche  oder  theil- 
weise  Löschung  des  Pfandrechtes  findet 
nach  Massgabe  des  Nachweises  über  das 
gänzliche  oder  theilweise  Erlöschen  des 
Rechtes  der  Besitzer  der  Theilschuldver- 
schreibungen durch  Einlösung  derselben 
statt.  Auch  hiezu  genügt  die  Bestäti- 
gung  des    landesfürstlichen  Commissärs. 

Das  Gesetz  vom  24.  April  1874  er" 
wies  sich  nicht  als  völlig  ausreichend  in 
der  praktischen  Anwendung  und  ergab 
namentlich  nach  der  Richtung  Schwierig- 
keiten, dass  der  Curator  sich  mit  der 
Mehrheit  der  Besitzer  von  Theilschuld- 
verschreibungen im  Widerspruch  be- 
finden konnte,  ohne  dass  es  ein  Organ 
für  die  Correctur  gab.  Dieser  Umstand 
führte  zur  Erlassung  des  Gesetzes  vom 
5.  December  1877,  R.-G-  Bl.Nr.  1 1 1,  durch 
welches  die  directe  Einvernahme  der 
Besitzer  der  Theilschuldverschreibungen 
und  das  ständige  Organ  der  Vertrauens- 
männer   eingeführt    wurden.     Eine    Ein- 


vernehmung und  die  Wahl  von  Vertrauens- 
männern hat  immer  einzutreten,  wenn  es 
sich  um  Rechtshandlungen  handelt,  die 
der  curatelsbehördlichen  Genehmigung 
bedürfen. 

Das  zweite  obenerwähnte  Gesetz  vom 
19.  Mai  1874,  bezieht  sich  auf  die  Anle- 
gung von  Eisenbahnbüchern  und 
ist  in  gewisser  Beziehung  ebenfalls  eine 
naturgemässe  Ergänzung  des  Gesetzes  vom 
24.  April  1874,  R.-G.-Bl.  Nr.  49.  Hiemit 
wurde  die  Anlegung  von  Eisenbahn- 
büchern obligatorisch  für  alle  Eisenbahnen 
eingeführt,  zu  deren  Erbauung  das  Ent- 
eignungsrecht eingeräumt  ist,  soferne  sie 
dem   öffentlichen  Verkehre  dienen. 

Das  Eisenbahnbuch  besteht  aus  den 
Eisenbahn-Einlagen  und  der  Urkunden- 
sammlung. Die  Eisenbahn-Einlagen  um- 
fassen als  bücherliche  Einheit  nicht  nur 
den  ganzen,  im  Besitze  der  Unternehmung 
befindlichen,  zur  Herstellung  und  Instand- 
haltung der  Bahn  bestimmten  oder  zum 
Betriebe  dienenden  Grundbesitz,  sondern 
auch  das  gesammte  in  deren  Besitz  be- 
findliche Materiale,  welches  zum  Baue 
oder  zur  Instandhaltung  derselben  er- 
forderlich ist,  sowie  auch  dasjenige 
Material,  welches  zum  Betriebe  der  Bahn 
gehört.  Darunter  sind  ebensowohl  die 
Verbrauchsmaterialien,  wie  auch  das  ge- 
sammte Inventar  und  die  fixen  und  be- 
weglichen Bestandtheile  der  Betriebs- 
führung zu  verstehen. 

Die  Eisenbahn-Einlage  besteht  aus 
dem  Bahnbestandblatte,  dem  Eigen- 
thumsblatte  und  dem  Lastenblatte. 

Das  Bahnbestandblatt  zerfällt  in  zwei 
Abtheilungen.  In  der  ersten  Abtheilung 
sind  die  einzelnen  Eisenbahn-Grundstücke, 
in  der  zweiten  die  mit  dem  Besitze  der 
Bahn  oder  einzelner  Eisenbahn  -  Grund- 
stücke verbundenen  dinglichen  Rechte  an 
fremden  Grundstücken  einzutragen. 

Das  Eigenthumsblatt  hat  Firma  undSitz 
der  Unternehmung  und  die  derselben  auf 
die  ganze  bücherliche  Einheit  zustehenden 
Rechte,  sowie  die  Beschränkungen  dieser 
Rechte,  insbesonders  durch  staatliche 
Einlösungs-  oder  Heimfallsrechte  zu 
enthalten.  [Hiebei  verdient  besonders  er- 
wähnt zu  werden,  dass  in  das  Eisen- 
bahnbuch nicht  das  Eigenthum 
der    Gesellschaft    an  der  Bahn,   sondern 
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»die  der  Gesellschaft  nach  der  Conces- 
sion  auf  die  ganze  bücherliche  Einheit 
zustehenden  Rechte«  eingetragen  wurden.] 

Das  Lastenblatt  zerfällt  ebenfalls  in 
zwei  Abtheilungen.  In  die  erste  Ab- 
theilung sind  die  Lasten  einzutragen, welche 
die  ganze  bücherliche  Einheit  betreffen, 
in  die  zweite  Abtheilung  dagegen  jene 
Lasten,  die  sich  auf  einzelne  Eisenbahn- 
Grundstücke  beziehen,  sowie  ferners  die  in 
Ansehung  solcher  Grundstücke  dritten 
Personen  aus  dem  getheilten  Eigenthume 
oder  Miteigenthume  zustehenden  Rechte. 

Das  Verfahren  zum  Zwecke  der  An- 
legung der  Eisenbahnbücher  zerfällt  in 
zwei,  nach  aussen  hin  kenntliche  Ab- 
schnitte, nämlich  in  die  Errichtung 
einer  vorläufigen  Einlage  und  in  die  Um- 
wandlung der  vorläufigen  Einlage  in  eine 
definitive.  Die  Bildung  vorläufiger  Ein- 
lagen hatte  im  Zeitpunkte  des  Inkraft- 
tretens des  Eisenbahnbücher-Gesetzes  den 
Zweck,  die  bücherliche  Sicherstellung  der 
Rechte,  welche  an  den  im  Betriebe  be- 
findlichen Bahnen  bestehen,  thunlichst 
bald  zu  ermöglichen,  und  dient  gegen- 
wärtig dazu,  eine  Grundlage  für  die  Er- 
werbung bücherlicher  Rechte  an  den  in 
Entstehung  begriffenen  Bahnen  zu  bieten. 

Nach  erfolgter  Ermittlung  der  Eisen- 
bahn-Grundstücke im  Wege  der  behörd- 
lichen Erhebung  erfolgt  sodann  die 
Umwandlung  der  vorläufigen  Einlage 
in  eine  definitive.  Die  definitive  Einlage 
stellt  den  Gesammtbesitz  dar,  welcher 
zur  bücherlichen  Einheit  gehört. 

Die  Eintragung  der  einzelnen  Grund- 
stücke in  die  Eisenbahn-Einlage  muss 
frei  von  Hypothekar-  und  anderen  Lasten 
erfolgen,  deren  Realisirung  zur  zwangs- 
weisen Veräusserung  eines  Eisenbahn- 
Grundstückes  führen  könnte.  Prioritäts- 
schulden sind  auf  die  Einheit  einer  Einlage 
einzuverleiben,  und  darf  die  Ausgabe  von 
Prioritäts-Obligationen  nicht  vor  der  Ein- 
verleibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur 
Hypothek  bestimmte,  den  Gegenstand 
einer  Eisenbahn-Einlage  bildende  bücher- 
liche Einheit  erfolgen.  Die  Eisenbahnen, 
welche  vor  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom 
24.  Mai  1874  Prioritäts-Obligationen  aus- 
gegeben hatten,  wurden  gehalten,  das 
Pfandrecht  für  die  Prioritätsschulden 
ebenfalls  eintragen  zu  lassen. 


Bezüglich  der  bei  der  Anlage  neuer 
Eisenbahnen  vorkommenden  Verände- 
rungen im  Besitze  ist  ausserdem  in  den 
§§  46 — 48  des  Gesetzes  vom  23.  Mai  1883, 
R.-G.-Bl.  Nr.83,  betreffend  die  Revision  des 
Grundsteuer-Katasters  wegen  der  Ordnung 
in  den  Grundbüchern  und  wegen  der  Evi- 
denzhaltung des  Katasters  bei  dem  Um- 
stände, als  die  vorzunehmenden  umfang- 
reichen Vermessungen  eine  rasche  Proce- 
dur  nicht  zulassen,  angeordnet,  dass  die 
Durchführung  der  Besitzveränderungen 
zunächst  in  provisorischer  Weise  vorge- 
nommen werden  solle. 

Zu  dem  Ende  sind  über  die,  zu  Eisen- 
bahnzwecken in  Besitz  genommenen, 
bleibend  eingelösten  Parzellen,  beziehungs- 
weise Theile  derselben,  Theilungstabellen 
zu  verfassen  und  von  den  betheiligten 
Grundbesitzern  mitfertigen  zu  lassen.  — 
Der  Vermessungsbeamte  hat  auf  dieser 
Grundlage  den  provisorischen  Aende- 
rungs-Ausweis  zu  verfassen  und  denselben 
dem  Steueramte  zur  Berücksichtigung 
bei  der  Steuerrepartition  zu  übergeben. 
Der  Vorläufer  dieser  gesetzlichen  Bestim- 
mung war  die  Verordnung  vom  18.  No- 
vember 1874,  R.-G.-Bl.  Nr.  141,  hervor- 
gerufen durch  die  Beschwerden  der  Ent- 
eigneten, welche  die  Steuer  auch  für 
jene  Theile  ihres  Grundbesitzes  bis  zur 
Beendigung  der  Abwicklung  des  Grund- 
einlösungs-Geschäftes  bezahlen  mussten. 

Das  Sequestrations-Gesetz 
vom  14.  December  1877.  Hatten  mit 
den  genannten  Gesetzen  die  Privat- 
gläubiger der  Eisenbahn-Unternehmungen 
gesetzlichen  Schutz  ihrer  Interessen 
gefunden,  so  war  es  nicht  minder 
nothwendig  geworden,  bei  jenen  Unter- 
nehmungen, die  den  Staat  auf  Grund 
der  Zinsengarantie  übermässig  in  An- 
spruch nahmen,  die  Interessen  der  Staats- 
verwaltung in  entschiedener  Weise  zu 
bethätigen,  nachdem  die  Staatszuschüsse 
zu  einer  ausserordentlichen  Höhe  gediehen 
waren  und  es  geboten  schien,  dem  weiteren 
Anwachsen  derselben  vorzubeugen. 

Die  nach  dem  Handelsgesetzbuch  der 
Staatsverwaltung  zustehenden  Rechte 
gegenüber  einer  Eisenbahn-Gesellschaft 
reichten  hiezu  nicht  aus,  daher  eine 
weitergehende  Ingerenz    gesucht  werden 
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musste.  Dieses  Mittel  wurde  in  dem  Ge- 
setze vom  14.  December  1877,  R.-G.-Bl. 
Nr.  122,  betreffend  die  garantirten  Eisen- 
bahnen, gefunden. 

Das  Gesetz  räumt  der  Regierung  das 
Recht  zur  Betriebsübernahme  gegenüber 
garantirten  Bahnen  ein,  denen  die  Re- 
gierung Vorschüsse  zur  Deckung  von 
Betriebskosten-Abgängen  gewährt  oder 
welchen  in  den  letzten  fünf  Jahren  mehr 
als  die  Hälfte  des  jährlichen  garantirten 
Reinertrages  an  Zuschuss  geleistet  worden 
war.  [Bei  Deckung  des  Betriebsdeficits 
steht  der  Regierung  auch  das  Recht  zur 
Uebertragung  des  Betriebes  an  eine  andere 
Unternehmung  zu.] 

Dieses  Recht  sollte  im  ersteren  Falle 
erlöschen,  wenn  die  Nothwendigkeit,  Vor- 
schüsse zur  Deckung  von  Betriebskosten- 
Abgängen  zu  leisten,  durch  drei  aufein- 
ander folgende  Jahre  nicht  eingetreten 
ist,  in  letzterem  Falle,  wenn  der  Zuschuss 
durch  drei  Jahre  unter  das  genannte 
Mass  gesunken  ist.  Durch  das  Recht 
der  Betriebsübernahme  sollen  —  be- 
sonderen Verabredungen  unbeschadet  — 
die  Rechte  der  Actien-Gesellschaft  unbe- 
rührt bleiben,  namentlich  die  Verfügung 
über  die  Erträgnisse;  zur  Belastung  des 
Capitalconto  muss  die  Zustimmung  der 
statutarischen*  Vertretung  erfolgen ;  hie- 
durch  bleibt  die  Betriebsverwaltung  jedoch 
nicht  gehindert,  unaufschiebliche  Mass- 
nahmen sofort  zu  treffen. 

Schliesslich  wurde  der  Regierung  das 
Recht  eingeräumt,  beim  Ankaufe  garantir- 
ter  Bahnen  die  Prioritäten  zu  übernehmen 
und  für  den  Rest  des  Kaufschillings  Eisen- 
bahn-Schuldverschreibungen  auszugeben. 

Zur  Rechtfertigung  des  staatlichen 
Vorbehaltes  der  Betriebsübernahme  führte 
man  hauptsächlich  Zweckmässigkeits- 
gründe an.  Was  zunächst  die  an  Betriebs- 
kosten-Abgängen laborirenden  Bahnen  an- 
belangt, so  hatte  sich  die  Regierung  ihnen 
gegenüber  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dass 
ausser  dem  Falle  einer  besonderen  gesetz- 
lichen Zusicherung,  wie  solche  beispiels- 
weise durch  das  Gesetz  vom  28.  März 
1875  zu  Gunsten  der  Vorarlbergerbahn 
erfolgt  ist,  Betriebskosten-Abgänge  nicht 
den  garantirenden  Staatsschatz  treffen 
können,  dass  daher,  wenn  die  Einnahmen 
einer  garantirten  Eisenbahn  zur  Deckung 
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der  Ausgaben  nicht  ausreichen,  der  Aus- 
fall nicht  von  dem  garantirenden  Staats- 
schatze, sondern  von  den  Actionären  zu 
ihren  Lasten  speciell  durch  Abzüge  von 
Actiencoupons  zu  tragen  sei.  Die  von  den 
betroffenen  Bahnen  vorgenommene  Kür- 
zung der  Coupons  oder  doch  die  Gefahr 
einer  solchen  schädigten  nicht  allein  die 
betreffenden  Bahngesellschaften,  sondern 
noch  viel  mehr  den  Credit  des  Staates, 
den  man  in  der  Oeffentlichkeit  als 
zur  Zahlung  des  Betriebsdeficits  ver- 
pflichtet erachtete.  So  beschloss  denn  die 
Regierung,  sich  die  Ermächtigung  zur 
vorschussweisen  Tragung  der  Betriebs- 
kosten-Abgänge gegen  Vorbehalt  der 
Uebernahme  der  betreffenden  Bahn  in  den 
Staatsbetrieb  ertheilen  zu  lassen.  Den 
letzteren  Vorbehalt  begründete  man  kurz 
damit,  dass  sich  die  Nothwendigkeit 
einer  entsprechenden  Controle  der  Staats- 
gewalt über  Bahnen  ergebe,  welchen  der 
Staat  solche  Vorschüsse  zukommen  lasse ; 
dass  sich  aber  eine  derartige  Controle  nur 
durch  Uebernahme  des  Betriebes  selbst 
erzielen  lasse,  dass  ferner  der  Vorbehalt 
der  Betriebsübernahme  seitens  des  Staates 
einen  Sporn  für  die  Vermeidung  von  Be- 
triebskosten-Abgängen bilde,  also  ge- 
wissermassen  als  Abschreckungsmittel 
wirken  solle  und  werde. 

Bezüglich  der  Betriebsübernahme  von 
Bahnen,  welche  einen  grossen  Theil  der 
garantirten  Zuschüsse  in  Anspruch  neh- 
men, wiesen  die  Motive  zunächst  daraufhin, 
dass  solche  Bahnen  auf  Kosten  des  Staats- 
säckels wirth schaffen,  dass  sie  gar  kein 
oder  doch  nur  ein  sehr  geringes  Interesse 
daran  haben,  durch  wirtschaftliche  Ge- 
barung den  Ertrag  zu  erhöhen,  indem 
die  Hoffnung,  mehr  als  den  garantirten 
Reinertrag  zu  gewinnen,  für  sie  in  un- 
absehbare Ferne  gerückt  sei ;  ferner  wurde 
in  den  Motiven  betont,  dass  solche  ver- 
schuldete Bahnen  auch  für  die  öffentliche 
Sicherheit  sowie  für  eine  zweckmässige 
und  vertrauenswürdige  Einrichtung  des 
Betriebes  keinerlei  Bürgschaft  zu  leisten 
vermögen.  Sodann  wurden  die  Vortheile 
hervorgekehrt,  welche  sich  aus  dem  Staats- 
betriebe für  die  Handhabung  der  staat- 
lichen Oberaufsicht,  für  die  Wahrung  der 
nationalen  Interessen  im  Tarifwesen  so- 
wie in  militärischer  Beziehung   ergeben  ; 
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endlich  wurde  auf  die  voraussichtlichen 
Ersparnisse  hingewiesen,  welche  sich  in 
der  Administration  beim  Staatsbetriebe 
erzielen  lassen  werden. 

Was  die  Rechtsfrage  anbelangt,  so 
wurde  der  gesetzliche  Vorbehalt  der 
Betriebsübernahme  von  früher  con- 
cessionirten  Bahnen,  welche  mit  Garantie- 
Vorschüssen  übermässig  belastet  sind, 
mehrseitig  angefochten  und  als  im 
Widerspruch  mit  dem  concessionsmässig 
gewährleisteten  Betriebsrecht  stehend 
bezeichnet,  ohne  dass  die  Regierung 
die  rechtlichen  Bedenken  vollständig  zu 
entkräften  vermochte. 

Das  Enteignungsgesetz.  Eine 
andere  Materie,  bezüglich  deren  sich 
anlässlich  der  eingetretenen  Ueber- 
speculation  auf  dem  Gebiete  des  Eisen- 
bahnbaues die  Unzulänglichkeit  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  auf  das  empfindlichste 
fühlbar  gemacht  hatte,  war  das  Ent- 
eignungswesen. Bereits  im  Jahre  1860 
wurde  infolge  der  Schwierigkeiten,  welche 
sich  dem  Baue  der  Galizischen  Carl 
Ludwig-Bahn  bei  dem  Grunderwerbe  in 
den  Weg  stellten,  die  Frage  einer  gründ- 
lichen und  allgemeinen  Reform  der  Gesetz- 
gebung auf  dem  Gebiete  des  Enteignungs- 
rechtes in  Erwägung  gezogen  und  hat  das 
Ministerium  für  Handel  und  Volkswirt- 
schaft mit  Erlass  vom  22.  Januar  1862, 
Z.  5214,  dem  Verwaltungsrathe  der  Carl 
Ludwig-Bahn  über  seine  diesfällige  Ein- 
gabe eröffnet,  dass  infolge  a.  h.  Ent- 
schliessung  vom  11.  Januar  1861  die  Ein- 
leitungen getroffen  wurden,  ein  neues  Ent- 
eignungsgesetz im  verfassungsmässigen 
Wege  zu  Stande  zu  bringen. 

Die  objective  Prüfung  der  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  an  der  Hand  der  ge- 
sammelten Erfahrungen  führte  jedoch  zu 
der  Ueberzeugung  aller  betheiligten  Cen- 
tralstellen,  dass  ein  unmittelbares  Bedürf- 
nis zur  Regelung  des  Enteignungswesens 
zunächst  nur  in  Ansehung  der  Enteignun- 
gen für  Eisenbahnzwecke  vorhanden  sei. 

Aber  auch  in  dieser  Beziehung  konnte 
von  der  Nothwendigkeit  einer  Reform  nur 
insoweit  gesprochen  werden,  als  es  sich  um 
Privateisenbahnen  handelte,  für  welche  das 
Enteignungs- Verfahren  nach  dem  Eisen- 
bahn-Concessions-Gesetze  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  R.-G.-Bl.  Nr.238,  Anwendung 


zu  finden  hatte,  da  der  Bau  von  Staatseisen- 
bahnen mit  Rücksicht  auf  die  damals  herr- 
schende Richtung  der  Eisenbahn-Politik 
ausser  Betracht  gelassen  werden  konnte. 
Was  ferner  Tirol  und  Vorarlberg  betrifft,  so 
lag  hier  ein  Bedürfnis  zur  Regelung  des 
Enteignungswesens  nicht  vor,  seit  die  für 
das  Geltungsgebiet  dieser  Länder  hin- 
sichtlich der  Grundeinlösung  für  Staats- 
Eisenbahnbauten  erlassene  Verordnung 
vom  8.  December  1855,  R.-G.-Bl.  Nr.  213, 
durch  die  Verordnung  vom  24.  April  1859, 
R.-G.-Bl.  Nr.  17,  auch  auf  andere,  für 
öffentliche  Zwecke,  mithin  auch  für  Privat- 
Eisenbahnbauten  vorzunehmende  Grund- 
einlösungen Ausdehnung  gefunden  hatte. 

Die  von  den  Eisenbahn-Unternehmun- 
gen erhobenen  Beschwerden  richteten  sich 
vorzugsweise  gegen  den  formellen  Theil 
des  Enteignungs  -  Verfahrens,  welchem 
grosse  Schwerfälligkeit  vorgeworfen  wurde. 
Dieser  Vorwurf  galt  besonders  dem  §  9, 
lit  c  des  Eisenbahn-Concessions-Gesetzes, 
welcher  vor  Allem  die  Frage  offen  liess, 
wann  das  Expropriations-Erkenntnis  in 
Rechtskraft  erwachse,  sowie  der  analogen 
Anwendung  der  im  Absatz  3  der  Verord- 
nung des  Ministeriums  des  Innern  vom 
27.  October  1858,  R.-G.-Bl.  Nr.  196,  be- 
stimmten Recursfrist  von  60  Tagen  auf 
Expropriations-Erkenntnisse*  zu  Gunsten 
von  Eisenbahnen. 

Die  Regierung  hatte  sich  zwar  veranlasst 
gefunden,  die  Recursfrist  für  die  Anfech- 
tung der  Expropriations-Erkenntnisse  wie- 
derholt zu  kürzen  und  schliesslich  mit 
der  Verordnung  vom  27.  August  1870, 
R.-G.-Bl.  Nr.  113,  auf  14  Tage  herabzu- 
setzen. Die  Annahme,  dass  hiedurch  der 
wesentlichste  Grund  zur  Klageführung  ge- 
gen das  Enteignungs- Verfahren  beseitigt 
sei,  erwies  sich  jedoch  als  trügerisch.  Die 
Unzufriedenheit  bezüglich  der  gesetzlichen 
Grundlagen  des  Enteignungs-Verfahrens 
wuchs  vielmehr  in  eben  dem  Masse,  als 
sich  das  österreichische  Eisenbahnnetz 
entwickelte. 

Dazu  gesellten  sich  schwere  Recrimi- 
nationen  seitens  der  von  der  Grundeinlösung 
in  Mitleidenschaft  gezogenen  Interessen- 
ten über  Vergewaltigung  durch  die  Eisen- 
bahn-Unternehmungen bei  Erwerbung  des 
Grundes  und  Leistung  der  Entschädigung 
und  insbesondere  auch  über  den  Umstand, 
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dass  die  Beschreitung  des  Rechtsweges 
gegen  die  Eisenbahn-Unternehmung  bezüg- 
lich der  Entschädigunesfrasfe  unmöglich 
sei,  nachdem  letztere  so  rasch  als  mög- 
lich die  thatsächlichen  Grundlagen  durch 
die  sofortige  Bauinangriffnahme  beseitige. 
Andererseits  wussten  die  Grundeigen- 
thümer  die  Zwangslage  der  Eisenbahnen 
durch  Stellung  übertriebener  Forderungen 
auszunützen.  Die  Regierung  war  bestrebt, 
zunächst  die  schreiendsten  Uebelstände  auf 
gesetzlichem  Wege  zu  beseitigen.  Diesen 
Bestrebungen  verdankt  das  Gesetz  vom 
29.  März  1 872,  R.-G.-Bl.  Nr  .39  [Vgl.  S.60], 
seine  Entstehung,  welches  den  vorge- 
schriebenen Vergleichsversuch  mit  amt- 
lichem Charakter  ausstattete  und  weiter- 
hin den  Zweck  verfolgte,  der  Eisenbahn- 
Unternehmung  die  rechtzeitige  Inbesitz- 
nahme des  Gegenstandes  der  Enteignung 
bei  Vorliegen  eines  gerichtlichen  Expro- 
priations-Erkenntnisses oder  eines  gütlichen 
Uebereinkommens  über  die  Abtretung  zu 
sichern  [Vgl.  Verordg.  v.  5.  Sept.  1S74, 
R.-G.-Bl.  Nr.  119],  sowie  dem  Enteigneten 
durch  Einführung  der  Beweisaufnahme  zum 
ewigen  Gedächtnisse  die  Grundlagen  zur 
Beschreitung  des  Rechtsweges  zu  wahren. 

Die  erwartete  Beschleunigung  der  Ex- 
propriations  -Voreinleitungen  sowie  eine 
Besserung  des  diesfälligen  Zustandes 
überhaupt,  wurde  aber  auch  mit  diesen 
Massregeln  nicht  erreicht. 

Die  Spannung  war  im  Laufe  der  Jahre 
1872  und  1873  auf  den  Höhepunkt  ge- 
diehen, und  es  wurden  Stimmen  laut,  welche 
verlangten,  dass  die  Grundeinlösung  für 
Eisenbahnzwecke  von  der  Staatsverwal- 
tung selbst  besorgt  werde.  Die  Regierung 
war  nicht  in  der  Lage,  diesem  Wunsche 
zu  entsprechen.  Dagegen  sah  sie  sich 
veranlasst,  die  Enteignung  für  Eisenbahn- 
zwecke einer  umfassenden  gesetzlichen 
Regelung  zuzuführen. 

Die  von  der  Regierung  eingebrachte, 
unter  Berücksichtigung  der  reichen  Er- 
fahrungen auf  dem  Gebiete  des  Enteig- 
nungsverfahrens verfasste  Gesetzesvor- 
lage wurde  mit  vielfachen  Abänderungen 
in  den  beiden  Häusern  des  Reichsrathes  an- 
genommen und  als  Gesetz  vom  18.  Februar 
1878,   R.-G.-Bl.  Nr.  30,  verlautbart. 

Mit  diesem  Gesetze  war  man  insbeson- 
dere bestrebt,  die  Zweifel  über  das  Subject 


und  den  Umfang  der  zu  leistenden  Entschä- 
digung durch  exemplificative  Anführung 
der  Fälle,  in  welchen  regelmässig  die 
Ausübung  des  Enteignungsrechtes  zu 
Eisenbahnzwecken  platzgreifen  soll,  durch 
präcise  Unterscheidung,  welchen  Personen 
ein  unmittelbarer  und  welchen  ein  mittel- 
barer Entschädigungsanspruch  durch  die 
Enteignung  erwächst,  endlich  durch  die 
Bezeichnung  und  Begrenzung  der  für 
die  Entschädigung  selbst  massgebenden 
Momente  zu  beseitigen. 

Das  Enteignungsrecht  kann  unter 
Voraussetzung  der  Anerkennung  der  Ge- 
meinnützigkeit des  Eisenbahn  -  Unter- 
nehmens zu  einer  dauernden  oder  vor- 
übergehenden Enteignung  insoweit  in 
Anspruch  genommen  werden,  als  es  die 
Herstellung  der  Bahn,  der  Bahnhöfe,  der 
für  den  Betrieb  nöthigen  Gebäude  und 
Anlagen  zur  Unterbringung  des  beim 
Bau  zu  entfernenden  Erdmaterials  und 
Schuttes,  endlich  zur  Gewinnung  von 
Schüttungs-,  Rohstein-  und  Schotter- 
materiales  erforderlich  ist.  Das  Enteig- 
nungsrecht umfasst  das  Recht  auf  Ab- 
tretung von  Grundstücken,  Ueberlassung 
von  Quellen  und  anderen  Privatwässern, 
Einräumung  von  Servituten  und  anderen 
dinglichen  Rechten  an  unbeweglichen 
Sachen,  Duldung  von  Vorkehrungen, 
welche  die  Ausübung  des  Eigenfhums- 
rechtes  oder  eines  anderen  dinglichen 
Rechtes  einschränken. 

Die  Eisenbahn-Unternehmung  ist  ver- 
pflichtet, dem  Enteigneten  für  alle  durch 
die  Enteignung  verursachten  vermögens- 
rechtlichen Nachtheile,  Entschädigung 
zur  Bewirkung  der  dem  §  365  a.  b.  G.-B. 
entsprechenden  Schadloshaltung  zu  leisten. 

Als  Enteigneter  ist  derjenige  anzu- 
sehen, welchem  der  Gegenstand  gehört, 
oder  welchem  an  dem  letzteren  ein  mit 
dem  Eigenthume  eines  anderen  Gegen- 
standes verbundenes  dingliches  Recht 
zusteht. 

Bei  Ermittlung  der  Entschädigung 
ist  auch  auf  Nachtheile  Rücksicht  zu 
nehmen,  welche  Nutzungsberechtigte, 
Gebrauchsberechtigte,  Bestandnehmer 
durch  die  Enteignung  erleiden. 

Wird  nur  ein  Theil  eines  Grundbe- 
sitzes enteignet,  so  ist  bei  der  Ermittlung 
der  Entschädigung  ausser  dem  Werth  des 
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abzutretenden    Grundes    auch    die    Ver-  I 
minderung  des  Werthes,  welche  der  zu-  j 
rückbleibende    Theil    des    Grundbesitzes 
erleidet,  zu  berücksichtigen. 

Anlangend  das  Verfahren,  wurden 
zwei  Momente  desselben  strenge  von  I 
einander  getrennt,  deren  bisherige  Ver- 
quickung zu  unleidlichen  und  im  Interesse 
der  Sache  höchst  bedauerlichen  Compli- 
cationen  geführt  hatte,  nämlich  die  dem 
öffentlichen  Rechte  angehörige  und  natur- 
gemäss  in  die  Competenz  der  Verwaltungs- 
behörden fallende  Feststellung  des  Gegen- 
standes der  Enteignung,  und  die  infolge 
ihres  privatrechtlichen  Charakters  der 
Competenz  der  Gerichtsbehörden  unter- 
liegende Entschädigungsfrage. 

Die  Erhebung  der  für  die  Enteignung 
massgebenden  Verhältnisse  sollte  künftig 
gleichzeitig  mit  der  politischen  Begehung 
erfolgen.  Die  durch  den  §  4  des  Gesetzes 
vom  29.  März  1872,  R.-G.-Bl.  Nr.  39,  j 
geregelte  Intervention  der  Administrativ- 
Behörden  beim  Vergleichsversuche  wurde 
auf  die  Erzielung  einer  Einigung  zwischen 
den  Parteien  bezüglich  der  Abtretung 
selbst  beschränkt,  und  wurde  den  Inter- 
essenten die  ihnen  nach  dem  früheren  Ver- 
fahren nicht  zugestandene  Möglichkeit 
geboten,  sich  über  den  Umfang  und  die 
Tragweite  der  an  sie  herantretenden 
Forderungen  rechtzeitig  vorher  ein  voll- 
ständiges Urtheil  zu  bilden.  In  Ansehung 
der  gerichtlichen  Schätzung  wurden  Be- 
stimmungen getroffen,  um  die  Vertrauens- 
würdigkeit dieser  Amtshandlung  zu  er-  , 
höhen,  und  wurde  dieselbe  als  die 
regelmässige  Form  der  Werthermittlung 
bezeichnet.  Das  Rechtsmittel  der  Beweis- 
aufnahme zum  ewigen  Gedächtnisse  wurde 
auf  ein  zweckentsprechendes  Mass  be- 
schränkt, die  Verpflichtung  der  Eisenbahn- 
Unternehmungen  zur  Leistung  der  Ent- 
schädigungen vor  dem  Vollzuge  der 
Enteignung  klargestellt,  und  wurden 
Bestimmungen  in  Betreff  der  Perfection 
der  Enteignung  und  der  Rechtsfolgen 
bei  Nichtvollzug  einer  solchen  binnen 
einer  bestimmten  Frist  getroffen.  Schliess- 
lich wurde  der  bisher  festgehaltene  Unter- 
schied zwischen  Staats-  und  Privat- 
bahnen bezüglich  der  Anwendung  des  I 
Enteignungsrechtes  beseitigt  und  kommt  | 
die    Verleihung     des    Enteiffnunssrechts 


auch  Schleppbahnen  und  Tramways  zu, 
sofern  deren  Gemeinnützigkeit  staatlich 
anerkannt  ist. 

Die  Projectverfassung.  Auch 
der  Vorgang  bei  der  Projectaufstellung 
und  Genehmigung  vor  dem  Baue  und 
der  Concessions  -  Ertheilung  erschien 
reformbedürftig.  Die  Unzulänglichkeit 
der  Bestimmung  des  Eisenbahn -Con- 
cessions -  Gesetzes  über  die  Project- 
verfassung [vgl.  Seite  60]  hatte  die 
Verordnung  vom  4.  Februar  1871  ver- 
anlasst,*) welche  verfügte,  dass  vor  der 
Concessions-Ertheilung  ein  sogenanntes 
Vorproject  in  dem  Falle  aufzustellen  sei, 
wenn  die  Frist  zur  Bewilligung  der  Vor- 
nahme der  technischen  Vorarbeiten  abge- 
laufen ist,  um  den  Stand  der  Vorarbeiten 
zu  ersehen  und  daraus  entnehmen  zu 
können,  ob  die  Verlängerung  der  Frist 
berechtigt  sei,  dass  ferner  ein  General- 
Project,  welches  eine  vollkommene  Ueber- 
sicht  über  das  geplante  Unternehmen  in 
technischer  und  öconomischer  Beziehung 
gewähren  sollte,  in  Vorlage  gebracht 
werden  müsse.  Dieses  Project  war  der 
technisch-militärischen  Revision  zu  unter- 
ziehen, deren  Aufgabe  es  war,  zu  erheben, 
ob  die  Trace  vom  allgemein  wirthschaft- 
lichen  und  vom  militärischen  Standpunkte 
richtig  gewählt  wäre,  beziehungsweise 
welche  Modificationen  vorzunehmen  seien, 
um  allen  berechtigten  Interessen  zu  ent- 
sprechen. Nach  der  Commission  sollte 
die  Festsetzung  der  Trace  und  der  tech- 
nischen Bedingungen  für  die  Concessions- 
Ertheilung  erfolgen. 

Darnach  war  in  der  Regel  die  Zahl 
und  Lage  der  Stationen  —  worüber,  sowie 
über  die  Zufahrtstrassen,  bei  der  ersten 
technisch-militärischen  Revision  ebenfalls 
nur  im  Allgemeinen  zu  verhandeln  war  — 
festzustellen  und  dann  das  Detail-Project 
auszuarbeiten. 

Dieses  war  sowohl  von  der  General- 
Inspection  zu  prüfen,  als  auch  der 
politischen  Begehung  zu  unterziehen, 
welche  zur  Aufgabe  hatte,  zu  untersuchen, 
ob  den  berechtigten  Ansprüchen  der 
Interessenten    Rechnung     getragen     sei, 

*)  Der  Inhalt  dieser  Verordnung  wird 
wegen  des  Zusammenhanges  mit  der  Ver- 
ordnung vom  25.  Januar  1879  erst  an  dieser 
Stelle  des  näheren  behandelt 


Gesetzgebung. 


69 


respective  wie  denselben  Rechnung  ge- 
tragen werden  könne,  und  ob  den  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ent- 
sprochen worden  sei  oder  nicht  [Forst-, 
Berg-,  Wasserrecht].  Erst  nach  Abhaltung 
dieser  Commission  konnte  der  Bauconsens 
ertheilt  werden,  in  welchem  die  nach  dem 
Commissions-Ergebnisse  nothwendig  er- 
scheinenden Bedingungen  aufgenommen 
wurden. 

Nach  Vollendung  der  Bahn  waren 
die  Ausführungspläne  behufs  Vornahme 
der  technisch-polizeilichen  Prüfung  und 
der  Brückenproben,  welche  der  Ertheilung 
des  Benützungs-Consenses  voranzugehen 
hatten,  vorzulegen.  Diese  beiden  letzten 
commissionellen  Prüfungen  hatten  die 
Untersuchung  zum  Zwecke,  ob  die  Bahn 
vollkommen  betriebsfähig  hergestellt  sei. 

Der  Hauptübelstand,  der  sich  bald 
nach  dem  Inslebentreten  dieser  Verord- 
nung zeigte,  war  der,  dass  die  Inter- 
essenten sehr  spät  [erst  bei  der  Commis- 
sion] in  die  Kenntnis  des  Projectes  kamen, 
dass  sehr  wichtige  und  einschneidende 
Fragen  [so  die  Verlegung  von  Wegen  und 
Wasserläufen]  gar  nicht  oder  nur  ober- 
flächlich und  einseitig  in  Betracht  gezogen 
wurden  und  dass  dann  seitens  der  tech- 
nischen Organe  der  Bauunternehmungen 
sowie  der  Behörden  den  Einwendungen  der 
Interessenten,  welche  sachgemäss  hätten 
gewürdigt  werden  sollen,  nicht  das  ver- 
diente Gewicht  beigelegt  wurde  und  mit 
Rücksicht  auf  die  Hast  auch  nicht  bei- 
gelegt werden  konnte  [die  Katastrophen 
der  Jahre  1873  — 1874,  die  in  Böhmen 
und  Niederösterreich  durch  Wolkenbrüche 
hervorgerufen  wurden,  gaben  Zeugnis 
davon]. 

Die  Stimmen  aus  den  Kreisen  der  Be- 
völkerung drängten  auf  die  entsprechende 
Reform.  Der  Anlass  hiezu  fand  sich,  als 
das  Enteignungsgesetz  in  Kraft  trat, 
welches  ohnehin  einen  sehr  weitgehenden 
Einfluss  auf  die  Projectaufstellung  und 
das  Commissionswesen  übte.  Es  wurde 
die  Verordnung  vom  26.  Januar  1879, 
R.-G.-Bl.  Nr.  19,  erlassen,  welche  die 
Verfassung  der  auf  Eisenbahnen  bezüg- 
lichen Projecte  und  die  damit  zusammen- 
hängenden Amtshandlungen  zum  Gegen- 
stande hatte.  Die  wichtigsten  Reformen 
bestehen  im  Wesentlichen  darin,  dass  vor 


der  politischen  Begehung  die  Auflage 
der  Generalkarte,  des  Generallängen- 
Profiles  und  des  technischen  Berichtes  zu 
Jedermanns  Einsicht  zu  erfolgen  hat,  um 
die  Interessenten  in  den  Stand  zu  versetzen, 
sich  von  der  Lage  der  Bahn  im  Allgemeinen 
und  im  Verhältnisse  zu  den  bestehenden 
Wegen  und  Wasserläufen  sowie  zu  den 
von  der  Bahn  durchzogenen  Grundstücken 
Kenntnis  zu  verschaffen.  Dies  führte 
schon  den  indirecten  grossen  Vortheil 
herbei,  dass  die  Eisenbahn-Unternehmun- 
gen, um  späteren  Recriminationen  vor- 
zubeugen, bereits  vor  Aufstellung  des 
Projectes  mit  den  Interessenten  das  Ein- 
vernehmen zu  pflegen  sich  veranlasst 
sahen.  Im  Interesse  der  Beschleunigung 
des  Verfahrens  wurde  eine  wesentliche 
Vereinfachung  bezüglich  der  Ertheilung 
des  Bauconsenses  getroffen.  Der  formelle 
Ausspruch  desselben  entfällt,  wenn  das 
Project  vom  Handelsministerium  princi- 
piell  genehmigt  worden  ist  und  bei  der 
politischen  Begehung  kein  Anstand  sich 
ergibt,  über  welchen  eine  ministerielle 
Entscheidung  erfolgen  müsste.  Eine  voll- 
ständige Aenderung  trat  auf  dem  Gebiete 
der  feuersicheren  Herstellungen  ein,  in- 
dem mit  den  bisherigen  Normen  ge- 
brochen und  der  Feuerrayon  durch  ein 
1  o  m  über  der  Schienenoberkante  hinlaufen- 
des, fictives  Dach  bezeichnet  wurde  [First 
30  m  beiderseits  der  Bahn] ;  eine  weitere 
Neuerung  war  die  Einführung  einer  vor- 
schriftsmässigen  Collaudirung  mit  Ver- 
schärfung   bei    den    garantirten  Bahnen. 

DerVersuch  einer  gesetzlichen 
Regelung  des  Tarifwesens.  Auch 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn-Tarif- 
wesens hatte  die  Privatwirthschaft  Uebel- 
stände  gezeigt,  denen  die  Regierung 
schon  in  den  früheren  Perioden  — 
allerdings  erfolglos  —  entgegenzutreten 
versucht  hatte. 

Das  Bedürfnis  nach  Abhilfe  wurde 
immer  lebhafter  und  brachte  bei  dem 
Handelsministerium  im  Jahre  1875  den 
Entschluss  zur  Reife,  durch  ein  einheit- 
liches Gesetz  Ordnung  und  Gleichmässig- 
keit  in  die  Eisenbahn-Tarifverhältnisse 
zu  bringen. 

Mit  dem  I.  Januar  1876  sollte  die 
neue  Mass-  und  Gewichtsordnung  in 
Oesterreich  -  Ungarn     ausschliesslich     in 
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Wirksamkeit  treten,  und  da  aus  diesem 
Anlasse  ohnehin  die  Erstellung  neuer, 
dem  Metersystem  angepasster  Tarif- 
einheitssätze notwendigerweise  erfolgen 
musste,  so  wollte  die  Regierung  diese 
Gelegenheit  benützen,  um  eine  Tarif- 
reform zur  Durchführung  zu  bringen,  und 
legte  am  17.  December  1875  dem  Abge- 
ordnetenhause einen  Gesetzentwurf  vor, 
»betreffend  die  Maximaltarife  für  den 
Personen-  und  Sachentransport  auf  den 
Eisenbahnen«,  welcher  die  schreiendsten 
Uebelstände  beseitigen  sollte.  In  dem 
Motivenberichte  zu  dieser  Gesetzesvor- 
lage wurde  darauf  hingewiesen,  dass, 
»wenn  sich  auch  auf  der  Mehrzahl  der 
österreichischen  Bahnen  in  den  letzten 
Jahren  scheinbar  ein  gleichartiges  Güter- 
Tarifsystem  herausgebildet  hatte,  die 
Tarife  der  einzelnen  Bahnen  doch  in 
den  Details  der  Warenclassification  und 
der  Nebenbestimmungen  zahlreiche  Ab- 
weichungen enthalten,  welche  das  Tarif- 
wesen compliciren  und  dahin  führen, 
dass  es  nicht  nur  den  Parteien  schon 
sehr  schwer  geworden  ist,  sich  in  den 
Tarifen  zurechtzufinden,  sondern  dass 
auch  bei  den  Bahnbediensteten  selbst 
nicht  auf  alle  Fälle  mehr  die  wünschens- 
werthe  Kenntnis  derselben  sicher  voraus- 
gesetzt werden  kann.  Eine  weitere 
für  den  Verkehr  höchst  nachtheilige 
Folge  der  Verschiedenheit  der  Tarif- 
systeme war  auch  die,  dass  hiedurch 
die  Erstellung  der  Tarife  zwischen  ein- 
zelnen Bahnen  selbst  im  internen  Ver- 
kehre ungemein  erschwert,  mitunter  auch 
ganz  unmöglich  gemacht  wurde.  Die 
Bestrebungen  der  Regierung  mussten  da- 
her in  erster  Linie  auf  die  Einführung 
eines  einheitlichen  Güter-Tarifsystems  mit 
gleicher  Warenclassification  und  gleichen 
Nebenbestimmungen  für  sämmtliche  öster- 
reichische Eisenbahnen  ohne  Ausnahme 
und  hiebei  auf  möglichste  Vereinfachung 
des  Tarif wesens  gerichtet  werden. 

Der  vorgelegte  Entwurf  machte  ver- 
schiedene Wandlungen  durch.  Er  wurde  in 
zwei  Theile  getheilt,  von  welchen  der  eine 
sich  auf  die  Regelung  des  Tarif  wesens 
im  Personenverkehre,  der  andere  auf  jene 
im  Güterverkehre  bezog.  Nur  der  erstere 
dieser  Entwürfe  trat  ins  Leben,  und  zwar 
als  »Gesetz  vom  15.  Juli  1877,  R.-G.-Bl. 


Nr.  7,  betreffend  die  Maximaltarife  für 
die  Personenbeförderung  auf  den  Eisen- 
bahnen«. 

Der  Gesetzentwurf,    betreffend   einige 
Bestimmungen  für  den  Frachtverkehr  auf 

I  den  Eisenbahnen,    blieb    unerledigt,    und 

1  dürfte  wohl  aus  dem  Grunde  nicht  Gesetz 
geworden  sein,  weil  in  einem  wesent- 
lichen   Punkte    keine    Uebereinstimmung 

I  zwischen  den  Beschlüssen  der  beiden 
Häuser  herbeigeführt  werden  konnte. 
Es  war  dies  die  Zulassung  von  Aus- 
nahmen rücksichtlich  des  in  den  Gesetz- 
entwurf aufgenommenen  Grundsatzes, 
dass  Tarifanomalien  unzulässig  seien  und 
demnach  auf  einer  und  derselben  Bahn 
in  derselben  Verkehrsrichtung  und  unter 
den  gleichen  Bedingungen  die  Gesammt- 
Transportkosten  für  eine  näher  gelegene 
Station  nicht  höher  als  für  eine  entferntere 
Station  sein  dürfen. 

Das    bereits    erwähnte    Gesetz    vom 

!  15.  Juli  1877,  R.-G.-Bl.  Nr.  64,  setzte 
Maximaltarife    für    den    Personenverkehr 

i  und  zwar  I.  Classe  5  kr.,  II.  Classe  3-6, 
III.  Classe  24  kr.  pro  Person  und 
Kilometer  in  Silber  fest,  bei  Schnell- 
zügen dürfen  diese  Sätze  um  2O°/0  erhöht 

j  werden,    woferne    die    Züge    nicht    blos 

1  Wagen  I.  Classe  führen  und  die  Durch- 
schnittsgeschwindigkeit auf  Strecken  mit 

•  Steigungen  bis  I5%0  mindestens  37  fem 
und  auf  Strecken  mit  Steigungen  von 
15     bis     ausschliesslich     24u/0o      minde- 

i  stens  24  km  pro  Zeitstunde  beträgt;    für 

'■  gemischte  Züge  sind  obige  Tarife  um  2o°/0 
zu  ermässigen.    Sollte  sich  das  Bedürfnis 

I  nach  weitergehenden  Ermässigungen 
herausstellen  und  sollten  die  Bahnen  nicht 

1  in  der  Lage  sein,  entsprechende  Er- 
leichterungen in  der  dritten  Wagen- 
classe  zu  gewähren,  so  sind  die  Eisen- 
bahnen nach  dem  genannten  Gesetze  ge- 
halten,   über  Aufforderung  des  Handels- 

i  ministers  eine  IV.  Classe  zum  Tarifsatz 
von  t*S  kr.  in  Silber  pro  Person  und 
Kilometer  zu  führen.  Das  Gesetz  bestimmt 
ferner,  dass  auf  Eisenbahnen,  welche  die 
Staatsgarantie  in  Anspruch  nehmen,  Frei- 

i  karten,    welche    nicht   nur    für    einzelne 

!  Fahrten  gelten,  nur  mit  Genehmigung  des 
Handelsministers  gewährt  werden  dürfen. 
Die  Tarifsätze  für  die  mit  dem  Personen- 

I  Transporte  zusammenhängende  Beförde- 
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rung  von  Gepäck,  Fahrzeugen  und  lebenden 
Thieren  sowie  sämmtliche  Nebenbestim- 
mungen für  die  Beförderung  von  Personen, 
sind  durch  den  Handelsminister  nach 
einheitlichen  Grundsätzen  festzustellen. 
Für  jede  ganze  Karte  wird  ein  Frei- 
gewicht von  2^  kg  und  für  jede  halbe 
Karte  ein  solches  von  12  kg  festgesetzt. 
Auf  Bahnen  mit  Steigungen  von 
IS°loo  und  darüber  darf  ein  virtueller 
Zuschlag  von  5o°/0  der  betreffenden  Strecke 
bei  Berechnung  der  Tarifgebühren  ein- 
gerechnet werden.  Die  Eisenbahnen 
haben  alle  neuen  Tarife  sowie  Tarif- 
änderungen mindestens  14  Tage  vor  ihren 
Inkrafttreten  kundzumachen. 

Das  Gesetz  vom  15.  Juli  1877  wurde 
anlässlich  der  Einführung  des  Zonentarifs 
auf  den  Staatsbahnen  durch  Gesetz  vom 
25.  Mai  1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  89,  dahin 
abgeändert,  dass  die  Regierung  ermächtigt 
wurde : 

1.  in  jenen  einzelnen,  am  Anfange 
einiger  Zonen  vorkommenden  Relationen, 
in  welchen  die  neuen  Tarifsätze  höher 
sind  als  die  durch  obiges  Gesetz  be- 
stimmten Maximaltarifsätze,  diese  letzteren 
dementsprechend  zu  überschreiten; 

2.  den  bei  Schnellzügen  einzuheben- 
den Zuschlag  von  20  auf  höchstens  5o°/0 
der  neuen  Personenzugspreise  zu  erhöhen; 

3.  von  der  Tarifermässigung  für  ge- 
mischte Züge    abzusehen ; 

4.  das  Freigewicht  für  die  Beförderung 
von  Reisegepäck  aufzulassen  und  für  die 
Beförderung  von  Reisegepäck  die  Einheits- 
taxe von  höchstens  2  kr.  ö.  W.  für  je  10  kg 
und   1  km  zur  Einhebung  zu  bringen. 

Unter  Einem  wurde  die  Regierung  er- 
mächtigt, jenen  Privatbahnen,  welche  die  j 
bezüglich  ihrer  Hauptlinie  einzuhebenden 
Personentarife  mindestens  annäherungs- 
weise auf  des  Ausmass  des  Kreuzer- 
Zonentarifs  der  Staatsbahnen  herabsetzen, 
ebenfalls  die  vorbezeichneten  Abwei- 
chungen von  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes vom  Jahre  1877  zu  gestatten. 
Jene  Privatbahnen,  welche  sich  conces- 
sionsmässig  einer  gesetzlichen  Regelung 
der  Tarife  zu  unterwerfen  haben,  wurden 
durch  das  Gesetz  verpflichtet,  von  einem 
Seitens  der  Regierung  zu  bestimmenden 
Zeitpunkte  an,  die  Staatsbahn-Tarife  ein- 
zuführen.   Mit    den    übrigen  Privateisen- 


bahn -  Unternehmungen,  welche  Haupt- 
bahnen betreiben,  sollte  der  Handels- 
minister wegen  einer  gleichmässigen 
Regelung  der  Personentarife  in  Unter- 
handlung treten. 

Die  Regelung  des  Re facti e- 
wesens.  In  dieser  Periode  fand  noch 
eine  weitere,  das  Tarifwesen  betreffende 
Frage,  nämlich  die  Einschränkung  der 
Refactien  ihre  Lösung. 

Das  Handelsministerium  suchte  schon 
mit  Erlass  vom  10.  Mai  1875,  Zahl 
11.626,  gegen  die  Missbräuche  des  Ref- 
actiewesens  einzuwirken;  es  musste  sich 
aber  dabei  auf  die  Bahnen  beschränken, 
welche  eine  Staatsgarantie  genossen,  da  es 
den  meisten  anderen  Eisenbahnen  gegen- 
über an  einer  gesetzlichen  Handhabe 
hiezu  fehlte. 

Da  kam  der  Abschluss  des  Handels- 
vertrages zwischen  Oesterreich  -  Ungarn 
und  dem  Deutschen  Reiche  vom  15.  De- 
cember  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  1  ex  1879, 
in  dessen  Artikel  1 5  sich  die  beiden  ver- 
tragschliessenden  Reiche  verpflichteten, 
»die  Anwendung  nicht  publicirter  Tarife 
auf  den  Eisenbahnen  zu  untersagen«  ; 
zugleich  wurde  in  diesem  Vertrage  be- 
stimmt, dass  »die  publicirten  Tarifsätze 
überall  und  für  Jedermann  unter  Aus- 
schluss von  nicht  veröffentlichten  Rück- 
vergütungen [Rabatten,  Refactien  u.  dgl.] 
gleichmässig  in  Anwendung  zu  bringen 
sind « .  Mit  diesem  Handels  vertrage  war  dem 
damaligen  Handelsminister  die  rechtliche 
Grundlage  geboten,  für  alle  Eisenbahnen 
Oesterreichs  das  Refactiewesen  regelnde 
Bestimmungen  zu  erlassen  und  die  aus- 
nahmslose Veröffentlichung  aller  Ref- 
actien anzuordnen.  In  Durchführung  der 
Bestimmungen  des  erwähnten  Handels- 
vertrages erliess  der  Handelsminister  unter 
Verallgemeinerung  des  Grundsatzes  der 
Oeffentlichkeit  der  Tarife  auf  den  ge- 
sammten  internen  und  internationalen 
Eisenbahn- Verkehr  Oesterreichs,  die  Ver- 
ordnung vom  12.  März  1879,  R.-G.-Bl. 
Nr.  38.  In  dieser  Ministerial-Verordnung 
wird  allen  Eisenbahnen  die  unbedingte 
Veröffentlichung  aller  Tarifermässigungen, 
Refactien  u.  s.  w.  [jene  zu  öffentlichen 
und  Wohlthätigkeitszwecken  ausgenom- 
men] vorgeschrieben. 
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Dr.  Victor  Roll. 


DieCouponsprocesse.  Con- 
vertirung  der  Prioritäts-Obli- 
gationen. Der  Handelsvertrag  zwi- 
schen Oesterreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land vom  15.  December  1878  war 
nicht  blos  durch  die  bedungene  Gleich- 
stellung der  Tarife  für  den  wechsel- 
seitigen Güterverkehr,  sondern  auch  da- 
durch bedeutsam,  dass  die  beiderseitigen 
Regierungen  die  Vereinbarung  trafen,  die 
Beschlagnahme,  Arrestirung,  Pfändung, 
Sequestrirung  sowie  sonstige  wie  immer 
geartete,  wenngleich  nur  provisorische 
Sicherstellungs-oderExecutionsmassregeln 
im  gerichtlichen  oder  administrativen 
Wege  in  Bezug  auf  solche  Fahrbetriebs- 
mittel nicht  zuzulassen,  welche  aus  dem 
Gebiete  des  einen  vertragschliessenden 
Theiles  in  das  des  anderen  Theiles  im  Ver- 
kehr übergegangen  sind.  Hiemit  sollte 
der  schweren  Schädigung  Einhalt  gethan 
werden,  welche  der  österreichisch-unga- 
rische Güterverkehr  durch  die  Pfändung 
von  österreichischen  Eisenbahnwagen  an- 
lässlich der  von  deutschen  Gerichten 
erfolgten  Verurtheilung  österreichischer 
Eisenbahnen  in  den  sogenannten  Coupons- 
processen  erlitten  hatte.  Diejenigen  Bahnen, 
deren  Obligationen  die  durch  das  Gleich- 
heitszeichen vermittelte  Nebeneinander- 
stellung  des  Nennwerths  der  Obligation 
und  der  Coupons  in  österreichischer 
Silberwährung,  in  Thalerwährung  und 
anderen  ausländischen  Währungen  ent- 
hielten [900  fl.  in  Silber  gleich  600  Thaler 
Vereinsmünze  oder  1050  fl.  ö.  W.,  u.  s.  w.], 
wurden  nämlich  nach  Einführung  der 
Mark  währung  in  Deutschland  auf  Zahlung 
der  in  den  Obligationen  und  Coupons 
bezifferten  Beträge  in  der  deutschen 
Goldwährung  nach  dem  Verhältnisse  von 
1  Thaler  =  3  Mark  gerichtlich  be- 
langt. Die  österreichischen  Gerichte  wiesen 
dieses  Begehren  ab;  die  deutschen  Ge- 
richte gaben  demselben  statt  und  bewillig- 
ten die  Execution  auf  die  im  Auslande  be- 
findlichen Fahrbetriebsmittel,  Fahrnisse 
und  Guthaben  der  geklagten  Bahnen. 
Die  im  deutsch-österreichischen  Handels- 
vertrage vereinbarte  Ausschliessung  der 
Pfändung  von  Fahrbetriebsmitteln  hinderte 
indessen  nicht  die  Execution  auf  andere 
Objecte,  und  da  die  Giltigkeitsdauer  des 
Vertrages  zudem  nur  eine  sehr  beschränkte 


war,  so  ging  das  Bestreben  der  öster- 
reichischen Bahnen  dahin,  dem  unleidlich 
gewordenen  Zustand  durch  andere  Mittel 
ein  Ende  zu  machen.  Als  solches  wurde 
zuerst  von  der  Carl  Ludwig-Bahn  und 
später  auch  von  anderen  Bahnen  die  frei- 
willige Convertirung  der  Prioritäts-Obliga- 
tionen, und  zwar  mit  solchem  Erfolg  in 
Anwendung  gebracht,  dass  die  Regierung 
es  als  ihre  Pflicht  erachtete,  derartige 
Transactionen  nachdrücklichst  zu  fördern. 
Diesem  Zwecke  diente  das  aus  der 
Initiative  des  Abgeordnetenhauses  her- 
vorgegangene Gesetz  vom  1 1 .  Juni  1 880, 
R.-G.-Bl.  Nr.  81,  dessen  Wirksamkeit 
zunächst  bis  31.  December  1881  und 
durch  spätere  Gesetze  wiederholt,  zuletzt 
durch  das  Gesetz  vom  26.  December  1893, 
R.-G.-Bl.  Nr.  207,  mit  einigen  Abände- 
rungen bis  Ende  1899  erstreckt  wurde. 
|  Nach  letzterem  Gesetze  geniessen  Eisen- 
bahn-Gesellschaften, welche  für  ihre 
noch  nicht  fälligen  Prioritäts-Obligationen 
im  Wege  der  Einlösung  oder  des  Um- 
tausches neue,  an  deren  Stelle  tretende 
Prioritäts-Obligationen  ausgeben  wollen, 
die  Nachsicht  von  den  Stempel-  und  un- 
mittelbaren Gebühren  für  die  neu  auszu- 
gebenden Obligationen  sowie  für  die  an- 
lässlich dieser  Convertirung  zu  errichtenden 
Urkunden,  insbesondere  für  die  eventuellen 
Vergleichs-  und  Pfandbestellungs-Urkun- 
deu  und  für  die  aus  diesem  Anlasse  zu  er- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen. 
Insoferne  die  Gesammtsumme  der  in  einem 
derartigen  Falle  neu  auszugebenden  Ob- 
ligationen höher  ist  als  die  der  einzu- 
lösenden, erstreckt  sich  die  Nachsicht 
nur  auf  jenen  Theil  der  neu  auszuge- 
benden Obligationen,  welcher  zum  Um- 
tausche, beziehungsweise  zur  Einlösung 
der  alten  Obligationen  bestimmt  ist.  Das 
Ansuchen  der  Gesellschaft  um  diese  finan- 
ziellen Begünstigungen  hat  binnen  30 
Tagen  nach  der  Genehmigung  des  Con- 
vertirungsplanes  zu  erfolgen. 

Inzwischen  war  in  Deutschland  die 
Pfändung  österreichischer  Wagen  im 
Gesetzgebungswege  ausgeschlossen  wor- 
den. Ueber  Anregung  Bayerns,  welches 
unter  den  Pfändungen  österreichischer 
Wagen  in  seinem  Bereiche  am  meisten 
zu  leiden  hatte,  beschloss  der  deutsche 
Reichstag  ein  Gesetz,  wonach  die  Plan- 
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düng  von  Fahrbetriebsmitteln  ausländischer 
Bahnen  unzulässig  ist,  falls  Gegenseitig- 
keit gewährt  wird.  Es  entstand  nun 
die  rein  theoretische  Frage,  ob  in  Oester- 
reich  die  Fahrbetriebsmittel  ausländischer 
Bahnen  gepfändet  werden  können,  oder 
nicht.  Die  Regierung  beantwortete  diese 
Frage  bejahend,  und  sah  sich  schliesslich 
veranlasst,  die  Pfändung  von  Fahrbetriebs- 
mitteln ausländischer  Eisenbahnen  durch 
die  kaiserliche  Verordnung  vom  19.  Sep- 
tember 1886,  R.-G.-Bl.  Nr.  144,  zu  ver- 
bieten. Damit  war  die  Gegenseitigkeit 
gewährleistet  und  die  lange  Aera  der 
Pfändungen  österreichischer  Wagen  in 
Deutschland  endgiltig  abgeschlossen. 

Sonstige  Gesetze  und  Verord- 
nungen. In  Bezug  auf  den  Eisenbahn- 
bau seien  zunächst  das  durch  die  1873er 
Krise  veranlasste  Gesetz  vom  3.  December 
1 873, R.-G.-Bl.  Nr.  i62,betreffend  Aufnahme 
eines  Anlehens  zur  Beischaffung  der  Mittel 
für  die  Förderung  des  Eisenbahnbaues  und 
für  Errichtung  von  Vorschusscassen,  ferner 
eine  Reihe  von  gleichfalls  den  Charakter 
von  Notstandsgesetzen  tragenden  Einzel- 
gesetzen, betreffend  den  Bau  von  Eisen- 
bahnen auf  Staatskosten  erwähnt  [so 
die  Gesetze  vom  22.  und  30.  April  1873 
wegen  den  Bau  der  Tamöw-Leluchöwer 
und  Istrianer  Bahn,  vom  16.  Mai  1874 
wegen  Ausbau  der  Dalmatiner  und 
Rakonitz-Protiviner  Bahn,  vom  n.  März 
1876  wegen  Bau  der  Donauuferbahn  vom 
12.  März  1876  wegen  Bau  der  Bahn  Tar- 
vis  -  Pontafel,  Mürzzuschlag  -  Neuberg, 
Erbersdorf- Würbenthai,  vom  13.  März 
1876  wegen  Bau  der  Bahn  Kriegsdorf- 
Römerstadt  u.  s.  w.].  Hieher  gehören  ferner 
mehrere  Gesetze  wegen  Ankaufes  noth- 
leidender  Bahnen  [so  die  Gesetze  vom 
18.  März  1876  wegen  Ankaufes  der 
Dniesterbahn,  vom  7.  April  1877  wegen 
Ankaufes  der  Bahn  Braunau-Strasswalchen 
und  vom  Juli  1878  wegen  Ankaufes 
der  niederösterreichischen  Südwestbahnen] 
sowie  eine  Reihe  von  Gesetzen,  welche 
die  Bedingungen  und  Zugeständnisse  für 
die  Sicherstellung  einzelner  Bahnen,  die 
Bewilligung  der  Erhöhung  der  Staats- 
garantie, die  Gewährung  von  Vorschüssen 
zurZahlung  vonPrioritäten-Coupons  u.  s.  w. 
betreffen.  Ausserdem  seien  noch  der  Erlass 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  30.  De- 


cember 1874,  Z.  14.005,  wegen  des  Vor- 
ganges bei  Ermittlung  der  den  Wald- 
besitzern gebührenden  Entschädigung  für 
die  Bannlegung  von  Wäldern  aus  An- 
lass  von  Eisenbahnbauten,  der  Handels- 
ministerial-Erlass  vom  19.  April  1875, 
Z.  10.871,  betreffend  Bauerleichterun- 
gen für  Secundärbahnen,  ein  Vorläufer 
des  Localbahn  -  Gesetzes  vom  Jahre 
1880,  endlich  einige  den  Bau  und  die  Be- 
triebseröffnung betreffende  Einzelverord- 
nungen genannt,  welche  durch  die  um- 
fassende Verordnung  über  Projectsver- 
fassung  vom  25.  Januar  1879  gegenstands- 
los geworden  sind,  so  z.  B.  die  Verordnung 
des  Handelsministeriums  vom  6.  October 
1875,  Z.  31.197,  wegen  des  Vorganges 
bei  technisch-polizeilichen  Prüfungen  und 
Gollaudirungen. 

Was  die  Betriebs-  und  Trans- 
portangelegenheiten  betrifft,  so 
wurden  unter  dem  2.  April  1874,  Z.  9714, 
seitens  des  Handelsministeriums  einheit- 
liche Normen  über  die  Prüfung  und  Ge- 
nehmigung der  Fahrordnungs  -  Entwürfe 
erlassen.  [An  die  Stelle  dieser  Vorschriften 
traten  mit  Verordnung  des  Handelsmini- 
steriums vom  1.  April  1884,  Z.  616,  neue 
Bestimmungen.] 

Nicht  ohne  Interesse  ist  der  Handels- 
ministerial-Erlass  vom  8.  Juni  1874, 
Z.  42.158,  womit  zum  ersten  Male  der 
Versuch  unternommen  wurde,  einen  die 
Sicherheit  des  Betriebes  besser  gewähr- 
leistenden Dienstturnus  der  Bahn-  und 
Weichenwächter  durchzuführen. 

Mit  Erlass  des  Handelsministeriums 
vom  13.  Mai  1876,  Z.  1557,  wurden  in 
Abänderung  der  Bestimmungen  der  §§  35 
und  36  der  Eisenbahnbetriebs-Ordnung 
Bestimmungen  über  eine  einheitliche 
Fahrtrichtung  bei  doppelgleisigen  Bahnen, 
sowie  über  die  Vermeidung  des  Befahrens 
der  Weichen  gegen  die  Spitze  getroffen. 

Mit  dem  Erlasse  vom  18.  October  1876, 
Z.  30.048,  genehmigte  das  Handelsmini- 
sterium die  einen  bedeutsamen  Fortschritt 
darstellenden  Grundzüge  einheitlicher 
Vorschriften  für  den  Verkehrsdienst  auf 
Bahnen   mit   normalem  Betriebe. 

Mit  Verordnung  vom  10.  Februar  1877, 
R.-G.-Bl.  Nr.  10,  wurde  eine  neue  Signal- 
ordnung für  die  Eisenbahnen  Oesterreich- 
Ungarns  verlautbart. 
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Zahlreiche  Erlässe  aus  dieser  Periode 
behandeln  besondere  Massnahmen  zur 
Verhütung  von  Unfällen  sowie  die  Ein- 
richtung der  Betriebsmittel  insbesondere 
der  Locomotive. 

Unter  dem  10.  Juni  1874,  R.-G.-Bl. 
Nr.  74,  wurde  auf  Grund  des  Ergeb- 
nisses der  im  Jahre  1873  im  deutschen 
Reichs-Eisenbahnamte  zwischen  Vertre- 
tern der  österreichisch-ungarischen  und 
deutschen  Regierung  abgehaltenen  Be- 
rathungen  ein  neues  Betriebsreglement 
verlautbart. 

Mit  Gesetz  vom  30.  Mqrz  1875, 
R.-G.-Bl.  Nr.  42,  wurden  in  Abände- 
rung des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1871, 
R.-G.-Bl.  Nr.  39,  Personenfahrkarten  von 
Tramway-Unternehmungen,  welche  blos 
den  Localverkehr  vermitteln,  das  ist 
solchen,  welche  ihren  Geschäftsbetrieb 
auf  das  Gebiet  einer  Gemeinde  und  den 
Umkreis  einer  Meile  von  der  Grenze 
dieses  Gebietes  beschränken,  auch  wenn 
der  Fahrpreis  20  kr.  übersteigt,  als  be- 
dingt gebührenfrei  erklärt. 

Schon  in  den  §§  23  und  24  des 
Gesetzes  vom  29.  Juni  1868,  R.-G.-Bl. 
Nr.  118  [vgl.  Seite  57],  war  die  Verpflich- 
tung zur  Desinfection  der  zur  Viehbeför- 
derung verwendeten  Wagen  während  des 
Herrschens  von  Seuchen  ausgesprochen 
worden.  Indessen  machten  die  grossen 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Veterinär- 
medicin  und  Chemie  sowie  die  un- 
günstigen Verhältnisse  in  Oesterreich  es 
nothwendig,  ein  besonderes  Desinfections- 
Gesetz  zu  erlassen,  wie  solches  in  Deutsch- 
land schon  seit  dem  Jahre  1868  bestand. 
Ein  solches  Gesetz  wurde  unter  dem 
19.  Juli  1879,  R.-G.-Bl.  Nr.  108,  verlaut- 
bart und  statuirte  die  strenge  Ver- 
pflichtung der  Eisenbahnen  zur  allge- 
meinen Desinfection  der  zum  Viehtrans- 
porte verwendeten  Eisenbahnwagen  und 
sonstigen  Geräthe,  wie  Treppen,  Ram- 
pen u.  s.  w.  Bald  nach  dem  Zustande- 
kommen des  Desinfections  -  Gesetzes 
erschienen  Gesetze  über  die  Abwehr 
und  Tilgung  ansteckender  Thierkrank- 
heiten  [Gesetz  vom  29.  Februar  1880, 
R.-G.-Bl.  Nr.  35]  und  über  die  Abwehr 
und  Tilgung  der  Rinderpest  [Gesetz  vom 
29.  Februar  1880,  R.-G.-Bl.  Nr.  37].  Nach 
ersterem    Gesetze    sind    Transporte    von 


Wiederkäuern  beim  Ein-  und  Ausladen 
ärztlich  zu  untersuchen;  nach  letzterem 
Gesetze  darf  die  Ein-  und  Ausladung 
von  Wiederkäuern  nur  in  den  hiezu  be- 
hördlich bestimmten  Stationen  erfolgen 
und  muss  der  Transport  mit  Viehpässen 
gedeckt  sein.  Die  Uebertretung  der 
gesetzlichen  Anordnungen  zieht  strenge 
Strafen  nach  sich. 

Bezüglich  der  Organisation  der 
staatlichen  Eisenbahnaufsichts- 
und Verwaltungsbehörden  ist  zu 
erwähnen,  dass  mit  a.  h.  EntSchliessung 
vom  25.  März  1875  die  Ernennung  eines 
General-Directors  des  österreichischen 
Eisenbahnwesens  im  Handelsministerium 
erfolgte.  Auf  Grund  a.  h.  EntSchliessung 
vom  16.  August  1875,  wurde  mit  Ver- 
ordnung des  Handelsministeriums  vom 
27.  August  1875,  R-.G.-Bl.  Nr.  116,  die 
General  -  Inspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  neu  organisirt.  Gleichfalls 
auf  Grund  a.  h.  Entschliessung  vom 
16.  August  1875  erfolgte  die  Errichtung 
der  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahn- 
bauten und  des  derselben  beigegebenen 
Rechnungsdepartements.  Mit  Verfügung 
des  Handelsministeriums  vom  19.  Januar 

1877,  Z.  33,  wurde  behufs  beschleunigter 
Prüfung  der  rückständigen  Betriebsrech- 
nungen garantirter  Bahnen  unter  Berück- 
sichtigung der  mit  dem  Finanzministe- 
rium einvernehmlich  festgestellten  Grund- 
sätze eine  eigene  Commission  [Garan- 
tie-Rechnungs-Commission]  ins  Leben 
gerufen,  welche  aus  dem  General- Director 
des  österreichischen  Eisenbahnwesens  als 
Vorsitzenden  und  Vertreter  des  Handels- 
ministeriums, dann  aus  Vertretern  des 
Finanzministeriums  und  der  General-In- 
spection  zu  bestehen  hatte.  Endlich  ver- 
dient bemerkt  zu  werden,  dass  mit  Rück- 
sicht auf  mancherlei  bei  den  Verwaltungen 
der  Privatbahnen  zu  Tage  getretene  Un- 
zukömmlichkeiten, den  bei  den  Privat- 
bahnen bestellten  landesfürstlichen  Com- 
missären  strengere  Directiven  ertheilt 
wurden. 

4.  Erneuerung  des  Ausgleichs  mit 
Ungarn. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  Juni 

1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  62,  wurde   das    mit 
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der  ungarischen  Regierung  geschlossene 
Zoll-  und  Handelsbündnis  bis  31.  De- 
cember   1887  erneuert. 

Die  Bestimmungen  des  Letztern  stim- 
men, soweit  das  Eisenbahnwesen  in  Frage 
kommt,  mit  jenen  des  ursprünglichen 
Zoll-  und  Handelsbündnisses  im  Wesent- 
lichen überein ;  nur  dem  Artikel  VIII, 
welcher  ausspricht,  dass  die  bestehenden 
Eisenbahnen  in  beiden  Ländergebieten 
nach  einheitlichen  Grundsätzen  verwaltet 
und  nach  gleichartigen  Bau-  und  Betriebs- 
normen eingerichtet  werden  sollen,  wurde 
die  Bestimmung  hinzugefügt,  dass  die 
Regelung  des  Baues  und  Betriebes  von 
Localbahnen,  sofern  dieselben  die  Grenze 
eines  Ländergebietes  nicht  überschreiten, 
jedem  der  beiden  Ländergebiete  selb- 
ständig vorbehalten  bleibe.  Im  Zusam- 
menhange mit  dem  neuen  Zoll-  und  Han- 
delsbündnis wurde  zufolge  Handelsmini- 
sterial-Erlasses  vom  28.  Juni  1878,  Z.  1026, 
vereinbart,  dass  das  provisorische  Ueber- 
einkommen  ddto.  Wien  29.  Juli,  Ofen  28. 
August  1868,  auch  weiterhin  und  inso- 
lange  in  Kraft  bleiben  solle,  als  dasselbe 
nicht  im  Einverständnisse  beider  Regie- 
rungen abgeändert  wird. 


5.  Staatsverträge. 

In  diese  Periode  fallen  u.  A.  der 
Staatsvertrag  mit  R  u  s  s  1  a  n  d  vom 
6./18.  Mai  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  20  ex  1870, 
über  den  Anschluss  bei  Wotoczyska  und 
das  Uebereinkommen  vom  9-/2 1 .  November 
1871,  über  den  Anschluss  in  Radziwilöw. 
Erwähnenswerth  aus  diesen  Verträgen  sind 
die  Festsetzungen  bezüglich  der  Spur- 
weite [nissische  Spur  5  englische  Fuss, 
österreichische  Spur  4  Fuss  8x/2  Zoll 
englisch  =  4'  9"  10"'  österreichisches 
Mass]  die  Bestimmungen  über  die  gleiche 
Behandlung  der  beiderseitigen  Staatsange- 
hörigen, über  die  thunlichste  Erleichterung 
der  Zoll-  und  Passformalitäten,  ferner  über 
die  Austragung  von  Streitigkeiten  zwischen 
den  beiderseitigen  Eisenbahnen.  Die  Re- 
gierungen werden  in  solchen  Fällen  die 
Entscheidung  der  Streitangelegenheit  von 
Amtswegen  übernehmen  und  nach  gegen- 
seitigem Einvernehmen  die  erforderlichen 
Massregeln  ergreifen. 


Zu  erwähnen  sind  ferner  die  Con- 
ventionen  mit  Bayern  vom  4.  Juni  1867, 
R.-G.-Bl.  Nr.  92  ex  1867,  wegen  des  An- 
schlusses bei  Braunau,  vom  30.  März  1873, 
R.-G.-Bl.  Nr.  107,  über  die  Anschlüsse 
in  Eisenstein  und  Kuschwarda  und  vom 
16.  Mai  1877,  R.-G.-Bl.  Nr.  82,  über  die 
Einmündung  der  Fichtelgebirgsbahn  in 
Eger,  mit  Bayern  und  der  Schweiz 
vom  27.  August  1870,  R.-G.-Bl.  Nr.  13 
ex  1871,  wegen  Herstellung  der  Eisen- 
bahn von  Lindau  über  Bregenz  nach 
St.  Margarethen  und  von  Feldkirch  nach 
Buchs,*)  mit  Preussen  vom  27.  August 
1866  über  die  Anschlüsse  bei  Liebau  und 
Mittelwalde,  vom  5.  August  1867,  R.-G.-Bl. 
Nr.  1 28,  über  die  Eisenbahn-Verbindung 
Landshut  -  Schwadowitz  und  Wilden- 
schwerdt-Glatz,  vom  21.  März  1872, 
R.-G.-Bl.  Nr.  116  und  118,  betreffend 
die  Herstellung  der  Eisenbahn- Verbin- 
dung Reichenberg  -  Görlitz,  beziehungs- 
weise Jägerndorf- Leobschütz  und  Olbers- 
dorf-Neisse,  vom  2.  März  1877,  R.-G.-Bl. 
Nr.  22,  über  den  Anschluss  der  Bahn 
Chotzen  -  Halbstadt  [bemerkenswerth  ist, 
dass  in  diesem  Staatsvertrag  für  ein- 
zelne Massenartikel  in  ganzen  Wagen- 
ladungen auf  grösseren  Entfernungen 
bestimmte  Tarifsätze  verabredet  sind], 
ferner  mit  Rumänien  vom  10./22.  Fe- 
bruar 1873,  R.-G.-Bl.  Nr.  42  ex  1881, 
über  den  Anschluss  bei  Suczawa  [Itzkany], 
dann  vom  31.  Mai  1874  über  die  An- 
schlüsse in  Verciorova  [Orsova]  und 
Predeal.  Unterm  24.  December  1870, 
R.-G.-Bl.  Nr.  62  ex  1871,  wurde  mit 
Sachsen    ein    Staats  vertrag,    betreffend 


*)  Von  Interesse  ist  die  Bestimmung  des 
Schlussprotokolles  zu  diesem  Staatsvertrage, 
wonach  durch  die  Zusicherung  gleicher  Be- 
handlung der  beiderseitigen  Staatsangehöri- 
gen hinsichtlich  der  Beförderungsweise  ledig- 
lich einer  tendenziösen  Begünstigung  oder  Be- 
nachtheiligung des  Verkehrs  der  Angehörigen 
des  einen  oder  anderen  Staates  vorgebeugt 
werden  soll,  dass  dadurch  aber  weder  Aen- 
derungen  im  Tarife  oder  Transporterleich- 
terungen für  gewisse  Warenclassen  oder 
Warenmengen  noch  auch  für  gewisse  Strecken 
ausgeschlossen  werden,  sofern  solche  nur  für 
alle  Angehörigen  der  contrahirenden  Staaten, 
welche  sich  in  der  Lage  befinden,  davon  Ge- 
brauch machen  zu  können,  in  gleicher  Weise 
in  Anwendung  gebracht  werden,  dass  ferner 
die  Anwendung  von  Differentialtarifen  nicht 
ausgeschlossen  sein  soll. 
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Abänderungen  des  Zittau- Reichenberger 
Vertrages,  sowie  die  Zulassung  der  An- 
schlüsse Dux-Pirna-Karlsbad-Johann-Geor- 
genstadt,  und  Dux-Klingenberg  [Freiberg] 
abgeschlossen.  Weiter  fallen  in  diese 
Periode  mehrere  Vereinbarungen  mit  Ita- 
lien, so  zunächst  jene  vom  29.  Februar 
1876,  R.-G.-Bl.  Xr.  37,  betreffend  den  Ver- 
kauf des  oberitalienischen  Netzes  an  die  ita- 
lienische Regierung.  Dieser  Staatsvertrag 
enthält  auch  eine  Bestimmung  dahin- 
gehend, dass  sich  die  beiden  Regierungen 
verpflichten,  die  Erbauung  von  Eisen- 
bahnen, welche  zur  directen  Verbindung 
zwischen  den  österreichisch-ungarischen 
und  italienischen  Eisenbahnnetzen  dienen 


sollen,  auf  ihren  Gebieten  zu  begünsti- 
gen, unter  der  Bedingung  jedoch,  dass 
die  zu  concessionirenden  Linien  die 
Finanzen  des  Staates  in  keiner  Weise 
belasten.  Ein  weiterer  Staatsvertrag  mit 
Italien  vom  2.  October  1879,  R.-G.-Bl. 
Xr.  153,  regelt  die  Anschlüsse  in  Ala, 
Cormons  und  Potafel. 

Bemerkt  zu  werden  verdient,  dass 
die  aus  dieser  Periode  stammenden 
Staats  vertrage  über  internationale  An- 
schlüsse zumeist  schon  von  der  Zusammen- 
legung des  Dienstes  in  einen  gemein- 
samen Grenzbahnhof  absehen  und  den  Bau 
zweier  getrennter  Grenzbahnhöfe  auf  den 
beiderseitigen    Staatsgebieten    vorkehren. 


Vierte  Periode   1880  — 1898. 


Dem  Entwicklungsgange  der  österrei- 
chischen Eisenbahn  -  Gesetzgebung  seit 
dem  Jahre  1880  geben  zwei  Momente 
ein  charakteristisches  Gepräge,  und  zwar 
einerseits  die  Schaffung  eines  staatlichen 
Eisenbahnnetzes  durch  Ankauf  [Betriebs- 
Uebemahme]  bestehender  sowie  Bau 
neuer  Bahnen  auf  Staatskosten,  anderer- 
seits die  Fürsorge  für  den  Bau  von 
Bahnen  untergeordneter  Bedeutung. 

/.  Die   YcrstaatUchungs-Action. 

Dieselbe  nahm  die  Thätigkeit  der  Re- 
gierung sowie  jene  der  gesetzgebenden 
Körperschaften  in  hohem  Masse  in  An- 
spruch. Es  handelte  sich  hiebei  zunächst  um 
zahlreiche  Einzelgesetze  über  die  Erwer- 
bung, beziehungsweise  Betriebsübernahme 
von  Privatbahnen,  deren  jedes  eine 
grosse  finanzielle  Tragweite  besass  und 
die  Lösung  vielfacher  verwickelter  Rechts- 
verhältnisse in  sich  schloss.  Die  erste 
Verstaatlichungs-Vorlage,  welche  dem 
Abgeordnetenhause  zukam,  betraf,  wenn 
man  von  dem  vorausgegangenen  Ankaufe 
einiger  kleinerer  nothleidend  gewesener 
Bahnen  [Dniesterbahn,  Braunau  -  Strass- 
walchener  Bahn  und  der  niederöster- 
reichischen Südwestbahnen]  absieht,  die 
Kaiserin  Elisabeth  -  Bahn.  In 
dem  bezüglichen  Motivenberichte  ist 
darauf    hingewiesen,     dass    das    Gesetz 


vom  14.  December  1877,  R.-G.-Bl. 
Xr.  1 1 2,  die  Richtung  bezeichnet  habe, 
in  welcher  die  Regierung  auf  eisenbahn- 
politischem Gebiete  vorzugehen  hätte. 
Die  Regierung  erklärte  zugleich,  dass  sie 
ihrerseits  an  der  mit  dem  Gesetze  vom 
14.  December  1877  eingeschlagenen  Rich- 
tung consequent  festhalte  und  sich  die 
Durchführung  dieses  Gesetzes  zum  Ziele 
setze ;  sie  sei  demgemäss  wegen  Erwerbung 
der  Kaiserin  Elisabeth  -  Bahn,  deren 
Linien  den  Hauptbestandtheil  der  den 
Verkehr  des  Reichscentrums  mit  den 
westlichen  Xachbarländem  vermitteln- 
den Bahngruppe  bilden,  in  Verhand- 
lungen getreten,  welche  am  24.  De- 
cember 1880  zur  Unterzeichnung  eines 
Protokollar  -  Uebereinkommens  geführt 
haben.  Bei  diesem  Uebereinkommen 
seien,  soweit  nur  immer  thunlich,  die 
principiellen  Grundlagen  zur  Anwendung 
gebracht  worden,  welche  das  Gesetz  vom 
14.  December  1877  für  vorläufige  Ver- 
einbarungen über  den  Ankauf  garantirter 
Bahnen  vorsieht.  Eine  Abweichung  sei  nur 
insoferne  nicht  zu  vermeiden  gewesen,  als 
von  einem  sofortigen  Ankaufe  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  mit  Rücksicht  auf  die 
bekannten  Couponprocesse  abgesehen 
werden  musste.  Der  Staat  sollte  sohin 
nur  den  Betrieb  der  Bahn  auf  eigene 
Rechnung  gegen  Zahlung  der  der  je- 
weiligen Jahreslast  der  Prioritäts-Anlehen 
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entsprechenden  Annuitäten  und  einer 
zur  Dividenden-Vertheilung  an  die  Actio- 
näre  bestimmten  steuerfreien  Jahresrente 
mit  dem  Vorbehalte  übernehmen,  die  Bahn 
jederzeit  gegen  Uebernahme  der  Prioritäts- 
schulden und  Bezahlung  des  Einlösungs- 
preises in  5°/0igen,  steuerfreien,  hinter  den 
Prioritäts-AnleheneinzuverleibendenEisen- 
bahn-Schuldverschreibungen  einzulösen. 
Der  Staat  sollte  sich  verpflichten,  von  dem 
Einlösungsrechte  Gebrauch  zu  machen,  so- 
bald die  Gesellschaft  in  die  Lage  kommen 
werde,  ihm  dafür  Sicherheit  zu  bieten,  dass 
ihn  als  Uebernehmer  der  Prioritätsschuld 
eine  grössere  Belastung,  als  die  Bezahlung 
von  177  Reichsmark  für  je  100  fl.  ö.  W. 
in  Silber  des  Nominähverthes  nicht  treffen 
werde. 

Der  Gesetzentwurf  wurde  von  beiden 
Häusern  angenommen  und  als  Gesetz 
vom  23.  December  1881,  R.-G.-Bl.  Nr.  141, 
verlautbart. 

Weitere  Verstaatlichungs-Gesetze  folg- 
ten unter  dem  8.  April  1884,  R.-G.-Bl. 
Nr.  51,  rücksichtlich  der  Kaiser  Franz 
Josef- Bahn,  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn  und  Vorarlberg  er  Bahn, 
unter  dem  8.  Juni  1884,  R.-G.-Bl.  Nr.  91, 
rücksichtlich  der  Eisenbahn  Pilsen- 
Priesen  [Komotau],  unter  dem  26.  De- 
cember 1884,  R.-G.-Bl.  Nr.  201,  rück- 
sichtlich der  Albrecht-Bahn,  unter  dem 
11.  April  1886,  R.-G.-Bl.  Nr.  66,  rück- 
sichtlich der  Prag-  Duxer  und  Dux- 
Bodenbacher  Eisenbahn,  unter  dem 
25.  Mai  1889,  R.-G.-Bl.  Nr.  82,  rück- 
sichtlich der  österreichischen  Linien  der 
Ungarisch-Galizischen  Bahn  und 
der  Ungarischen  Westbahn,  unter 
dem  25.  November  1891,  R.-G.-Bl.  Nr.  164, 
rücksichtlich  der  Carl  Ludwig-Bahn, 
unter  dem  4.  Juli  1892,  R.-G.-Bl.  Nr.  119, 
rücksichtlich  der  Eisenbahn  Eisenerz- 
Vordernberg,  unter  dem  27.  December 
1893,  R.-G.-Bl.  Nr.  199,  rücksichtlich  der 
Linien  der  Oesterreichischen  Localbahn- 
Gesellschaft,  unter  dem  27.  December 

1 893,  R.-G.-Bl.  Nr.  1  o  ex  1 894,  rücksichtlich 
der  Eisenbahn Czernowit z-N owosie- 
litza,  unter  dem  27.  December  1893, 
R.-G.-Bl.  Nr.  10  ex  1894,  rücksichtlich 
der  Lemberg-Czernowitz-Jassy- 
B  a  h  n,  endlich  unter  dem   1 1 .  December 

1894,  R.-G.-Bl.  Nr.  229,  rücksichtlich  der 


Böhmischen  Westbahn,  Mähri- 
schen Grenzbahn  sowie  der  M ä h- 
risch-Schlesischen  Centralbahn. 

Diejenigen  Bahnen,  welche  sich  rück- 
sichtlich der  Prioritätsschulden  in  gleicher 
Lage  wie  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn 
befanden,  gingen  ebenso  wie  Letztere  zu- 
nächst nur  in  den  Betrieb  des  Staates 
für  Rechnung  desselben  über,  und  behielt 
sich  der  Staat  das  Einlösungsrecht  unter 
ähnlichen  Voraussetzungen  vor,  wie  solche 
in  dem  Gesetze  über  die  Verstaatlichung 
der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  festgesetzt 
waren.  Zugleich  übernahmen  die  betreffen- 
den Bahnen  die  Verpflichtung,  eine  Con- 
vertirung  ihrer  Prioritäts- Obligationen 
unter  von  der  Regierung  festzustellenden 
Bedingungen  durchzuführen. 

Weitere,  mit  der  Durchführung  des 
Staatsbahn  -  Systems  zusammenhängende 
Gesetze  betreffen  den  Bau  von  Eisen- 
bahnen auf  Staatskosten.  Die  ersten 
derartigen  Gesetze  ordneten  den  Bau  der 
Tarnöw-Leluchöwer  Bahn  [Gesetz  vom 
22.  April  1873,  R.-G.-Bl.  Nr.  60] 
und  der  Istrianer  Bahn  [Gesetz  vom 
10.  April  1873,  R.-G.-Bl.  Nr.  79]  an.  Es 
folgte  in  den  späteren  Jahren  eine  statt- 
liche Reihe  weiterer  Gesetze,  mit  welchen 
die  Regierung  zum  Baue  neuer  Eisen- 
bahnlinien auf  Staatskosten  ermächtigt 
wurde,  darunter  die  Gesetze  vom  7.  und 
30.  Mai  1880,  R.-G.-Bl.  Nr.  48  und  58, 
betreffend  den  Bau  der  Arlbergbahn. 
Bemerkenswerth  sind  ferner  die  Gesetze 
vom  I.Juni  und  25.  November  1883  [R.- 
G.-Bl.  Nr.  103  und  173],  betreffend  die 
Herstellung  einer  Abzweigung  der  Istrianer 
Bahn  von  Herpelje  nach  Triest,  beziehungs- 
weise der  Böhmisch- Mährischen  Transver- 
salbahn. Durch  diese  Gesetze  wurde  die 
Staatsverwaltung  u.  A.  ermächtigt,  mit  der 
Südbahn  bezüglich  der  Strecke  Laibach 
Divaca,  und  mit  den  in  die  Hauptrichtung 
der  Böhmisch-Mährischen  Transversalbahn 
fallenden  Bahnen  bezüglich  Benützung  der 
fremden,  zwischenliegenden  Strecken  ein 
Abkommen  zu  treffen,  und  in  Ermangelung 
eines  solchen  die  Einräumung  dieser  Mit- 
benutzung als  ein  dingliches  Recht  im 
Enteignungsweg  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Dieser  erzwungene  Mitbetrieb  kam  nicht 
zur  Durchführung,  und  hat  sich  die  Staats- 
bahn-Verwaltung, was  den  Mitbetrieb  auf 
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der  Strecke  Laibach-Divaca  anbelangt, 
diesen  in  gleicher  Weise  wie  schon  früher 
bezüglich  der  Strecke  Wörgl-Innsbruck 
im  Wege  gütlicher  Vereinbarung  mit  der 
Südbahn  gesichert. 

Organisation  der  Staatsbahnen. 
Im  Zusammenhange  mit  der  fortschrei- 
tenden Ausgestaltung  des  Staatseisenbahn- 
netzes durch  Verstaatlichung  von  Privat- 
bahnen und  Bau  neuer  Staatsbahnlinien 
musste  auch  für  eine  entsprechende  Ein- 
richtung der  Verwaltung  der  Staatseisen- 
bahnen und  der  vom  Staate  betriebenen  Pri- 
vatbahnen vorgesorgt  werden.  Zunächst 
wurden  im  Jahre  1882  auf  Grund  der 
kaiserlichen  Entschliessung  vom  24.  Fe- 
bruar 1882  [Verordnung  des  Handels- 
ministeriums vom  26.  Februar  1882, 
R.-G.-Bl. Nr.  35]  »Grundzüge  fürdieOrga- 
nisation  des  Staatsbetriebes  auf  den  west- 
lichen Staatsbahnen  und  der  vom  Staate 
betriebenen  Privatbahnen«  erlassen.  Der 
Betrieb  und  die  Verwaltung  oblag  danach 
einer  dem  Handelsministerium  unterge- 
ordneten Central-Verwaltungsstelle  unter 
der  Bezeichnung:  »K.  k.  Direction  für 
Staatseisenbahn-Betrieb  in  Wien.«  Der 
letzteren  wurde  ein  Beirath  unter  der 
Bezeichnung:  »Staatseisenbahn  -  Rath« 
beigegeben,  welcher  berufen  war,  in 
wichtigen,  die  Interessen  des  Handels, 
der  Industrie  und  der  Landwirthschaft 
berührenden  Fragen  des  Staatseisenbahn- 
Betriebes,  wie  auch  über  besondere  Auf- 
forderung des  Handelsministers,  in  der- 
artigen Fragen  des  Eisenbahnwesens 
überhaupt  sein  Gutachten  abzugeben. 
Als  Mittelstellen  des  executiven  Dienstes 
wurden  Ober-Bahnbetriebsämter  bestellt. 
Im  Jahre  1884  trat  auf  Grund  a.  h.  Ent- 
schliessung vom  8.  Juni  [Verordnung  des 
Handelsministeriums  vom  27.  Juni  1884, 
R.-G.-Bl.  Nr.  103]  eine  neue  Organisation 
der  Staatseisenbahn- Verwaltung  in  Kraft, 
und  wurde  an  Stelle  der  Direction  für 
Staatseisenbahn  -  Betrieb  eine  General- 
Direction  der  österreichischen  Staats- 
bahnen errichtet;  der  dem  Handels- 
minister beigegebene  Staatseisenbahn- 
Rath  wurde  zur  Begutachtung  volks- 
wirtschaftlicher Fragen  im  Bereiche  des 
Eisenbahn-Verkehrswesens  überhaupt  be- 
rufen. Zur  Leitung  des  äusseren  Dienstes 
wurden  in  Unterordnung  unter  die  General- 


Direction  Eisenbahnbetriebs  -  Directionen 
bestellt,  und  mit  ziemlich  ausgedehnten 
Competenzen  ausgestattet.  Diese  Organi- 
sation blieb  mit  einzelnen  Abänderungen 
bis  zu  der  im  Jahre  1896  erfolgten  Er- 
richtung eines  besonderen  Eisenbahn- 
Ministeriums   in  Wirksamkeit. 

Besteuerung  der  Staats- 
bahnen. Mit  dem  Fortschreiten  der 
Verstaatlichung  musste  an  die  Regelung 
der  immer  dringender  werdenden  Frage 
bezüglich  der  Besteuerung  der  Staats- 
bahnen geschritten  werden.  Ursprünglich 
wurden  nämlich  die  im  Eigenthume  des 
Staates  befindlichen  Eisenbahnen  bezüg- 
lich des  aus  dem  Betriebe  resultirenden 
Ertrages  einer  Besteuerung  nicht  unter- 
zogen. Diese  Freilassung  von  der  Erwerb- 
und  Einkommensteuer  gründete  sich  ins- 
besondere auf  den  Erlass  des  Finanz- 
ministeriums vom  23.  September  1852, 
Z.  4091/F.-M.,  wonach  Staatseisenbahnen, 
da  sie  aus  höheren  politischen  Rücksichten 
vom  Staate  übernommen  oder  ausgeführt 
werden,  den  Staatsmonopolen  und  Rega- 
lien in  Ansehung  der  Besteuerung  gleich- 
zustellen, sonach  weder  der  Erwerb-,  noch 
der  Einkommensteuer  zu  unterziehen  sind. 

Demzufolge  wurde  auch  die  Erwerb- 
und  Einkommensteuer  der  seitens  des 
Staates  von  Privat-Gesellschaften  in 
sein  Eigenthum  erworbenen  Eisenbahn- 
Unternehmungen  nach  Massgabe  des 
Zeitpunktes  der  Eigenthums-Erwerbung 
in  Abfall  gebracht,  und  hatte  eine  weitere 
Besteuerung  nicht  mehr  platzzugreifen. 

Durch  den  Wegfall  der  Erwerb-  und 
Einkommensteuer  von  den  vom  Staate 
aus  dem  Privatbesitze  erworbenen  Eisen- 
bahnen entfiel  aber  auch  für  die  Länder 
und  Gemeinden,  in  welchen  bisher  diese 
Steuern  in  Vorschreibung  standen,  der 
Bezug  der  auf  dieselben  umgelegten 
Zuschläge,  wodurch  die  betroffenen 
autonomen  Körperschaften  einen  nicht 
unbedeutenden  Entgang  an  bisher  mit 
ziemlicher  Regelmässigkeit  eingeflossenen 
Einnahmen  erlitten. 

Dieser  Entgang  bestimmte  die  Ver- 
tretungen der  betheiligten  Länder  und 
Städte,  sich  mit  Petitionen  an  beide 
Häuser  des  Reichsrathes  und  an  die 
Regierung  zu  wenden,  damit  im  Gesetz- 
gebungswege erwirkt  werde: 
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1.  dass  die  Staatsverwaltung  von  den 
in  ihr  Eigenthum  oder  in  ihren  Betrieb 
übergehenden  Eisenbahnen  ohne  Unter- 
schied, ob  solche  Bahnen  beim  Ueber- 
gange  an  den  Staat  bereits  steuerpflichtig 
waren,  oder  durch  specielle  Gesetze  von 
der  Entrichtung  der  Staatssteuer  befreit 
sind,  selbständige  Landes-  und  Gemeinde- 
abgaben zu  entrichten  habe,  welche 
nach  den  bisherigen  für  Privateisenbahn- 
Unternehmungen  geltenden  Steuergesetzen 
bemessen  werden  sollten; 

2.  dass  die  Vertheilung  dieser  Landes- 
und Gemeindeabgaben  auf  die  einzelnen 
Länder  und  Gemeinden  auf  Grundlage 
des  Gesetzes  vom  8.  Mai  1869,  R.-G.- 
Bl.  Nr.  61,  stattzufinden  habe; 

3.  dass  bis  zum  Erlasse  eines  solchen 
Gesetzes  den  Ländern  und  Gemeinden, 
welche  infolge  der  bereits  erfolgten  oder 
zu  gewärtigenden  Verstaatlichung  von 
Privateisenbahnen  Ausfälle  an  Steuer- 
umlagen erleiden,  eine  Entschädigung 
durch  Zuwendung  eines  den  bisher  be- 
zogenen Umlagen  [nach  dem  Durch- 
schnitte der  letzten  drei  Jahre  des  Privat- 
betriebes der  Bahnen  berechnet]  gleich- 
kommenden Betrages  aus  Staatsmitteln 
gewährt  werde. 

Zu  diesen  Petitionen  gesellten  sich 
solche  von  anderen  Gemeinden  und 
Körperschaften  mit  theilweise  ab- 
weichenden, namentlich  die  Vertheilung 
der  Steuervorschreibung  betreffenden  Be- 
gehren. Die  Regierung  verkannte  nicht, 
dass  durch  den  Entgang  an  Steuer- 
zuschlägen infolge  der  Verstaatlichung  von 
Privatbahnen  die  betroffenen  autonomen 
Körperschaften  eine  mehr  oder  minder 
empfindliche  Störung  in  der  Bedeckung 
ihrer  Erfordernisse  erleiden  können, 
und  erachtete  den  Interessen  der  be- 
troffenen Länder  und  Gemeinden  aus 
Billigkeits-Rücksichten  durch  Aufgebung 
des  Principes,  dass  die  Staatseisenbahnen 
als  Staatsregale  zu  behandeln  seien  und 
durch  ihre  Gleichstellung  mit  den  Privat- 
eisenbahnen in  Beziehung  auf  die  Steuer- 
behandlung im  Wege  der  Vorlage  eines 
entsprechenden  Gesetzentwurfes  Rechnung 
tragen  zu  sollen.  Der  Gesetzentwurf  wurde 
von  beiden  Häusern  des  Reichsrathes  an- 
genommen und  als  Gesetz  vom  ig.  März 
1887,  R.-G.-Bl.  Nr.  33,  verlautbart. 


Im  §  1  dieses  Gesetzes  wird  die  Er- 
werb- und  Einkommensteuerpflicht  sämmt- 
licher  im  Eigenthume  des  Staates  befind- 
lichen Eisenbahnen,  und  zwar  bezüglich 
der  aus  dem  Privatbesitze  erworbenen 
Eisenbahnen  vom  Zeitpunkte  der  Eigen- 
thumsübernahme  an,  daher  mit  rückwir- 
kender Kraft  normirt,  wodurch  eine  Unter- 
brechung in  dem  Bezüge  der  Steuerzu- 
schläge für  die  betroffenen  autonomen 
Körperschaften  hintangehalten  wurde. 

Im  §  2  wurden  die  zeitlichen  Be- 
freiungen von  der  Erwerb-  und  Ein- 
kommensteuer für  die  im  Eigenthume  des 
Staates  befindlichen  Eisenbahnen  fest- 
gestellt. Für  die  vom  Staate  aus  dem 
Privatbesitze  übernommenen  oder  noch  zu 
erwerbenden  Eisenbahnen  wird  die  Fort- 
dauer der  denselben  durch  Specialgesetze 
[Concessionen]  gewährten  zeitlichen 
Steuerbefreiung  für  die  im  Zeitpunkte 
der  Eigenthums-Uebertragung  noch  nicht 
abgelaufene,  gesetzlich  bestimmte  Frist 
sowie  auch  den  vom  Staate  selbst  ge- 
bauten und  in  eigener  Regie  oder  von 
Fremden,  für  seine  Rechnung  betriebenen 
Staatsbahnen  jene  zeitliche  Steuerbefreiung 
gesichert,  welche  denselben  als  Privat- 
bahnen hätte  gewährt  werden  können. 
[Das  ist  30  Jahre  vom  Tage  der  Be- 
triebseröffnung.] 

Es  wurde  somit  durch  das  Gesetz  be- 
züglich der  verstaatlichten  Eisenbahnen 
nur  der  durch  die  Concessions-Urkunden 
begründete  Rechtszustand  in  Absicht  auf 
die  Steuerzahlungspflicht  aufrechterhalten, 
und  auf  die  Verlängerungen  der  zeit- 
lichen Steuerfreiheit  einzelner  Bahnstrecken 
auf  die  ganze  Concessionsdauer,  welche 
in  den  mit  den  Gesetzen  vom  23.  De- 
cember  1881,  R.-G.-Bl.  Nr.  141,  und 
vom  8.  April  1884,  R.-G.-Bl.  Nr.  51, 
sanctionirten  Uebereinkommen  stipulirt 
wurden,  verzichtet,  bezüglich  der  vom 
Staate  selbst  ohnehin  nur  im  öffentlichen 
volkswirthschaftlichen  Interesse  und  ohne 
Absicht  auf  Gewinn  gebauten  Eisen- 
bahnen aber  den  betreffenden  Ländern 
und  Gemeinden  ein  Einkommen  für  eine 
mehr  minder  nahe  Zeit  zugesichert,  auf 
welches  dieselben  einen  Anspruch  bis 
dahin  nicht  erheben  konnten. 

Die  Frage  der  Verstaatlichung 
der     Kaiser     Ferdinands -Nord- 
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bahn.  Je  näher  der  Zeitpunkt  des 
Erlöschens  des  Nordbahn-Privilegiums 
[4.  März  1886]  heranrückte,  umso  leb- 
hafter wurde  die  Bewegung,  welche  dahin 
gerichtet  war,  dass  das  Privilegium  der 
Nordbahn  nicht  mehr  erneuert  werde, 
vielmehr  eine  Verstaatlichung  des  Unter- 
nehmens platzgreife.  Die  Frage,  ob  die 
Nordbahn  einen  concessionsmässigen  An- 
spruch auf  die  Verlängerung  der  Con- 
cession  besitze,  war  eine  höchst  bestrittene. 
Die  Regierung  holte  ein  Rechtsgutachten 
des  Präsidenten  des  Obersten  Gerichts- 
hofes ein,  welches  dahin  ging,  dass  die 
Nordbahn  zwar  einen  Rechtstitel  auf  die 
Verleihung  einer  neuen  Concession  nicht 
besitze,  dass  ihr  aber  das  Eigenthum 
des  Bahnkörpers  nach  Ablauf  der  Privi- 
legiumsdauer  verbleibe  und  dass  es  an 
gesetzlichen  Anhaltspunkten  für  die  Er- 
werbung der  Bahnanlage  seitens  des 
Staates  im  Expropriationswege  fehle, 
dass  für  diesen  Fall  ein  besonderes  Ent- 
eignungsgesetz geschaffen  werden  müsste 
und  die  Entschädigung  im  Falle  der 
Enteignung,  ungeachtet  des  Erlöschens 
des  Betriebsrechtes  der  Nordbahn,  vom 
Richter  nicht  nach  dem  Herstellungswerth, 
sondern  jedenfalls  unter  Berücksichtigung 
des  Nutzwerthes,  also  des  Ertrages  im 
Falle  der  Ausübung  des  Betriebes,  be- 
messen werden  müsste.  Unter  diesen 
Umständen  glaubte  die  Regierung  von 
einer  Verstaatlichung  der  Nordbahn  im 
Wege  der  Enteignung  absehen  zu  sollen. 
Auch  von  einer  sofortigen  Erwerbung  im 
Wege  freier  Vereinbarung  wurde  wohl 
hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die  mit 
der  Erneuerung  des  Privilegiums  für  den 
Staat  erreichbaren  augenblicklichen  finan- 
ziellen Vortheile  Abstand  genommen  und 
mit  der  Verwaltung  der  Nordbahn  ein 
Uebereinkommen  wegen  Erneuerung  der 
Concession  abgeschlossen. 

Das  erste  mit  der  Gesellschaft  ge- 
schlossene und  dem  Abgeordnetenhause 
vorgelegte  Uebereinkommen  vom  10.  Ja- 
nuar 1885  wurde  infolge  der  vielfachen 
Anfechtung,  die  dasselbe  erfuhr,  von  der 
Regierung  zurückgezogen  und  ein  neues 
Uebereinkommen  geschlossen.  Dieses 
wurde  vom  Eisenbahn-Ausschusse  des 
Abgeordnetenhauses  in  wesentlichen 
Punkten    abgeändert,    mit    noch    weiter- 


gehenden, die  Vorlage  des  Ausschusses 
vollständig  umgestaltenden  Veränderun- 
gen vom  Plenum  des  Abgeordnetenhauses 
mit  einer  kleinen  Majorität  angenommen, 
und  nachdem  das  Herrenhaus  den  Be- 
schlüssen des  Abgeordnetenhauses  bei- 
getreten war,  in  der  so  geänderten  Form 
mit  Gesetz  vom  6.  September  1885, 
R.-G.-Bl.  Nr.  122,  genehmigt.  In  der  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  der  Nordbahn 
ertheilten  neuen  Concession  sind  weit- 
gehende Zugeständnisse  für  den  Staat 
vorbehalten,  so  unter  Anderem  das  Ein- 
lösungsrecht ab  1904,  der  unentgeltliche 
Heimfall  nach  Ablauf  der  Concessions- 
dauer,  die  Antheilnahme  am  Reingewinne, 
ein  weitgehendes  Tarif-  Genehmigungs-, 
beziehungsweise  Tarif-  Herabsetzungs- 
recht, Mitbenützungsrechte  an  verschie- 
denen Linien  der  Nordbahn,  die 
Rückerstattung  der  Garantieschuld  der 
Mährisch-Schlesischen  Nordbahn  in  der 
Höhe  von  mehr  als  11,000.000  fl.  und 
die  Zahlung  eines  Pauschalbetrages  von 
rund  1,300.000  fl.  für  den  Aufschub  des 
Heimfallsrechtes  rücksichtlich  der  Strecken 
Floridsdorf-Jedlesee.  Gänserndorf-March- 
egg  und  Oderberg-Preussische  Grenze. 


2.  Die  Localbahii-Actioii. 

Das  Gesetz  vom  25.  Mai  1880, 
R.-G.-Bl.  Nr.  56.  Bereits  in  der  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  1 4.  October 
1879  war  von  mehreren  Abgeordneten 
ein  Antrag  eingebracht  worden,  welcher 
dahin  ging,  in  einem  Gesetzentwurfe  die 
Bedingungen  festzustellen,  unter  welchen 
der  Staat  allen  jenen  Gebieten,  die  durch 
den  Bau  von  Secundärbahnen  dem  wirth- 
schaftlichen  Niedergang  entrissen  werden 
könnten,  die  Herstellung  solcher  Bahnen 
zu  ermöglichen  wäre. 

Die  Regierung  gab  hierüber  die  Er- 
klärung ab,  dass  sie  vollständig  auf  dem 
Standpunkte  des  Antrages  stehe  und 
stellte  die  Einbringung  eines  Gesetzes 
in  Aussicht,  welches  alle  Zugeständnisse 
enthalten  werde,  die  der  Staat  beim 
Baue  von  Nebenbahnen  nach  Anschauung 
der  Regierung  einzuräumen  in  der  Lage 
sei.  Der  bezügliche  Gesetzentwurf  wurde 
schon  am  29.  November  1 879  eingebracht. 
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Der  Berichterstatter  im  Abgeordneten- 
hause hatte  den  Versuch  unternommen,  den 
Regierungsentwurf  auf  autonomistischer 
Grundlage  umzugestalten,  begegnete  je- 
doch heftigem  Widerspruch,  und  wurde 
die  Regierungsvorlage  vom  Eisenbahn- 
Ausschusse  zur  Grundlage  der  Special- 
debatte genommen. 

Auch  als  der  Gesetzentwurf  am 
6.  März  in  die  Plenarberathung  des  Ab- 
geordnetenhauses gelangte,  wurde  der- 
selbe von  mehreren  Seiten  bekämpft ;  vor 
Allem  war  es  der  Mangel  einer  Defini- 
tion des  Begriffes  »Localbahn«,  welcher 
zu  lebhaften  Erörterungen  Veranlassung 
gab.  Der  Gesetzentwurf  wurde  ferner  als 
ein  Curiosum  bezeichnet,  weil  derselbe 
in  Bezug  auf  die  Gewährung  der  im 
Gesetze  vorgesehenen  Begünstigungen 
und  Erleichterungen  einen  Verzicht  der 
Prärogative  der  gesetzgebenden  Körper 
zu  Gunsten  der  Regierung  enthalte. 
Dem  gegenüber  machte  der  Bericht- 
erstatter geltend,  dass  ein  solcher  Verzicht 
geleistet  werden  müsse,  wenn  die  Re- 
gierung überhaupt  etwas  Zweckmässiges 
zu  Stande  bringen  solle.  Eine  Begriffs- 
bestimmung sei  grundsätzlich  vermieden 
worden,  weil  man  bei  einer  solchen  leicht 
dazu  kommen  könnte,  dass  alles  nach  der 
Schablone  behandelt  werde,  und  dass  das, 
was  in  dieselbe  nicht  hineinpasse,  von  der 
Begünstigung  des  Gesetzes  ausgeschlossen 
werde.  Dem  Ausschuss  habe  aber  der  Ge- 
sichtspunkt vorgeschwebt,  dass  das  Gesetz 
überall  da  Anwendung  finden  solle,  wo  die 
Verhältnisse  dessen  Anwendung  gestatten. 

Im  April  1880  hatten  beide  Häuser 
den  Gesetzentwurf  mit  unwesentlichen 
Modifikationen  angenommen,  und  wurde 
das  Gesetz  unter  dem  25.  Mai  1880, 
R.-G.-Bl.  Nr.  55,  verlautbart.  Seine 
Giltigkeit  sollte  mit  31.  December  1882 
erlöschen,  wurde  jedoch  durch  die  Gesetze 
vom  26.  December  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  180, 
28.  December  1884,  R.-G.-Bl.  Nr.  203,  und 
zuletzt  durch  Gesetz  vom  29.  Juni  1886, 
R.-G.-Bl.  Nr.  104,  bis  Ende  1 886  verlängert. 

Durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1880, 
»betreffend  die  Zugeständnisse  und  Be- 
günstigungen für  die  Localbahnen«  wurde 
die  Regierung  ermächtigt,  bei  Concessio- 
nirung  neuer  Localbahnen  nicht  nur  in 
Bezug    auf    die    Vorarbeiten,    den    Bau 
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und  die  Ausrüstung  alle  thunlichen  Er- 
leichterungen zu  gewähren,  sondern  auch 
in  Bezug  auf  den  Betrieb  von  den  in 
der  Eisenbahnbetriebs  -  Ordnung  vom 
16.  November  185 1  und  sonst  vorge- 
schriebenen Sicherheits  -  Vorkehrungen 
insoweit  Umgang  zu  nehmen,  als  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  besonderen  Verkehrs- 
und Betriebsverhältnisse,  insbesondere 
die  festgesetzte  ermässigte  Fahrgeschwin- 
digkeit, nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
ministeriums zulässig  erscheint.  Zur  An- 
lage von  Localbahnen  wurde  auch  die 
Benützung  von  Reichsstrassen  gestattet, 
insoweit  nicht  durch  den  Bahnbetrieb 
die  Sicherheit  des  Strassenverkehrs  ge- 
fährdet erscheint.  Die  Zulässigkeit  und 
die  Bedingungen  der  Strassenbenützung 
sind  durch  die  Strassenverwaltung  im 
Einvernehmen  mit  der  Eisenbahn-Auf- 
sichtsbehörde festzustellen.  Jedoch  ist, 
unbeschadet  der  aus  dem  Bestand  des 
Mauthgefälles  erwachsenden  Verbindlich- 
keiten, für  die  Strassenbenützung  ein  be- 
sonderes Entgelt  nicht  zu  entrichten.  Die 
Kosten  der  ordnungsmässigen  Erhaltung 
des  benützten  Strassentheiles,  sowie 
etwaige  durch  die  fragliche  Benützung 
veranlassten  Mehrkosten  der  Strassen- 
erhaltung  überhaupt,  desgleichen  die 
Kosten  der  zur  Hintanhaltung  einer 
Störung  oder  Gefährdung  des  Strassen- 
verkehres erforderlichen  besonderen  Vor- 
kehrungen treffen  die  Localbahn-Unter- 
nehmungen.  Andere  öffentliche  Strassen 
können  nur  mit  Zustimmung  der  zur  Erhal- 
tung verpflichteten  Strassenverwaltungen 
zur  Anlage  von  Localbahnen  in  Anspruch 
genommen  werden.  Ferner  wurde  die 
Regierung  ermächtigt,  die  Unternehmun- 
gen von  der  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung,  beziehungsweise  dem  Eisenbahn- 
Concessions  -  Gesetz  ausgesprochenen 
Verpflichtung  in  Betreff  der  Beförderung 
der  Post  zu  entheben  und  bei  Festsetzung 
der  Concessionstarife  Ausnahmen  von 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
15.  Juli  1877,  betreffend  die  Maximal- 
tarife für  die  Personenbeförderung  auf 
den  Eisenbahnen,  zu  gewähren.  Die  nicht 
zu  überschreitende  Fahrgeschwindigkeit 
ist  nach  Beschaffenheit  des  einzelnen 
Falles  jeweilig  durch  die  Regierung  fest- 
zusetzen. Ausser  diesen  Zugeständnissen 
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können  im  Falle  der  Concessions-Ertheilung 
seitens  der  Regierung  Stempel-  und  Ge- 
bührenbefreiungen für  Verträge,  Actien 
und  Obligationen  u.  s.  w.,  sowie  die 
Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Ein- 
kommensteuer, von  der  Entrichtung  der 
Coupon-Stempelgebühren,  sowie  vonjeder 
neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künf- 
tige Gesetze  eingeführt  werden  sollte, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren  vom 
Tage  der  Concessions-Ertheilung  an  ge- 
währt werden. 

Neben  diesen  indirecten  Begünsti- 
gungen sind  im  Gesetze  vom  25.  Mai 
1880  auch  directe  finanzielle  Unter- 
stützungen seitens  der  Staatsverwaltung 
durch  Gewährung  von  Beiträgen  in  Aus- 
sicht gestellt,  deren  Höhe  und  Form  in 
jedem  einzelnen  Falle  durch  ein  beson- 
deres Gesetz  zu  bestimmen   ist. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1880 
eingeräumten  Begünstigungen  waren  im 
Wesentlichen  auch  vorher  schon  gewährt 
worden.  So  sind  die  Erleichterungen  in 
technischer  Beziehung  schon  durch  den 
Handelsministerial-Erlass  vom  19.  April 
1S75,  Z.  10.871,  ausgesprochen  worden 
und  bei  den  auf  Grund  von  Special-Gesetzen 
zustande  gekommenen  Secundärbahnen  zur 
Anwendung  gelangt.  In  diesem  Erlasse 
waren  die  politischen  Behörden  angewie- 
sen worden,  bei  Secundärbahnen  mit  der 
Maximal-Fahrgeschwindigkeit  von  12  km 
Wegübergänge  im  Niveau  überall  zu  ge- 
statten, wo  sie  ohne  wesentliche  Ver- 
schlechterung der  Strassen  und  Wege  aus- 
führbar sind  und  auch  gegen  die  Anlage 
solcher  Bahnen  längs  der  gewöhnlichen 
Fahrstrassen  nach  Art  der  Tramways, 
sollte  vom  Sicherheitsstandpunkt  im  All- 
gemeinen keine  Einwendung  erhoben 
werden.  Wegübergangsschranken  und 
Einfriedungen  sowie  die  Aufstellung 
von  Wächterhäusern  wurden  als  nicht  obli- 
gatorisch bezeichnet.  Die  Stationen  sollten 
in  geringer  Ausdehnung  und  mit  sehr 
öconomischer  Hochbau-Anlage  ausgeführt 
und  für  industrielle  Etablissements  Lade- 
stellen in  freier  Bahn  bewilligt  werden. 
Ebenso  wurde  die  im  Gesetze  vom  25.  Mai 
1880  grundsätzlich  eingeräumte  Steuer- 
freiheit schon  früher  fallweise  zugestanden. 

Die  Vortheile  des  Gesetzes  be- 
schränkten sich  also  hauptsächlich  darauf, 


dass  nunmehr  die  Ausführung  eines  jeden 
einzelnen  Projectes  nicht  mehr  an  ein 
Special-Gesetz  gebunden  war,  wodurch 
das  Zustandekommen  von  Localbahnen 
allerdings  wesentlich  erleichtert  wurde. 
Dieser  Umstand  schien  denn  auch  umso- 
mehr  geeignet,  die  dem  Eisenbahnwesen 
entfremdeten  Capitalskräfte  wieder  zu 
gewinnen  und  die  Privatunternehmung 
zu  einer  lebhaften  Thätigkeit  anzuspornen, 
als  das  Handelsministerium  durch  eine 
am  29.  Mai  1880,  R.-G.-Bl.  Nr.  57,  er- 
lassene Verordnung  die  weitestgehenden 
Erleichterungen  hinsichtlich  der  Ver- 
fassung und  Behandlung  der  Bauprojecte 
für  Localbahnen  zugestanden  hatte. 

Durch  diese  Verordnung  wurde  ein 
abgekürztes  Verfahren  für  solche  Local- 
bahnen eingeführt,  bei  welchen  infolge 
ihrer  geringen  Bedeutung  und  Länge  die 
Wahl  der  Trace  sowie  die  Lage  und 
Zahl  der  Stationen  durch  locale  Terrain- 
verhältnisse gegeben  erscheinen,  oder  bei 
welchen  die  Wahl  der  Trace  sowie  die 
Zahl  und  Lage  der  Stationen  in  der  Zu- 
stimmung des  Betheiligten  begründet  ist. 

Das  Loc  albahn-Gesetz  vom 
17.  Juni  1887,  R.-G.-Bl.  Nr.  81. 
Im  März  1884  hatte  die  Regierung  den 
Entwurf  eines  neuen  Localbahn-Gesetzes 
vorgelegt,  welcher  sich  in  seinen  Grund- 
zügen an  das  bisherige  Gesetz  anlehnte, 
indessen  auch  wesentliche  Ergänzungen 
desselben  enthielt. 

So  sollte  das  Gesetz  auch  auf  Local- 
bahnen, welche  nicht  mit  Dampf,  sondern 
mit  anderen  Motoren,  z.  B.  elektrisch 
betrieben  werden,  sowie  auf  Pferdebahnen 
amerikanischen  Systems  Anwendung 
finden.  In  Beziehung  auf  die  Benützung 
von  öffentlichen  Strassen  für  Localbahnen 
wurde  der  Grundsatz  aufgestellt,  dass 
die  Strassenbenützung  die  Sicherheit  des 
Strassenverkehres  nicht  gefährden  dürfe 
und  dass  dieselbe  im  Allgemeinen  unent- 
geltlich zu  gestatten  sei,  dass  jedoch 
hieraus  den  zur  Erhaltung  der  Strassen 
Verpflichteten  keine  Mehrbelastung  er- 
wachsen dürfe.  Bezüglich  der  Benützung 
nichtärarischer  Strassen  sollten  den  Bahnen 
andere  Bedingungen,  als  die  sich  aus 
strassenpol izeilichen  Rücksichten  ergeben, 
nicht  auferlegt  werden  dürfen.  Rücksicht- 
lich   der    ärarischen   Strassen    sollte    die 
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politische  Landesbehörde  im  Einver- 
nehmen mit  der  Eisenbahn-Aufsichts- 
behörde, bei  nicht  ärarischen  Strassen 
der  Landesausschuss  im  Einvernehmen 
mit  der  politischen  Landesstelle  die  Ent- 
scheidung treffen.  Mangels  einer  Einigung 
zwischen  den  beiden  letzteren  sollte  das 
Ministerium  des  Innern  im  Einvernehmen 
mit  dem  Handelsministerium  entscheiden. 

Was  die  den  Localbahnen  seitens  der 
Staatsverwaltung  zuzuwendenden  finan- 
ziellen Begünstigungen  betrifft,  so  sollte 
die  Regierung  nach  dem  Entwürfe  des 
neuen  Gesetzes  in  Hinkunft  auch  ermäch- 
tigt sein,  im  Falle  der  Uebernahme  einer 
Localbahn  in  den  Staatsbetrieb  die  Betriebs- 
auslagen auf  Grund  der  zu  ermittelnden 
voraussichtlichen  Selbstkosten  zu  pauscha- 
liren.  Die  Gewährung  weitergehender 
finanzieller  Unterstützungen  für  einzelne 
Localbahnen  von  Seiten  der  Staatsver- 
waltung durch  Gewährung  eines  Bei- 
trages aus  Staatsmitteln  oder  auf  sonstige 
Weise  wurde  zwar  nach  wie  vor  von 
der  speciell  einzuholenden  legislativen 
Ermächtigung  abhängig  gemacht,  jedoch 
wurden  für  solche  Fälle  allgemeine 
Directiven,  von  allerdings  mehr  grund- 
sätzlicher Bedeutung  gegeben.  Es  sollten 
nämlich  derartige  finanzielle  Unter- 
stützungen nur  für  solche  Localbahnen  in 
Aussicht  gestellt  werden,  bezüglich  deren 
Durchführung  die  erforderlichen  Geldmittel 
von  den  Interessenten  ungeachtet  der  von 
denselben  bethätigten  Opferwilligkeit  nicht 
vollständig  aufgebracht  werden  können 
und  demnach  das  Zustandekommen  der 
Bahn  von  der  Gewährung  einer  staat- 
lichen Unterstützung  abhängt.  Eine 
weitere  Ergänzung  betraf  die  dem  Staate 
seitens  der  Localbahn  -  Unternehmungen 
einzuräumende  Befugnis,  die  Localbahn 
oder  einzelne  Strecken  derselben  im  Wege 
der  Peage  gegen  angemessene,  nöthigen- 
falls  im  Enteignungswege  festzusetzende 
Vergütung  für  an  dieselbe  anschliessende 
Staatsbahnlinien  zu  benutzen. 

In  Bezug  auf  die  Ausgabe  von 
Prioritäts-Obligationen  sollten  die  bisher 
in  der  Kegel  auferlegten  Beschränkungen 
als  ausnahmslose  gesetzliche  Anordnungen 
Geltung  erlangen.  Es  sollte  nämlich  die 
Ausgabe  von  Prioritäten  bis  zur  Voll- 
endung   und    Inbetriebsetzung    gänzlich, 


und  auch  nach  diesem  Zeitpunkte  inso- 
lange  ausgeschlossen  bleiben,  als  nicht 
die  Verzinsung  und  Tilgung  in  den  that- 
sächlich  erzielten  und  als  dauernd  gesichert 
anzusehenden  Reinerträgnissen  der  Bahn 
ausreichende  Bedeckung  finden. 

Neu  war  ferner  die  Bestimmung  des 
Entwurfs  betreffend  die  Umwandlung  der 
im  Gesetze  vom  13.  December  1862  fest- 
gesetzten Stempelgebühr  von  den  Per- 
sonenfahrkarten in  eine  mit  3%  des 
Fahrpreises  sammt  Agiozuschlag  zu  be- 
messende Procentual-Gebühr. 

Die  Dauer  der  für  Localbahnen  zu 
gewährenden  Befreiung  von  Steuern  und 
Gebühren,  welche  im  Gesetze  vom 
25.  Mai  1880  auf  dreissig  Jahre  fest- 
gesetzt war,  sollte  auf  zwanzig  herab- 
gesetzt werden. 

Eine  baldige  Erledigung  dieses  Ge- 
setzentwurfes war  mit  Rücksicht  auf  den 
vorgeschrittenen  Sessionsabschnitt  nicht 
zu  erwarten,  und  sah  sich  daher  die 
Regierung,  da  sich  die  Wirksamkeit  des 
Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  nur  bis  Ende 
December  1884  erstreckte,  neuerlich  ver- 
anlasst, um  eine  Verlängerung  der  Gil- 
tigkeit  dieses  Gesetzes  bis  1.  Juli  1886 
nachzusuchen.  Bis  dahin  konnte  man 
hoffen,  dass  die  Berathungen  über  den  ein- 
gebrachten Gesetzentwurf  zum  Abschlüsse 
gelangt  sein  würden.  Die  Angriffe,  welche 
hiebei  die  Minorität  des  Abgeordneten- 
hauses in  Bezug  auf  die  Anwendung  des 
Localbahn-Gesetzes  gegen  die  Regierung 
gerichtet  hatte,  wiederholten  sich  bei  Be- 
rathung  des  Gesetzentwurfes  über  die  Ver- 
längerung des  Localbahn-Gesetzes  in  ver- 
schärftem Masse,  und  die  Frage,  ob  die 
Regierung  nicht  ihre  Befugnisse  über- 
schritten habe,  nahm  alsbald  eine  gewisse 
politische  Tendenz  an.  Man  machte  der  Re- 
gierung zum  Vorwurf,  dass  sie  Bahnen  als 
Localbahnen  concessionirt  hatte,  welche 
nicht  den  Charakter  von  solchen  besassen 
[z.  B.  St.  Pölten-Tulln],  und  verlangte,  dass 
diejenigen  Eisenbahnlinien  von  der  Be- 
willigung der  Regierung  ausgenommen 
werden  sollten,  welche  wesentlich  auch 
dem  Transitverkehr  zu  dienen  bestimmt 
sind,  oder  sich  als  Parallelbahnen  einer 
bestehenden  Hauptbahn  darstellen  oder 
zwei  Hauptbahnen  verbinden.  Solche 
Linien    sollten  nur  durch  besondere  Ge- 
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setze  concessionirt  werden  können.  Erst 
nach  langwierigen  Debatten  wurde  der 
Antrag  der  Minorität  abgelehnt,  und  die 
Verlängerung  der  Giltigkeit  des  Gesetzes 
vom  25.  Mai  1880  bis  I.Juli  1886  zum 
Beschlüsse  erhoben. 

Die  Reichsraths-Session  war  inzwischen 
abgelaufen.  In  der  Thronrede,  mit  welcher 
der  Kaiser  am  26.  September  1885  den 
neugewählten  Reichsrath  eröffnete,  wurden 
zwar  »die Erleichterungen  für  das  Zustande- 
kommen localer  Schienenwege«  in  beson- 
derer Weise  betont,  jedoch  unterblieb  vor- 
läufig die  Wiedereinbringung  der  Vor- 
lage vom  Jahre  1884.  Die  Regierung 
unterzog  diese  vielmehr  einer  wieder- 
holten Prüfung,  wobei  es  sich  als 
wünschenswerth  herausstellte,  sowohl 
in  principiellen  Punkten,  als  auch  in 
Bezug  auf  mehrere  Einzelbestimmungen 
Abänderungen  durchzuführen.  Einer  bei 
der  Vorberathung  der  früheren  Regierungs- 
vorlage im  Eisenbahn- Ausschusse  des  Ab- 
geordnetenhauses gegebenen  Anregung 
folgend,  entschloss  sich  die  Regierung 
vor  Allem,  die  früher  versuchte  Ein- 
beziehung der  Strassenbahnen  einschliess- 
lich der  Pferdebahnen  in  den  Geltungs- 
bereich der  für  Localbahnen  aufzustellen- 
den gesetzlichen  Normen  fallen  zu  lassen, 
die  Localbahnen  und  die  Strassenbahnen 
getrennt  zu  behandeln  und  die  letzteren 
zum  Gegenstande  einer  besonderen  Vor- 
lage zu  machen. 

Diese  Studien  nahmen  längere  Zeit 
in  Anspruch  und  erst  am  18.  Juni  1886 
wurden  zwei  Gesetzentwürfe  eingebracht, 
von  denen  der  eine  die  Bestimmungen 
für  die  Anlage  und  den  Betrieb  von 
Localbahnen  enthielt,  während  der 
andere  die  Anlage  und  den  Betrieb  von 
Strassenbahnen  [Tramways]  regelte. 
Mit  diesen  beiden  Gesetzentwürfen  beab- 
sichtigte die  Regierung  eine  abschliessende 
Regelung  des  ganzen  Local-Eisenbahn- 
wesens  im  weiteren  Sinne  und  bezweckte 
insbesondere  eine  gesetzliche  Normirung 
des  Strassenbenutzungs-Rechtes  für  Local- 
bahnen im  engeren  Sinne  [Dampftramways] 
selbst  gegen  den  Willen  der  zur  Erhaltung 
nichtärarischer  Strassen  Verpflichteten, 
andererseits  die  Abtrennung  der  Pferde- 
bahnen von  den  Localbahnen  im  engeren 
Sinne  und  die  Ueberweisung  der  ersteren 


unter  die  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
Ordnung  bei  uneingeschränkter  Wahrung 
der  Zuständigkeit  der  Selbstverwaltungs- 
körper in  Bezug  auf  das  Strassen- 
benutzungs-Recht. 

Die  nunmehr  beantragte  gesetzliche 
Regelung  des  Localbahnwesens  wurde 
damit  begründet,  dass,  ebensowenig,  als 
es  bisher  gelungen  wäre,  eine  wissenschaft- 
lich und  legislativ  ausreichende  Begriffs- 
bestimmung für  Localbahnen  im  Allge- 
meinen aufzustellen,  eine  ausreichende 
Unterscheidung  zwischen  Localbahn  und 
Dampftramway  thunlich  scheine.  Das  in 
technischer  Beziehung  sich  zunächst  auf- 
drängende, anscheinend  zur  Unterschei- 
dung vollkommen  ausreichende  charak- 
teristische Merkmal  der  Dampftramway, 
das  ist  die  Anlage  derselben  gleich  den 
Pferdebahnen  auf  öffentlichen  Strassen 
in  solcher  Art,  dass  die  Schienen  nicht 
über  die  Strassenfläche  hervorragen  und 
demnach  der  übrige  Strassenverkehr  durch 
die  Bahnanlage  und  deren  Betrieb  nicht 
gestört  wird,  stelle  sich  in  administrativer 
und  verkehrspolitischer  Hinsicht  als  ganz 
ungenügend  heraus,  wenn  erwogen  werde, 
dass  einerseits  die  als  Dampftramways 
projeetirten  und  als  solche  bezeichneten 
Eisenbahnen  zumeist  nicht  auf  öffent- 
lichen Strassen  angelegt,  sondern  auf 
eigenem  selbständigen  Bahnkörper  ge- 
führt werden,  und  dass  andererseits  auch 
Localbahnen  sich  auf  längeren  oder 
kürzeren  Strecken  der  bestehenden  öffent- 
lichen Strassen  unter  ganz  ähnlichen 
technischen  Voraussetzungen  bedienen 
wie  die  Dampftramways.  Die  Dampf- 
tramway könne  füglich  nur  als  eine,  er- 
hebliche Erleichterungen  in  der  Anlage 
und  dem  Betriebe  zulassende  besondere 
Abart  der  Localbahn  im  Allgemeinen 
angesehen  werden,  und  es  sei  kein 
Zweifel,  dass  alle  die  Erwägungen,  welche 
für  die  einheitliche  Behandlung  des  Eisen- 
bahnwesens überhaupt  sprechen,  sowohl 
auf  Dampftramways  als  auf  Localbahnen, 
die  ganz  oder  theilweise  bestehende  öffent- 
liche Strassen  benutzen,  volle  Anwendung 
finden. 

Die  Regierung  beantragte  aus  diesen  Er- 
wägungen, dass  Dampftramways  und  über- 
haupt mit  mechanischen  Motoren  betriebene 
Strassenbahnen,  unbeschadet  der  für  diesel- 
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ben  zulässigen  weitgehenden  gesetzlichen 
und  administrativen  Erleichterungen,  für 
Localbahnen  erklärt,  hingegen  Pferde- 
bahnen mit  der  Bestimmung  für  den  localen 
Personenverkehr  aus  dem  Gebiete  des 
eigentlichen  Eisenbahnwesens  ausgeschie- 
den und  unter  die  concessionirten  Ge- 
werbe eingereiht  werden. 

Der  Gesetzentwurf,  »womit  Bestim- 
mungen für  die  Anlage  und  den  Betrieb 
von  Localbahnen  getroffen  werden«, 
schloss  sich  zum  grösseren  Theil  an  die 
Regierungsvorlage    vom   Jahre   1884    an. 

Wesentliche  Abweichungen  gegen- 
über den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  Jahre  1880  enthielt  der  Entwurf 
nur  hinsichtlich  Benützung  solcher  öffent- 
licher Strassen,  die  nicht  Reichsstrassen 
sind. 

Der  Artikel  6  des  Gesetzes  vom 
25.  Mai  1880  bestimmte  diesfalls,  dass 
die  Benutzung  solcher  Strassen  zur  Anlage 
von  Localbahnen,  insoweit  die  Inanspruch- 
nahme über  das  im  Eisenbahn  -  Con- 
cessions-Gesetze  vorgesehene  Mass  hinaus- 
gehe, nur  mit  Zustimmung  der  zur  Er- 
haltung Verpflichteten  zulässig  sei.  Hieraus 
ergaben  sich  in  volkswirtschaftlicher 
Beziehung  und  mit  Rücksicht  auf  die 
Zwecke  der  Eisenbahn-Politik  nicht  zu 
verkennendeUebelstände.Beiderniedersten 
Kategorie  der  Eisenbahnen,  nämlich  bei 
den  Pferdebahnen,  machten  sie  sich  nicht 
so  fühlbar,  dass  hinsichtlich  dieser  Bahnen 
eine  Aenderung  der  geltenden  Normen 
sich  als  unbedingt  nothwendig  ergeben 
hätte.  Was  dagegen  die  Localbahnen  im 
engerenSinne  anbelangt  [Dampftram  ways], 
so  konnte  bei  Aufrechterhaltung  des  im 
Gesetze  vom  25.  Mai  1880  unbeschränkt 
ausgesprochenen  Zustimmungsrechtes  der 
Fall  eintreten,  dass  höhere  Interessen  der 
Gesammtheit  oder  eines  beträchtlichen 
Theiles  der  Gesammtheit  vor  Local- 
interessen  zurücktreten  müssen.  Die 
Regierung  glaubte  bei  aller  Geneigtheit, 
die  Autonomie  der  Strassenverwaltungs- 
körper,  soweit  dies  nur  immer  thunlich 
sei,  zu  wahren,  auf  ein  Mittel  nicht  ver- 
zichten zu  können,  welches  geeignet  schien, 
unbegründete  Ansprüche  der  autonomen 
Körperschaften  auf  das  richtige  Mass  zu- 
rückzuführen. Als  ein  solches  Mittel  be- 
trachtete die  Regierung  das  Enteignungs- 


recht. Falls  nämlich  die  Zustimmung 
der  berufenen  Behörde  zur  Strassen- 
benützung  nicht  zu  erlangen  ist,  sollte 
nach  dem  Vorschlag  der  Regierung  im 
1886er  Gesetzentwurf,  wenn  die  Gemein- 
nützigkeit vom  Staate  anerkannt  ist, 
die  Statthalterei  durch  ein  Enteignungs- 
erkenntnis aussprechen,  dass  die  Be- 
nutzung der  Strasse  durch  die  Eisenbahn 
zulässig  sei.  Ueber  ein  vom  Strassen- 
eigenthümer  etwa  gefordertes  besonderes 
Entgelt  für  die  Strassenbenützung  sollte 
der  ordentliche  Richter  entscheiden. 

Die  Vorlage  des  Gesetzentwurfes  über 
die  Anlage  und  den  Betrieb  von  Strassen- 
bahnen  [Tramways],  deren  Concessioni- 
rung  bisher  durch  das  Handelsministerium 
auf  Grund  der  a.  h.  EntSchliessungen  vom 
25.  Februar  1859  und  8.  März  1867  er- 
folgte, erwies  sich  vorzugsweise  wegen  des 
Mangels  ausreichender  Bestimmungen  über 
die  Benutzung  öffentlicher  Strassen  zur  An- 
lage und  zum  Betriebe  von  Strassenbahnen 
als  nöthig.  In  dem  Gesetzentwurfe  wurde 
der  gewerbsmässige  Betrieb  von  Strassen- 
bahnen [Tramways],  welche  mit  anima- 
lischer Kraft  betrieben  werden  und  zur  Be- 
förderung im  Ortsverkehre  dienen,  unter  die 
concessionirten  Gewerbe,  und  zwar  unter 
die  Unternehmungen  für  periodischen 
Personentransport,  eingereiht.  Auf  solche 
Strassenbahnen  sollten  künftighin  nicht 
die  für  Eisenbahnen  erlassenen  Gesetze 
und  Verordnungen,  sondern  die  allge- 
meinen Gewerbe-,  Bau-  und  Polizei- Vor- 
schriften Anwendung  finden.  Unter  Orts- 
verkehr verstand  der  Gesetzentwurf  einen 
engeren  Localverkehr,  »das  heisst  jenen 
allgemein  bekannten  tramwayartigen  Ver- 
kehr, welcher  weniger  die  Verbindung 
räumlich  getrennter  Verkehrscentren  als 
vielmehr  den  Verkehr  innerhalb  grösserer 
Gemeindegebiete,  geschlossener  Ort- 
schaften und  deren  näherer  Umgebung 
zum  Gegenstand  hat,  welcher  Verkehr 
sich  durch  zahlreiche,  nicht  weit  von 
einander  entfernte  Haltestellen  und  die 
vorzugsweise  Benutzung  des  betreffenden 
Verkehrsmittels  auf  relativ  kurzen  Strecken 
charakterisirt«.  Die  Vorfrage,  ob  eine 
Strassenbahn  dem  vorgeschriebenen  Orts- 
verkehr zu  dienen  habe,  sollte  das 
Handelsministerium  noch  vor  der  Con- 
cessions-Ertheilungr  entscheiden.  Die  Con- 
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cessions  -  Ertheilung  bezüglich  solcher 
Strassenbahnen  sollte  im  Allgemeinen  der 
politischen  Landesstelle  und  nur,  wenn 
die  Strasse  das  Verwaltungsgebiet  einer 
politischen  Gemeinde  überschreitet,  dem 
Ministerium  des  Innern  zustehen.  Bei 
Verleihung  der  Concession  sollte  die  Zu- 
stimmung der  zuständigen  Strassenbehör- 
den,  und  zwar  bei  Reichsstrassen  der  poli- 
tischen Landesstelle,  bei  nichtärarischen 
öffentlichen  Strassen  des  zur  Strassen- 
erhaltung  verpflichteten  Strassenverwal- 
tungskörpers  oder  der  gesetzlich  zur 
Ertheilung  einer  solchen  Zustimmung  be- 
rufenen Behörden  und  Organe  vorliegen. 
Als  die  beiden  besprochenen  Gesetz- 
entwürfe dem  Eisenbahn-Ausschusse  im 
Jahre  1886  überwiesen  wurden,  konnte 
an  eine  Erledigung  derselben  in  dem 
betreffenden  Sessionsabschnitte  nicht  mehr 
gedacht  werden.  Da  aber  die  Wirk- 
samkeit des  mit  Gesetz  vom  28.  Decem- 
ber  1884  verlängerten  Localbahn-Gesetzes 
sich  nur  bis  zum  1.  Juli  1886  erstreckte, 
so  war  wieder  die  Gefahr,  dass  vom 
I.  Juli  an  bis  zum  Zustandekommen 
eines  endgiltigen  Gesetzes  Steuer-  und 
Gebühren-Begünstigungen  für  projectirte 
wichtige  Localbahnen  im  administrativen 
Wege  nicht  hätten  gewährt  werden 
können.  Um  dem  vorzubeugen,  wurde  im 
Eisenbahn-Ausschusse  die  Nothwendig- 
keit,  noch  im  laufenden  Sessionsabschnitte 
eine  legislative  Vorsorge  zu  treffen,einhellig 
anerkannt.  Ueber  den  einzuschlagenden 
Weg  gingen  jedoch  die  Meinungen  aus- 
einander. Die  Minorität  beantragte  den 
Erlass  eines  Special-Gesetzes,  in  welchem 
eine  Reihe  von  Localbannen>  deren  Zu- 
standekommen in  der  nächsten  Zeit  er- 
wartet wurde,  aufgezählt  waren,  dagegen 
glaubte  die  Majorität,  dass  an  Stelle  der  spe- 
cielleneineallgemeineVerlängerungderBe- 
stimmungen  des  Localbahn-Gesetzes  dem 
Hause  in  Vorschlag  gebracht  werden  sollten. 
Uebrigens  gab  auch  die  Majorität  ihrer 
Ueberzeugung  dahin  Ausdruck,  dass  das 
baldige  Zustandekommen  eines  definitiven 
Localbahn-Gesetzes,  mit  allen  Mitteln 
angestrebt  werden  müsse.  Aus  diesem 
Grunde  beantragte  die  Majorität  die  Frist 
für  die  Verlängerung  des  bestehenden 
Gesetzes  nur  auf  die  Zeit  bis  Ende 
des  Jahres  1886,  also  auf  einen  Termin, 


innerhalb  dessen  man  den  Abschluss 
der  parlamentarischen  Verhandlungen 
über  die  beiden  Regierungsvorlagen  er- 
warten durfte.  Nachdem  das  Abgeord- 
netenhaus den  Minoritätsantrag  abgelehnt 
hatte,  wurde  die  Verlängerung  des  Ge- 
setzes vom  25.  Mai  1880  bis  Ende  des 
Jahres  1886  beschlossen  und  ein  Referent 
bestellt,  welcher  sofort  beim  Wieder- 
zusammentritt  des  Reichsraths  seinen  Be- 
richt erstatten  sollte. 

Als  der  Reichsrath  im  October  1886 
wieder  seine  Berathungen  aufnahm,  trat 
der  Eisenbahn-Ausschuss  alsbald  zu- 
sammen, um  diesen  Bericht  entgegen  zu 
nehmen.  In  demselben  waren  einige  nicht 
unwesentliche  Aenderungen  an  der  Re- 
gierungsvorlage vorgenommen  worden. 
Zunächst  sollte  die  Betheiligung  der  Regie- 
rung auch  in  Form  einer  Erträgnis-  oder 
Zinsengarantie  erfolgen  können.  In  Bezug 
auf  die  Benutzung  nichtärarischer  Strassen 
wurde  für  den  Fall,  dass  zwischen  den 
Zustimmungsberechtigten  und  der  Local- 
bahn-Unternehmung  hinsichtlich  der  von 
dieser  angestrebten  Benutzung  einer  nicht- 
ärarischen öffentlichen  Strasse  ein  Ueber- 
einkommen  nicht  zu  Stande  kommt, 
der  Zusammentritt  einer  Commission 
beantragt,  bestehend  aus  dem  Präsi- 
denten des  Oberlandesgerichts,  in  dessen 
Sprengel  die  Strasse  gelegen  ist,  und 
aus  zwei  von  diesem  Oberlandesgerichte 
aus  seiner  Mitte  zu  wählenden  Mit- 
gliedern. Der  Entscheidung  dieser  Com-) 
mission  sollte  die  Wirkung  eines  Ent- 
eignungs-Erkenntnisses zukommen.  End- 
lich wurde  eine  Bestimmung  beantragt,  wo- 
nach bezüglich  der  auf  dem  Strassenkörper 
liegenden  Strecken  von  Localbahnen  das 
im  §  8  des  Eisenbahn-Concessions-Gesetzes 
dem  Staate  vorbehaltene  Heimfallsrecht 
keine  Anwendung  zu  finden  hätte  und 
die  Regierung  ermächtigt  wurde,  insoweit 
Theile  der  bezeichneten  Strassenbahn 
ausserhalb  des  Strassenkörpers  liegen, 
das  Heimfallsrecht  des  Staates  an  diesen 
Theilen    des    Unternehmens    aufzugeben. 

Angesichts  der  Schwierigkeiten,  welche 
bei  der  Berathung  der  beiden  Gesetzent- 
würfe hervortraten,  musste  die  Hoffnung 
auf  eine  baldige  Erledigung  derselben 
vollkommen  schwinden.  Insbesondere  war 
die  vorgeschlagene    zwangsweise    Benü- 
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tzung  nichtärarischer  Strassen  Gegenstand 
der  Anfechtung.  In  einem  am  25.  April 
1887  in  Wien  abgehaltenen  österrei- 
chischen Städtetag  bezeichnete  der  Bürger- 
meister der  Stadt  Wien  die  betreffenden 
Gesetzentwürfe  als  einen  schweren  Schlag 
gegen  die  Autonomie  der  Gemeinden,  und 
es  wurde  eine  Resolution  gefasst,  dass 
unter  allen  Umständen  an  dem  freien  Ver- 
fügungsrechte der  Gemeinden  über  das 
Strassenwesen  festgehalten  werden  müsse. 
Der  Städtetag  wendete  sich  besonders 
auch  gegen  die  beantragte  Abgrenzung 
des  Begriffes  der  Pferdebahn  gegenüber 
jenem  der  Dampftramway.  Es  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass  jede  Strassen- 
bahn  durch  die  Einführung  des  Güter- 
verkehrs oder  durch  eine  Veränderung 
des  Betriebsmotors  der  Aufsicht  der 
Strassenverwaltung  ohne  weiteres  ent- 
zogen werden  könne,  wodurch  für  die 
Gemeinde  eine  gefährliche  Rechtsunsicher- 
heit entstehen  müsste. 

Um  die  seit  Anfang  des  Jahres  1887 
bestehende  Lücke  nicht  zum  Nachtheil  des 
öffentlichen  Verkehrs  noch  weiter  bestehen 
zu  lassen,  entschloss  sich  der  Ausschuss,  die 
finanziellen  nebst  einigen  anderen,  keinem 
Widerspruch  begegnenden  Bestimmungen 
der  Regierungsvorlage  herauszuheben  und 
dem  Abgeordnetenhause  in  Form  eines 
besonderen  Gesetzentwurfes  mit  der  Gel- 
tungsdauer bis  1890  vorzulegen.  Hie- 
durch  sollte  dem  öffentlichen  Verkehrs- 
bedürfnisse Rechnung  getragen,  zugleich 
aber  dem  Ausschusse  die  nöthige  Zeit 
zum  Studium  der  übrigen  Bestimmungen 
der  Regierungsvorlage  gegeben  werden. 
Das  Abgeordnetenhaus  stimmte  diesem 
Antrage  zu  und  auch  das  Herrenhaus 
zeigte  sich  mit  dieser  wiederum  vorläu- 
figen Lösung  der  Localbahnfrage  ein- 
verstanden. Das  bezügliche  Gesetz  wurde 
unter  dem  17. Juni  1887,  R.-G.-Bl.  Nr.  81, 
verlautbart. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
sind  mit  denjenigen  des  Gesetzes  vom 
25.  Mai  1880  im  Wesentlichen  überein- 
stimmend. Neu  sind  die  Bestimmungen 
wegen  Umwandlung  des  Fahrkarten- 
stempels in  eine  Procentual-Gebühr  [siehe 
oben]  sowie  wegen  Ermächtigung  der 
Regierung  bei  Einmündung  von  Local- 
bahnen    in    staatlich    betriebene    Haupt- 


bahnen, die  Localbahnen  von  der 
Beitragsleistung  für  die  Erweiterung 
der  Anschluss-Stationen  und  für  die 
Besorgung  des  Stationsdienstes  daselbst 
zu  entheben. 

Die  Dauer  der  Steuer-  und  Gebühren- 
befreiungen wurde  mit  höchstens  30  Jahren 
bemessen. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen, 
worüber  im  Gesetz  vom  Jahre  1880  keine 
Bestimmungen  enthalten  waren,  ist  nach 
dem  Gesetze  vom  17.  Juni  1887  insolange 
ausgeschlossen,  als  die  Verzinsung  und 
Tilgung  derselben  nach  der  Anschauung 
der  Regierung  nicht  dauernd  gesichert 
erscheint.  Mit  Rücksicht  auf  die  Er- 
fahrungen, welche  man  mit  dem  Gold- 
agio  gemacht  hatte,  wurde  ferners  be- 
stimmt, dass  derlei  Prioritäten  nur  auf 
österreichische  Währung    lauten    dürfen. 

Für  das  Strassenbenutzungsrecht  sind 
im  Gesetze  vom  Jahre  1887  dieselben  Be- 
stimmungen wie  im  Gesetze  vom  25.  Mai 
1880  beibehalten.  Im  Hinblicke  auf  die 
Verhältnisse  in  Niederösterreich  wurde 
jedoch  in  das  neue  Gesetz  die  weitere 
Bestimmung  aufgenommen,  dass  dort, 
wo  bestehende  Gesetze  dies  vorschreiben, 
die  Benützung  von  öffentlichen  Strassen 
zu  Localbahnzwecken  [Reichsstrassen 
ausgenommen]  nur  mit  Zustimmung  der 
gesetzlich  hiezu  berufenen  Behörden  oder 
Organe  zulässig  ist. 

Weiters  wurde  verfügt,  dass  die  Be- 
stimmung darüber,  ob  für  einzelne  Local- 
bahnen, deren  Nothwendigkeit  oder  Nütz- 
lichkeit ausser  Zweifel  steht,  bezüglich 
welcher  jedoch  dargethan  erscheint,  dass 
die  Interessenten  ausser  Stande  sind,  die 
erforderlichen  Geldmittel  zur  Gänze  auf- 
zubringen, von  Seiten  der  Staatsver- 
waltung etwa  nebst  den  oder  statt  der  im 
vorliegenden  Gesetze  vorgesehenen  noch 
andere  finanzielle  Unterstützungen,  welche 
nicht  im  administrativen  Wirkungs- 
kreise gelegen  sind  [wie  insbesondere  die 
Gewährung  eines  Beitrages  aus  Staats- 
mitteln, eine  Betheiligung  des  Staates  an 
der  Capitalsbeschaffung  etc.],  zugestanden 
werden  können,  —  einem  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  zu  erlassenden  besonderen 
Gesetze  vorbehalten  bleibt.  Dabei  sollte 
als  Grundsatz  gelten,  dass  der  Gewährung 
derartiger      finanzieller     Unterstützungen 
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von  Seiten  des  Staates  eine  den  indi- 
viduellen Verhältnissen  entsprechende 
Betheiligung  des  Landes,  der  Gemein- 
den und  sonstigen  Interessenten  an 
dem  Localbahn  -  Unternehmen  voraus- 
zugehen habe.  Diese  Betheiligung  kann 
erfolgen :  durch  unentgeltliche  Ab- 
tretung von  Grund  und  Boden  an 
die  Localbahn  -  Unternehmung,  bezie- 
hungsweise durch  Uebernahme  der  von 
derselben  für  die  Grunderwerbung  auf- 
zuwendenden Kosten,  durch  unentgelt- 
liche Lieferung  von  Baumaterialien,  Be- 
theiligung an  der  Capitalsbeschaffung, 
Zusicherung  einer  Erträgnis-  oder  Zinsen- 
garantie etc.  Endlich  wurde  durch  das 
1887er  Gesetz  Unetrnehmungen  normal- 
spuriger  Localbahnen,  für  welche  die 
im  Gesetze  vorgesehenen  Befreiungen 
von  Stempeln,  Gebühren  und  Steuern, 
beziehungsweise  die  dort  vorgesehenen 
anderweitigen  finanziellen  Begünstigun- 
gen [Betheiligung  des  Staates  an  der 
Capitals-Beschaffung  u.  dgl.]  eingeräumt 
worden  sind,  —  unbeschadet  des  bei 
der  Concessions  -  Ertheilung  der  Staats- 
verwaltung vorzubehaltenden  Rechtes,  die 
concessionirte  Bahn  nach  deren  Vollen- 
dung und  Inbetriebsetzung  unter  den  in 
der  Concession  festzustellenden  Bedin- 
gungen jederzeit  einzulösen,  —  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  der  Staatsver- 
waltung über  deren  Verlangen  jederzeit 
die  Mitbenützung  der  Localbahn  für  den 
Verkehr  zwischen  schon  bestehenden  oder 
künftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  ein- 
zuräumen, dass  die  Staatsverwaltung  be- 
rechtigt ist,  unter  freier  Feststellung  der 
Tarife  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen 
über  die  mitbenutzte  Localbahn  gegen  Ent- 
richtung einer  angemessenen  Entschädi- 
gung zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen. 
Das  Local-  und  Kleinbahn- 
Gesetz  vom  21.  December  1894. 
Schon  bei  der  parlamentarischen  Be- 
handlung des  Gesetzes  vom  27.  December 
1893,  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  womit  die  Wirk- 
samkeit des  1887er  Localbahn-Gesetzes 
bis  Ende  1894  erstrekt  wurde,  wurde  all- 
seits der  Ueberzeugung  Ausdruck  gegeben, 
es  sei  die  beabsichtigte  gesetzliche  Neu- 
regelung nicht  lediglich  auf  eine  Revision 
der  Bestimmungen  des  geltenden  Local- 


bahn-Gesetzes zu  beschränken, sondern  viel- 
mehr aus  sachlichen  Gründen  dringend  ge- 
boten, an  der  Hand  der  im  Gegenstande  ge- 
sammelten praktischen  Erfahrungen,  und 
unter  Bedachtnahme  auf  den  Stand  der 
einschlägigen  Gesetzgebung  im  Auslande, 
wie  nicht  minder  der  theoretischen 
Forschung  ein  neues,  den  erhöhten  An- 
forderungen der  Gegenwart  entsprechendes 
Localbahn-Gesetz  ins  Leben  zu  rufen. 
Für  die  Vorbereitung  eines  solchen 
Gesetzes  hatte  das  Abgeordnetenhaus  in 
seiner  Sitzung  vom  9.  März  1893  der 
Regierung  in  der  Form  einer  Resolu- 
tion eine  Richtschnur  gegeben,  und  zwar 
wurde  die  Regierung  aufgefordert : 

1.  Eine  reichsgesetzliche  Erweiterung 
und  Vermehrung  der  Zugeständnisse  und 
Erleichterungen  für  den  Bau  von  Local- 
bahnen der  verfassungsmässigen  Be- 
handlung zuzuführen ; 

2.  behufs  Sicherstellung  bauwürdiger 
Localbahnen  die  angemessenen  Credite 
in  Anspruch  zu  nehmen,  weiters  über 
andere  ihr  vorliegende  Projecte  nach  dem 
Ergebnisse  ihrer  Prüfung  zu  entscheiden 
sowie  Vorarbeiten  für  seitens  der  Inter- 
essenten empfohlene  Bahnverbindungen 
durch  fachliche  Mitwirkung  nach  allen 
Kräften  zu  fördern ; 

3.  die  systematische  Vervollständigung 
des  Localbahnnetzes  überhaupt  in  ernste 
Erwägung  zu  ziehen  und  hierüber  dem 
Abgeordnetenhause  im  Herbste  laufenden 
Jahres  Mittheilung  zu  machen.» 

Dem  in  der  Resolution  ausgedrück- 
ten Wunsche  nach  einer  kräftigeren 
Förderung  des  Localbahnwesens  in  finan- 
zieller und  administrativer  Beziehung  war 
die  Regierung,  einerseits  durch  die  mit 
der  Gesetzesvorlage,  betreffend  die  im 
Jahre  1 894  sicherzustellenden  Localbahnen, 
eingeleitete  Action  zur  alljährlichen  legis- 
lativen Sicherstellung  eines  grösserenCom- 
plexes  solcher  Bahnlinien  *)  und  anderer- 


*)  Diese  Gesetzvorlage  wurde  als  Gesetz 
vom  22  Juni  1894,  R.-G.-Bl.  Xr.  129,  ver- 
lautbart.  Vgl.  ferner  die  Gesetze  über  die 
in  den  Jahren  1895  und  1896  sicherzustellen- 
den Localbahnen  vom  19.  Juni  1895.  R.-G -Bl. 
Xr.  83  und  vom  21.  Juli  1896,  R.-G.-Bl.  Xr.  141. 
Bezüglich  der  im  Jahre  1898  sicherzustellen- 
den Localbahnen  wurde  eine  ähnliche  Regie- 
rungsvorlage überreicht  und  mit  einigen  Ab- 
änderungen von  beiden  Häusern  angenommen. 
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seits  durch  eine  Reihe  von  Verwaltungs- 
massregeln  nachgekommen,  welche  — wie 
die  Errichtung  eines  eigenen  Localbahn- 
Amtes  im  Handelsministerium  und  bei 
der  General-Inspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  —  die  individuelle  und  be- 
schleunigte Behandlung  der  auf  Local- 
bahnen  bezughabenden  amtlichen  Agenden 
verbürgen  sollten. 

Ebenso  war  die  Regierung  bemüht, 
das  in  der  Resolution  angeregte  plan- 
mässige  Vorgehen  bei  der  künftigen 
Ausgestaltung  des  Localbahnnetzes  durch 
die  Aufstellung  entsprechender  allge- 
meiner Grundsätze  für  das  Zusammen- 
wirken des  Staates  und  der  Länder  auf 
dem  bezeichneten  Gebiete  des  Verkehrs- 
wesens anzubahnen;  insbesondere  hat  das 
Handelsministerium  zu  diesem  Zwecke 
den  Vertretungen  derjenigen  wirtschaft- 
lich vorgeschrittenen  Länder,  welche 
bisher  einer  landesgesetzlichen  Organi- 
sation des  Localbahnwesens  entbehrten, 
die  Schaffung  einer  solchen  unter  Hinweis 
auf  die  Erfolge  der  gleichartigen  Ein- 
richtungen in  Steiermark  und  Böhmen  und 
auf  die  gleichartigen  Bestrebungen  Gali- 
ziens  mit  allem  Nachdrucke  nahegelegt. 
[Vgl',  wegen  dieser  Gesetze  weiter  unten.] 

Was  die  in  der  Resolution  ent- 
haltene Aufforderung  zur  Erweiterung 
und  Vermehrung  der  Zugeständnisse  und 
Erleichterungen  für  den  Bau  von  Local- 
bahnen  anbelangt,  so  war  schon  bei  der 
Berathung  dieses  Resolutions-Antrages 
im  Abgeordnetenhause  von  Seite  des 
damaligen  Handelsministers  die  Erklärung 
abgegeben  worden,  dass  die  Regierung  die 
obige  Aufforderung  als  Richtschnur  für  die 
geplante  Reform  des  Localbahn-Gesetzes 
vom  17.  Juni  1887,  R.-G.-Bl.  Nr.  81,  mit 
umso  grösserer  Bereitwilligkeit  acceptire, 
als  sie  in  Erkenntnis  der  Nothwendigkeit 
einer  erheblichen  Ausdehnung  der  frag- 
lichen Begünstigungen  schon  bei  einem 
früheren  Anlasse  mit  einschlägigen  Ge- 
setzesvorschlägen hervorgetreten  sei,  ohne 
dass  dieselben  aber  die  Zustimmung  der 
gesetzgebenden  Körperschaften  erlangt 
hätten. 

Bevor  an  die  Ausarbeitung  des  Ent- 
wurfes eines  neuen  Localbahn-Gesetzes 
geschritten  wurde,  erschien  es  geboten, 
jene  im  gesetzlichen  Wege  sicherzustellen- 


den, beziehungsweise  neu  einzuführenden 
Zugeständnisse  und  Erleichterungen  in 
Bezug  auf  die  Vorbereitung,  die  Anlage 
und  den  Betrieb  von  Local-  und  Strassen- 
bahnen  im  einzelnen  klarzustellen,  auf 
welche  in  den  betheiligten  Fach-  und 
Interessentenkreisen  besonderer  Werth 
gelegt  wurde.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
bei  denjenigen  Factoren,  welche  Ge- 
legenheit hatten,  sich  mit  der  Frage 
der  Förderung  des  heimischen  Local- 
bahnwesens in  eingehender  Weise  zu 
beschäftigen  und  in  dieser  Richtung  Er- 
fahrungen zu  sammeln,  so  bei  den  Landes- 
ausschüssen, bei  den  Verwaltungen  von 
Haupt-  und  Localbahnen,  dann  bei  Fach- 
vereinen, Bauunternehmern  und  Experten 
eine  schriftliche  Umfrage  eingeleitet, 
welche  eine  Fülle  von  Anregungen  zu 
Tage  gefördert  hat. 

Das  Ergebnis  der  gedachten  Enquete, 
in  welcher  die  von  dem  Vereine  zur 
Förderung  des  Local-  und  Strassenbahn- 
wesens  und  von  dem  Verbände  der 
österreichischen  Localbahnen  abgegebenen 
Gutachten  ihrem  inneren  Werthe  nach 
den  hervorragendsten  Platz  einnahmen, 
lässt  sich  in  Folgendem  zusammenfassen  : 

1.  Der  in  der  österreichischen  Local- 
bahn-Gesetzgebung  von  Anbeginn  fest- 
gehaltene Grundsatz  der  Allgemeinheit 
der  für  Localbahnen  geltenden  Normen 
und  ihrer  Anpassungsfähigkeit  an  die 
besonderen  Fälle  hat  sich  vollauf  bewährt 
und  wäre  derselbe  daher  auch  in  dem 
neu  zu  erlassenden  Gesetze  aufrecht  zu 
erhalten. 

2.  Es  erscheint  wünschenswerth,  dass 
künftighin  bei  der  administrativen  Be- 
handlung projectirter  oder  schon  im 
Betriebe  stehender  Localbahnen  eine 
schärfere  Individualisirung  und  die  weitest- 
gehende Vereinfachung,  insbesondere  im 
Sinne  der  Einschränkung  der  bau-  und 
betriebstechnischen  Anforderungen  aut 
das  geringste  nach  den  concreten  Ver- 
kehrsverhältnissen zulässige  Mass  platz- 
greife, weshalb  es  sich  empfiehlt,  das 
Localbahnwesen  vom  Hauptbahnwesen 
grundsätzlich  zu  trennen  und  für  ersteres 
einen  selbständigen  Organismus  im 
Rahmen  der  Aufsichtsbehörden  zu  schaffen. 

3.  Das  angestrebte  Ziel  der  baldigen 
intensiven  Vervollkommnung    des  heimi- 
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sehen  Localbahnwesens  kann  aber  nur 
dann  erreicht  werden,  wenn  der  Staat 
sowie  ,  die  Länder  und  die  sonstigen 
autonomen  Körperschaften  sich  zurUeber- 
nahme  von  finanziellen  Risiken  und  Opfern 
entschliessen,  welche  das  bisher  übliche 
Ausmass  beträchtlich  übersteigen,  und 
wenn  zugleich  das  durch  die  legislative 
Behandlung  erschwerte  Verfahren  bei 
Erwirkung  staatlicher  Beihilfen  durch  eine 
angemessene  Erweiterung:  des  admini- 
strativen  Wirkungskreises  der  Regierung 
thunlichst  vereinfacht  und  beschleunigt 
wird. 

Die  auf  Grund  des  obigen  Enquete- 
Ergebnisses  und  an  der  Hand  gesammelter 
Erfahrungen  von  Seite  der  Regierung 
vorgenommene  Ueberprüfung  der  Be- 
stimmungen des  Localbahn-Gesetzes  vom 
17.  Juni  1887,  Hess  eine  durchgreifende 
Revision  desselben  in  wichtigen  prin- 
cipiellen  Punkten,  wie  nicht  minder  in 
zahlreichen  Einzelbestimmungen  als  noth- 
wendig  erkennen.  Aus  den  einschlägigen 
Berathungen  der  betheiligten  Fachmini- 
sterien, an  welchen  auch  das  Reichs- 
Kriegsministerium  theilgenommen  hatte, 
ging  sodann  der,  seitens  der  Regierung 
dem  Abgeordnetenhause  in  der  Sitzung 
vom  27.  October  1894  vorgelegte  Ent- 
wurf eines  Gesetzes,  »womit Bestimmungen 
über  die  Anlage  und  den  Betrieb  von 
Localbahnen  und  Kleinbahnen  getroffen 
werden«,  hervor,  welcher  mit  gering- 
fügigen Abänderungen  von  beiden  Häusern 
angenommen  und  als  Gesetz  vom  21.  De- 
cember  1894,  R.-G.-Bl.  Nr.  2  ex  1895, 
verlautbart  wurde. 

Das  neue  Gesetz  verlegt  den  Schwer- 
punkt der  Action  aus  dem  Reichsrathe  in 
die  Landtage.  In  der  Begründung  des- 
selben sprach  die  Regierung  offen  aus, 
dass  angestrebt  wurde,  künftighin  bei 
Förderung  des  Localbahnwesens  das 
Schwergewicht  der  Action  in  die  finan- 
zielle Mitwirkung  der  Königreiche  und 
Länder  zu  verlegen,  von  deren  Ver- 
tretungen und  Organen  füglich  eine  ge- 
naue Kenntnis  der  obwaltenden  beson- 
deren Verhältnisse,  eine  richtige  Beur- 
theilung  der  Bedeutung  der  einzelnen 
Bahnprojecte  für  die  Landesinteressen 
und  eine  intensivere  Fühlung  mit  den  un- 
mittelbaren Interessentenkreisen  gewärtigt 


werden  kann,  und  die  demnach  vorzugs- 
weise berufen  erscheinen,  die  Finanzirung 
der  im  Landesinteresse  wichtigen  Local- 
bahn  -  Projecte  aus  Landesmitteln,  be- 
ziehungsweise auf  Grund  einer  Landes- 
garantie zu  ermöglichen  oder  zu  erleich- 
tern. Hiebei  bringt  das  Gesetz  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Länder  mit 
jenen  des  Staates,  die  Aufgaben  der 
ersteren  mit  jenen  des  letzteren  in  eine 
gesunde,  das  Ganze  fördernde  Ueberein- 
stimmung. 

Das  1894er  Gesetz  gliedert  sich 
in  zwei  Theile ;  der  erste  Theil  be- 
trifft die  Localbahnen,  der  zweite  die 
Kleinbahnen.  Unter  letztere  fallen  alle 
jene  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Localbahnen  von  ganz  untergeordneter 
Bedeutung,  die  ohne  Verbindung  mit 
einer  Eisenbahn  höherer  Ordnung  oder 
mit  einseitigem  Anschlüsse  an  eine  solche, 
den  örtlichen  Verkehr  in  einer  Gemeinde 
oder  zwischen  benachbarten  Gemeinden 
vermitteln.  Die  Regierung  hielt  ihrerseits 
an  dem  Grundsatze  fest,  dass  für  die 
verschiedene  legislatorische  Behandlung 
der  Localbahnen  weder  die  Benützung 
einer  Strasse  als  Bahnkörper,  noch  die 
Art  des  Motors,  sondern  lediglich  die 
Grösse  der  wirthschaftlichen  Bedeutung 
massgebend  sein  könne. 

Was  zunächst  die  Localbahnen 
betrifft,  so  soll  sich  nach  dem  1 894erGesetze 
der  Staat  in  zweifacher  Hinsicht  an  der 
finanziellen  Förderung  des  Localbahn- 
wesens betheiligen;  zunächst  auf  eine  mehr 
indirecte  Weise,  indem  er  durch  die  Ge- 
währ weitgehender  Begünstigungen  finan- 
zieller Art  einerseits  die  nothwendige, 
streng  öconomische  Gebarung  bei  der 
Anlage  solcher  Bahnen  kräftig  unterstützt 
und  andererseits  die  Geldbeschaffung  hie- 
für verbilligt  und  erleichtert ;  sodann 
aber  ist  auch  eine  directe  Betheiligung 
des  Staates  an  der  Capitals-Erstellung  in 
Aussicht  genommen. 

In  ersterer  Beziehung  kommt  die  Be- 
freiung von  Stempeln,  Gebühren  und 
Steuern  in  Betracht.  Das  Gesetz  geht 
in  der  Gewährung  solcher  Begünstigun- 
gen über  die  Bestimmungen  des  früheren 
Localbahn-Gesetzes  hinaus ;  die  Befreiung 
von  den  Stempeln  und  Gebühren  für 
Verträge,  Eingaben,  Urkunden  und  Amts- 
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handlungen  soll  nicht  mehr  mit  der  Er- 
öffnung des  Betriebes  und  jene  zum 
Zwecke  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn  mit  dem 
Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres 
erlöschen,  es  sollen  vielmehr  die  Be- 
freiungen zum  Zwecke  der  Capitals- 
Beschaffung,  der  Sicherstellung  der 
Capitals  -  Verzinsung  und  des  Betriebes, 
sowie  zum  Zwecke  des  Baues  und  der 
Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse 
des  ersten  Betriebsjahres,  zum  Zwecke 
der  Grundeinlösung  bis  zum  Schlüsse  des 
dritten  Betriebsjahres  dauern.  Die  Begünsti- 
gungen sollen  ferner  für  die  Zahlungs- 
bestätigungen der  Bauunternehmer  und 
Lieferanten  Geltung  haben,  wenn  sich 
diese  aufAusführungsarbeitenanden  Local- 
bahnen  beziehen ;  im  Weiteren  soll  diese 
Begünstigung  auch  auf  die  Ausgabe  von 
Actien  und  Prioritäts-Obligationen  mit  Ein- 
schluss  der  Interimsscheine  zum  Zwecke 
der  Capitals-Beschaffung  für  späterhin  von 
der  Regierung  als  erforderlich  erkannte 
Erweiterungsbauten  und  Nachschaffungen 
erstreckt  werden  und  auf  die  von  dem 
Concessionär  herzustellenden  Schlepp- 
bahnen und  sonstigen  Nebenanlagen,  die 
einen  integrirenden  Bestandtheil  des 
Unternehmens  bilden,  Anwendung  finden. 
Das  Gesetz  gewährt  die  Steuerbefreiung 
auf  die  Dauer  von  25  Jahren  [nach  dem 
früheren  Gesetze  konnte  die  Steuerbefreiung 
auf  höchstens  30  Jahre  ertheilt  werden, 
und  war  es  der  Regierung  überlassen, 
diesen  Zeitraum  einzuhalten  oder  abzu- 
kürzen]. Als  eine  speciell  zu  betonende 
Begünstigung,  die  auch  bestehenden 
Localbahnen  und  den  betriebführenden 
fremden  Verwaltungen  zugestanden  wer- 
den kann,  erscheint  die  Gestattung,  die 
Stempelgebühr  für  Personen-Fahrkarten 
in  eine  Procentual-Gebühr  umzuwandeln, 
die  mit  3%  zu  bemessen  und  von  den 
Reisenden  einzuheben  ist. 

Um  auch  die  Königreiche  und  Länder 
und  neben  ihnen  die  grossen  Geldinstitute 
für  das  Localbahnwesen  zu  interessiren 
und  durch  ihre  thatkräftige  Mitwirkung  die 
für  den  Ausbau  des  Localbahnnetzes  erfor- 
derlichen Capitalien  auf  möglichst  billige 
Weise  herbeizuschaffen,  gewährt  das  Gesetz 
die  Gebührenfreiheit  für  die  Ausgabe  und 
die  eventuelle    bücherliche  Sicherstellungr 


von  Obligationen  solcher  Anlehen,  die  von 
einzelnen  Königreichen  und  Ländern  zum 
gedachten  Zwecke  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  und  unter  der  beson- 
deren Aufsicht  derselben  ausgegeben 
werden,  sowie  auch  für  Schuldver- 
schreibungen, die  in  gleicher  Absicht 
von  einer  mit  der  Garantie  eines  Landes 
ausgestatteten  Anstalt  [Landesbank]  oder 
von  anderen  hiezu  befugten  Creditinstituten, 
beziehungsweise  selbständigen  Abtheilun- 
gen der  letzteren  ausgegeben  werden, 
respective  auch  für  die  Coupons  dieser 
Titel. 

Das  Gesetz  sorgt  dafür,  dass  einerseits 
der  Werth  und  das  Ansehen  dieser  letzt- 
erwähnten Schuldverschreibungen  beim 
Publicum  durch  das  Zugeständnis  weit- 
gehender Verwendbarkeit  gehoben  wird 
und  dass  andererseits  ihre  Sicherheit  in 
ausreichendem  Masse  gewährleistet  und 
ihre  Verwendung  zu  Speculationszwecken 
unreeller  Art  ausgeschlossen  erscheint.  Im 
Hinblick  hierauf  behandelt  das  Gesetz 
sehr  eingehend  die  Bedingungen  für  die 
Fundirung  dieser  Schuldverschreibungen, 
wie  auch  die  Voraussetzungen,  unter 
welchen  dieselben  zur  fruchtbringenden 
Anlegung  von  Capitalien  der  Stiftungen, 
des  Postsparcassen- Amtes,  der  unter  öffent- 
licher Aufsicht  stehenden  Anstalten,  von 
Pupillar-,  Fideicommiss-  und  Depositen- 
geldern, dann  zu  Dienst-  und  Geschäfts- 
cautionen  verwendbar  sind. 

Was  die  directe  Antheilnahme  der 
Regierung  an  der  Capitals-Beschaffung 
für  Localbahnen  anbelangt,  so  beschränkt 
sich  das  Gesetz  darauf,  die  Fälle,  in 
denen  eine  solche  zulässig  ist  und  den 
Modus,  nach  welchem  sie  stattfinden 
kann,  vorzuzeichnen.  Ausser  der  von  Fall 
zu  Fall  durch  ein  Gesetz  zu  bestimmen- 
den Unterstützung  von  Localbahnen,  deren 
wirthschaftliche  oder  militärische  Be- 
deutung ausser  Zweifel  steht,  bezüglich 
welcher  jedoch  dargethan  erscheint,  dass 
die  Interessenten  die  erforderlichen  Geld- 
mittel nicht  aufbringen  können,  durch  Zu- 
sicherung einer  Erträgnis-Garantie  oder 
durch  Uebernahme  von  Stammactien 
nimmt  das  Gesetz,  indem  es  über  das 
frühere  Gesetz  hinausgeht,  eine  ähnliche 
Unterstützung  und  speciell  eine  Beitrags- 
leistung ä  fonds  perdu  oder  durch  Ueber- 
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nähme     von     Titres     auch     für     Local-  I 
bahnen  in  Aussicht,  durch  deren  Anlage  j 
und  Betrieb    der  Staatsverwaltung  ziffer- 
mässig  bestimmbare  Vortheile  erwachsen. 
Die    Höhe    dieser    Beitragsleistung    darf 
der  Höhe    der    letzteren    gleichkommen; 
über   das    Mass    der    alljährlich    zu    ge-  i 
währenden  Summe    der   Unterstützungen 
oder    über  das  Verhältnis    des    für    eine 
Localbahn    zu  genehmigenden  Beitrages 
zu  den  gesammten  Anlagekosten  derselben 
finden    sich    im    Gesetze    keine    Bestim-  | 
mungen. 

An  weiteren,  den  Localbahnen  zu  ge- 
währenden Begünstigungen  führt  das 
Gesetz  die  zulässigen,  im  Wesentlichen 
schon  im  Gesetze  vom  Jahre  1887  ent- 
halten gewesenen  Erleichterungen  in  Be- 
zug auf  die  Vorarbeiten,  den  Bau  und 
die  Ausrüstung  an.  Aus  dem  erwähnten 
Gesetze  wurden  auch  die  Befreiungen 
von  der  Postbeförderung  und  dem  Er- 
sätze des  aus  der  polizeilichen  und  gefälls- 
ämtlichen Ueberwachung  erwachsenden 
Mehraufwandes,  sowie  von  der  unentgelt- 
lichen Herstellung  und  Erhaltung  von 
Amtslocalitäten  übernommen.  Auch  die  im 
Gesetze  vom  Jahre  1894  der  Regierung 
ertheilte  Ermächtigung,  Ausnahmen  von 
den  Bestimmungen  rücksichtlich  der  ' 
Maximal-Tarife  für  die  Personen-Beför-  ■ 
derung,  sowie  von  den  sonstigen  gesetz- 
lichen Tarif-  und  Transportbestimmungen 
eintreten  zu  lassen,  fand  sich  bereits  im 
1887er  Gesetze  vor. 

Weitere  erleichternde  Bestimmungen 
betreffen  die  Uebemahme  der  Localbahnen 
in  den  Staatsbetrieb  unter  ausserordentlich 
günstigen  Modalitäten,  die  Ausführung  der 
nothwendigen  Anlagen  in  den  Anschluss- 
stationen, die  Beistellung  von  Bau-  und 
Betriebsmaterialien,  Inventargegenständen 
und  Fahrbetriebsmitteln  durch  die  Staats- 
eisenbahn -Verwaltung  gegen  Vergütung 
der  Selbstkosten  oder  unentgeltlich  oder 
gegen  Refundirung  in  Titres  der  Unter- 
nehmung; die  Beförderung  aller  Bau- 
und  Betriebsmaterialien  wie  der  Fahr- 
betriebsmittel auf  den  Staatsbahnen  zu 
ermässigten  [Regie-]  Frachtsätzen  und 
schliesslich  die  Benützung  von  Reichs- 
strassen zur  Anlage  der  Bahnen 
unter  wesentlich  erleichterten  Bedingun- 
gen.   Von    diesen    Erleichterungen    ver- 


dienen jene  hinsichtlich  der  Betriebsüber- 
nahme und  der  Strassenbenützung  nähere 
Beachtung.  Die  erstere  kann  in  zwei- 
facher Weise  erfolgen :  Für  Rechnung 
des  Concessionärs  gegen  Vergütung  der 
Selbstkosten,  welche,  insolange  als  dies 
zur  Verzinsung  und  Amortisation  des  An- 
lage-Capitales  erforderlich  ist,  die  Central- 
Verwaltungskosten  mit  Vergütungsquoten 
für  den  Erhaltungs-  und  Verkehrsdienst 
in  den  Anschlussbahnhöfen  nicht  in  sich 
begreifen  dürfen,  oder  auch  für  eigene 
Rechnung  des  Staates  gegen  Zahlung 
einer  fixen  Pachtrente,  falls  deren  Be- 
deckung aus  den  Reinerträgnissen  der 
Localbahn  gesichert  erscheint.  Eventuell 
darf  auch  eine  Stundung  der  zu  leisten- 
den Betriebskosten- Vergütung  zugestanden 
werden,  sofern  hiedurch  nicht  eine  dau- 
ernde Belastung  des  Staatsschatzes  zu 
besorgen  steht.  —  Die  Benützung  der 
Reichsstrassen  ist  im  Grossen  und  Ganzen 
nur  von  der  Aufrechthaltung  der  Sicher- 
heit und  der  Wahrung  der  militäri- 
schen Interessen  abhängig  gemacht. 
Die  allgemeine  Zulässigkeit  derselben 
spricht  das  Gesetz  nicht  aus ;  Zulässig- 
keit und  Bedingungen  der  Strassenbe- 
nützung sollen  im  einzelnen  Falle  durch 
die  politische  Landesbehörde  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Reichs-Kriegsmini- 
sterium  und  der  General-Inspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen,  beziehungs- 
weise in  zweiter  Instanz  vom  Ministerium 
des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsministerium  festgestellt  werden. 
Ausser  dem  Mauthgefälle  soll  für  die 
Strassenbenützung  kein  besonderes  Entgelt 
gefordert  werden ;  für  die  Verstärkung  und 
Erhaltung  von  Kunstbauten,  für  die  Reini- 
gung der  Gräben  und  Bankette  etc.  soll  die 
Localbahn  -  Unternehmung  nur  insoweit 
herangezogen  werden,  als  die  bezüglichen 
Kosten  durch  den  Bestand  der  Bahn- 
anlage verursacht  werden.  Das  Expro- 
priationsrecht für  nichtärarische  Strassen 
spricht  das  Gesetz  nicht  aus,  und  zwar 
—  wie  der  Motivenbericht  näher  erläu- 
tert —  in  Rücksichtnahme  auf  die  erfor- 
derliche strenge  Wahrung  der  Landes- 
und Gemeinde  -  Autonomie  und  auf 
die  in  einigen  Kronländern  erlassenen 
Bestimmungen,  wonach  die  Compe- 
tenz    zur    Feststellung     der    Modalitäten 
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für  die  Benützung  von  Bezirks-  und  Ge- 
meindestrassen zu  Bahnanlagen  denLandes- 
ausschüssen  übertragen  wird.  Die  Re- 
gierung wendet  sich  in  dem  erwähnten 
Berichte  ausdrücklich  an  die  Landesver- 
tretungen, indem  sie  die  Hoffnung  aus- 
spricht, dass  sie  auch  ihrerseits  nicht 
säumen  werden,  »im  Wege  der  Landes- 
gesetzgebung die  für  die  gesunde  Ent- 
wicklung derartiger  Transportmittel  so 
wichtige  Benützung  öffentlicher,  nicht- 
ärarischer  Strassen  in  jeder  thunlichen 
Weise    zu    fördern    und    zu  erleichtern«. 

Billig  und  gerecht  erscheint  es,  dass 
der  Staatsverwaltung  für  die  Gewährung 
wichtiger  Begünstigungen  auch  wichtige 
Vorrechte  gegenüber  den  Localbahnen  vor- 
behalten bleiben.  Das  Gesetz  nennt  als 
solche :  Das  Recht,  die  concessionirte 
Bahn  jederzeit  einlösen  zu  können,  ferner 
die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Ver- 
kehr zwischen  schon  bestehenden  oder 
erst  herzustellenden,  vom  Staate  be- 
triebenen Bahnen  in  der  Art,  dass  unter 
freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge 
oder  einzelne  Wagen  gegen  Entrichtung 
einer  angemessenen  Entschädigung  über 
dieselbe  verkehren  dürfen  [vgl.  Gesetz 
von  1887]  sowie  das  Recht,  im  Mobili- 
sirungs-  und  Kriegsfalle  den  Betrieb  ohne 
Anspruch  auf  Entschädigung  einzustellen. 

Der  zweite  Theil  des  Gesetzes  ist  den 
Kleinbahnen  [Tertiärbahnen]  gewidmet. 
Diese  Bahnen  bilden  nach  dem  Gesetze 
keinen  besonderen  Typus  von  Verkehrs- 
mitteln, sondern  lediglich  eine  Unterart  von 
Localbahnen,  charakterisirt  durch  die 
untergeordnete  Bedeutung  für  den  Verkehr 
und  durch  ihre  Eigenschaft  als  vorwie- 
gend private  Erwerbs  -  Unternehmungen 
[als  Beispiele  von  Kleinbahnen  führt  das 
Gesetz  an :  normal-  und  schmalspurige 
Zweigbahnen,  Strassenbahnen  mit  Dampf- 
oder elektrischen  Betrieb,  anderen  mecha- 
nische Motoren  oder  animalischer  Kraft, 
Seilbahnen  u.  dgl.].  Auf  dieser  An- 
schauung basiren  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes,  welche  die  Anordnungen 
für  Localbahnen  auch  für  die  Klein- 
bahnen anwendbar  erklären,  sie  aber 
in  zweckentsprechender  Weise  er- 
gänzen. Zunächst  handelt  es  sich  um 
wesentliche  Reduction  der  Lasten  und 
Beschränkungen,  welche  den  Kleinbahnen 


im  öffentlichen  Interesse  auferlegt 
werden  müssen.  Der  Concessions- Vorgang 
wird  bedeutend  vereinfacht,  indem  die 
Anerkennung  einer  Bahn  als  Kleinbahn 
und  die  Ertheilung  der  Concession  dem 
Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit 
den  anderen  Ministerien  und  dem  Reichs- 
Kriegsministerium  vorbehalten  bleibt;  die 
Concessionsdauer  ist  für  autonome  Körper- 
schaften mit  höchstens  90  Jahren,  für 
andere  Concessionäre  mit  höchstens 
60  Jahre  zu  bemessen.  Die  staatliche 
Einflussnahme  auf  den  Bau  und  die 
Betriebseinrichtungen  hat  ausschliess- 
lich vom  Standpunkte  der  öffentlichen 
Sicherheit  und  der  Wahrung  der  ge- 
setzlich anerkannten  Rechte  dritter  Per- 
sonen zu  erfolgen ;  die  Uebernahme  von 
Leistungen  zu  Gunsten  der  Militärver- 
waltung kann  nur  in  dem  durch  die  Bahn- 
anlage und  die  Betriebseinrichtungen  vor- 
gezeichneten Ausmasse  gefordert  werden ; 
von  unentgeltlichen  Leistungen  für  öffent- 
liche Zwecke  sind  die  Kleinbahnen  ent- 
hoben. Den  Fahr-  und  Frachtpreisen  ist 
die  erforderliche  Beweglichkeit  gesichert ; 
ihre  Festsetzung  ist  der  Kleinbahn-Unter- 
nehmung überlassen,  nur  wird  die  voll- 
kommen gleichmässige  Behandlung  aller 
Reisenden  und  Verfrachter  gefordert.  Tarif- 
änderungen sind  mindestens  acht  Tage, 
Refactien  drei  Tage  vor  ihrer  Einführung 
zu  veröffentlichen.  Wenn  die  Bahn  in 
zwei  aufeinanderfolgenden  Jahren  aus  den 
eigenen  Erträgnissen  das  Anlage-Capital 
mit  wenigstens  6°/0  verzinst  hat,  kann 
die  Regierung  ermässigte  Maximaltarife 
festsetzen,  allerdings  unter  Beachtung 
aller  einschlägigen  Interessen.  Die  Pro- 
centual-Gebühr,  welche  an  Stelle  des  Per- 
sonenfahrkartenstempels  treten  kann,  ist 
auf  i°/o  des  Fahrpreises  ermässigt. 

Auf  das  staatliche  Einlösungsrecht 
sowie  auf  das  Heimfallsrecht  leistet  der 
Staat  bei  den  Kleinbahnen  Verzicht,  an- 
dererseits ist  die  Dauer  der  für  Local- 
bahnen normirten  Steuerbefreiung  in  der 
Regel  auf  15  Jahre  herabgesetzt. 

Die  Schlussbestimmungen  des  Ge- 
setzes ermächtigen  die  Regierung,  die 
Vorschriften  für  die  Vorbereitung,  die 
Anlage  und  den  Betrieb  von  Localbahnen 
und  Kleinbahnen  im  Wege  der  Verord- 
nung zu  erlassen.    Der  Regierung  ist  in 
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dieser  Hinsicht  ein  grosser  Spielraum 
gegeben.  Das  Gesetz  trat  am  I.  Januar 
1895  in  Wirksamkeit;  seine  Wirksamkeit 
dauert  bis  31.  December   1904. 

Die  Landesgesetze  zur  För- 
derung des  Localbahn-Baues. 
Wie  schon  an  früherer  Stelle  erwähnt 
wurde,  geht  die  Tendenz  des  neuen 
Localbahn-Gesetzes  dahin,  die  König- 
reiche und  Länder  in  erster  Linie  für 
das  Localbahnwesen  zu  interessiren  und 
durch  ihre  thatkräftige  Mitwirkung  den 
Bau  von  Localbahnen  zu  fördern. 
Diesen  Intentionen  ist  die  Landesgesetz- 
gebung in  einer  Anzahl  von  Kronländern 
in  vollem  Masse  gerecht  geworden. 
Bereits  vor  Erlassung  des  neuen  Local- 
bahn-Gesetzes waren  zunächst  in  Steier- 
mark, dann  in  Böhmen  und  Galizien 
besondere  Gesetze  betreffend  die  För- 
derung des  Eisenbahnwesens  niederer 
Ordnung  erlassen  worden.  Das  älteste 
dieser  Gesetze  ist  jenes  für  Steiermark 
vom  11.  Februar  1890,  L.-G.-Bl.  Xr.  22. 
Die  Grundzüge  dieses  Gesetzes  lassen 
sich  dahin  zusammenfassen,  dass  die 
Ausführung  der  im  allgemeinen  Landes- 
interesse gelegenen  Localbahnen,  falls 
die  dabei  betheiligten  Interessenten  ausser 
Stande  sein  sollten,  die  erforderlichen 
Geldmittel  aufzubringen,  durch  die 
Landesvertretung  zu  geschehen  habe, 
dass  weiters  die  Bau-  und  Betriebs- 
Concession  entweder  von  dieser  selbst 
erworben  oder  die  von  Privat-Unterneh- 
mungen  erworbenen  Concessionen  zur 
Durchführung  gebracht  werden.  Das 
Land  Steiermark  hat  zu  diesem  Zweck 
einen  gesondert  zu  verwaltenden,  im 
Wege  eines  Landeseisenbahn- Anlehens  zu 
beschaffenden  Localeisenbahn  -  Fonds  im 
Höchstbetrage  von  10,000.000  fl.  zu 
bilden.  Dieser  Fonds  kann  zum  Bau 
von  Localbahnen  nur  dann  herangezogen 
werden,  wenn  die  Interessenten,  dann 
der  Staat  oder  beide  zusammen  wenig- 
stens ein  Drittel  des  Gesammterforder- 
nisses  ä  fonds  perdu  oder  durch  Ueber- 
nahme  von  Stammactien  zum  vollen 
Nennwerth  zusichern,  oder  wenn  von 
denselben  auf  Concessionsdauer  die  Ver- 
pflichtung übernommen  wird,  für  den 
Fall,  dass  die  Betriebsüberschüsse  der 
Localbahn   zur  Bedeckung    der    4°/0igen 


I  Verzinsung,  und  der  Tilgungsquote  nicht 

I  hinreichen,    Zuschüsse    bis    zu     */„    des 

Gesammterfordernisses    zu    leisten.    Die 

unmittelbare      Ueberwachung     des     Be- 

|  triebes  erfolgt  durch  das  auf  Grund  des 

j  Gesetzes  vom  1 1 .  Februar  1 890  errichtete 

j  Landeseisenbahn-Amt,    unbeschadet    des 

den    Staatsorganen   gesetz-  oder  conces- 

;  sionsmässig  zustehenden  Aufsichtsrechtes. 

Der  Betrieb    solcher   Localbahnen  ist  in 

der  Regel  durch  die  angrenzenden  Bahnen, 

:  eventuell  in  eigener  Regie  zu  führen. 

Das  für  Böhmen  erlassene  Gesetz 
!  vom  17.  December  1892,  L.-G.-Bl. 
Xr.  8  ex  1893,  beruht  auf  anderer  Grund- 
lage als  das  steiermärkische.  Xach  dem 
böhmischen  Gesetze  soll  die  Ausführung 
von  Bahnen  niederer  Ordnung  zunächst 
vom  Lande  durch  Garantirung  der  Verzin- 
sung und  Tilgung  der  Prioritäts-Obliga- 
tionen, durch  Gewährung  von  Darlehen, 
durch  Uebernahme  von  Prioritäts-  oder 
Stammactien  oder  endlich  durch  die  in  der 
Verwaltung  des  Landes  zu  bewirkende 
Durchführung  des  Baues  gefördert  wer- 
den. Wenn  seitens  der  Interessenten 
und  des  Staates  oder  seitens  eines  von 
beiden  Theilen  Beiträge  zu  den  Bau- 
kosten von  wenigstens  25°/,,  ä  fonds 
perdu  oder  gegen  Ueberlassung  von 
Stammactien  des  Unternehmens  zum 
vollen  Xennwerthe  zugesichert  werden, 
oder  auf  Concessionsdauer  die  Verpflich- 
tung übernommen  wird,  zur  Deckung 
der  Zinsen  und  der  Tilgungsquote  des  , 
Anlage-Capitals  bis  zu  mindestens  3/8  der 
erforderlichen  Jahresrente  zu  leisten,  so 
hat  das  Land  entweder  durch  Garan- 
tirung eines  bestimmten,  40  0  nicht  über- 
steigenden Zinsertrages  und  der  Tilgung 
der  Prioritäts-Obligationen,  deren  Ge- 
sammtsumme  7°°-'o  des  Bauaufwandes 
nicht  zu  überschreiten  hat,  oder  Ge- 
währung eines  verzinslichen  Darlehens 
bis  zur  selben  Höhe,  an  der  Erbauung 
der  Bahn  theilzunehmen.  Ausserdem  kann 
das  Land  sich  durch  Garantirung  der  Zinsen 
bis  zu  4°/0  von  den  zur  Ergänzung  des 
Bauaufwandes  auszugebenden  Prioritäts- 
actien  im  vollen  Nennwerthe  betheiligen. 
Die  Ausführung  der  vom  Standpunkte 
des  allgemeinen  Landesinteresses  erforder- 
lichen Bahnen  kann  auf  Grund  eines  Be- 
schlusses des  Landtages   und    einer  vom 
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Landesausschusse  zu  erwirkenden  Con- 
cession  durch  das  Land  erfolgen.  Hiebei 
werden  die  Baukosten  durch  Ausgabe  von, 
mit  höchstens  4°/0  verzinslichen  Schuld- 
verschreibungen gedeckt.  Der  Betrieb 
soll  im  Allgemeinen  an  die  Staatseisen- 
bahn-Verwaltung  oder  an  eine  anschlies- 
sende Privatbahn  verpachtet  werden,  oder 
eventuell  unbeschadet  des  gesetz-  und 
concessionsmässigen  Einlösungsrechtes 
des  Staates  für  Rechnung  der  Bahn- 
gesellschaft oder  des  Landes  in  dessen 
Regie  geführt  werden. 

Das  Landesgesetz  für  Galizien  vom 
17.  Juli  1893,  L.-G.-Bl.  Nr.  42,  das 
letzte  derartige  Gesetz,  welches  vor  Er- 
lassung des  neuen  Localbahn- Gesetzes  zu 
Stande  kam,  ist  im  Wesentlichen  dem  Ge- 
setze für  Böhmen  nachgebildet.  Aehn- 
liches  gilt  auch  von  denjenigen  Landes- 
gesetzen zur  Förderung  des  Eisenbahn- 
wesens niederer  Ordnung,  welche  dem 
neuen  Localbahn-Gesetze  nachgefolgt  sind. 
Es  sind  dies  das  Gesetz  für  Salzburg 
vom  12.  Mai  1895,  L.-G.-Bl.  Nr.  18, 
für  Mähren  vorn  16.  Mai  1895,  L.-G.-Bl. 
Nr.  54,  für  Oesterreich  unter  der  Enns 
vom  28.  Mai  1895,  L.-G.-Bl.  Nr.  32,  für 
Schlesien  vom  3.  Juni  1895,  L.-G.-Bl. 
Nr.  45,  für  Oesterreich  ob  der  Enns  vom 
22.  Juni  1895,  L.-G.-Bl.  Nr.  20,  endlich  für 
Krain  vom  17.  Januar  1896,  L.-G.-Bl.  Nr.  7. 

Die  Landesgesetze  weisen  in  ihren 
Einzelheiten  manche  Verschiedenheiten 
auf.  So  ist  nach  dem  galizischen 
Gesetze  die  in  allen  anderen  Gesetzen 
zugelassene  Gewährung  einer  Landes- 
garantie für  die  Verzinsung  nicht  vor- 
gesehen. Darlehen  ä  fonds  perdu  werden 
nur  nach  den  Gesetzen  für  Niederöster- 
reich, Salzburg,  Mähren,  Schlesien,  Gali- 
zien und  Krain  gewährt.  Was  die  Bei- 
träge anbelangt,  welche  von  den  anderen 
Interessenten  zugesichert  sein  müssen, 
wenn  eine  finanzielle  Unterstützung  des 
Landes,  beziehungsweise  die  Zusicherung 
einer  Garantie  eintreten  soll,  so  wird  die 
Uebernahme  von  25  —  33V3°/o  der  Bau- 
kosten ä  fonds  perdu  oder  in  Actien 
des  Unternehmens  zum  vollen  Nenn- 
werthe  oder  die  Zusicherung  der  Lei- 
stung eines  Zuschusses  zur  Verzinsung 
des  Anlage-Capitals,  und  zwar  zumeist 
bis    8/g    des    Gesammterfordernisses    ge- 


fordert. Die  Durchführung  des  Baues 
der  Bahnen  durch  das  Land  ist  ausser 
in  Böhmen  und  Galizien  auch  in  Nieder- 
und  Oberösterreich  vorbehalten.  Als  be- 
rathendes  Organ  des  Landesausschusses 
bei  Durchführung  der  Localbahn-Action 
ist  in  allen  Gesetzen  ein  Landeseisen- 
bahn-Rath  vorgesehen. 

Im  Zusammenhange  mit  der  Förderung 
des  Localbahnwesens  seitens  des  Landes 
stehen  auch  einige  Landesgesetze,  welche 
die  Bewilligung  der  Benützung  öffentlicher, 
nichtärarischer  Strassen  und  Wege  zur 
Anlage  für  Eisenbahnen  betreffen.  So 
wurde  durch  das  niederösterreichische 
Landesgesetz  vom  19.  April  1894,  L.-G.-Bl. 
Nr.  10,  der  Landesausschuss  ermächtigt, 
die  Bewilligung  zur  Benützung  aller 
öffentlichen  nichtärarischen  Strassen  und 
Wege  mit  Ausnahme  der  Communal- 
strassen  im  Stadtgebiete  von  Wien,  dann 
von  Privatstrassen  zur  Anlage  von  Local- 
[Vicinal-]bahnen,  und  zwar  rücksichtlich 
der  Bezirksstrassen  nach  Anhörung  der 
betheiligten  Bezirksstrassen- Ausschüsse, 
rücksichtlich  der  Gemeindestrassen  nach 
Anhörung  der  betheiligten  Gemeinden 
zu  treffen.  Für  Mähren  war  durch 
Landesgesetz  vom  4.  März  1887,  L.-G.-Bl. 
Nr.  53,  den  Concurrenzbezirken  für  die 
Bezirksstrassen  gestattet  worden,  aus  ihren 
Mitteln  die  Anlage  von  Localbahnen 
[Secudärbahnen,  Vicinalbahnen  und  dgl.] 
zu  unterstützen.  Die  entscheidende  Be- 
schlussfassung über  die  Gewährung  einer 
solchen  Unterstützung  sowie  über  die 
Art  und  das  Mass  derselben  steht  den 
Bezirksstrassen-Ausschüssen  für  die  von 
den  Bahnanlagen  berührten  Strassen- 
Concurrenzbezirke  zu.  Der  Beschluss 
auf  Gewährung  einer  solchen  Unter- 
stützung bedarf  der  Genehmigung  des 
Landesausschusses. 

Zu  erwähnen  sind  ferner  die  einschlä- 
gigen Gesetze  für  Steiermark  vom  I  O.Januar 
1890,  L.-G.-Bl.  Nr.  18,  für  Galizien  vom 
23.  Januar  1891,  L.-G.-Bl.  Nr.  20,  und 
für  Böhmen  [mit  Ausnahme  von  Prag] 
vom  16.  Juni  1892,  L.-G.-Bl.  Nr.  41. 
Nach  den  beiden  ersteren  Gesetzen  steht 
das  Recht  zur  Ertheilung  der  Bewilligung 
einer  derartigen  Benützung  auch  für 
Bezirks-  und  Gemeindestrassen  dem 
Landesausschusse  zu,  während  nach  dem 
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böhmischen  Gesetze  über  die  Zulässig- 
keit  und  die  Bedingungen  der  Strassen- 
benützung  bezüglich  der  Bezirksstrassen 
die  Bezirksvertretung,  bezüglich  der  Ge- 
meindestrassen die  Gemeindevertretung 
zu  entscheiden  haben. 

In  den  Gesetzen  für  Galizien  und 
Böhmen  ist  ausdrücklich  angeordnet, 
dass  die  Kosten  der  ordnungsmässigen 
Erhaltung  des  benützten  Strassentheiles 
sowie  etwaige  durch  die  fragliche  Be- 
nützung veranlasste  Mehrkosten  der 
Strassenerhaltung  überhaupt,  desgleichen 
die  Kosten  für  alle  zur  Hintanhaltung 
einer  durch  den  Bahnbetrieb  herbeige- 
führten Störung  oder  Gefährdung  des 
Strassenverkehres  erforderlichen  beson- 
deren Vorkehrungen  die  Eisenbahn- 
Unternehmung  treffen.  Ausserdem  ist 
in  den  erwähnten  beiden  Gesetzen  und 
ebenso  in  dem  niederösterreichischen 
Landesgesetze  vom  28.  Mai  1895  aus- 
gesprochen, dass  für  die  Strassenbenützung 
kein  besonderes  Entgelt  zu  entrichten  ist. 


;?.  Sonstige  Gesetze. 

Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung. Ge  Werbegerichte. 
Unter  den  socialpolitischen  Gesetzen, 
welche  für  das  Eisenbahnwesen  von 
Bedeutung  sind,  sei  vor  Allem  das  Ge- 
setz vom  28.  December  1887,  R.-G-Bl. 
Nr.  1  ex  1888,  genannt,  welches  die 
obligatorische  Unfall  -  Versiche- 
rung der  Arbeiter  unter  Heran- 
ziehung der  Betriebsunternehmer  zur 
Leistung  von  9O°/0  der  für  ihre  ver- 
sicherten Arbeiter  entfallenden  Ver- 
sicherungsbeiträge statuirte.  Dieses  Ge- 
setz hatte  nur  jene  Bediensteten  der 
[selbständigen]  Eisenbahn  -  Unterneh- 
mungen der  Versicherungspflicht  unter- 
worfen, auf  welche  das  Gesetz 
vom  5.  März  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  27 
[über  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn-Unter- 
nehmungen für  körperliche  Verletzungen 
und  Tödtungen],  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Beschäftigung  ausserhalb  des  Verkehres 
keine  Anwendung  findet,  so  dass  sich  die 
Versicherungspflicht  im  Wesentlichen 
auf  die  Arbeiter  des  Eisenbahnbaues, 
des    Werkstättendienstes    und    sonstiger 


Xebenanlagen  des  Bahnbetriebes  be- 
schränkte. 

Hiebei  war  massgebend,  dass  die  Be- 
diensteten des  übrigen  [Fahr-]  Betriebes  der 
Eisenbahnen  durch  das  Haftpflicht- Gesetz 
wenigstens  gegen  die  Folgen  solcher  Un- 
fälle, welche  sich  nicht  durch  eine  vis 
major,  durch  ein  Verschulden  einer  dritten 
Person  oder  durch  das  Verschulden  des  Be- 
schädigten selbst  ereignen,  bereits  in  einer 
über  die  Intentionen  des  Unfallversiche- 
rungs-Gesetzes hinausgehenden  Weise  ge- 
schützt sind.  Andererseits  Hessen  es  die 
bei  einer  Einbeziehung  des  gesammten 
Eisenbahn-Betriebes  in  die  Versicherungs- 
pflicht zu  befürchtenden  Schwierigkeiten 
der  Durchführung  damals  räthlich  er- 
scheinen, diesen  Gegenstand  einer  späteren 
gesetzlichen  Regelung  vorzubehalten, 
welche  auch  in  der  That  mit  Gesetz 
vom  20.  Juli  1894,  R.-G.-Bl.  Nr.  168, 
erfolgte. 

Durch  dieses  Gesetz  wurde  die  Unfall- 
Versicherung  der  Arbeiter  auf  die  gesamm- 
ten Betriebe  der  Eisenbahnen  ausgedehnt, 
gleichviel  mit  welcher  motorischer  Kraft 
sie  betrieben  werden. 

Die  Regierung  hatte  die  Frage  der 
Unfall  -  Versicherung  der  Bediensteten 
des  Fahrbetriebes  der  Eisenbahnen,  un- 
mittelbar, nachdem  das  Unfallversiche- 
rungs-Gesetz vom  Jahre  1887  in  Wirk- 
samkeit getreten  war,  zum  Gegenstande 
der  Verhandlungen  mit  den  Eisenbahn- Ver- 
waltungen gemacht  und  begegnete  inso- 
ferne  einem  Entgegenkommen  bei  diesen, 
als  sie  sich,  und  zwar  aus  Anlass  der  mit 
Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
18.  September  1889,  Z.  16.992,  erfolgten 
Bewilligung  zur  Errichtung  einer  berufs- 
genossenschaftlichen Unfallversicherungs- 
Anstalt  für  die  nach  dem  Gesetze 
der  Unfallversicherungs  -  Pflicht  unter- 
worfenen Bediensteten  verpflichteten, 
binnen  Jahresfrist  ein  Institut  zur  frei- 
willigen Unfall- Versicherung  der  nicht 
versicherungspflichtigen  Bediensteten  zu 
bilden,  wobei  die  Eisenbahn- Verwal- 
tungen noch  überdies  die  Bereitwilligkeit 
aussprachen,  auch  das  Betriebsunfällen 
ausgesetzte  Personale  der  Staatsverwal- 
tung, welches  seitens  der  Eisenbahnen 
concessionsmässig  ohne  Anspruch  auf 
Entgelt  befördert   werden  muss  [Bedien- 
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stete  der  Post,  der  Finanzwache,  des 
Zollgefälles  etc.],  mit  zu  versichern.  That- 
sächlich  legten  die  Eisenbahn  -  Verwal- 
tungen das  Statut  für  ein  derartiges 
Institut  zur  Genehmigung  vor.  Schwierig- 
keiten, welche  sich  bezüglich  der  Ein- 
richtung dieses  Institutes  ergaben,  ins- 
besondere aber  der  mittlerweile  in  Ver- 
handlung gezogene  Gesetzentwurf  wegen 
Ausdehnung  der  Unfall  -  Versicherung, 
durch  welchen  die  freiwillige  Versicherung 
nichtversicherungspflichtiger  Betriebe  bei 
den  auf  Grund  des  Unfallversicherungs- 
Gesetzes  errichteten  Anstalten  unter  den 
Garantien  des  Gesetzes  ermöglicht  werden 
sollte,  veränderten  die  Sachlage  insoferne, 
als  die  Eisenbahn-Verwaltungen  die  ein- 
fachste und  beste  Lösung  der  Frage 
darin  erblickten,  dass  sie  mit  ihrem 
ganzen  nichtversicherungspflichtigen  Per- 
sonale einer  auf  Grund  des  Unfall- 
versicherungs- Gesetzes  errichteten  Ver- 
sicherungs-Anstalt — ■  hiebei  war  an  die 
berufsgenossenschaftliche  Unfallversiche- 
rungs-Anstalt der  österreichischen  Eisen- 
bahnen gedacht  —  beitreten. 

Die  Regierung  förderte  diese  Lösung 
und  suchte  derselben  durch  Aufnahme  von 
Sonderbestimmungen  in  den  Gesetzent- 
wurf über  die  Ausdehnung  der  Unfall- 
Versicherung  die  Wege  zu  ebnen. 

Bei  den  Berathungen  in  den  beiden 
Häusern  wurde  an  dem  Gesetzentwurf 
rücksichtlich  der  Arbeiter  in  den  Eisen- 
bahn-Betrieben insoferne  eine  einschnei- 
dende Aenderung  vorgenommen,  als  man 
die  im  Eisenbahnbetriebs  -  Dienste  der 
Staats-  und  Privatbahnen  verwendeten 
Bediensteten  obligatorisch  in  die  Unfall- 
Versicherung  einbezog.  Die  Regierung 
stimmte  unter  der  Voraussetzung  zu,  dass 
auf  Unfälle,  welchen  die  Arbeiter  und 
Betriebsbeamten  der  Eisenbahn-Unterneh- 
mungen ausgesetzt  sind,  die  Bestimmun- 
gen des  Haftpflicht-Gesetzes  keine  An- 
wendung zu  finden  haben,  und  wurden 
dementsprechende  Bestimmungen  in  das 
Gesetz  aufgenommen. 

Den  besonderen  Verhältnissen  der 
Eisenbahn-Bediensteten  Rechnung  tragend, 
bestimmt  das  Gesetz,  dass  die  Anordnun- 
gen desselben,  wonach  der  für  die  Be- 
rechnung des  Schadenersatzes,  beziehungs- 
weise des  Versicherungs- Beitrages  an- 
Geschichte der  Eisenbahnen.  IV. 


rechenbare  Jahres-Arbeitsverdienst  eines 
Arbeiters  oder  Betriebsbeamten  auf  das 
dreihundertfache  des  durchschnittlichen 
täglichen  Arbeitsverdienstes  und  auf  den 
Betrag  von  1200  fl.  beschränkt  wird,  auf 
die  von  den  Eisenbahn-Unternehmungen 
in  Gemässheit  des  Gesetzes  versicherten 
Personen  keine  Anwendung  finde. 

Diese  Personen  sind  mit  ihrem  vollen 
Jahres  -  Arbeitsverdienste  einschliesslich 
der  veränderlichen  Bezüge  [Kilometer- 
Stundengelder  u.  s.  w.],  und  wenn  dieser 
den  nach  dem  Unfallversicherungs- Gesetze 
sich  ergebenden  Jahres-Arbeitsverdienst 
nicht  erreicht,  mit  dem  letzteren  in  die 
Versicherung  einzubeziehen.  Die  für  die  ge- 
nannten Personen  zu  leistenden  Beiträge 
fallen  zur  Gänze  dem  Betriebsunter- 
nehmer zur  Last. 

Ebenso  wie  auf  die  gesetzlich  der 
Versicherungspflicht  unterliegenden  Eisen- 
bahn-Bediensteten, findet  das  Gesetz  vom 
5.  März  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  27,  auf  solche 
Staatbedienstete,  welche  nach  den  Con- 
cessions  -  Bedingungen  oder  sonst  be- 
stehenden Vorschriften  seitens  der  Eisen- 
bahn ohne  Anspruch  auf  Entgelt  befördert 
werden  müssen,  keine  Anwendung,  wenn 
ihnen  ein  Entschädigungs-Anspruch  nach 
den  Bestimmungen  des  Unfallversiche- 
rungs-Gesetzes zusteht.  [Hiedurch  bleibt 
die  im  Unfallversicherungs-Gesetze  vom 
Jahre  1887  normirte  Haftung  des  Be- 
triebsunternehmers wegen  vorsätzlicher 
Herbeiführung  des  Unfalls  durch  seinen 
gesetzlichen  Vertreter,  oder  bei  Gesell- 
schaften durch  ein  Vorstandsmitglied, 
einen  Gesellschafter,  Liquidator  u.  s.  w. 
ferner  die  Haftung  der  Bevollmächtigten 
oder  Repräsentanten  des  Betriebsunter- 
nehmers,  sowie  der  Betriebs-  und  Arbeits- 
aufseher und  anderer  Personen,  welche  den 
Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  oder 
durch  ein  Verschulden  veranlasst  haben, 
unberührt.  Vgl.  §§  45 — 47  des  1887er 
Gesetzes.]  Sofern  jedoch  den  gedachten 
Personen  oder  deren  Hinterbliebenen  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  5.  März  1869, 
R.-G.-Bl.  Nr.  27,  ein  Entschädigungs-An- 
spruch zustehen  würde,  ist  die  den  Ver- 
letzten aus  der  Unfall -Versicherung  ge- 
bührende Rente  um  die  Hälfte  und  im 
Falle  eines  dauernden  Siechthums  in  einer 
den     Umständen     entsprechenden    Weise 


98 


Dr.  Victor  Roll. 


darüber  hinaus  bis  zum  doppelten  Betrage, 
das  ist  i2O°/0  des  vollen  Jahres- Arbeits- 
verdienstes zu  erhöhen;  die  den  Hinter- 
bliebenen gebührende  Rente  ist  unter  der 
gleichen  Voraussetzung  um  */s  zu  erhöhen. 

Nach  dem  Gesetze  vom  30.  März 
1888,  R.-G.-Bl.  Nr.  33,  betreffend  die 
Kranken-Versicherung  der  Arbeiter, 
werden  alle  in  Gemässheit  des  Gesetzes 
betreffend  die  Unfall- Versicherung  der  Ar- 
beiter gegen  die  Folgen  von  Betriebsun- 
fällen versicherten  Arbeiter  und  Betriebs- 
beamten im  Privatbetriebe  sowie  alle  beim 
Eisenbahnbetriebe  Beschäftigten,  für  den 
Krankheitsfall  unter  Heranziehung  der 
Betriebsunternehmer  versichert. 

Die  bereits  früher  bei  der  Mehrzahl 
der  Bahnen  bestandenen  Krankencassen 
wurden  in  Arbeiter-Krankencassen  im  Sinne 
des  genannten  Gesetzes  umgestaltet  und 
mit  Erlass  des  Handelsministers  vom 
5.  Januar  1889,  R.-G.-Bl.  Nr.  4,  der 
Aufsicht  der  General-Inspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  unterstellt. 

Erwähnung  verdient  ferner  die  mit 
Gesetz  vom  27.  November  1896,  R.-G.-Bl. 
Nr.  218,  erfolgte  Einführung  von  Ge- 
werbe-Gerichten zur  Austragung  von 
Rechtsstreitigkeiten  zwischen  gewerb- 
lichen Unternehmern  und  Arbeitern,  ferner 
zwischen  Arbeitern  desselben  Betriebes  ! 
untereinander.  Nach  dem  Gesetze  kann 
sich  die  sachliche  Zuständigkeit  der  Ge-  \ 
werbe-Gerichte  auch  auf  Eisenbahn-Unter- 
nehmungen beziehen,  obwohl  dieselben 
nicht  der  Gewerbe-Ordnung  unterliegen. 
Die  Wirksamkeit  der  mit  1.  Juli  1898 
activirten  Gewerbe-Gerichte  wurde  jedoch 
zunächst  nicht  auf  Eisenbahnen  ausge- 
dehnt und  in  den  bezüglichen  Einfüh- 
rungs-Verordnungen ausgesprochen,  dass 
der  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Zustän- 
digkeit dieser  Gewerbe-Gerichte  auch  für 
Eisenbahnen  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat, 
besonders  bestimmt  werden  wird. 

Steuergesetze.  Von  einschnei- 
dender Bedeutung  für  die  Eisenbahnen 
ist  das  Gesetz  vom  25.  October  1896, 
R.-G.-Bl.  Nr.  220,  betreffend  die  directen 
Personalsteuern  und  insbesondere  das 
vierte  Hauptstück  dieses  Gesetzes,  be- 
treffend die  allgemeine  Erwerbsteuer, 
welcher  nach  der  ausdrücklichen  Bestim- 
mung des  Gesetzes  nicht  blos  die  Privat-, 


sondern  auch  die  Staatsbahnen  unter- 
liegen. Von  der  Erwerbsteuer,  welche 
für  die  Eisenbahnen  gleichwie  für  andere 
der  öffentlichen  Rechnungslegung  unter- 
worfene Unternehmungen  mit  io^j'/o  des 
steuerpflichtigen  Reinertrages  bemessen 
wird,  sind  für  Eisenbahn  -  Gesellschaften 
wesentlich  abweichend  von  den  Bestim- 
mungen des  1869er  Gesetzes  io°/0  in 
derjenigen  Gemeinde  vorzuschreiben,  in 
welcher  der  Unternehmer  den  Sitz  hat. 
Bei  den  Staatsbahnen  ist  in  dieser  Hin- 
sicht der  Sitz  der  obersten  Geschäfts- 
leitung massgebend.  Was  die  Vorschrei- 
bung der  übrigen  90%  betrifft,  so  werden, 
wenn  sich  der  Sitz  des  Unternehmers,  be- 
ziehungsweise der  obersten  Geschäfts- 
leitung in  einem  der  Länder  befindet,  welche 
die  Bahn  durchzieht,  weitere  1 5°/0  in  diesem 
Lande,  und  zwar  in  der  Gemeinde  des 
Sitzes  des  Unternehmers,  beziehungs- 
weise der  obersten  Geschäftsleitung  in 
Vorschreibung  gebracht  und  die  übrigen 
75%  auf  die  sämmtlichen  von  der  Bahn 
durchzogenen  Länder  nach  dem  Verhält- 
nisse der  Länge  der  betreffenden  Bahn- 
strecken vertheilt;  im  entgegengesetzten 
Falle  sind  sämmtliche  90%  der  Steuer 
nach  diesem  Verhältnisse  auf  die  von  der 
Bahn  durchzogenen  Länder  zu  vertheilen. 

Von  dem  aus  diesen  75,  beziehungs- 
weise 9O°/0  auf  ein  Land  entfallenden 
Steuerbetrage  sind  drei  Viertel  in  der 
Gemeinde,  in  welcher  sich  die  Betriebs- 
leitung in  dem  Lande  befindet,  oder  falls 
in  diesem  Lande  eine  Betriebsleitung 
nicht  besteht,  in  der  Hauptstadt  dieses 
Landes  vorzuschreiben.  Für  die  Staats- 
eisenbahnen hat  die  Steuervorschreibung 
bezüglich  der  erwähnten  drei  Viertel  in 
der  Hauptstadt  des  betreffenden  Landes 
zu  erfolgen. 

Das  übrige  Viertel  ist  in  allen  anderen 
Gemeinden  vorzuschreiben,  welche  die 
Bahnstrecke  durchzieht,  wobei  der  Ver- 
theilung  der  Steuervorschreibung  unter 
die  bezeichneten  Gemeinden  die  von  fünf 
zu  fünf  Jahren  festzustellende  directe 
Steuerleistung  derselben  zugrunde  zu  le- 
gen ist.  In  diese  Steuerleistung  ist  die 
Personaleinkommensteuer  nicht  einzu- 
rechnen. 

Von  jenen  Eisenbahn-Unternehmungen, 
von  deren  Steuer  nach  dem  Gesetze  vom 
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8.  Mai  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  61,  40%  an 
dem  Sitze  des  Unternehmers,  beziehungs- 
weise der  obersten  Geschäftsleitung  vor- 
geschrieben waren,  sind  an  diesem  Orte 
in  den  ersten  drei  Jahren  der  Wirksam- 
keit der  neuen  Steuergesetze  ausser  der 
vorerwähnten  io°/0igen  Quote  noch  weitere 
25%>un<^  während  der  folgenden  drei  Jahre 
2O°/0  der  Steuer  daselbst  vorzuschreiben, 
so  dass  gegenüber  solchen  Bahnen  erst 
nach  Ablauf  von  sechs  Jahren  die  allge- 
meinen Bestimmungen  der  neuen  Gesetze 
Anwendung  finden. 

Im  Falle  der  Verstaatlichung  von 
Privat-Eisenbahnen  kommen  während  der 
ersten  15  Jahre  umständliche  Ueber- 
gangs  -  Bestimmungen  zur  Anwendung, 
wenn  die  verstaatlichte  Eisenbahn  Nieder- 
österreich durchzog  und  in  einem  Lande 
eine  Betriebsleitung  ausserhalb  des  Landes- 
hauptstadt hatte,  oder  wenn  die  verstaat- 
lichte Eisenbahn  Niederösterreich  über- 
haupt nicht  durchzog.  Zweck  dieser 
Sonderbestimmungen  ist  eine  entspre- 
chende Berücksichtigung  der  Stadt  Wien 
bei  der  Steuerbemessung. 

Gegenüber  der  Regierungsvorlage 
enthält  das  Gesetz  in  Bezug  auf  die  Be- 
messung der  Steuer  von  Eisenbahnen  sehr 
einschneidende,  vom  Steuerausschuss  des 
Abgeordnetenhauses  herrührende  Aende- 
rungen.  Ganz  neu  wurden  von  diesem 
Ausschusse  die  erwähnten  Uebergangs- 
Bestimmungen  rücksichtlich  solcher  Eisen- 
bahn-Unternehmungen, von  deren  Steuer 
nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1869  4O°/0 
am  Sitze  des  Unternehmers,  beziehungs- 
weise der  obersten  Geschäftsleitung  vor- 
geschrieben waren,  dann  die  gleichfalls 
erwähnten  besonderen  Bestimmungen  über 
die  Steuervorschreibung  bei  Verstaat- 
lichung   von    Privatbahnen    hinzugefügt. 

Weiter  sollten  nach  dem  Inhalte  der 
Regierungsvorlage  zwar  übereinstimmend 
mit  dem  Gesetze  von  dem  auf  ein  Land 
entfallenden  Theilbetrag  drei  Viertel  in 
der  Gemeinde  am  Sitze  der  Betriebs- 
leitung, beziehungsweise  in  der  Haupt- 
stadt, dagegen  das  übrige  Viertel  nicht, 
wie  das  Gesetz  vorschreibt,  in  allen  von 
der  Bahn  durchzogenen  Gemeinden  nach 
Massgabe  der  directen  Steuerleistung 
derselben,  sondern  nach  Massgabe  des 
Flächenmasses    der    in  jeder    Gemeinde 


befindlichen  Eisenbahn-Grundstücke  vor- 
geschrieben werden.  Die  Commission 
des  Herrenhauses  hatte  in  ihrem, 
dem  Plenum  erstatteten  Berichte  erheb- 
liche Bedenken  gegen  die  vom  Abge- 
ordnetenhause angenommenen  Bestim- 
mungen über  die  Vertheilung  der  von 
der  Eisenbahn  zu  entrichtenden  Steuer 
Ausdruck  gegeben  und  dem  vom  Abge- 
ordnetenhause angewendeten  Schlüssel 
für  die  Vertheilung  auf  die  Gemeinden 
eines  Landes  die  Berechtigung  aberkannt. 
Im  Bericht  des  Herrenhauses  ist  in  dieser 
Beziehung  darauf  hingewiesen,  dass  sich 
bei  der  Vertheilung  nach  dem  Verhältnisse 
der  directen  Steuern  der  von  den  Bahnen 
berührten  Gemeinden  insoferne  eine  Ano- 
malie ergebe,  als  nicht  jene  Gemeinden, 
welche  Leistungen  für  die  Bahn  hatten 
oder  noch  haben,  berücksichtigt  werden, 
sondern  nur  der  Zufall  über  die  Höhe 
der  zuschlagsfähigen  Steuer  entscheidet. 
Ist  die  Steuer  der  Gemeinde  bedeutend, 
dann  werde  die  Umlage  gross  sein,  auch 
wenn  die  Bahn  die  Gemeinde  nur  mit 
einigen  Metern  berührt.  Ist  die  Steuer 
einer  Gemeinde  klein,  werde  auch  die 
Vorschreibung,  beziehungsweise  die  Um- 
lage klein  sein,  wenn  auch  die  Bahn 
mit  mehreren  Kilometern  die  Gemeinde 
durchzieht. 

Ein  Abänderungs-Antrag  der  Herren- 
haus-Commission  dahingehend,  dass  ähn- 
lich wie  in  Preussen  das  letzte  Viertel  in 
den  von  der  Bahn  durchzogenen  Gemeinden, 
in  denen  sich  Stationen,  Werkstätten  u.  s.  w. 
befinden,  nach  Massgabe  der  daselbst  an 
Besoldungen  und  Löhnen  verwendeten 
Beträge  vorzuschreiben  sei,  wurde  an- 
gesichts der  Erklärung  der  Regierung 
zurückgezogen,  dass  sie  unter  Zuziehung 
von  Vertretern  der  Bahnen  die  Frage 
neuerlich  dem  eingehendsten  Studium 
unterziehen  und  eventuell  eine  Abän- 
derung des  Gesetzes  noch  vor  Beginn 
der  Wirksamkeit  desselben  beantragen 
werde.  [Eine  solche  Aenderung  ist  nicht 
erfolgt.]  Hiebei  sollte  auch  erwogen  wer- 
den, in  welcher  Weise  dem  ungesunden 
Verhältnisse  abgeholfen  werden  könnte, 
dass  nach  den  die  Uebergangszeit  bei  zu 
verstaatlichenden  Bahnen  betreffenden 
Bestimmungen  die  Landeshauptstädte 
während    der  zu  Gunsten  von  Wien  ge- 
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schaffenen  Uebergangszeit  einen  grösseren 
Verlust  tragen  sollen,  als  derselbe  definitiv, 
das  ist  für  die  Zeit  nach  der  Uebergangs- 
Periode,  gedacht  ist. 

Die  Frage  der  Einführung  einer  Eisen- 
bahn-Transportsteuer, wie  solche  in 
Ungarn  bereits  seit  dem  Jahre  1875  be- 
steht, beschäftigte  die  österreichische 
Regierung  seit  dem  Jahre  1 890  zu  wieder- 
holten Malen.  Schon  im  Jahre  1892  trug 
sich  das  Ministerium,  welchem  Dr.  Stein- 
bach als  Finanzminister  angehörte,  mit 
dem  Gedanken,  dem  Abgeordnetenhause 
eine  Vorlage  wegen  Einführung  der 
Transportsteuer  zu  unterbreiten,  deren 
mit  jährlich  1 5,000.000  fl.  veranschlagter 
Ertrag  einerseits  zur  Deckung  des  Ein- 
nahmenausfalles bei  den  Staatsbahnen 
infolge  der  Tarifermässigungen  dienen, 
und  andererseits  die  Verwirklichung  eines 
breit  angelegten  wirthschaftlichen  Pro- 
gramms ermöglichen  sollte.  Die  Re- 
gierung hatte  bereits  einen  Gesetzent- 
wurf unter  Zugrundelegung  einer  Steuer 
von  io°/o  für  Personen  und  Gepäck,  von 
5°/0  für  Eilgüter  und  5°/0  für  Fracht- 
güter ausgearbeitet.  Während  das  Project 
der  Regierung  in  parlamentarischen 
Kreisen  mit  einem  gewissen  Interesse 
aufgenommen  wurde,  begegnete  dasselbe 
lebhaftem  Widerspruche  seitens  der  Inter- 
essentenkreise. Die  Handelskammern,  an 
ihrer  Spitze  jene  von  Wien,  sprachen 
sich  mit  Entschiedenheit  gegen  das 
Project  aus.  Die  Wiener  Kammer  sagte, 
sie  könne  sich  ihrer  Pflicht  nicht  ent- 
ziehen, ihre  Stimme  zu  erheben,  um  vor 
einem  Schritte  zu  warnen,  dessen  Folgen 
sich  für  die  Entwicklung  des  Gesammt- 
verkehrs  schädigend  und  hemmend  er- 
weisen müssten.  Insbesondere  wurde  auch 
auf  die  Nachtheile  hingewiesen,  welche 
die  Einführung  der  Transportsteuer  für 
den  Verkehr  mit  dem  Auslande  nach  sich 
ziehen  müsste.  Die  Transportsteuer  würde 
beim  Importe  theils  wie  ein  Schutzzoll, 
theils  wie  ein  Finanzzoll  wirken;  umge- 
kehrt würde  die  Transportsteuer  auch 
den  Export  erschweren,  indem  sie  auf 
die  weiteren  Distanzen,  für  welche  be- 
reits eine  grössere  Fracht  auflauft,  noch 
drückender  wirken  müsse,  als  auf  den 
Bahnverkehr  innerhalb  kleinerer  Distanzen. 
Die  Regierung  Hess  sich  durch  die  abfällige 


Beurtheilung,  welche  das  Project  der  Trans- 
portsteuer erfahren  hatte,  in  der  That  be- 
stimmen, dasselbe  fallen  zu  lassen. 

Im  Jahre  1897  kam  die  Regierung 
auf  das  Project  der  Transportsteuer  zurück 
und  überreichte  in  der  Sitzung  des  öster- 
reichischen Abgeordnetenhauses  vom 
12.  October  1897  einen  einschlägigen 
Gesetzentwurf.  In  demselben  ist  die 
Transportsteuer  für  Personen  und  Reise- 
gepäck mit  i2°/0,  für  Eil-  und  Fracht- 
güter mit  5°'0  bemessen.  Der  Brutto- 
Ertrag  der  neuen  Steuer  wurde  von  der 
Regierung  nach  vollständigem  Inkraft- 
treten der  Steuer  mit  jährlich  1 7,000.000  fl. 
veranschlagt.  Mit  der  Einführung  der 
Transportsteuer  sollte  die  bisher  für 
Personen-Fahrkarten  zur  Einhebung  ge- 
langende Stempelgebühr,  welche  jährlich 
etwa  1,700.000  fl.  abwirft,  in  Wegfall 
kommen.  Von  dem  Ertrage  der  Transport- 
steuer sollten  jährlich  1,000.000  fl. 
ausgeschieden  und  zur  Besserung  der 
Productions-  und  Absatzverhältnisse  der 
unter  der  Ungunst  der  Concurrenz- Ver- 
hältnisse leidenden  landwirthschaftlichen 
und  industriellen  Production  verwendet 
werden.  Die  eingebrachte  Gesetzvorlage 
gelangte  infolge  vorzeitiger  Schliessung 
der  Session  nicht  mehr  zur  Verhandlung 
und  wurde  in  der  nächsten  Session  nicht 
wieder  eingebracht. 

Transportwesen.  Mit  dem  Ge- 
setze vom  27.  October  1892,  R.-G.-Bl. 
Nr.  187,  auf  Grund  dessen  die  Einführung 
des  internationalen  Uebereinkommens  vom 
14.  October  1890  über  den  Eisenbahn- 
Frachtenverkehr  erfolgte,  wurde  der  Re- 
gierung gleichzeitig  die  Ermächtigung 
ertheilt,  bei  der  im  Verordnungswege 
erfolgenden  Feststellung,  beziehungsweise 
Abänderung  des  Eisenbahnbetriebs-Re- 
glements für  den  internen  Verkehr  die 
Bestimmungen  desselben  mit  allen  oder 
nur  einzelnen  Vorschriften  des  obigen 
Uebereinkommens,  und  zwar  auch  dann 
in  Uebereinstimmung  zu  bringen,  wenn 
diese  Vorschriften  von  den  Anord- 
nungen des  Handelsgesetzbuches  ab- 
weichen. Auf  Grund  dieser  Ermächti- 
gung erliess  die  Regierung  unter  dem 
10.  December  1892,  R.-G.-Bl.  Nr.  207,  ein 
neues  Betriebs-Reglement  für  die 
im    Reichsrathe   vertretenen    Königreiche 
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und  Länder  unter  vollständiger  Ueber- 
nahme  der  Grundsätze  des  internationalen 
Uebereinkommens,  insbesondere  der  Haf- 
tung für  den  Werth  des  Frachtgutes  in 
Verlust-  und  Beschädigungsfällen  [gegen- 
über der  früheren  Haftung  für  bestimmte 
Höchstsätze],  der  Einführung  der  Decla- 
ration  des  »Interesses  an  der  Lieferung«, 
statt  der  früheren  Werth-  und  Lieferzeit- 
Versicherung  u.  s.  w.  Hervorgehoben  zu 
werden  verdient,  dass  in  dem  neuen 
Betriebs-Reglement  die  Haftungsgrund- 
sätze des  Berner  Uebereinkommens, 
insbesondere  der  Ausschluss  der  Ein- 
schränkung der  Haftung  auf  Normalsätze 
auch  auf  die  Beförderung  von  Reise- 
gepäck ausgedehnt  wurde.  In  dem  Aus- 
schlüsse der  Normalsätze  liegt  eine  Ab- 
änderung des  Handelsgesetzes.  Auch  in 
einigen  anderen  Punkten  derogirte  das  neue 
Betriebs-Reglement  dem  Handelsgesetze, 
so  bezüglich  der  Berechnung  der  Ent- 
schädigung in  Beschädigungs-  und  Ver- 
lustfällen nach  dem  Werthe  des  Gutes 
am  Versandtorte,  dann  bezüglich  des 
Verfügungsrechtes  über  das  Gut  und 
des  Pfandrechtes  an  demselben. 

Mit  Wirksamkeit  vom  i.  Mai  1898, 
R.-G.-Bl.  Nr.  48,  wurde  ein  Nachtrag  III 
[die  Nachträge  I  und  II  enthalten  ledig- 
lich Ergänzungen  der  Anlage  über  die 
bedingungsweise  zur  Beförderung  zuge- 
lassenen Güter]  zum  Betriebs-Reglement 
veröffentlicht,  durch  welchen  eine  Reihe 
mehr  oder  minder  wichtiger  Aenderungen 
durchgeführt  wurde  [Wegfall  der  Signale 
mit  der  Stationsglocke,  ausnahmsweise 
Zulassung  der  Abfertigung  von  Gütern 
ohne  Frachtbrief,  insbesondere  mit  Be- 
nützung von  Frankirungsmarken,  die 
Verlängerung  der  Lieferfristen  im  Falle 
der  Einstellung  des  Verkehrs  an  Sonn- 
und  gewissen  Festtagen  u.  s.  w.]. 

ImZusammenhang  mit  dem  Erscheinen 
des  neuen  Betriebs-Reglements  wurde  die 
Verordnung  vom  1.  Juli  1880,  R.-G.-Bl. 
Nr.  79,  aufgehoben  und  unter  dem  1 .  August 
1893,  R.-G.-Bl.  Nr.  126,  eine  neue  Ver- 
ordnung des  Handelsministers,  betref- 
fend die  Regelung  des  Transportes 
explosiver  Ge  gen  stände  auf  Eisen- 
bahnen veröffentlicht. 

In  Bezug  auf  den  Transportdienst  wären 
aus    dieser  Periode    noch   zu    erwähnen : 


Die  Gesetze  vom  20.  Juni  1888,  R.-G.-Bl. 
Nr.  95  und  97,  betreffend  die  Verbrauchs- 
abgabe von  Branntwein  und  Zucker, 
welche  unter  anderen  auch  Bestimmungen 
über  die  Mitwirkung  der  Eisenbahnen  bei 
Durchführung  dieser  Verbrauchsabgaben 
enthalten.  Genannt  sei  ferner  das  Gesetz 
vom  28.  April  1889,  R.-G.-Bl.  Nr.  64, 
betreffend  die  Errichtung  und  den  Betrieb 
öffentlicher  Lagerhäuser.  Dasselbe 
regelt  unter  anderen  auch  die  Beziehungen 
öffentlicher  Lagerhäuser  zu  den  Eisen- 
bahnen, räumt  insbesondere  das  Enteig- 
nungsrecht für  Gleisverbindungen  zwischen 
öffentlichen  Lagerhäusern  und  öffentlichen 
Eisenbahnen  ein,  überlässt  dem  Handels- 
ministerium bei  Meinungsverschiedenheit 
wegen  Regelung  der  wechselseitigen  Ver- 
kehrsverhältnisse das  Entscheidungsrecht 
und  wahrt  dem  Handelsministerium  die 
nöthige  Ingerenz  bezüglich  des  Lager- 
haustarifes,  falls  das  Lagerhaus  im  Besitze 
einer    öffentlichen    Bahn    sich    befindet. 

Ausserdem  berühren  den  Eisenbahn- 
Transportdienst,  das  Gesetz  vom  26.  Juni 
1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  132,  betreffend  die 
Statistik  des  auswärtigen  Han- 
dels, womit  den  Eisenbahnen  als 
Transport-Anstalten  strenge  Verantwort- 
lichkeit für  die  Richtigkeit  und  Vollstän- 
digkeit der  statistischen  Anmeldungen 
auferlegt  wird,  des  ferneren  das  Gesetz 
vom  17.  August  1892,  R.-G.-Bl.  Nr.  142, 
betreffend  die  Abwehr  und  Tilgung  der 
Lungenseuche  der  Rinder,  worin  eine 
Reihe  von  den  Eisenbahn-Transport  be- 
treffenden Bestimmungen  enthalten  ist. 
[Vgl.  auch  die  Durchführungs  -  Bestim- 
mungen zu  letzterem  Gesetze  vom  22.  Sep- 
tember  1892,  R.-G.-Bl.    Nr.   166.] 

Noch  sei  eine  Reihe  von  Landes- 
gesetzen genannt,  darunter  das  Landes- 
gesetz für  Galizien  vom  26.  December 
1882,  L.-G.-Bl.  1883  Nr.  3,  betreffend 
die  Competenz  der  politischen  Behörden 
rücksichtlich  der  Bauführungen  in 
der  Nähe  von  Eisenbahnen,  ferner 
mehrere  weitere  Landesgesetze  über  die 
Herstellung  und  Erhaltung  der  Eisenbahn- 
Zufahrtstrassen,  welche  über  An- 
drängen der  Regierung  zu  Stande  kamen, 
so  für  Kärnten  [Landesgesetz  vom  7.  August 
1881,  L.-G.-Bl.  Nr.  22],  Galizien  [Gesetz 
vom   15.  April  1881,    L.-G.-Bl.  Nr.  46], 
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Dalmatien  [Gesetz  vom  24.  Januar  1885, 
L.-G.-Bl.  Nr.  5],  Böhmen  [Gesetz  vom 
18.  April  1886,  L.-G.-Bl.  Nr.  38]  und 
Mähren  [Gesetz  vom  9.  März  1887, 
L.-G.-Bl.  Xr.  54].  Auch  in  den  Landes- 
gesetzen dieser  Periode  sind  die  Eisen- 
bahn-Verwaltungen zur  Concurrenzleistung 
herangezogen ;  eine  Ausnahme  macht  nur 
das  Gesetz  für  Dalmatien,  welches  die 
Verpflichtung  zur  Erbauung  und  Erhal- 
tung der  Eisenbahn-Zufahrtstrassen  unter 
eventueller  Beitragsleistung  des  Landes- 
fonds den  betheiligten  Gemeinden  auferlegt. 
Schliesslich  mögen  noch  die  bedeut- 
samen Gesetze  [vom  18.  Juli  1892, 
R.-G.-Bl.  Nr.  109,  vom  9.  April  1894, 
R.-G.-Bl.  Nr.  73,  und  vom  23.  Mai  1896, 
R.-G.-Bl.  Nr.  83]  Erwähnung  finden, 
durch  welche  unter  Zusammenwirken  des 
Staates,  des  Landes  Niederösterreich  und 
der  Stadt  Wien  die  Ausführung  eines 
zwischen  diesen  drei  Curien  vereinbarten 
Programms  öffentlicher  Verkehrs- 
anlagen in  Wien  [Stadtbahn,  Regu- 
lirung  des  Wienflusses  u.  s.  w.]  sicher- 
gestellt wurde. 


4.  Die    Thätigkeit  der    Verordnungs- 
gewalt. 

In  Bezug  auf  Bauangelegen- 
heiten seien  erwähnt:  der  Erlass  des 
Ministeriums  des  Innern  vom  7.  Juni  1883, 
Z.  7968,  betreffend  den  Vorgang  bei  An- 
suchen um  die  Baubewilligung  für  Bauten 
in  der  Nähe  von  Eisenbahnen,  ferner  der 
Handelsministerial-Erlass  vom  2 1 .  Januar 
1887,  Z.  376,  betreffend  die  Fortdauer 
der  Verordnung  des  Handelsministeriums 
vom  29.  Mai  1880,  R.-G.-Bl.  Nr.  57,  über 
die  Verfassung  und  commissionelle  Be- 
handlung der  Projecte  für  Localbahnen 
und   Schleppbahnen.    [Vgl.  Seite  82.] 

Die  wichtige  Verordnung  des  Handels- 
ministeriums vom  15.  September  1887, 
R.-G.-Bl.  Nr.  109,  betreffend  die  Sicher- 
heitsrücksichten, welche  bei  Eisen- 
bahnbrücken, Bahnüberbrückungen  und 
Zufahrtstrassenbrücken  zu  beobachten 
sind,  enthält  insbesondere  eingehende 
Bestimmungen  über  die  räumliche  Anord- 
nung der  Brücken,  ihre  Inanspruchnahme 
und    die    Durchführung    der    Belastungs- 


proben und  periodischen  Untersuchungen 
neuer  Eisenbahn-Brücken,  ferner  über  die 
Belastung,  Inanspruchnahme  und  Erpro- 
bung neuer  Bahnüberbrückungen  und 
Zufahrtstrassenbrücken,  sowie  specielle 
Bestimmungen  über  die  Prüfung  und 
Erprobung  bestehender  Brücken. 

In  baulicher  Beziehung  wären  ausser- 
dem noch  der  Erlass  der  General- 
Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen vom  4.  März  1889,  Z.  3179, 
wegen  Berücksichtigung  der  auch  für 
Eisenbahn-Hochbauten  geltenden 
Vorschriften  der  Landesbauordnungen  bei 
Verfassung  der  Hochbauprojecte,  ferner 
der  Erlass  des  Eisenbahn  -  Ministeriums 
vom  17.  Juni  1897,  Z.  1236,  betreffend  Ver- 
einfachung in  der  amtlichen  Behandlung 
von  Ergänzungs-  und  Reconstructions- 
bauten  bei  Privatbahnen  zu  nennen. 

Was  das  Signalwesen  betrifft,  so 
wurden  mit  Erlass  vom  28.  November  1 896, 
Z.  8772,  die  Signale  mit  der  Stations- 
glocke aufgehoben  und  mit  den  Erlässen 
vom  7.  October  und  3.  November  1898, 
Z.  43.147  und  49.027,  angeordnet,  dass 
die  Abfahrtsignale  seitens  des  Zugsbe- 
gleitungs-Personales  künftig  nur  mehr 
mittels  der  Mundpfeife,  beziehungsweise 
durch  Erheben  des  Armes,  der  Signal- 
fahne oder  der  Signallaterne  zu  geben 
sind.  Weiters  ist  zu  erwähnen,  dass 
eine  umfassende  Reform  der  Signalord- 
nung bereits  seit  mehreren  Jahren  in 
Schwebe  ist.  Schon  mit  Erlass  des  Handels- 
ministeriums vom  18.  Juli  1892,  Z.  1958, 
hat  das  Handelsministerium  den  von  den 
Eisenbahnen  ausgearbeiteten  Entwurf  einer 
neuen  Signalordnung  principiell  genehmigt. 
Mit  dem  Erlasse  des  Eisenbahn-Ministers 
vom  30.  December  1897,  Z.  19.646, 
wurden  die  Bahnverwaltungen  gelegentlich 
der  Vorlage  des  Entwurfes  der  Aus- 
fuhrungsvorschrift zur  neuen  Signal- 
ordnung von  der  Nothwendigkeit  einiger 
wesentlicher  Aenderungen  der  neuen 
Signalordnung  verständigt.  Dieselben  be- 
ziehen sich  auf  die  Eliminirung  der 
gegenwärtig  bei  den  Distanzsignalen  vor- 
gesehenen Control  -  Lichter,  den  Ersatz 
des  grünen  Lichtes  bei  Weichensignalen 
durch  das  weisse  Licht,  die  Ein- 
führung neuer  Weichensignale  bei  engli- 
schen   Weichen,    die    Einführung    eines 
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Vorsignales  zur  Kennzeichnung  der  jewei- 
ligen Stellung  des  Abschluss- Signales 
und  endlich  die  Auflassung  der  Distanz- 
signale und  Ersatz  derselben  durch  Ab- 
schluss-Signale. 

Gleich  der  Signalordnung  sind  auch 
die  vom  1 .  October  1 877  in  Kraft  stehenden 
Grundzüge  der  Verkehrsvor- 
schriften für  Eisenbahnen  mit  normalem 
Betriebe,  zu  denen  eine  Reihe  von  Nach- 
trägen und  ergänzenden  Bestimmungen 
erfiossen  ist  [vgl.  insbesondere  die  Erlässe 
des  Handelsministeriums  vom  20.  December 
1890,  Z.  56.856,  vom  20.  Mai  1892, 
Z.  23.658,  und  vom  8.  Juli  1893,  Z.  26.418, 
wegen  des  Bremsausmasses  für  normal- 
betriebene Bahnen  und  Localbahnen],  in 
Umarbeitung  begriffen  und  sollen  dieselben 
zu  einer  einheitlichen  Verkehrs-Instruction 
für  sämmtliche  Eisenbahnen  ausgestaltet 
werden. 

Der  Vereinfachung  des  Local- 
bahn-Betriebes  dienen  die  mit  Handels- 
ministerial-Erlass  vom  1.  August  1883, 
Z.  24.932,  erlassenen  Grundzüge  der 
[erleichternden]  Vorschriften  für  den  Be- 
trieb auf  Localbahnen  [Secundärbahnen, 
Vicinalbahnen  u.  dgl.].  Die  Erleichterun- 
gen beziehen  sich  auf  die  Zusammen- 
stellung der  Züge,  das  Bremsausmass, 
die  Zugbegleitung,  die  Bahnbewachung 
u.  s.  w.  Diese  Vorschriften  enthalten 
ferner  Erleichterungen  in  Bezug  auf  das 
Signalwesen    und     den    Transportdienst. 

Mit  Verordnung  des  Handelsmini- 
steriums vom  1.  April  1885,  Z.  10.816, 
wurden  ausserdem  mit  Wirksamkeit 
vom  I.Juli  1885  besonders  erleichternde 
Grundzüge  der  Vorschriften  für  die 
Ausführung  des  Verkehrs-  und  Trans- 
portdienstes bei  Secundär-  [Omnibus-] 
Zügen  auf  Eisenbahnen  mit  normalem 
Betriebe  verlautbart  und  anlässlich  des 
Erscheinens  des  neuen  Betriebs-Reglements 
mit  Handelsministerial-Erlass  vom  I.  Fe- 
bruar 1893,  Z.  3188,  entsprechend  ab- 
geändert. 

Mit  Erlass  vom  1.  August  1892, 
Z.  32.904,  wurden  einheitliche  Bestim- 
mungen über  die  Bauart  der  Fahr- 
betriebsmittel der  österreichischen 
Eisenbahnen  mit  normaler  Spurweite  er- 
lassen [Locomotiven,  Tender,  Personen- 
und  Güterwagen].  Diese  Vorschriften  be- 


deuten, so  enge  begrenzt  dieselben  zunächst 
noch  sind,  immerhin  einen  erheblichen 
Fortschritt  auf  dem  Gebiete  der  einheit- 
lichen Gestaltung  der  Eisenbahntechnik. 
Eine  Reihe  von  weiteren  Erlässen  beschäf- 
tigt sich  mit  Einführung  von  Neuerungen 
und  Verbesserungen  bei  Einrichtung  der  Be- 
triebsmittel, so  mit  der  Einführung  von  Inter- 
communications-Signalen  [5.  April  1890, 
Z.  43.333],  von  Fahrgeschwindigkeits- 
messern [16.  Juni  1890,  Z.  18.177],  der 
elektrischen  Wagenbeleuchtung  [3.  De- 
cember 1893,  Z.  23.941],  von  Sicherheits- 
kuppelungen [Erlass  vom  13.  Juni  1896, 
Z.  47 1 1],  von  Rauch verzehrungs- Apparaten 
[Erlass  vom  21.  Juni  1895]  u.  s.  w. 
Mit  Erlass  des  Handelsministeriums  vom 
15.  Juli  1891,  R.-G.-Bl.  Nr.  108,  wurden 
Vorschriften,  betreffend  den  Nachweis 
der  Befähigung  zur  Bedienung  und 
Ueberwachung  von  Dampfkesseln,  sowie 
zur  Bedienung  [Führung,  Wartung] 
von  Dampfmaschinen,  Locomotiven  und 
Dampfschiffs-Maschinen,  und  mit  Ver- 
ordnung vom  5.  Februar  1897,  R.-G.-Bl. 
Nr.  50,  Bestimmungen  über  Sicherheits- 
vorkehrungen gegen  Dampfkessel-Explo- 
sionen getroffen.  Mit  Erlass  vom 
31.  Januar  1898,  Z.  19.246/IV  ex  1897, 
wurden  Anordnungen  getroffen,  betreffend 
die  periodische  Untersuchung  der  für  den 
anstandslosen  Dienstgebrauch  massgeben- 
den Einzeltheile  der  Locomotiven  und 
Tender.  Weiter  die  Sicherung  des 
Betriebsdienstes  bezweckende 
Massnahmen  des  Handels-,  beziehungs- 
weise Eisenbahn-Ministeriums,  betreffen 
die  Regelung  der  Dienst-  und  Ruhe- 
zeit des  Executivpersonales  [26.  Mai 
1890,  Z.  3081,  und  14.  December  1897, 
Z.  2725],  die  Fahrtrichtung,  die  Geleise- 
Anlagen  in  den  Stationen  und  die  Bedin- 
gungen der  Zulässigkeit  des  Befahrens  von 
in  Hauptgeleisen  liegenden  Weichen  mit  der 
Spitze  gegen  die  Fahrtrichtung  [Verord- 
nung vom  11.  Februar  1897,  Z.  4669], 
die  Sonntagsruhe  im  Güterverkehre  [Er- 
lass vom  3.  April  1897,  Z.  2684],  das 
Verbot  des  Betretens  der  Laufbretter 
während  der  Fahrt  [Erlass  vom  14.  August 
1 897,  Z.  6223],  die  Einführung  des  Fahrens 
in  Raumdistanz  [Erlass  vom  2.  März  1898, 
Z.  !9-755/Iv  ex  !897].  Ferner  sind  an 
dieser  Stelle  noch  zu  nennen  die  Erlässe 
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der  General-Inspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  vom  29  Juli  1897,  Z.  11.103/B, 
betreffend  die  Bestellung  eines  eigenen 
Aufsichtsorganes  für  die  Wechselcontrole 
in  den  Stationen,  sowie  vom  13.  August 
1897,  Z.  11.058/B,  betreffend  Einführung 
von  Sicherheitsmassregeln  zur  Verhütung 
des  Anfahrens  eines  Zuges  an  einen  vor 
dem  Distanzsignale  angehaltenen  Zug. 
Endlich  sind  noch  zu  erwähnen  die  Ver- 
ordnung des  Handelsministeriums  vom 
23.  Januar  1889,  Z.  49.646  ex  1889,  mit 
welcher  neue  Vorschriften,  betreffend  das 
Rettungswesen  bei  Eisenbahnen,  erlassen 
wurden,  vom  6.  Januar  189I,  Z.  3,  über 
die  Einführung  der  mitteleuropäischen 
Zeit  im  Eisenbahndienst  u.  A. 

Unter  den  Erlässen  und  Verordnungen, 
welche  sich  auf  das  Transportwesen 
beziehen,  verdienen  Erwähnung,  die 
Kundmachung  vom  10.  Februar  1887, 
R.-G.-Bl.  Nr.  12,  womit  die  Bestimmun- 
gen des  Artikels  I  des  Schlussprotokolles 
der  II.  internationalen  Conferenz  zu  Bern 
vom  15.  Mai  1886,  betreffend  die  zoll- 
sichere Einrichtung  der  Eisenbahnwagen 
im  internationalen  Verkehre  in  Wirk- 
samkeit gesetzt  wurden,  der  Erlass  vom 
19.  September  1893,  Z.  48.967,  mit 
welchem  die  Grundsätze  für  die  Ein- 
richtung des  Eisenbahnverkehres  in 
Cholerazeiten  bekannt  gegeben  wurden, 
der  Erlass  vom  29.  October  1898, 
Z.  27.548,  betreuend  Vorschriften  für  die 
Uebernahme  und  den  Transport  von  ge- 
schlachteten Thieren  und  einzelnen 
Stücken  frischen  Fleisches,  sowie  endlich 
die  Verordnung  vom  31.  December  1898, 
R.-G.-Bl.  Nr.  241,  betreffend  die  Aus- 
schliessung von  Druckschriften,  denen 
der  Postdebit  entzogen  ist  von  der  Be- 
förderung durch  die  Eisenbahn-  und 
Dampfschiffahrts-Unternehmungen. 

Zu  erwähnen  sind  ferner  einige  wichti- 
gere Verordnungen  auf  dem  Gebiete  des 
Tarif wesens,  und  zwar  insbesondere 
die  Verordnungen  des  Handelsministeriums 
vom  1.  November  1890,  Z.  47.510,  und 
15.  December  1893,  Z.  63.072,  über  die 
Veröffentlichung  der  Tarife  für  Personen- 
und  Güterverkehr  auf  Eisenbahnen,  der  Er- 
lass des  Handelsministeriums  vom  1.  No- 
vember 1894,  Z.  47.488,  betreffend  die  Be- 
richterstattung über  Tarifangelegenheiten 


und  die  damit  imZusammenhange  stehenden 
reglementarischen  und  Transportbestim- 
mungen, endlich  der  Erlass  des  Handels- 
ministeriums vom  20.  November  1895, 
R.-G.-Bl.  Nr.  167,  betreffend  die  Ge- 
währung von  Tarifnachlässen  im  Eisen- 
bahn-Güterverkehr und  das  bei  Ver- 
öffentlichung derselben  zu  beobachtende 
Verfahren.  In  letzterer  Verordnung,  welche 
an  Stelle  jener  vom  Jahre  1879  trat>  wurde 
insbesondere  die  Verpflichtung  neu  auf- 
nommen,  für  solche  Tarifnachlässe  vor 
ihrem  Inslebentreten  die  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  einzuholen,  welche 
an  Minimalquantitäten  gebunden  sind.*) 
Anlässlich  der  Activirung  des  Eisenbahn- 
Ministeriums  wurde  die  Normal-Vorschrift 
vom  1.  November  1894  mittels  Verord- 
nung des  Eisenbahn-Ministeriums  vom 
8.  Juli  1896,  Z.  459,  der  neuen  Or- 
ganisation angepasst.  Aus  demselben  An- 
lasse wurde  unter  dem  8.  Juli  1896, 
R.-G.-Bl.  Nr.  114,  ein  Nachtrag  zu  der 
Verordnung  vom  20.  November  1895 
herausgegeben. 

Organisation  und  allgemeineVer- 
w  a  1 1  u  n  g.  Mit  dem  auf  Grund  a.  h.  Ent- 
schliessung  vom  15.  Januar  1896,  R.-G.-Bl. 
Nr.  16,  verlautbarten  Organisations- 
Statutes  erfolgte  eine  vollständige  Neu- 
regelung der  Staatseisenbahn-Verwaltung, 
sowie  der  Oberaufsicht  über  die  Eisen- 
bahnen unter  Errichtung  eines  besonderen 
Eisenbahn-Ministeriums  und  Ueberweisung 
der  bis  dahin  dem  Handelsministerium 
zugewiesenen  Eisenbahn-Agenden  an  die 
neue  Centralstelle.  Derselben  wurden  die 
General  -  Inspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  und  die  General-Direction  der 
österreichischenStaatsbahnen,welch  letztere 
bereits  am  1 .  August  1 896  aufgelöst  wurde, 
unterstellt.  Weiters  wurden  beim  Eisenbahn- 
Ministerium  als  Hilfsämter,  das  Tarifer- 
stellungs-  und  Abrechnungs-Bureau,  sowie 


*)  Der  Erlass  des  Eisenbahn-Ministeriums 
vom  20.  November  1895  wurde  Seitens  meh- 
rerer Privatbahn-Verwaltungen,  welche  darin 
eine  Verletzung  der  concessionsmässigen 
Rechte  erblickten,  zum  Gegenstande  der  Be- 
schwerde vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe 
gemacht,  dieselbe  wurde  jedoch  zurückge- 
wiesen, weil  gegen  derartige  allgemeine  Ver- 
ordnungen eine  Beschwerde  an  den  Ver- 
waltungsgerichtshof ausgeschlossen  ist. 
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das  Central wagen-Dirigirungsamt  errichtet. 
Die  bisherigen  Betriebs-Directionen  wurden 
aufgelassen  und  an  deren  Stelle  Staatsbahn- 
Directionen  mit  bedeutend  erweitertem 
Wirkungskreise  gesetzt.  Mit  dem  Inkraft- 
treten der  neuen  Organisation  entfiel  die 
auf  Grund  der  a.  h.  EntSchliessung  vom 
4.  Mai  1894  für  das  Localbahnwesen  er- 
richtete besondere  Geschäftsabtheilung  im 
Handelsministerium  und  bei  derGeneral-In- 
spection  der  österreichischen  Eisenbahnen. 
Im  Zusammenhange  mit  der  Neuorgani- 
sation des  Eisenbahnwesens  wurde  für  den 
Staatseisenbahnrath  mit  Kundmachung 
vom  19.  Februar  1897  ein  neues  Statut 
erlassen  und  mit  Erlass  vom  17.  April 
1897,  Z.  4641/I,  für  denselben  eine  neue 
Geschäfts-Ordnung    hinausgegeben. 

Zu  erwähnen  wäre  noch,  dass  durch 
Erlass  des  Handelsministeriums  vom 
12.  December  1895,  Z.  40.126  ex  1894, 
eingehende  Weisungen  über  die  Hand- 
habung der  Staatsaufsicht  gegenüber  den 
Eisenbahn-Gesellschaften  durch  die  landes- 
fürstlichen Commissäre  erflossen  sind. 

Durch  Erlass  vom  20.  März  1894, 
Z.  12.564,  wurde  vom  Handelsministerium 
die  Einführung  neuer  eisenbahnstatisti- 
scher Tabellen  angeordnet  und  mit  Erlass 
vom  8.  Januar  1895,  Z.  69.822  ex  1894, 
die  Verpflichtung  zur  Vorlage  solcher 
Tabellen  auch  auf  selbständige  Local-  und 
Zahnradbahnen  sowie  auf  Dampftramways 
mit  selbständigem  Betrieb  ausgedehnt. 


5.    Die   Erneuerung   des    Ausgleiches 
mit  Ungarn. 

Durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1887,  R.-G.- 
Bl.  Nr.  48,  wurde  das  Ministerium  ermäch- 
tigt, das  Zoll-  und  Handelsbündnis  vom 
27.  Juni  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  62,  auf  die 
Zeit  vom  I.Januar  1888  bis  31.  December 
1897  abzuschliessen,  und  sollte  letzteres, 
wenn  keine  Kündigung  zu  Ende  des 
vorletzten  Jahres  eintritt,  auf  zehn  Jahre, 
u.  s.  w.  von  zehn  zu  zehn  Jahren  als 
fortbestehend  anerkannt  werden.  Die  Re- 
gierungen haben  von  dem  Kündigungs- 
rechte thatsächlich  Gebrauch  gemacht, 
und  wurde,  nachdem  es  die  parlamen- 
tarischen Verhältnisse  in  Oesterreich  nicht 
möglich  erscheinen  Hessen,  noch  im  Laufe 


des   Jahres     1897    neue    Vereinbarungen 
zwischen  den  beiderseitigen  Reichshälften 
zu    perfectioniren,     in     Oesterreich     auf 
Grund  des  §   14  des  Staatsgrundgesetzes 
vom  21.  December  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  141, 
mit  kaiserlicher  Verordnung  vom  31.  De- 
j  cember  1897,  in  Ungarn  auf  Grund  eines 
l  besonderen    Gesetzes    die    Giltigkeit  des 
iS78er  Zoll-  und  Handelsbündnisses  auf 
ein  Jahr,  das  ist  bis  Ende  1898  verlängert. 
Im  April  1 898  wurden  im  österreichischen 
Abgeordnetenhause    und    im   ungarischen 
Reichstage  die  zwischen  den  beiderseitigen 
Regierungen    vereinbarten,    mit    der    Er- 
neuerung des  Ausgleichs  für  die  Zeit  vom 
1.  Januar    1899   bis   31.  December   1907 
zusammenhängenden  Gesetzvorlagen  ein- 
gebracht, welche  erst  gegen  Schluss  des 
Jahres   1898  der  meritorischen  Berathung 
im  Ausgleichs-Ausschusse  des  österreichi- 
schen Abgeordnetenhauses  unterzogen  und 
hiebei  unverändert  angenommen  wurden. 
Nachdem  weder    in  Oesterreich  noch 
in  Ungarn    die  Möglichkeit  bestand,    die 
;  neuen  Ausgleichsvorlagen,  welche  in  den 
;   Parlamenten  in  Behandlung  standen,   mit 
!    1.   Januar    1899    in  Kraft   zu    setzen,    so 
I  wurde    die    Giltigkeit    des     1878er    Zoll- 
und  Handelsbündnisses  in  Oesterreich  auf 
Grund  des  vorhin  erwähnten  Staatsgrund- 
:  gesetzes    mittels    kaiserlicher  Verordnung 
vom  30.  December  1 898,  in  Ungarn  mittels 
kaiserlichen  Handschreibens  vom  gleichen 
Tage  bis  Ende  1899  verlängert. 

Die  auf  eine  gemeinsame  Regelung 
des  Eisenbahnwesens  bezüglichen  Be- 
stimmungen der  Ausgleichsvorlagen  sind 
in  dem  Entwurf  des  Gesetzes  behandelt, 
durch  welches  die  Regierung  ermächtigt 
wird,  ein  neues  Zoll-  und  Handelsbündnis 
mit  dem  Ministerium  der  Länder  der 
ungarischen  Krone  abzuschliessen. 

Nach  den  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtig in  Kraft  stehenden  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  sollen  die  bestehen- 
den Eisenbahnen  in  beiden  Länder- 
gebieten ganz  nach  gleichartigen  Grund- 
sätzen verwaltet  und  neu  herzustellende 
Bahnen,  insoweit  es  das  Interesse  des 
gegenseitigen  Verkehrs  erheischt,  nach 
gleichartigen  Bau-  und  Betriebsnormen 
eingerichtet  werden,  insbesondere  die 
Eisenbahnbetriebs  -  Ordnung  vom  16. 
|  November     1851      und     das     Eisenbahn- 
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betriebs-Reglement  in  beiden  Länderge- 
bieten unverändert  beobachtet  -werden, 
insolange  sie  nicht  im  gegenseitigen 
Einvernehmen  und  in  einer  für  beide 
Theile  gleichartigen  Weise  abgeändert 
sein  werden. 

Auch  in  dem  Entwurf  des  neuen  Zoll- 
und  Handelsbündnisses  ist  ausgesprochen, 
dass  die  Hauptbahnen  in  beiden  Staats- 
gebieten, insoweit  als  es  militärische  oder 
allgemeine  Verkehrsinteressen  erfordern, 
nach  gleichen  Grundsätzen  gebaut,  be- 
trieben und  verwaltet  werden  sollen. 

Insbesondere  sollen  die  Grundzüge 
der  Verkehrsvorschriften  für  Haupt- 
bahnen, die  Vorschriften  über  das  Signal- 
wesen, über  die  Veröffentlichung  der 
Tarife  und  Tarifnachlässe  im  Personen-  und 
Güterverkehre,  über  den  Transport  explo- 
siver Gegenstände,  dann  das  Eisenbahn- 
betriebs -  Reglement  in  beiden  Staats- 
gebieten, sowie  für  den  Wechselverkehr 
zwischen  denselben  unverändert  beobachtet 
werden,  insolange  sie  nicht  im  gegen- 
seitigen Einvernehmen  abgeändert  sein 
werden. 

Eine  derartige  Abänderung  wird 
hinsichtlich  des  Eisenbahnbetriebs-Re- 
glements namentlich  für  den  Fall  solcher 
legislatorischer  Massnahmen,  welche  die 
Grundsätze  des  Transportrechtes  be- 
rühren, gegenseitig  vorbehalten.  [Die 
letztere  Bestimmung  soll  dem  Zusammen- 
hange Rechnung  tragen,  welcher  zwischen 
dem  Betriebsreglement  und  dem  inter- 
nationalen Uebereinkommen  über  den 
Eisenbahn-Frachtverkehr  besteht,  und 
sichert  für  den  Fall  von  Aenderungen 
des  letzteren  die  entsprechende  Ab- 
änderung des  Eisenbahnbetriebs  -  Regle- 
ments.] 

Eine  specielle  Hinweisung  auf  die 
beiderseitige  Beobachtung  der  Eisenbahn- 
betriebs-Ordnung vom  16.  November  185 1 
ist  in  die  neuen  Gesetzvorlagen  nicht 
wieder  aufgenommen  worden.  Die  im 
neuen  Zoll-  und  Handelsbündnisse  ins- 
besondere aufgeführten  Vorschriften  stellen 
jene  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
angepassten,  für  beide  Staatsgebiete 
gemeinsam  festgesetzten  Bestimmungen 
dar,  hinsichtlich  welcher  die  Aufrecht- 
haltung der  Einheitlichkeit  auch  ferner- 
hin geboten  erscheint. 


Die  durch  die  Eliminirung  der  Be- 
rufung der  Eisenbahnbetriebs-Ordnung 
einer  gleichmässigen  Regelung  nicht  mehr 
unterworfenen  Bestimmungen  der  letzte- 
ren eignen  sich  vermöge  der  Ver- 
schiedenartigkeit der  Verhältnisse  viel- 
fach gar  nicht  zu  einer  einheitlichen  Be- 
handlung. 

Nach  einer  weiteren  Bestimmung  des 
Entwurfes  des  neuen  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses soll  darauf  hingewirkt  wer- 
den, dass  die  bestehende,  insbesondere 
durch  den  gemeinsamen  Tariftheil  I  für 
den  Güterverkehr  zum  Ausdrucke  gelangte 
Uebereinstimmung    der    Tarifbestimmun- 

!  gen  und  der  Güter-Classification  von  den 
Bahnverwaltungen  thunlichst  aufrecht  er- 
halten und  weiter  entwickelt  werde. 

Eine  stricte  Verpflichtung  zur  Wahrung 
dieser  Einheitlichkeit  konnte  nicht  festge- 
stellt werden,  weil  obige  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  Privatbahnen  vielfach  der 
concessionsmässig  gewährleisteten  selb- 
ständigen Entscheidung  derselben  unter- 
liegen. 

Die  Regelung  des  Baues  und  Be- 
triebes von  Bahnen  niederer  Ordnung 
[Localbahnen,  Kleinbahnen  u.  s.  w.]  soll, 
insofern  derartige  Bahnen  die  Grenzen 
des  Staatsgebietes  nicht  überschreiten, 
jedem  der  beiden  Staatsgebiete  selb- 
ständig wie  bisher  überlassen  bleiben. 

Das  zwischen  den  beiden  Regie- 
rungen      abgeschlossene      provisorische 

1   Uebereinkommen    in  Betreff    der    Eisen - 

i  bahnen  ddto.  Wien,  29.  Juli/Ofen,  2 1 .  Au- 

'  gust  1868  soll,  den  seither  geänderten 
Verhältnissen  entsprechend,  einer  einver- 
nehmlichen Revision  unterzogen  werden. 
Vollständig  neu  sind  die  in  dem 
Entwürfe  des  neuen  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses aufgenommenen  Tarifbestim- 
mungen. 

Bei  Feststellung  der  gegenseitigen  Ver- 
pflichtungen der  beiden  Ländergebiete  in 

:  Tariffragen  wurde  dem  Grundgedanken 
Rechnung  getragen,  dass  die  nahen  Bezie- 

;  hungen  zwischen  den  beiderseitigen  Staats- 
gebieten sich  soweit  thunlich  auch  in 
trisenbahntarifarischen  Fragen  zu  bethäti- 
gen  haben  und  dass  daher  für  den  wechsel- 
seitigen   Verkehr    vor    allem   jene    Ver- 

,  pflichtungen  eisenbahntarifarischer  Natur 
zu  übernehmen  sind,  welche  seitens    der 
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beiden  Staatsgebiete  für  deren  Verkehr  mit 
ausländischenStaaten  eingegangen  wurden. 

Es  geschah  dies  durch  die  im  Entwürfe 
des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  ausge- 
sprochene Uebernahme  der  im  Schluss- 
protokolle zum  Artikel  XV  des  Zoll-  und 
Handelsvertrages  vom  6.  December  1891 
[R.-G.-Bl.  Nr.  17  ex  1892]  mit  dem  Deut- 
schen Reiche  enthaltenen  Bestimmungen 
für  den  Eisenbahnverkehr  beider  Staats- 
gebiete. Hiedurch  wird  ausgesprochen,  dass 
die  Frachttarife  und  alle  Frachtermässi- 
gungen oder  sonstigen  Begünstigungen, 
welche  —  sei  es  durch  die  Tarife,  sei  es 
durch  besondere  Anordnungen  oderVerein- 
barungen  —  für  Erzeugnisse  des  eigenen 
Staatsgebietes  gewährt  werden,  soweit 
es  sich  nicht  um  Transporte  zu  milden 
öffentlichen  Zwecken  handelt,  den  gleich- 
artigen, aus  dem  anderen  Staatsgebiete 
übergehenden,  oder  das  letztere  transi- 
tirenden  Transporten  bei  der  Beförderung 
auf  derselben  Bahnstrecke  und  in  der- 
selben Verkehrsrichtung  in  gleichem 
Umfange  zu  bewilligen  sind  und  dass 
insbesondere  die  auf  der  Beförderungs- 
strecke bei  gebrochener  Abfertigung  auf 
Grund-  der  Local-,  beziehungsweise  Ver- 
bandstarife sich  ergebenden  Frachtsätze 
auf  Verlangen  des  anderen  Theiles  auch 
in  directe  Tarife  einzurechnen  sind. 

Die  an  gleicher  Stelle  des  oben  er- 
wähnten Schlussprotokolles  enthaltene 
gegenseitige  Verpflichtung  der  vertrag- 
schliessenden  Theile,  auch  durch  Herstel- 
lung directer  Eisenbahn-Frachttarife  einan- 
der thunlichst  zu  unterstützen,  wurde  im 
Entwürfe  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
dahin  präcisirt,  dass  die  beiderseitigen 
Staatsbahnen  verpflichtet  sind,  für  den  über 
ihre  Linie  nach  dem  Auslande  transitiren- 
den  Güterverkehr  des  anderen  Staates  in 
jedem  Falle  der  Aufstellung  directer  Tarife 
zuzustimmen,  und  dass  jene  einvernehm- 
lich zu  constatirenden  tarifarischen  Zu- 
geständnisse, welche  schon  derzeit  für 
Transitsendungen  aus  dem  anderen  Staats- 
gebiete gegenüber  den  normalen  Tarifen 
auf  der  betreffenden  Strecke  gewährt 
werden,  für  die  Dauer  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  aufrecht  erhalten  wer- 
den sollen. 

Die  Aufrechthaltung  dieser  beste- 
henden, nach  eingehender  Erwägung  aller 


einschlägigen  wirthschaftlichen  Gesichts- 
punkte gemachten  tarifarischen  Zuge- 
ständnisse ist  namentlich  für  den  öster- 
reichischen Export  nach  den  Balkanländern 
und  für  den  ungarischen  Export  nach 
dem  westlichen  Auslande  von  Bedeutung. 

Der  im  Entwurf  des  Zoll-  und  Han- 
delsbündnisses ausgesprochene  Aus- 
schluss geheimer  Tarifsätze  stellt  keine 
neue  Bestimmung  dar,  da  die  Publi- 
cität  der  Tarifmassnahmen  in  beiden 
Staatsgebieten  bereits  seit  Jahren  vor- 
geschrieben ist.  Die  darin  bezogenen  Vor- 
schriften über  die  Veröffentlichung  der 
Tarife  und  Tarifnachlässe  im  Personen- und 
Güterverkehre  enthalten  die  gegenwärtig 
in  Kraft  stehenden  einschlägigen  Bestim- 
mungen. 

Als  Ausfluss  der  durch  das  Zoll- 
und  Handelsbündnis  geschaffenen  Ein- 
heitlichkeit des  Zoll-  und  Handelsgebietes, 
welche  insbesondere  darauf  hinweist, 
auch  den  Export  des  anderen  Staats- 
gebietes nach  dem  Auslande  nach  Thun- 
lichkeit  zu  fördern,  stellt  sich  auch  die 
Bestimmung  im  Entwürfe  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  dar,  wonach  von  ein- 
zelnen, genau  bestimmten  Ausnahmen 
abgesehen,  gegenseitig  die  Verpflichtung 
übernommen  werden  soll,  auf  den  beider- 
seitigen Staatsbahnen  dem  Transit  der 
Provenienzen  des  Auslandes  keine  grös- 
seren Tarifermässigungen  und  Nachlässe 
zu  gewähren,  als  solche  den  gleichen 
Erzeugnissen  des  anderen  Staatsgebietes 
hinsichtlich  des  Verkehres  nach  der 
gleichen  Grenzstation  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden. 

Eine  wesentliche  Erweiterung  sollen 
die  Bestimmungen  des  gegenwärtig  in 
Kraft  stehenden  Zoll-  und  Handelsbünd- 
nisses   bezüglich    der  Statistik    erfahren. 

Während  bisher  lediglich  vereinbart 
war,  dass  die  Ministerien  beider  Theile 
sich  das  statistische  Material,  welches 
das  Handels-  und  Verkehrswesen  betrifft, 
wechselseitig  mittheilen  und  für  die  Zu- 
sammenstellung zu  einem  Gesammt-Ope- 
rate  sowie  für  die  Veröffentlichung  auf 
Grund  getroffener  Vereinbarungen  Sorge 
tragen  werden,  soll  künftighin  das  auf 
den  beiderseitigen  Zwischenverkehr  be- 
zügliche statistische  Material  nach  ein- 
verständlich festgestellten  Grundsätzen  ge- 
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sammelt  und  von  beiden  Staaten  der  Mon- 
archie selbständig  veröffentlicht  werden. 
Nach  der  diesfalls  mit  Ungarn  ge- 
troffenen grundsätzlichen  Vereinbarung 
ist  der  durch  Eisenbahnen,  Dampfschiff- 
fahrt -  Unternehmungen  auf  Binnenge- 
wässern, zur  See  und  durch  die  Post  ver- 
mittelte Warenverkehr  zwischen  Oester- 
reich  und  Ungarn,  beziehungsweise 
Bosnien,  statistisch  zu  erheben.  Zu  diesem 
Zwecke  sollen  die  Parteien  bei  Aufgabe 
der  Sendungen  eigene  statistische  Waren- 
erklärungen in  zweifacher  Ausfertigung 
beibringen.  Beim  Eintreffen  von  Sendun- 
sind  die  Adressaten  verpflichtet,  die  etwa 
geforderte  Ueberprüfung  der  Erklärung 
vorzunehmen  oder  beim  Abgange  von 
solchen  selbst  eine  statistische  Erklärung 
abzugeben.  Die  statistischen  Erklärungen 
müssen  die  Gattung,  die  Menge  und  das 
Herkunftsland  der  Ware  enthalten.  Die 
Transportanstalten  dürfen  Warensendun- 
gen in  die  andere  Reichshälfte  ohne 
die  erforderlichen  statistischen  Waren- 
erklärungen nicht  befördern.  Zur  Be- 
deckung der  Kosten  der  amtlichen  Waren- 
erklärungs-Statistik  soll  nach  der  Gesetz- 
vorlage von  den  Ausstellern  der  Waren- 
erklärungen, beziehungsweise  von  den 
Empfängern  eine  statistische  Gebühr  be- 
zahlt werden.  Die  Gebühr  soll  mittels 
amtlicher  Marke  nach  einem  Einheits- 
satze entrichtet  werden,  welcher  nicht 
mehr  als  5  kr.,  bei  ganzen  Wagen-  und 
Schiffsladungen  nicht  mehr  als  das  Drei- 
fache betragen  darf.  Den  Parteien  ist 
gegenüber  dem  statistischen  Amte  und 
seinen  Beauftragten  die  unbedingte  Aus- 
kunftspflicht und  den  Transport-Unter- 
nehmungen eine  strenge  Verantwortung 
für  die  Einhaltung  der  Vorschriften  über 
die  Ausfertigung  der  statistischen  Er- 
klärungen auferlest. 


6.  Die  internationale  Eisenbahn- 
Gesetzgebung. 

Eine  bemerkenswerthe  Entwicklung 
fand  seit  1880  unter  Mitwirkung  Oester- 
reichs  die  internationale  Eisenbahn-Ge- 
setzgebung. 

Behufs  Hintanhaltung  der  Verschlep- 
pung  der    Reblaus    wurde    unter   3.  No- 


vember 1881  eine  internationale  Con- 
vention abgeschlossen  [verlautbart  im 
R.-G.-Bl.  Nr.  105  ex  1882],  der  auch 
Oesterreich  beigetreten  ist.  Diese  Con- 
vention hat  auch  die  Regelung  des  Trans- 
portes und  der  Verpackung  von  Reb- 
pflanzen u.  s.  w.  zum  Gegenstande.  Im 
Anschlüsse  daran  wurden  mit  Verordnung 
vom  15.  Juli  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  107, 
die  im  Verkehre  mit  dem  Auslande  zu 
beachtenden  Vorsichten  behufs  Hintan- 
haltung der  Einschleppung  der  Reblaus 
bekanntgegeben. 

In  das  Jahr  1886  fällt  der  Abschluss 
jener  internationalenVerhandlungen,  welche 
die  Festsetzung  von  Normen  für  die  Er- 
leichterung des  Uebergangs  vom  Roll- 
material auf  den  mitteleuropäischen 
Eisenbahnen  bezweckten,  und  wurden 
mittels  Kundmachung  vom  1 .  Februar  1 887 
die  Bestimmungen  der  Artikel  I  und  II 
der  zweiten  internationalen  Conferenz  zu 
Bern  vom  15.  Mai  1886,  betreffend  die 
technische  Einheit  im  Eisenbahnwesen  in 
Wirksamkeit  gesetzt.  Artikel  1  dieser 
Vereinbarungen  bestimmt,  dass  die  Spur- 
weite auf  geraden  Strecken  bei  neuzu- 
legenden oder  umzubauenden  Geleisen 
nicht  unter  1435  mm  betragen  dürfe. 
Artikel  II  setzt  die  Bedingungen  fest, 
welchen  das  für  den  internationalen  Durch- 
zugsverkehr bestimmte  Rollmaterial  in 
Bezug  auf  Radstand,  Abstand  der  Räder, 
Breite  und  Stärke  der  Radreifen,  Spur- 
kranz, Zug-  und  Stossapparate,  Kupplung 
u.  s.  w.  zu  entsprechen  hat. 

Die  Bedeutung  der  Herbeiführung  der 
internationalen  technischen  Einheit,  wel- 
cher ausser  Oesterreich-Ungarn  zunächst 
Deutschland,  Frankreich,  Italien  und  die 
Schweiz,  später  aber  auch  noch  andere 
Staaten,  so  Belgien  und  die  Niederlande, 
Serbien,  Bulgarien,  Griechenland  und 
Rumänien  beigetreten  sind,  bedarf  wohl 
keiner  näheren  Erläuterung.  Sehr  gut 
charakterisirt  sie  ein  juristischer  Fach- 
mann mit  den  Worten:  die  einheitliche 
Technik  erhebt  die  Eisenbahnen  zu  einer 
wahrhaften  Weltverkehrs- Anstalt. 

Eine  überaus  bedeutsame  Fortbildung 
erfuhr  das  internationale  Eisenbahnrecht 
durch  den  unter  Mitwirkung  Oesterreichs, 
Ungarns  und  der  meisten  anderen  Staaten 
Europas    erfolgten   Abschluss    des  Inter- 
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nationalen  Uebereinkommens  über  den 
Eisenbahn-Frachtverkehr  vom  14.  October 
1890.  Dieses  Uebereinkommen,  dessen 
Inhalt  auch  eine  wesentliche  Rückwir- 
kung auf  das  interne  österreichische 
Eisenbahnfrachtrecht  übte,  wurde  in 
Oesterreich  unter  dem  27.  October  1892, 
R.-G.-Bl.  Nr.  187,  in  Kraft  gesetzt.  Das 
erwähnte  Uebereinkommen  ermöglicht  es 
den  Parteien,  ohne  dass  es  besonderer 
bahnmässiger  Abmachungen  oder  des 
Bestandes  directer  Tarife  bedurfte,  Sen- 
dungen innerhalb  eines  gegen  1 80.000  km 
umfassenden  Gebietes  mit  directem  Fracht- 
brief und  unter  Anwendung  einheitlicher 
Frachtvertrags-  und  insbesondere  Haf- 
tungsbedingungen zur  Aufgabe  zu 
bringen. 

Das  Berner  Uebereinkommen  schafft 
eine  Transportpflicht  für  sämmtliche  dem- 
selben unterworfene  Bahnen,  sowie  eine 
Transportgemeinschaft  unter  letzteren, 
mit  gesammtverbindlicher  Haftung  für 
den  ganzen  Transport.  Die  Haftung  er- 
streckt sich  nach  dem  Berner  Ueberein- 
kommen auf  den  Ersatz  des  ganzen 
Werthes  des  Gutes  und  bei  Declaration 
des  Interesses  an  der  Lieferung  auch  auf 
den  Ersatz  des  darüber  hinausgehenden 
Schadens. 

Bezüglich  des  im  Artikel  1 1  nieder- 
gelegten Grundsatzes  der  Publicität  der 
Tarife,  welcher  wie  sämmtliche  Bestim- 
mungen des  internationalen  Ueberein- 
kommens, nur  für  das  internationale 
Recht  vereinbart  ist,  haben  die  Bevoll- 
mächtigten im  Schlussprotokoll  erklärt, 
dass  sie  keine  Verpflichtung  eingehen 
können,  welche  die  Freiheit  ihrer  Staaten 
in  der  Regelung  des  internen  Eisenbahn- 
verkehrs beschränken  würde,  dass  sie 
übrigens,  jeder  für  den  von  ihm  ver- 
tretenen Staat,  constatiren,  dass  diese 
Regelung  zur  Zeit  mit  den  im  Artikel  1 1 
des  internationalen  Uebereinkommens 
festgestellten  Grundsätzen  sich  im  Ein- 
klang befinde,  und  dass  sie  es  als 
wünschenswerth  betrachten,  dass  dieser 
Einklang  erhalten  bleibe. 

Nach  dem  Berner  Uebereinkommen 
sind  gewisse  Gegenstände  wegen  ihres 
hohen  Werthes,  beziehungsweise  wegen 
der  Gefährdung  des  Betriebes  von 
der  Beförderung  ausgeschlossen.     Es  ist 


jedoch  den  Vertragsstaaten  unbenommen, 
erleichternde  Bestimmungen  bezüglich  der- 
artiger Gegenstände  zu  vereinbaren.  Solche 
wurden  für  den  wechselseitigen  Verkehr 
zwischen  den  Eisenbahnen  Deutschlands, 
der  Niederlande,  Oesterreich  -  Ungarns, 
sowie  der  Schweiz,  Luxemburgs  und 
Belgiens  unter  dem  13.  Juni  1893,  giltig 
vom  I.  März  1894  [ergänzende  Bestim- 
mungen hiezu  für  den  Wechselverkehr 
zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land wurden  mit  Giltigkeit  vom  1.  April 
i895]undmit  Giltigkeitvom  23.  November 
1 896  an  für  denVerkehr  zwischen  den  Eisen- 
bahnen aller  an  dem  internationalen  Ueber- 
einkommen über  den  Eisenbahn-Frachtver- 
kehr betheiligten  Staaten   abgeschlossen. 

Im  Jahre  1896  fand  eine  Conferenz 
wegen  Revision  des  Berner  Ueberein- 
kommens statt,  deren  Beschlüsse  unter 
dem  16.  Juni  1898  ratificirt  wurden.  Die 
Durchführung  dieser  Beschlüsse  kann  erst 
in  dem  Zeitpunkte  erfolgen,  in  welchem 
die  in  einer  Anzahl  von  Vertragsstaaten 
erforderliche  Genehmigung  durch  die  ge- 
setzgebenden   Körper    erfolgt   sein    wird. 

Von  internationalen  Vereinbarungen 
aus  dieser  Periode,  welche  Eisenbahn- 
fragen behandeln,  seien  noch  der  Handels- 
und Zoll  vertrag  vom  6.  December  1891, 
R.-G.-Bl.  Nr.  15  ex  1892,  zwischen 
Oesterreich-Ungarn  und  dem  Deutschen 
Reiche,  der  Handels-  und  Schiffahrtsver- 
trag vom  6.  December  1891,  R.-G.-Bl. 
Nr.  17  ex  1892,  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  und  Italien,  sowie  der  Handels- 
und Schiffahrtsvertrag  vom  6.  December 
1891,  R.-G.-Bl.  Nr.  22,  zwischen  Oester- 
reich -  Ungarn  und  Belgien,  dann  der 
Handelsvertrag  mit  der  Schweiz  vom 
10.  December  1891,  R.-G.-Bl.  Nr.  18, 
genannt. 

Der  erstgenannte  mit  Deutschland 
abgeschlossene  Vertrag  enthält  eingehende 
Bestimmungen  über  die  gleiche  Behand- 
lung der  beiderseitigen  Unterthanen  in 
Bezug  auf  Beförderungspreise,  Zeit  und 
Ort  der  Beförderung,  insbesondere  über 
den  Ausschluss  ungünstigerer  Behandlung 
der  aus  dem  Gebiete  des  einen  Theils 
in  jenes  des  andern  Theils  übergehenden 
oder  das  letztere  transitirenden  Trans- 
porte gegenüber  den  aus  dem  Gebiete 
des  betreffenden  Theils  abgehenden  oder 
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darin  verbleibenden  Transporten.  Für  den 
Personen-  und  Güterverkehr,  welcher 
zwischen  Eisenbahn-Stationen,  die  in 
dem  Gebiete  des  einen  vertragschüessen- 
den  Theils  gelegen  sind,  innerhalb  dieses 
Gebietes  mittels  ununterbrochener  Bahn- 
verbindung stattfindet,  sollen  die  Tarife 
in  der  gesetzlichen  Landeswährung  dieses 
Gebietes  auch  in  dem  Falle  aufgestellt 
werden,  wenn  die  für  den  Verkehr  be- 
nutzte Bahnverbindung  ganz  oder  theil- 
weise  im  Betriebe  einer  Bahnanstalt 
steht,  welche  in  dem  Gebiete  des  anderen 
Theiles  ihren  Sitz  hat. 

Weiters  sind  in  den  Vertrag  mit 
Deutschland  gleichwie  in  den  übrigen 
genannten  Verträgen  die  üblichen  Be- 
stimmungen über  die  Zusicherung  der 
Erleichterung  des  gegenseitigen  Verkehrs 
durch  Herstellung  unmittelbarer  Schienen- 
Verbindungen,  sowie  über  Erleichterungen 
im  gegenseitigen  Zoll  verkehr  bei  Sendungen 
enthalten,  welche  in  vorschriftsmässig 
verschliessbaren  Wagen  eingehen. 

Ausserdem  verpflichteten  sich  in  dem 
Vertrage  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und 
Deutschland  die  beiden  vertragschliessen- 
den  Theile  dahin  zu  wirken,  dass  durch 
die  beiderseitigen  Bahnverwaltungen 
directe  Expeditionen  oder  directe  Tarife 
im  Personen-  und  Güterverkehr,  ferner 
einheitliche  Transport-Bestimmungen  im 
directen  Verkehr  zur  Einführung  gelangen. 

Staatsverträge  über  neue  Eisenbahn- 
Anschlüsse  wurden  in  dieser  Periode  u.  A. 
abgeschlossen  mit  Sachsen  am  5.  Mai 
1884,  R.-G.-Bl.  Nr.  112,  wegen  der  An- 
schlüsse bei  Graslitz,  Moldau,  Reitzenhain 
und  Johann-Georgenstadt,  mit  Preussen 
am  14.  März  1885,  R.-G.-Bl.  Nr.  95, 
wegen  der  Anschlüsse  bei  Ottendorf 
[Braunau],  Lindewiese,  Ziegenhals,  Barz- 
dorf  [Heinersdorf]  und  Troppau,  mit 
Rumänien  am  26.  Februar  1891, 
R.-G.-Bl.  Nr.  128,  wegen  Neuregelung 
der  Anschlussverhältnisse  bei  Suczawa- 
Itzkany  und  Burdujeni  und  mit  R  u  s  s  1  a  n  d 
am  2.Öctober  1893  wegen  des  Anschlusses 
bei  Nowosielitza.  Gegen  Schluss  des 
Jahres  1898  wurden  ferner  die  Verhand- 
lungen mit  Sachsen  wegen  der  Anschlüsse 
in  Rossbach-Adorf,  Friedland-Maffersdorf, 
Nixdorf  -  Sebnitz,  Schluckenau  -  Sohland 
und     Rumburg- Warnsdorf,      sowie     mit 


Preussen  wegen  des  Anschlusses  bei 
Grünthal  [Ober-Pollaun]  zum  Abschlüsse 
gebracht. 

Erwähnt  sei  schliesslich,  dass  auf 
Grund  des  Berliner  Vertrages  vom  Jahre 
1878  zwischen  Oesterreich-Ungarn  einer- 
seits sowie  der  Türkei,  Serbien  und  Bul- 
garien andererseits  unterm  9.  Mai  1883, 
R.-G.-Bl.  Nr.  42,  eine  Eisenbahn-Con- 
vention, betreffend  die  Herstellung  einer 
directen  Eisenbahn-Verbindung  zwischen 
den  Vertragsstaaten  abgeschlossen  wor- 
den ist.  In  derselben  verpflichtete  sich 
Oesterreich-Ungarn  zur  Herstellung  einer 
Eisenbahn  von  Budapest  über  Semlin 
bis  zur  ungarisch-serbischen  Grenze,  wo- 
gegen die  anderen  Staaten  den  Ausbau 
der  Anschlussstrecken  auf  ihren  Gebieten 
übernahmen.  Der  Vertrag  enthält  ferner  die 
Vereinbarung  einheitlicher  Spurweite  so- 
wie einheitlicher  Normen  für  die  Her- 
stellung von  Fahrbetriebsmitteln,  das  Zu- 
geständnis einer  gleichartigen  Behandlung 
der  gegenseitigen  Unterthanen  sowie  ihrer 
Transporte,  Bestimmungen  über  die  zu- 
lässigen Erleichterungen  im  Zollverkehre', 
über  die  Grundsätze  für  die  Bildung  der 
Tarife  im  directen  Verkehre  zwischen 
den  Vertragsstaaten  u.  s.  w. 


Ein  Rückblick  auf  die  bisherige,  einen 
Zeitraum  von  mehr  als  siebzig  Jahren 
umfassende  Entwicklung  der  österreichi- 
schen Eisenbahn-Gesetzgebung  lässt  er- 
kennen, dass  dieselbe  noch  weitaus  nicht 
zu  einem  organischen  Abschluss  gelangt 
ist,  und  dass  noch  manche  grosse  legis- 
latorische Aufgaben  auf  dem  Gebiete  des 
Eisenbahnwesens  ihrer  Lösung  harren.  Zu 
diesen  Aufgaben  zählt  insbesondere  eine 
zeitgerechte  Reform  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  und  des  Eisenbahn-Concessions- 
Gesetzes,  welche  Gesetz  werke  noch  immer 
in  Geltung  stehen,  ungeachtet  dieselben 
in  manchen  Beziehungen  bereits  veraltet 
sind  und  eine  Reform  derselben  vom 
Parlamente  wiederholt  betrieben  und  von 
der  Regierung  bei  verschiedenen  Gelegen- 
heiten als  dringlich  anerkannt  wurde. 
Unter  anderen  gab  in  der  Sitzung  des 
Abgeordnetenhauses  vom  14.  December 
1868  der  damalige  Handelsminister  über 
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eine  Interpellation  die  bestimmte  Er- 
klärung ab,  dass  die  Regierung  den  Ent- 
schluss  gefasst  habe,  die  Betriebsordnung 
und  das  Eisenbahn -Concessions- Gesetz 
einer  genauen  Prüfung  und  Sichtung  zu 
unterziehen,  eine  Vergleichung  mit  den 
gleichartigen  Normen  in  den  Gesetzen  vor- 
geschrittener Staaten  des  Auslandes  vorzu- 
nehmen und  den  Entwurf  eines  vollständi- 
gen, möglichst  systematischen  Eisenbahn- 
Gesetzes,  welches  in  allen  Beziehungen  den 
Anforderungen  der  Gegenwart  Rechnung 
zu  tragen  geeignet  sei,  in  Arbeit  zu  neh- 
men. Ueber  die  Reformbedürftigkeit  der 
Eisenbahnbetriebs-Ordnung  liegt  überdies 
ein  autoritativer  Ausspruch  der  beider- 
seitigen Regierungen  von  Oesterreich  und 
Ungarn  vor,  indem  durch  das  Ueber- 
einkommen  vom  29.  Juli/21.  August  1868 
bestimmt  wurde,  dass  mit  Rücksicht  auf 
die  anerkannte  Nothwendigkeit  einer 
durchgreifenden  Aenderung  der  Betriebs- 
ordnung sobald  als  möglich  zur  gemein- 
schaftlichen Ausarbeitung  geeigneter  Ent- 
würfe geschritten  werden  solle.  Wenn 
es  bisher  nicht  gelang,  eine  solche 
Reform  in  die  Wege  zu  leiten  und  man 
sich  vorläufig  darauf  beschränkte,  durch 
Specialverfügungen  die  unhaltbar  ge- 
wordenen Bestimmungen  den  Anforde- 
rungen der  modernen  Eisenbahn-Verhält- 
nisse anzupassen,  so  mag  dies  zunächst 
auf  die,  eine  umfassende  gesetzgeberische 
Thätigkeit  ungünstigen  allgemeinen  Ver- 
hältnisse und,  soweit  die  Eisenbahnbe- 
triebs-Ordnung in  Betracht  kommt,  auch 
auf  die  Schwierigkeiten  zurückzuführen 
sein,  welche  darin  liegen,  dass  die  Aen- 
derung der  Betriebsordnung  nach  den 
bisher  geltenden  Bestimmungen  nur  im 
Einverständnisse  mit  der  ungarischen 
Reichshälfte  durchgeführt  werden  kann. 
Abgesehen  von  der  Betriebsordnung 
und  dem  Concessions-Gesetze  sind  auch 
manche  andere,  das  Eisenbahnwesen  be- 
treffende Gesetze  infolge  der  mächtigen 
Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  un- 
zulänglich geworden,  so  unter  Anderem 
das  Haftpflicht-Gesetz,  dessen  Ausdehnung 
namentlich  auf  die  mit  elektrischer  Kraft 
betriebenen  Eisenbahnen  einem  dringen- 
den Bedürfnisse  entsprechen  würde,  die  auf 
der  Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung 
vom  Jahre   1835    beruhende  Verordnung 


vom  18.  September  1857  über  das  Zoll- 
verfahren im  Eisenbahn-Verkehre  u.  s.  w. 
Es  braucht  nicht  geleugnet  zu  werden,  dass 
eine  Ausgestaltung  der  österreichischen 
Eisenbahn-Gesetzgebung  auch  in  anderen 
Beziehungen,  so  namentlich  auf  betriebs- 
technischem undsocialpolitischem  Gebiete 
wohl  erwünscht  wäre.  Indessen  darf 
hiebei  nicht  übersehen  werden,  dass  die 
Gesetzgebung  speciell  in  letzteren  Be- 
j  ziehungen  erst  dann  einzugreifen  ver- 
mag, wenn  vollständig  sichere  Grund- 
lagen hiefür  gegeben  sind  und  dass  ein 
vorzeitiges  Eingreifen  nur  geeignet  wäre, 
die  sachgemässe,  den  wirklichen  Bedürf- 
nissen entsprechende  Weiterbildung  des 
Eisenbahnwesens  zu  stören.  Dass  die  öster- 
reichische Regierungzeitgerechte  Reformen 
auf  dem  Gebiete  der  Eisenbahn-Gesetz- 
gebung nicht  verabsäumt,  hat  dieselbe 
durch  ihre  Initiative  bei  einer  Reihe  von 
hochbedeutsamen  Gesetzen  bewiesen,  unter 
welchen  nur  das  Eisenbahnbücher-  und 
Curatoren-Gesetz,  dann  das  Gesetz  über  die 
Enteignung  zu  Eisenbahnzwecken  genannt 
werden  mögen.  Nicht  minder  bedeutsam 
ist  die  gesetzgeberische  Thätigkeit,  soweit 
sie  sich  auf  die  Durchführung  des  Staats- 
bahn-Systems sowie  auf  die  Förderung 
des  Localbahnwesens  bezieht.  Von  be- 
sonderer Tragweite  ist  auch  die  Mitwir- 
kung Oesterreichs  an  der  Ausgestaltung 
des  internationalen  Eisenbahnrechtes 
durch  Beitritt  zu  den  Berner  Verein- 
barungen über  die  technische  Einheit  und 
über  das  internationale  Transportrecht. 
Zu  diesen  und  anderen  Gesetzen,  welche 
für  die  Fortbildung  des  Eisenbahnrechtes 
und  seiner  Institutionen  volle  Würdigung 
verdienen,  gesellt  sich  eine  zahllose  Reihe 
von  Verordnungen.  Es  wäre  ein  Un- 
recht, wollte  man  verkennen,  dass  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Verordnungen 
Hervorragendes  geschaffen  wurde.  Es 
genügt  in  dieser  Beziehung,  die  dem 
neuesten  Stande  der  Wissenschaften  ent- 
sprechenden Verordnungen  über  die  Ver- 
fassung der  Bauprojecte,  über  Brücken- 
proben, über  die  Bauart  der  Fahrbetriebs- 
mittel, die  Grundzüge  der  Verkehrsvor- 
schriften, die  Signalordnung,  das  Be- 
triebsreglement, die  Sprengmittel-Verord- 
nung u.  s.  w.  zu  nennen.  Allein  ebenso 
unleugbar  ist  es,  dass  die  Verordnungs- 
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gewalt  bei  Hinausgabe  von  Vorschriften 
aus  Anlass  von  einzelnen  Fällen  nicht 
immer  das  richtige  Mass  gehalten  hat 
und  dass  mit  Rücksicht  auf  den  ausser- 
ordentlich angewachsenen  Umfang  der 
Verordnungen  eine  Uebersicht  derselben 
immer  schwerer  wird.  Es  wäre  deshalb 
lebhaft  zu  begrüssen,  wenn  die  in  Kraft 
stehenden  Verordnungen  einer  sorgfäl- 
tigen Durchsicht  unterzogen,  alle  irgend 
entbehrlichen  Vorschriften  ausgeschieden 
und  die  übrigen  systematisch  zusammen- 
gefasst  würden.  Eine  solche  Neubear- 
beitung; der  Verordnungen  in  Eisenbahn- 


sachen, sowie  andererseits  die  durch  die 
ausserordentliche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens gebotene  organische  Ausge- 
staltung der  Eisenbahn-Gesetzgebung  er- 
öffnen ein  weites  Feld  gesetzgeberischer 
Thätigkeit  in  Eisenbahnsachen.  Möge  es 
dem  Zusammenwirken  der  betheiligten 
Factoren  gelingen,  diese  Aufgaben  unge- 
achtet der  entgegenstehenden  Schwierig- 
keiten in  nicht  zu  ferner  Zeit  und  der- 
gestalt zu  lösen,  dass  die  österreichische 
Eisenbahn-Gesetzgebung  in  noch  erhöhtem 
Masse  als  bisher  dem  Eisenbahnwesen 
zum  Schutze  und  zur  Förderung  gereiche. 


Geschichte  der  Verwaltung 
der  österreichischen  Eisenbahnen, 


Von 

Dr.  Alfred  Freiherrn  von  Buschman, 

k.  k.  Ministerialrat!!  iin  Eisenbahnministerium. 


Geschichte  der  Verwaltung 

der 

österreichischen  Eisenbahnen 


Einleitung. 


Unternimmt  man  es,  neben  einer 
allgemeinen  Geschichte  des  vater- 
ländischen Eisenbahnwesens,  wie 
sie  in  den  ersten  Theilen  dieses  Werkes 
geboten  wird,  noch  eine  besondere  Ge- 
schichte ihrer  Verwaltung  zu  schreiben,  so 
kann  man  eine  solche  Arbeit  doch  keines- 
wegs etwa,  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahnen hiebei  nur  in  der  engsten  Bedeu- 
tung des  Wortes  ins  Auge  fassend,  auf  die 
Darstellung  derjenigen  Wandlungen  be- 
schränken, welche  die  Organisation  des 
inneren  Verwaltungsdienstes  bei  den  ein- 
zelnen Bahnunternehmungen,  und  zwar 
hauptsächlich  diejenige  der  eigentlichen 
Betriebsverwaltungen  im  Laufe  der  Zeiten 
erfahren  hat. 

Eine  so  hohe  Bedeutung  auch  der 
Art  und  Weise  der  inneren  Dienstes- 
organisation der  Betriebsverwaltungen, 
namentlich  in  Ansehung  der  Fragen 
der  Centralisation  des  Dienstes,  oder 
einer  mehr  oder  minder  weitgehenden 
Arbeitstheilung,  dann  der  damit  zusam- 
menhängenden Competenzabgrenzungen, 
ferner  der  Gruppirung  der  einzelnen 
Dienstzweige,  ihrer  Zusammenlegung  oder 
Trennung  bei  den  verschiedenen  Ver- 
waltungsstellen u.  s.  w.  für  die  Exactheit 
der  ganzen  Dienstesausübung  auf  den 
Eisenbahnen  beizumessen  ist,  so  würde 
doch  eine  in  solch  engen  Grenzen  gehal- 
tene Arbeit  einem  allgemeineren  Interesse 
kaum  begegnen  können  —  dies  umso- 
weniger,  als  gerade  in  Ansehung  der  eigent- 
lichen Betriebsverwaltung  die  Formen  für 


eine  rationelle  Dienstesorganisation  schon 
durch  die  Natur  des  Eisenbahndienstes 
ziemlich  klar  und  fest  gegeben  erscheinen, 
und  daher  in  dieser  Richtung,  abgesehen 
von  den  durch  die  grundsätzlich  ver- 
schieden geartete  Stellung  der  Staats- 
und der  Privatbahnen  bedingten  Unter- 
schieden, sowie  ferner  von  denjenigen 
Verschiedenheiten,  die  naturgemäss  durch 
den  mehr  oder  minder  grossen  Umfang 
der  einzelen  Verwaltungen  hervorgerufen 
werden,  auch  bei  den  österreichischen 
Eisenbahnunternehmungen  weder  beson- 
ders tiefgreifende  Unterschiede  wahr- 
genommen werden  können,  noch  im  Laufe 
der  Zeiten  besonders  einschneidende 
Wandlungen  vorgekommen  sind. 

Eine  Geschichte  der  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  muss  vielmehr,  soll  sie  ein 
für  sich  abgeschlossenes,  lebensvolles 
Ganzes  bilden  und  damit  den  Anspruch 
auf  das  Interesse  auch  weiterer  Kreise 
gewinnen,  die  Grenzen  ihrer  Betrachtungen 
unbedingt  weiter  stecken  und  auch  die 
grossen  Fragen  des  obersten  Verwaltungs- 
systems sowie  der  Ausgestaltung  der 
verschiedenen  öffentlich  rechtlichen  Be- 
ziehungen des  Eisenbahnwesens  mit  in 
den  Kreis  ihrer  Erörterung  ziehen. 

Sie  muss  daher  in  ihrer  Darstellung 
insbesondere  auch  auf  die  Frage  des 
Staats-  oder  Privatbahnsystems  in  seiner 
jeweiligen  concreten  Gestaltung,  auf  die 
Art  und  Weise  der  Regelung  der  Be- 
ziehungen des  Eisenbahnwesens  zu  anderen 
verwandten  Zweigen  der  Staatsverwaltung, 
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dann  auf  die  Entwicklung  der  aus  dem 
staatlichen  Hoheitsrechte  fliessenden  Ober- 
aufsicht der  letzteren  über  sämmtliche 
Eisenbahnen  und  ihrer  fortgesetzten 
Ingerenz  auf  die  Verwaltung  derselben 
mittels  der  ihr  zustehenden  Verordnungs- 
gewalt Bezug  nehmen. 

Die  mannigfachenWandlungen,  welche 
die  leitenden  Ideen  in  diesen  Beziehungen 
in  unserem  Vaterlande  im  Laufe  der 
Zeiten  erfahren  haben,  zu  verfolgen  und 
an  der  Hand  des  in  dem  neu  errichteten 
österreichischen  Eisenbahnarchiv  reich- 
lich aufgestapelten  amtlichen  Quellen- 
materials in  ihren  Ursachen  zu  erforschen 
sowie  kritisch  prüfenden  Auges  darzu- 
stellen, bildet  gewiss  eine  für  die  Fest- 
stellung der  ganzen  Entwicklungs- 
geschichte des  vaterländischen  Eisen- 
bahnwesens äusserst  wichtige  und  dank- 
bare, aber  auch  eine  höchst  umfangreiche 
Arbeit,  welche  bei  der  Fülle  des  zu  bewäl- 
tigenden Stoffes  für  sich  den  Inhalt  eines 
grösseren  Werkes  abzugeben  vermöchte. 

In  Anbetracht  der  hier  enger  gesetzten 
räumlichen  Grenzen  kann  im  nach- 
folgenden von  einer  derartig  umfassenden 
und  erschöpfenden  Arbeit  nicht  die  Rede 
sein,  vielmehr  —  allerdings,  bei  dem 
völligen  Mangel  jeder  halbwegs  ausreichen- 
den Literatur  gerade  auf  diesem  Gebiete, 
auch  nur  mit  sorgfältiger  Benützung  des 
vorhandenen  reichen  Quellenmaterials  — 
nur  ein  kürzerer,  blos  das  Allgemeine, 
und  auch  da  blos  die  wesentlicheren  Mo- 
mente ins  Auge  fassender  Ueberblick 
über  dieses  weite  Gebiet  gegeben  werden. 

Insbesondere  muss  die  Schilderung 
der  Entwicklung  der  einzelnen  in  dem 
Eisenbahnverwaltungsdienste  inbegriffe- 
nen Fachdienste  denjenigen  Capiteln  dieses 
Werkes  überlassen  werden,  die  sich  mit 
der  Darstellung  eben  dieser  Fachmaterien 
befassen.  Aber  auch  in  Ansehung  der 
allgemeinen  Verwaltungsgeschichte  soll 
eine  eingehendere  Darstellung  nur  be- 
sonders bedeutsamen  Verwaltungsvor- 
gängen sowie  insbesondere  solchen 
wichtigen  Punkten  gewidmet  werden, 
die  in  anderen  Theilen  dieses  WTerkes 
nach  dessen  Stoffeintheilung  keine  nähere 
Erörterung  finden. 

Die  Geschichte  der  Verwaltung  der 
österreichischen      Eisenbahnen       zerfällt 


naturgemäss  in  vier  Hauptabschnitte, 
entsprechend  den  vier  grossen,  hinsicht- 
lich des  obersten  Verwaltungssystems 
verschiedenen  Perioden  in  der  Entwick- 
lung des  österreichischen  Eisenbahn- 
wesens. 

Die  erste  Periode  reicht  von  dem 
ersten  Beginne  der  Eisenbahnen  im  Jahre 
1824  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1841 ; 
sie  umfasst  die  Zeit  der  Entstehung  der 
ersten  Eisenbahnen  in  Oesterreich  und 
ist  dadurch  charakterisirt,  dass  die  Staats- 
gewalt während  derselben  die  Errichtung 
und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen,  be- 
herrscht durch  die  manchesterlichen 
Doctrinen  jener  Zeit,  zwar  im  allgemeinen 
fördernd,  aber  unter  ängstlicher  Ver- 
meidung jeder  finanziellen  Betheiligung 
des  Staates,  grundsätzlich  mittels  Er- 
theilung  von  Concessionen  [Privilegien] 
der  Privatspeculation  überliess. 

Aber  schon  in  der  zweiten  Hälfte 
dieser  Periode  ab  1838  machte  sich  £in 
Wandel  in  der  principiellen  Auffassung 
der  massgebenden  Regierungskreise  über 
die  geradezu  umwälzende  Bedeutung  des 
neuen  Verkehrsmittels  für  das  gesammte 
öffentliche  und  private  Leben  sowie 
namentlich  auch  für  die  grossen  Verkehrs- 
interessen des  Staates,  und  infolgedessen 
über  das  Bedürfnis  einer  directen  Ein- 
flussnahme  der  Staatsgewalt  auf  die 
Anlage  und  Ausgestaltung  des  vater- 
ländischen Eisenbahnnetzes  bemerkbar, 
jedoch  ohne  dass  diese  geänderte  Auf- 
fassung thatsächlich  schon  zum  Durch- 
bruche gelangte. 

Die  zweite  Periode  beginnt  mit 
dem  denkwürdigen,  auch  ausserhalb  der 
Grenzmarken  Oesterreichs  vielbeachteten 
kaiserlichen  Cabinetschreiben  vom  19.  De- 
cember  1841,  mit  welchem  der  plan- 
mässige  Ausbau  der  grossen,  den  all- 
gemeinen Verkehrsinteressen  dienenden 
Hauptbahnen  direct  durch  den  Staat 
proclamirt  wurde,  und  reicht  bis  in  die 
zweite  Hälfte  des  Jahres   1854. 

So  ist  die  erste  classische  Periode 
eines  entschiedenen  Staatsbahnsystems 
in  Oesterreich,  in  welcher  die  Staats- 
verwaltung, ohne  die  fernere  Concessio- 
nirung  auch  von  Privatbahnunterneh- 
mungen principiell  auszuschliessen,  zu- 
nächst in    glänzender  Weise    den    syste- 
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matischen  Ausbau  der  als  Staatsbahnen 
erklärten  Hauptlinien  und,  bei  allmählicher 
Einlösung  des  grössten  Theiles  der  in 
deren  Richtungen  bereits  ausgebauten 
Privatbahnen,  in  der  Zeit  ab  i.  Mai  1850 
auch  den  Betrieb  auf  diesen  Hauptlinien 
in  die  eigenen  Hände  nahm. 

Den  Abschluss  dieser  Periode  bilden 
die  kaiserlichen  Entschliessungen  vom 
1.  Juni,  8.  September  und  1.  November 
1854,  mit  welchen  im  Interesse  der  plari- 
mässigen  Herstellung  eines  den  öffent- 
lichen Verkehrsbedürfnissen  des  Reiches 
entsprechenden,  erweiterten  Eisenbahn- 
netzes dem  Privateisenbahnbau  wieder 
ein  grösserer  Spielraum  eingeräumt  und 
damit  die  staatliche  Eisenbahnpolitik  in 
grundsätzlich  neue  Bahnen  gelenkt  wurde. 

Zum  jähen  und  vollständigen  Bruche 
mit  dem  bisherigen  System  erweiterte 
sich  diese  Aenderung  der  staatlichen 
Eisenbahnpolitik  durch  den  fast  zu 
gleicher  Zeit,  aber  völlig  unabhängig, 
aus  höheren  finanzpolitischen  Rücksichten 
eingeleiteten  und  sodann  in  den  nächsten 
Jahren  bis  1858  fortgesetzten  Verkauf  der 
sämmtlichen  vollendeten  und  erst  im  Aus- 
bau begriffenen  Staatsbahnen  an  grosse, 
theilweise  von  französischen  Capitalisten 
gebildete  Actiengesellschaften. 

Die  dritte  Periode  dauert  von 
dem  Zeitpunkte  des  eben  erwähnten  System- 
wechsels bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
1879;  sie  ist  die  Zeitperiode  der  gröss- 
ten räumlichen  Ausbreitung  des  öster- 
reichischen Eisenbahnnetzes,  jedoch  unter 
der  Herrschaft  des  reinen  Privatbahn- 
systems, und  zwar  eines  Privatbahn- 
systems, verbunden  mit  den  verschie- 
densten Formen  finanzieller  Betheiligung 
des  Staates. 

Während  dieser  Periode  wurden, 
nachdem  die  anfängliche  Absicht  eines 
raschen  planmässigen  Ausbaues  des  an 
die  neugebildeten  Actiengesellschaften 
veräusserten  staatlichen  Bahnnetzes  schon 
im  Jahre  1858  ins  Stocken  gerathen  war, 
nach  Wiedererwachen  des  Unternehmungs- 
geistes ab  1864,  und  namentlich  in  den 
sogenannten  Jahren  des  wirthschaftlichen 
Aufschwunges  bis  1873,  hauptsächlich 
der  Initiative  der  privaten  Speculation 
folgend,  und  mithin  nicht  mehr  nach 
einem  bestimmten,  staatlich  festgehaltenen 


Plane,  eine  grosse  Reihe  von  Privat- 
bahnen concessionirt,  darunter  eine  be- 
deutende Zahl  zum  Theile  staatlich 
garantirter  Bahnen,  mit  der  ausgespro- 
chenen ,  der  damaligen  Zeitströmung 
Rechnung  tragenden  Absicht,  in  denselben 
den  schon  bestehenden  Hauptbahnen 
Concurrenzlinien  erstehen  zu  lassen. 

Vom  Verwaltungsstandpunkte  zeigt 
uns  noch  diese  Periode  nach  einer  kurzen 
Zeit  tieferer  Depression  der  oberhoheit- 
lichen Macht  der  Staatsgewalt  gegen- 
über den  neugebildeten  grossen  Privat- 
bahngesellschaften, äusserlich  veranlasst 
durch  die  Notwendigkeit  staatlichen 
Einschreitens  gegenüber  einigen  zu  Tage 
getretenen  grellen  Auswüchsen  der  rein 
privat  wirthschaftlichen  Verwaltungsform, 
das  allmähliche  Wiedererwachen  und  Er- 
starken des  staatlichen  Einflusses  auf  die 
Privatbahnen;  vom  Jahre  1874  angefangen 
aber  nebstdem  auch,  als  nach  der  grossen 
wirthschaftlichen  Krise  vom  Jahre  1873 
die  ungünstigen  Ergebnisse  der  Conces- 
sions-  und  Garantiepraxis  der  früheren 
Jahre  immer  klarer  zu  Tage  traten,  die 
langsame  Wiederaufnahme  der  Staats- 
bahnidee, aber  noch  nicht  als  eine  grund- 
sätzliche Aenderung  der  Eisenbahnpolitik, 
sondern  vorerst  nur  in  der  Form  von 
Nothstandsbauten  und  als  Sanirungs- 
massregel  für  nothleidend  gewordene 
Privatbahnunternehmungen. 

Die  vierte  Periode  endlich  be- 
ginnt mit  dem  Jahre  1880  und  dauert 
noch  gegenwärtig  fort. 

Eingeleitet  durch  die  am  30.  Decem- 
ber  1879  auf  Grund  des  Sequestrations- 
Gesetzes  vom  14.  December  1877  ver- 
fügte Uebernahme  der  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn  ab  1.  Januar  1880  in  den  Staats- 
betrieb und  durch  das  Gesetz  vom  7.  Mai 
1880  über  den  Ausbau  der  Arlbergbahn 
auf  Staatskosten,  wird  diese  Periode  durch 
die  neuerliche  Bildung  eines  umfassenden 
staatlichen  Betriebsnetzes  und  durch  die 
Wiederaufnahme  der  Verstaatlichung  im 
grossen  Stile  charakterisirt. 

Aus  den  Enunciationen  der  Regierung 
seit  dem  Beginne  dieser  Periode  kann 
wohl  geschlossen  werden,  dass  die  staat- 
liche Eisenbahnpolitik  sich  bis  auf  den 
heutigen  Tagdie  allmähliche  Ueberführung 
der    noch    bestehenden    Privatbahnen    in 
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den  Staatsbetrieb,  insbesondere  nach 
Massgabe  des  Heranrückens  der  con- 
cessionsmässigen  Einlösungs-  und  Heim- 
fallstermine, unentwegt  zum  Ziele  setzt, 
und  daher  ihrerseits  an  der  allmählichen 
Durchführung  der  Idee  des  reinen  Staats- 
bahnsystems festhält.  *) 


*)  Wenigstens  liegen  keine  Regierungs- 
handlungen vor,  welche  auf  eine  gegentheihge 
Richtung  der  neueren  staatlichen  Eisenbahn- 
politik schliessen  Hessen.  Insbesondere  ver- 
mag die  Neuverleihung  einer  Concession  auf 
die  Dauer  von  55  Jahren  an  die  Kaiser  Fer- 
dinands-Nordbahn  im  Jahre  1885  keinen  Be- 
leg gegen  die  Richtigkeit  obiger  Auffassung 
abzugeben,  nachdem  dieselbe,  wie  bekannt, 
nur  infolge  der  Ungewissheit  über  die  recht- 
liche Tragweite  der  der  genannten  Bahnunter- 
nehmung in  ihrer  ersten  Privilegiumsurkunde 
vom  Jahre  1836  in  dieser  Richtung  ertheilten 
Zusicherungen  erfolgte,  und  bei  der  Erneue- 
rung der  Concession  vor  allem  das  Ziel  im 
Auge  behalten  wurde,  das  volle  staatliche 
Heimfallsrecht  nach  Ablauf  der  neuen  Con- 
cession ausser  [allen  Zweifel  zu  setzen,  und 
überdies  noch  ein  früheres  staatliches  Ein- 
lösungsrecht schon  ab  I.  Januar  1904  festzu- 
stellen. 


Infolge  der  durch  die  gebotene  stete 
Rücksichtnahme  auf  die  finanziellen  Inter- 
essen des  Staates  und  nicht  zum  minde- 
sten auch  durch  wiederholte  parlamenta- 
rische Schwierigkeiten  verursachten  Ver- 
langsamung des  ganzen  Verstaatlichungs- 
processes  dürfte  jedoch  diese  Periode,  wie 
bisher,  so  noch  auf  längere  Zeit  hinaus  in- 
folge des  Fortbestandes  eines  grösseren 
Privatbahncomplexes  neben  dem  staat- 
lichen Betriebsnetze  das  Bild  des  soge- 
nannten »gemischten«  Systems  darbieten. 

Eigenthümlich  ist  dieser  Periode 
schliesslich  noch  eine  ebensowohl  vom 
Staate,  wie  auch  von  den  Ländern,  und 
zwar  selbst  durch  finanzielle  Betheiligung 
derselben,  mächtig  geförderte  Bewegung 
zur  Schaffung  eines  ausgebreiteten  Netzes 
von  Nebenbahnen,  welche  gleichfalls  schon 
im  Jahre  1880  auf  Grundlage  des  am 
25.  Mai  dieses  Jahres  erlassenen,  den  Bau 
solcher  Bahnen  vielfach  begünstigenden 
Localbahngesetzes  ihren  Anfang  nahm,  und 
deren  erfolgreiche  Fortentwicklung  bis  zum 
heutigen  Tage  ungeschwächt  andauert. 


I.  Periode. 


Von  der  Entstehung  der  Eisenbahnen  im  Jahre   1824 
bis  zum  Schlüsse  des  Jahres   1841. 


Grundsätzliche  Stellungnahme 
der  Staatsverwaltung  zu  den 
ersten  Holz-  und  Eisenbahnen. 
Als  die  erste  unter  allen  Regierungen 
des  europäischen  Continents  war  die- 
jenige Oesterreichs  in  die  Lage  ge- 
kommen, zu  dem  kaum  erst  entstandenen 
Eisenbahnwesen  von  Staatswegen  Stellung 
nehmen  zu  müssen,  als  der  Professor 
der  praktischen  Geometrie  am  poly- 
technischen Institute  zu  Wien,  Franz 
Anton  Ritter  von  Gerstner  [siehe 
Abb.  98,  Bd.  I,  1 .  Th.,  Seite  93],  am  29.  De- 
cember  1823  bei  dem  königlich  böhmischen 
Landespräsidium  ein  Majestätsgesuch 
wegen  Verleihung  einer  Concession  für 
den  Bau  einer  die  Donau  mit  der  Moldau 
zwischen  Mauthhausen  und  Budweis  ver- 
bindenden, mit  Pferden  zu  betreibenden 
Holz-    und    Eisenbahn    überreicht    hatte. 


Bereits  in  jenem  frühesten  Zeitpunkte 
war  anlässlich  der  Verhandlungen  über 
dieses  Concessionsgesuch  im  Schosse  der 
österreichischen  Regierung  ausführlich  die 
Frage  erörtert  worden,  ob  diese  Unter- 
nehmung nicht  etwa  vom  Staate  selbst 
auf  seine  eigenen  Kosten  auszuführen 
wäre,  oder  ob  dieselbe  besser,  dem  Con- 
cessionsgesuche  Gerstner's  Folge  gebend, 
der  Privatspeculation    zu  überlassen   sei. 

Sich  auf  ein  noch  von  dem  Vater 
des  Concessionswerbers,  dem  k.  k.  Wasser- 
baudirector  Franz  Ritter  von  Gerstner, 
im  Jahre  181 7  abgegebenes  Gutachten 
stützend,  waren  insbesondere  der  Oberst- 
burggraf von  Böhmen  Graf  Cholowrat 
in  seinem  Berichte  vom  14.  Januar  1824, 
mit  dem  er  das  Concessionsgesuch 
Gerstner's  einbegleitete  und  in  Ueber- 
einstimmune     mit     ihm    die    böhmische 
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Landesstelle  lebhaft  dafür  eingetreten, 
dass  die  Ausführung  des  Unternehmens 
vom  Staate  auf  seine  eigene  Rechnung 
übernommen  werde. 

Begründet  wurde  dieser  Antrag  damals 
allerdings  weit  weniger  mit  aus  der  Natur 
und  Aufgabe  des  Eisenbahnwesens  ab- 
geleiteten Erwägungen  theoretischer  Natur, 
als  vielmehr  durch  den  Hinweis  auf  die 
grössere  Zweckmässigkeit  eines  solchen 
Vorgehens,  und  zwar  insbesondere  damit, 
dass  der  Staat  nach  den  vorgenommenen 
Berechnungen  und  im  Hinblick  auf  die 
durch  die  fertiggestellte  Eisenbahn  zu 
bewirkenden  Aerarialsalztransporte  das 
Unternehmen  mit  grösserem  Vortheile 
selbst  in  die  Hand  zu  nehmen  in  der 
Lage  sei,  dass  der  Staat  den  nach  jenen 
Berechnungen  aus  dem  Transporte  von 
Salz,  Tabak,  dann  von  Militärgütern 
11.  s.  w.  zu  gewärtigenden  Gewinn  nicht 
mit  Privatunternehmern  zu  theilen 
brauche,  dass  er  insbesondere  nicht  durch 
die  den  letzteren  einzuräumenden,  aus- 
schliessenden  Berechtigungen  jene  Vor- 
theile für  die  übrigen  Staatsbürger  auf 
die  Dauer  der  Concession  schwächen 
oder  gar  vernichten  müsste,  welche  das 
Unternehmen  dem  inneren  Verkehr  der 
Landesproducte,  dem  Handel  und  den 
Gewerben  verspreche,  und  dass  endlich, 
wenn  auch  in  der  Regel  Privatunter- 
nehmungen mehr  als  die  eigene  Regie 
des  Staates  die  Ausführung  ähnlicher 
Werke  und  vorzüglich  eines  ersten  Ver- 
suches zu  verbürgen  geeignet  seien,  doch 
bei  den  besonderen  Verhältnissen  des 
gegenwärtigen  Falles,  und  bei  der  Wichtig- 
keit desselben  die  vollständigste  Begrün- 
dung  einer    Ausnahme    vorliegen    dürfte. 

Gegentheiliger  Auffassung  waren 
jedoch  die  obersten  Hofstellen  in  Wien, 
und  zwar  ebensowohl  die  von  dem 
obersten  Kanzler  Franz  Grafen  von 
Säur  au  geleitete  k.  k.  vereinigte  Hof- 
kanzlei, wohin  in  Oesterreich  das  Eisen- 
bahnwesen von  seinen  ersten  Anfängen 
an  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1841 
ressortirte,  wie  auch  die  in  allen  Fragen, 
welche  die  finanziellen  Interessen  des 
Staates  berührten,  zur  Mitwirkung  be- 
rufene k.  k.  allgemeine  Hofkammer. 

Beide  Hofstellen  erachteten  bei  der 
Unsicherheit   der    vorgelegenen  Rentabi- 


litätsberechnungen und  bei  den  prekären 
Local-  und  sonstigen  Verhältnissen  das 
Risico  dieses  ganz  neuen  Unternehmens 
viel  zu  gross,  als  dass  sich  der  Staat 
selbst  auf  dasselbe  einlassen  könnte. 

Doch  war  die  Regierung,  indem  sie 
den  hohen  Werth  wohl  würdigte,  den 
das  geplante  Werk  im  Falle  seines  Ge- 
lingens für  Handel  und  Industrie,  ja 
selbst  für  die  »National  ehre«  haben 
musste,  mit  besonderer  Sorgfalt  darauf 
bedacht,  den  Concessionswerber  nicht  am 
Ende  durch  erschwerende  Bedingungen 
von  seinem  Vorhaben  abzuschrecken. 
Wurden  demselben  auch  nicht  alle  von 
ihm  angesprochenen  Berechtigungen  und 
Begünstigungen  zuerkannt,  so  war  doch 
die  Regierung  bei  den  Verhandlungen 
über  jenes  erste  Privilegiumsgesuch  un- 
streitig mit  besonderer  Liberalität  vor- 
gegangen. 

Als  die  markantesten  Begünstigungen 
des  über  dieses  Gesuch  verliehenen  ersten, 
50jährigen  Eisenbahnprivilegiums  des 
Kaiser  Franz  vom  J.September  1824 
[vollständig  abgedruckt  im  I.  Band,  1 .  Theil, 
Seite  92],  durch  welche  sich  dasselbe 
von  allen  sonstigen,  im  In-  und  Auslande 
für  ähnliche  Unternehmungen,  wieStrassen, 
Canäle,  Brücken  u.  dgl.  bis  dahin  er- 
theilten  Privilegien  und  Concessionen 
wesentlich  unterschied,  stellen  sich,  ab- 
gesehen von  dem  dem  Privilegiumsinhaber 
zugesprochenen  Expropriationsrechte,  das 
unter  Punkt  7  des  Privilegiums  einge- 
räumte vollkommen  freie  Tarifirungsrecht 
sowie  die  aus  Punkt  10  desselben  re- 
sultirende  Umgangnahme  von  jedem  staat- 
lichen Heimfallsrechte  dar,  durch  welch 
letztere  Bestimmung  insbesondere  die 
Unternehmung  der  Sorge  für  die  Bildung 
eines  Amortisationsfonds  überhoben 
wurde. 

Mit  diesem  sehr  günstigen  Privilegium 
waren  der  Bau  sowie  der  Betrieb  der 
Holz-  und  Eisenbahn  vollkommen  in  die 
Hände  der  Privatbetriebsamkeit  gelegt, 
und  die  Regierung  nahm  weiterhin  auf 
die  Verwaltung  dieser  Unternehmung 
keinen  wie  immer  gearteten  Einfluss. 
Dies  blieb  selbst  dann  der  Fall,  als  die 
priv.  erste  Eisenbahngesellschaft,  auf 
welche  das  Gerstner'sche  Privilegium 
schon  unterm   12.  April  1825  durch  Kauf- 
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vertrag  übergegangen  war,  gleich  in  den 
ersten  Jahren  der  Ausführung  der  Bahn 
dadurch  in  Verlegenheit  und  Stockung 
gerieth,  ja  ihrer  gänzlichen  Auflösung 
nahegebracht  wurde,  dass  sich  zeigte,  dass 
die  wirkliche  Ausgabe  den  Voranschlag 
weit  überschritt  und  die  anfangs  einge- 
legten Fonds  nicht  ausreichten,  die  Bahn 
daher  auch  nicht  in  dem  vorgeschriebenen 
Termine  vollendet  werden  konnte. 

Bei  der  Regierung  hatte  sich,  wie 
aus  dem  noch  vorhandenen  Actenmate- 
riale  jener  Zeit  klar  entnommen  werden 
kann,  solchen  Unternehmungen  gegen- 
über immer  mehr  die  Auffassung  ge- 
festigt, dass  man  an  dem  System  fest- 
haltend, dass  das  staatliche  Verwaltungs- 
gebäude möglichst  zu  vereinfachen  sei, 
auch  bei  Unternehmungen  öffentlichen 
Charakters  an  Stelle  lästiger  staatlicher 
Regie,  soweit  es  die  im  Spiele  stehenden 
öffentlichen  Interessen  nur  immer  an- 
gängig erscheinen  Hessen,  die  mächtigen 
Triebfedern  der  Privatbetriebsamkeit  frei 
walten  zu  lassen  habe.  Man  huldigte  da- 
mals in  den  obersten  Regierungskreisen 
ausgesprochenermassen  der  dem  Grund- 
satze des  »laisser  faire«  entsprechenden 
Anschauung,  dass  jene  Werke  der 
Nationalbetriebsamkeit  am  sichersten  und 
besten  gedeihen,  welche,  ohne  durch 
die  der  Staatsverwaltung  zu  Gebote 
stehenden  künstlichen  Hebel  emporge- 
hoben zu  werden,  durch  die  richtige  Be- 
rechnung der  Privatspeculation  ins  Leben 
treten,  sich  durch  ihre  innere  Kraft  er- 
halten und  selbst  im  Ringen  mit  Hinder- 
nissen erstarken. 

Nachdem  am  18.  Juni  1832  noch  das 
weitere,  mit  dem  eben  besprochenen  ersten 
Eisenbahnprivilegium  fast  völlig  gleich- 
lautende 50jährige  Privilegium  zur  Er- 
bauung einer  die  Donau  mit  dem  Gmun- 
dener  See  zwischen  Linz  und  Gmunden 
verbindenden  Holz-  und  Eisenbahn  den 
Handlungshäusern  Geymüller,  Rothschild 
und  Stametz  verliehen  und  dieses  Privile- 
gium von  den  genannten  Handlungshäusern 
gleichfalls  an  die  k.  k.  priv.  erste  Eisen- 
bahngesellschaft übertragen  worden  war, 
hatte  diese  unter  der  eben  gedachten  Firma 
protokollirte  Actiengesellschaft  die  ganze 
Budweis-Linz-Gmundener  Pferdeeisen- 
bahn in  ihren  Händen  vereinigt. 


Innere  Dienstesorganisation 
der  priv.  ersten  Eisenbahngesell- 
schaft. Die  Organisation  des  inneren  Ver- 
waltungsdienstes bei  diesem  ältesten  Eisen- 
bahnunternehmen war  den  damaligen 
einfachen  Verhältnissen  möglichst  ange- 
passt  und  lediglich  nach  kaufmännischen 
Rücksichten  und  unter  Bedachtnahme  auf 
die  weitgehendste  Oeconomie  gebildet. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft 
wurden  durch  die  Generalversammlung 
der  Actionäre  und  durch  eine  von  der- 
selben gewählte  Direction  besorgt. 

Die  Generalversammlung  wählte  aus 
den  sämmtlichen  Actionären  drei  Direc- 
toren  und  vier  Ausschussmänner,  die  ver- 
eint die  Direction  bildeten.  Derjenige  von 
den  Directoren,  der  die  meisten  Wahl- 
stimmen erhalten  hatte,  stand  als  erster 
Director  an  der  Spitze  der  Geschäfte  und 
sass  sowohl  der  Generalversammlung,  ajs 
auch  der  Direction  vor.  Jedes  Jahr  hatte 
ein  Director  und  ein  Ausschussmitglied 
auszutreten;  dieselben  waren  aber  wieder 
wählbar. 

Die  Direction  hatte  die  Verwaltung 
der  gesellschaftlichen  Geschäfte  zu  be- 
sorgen. Die  Sitzungen  der  Direction  wur- 
den regelmässig  wenigstens  alle  vierzehn 
Tage  einmal  abgehalten.  Die  Beschlüsse 
wurden  mit  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Die  Direction  wählte  die  nöthigen  Ver- 
waltungsbeamten, bestimmte  ihre  Gehalte 
und  war  auch  berechtigt,  diese  Beamten 
ohne  Angabe    der  Ursache  zu  entlassen. 

Die  drei  Directoren  theilten  sich  in 
die  Leitung  und  Aufsicht  der  Geschäfte 
nach  ihrem  eigenen  Ermessen;  jedoch 
blieb  jedes  einzelne  Directionsmitglied 
auch  in  dem  ihm  zugewiesenen  Fache  von 
den  Beschlüssen  der  Directionssitzungen 
abhängig,  und  keiner  derselben  konnte 
eigenmächtig  eine  neue  Verfügung  treffen. 

Die  Leitung  der  Geschäfte,  folglich 
auch  die  Bestimmung  der  Frachten 
auf  der  Bahn  und  der  Abschluss  von 
Verträgen  über  grosse  Frachtquantitäten, 
blieb  der  Direction  überlassen.  Wenn 
jedoch  eine  Veränderung  an  der  Eisen- 
bahn selbst  oder  eine  Erweiterung  der- 
selben durch  Seitenzweige  unternommen 
werden  wollte,  so  war  hiezu  die  Geneh- 
migung der  Generalversammlung  erfor- 
derlich. 
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Das  scientifische  und  technische  bei 
der  ganzen  Unternehmung,  sonach  zu- 
nächst die  Leitung  und  Ausführung  des 
Baues  der  Eisenbahn,  war  vertragsmässig 
dem  Ritter  von  Gerstner  und  nach 
seinem  Rücktritte  im  Jahre   1829  seinem 


zu  entlassen  und  nach  eigenem  Ermessen 
durch  andere  Individuen  zu  ersetzen. 

Zur  Aufnahme  noch  weiterer  In- 
genieure oder  eines  »vorzüglichen«  In- 
genieurs durch  Zusicherung  einer  ein- 
jährigen Abfertigungsgebühr,  als  ausser- 


Abb.  I.    Anton  Friedrich  Graf  Mittrowsky. 


Nachfolger  Mathias  Schönerer  [siehe 
Abb.U3,Bd.1, 1 . Theil, Seite  104]  als  »Bau- 
führer« übertragen. 

Der  Bauführer  hatte  das  Recht,  die 
zum  Bau  erforderlichen  Ingenieure,  deren 
Zahl  anfänglich  auf  zwölf  mit  einem 
Taggelde  von  1  bis  2  fl.  C.-M  festgestellt 
war,  sowie  die  nöthigen  Gehilfen  mit 
30  bis  höchstens  48  kr.  C.-M.  aufzunehmen, 


ordentliche  Belohnung  nach  vollendetem 
Bau,  bedurfte  der  Bauführer  der  Ge- 
nehmigung der  Gesellschaftsdirection. 

Zum  Zwecke  der  Vornahme  von  An- 
käufen, Eingehung  von  Contracten,  An- 
weisung und  Erhebung  von  Zahlungen 
wurde  ein  gesellschaftlicher  Bevollmäch- 
tigter bestellt,  der  in  der  Nähe  des  Bau- 
platzes seinen  Wohnsitz  zu  nehmen  und 
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daselbst  im  Namen  der  Gesellschaft  alle 
jene  Accorde  oder  Contracte  einzugehen 
hatte,  welche  in  Ansehung  der  Ablösung 
der  Grundstücke,  des  Ankaufes  der  Bau- 
materialien und  Requisiten,  der  Verdin- 
gung der  sämmtlichen  Arbeiten  und  aller 
übrigen  Erfordernisse  für  den  Bau  abzu- 
schliessen  waren,  nachdem  die  Qualität 
und  die  Anzahl  der  Bauerfordernisse  vom 
Bauführer  angegeben  und  der  annehm- 
bare Preis  von  ihm  ausgemittelt  war. 
Abschlüsse  über  2500  fl.  C.-M.  unter- 
lagen   der    Genehmigung    der  Direction. 

Weiters  wurde  in  der  Nähe  des  Bau- 
platzes noch  eine  Baucassa  errichtet, 
deren  Personal  dem  gesellschaftlichen 
Bevollmächtigten  untergeordnet  war  und 
an  welche  letzterer  allein  das  Anweisungs- 
recht  hatte,  sobald  vom  Bauführer  die 
Bestätigung  über  die  ordentliche  Ab- 
lieferung vorlag. 

Auf  diese  Weise  war  die  ganze  Ge- 
schäftsleitung im  Baubezirke  zwischen 
dem  Bauführer  rücksichtlich  des  scienti- 
fischen  und  technischen  und  zwischen 
dem  gesellschaftlichen  Bevollmächtigten 
rücksichtlich  des  administrativen  und  der 
Geldgeschäfte  getheilt. 

Nach  der  Eröffnung  des  Betriebes  wurde 
zur  Ausführung  der  Beschlüsse  der  Direction 
und  zur  Leitung  des  Betriebes  ein  Local- 
director  mit  dem  Amtssitze  in  Linz  er- 
nannt, der  zugleich  die  Stelle  des  General- 
secretärs  der  Gesellschaft  versah. 

Ihm  waren  unterstellt  sämmtliche  Be- 
triebsbeamten, dann  für  die  Conservation 
der  Bahn  der  Bahncommissär,  die  Weg- 
meister sowie  die  Stations-  und  Bahn- 
wächter, ferner  der  Oberconducteur  und 
die  Conducteure,  endlich  der  Werkmeister, 
der  Werkführer  und  die  im  Taglohne 
gehaltenen  Schmiede,  Sattler  und  Wagner- 
gesellen. 

Die  Transportbespannung  war  von  An- 
beginn an  vertragsmässig  an  besondere 
Unternehmer,  und  zwar  für  die  Strecke 
Budweis-Linz  an  den  Schiffmeister  Adalbert 
Lanna  in  Budweis  und  für  die  Strecke 
Linz-Gmunden  an  den  Schiffmeister  Fink 
in  Braunau  verpachtet :  erst  in  einem  viel 
späteren  Zeitpunkte,  nämlich  mit  1 .  Novem- 
ber 1846,  wurde  auch  dieses  Transport- 
bespannungsgeschäft von  derGesellschaft 
in    die  eigene  Verwaltung   übernommen. 


Früheste  Anordnung  eines 
förmlich  en  Verfahrens  in  Absicht 
auf  den  Bau  von  Eisenbahnen. 
Hindernisse,  welche  der  ersten  Eisenbahn- 
gesellschaft beim  Bau  der  Eisenbahn 
zwischen  Linz  und  Gmunden  von  Seite 
solcher  Grundbesitzer  in  den  Weg  gelegt 
wurden,  mit  denen  sie  sich  wegen  der 
Grundeinlösung  im  gütlichen  Wege  nicht 
abzufinden  vermochte,  sowie  Beschwerden 
seitens  der  Grundbesitzer  ganzer  Gemein- 
den wegen  des  eigenmächtigen  Vorgehens 
der  Bahngesellschaft  in  Ansehung  der 
Inanspruchnahme  von  Grundstücken  für 
den  Bahnbau,  nöthigten  die  Regierung 
bereits  frühzeitig,  auf  die  Anordnung  eines 
förmlichen  Verfahrens  für  den  Eisenbahn- 
bau bedacht  zu  sein. 

Es  handelte  sich  hiebei  insbesondere 
um  die  Lösung  zweier  Hauptfragen,  und 
zwar  : 

a)  ob  die  Bahngesellschaft  nach  den 
Bestimmungen  ihres  Privilegiums  und  an 
und  für  sich  berechtigt  sei,  die  Trace 
zur  Eisenbahn  auch  im  Detail  nach  ihrem 
Gutbefinden  zu  wählen,  oder  ob  sie  nicht 
vielmehr  in  dieser  Hinsicht  an  die  Be- 
obachtung gewisser  Modalitäten  gebun- 
den sei  und  eventuell,  worin  diese  letzteren 
zu  bestehen  hätten,  ferner 

b)  ob  im  Falle,  als  sich  die  Inter- 
essenten über  die  Ablösung  der  an  die 
Eisenbahn  hintanzugebenden  Grundstücke 
und  der  darauf  befindlichen  Gebäude 
nicht  im  gütlichen  Wege  zu  vereinigen 
vermochten,  und  es  hiernach  auf  die  ge- 
richtliche Schätzung  anzukommen  habe, 
mit  dem  Bau  der  Eisenbahn  schon  früher 
begonnen  werden  könne,  bevor  noch  die 
gerichtliche  Schätzung  und  hierauf  die 
gerichtsordnungsmässige  Einantwortung 
der  einzulösenden  Gründe  und  Gebäude 
selbst  stattgefunden  habe. 

Nach  Einholung  des  Gutachtens  der 
Kammerprocuratur  und  Einvernahme  der 
oberösterreichischen  Landesregierung  wur- 
den in  dieser  Richtung  von  der  vereinig- 
ten Hofkanzlei  mit  Decret  vom  20.  Juni 
1834  folgende  Anordnungen  erlassen: 

Die  Eisenbahnunternehmung  sei  nach 
dem  Inhalte  ihres  Privilegiums  verbunden, 
nicht  nur  über  die  Art  der  Herrichtung 
neuer  Strassen  an  Stelle  der  bisher  be- 
standenen,   von    der    Eisenbahn    durch- 
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schnittenen  und  über  die  Art  der  Ueber- 
setzung  der  Bäche  und  Flüsse  durch  die 
Eisenbahn,  sondern  auch  über  alles  übrige 
Baudetail  die  speciellen  Anträge  der  vor- 
läufigen Würdigung  der  Behörden  zu 
unterziehen. 

Unter  diesen  Behörden  sei  zunächst 
die  Landesstelle  zu  verstehen,  welche 
nach  Erfordernis  auch  andere  Behörden 
dieser  Würdigung  beizuziehen  habe.  Die 
Landesstelle  habe  die  Bauanträge  der 
Eisenbahnunternehmung,  wenn  sie  in 
öffentlicher  Beziehung  ohne  Anstand  be- 
funden werden,  zu  genehmigen,  dagegen  bei 
obwaltenden,  durch  öffentliche  Rücksichten 
begründeten  Bedenken  derselben  zur  Be- 
seitigung des  Anstandes  zurückzustellen. 

Sobald  die  Genehmigung  der  Landes- 
stelle für  die  ganze  Länge  der  Bahn  oder 
für  einzelne  Strecken  derselben  erfolgte, 
sei  an  die  Grundbesitzer,  deren  Grund- 
stücke oder  Gebäude  für  die  Eisenbahn 
nach  dem  genehmigten  Baudetail  benö- 
thigt  werden,  der  Befehl  zur  Abtretung 
des  erforderlichen  Flächenmasses  gegen 
angemessene  Schadloshaltung  zu  erlassen. 

Wenn  über  die  Ablösung  der  zur  Eisen- 
bahn abzutretenden  Grund-  oder  Gebäude- 
theile  zwischen  der  Eisenbahnunterneh- 
mung und  den  Grundbesitzern  ein  güt- 
licher Ausgleich  nicht  zu  Stande  komme, 
so  habe  die  gerichtliche  Schätzung  ein- 
zutreten ;  sobald  diese  vor  sich  ge- 
gangen sei  und  von  der  Eisenbahn- 
unternehmung der  Schätzungswerth  ge- 
richtlich hinterlegt  wurde,  sei  die  Bahn- 
unternehmung von  den  politischen  Behör- 
den in  dem  Bau  der  Eisenbahn  gegen 
die  etwaigen  aus  dem  Schätzungsacte 
entstehenden  weiteren  Anstände  derGrund- 
besitzer,  denen  aber  dadurch  die  Austra- 
gung ihrer  allfälligen  Anstände  auf  dem 
Rechtswege  nicht  benommen  werde,  mit 
allem  Nachdrucke,  wie  es  den  Behörden 
im  Schlussparagraph  des  Privilegiums  zur 
Pflicht  gemacht  sei,  zu  schützen. 

Verhandlungen  über  das  Ge- 
such um  Ertheilung  eines  Privi- 
legiums für  eine  Locomotiveisen- 
b ahn  von  Wien  nach  Bochnia.  Am 
15.  April  1835  überreichte  das  Wechsel- 
haus S.  M.  v.  Rothschild  ein  Majestäts- 
gesuch,   in    welchem    dasselbe    die  Bitte 


stellte,  ihm  ein  Privilegium  für  die  Er- 
richtung einer  Eisenbahn  von  Bochnia 
nach  Wien  unter  ähnlichen  Bedingungen, 
wie  selbe  in  der  Concession  für  die  Eisen- 
bahn zwischen  Linz  und  Gmunden  fest- 
gesetzt waren,  jedoch  mit  mehreren  para- 
graphenweise näher  bezeichneten  Abän- 
derungen zu  gewähren  und  zugleich  zu 
gestatten,  dass  für  dieses  grosse  Unter- 
nehmen die  nöthigen  Fonds  auf  dem 
Wege  eines  Allerhöchsten  Ortes  zu  sanc- 
tionirenden  Actienvereines  disponibel  ge- 
macht werden  dürfen. 

Die  Verhandlungen  über  dieses  Con- 
cessionsgesuch  gestalteten  sich  insoferne 
vom  Verwaltungsstandpunkte  besonders 
bemerkenswerth,  als  der  zur  Begutachtung 
dieses  Ansuchens  berufene  Hofbaurath  in 
seinen  Aeusserungen  vom  14.  und  23.  Mai 
1835  zum  erstenmal  den  bestimmten 
Antrag  stellte,  dass,  so  sehr  das  Unter- 
nehmen in  aller  Art  unterstützt  zu  wer- 
den verdiene,  doch,  bevor  auf  die  Erthei- 
lung des  angesuchten  Privilegiums  einge- 
gangen werde,  von  dem  um  das  Privile- 
gium werbenden  Wechselhause  gefordert 
werden  möge,  dass  es  seinen  Antrag  in 
einem  ausgedehnteren,  die  zu  verfolgende 
Trace  ersichtlich  darstellenden  Situations- 
plane mit  Bezeichnung  der  Ortschaften, 
welche  in  der  beabsichtigten  Communica- 
tionstrace  berührt  oder  durchschnitten 
werden  wollen,  mit  Andeutung  der  zwi- 
schen selben  befindlichen  Grundgattungen 
sowie  der  Flüsse  und  Bäche,  welche  über- 
setzt werden  sollen,  endlich  mit  einem 
die  Niveauverhältnisse  kennzeichnenden 
Längenprofile  klarlege,  ausser  diesen  Be- 
helfen aber  auch  noch  einen  Prospect 
über  das  ganze  Unternehmen  vorlege, 
aus  welchem  der  Plan  der  Unternehmung, 
die  Quantität  und  Gattung  der  durch  die 
projectirte  Eisenbahn  zu  transportiren- 
den  Producte,  Erzeugnisse  und  sonstigen 
Frachtgegenstände  nach  einem  wahr- 
scheinlichen Verhältnisse  sowie  deren 
vorzügliche  Absatzorte  nebst  den  wahr- 
scheinlichen Frachtkosten  angegeben  wer- 
den sollten.  Der  Hofbaurath  erklärte  es 
für  unbedingt  nothwendig,  nicht  nur  dass 
die  Richtungslinie  der  projectirten  An- 
lage durch  deutliche  und  ersichtliche 
Situationspläne  dargestellt,  sondern  dass 
dieselbe    auch    mittels    der    betreffenden 
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Kreisämter  localiter  begangen  werde, 
damit  hiebei  die  von  den  Adjacenten  er- 
hobenen Einwendungen  und  Anstände, 
soweit  sie  nicht  durch  ein  freiwilliges 
Einverständnis  behoben  werden  können, 
durch  Intervention  der  Staatsverwaltung 
thunlichst  beseitigt,  das  heisst  entweder, 
soweit  sie  gerechtfertigt  erscheinen,  in 
Schutz  genommen,  oder  aber,  soweit  sie 
überspannte  Forderungen  darstellen,  durch 
ihre  Einwirkung  auf  ein  billiges  Mass 
herabgestimmt  werden. 

Bei  der  Berathung  dieses  Gegenstandes 
in  der  vereinigten  Hof  kanzlei  beantragte 
der  ständige  Referent  für  Eisenbahnange- 
legenheiten daselbst,  als  welcher  der  um 
die  Förderung  des  vaterländischen  Eisen- 
bahnwesens in  dieser  ersten  Periode  viel 
verdiente  Hofrath  Wilhelm  Freiherr  von 
D  r  o  s  s  d  i  k  fungirte,  dass  in  Anbetracht 
dessen,  dass  das  projectirte  Unternehmen 
bei  seiner  offenbaren  Gemeinnützigkeit 
einer  besonderen  Berücksichtigung  wür- 
dig sei,  das  Privilegium  sogleich  ohne 
Anstand  ausgefertigt  werden  möge,  ohne 
vorerst  die  weitwendigen  und  kostspieli- 
gen Vorerhebungen,  die  der  Hofbaurath 
beantragte,  zu  veranlassen.  Bei  der  Ab- 
stimmung war  jedoch  mit  allen  Stimmen 
gegen  diejenige  des  Referenten  beschlossen 
worden,  dass  nur  vorläufig  ein  allerunter- 
thänigster  Vortrag  dahin  zu  erstatten  sei, 
dass  dem  um  das  Privilegium  werbenden 
Wechselhause  vorderhand  blos  eine  all- 
gemeine Zusicherung  gemacht,  jedoch 
noch  kein  Privilegium  ertheilt  und  aus- 
gefertigt werde,  bis  nicht  die  vom  Hof- 
baurathe  beantragten  Erhebungen  vor  sich 
gegangen  seien,  die  umständlichen  Pläne 
vorgelegt  wurden  und  die  Staatsver- 
waltung hieraus  die  Ueberzeugung  ge- 
wonnen haben  werde,  dass  die  Privile- 
giumswerber  dem  Unternehmen  die  ge- 
bührende Aufmerksamkeit  gewidmet  haben 
und  auch  den  ernstlichen  Willen  besitzen, 
zur  Ausführung  desselben  zu  schreiten. 

Als  oberster  Kanzler  fungirte  zu  jener 
Zeit  bereits  Anton  Friedrich  Graf  M  i  1 1  r  ow- 
wsky  von  Mittrowiz  und  Nemischl  [Abb. 
i],  ein  Staatsmann,  der  allen  Fragen  des 
neu  entstandenen  Eisenbahnwesens  ein 
lebhaftes  persönliches  Interesse  entgegen- 
brachte und  wie  die  weitere  Darstellung 
zeigen  wird,  noch  in  den  folgenden  Jahren 


vielfach  Gelegenheit  fand,  sich  als  ein 
warmer  Förderer  des  vaterländischen 
Eisenbahnwesens  zu  erweisen. 

Derselbe,  principiell  von  der  Auffas- 
sung ausgehend,  dass  die  vom  Hofbau- 
rathe  beantragten  Vorerhebungen  gar 
nicht  zur  Sorge  der  öffentlichen  Ver- 
waltung, sondern  nur  zu  derjenigen  der 
Unternehmer  gehören,  damit  diese  die 
wenigst  möglichen  Hindernisse  bei  der 
angenommenen  Trace  finden  und  die- 
selben mit  den  leichtesten  Kosten  beheben 
können,  trat  seinerseits  dem  Beschlüsse 
der  Hofkanzlei  nicht  bei. 

In  einer  am  30.  September  1835  an 
den  leitenden  Vicepräsidenten  der  allge- 
meinen Hofkammer,  Ritter  v.  Eich  hoff, 
gerichteten  Note  erklärte  er  vielmehr,  nicht 
absehen  zu  können,  warum,  wenn  schon 
eine  Zusicherung  gegeben  werden  will, 
nicht  gleich  das  Privilegium  ausgefertigt 
werden  solle.  Er  gedenke  hierauf  bei 
Sr.  Majestät  den  allerunterthänigsten  An- 
trag zu  stellen,  weil  für  ein  so  gross- 
artiges, so  ungemein  kostspieliges,  zur  Aus- 
führung vielleicht  zehn  Jahre  erforderndes 
Unternehmen  der  Aufschub  und  die  Ver- 
zögerung, die  durch  jene  Verhandlungen 
entstehen  müssten,  höchst  nachtheilig  seien, 
weil  der  Aufwand  für  diese  letzteren  von 
circa  60.000  fl.  C.-M.  den  Unternehmern 
—  ohne  dessen  Nothwendigkeit  —  billiger- 
weise nicht  zugemuthet  werden  könne, 
weil  auch  die  bisherigen  Eisenbahnpri- 
vilegien ohne  solche  vorläufige  Anfor- 
derungen ertheilt  worden  seien  und  daher 
nicht  abzusehen  sei,  warum  bei  dem  jetzigen 
andere  Wege  eingeschlagen  und  die  Unter- 
nehmer in  so  grosse  Unkosten  gestürzt 
werden  sollen,  endlich  weil  nach  den 
Personen  der  Privilegiumswerber,  nach 
der  Grossartigkeit  des  Unternehmens,  das 
6  bis  8  Millionen  Gulden  C.-M.  kosten 
soll,  und  nach  den  bisherigen  Vorberei- 
tungen und  Studien  der  Unternehmer  an 
der  Ueberlegung  und  dem  festen  Vorsatze 
derselben  nicht  zu  zweifeln  sei. 

In  der  Antwortsnote  vom  15.  October 
1835  schloss  sich  der  damalige  Viceprä- 
sident  der  allgemeinen  Hofkammer  und 
spätere  Hofkammerpräsident  Ritter  von 
Eich  hoff  [Abb.  2],  ein  nicht  minder 
eifriger  Förderer  des  Eisenbahnwesens 
1  jener  Periode,  der  Ansicht   des  obersten 
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Kanzlers  vollständig  an,  dass,  nachdem 
schon  ähnliche  frühere  Eisenbahnunter- 
nehmungen mit  kaiserlichen  Privilegien 
betheilt  wurden,  ohne  weitläufige  Vor- 
verhandlungen, wie  sie  der  Hofbaurath 
angetragen  habe,  zur  Bedingung  zu  setzen, 
nicht  abzusehen  sei,  warum  man  gerade 
bei  einem  Unternehmen,  zu  welchem  sich 
so  solide  und  vertrauenswürdige  Männer, 
wie  die  Banquiers  Rothschild  und  andere 


neuer  und  gemeinnütziger  Unternehmun- 
gen erlassenen  Normalverordnung  vom 
15.  October  1821  der  ausdrückliche  und 
wohl  an  und  für  sich  einleuchtende 
Grundsatz  aufgestellt  worden  sei,  dass 
die  Beurtheilung,  ob  irgend  eine  Unter- 
nehmung, für  welche  sich  eine  Actien- 
gesellschaft  bilden  wolle,  mehrere  oder 
mindere  Wahrscheinlichkeit  des  Erfolges 
oder     Gewinnes      für     sich    habe,      der 


Abb.  1.     Ritter  von  Eichhoff. 


mit  ihnen  verbundene  Personen  mit  einem 
so  bedeutenden  Kostenaufwande  —  gewiss 
nicht,  ohne  der  Sache  die  gehörige  Auf- 
merksamkeit zu  widmen  —  entschlossen 
haben,  damit  beginnen  sollte,  so  weit 
aussehende,  das  Unternehmen  in  eine 
unabsehbare  Ferne  hinausschiebende  Vor- 
erhebungen und  ämtliche  Vorverhand- 
lungen anzuordnen. 

Speciell  rücksichtlich  der  von  den 
Privilegiumswerbern  geplanten  Errichtung 
einer  Actiengesellschaft  wies  der  Vice- 
präsident  der  Hofkammer  darauf  hin, 
dass  in  der  hinsichtlich  der  Bildung  von 
Actiengesellschaften       zur      Ausführung 


Privatconvenienz,  wie  bei  jeder  anderen 
Fabriksgesellschaft,  überlassen  bleiben 
müsse,  indem  es  bei  industriellen  Unter- 
nehmungen sehr  schwer,  ja  in  vielen 
Fällen  ganz  unmöglich  wäre,  den  Erfolg 
oder  die  Grösse  des  Gewinnes  aus  den- 
selben im  voraus  zu  bestimmen  oder  zu 
verbürgen,  es  übrigens  in  eines  jeden 
Willkür  stehe,  Actien  zu  nehmen  oder 
nicht  und  endlich  die  Staatsverwaltung, 
wenn  sie  sich  in  solche  Beurtheilung  und 
in  Berücksichtigung  von  Privatverhält- 
nissen einlassen  wollte,  sich  eine  Verant- 
wortung aufbürden  würde,  die  sie  in  unan- 
genehme Verhältnisse  verwickeln  könnte. 
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Nor  wenn  die  Staatsfinanzen  zu  dem 
Ende  in  Anspruch  genommen  würden, 
um  mit  einer  bedeutenden  Anzahl  von 
Actienantheilen  der  Actiengesellschaft 
beizutreten,  würde  es  wohl  der  Staatsver- 
waltung nicht  verargt  werden  können, 
wenn  sie  vorläufig  die  genauesten  Vor- 
erhebungen anordnen  würde,  um  sich 
die  Beruhigung  zu  verschaffen,  dass  die 
Summe,  welche  sie  darauf  zu  verwenden 
gesonnen  sei,   sich  auch  gehörig  rentire. 

Wenn  dagegen,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  Private  von  allgemein  anerkannter 
Vertrauenswürdigkeit  sich  entschliessen, 
bedeutende  Privatcapitalien  zur  Aus- 
führung allgemein  anerkannter,  gemein- 
nütziger Unternehmungen  zu  verwenden, 
dann  dürfe  die  Staatsverwaltung  die  Be- 
vormundschaftung  der  Privatinteressen 
umsoweniger  so  weit  treiben,  dass  sie 
sich  bis  in  die  Details  der  Ausführungs- 
modalitäten einlasse,  als  es  eine  bekannte 
Sache  sei,  dass  Bauunternehmungen  ins- 
besondere durch  Private  in  der  Regel 
besser  und  zweckmässiger  ausgeführt  zu  I 
werden  pflegen,  als  unter  der  Leitung  I 
amtlicher  Baubehörden;  es  dürfte  daher  ! 
in  allen  solchen  Fällen  genügen,  von  ' 
Staatswegen  nur  jene  Punkte  in  Er- 
wägung zu  ziehen,  welche  zugleich  öffent- 
liche Rücksichten  berühren.  Wo  diese 
nicht  gefährdet  seien,  scheine  es  den 
allgemeinen  Interessen  zu  entsprechen, 
gemeinnützigen  Unternehmungen  jede 
thunliche  und  gewünschte  Erleichterung 
und  Aufmunterung  angedeihen  zu  lassen. 

Diese  Auffassung  der  beiden  leiten- 
den Staatsmänner  über  die  Stellung  des 
Staates  gegenüber  Actienvereinen  im  all- 
gemeinen und  insbesondere  gegenüber 
solchen  zur  Errichtung  von  Eisenbahnen 
wurde  im  vorstehenden  ausführlicher  mit- 
getheilt,  nicht  nur  weil  sie  ein  helles  Licht 
auf  diejenigen  Grundsätze  wirft,  nach 
welchen  zu  jener  Zeit  ein  wichtiges  Ge- 
biet der  staatlichen  Wirtschaftspolitik, 
dem  gerade  gegenwärtig  wieder  eine  er- 
höhte Aufmerksamkeit  zugewendet  wird, 
geleitet  wurde,  sondern  insbesondere  auch, 
weil  sie  geeignet  erscheint,  die  in  man- 
chen Schriften  enthaltene  Darstellung 
zu  widerlegen,  als  ob  die  ersten  Unter- 
nehmungen zur  Erbauung  von  Eisen- 
bahnen    in    Oesterreich    anfänglich    als 


bedenkliche  Bestrebungen  mit  dem  Miss- 
trauen der  massgebenden  Regierungs- 
kreise zu  kämpfen  gehabt  hätten.  Es  geht 
aus  jenen  Actenstücken  vielmehr  ganz  im 
Gegentheil  hervor,  welche  grosse  Bedeu- 
tung gerade  die  officiellen  Regierungs- 
kreise von  allem  Anbeginn  an  diesem 
neuen  Verkehrsmittel  für  die  Nationalwohl- 
fahrt beilegten,  und  welch  kräftige,  Unter- 
stützung dieselben  daher  auch  denjenigen 
Unternehmungen  angedeihen  zu  lassen  be- 
strebt waren,  die  sich  die  Errichtung  von 
Eisenbahnen  zur  Aufgabe  machten. 

In  dieser  Auffassung  ertheilte  denn  auch 
thatsächlich  Kaiser  Ferdinand  bald 
nach  seinem  Regierungsantritte  mit  Ent- 
schliessung  vom  21.  November  1835  die 
Genehmigung  zur  Ausfertigung  eines  Pri- 
vilegiums auf  fünfzig  Jahre  für  die  durch 
S.  M.  von  Rothschild  und  beziehungsweise 
durch  die  deshalb  zu  bildende  Actien- 
gesellschaft auszuführende  Eisenbahn  zwi- 
schen WTien  und  Bochnia  mit  den  Neben- 
bahnen nach  Brunn,  Olmütz  und  Troppau, 
dann  zu  den  Salzmagazinen  in  Dwory, 
Wieliczka  und  bei  Bochnia  nach  den 
Bestimmungen  des  für  die  Eisenbahn 
zwischen  Linz  und  Gmunden  ertheilten 
Privilegiums  und  mit  den  zu  einigen 
Privilegiumsparagraphen  angesuchten  Zu- 
sätzen oder  Abänderungen,  jedoch  mit 
dem  speciell  zum  §  7  des  Privilegiums 
ausdrücklich  beizusetzenden  Vorbehalte 
der  aus  dem  Postregal  sowohl  von  Seite 
der  Postverwaltung,  als  von  Seite  der  Post- 
hälter  sich  ergebenden  Rechte  und  An- 
sprüche, in  Beziehung  auf  welche  die 
Eisenbahnunternehmung  sich  in  geeig- 
neter Weise  in  die  Ordnung  zu  setzen  und 
nach  Umständen  abzufinden  haben  werde. 

Massnahmen  zum  Schutze  des 
Postregals  gegenüber  den 
Eisenbahnen.  Der  vorstehende,  zum 
erstenmal  in  dem  Nordbahnprivilegium 
enthaltene  Vorbehalt  in  Ansehung  des 
Postregals  hatte  folgende  Vorgeschichte. 

Obgleich  in  den  beiden  Privilegien 
für  die  Budweis- Linzer  und  für  die  Linz- 
Gmundener  Bahn  von  den  Jahren  1824 
und  1832  die  Unternehmung  nur  zur 
Verführung  von  Gütern  und  Waren  be- 
rechtigt worden  war,  hatte  die  Direction 
der    ersten     Eisenbahngesellschaft    doch 
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alsbald  nach  Vollendung  der  Bahn  von 
Budweis  nach  Linz  im  Jahre  1832  auf 
dieser  Linie  auch  die  Beförderung  von 
Personen  eingerichtet,  und  zwar  nicht 
blos  fallweise  über  Anmelden  von 
Reisenden,  sondern  auch  regelmässige 
Gesellschafts-  und  Stellwagenfahrten, 
die  zu  festgesetzten  Stunden  ab- 
gingen und  an  dem  Bestimmungsorte 
eintrafen,  und  bei  denen  die  Reisenden 
von  Station  zu  Station  mit  gewechselten 
Pferden  befördert  wurden.  Nach  Eröffnung 
der  weiteren  Linien  von  Linz  bis  Wels 
am  I.  April  und  bis  Lambach  am  16.  Juli 
1835  wurden  diese  Personenfahrten  auch 
auf  diese  Linien  ausgedehnt. 

Als  nun  die  Direction  der  ersten 
Eisenbahngesellschaft  vernahm,  dass  die 
Lohnkutscher  in  Oberösterreich  und 
namentlich  in  Linz  und  Wels,  die  sich 
hiedurch  in  ihrem  Gewerbe  beeinträchtigt 
fühlten,  mit  einem  Majestätsgesuche  bitt- 
lich  wurden,  damit  der  Gesellschaft  die 
Beförderung  der  Reisenden,  wozu  sie 
nach  dem  Wortlaute  ihres  Privilegiums 
gar  nicht  berechtigt  sei,  eingestellt  und 
untersagt  werde,  schritt  sie  am  23.  August 
1834  um  die  ausdrückliche  Bewilligung 
ein,  auf  ihrer  Bahn  auch  Personen  be- 
fördern zu  dürfen. 

Die  von  der  vereinigten  Hofkanzlei 
hierüber  einvernommenen  Landesstellen 
in  Böhmen  und  Oberösterreich  sprachen 
sich  in  Berücksichtigung  der  vielen  Vor- 
theile,  welche  die  uneingeschränkte  Be- 
nützung der  Eisenbahnen  infolge  Belebung 
des  Waren-  und  Personenverkehrs  der 
Allgemeinheit  gewähre,  und  da  die  Ver- 
mehrung der  Communicationsmittel  in 
einem  Lande  nur  als  ein  Fortschritt  der 
Cultur  begrüsst  werden  könne,  endlich 
in  der  Erwägung,  dass  der  Verfall  be- 
stehender ebenso  wie  das  Emporkommen 
neuer  Gewerbsgattungen  eine  unvermeid- 
liche Folge  des  Fortschrittes  auf  dem 
Gebiete  der  Industrie  und  der  Erfindungen 
sei,  und  daher  die  Klagen  der  Lohn- 
kutscher keine  Berücksichtigung  ver- 
dienten, für  die  Ertheilung  der  ange- 
suchten Bewilligung,  vorbehaltlich  der 
genauen  Beobachtung  der  Post-  und 
sonstigen  Polizeivorschriften,  aus. 

Weitaus  strenger  wurde  diese  Frage 
von    den     staatlichen     Postverwaltungs- 


organen aufgefasst,  die  von  der  bei 
Erledigung  des  Gesuches  zur  Mitwirkung 
berufenen  allgemeinen  Hofkammer  ein- 
vernommen wurden. 

Die  Oberpostverwaltungen  von  Prag 
und  Linz  vermochten  in  der  von  der 
Eisenbahnunternehmung  eigenmächtig 
und  schwungvoll  betriebenen  Personen- 
beförderung nur  eine  unbefugte,  schwere 
Benachtheiligung  des  Postärars  und  einen 
Eingriff  in  die  Prärogative  des  Postregals 
zu  erblicken,  die  nicht  ruhig  hingenommen 
werden  können. 

Namentlich  die  Oberpostverwaltung 
in  Linz  stellte,  indem  sie  überdies  noch 
darauf  hinwies,  dass  durch  die  Eisenbahn- 
beförderung manche  verdächtige  Indivi- 
duen der  polizeilichen  Aufsicht  zu  schnell 
entzogen  würden,  und  wegen  der  nahen 
Grenze  sich  manche  Verbrecher  dem 
verfolgenden  Arme  der  Gerechtigkeit 
entziehen  könnten,  direct  den  Antrag, 
die  Beförderung  der  Reisenden  auf  den 
beiden  Eisenbahnen  von  Linz  nach  Bud- 
weis sowie  von  Linz  nach  Wels  und  be- 
ziehungsweise Lambach  zu  beseitigen, 
und  dahin  zu  wirken,  dass  die  schon 
dermalen  bestehenden  Personenbeförde- 
rungen auf  den  bezeichneten  beiden 
Bahnen  eingestellt  werden. 

In  einer  einigermassen  objectiveren, 
wenn  auch  die  postalischen  Interessen 
immer  noch  sehr  weitgehend  vertretenden 
Weise  gab  die  den  beiden  genannten 
Landespostbehörden  übergeordnete  k.  k. 
oberste  Hofpostverwaltung  ihr  Gutachten 
dahin  ab,  dass,  wenn  auch  auf  der  einen 
Seite  nicht  verkannt  werden  könne,  dass 
die  Errichtung  von  Eisenbahnen  nicht 
nur  wegen  der  grösseren  Wohlfeilheit 
des  Transportes,  sondern  auch,  weil  mit 
denselben  Personen  und  Waren  viel 
schneller  als  mit  den  gewöhnlichen 
Transportgelegenheiten  an  den  Ort  der 
Bestimmung  gebracht  werden  können, 
eine  für  das  allgemeine  Interesse  sehr 
wichtige  Unternehmung  bilden,  doch  bei 
der  Ertheilung  von  Concessionen  zu 
Eisenbahnunternehmungen  die  Regierung 
sicher  nicht  beabsichtigt  habe,  die  Inter- 
essen des  Postgefälls  gänzlich  bei  Seite 
zu  setzen,  die  Rechte  des  Postregals  durch 
die  Privatunternehmungen  von  Eisen- 
bahnen aufheben  und  die  staatliche  Post- 
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anstalt  durch  solche  Unternehmungen  in  I 
ihren     Nutzungen     ohne     entsprechende 
Schadloshaltung  verkürzen  zu  lassen. 

Nach  dem  bereits  bei  der  Errichtung 
von  Eisenbahnen  zwischen  Dresden  und 
Leipzig,  dann  zwischen  München  und 
Augsburg  eingehaltenen  Vorgange  be- 
antragte daher  die  oberste  Hofpostver- 
waltung eine  Reihe  von  Verpflichtungen 
und  Bedingungen,  welche  den  Unter- 
nehmern von  Eisenbahnen,  die  schon 
gegenwärtig  bestehen  und  künftig  sich 
bilden  werden,  aufzuerlegen  wären,  damit 
das  Postgefälle  für  den  Abbruch  an  seinen 
Einnahmen  auf  andere  Weise  wieder  eine 
Schadloshaltung  finde. 

Diese  Bedingungen  hätten  sich  im 
wesentlichen  zu  beziehen : 

a)  auf  den  vollkommenen  Ausschluss 
der  zur  Beförderung  mit  der  Briefpost 
geeigneten  Gegenstände,  als  Briefe, 
Zeitungen,  Pakete  etc.,  von  der  directen 
Beförderung  durch  die  Bahnunternehmung 
und  auf  die  Verpflichtung  zur  unentgelt- 
lichen Beförderung  aller  ihr  von  der  Post 
übergebenen,  in  das  ausschliessliche  Be- 
förderungsrecht der  Briefpostanstalt  ge- 
hörigen Gegenstände; 

b)  auf  die  Leistung  einer  jährlichen 
Entschädigung  [Aversionalsumme]  an  die 
Postwagenanstalt  für  die  Gestattung  der 
Uebernahme  des  Transportes  von  Fracht- 
stücken unter  zehn  Pfund,  deren  Ver- 
sendung bis  dahin  in  das  ausschliessliche 
Beförderungsrecht  der  Fahrpostanstalten 
gehörte,  nach  Massgabe  des  dem  Gefälle 
dadurch  entgangenen  Reinertrages; 

c)  auf  die  Verpflichtung  der  Eisenbahn- 
Unternehmung,  für  die  Beförderung  der 
ihr  von  der  Postanstalt  übergebenen 
Fahrpostsendungen  von  dem  nach  den 
Tarifen  der  Eisenbahngesellschaft  ent- 
fallenden Porto  einen  Nachlass  von  25°/0 
einzuräumen ; 

d)  auf  die  Verpflichtung  der  Eisenbahn- 
unternehmung, zur  Beförderung  der  Fahr- 
postsendungen eigens  für  diesen  Zweck 
construirte  Wagen  im  Einverständnisse  mit 
der  Postbehörde  zu  bauen,  und  die  nach  ' 
Umständen  für  noth  wendig  erachteten  Post-  i 
conducteure  oder  sonstigen  postamtlichen 
Begleiter  unentgeltlich  mitzubefördem ; 

e)  auf  die  Uebernahme  der  vollen 
Haftung     durch      die       Eisenbahnunter- 


nehmung für  die  ihr  von  der  Postanstalt 
übergebenen  Brieffelleisen,  Estaffetten 
und  Fahrpostsendungen  vom  Momente 
der  bescheinigten  Uebernahme  bis  zum 
Zeitpunkte  der  unbeanstandet  erfolgten 
Ablieferung ; 

f)  auf  die  Entrichtung  von  io°/0  vom 
Personengeide  eines  jeden  Reisenden  an 
die  Postanstalt,  als  Entgelt  für  die  Ge- 
stattung der  Einführung  regelmässiger 
Personenfahrten  durch  die  Eisenbahn- 
unternehmung ;    endlich 

g)  auf  den  Vorbehalt  des  Rechtes,  für 
die  Postanstalt  bei  den  regelmässigen 
Personen-  und  sonstigen  Fahrten  auf  der 
Eisenbahn  die  Stunden  der  Abfahrt  und 
der  Ankunft  auf  beiden  Endpunkten  der 
Bahn  zu  bestimmen,  um  die  Influirung 
in  die  Posten  zu  bewerkstelligen. 

Nachdem  der  Unternehmung  der  Linz- 
Bud weiser  und  Linz-Lambacher  Bahn  ,  in 
den  bezüglichen  beiden  Privilegien  eine 
Befugnis  zur  Beförderung  von  Reisenden 
nicht  ertheilt  worden  sei,  Privilegien  aber 
nach  dem  strengsten  Wortlaute  zu  nehmen 
und  auszulegen  seien,  beantragte  die 
oberste  Hofpostverwaltung  weiters,  die 
unter  a)  h\sg)  angeführten  Verpflichtungen 
und  Bedingnisse  auch  schon  dieser  Unter- 
nehmung aufzuerlegen,  allen  künftigen 
Eisenbannunternehmungen  aber  gleich 
von  vorne  herein  in  der  Privilegiums- 
urkünde  vorzuzeichnen,  um  ein  für  allemal 
späteren  Anständen  und  Differenzen  vor- 
zubeugen. 

In  diesem  Stadium  befand  sich  die 
Berathung  über  die  Ansprüche  der  Post- 
verwaltung und  über  die  Beschwerden 
der  Postmeister  gegenüber  dem  neuarti- 
gen Eisenbahnbetriebe,  als  das  Privi- 
legiumsgesuch  des  Wechselhauses  S.  M. 
v.  Rothschild  für  die  Eisenbahn  von 
Wien  nach  Bochnia  in  Verhandlung  stand  ; 
um  der  Entscheidung  in  jener  prin- 
cipiellen  Frage  nicht  zu  präjudiciren, 
wurde  daher  in  der  kaiserlichen  Ent- 
schliessung  vom  21.  November  1835  die 
Aufnahme  jenes  vorläufigen  Vorbehaltes 
bezüglich  der  sich  aus  dem  Postregal 
ebensowohl  für  die  Postverwaltung,  wie 
für  die  Posthälter  ergebenden  Rechte  und 
Ansprüche  in  das  dem  genannten  Wechsel- 
hause auszufertigende  Eisenbahnprivi- 
legium  angeordnet. 
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Rothschild  gab  sich  jedoch  mit  die- 
sem Vorbehalte  nicht  zufrieden.  In  einer 
Eingabe  an  die  vereinigte  Hofkanzlei 
machte  er  geltend,  dass  infolge  dieses  Vor- 
behaltes das  neue  Unternehmen,  das  ohne- 
hin in  politischer  und  technischer  Be- 
ziehung mit  so  vielen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  haben  werde,  sehr  unangenehmen 
und  lästigen  Processen  über  gänzlich  un- 
gerechtfertigte Entschädigungsansprüche 
ausgesetzt  werden  würde.  Bei  dem 
Fortschreiten  der  Industrie  sei  es 
ganz  unvermeidlich,  dass  hie  und  da 
auch  Privatinteressen  verletzt,  frühere 
Unternehmungen  durch  neuere  verdrängt 
werden.  Solches  begründe  aber  an  und 
für  sich  noch  keine  Entschädigungsan- 
sprüche. Wenn  nun  den  Poststallhältern 
in  der  Privilegiumsurkunde  diesfalls 
vorzugsweise  im  Begünstigungswege 
ein  Entschädigungsanspruch  zuerkannt 
würde,  würden  bald  auch  die  Wirths- 
leute,  Landkutscher,  Fuhrleute,  Wagner, 
Schmiede  mit  Entschädigungsansprüchen 
auftreten;  solche  Gefahren  müssten  die 
eingeleitete  Actiensubscription  beein- 
trächtigen und  das  Unternehmen  im  Keime 
ersticken. 

Rothschild  bat  daher  von  der  Auf- 
nahme des  fraglichen  Vorbehaltes  ganz 
abzusehen  und  machte  sich  für  den  Fall 
der  Gewährung  seiner  Bitte  erbötig,  sich 
mit  der  Staatsverwaltung  über  ein  fest- 
zusetzendes Pauschale  für  die  dem  Post- 
regal etwa  zugehenden  Nachtheile  aus- 
zugleichen. 

Dieser  Bitte  Rothschild's  war.  wohl 
nicht  willfahrt  worden ;  in  theilweiser 
Würdigung  der  in  seiner  Eingabe  dar- 
gelegten Gründe  wurde  jedoch  über 
Vortrag  des  Hofkammetpräsidenten  mit 
kaiserlicher  EntSchliessung  vom  30.  Januar 
1 836  verfügt,  dass  in  den  §  7  der  Privi- 
legiumsurkunde, statt  des  oben  angege- 
benen, lediglich  der  Vorbehalt  »unbe- 
schadet dem  Postregal«  aufzunehmen  sei. 

Nach  diesem  Stande  der  Dinge  wurde 
hierauf  auch  der  ersten  Eisenbahnge- 
sellschaft über  ihr  schon  früher  erwähn- 
tes Gesuch  auf  Antrag  der  vereinigten 
Hof  kanzlei  mit  kaiserlicher  Entschliessung 
vom  10.  Mai  1836  der  Personentransport, 
jedoch  nur  »unbeschadet  dem  Postregal« 
bewilligt,  in  Beziehung  auf  welch  letzteres 
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die  Eisenbahnunternehmung  angewiesen 
wurde,  sich  in  geeignetem  Wege  in  die 
Ordnung  zu  setzen  und  nach  Umständen 
abzufinden. 

Es  war  in  Aussicht  genommen  wor- 
den, die  bereits  oben  skizzirten  meritori- 
schen  Anträge  der  obersten  Hofpostver- 
waltung bei  Verfassung  des  damals  eben 
in  Vorbereitung  gestandenen  neuen  Postge- 
setzes   entsprechend   zu    berücksichtigen. 

Dieses  Postgesetz,  welches  auf  Grund 
kaiserlicher  Entschliessung  vom  5.  No- 
vember 1837  verlautbart  wurde  und  mit 
I.  Juli  1838  in  Wirksamkeit  trat,  er- 
klärte jedoch  wieder  im  §  19,  dass  die 
Bestimmung  der  Verhältnisse  der  Eisen- 
bahnunternehmungen zum  Postregal 
besonderen  gesetzlichen  Anordnungen 
vorbehalten  sei. 

Diese  Regelung  erfolgte  in  der  Sache 
durch  die  mit  den  kaiserlichen  Ent- 
schliessungen  vom  29.  December  1837 
und  vom  18.  Juni  1838  erlassenen  all- 
gemeinen Bestimmungen  über  das  bei 
Eisenbahnen  zu  beobachtende  Concessions- 
system,  von  welchen  weiter  unten  die 
Rede  sein  wird. 

Innere  Dienstesorganisation 
der  Kaiser  Ferdinands  -  Nord- 
bahn. Die  dem  Wechselhause  S.  M.  v. 
Rothschild  zur  Errichtung  einer  Eisen- 
bahn zwischen  Wien  und  Bochnia  sammt 
Nebenbahnen  ertheilte  Privilegiumsur- 
kunde trägt  das  Datum  vom  4.  März 
1836. 

Mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
9.  April  1836  war  hierauf  gestattet  worden, 
dass  der  Bahn  der  Name  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  beigelegt  werde,  und  unterm 
22.  October  desselben  Jahres  erhielten 
die  Statuten  für  die  von  dem  genannten 
Wechselhause  zur  Ausführung  dieses 
Bahnunternehmens  gebildete  Actienge- 
sellschaft    die    kaiserliche  Genehmigung. 

Nach  diesen  Statuten  lag  die  Ober- 
leitung aller  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaft in  den  Händen  einer  Direction, 
welche  aus  zehn  Mitgliedern  bestand. 

Der  Cedent  des  Privilegiums,  Salomon 
Freiherr  v.  Rothschild,  war  vertragsmässig 
fortwährendes  Mitglied  der  Direction  und 
konnte  seine  Function  persönlich  oder 
durch  einen  eigens  hiezu  Bevollmächtig- 
ten versehen,  während  die  neun  übrigen 
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Mitglieder  von  der  Generalversammlung 
auf  die  Dauer  von  je  drei  Jahren  gewählt 
wurden. 

Die  erste  Wahl  der  Direction  fand 
in  der  constituirenden  Generalversamm- 
lung der  Bahngesellschaft  am  12.  De- 
cember  1836  statt. 

Es  wurde  zum  Grundsatze  gemacht, 
dass  jede  Angelegenheit  der  Bahnver- 
waltung in  einer  der  allwöchentlich  ab- 
zuhaltenden Plenarsitzungen  der  Direction 
zur  Verhandlung  und  Schlussfassung  ge- 
bracht werden  solle,  ein  Vorgang,  an 
dem  auch  späterhin  während  der  ganzen 
Dauer  des  Privilegiums  unverändert  fest- 
gehalten wurde. 

Die  Direction  wählte  sofort  eine  tech- 
nische Section,  bestehend  aus  fünf  Mit- 
gliedern, welcher  die  unmittelbare  Be- 
sorgung der  technischen  Geschäfte  des 
Bahnbaues  übertragen  wurde. 

Die  massgebenden  Persönlichkeiten  in 
dieser  Section  waren  der  Hofbaurath  Her- 
minegild  Francesconi  [siehe  Abb.  1 42, 
Bd.  I,  1.  Theil,  Seite  141]  in  technischer  und 
der  Generalsecretär  Heinrich  S  i  c  h  r  o  w  s  k  i 
[siehe  Abb.  140,  Bd.  I,  1.  Theil,  Seite  137] 
in  administrativer  Hinsicht. 

Der  erstere  übernahm  die  unmittelbare 
Aufsicht  über  das  technische  Central- 
bureau. 

Diesem  Bureau  unterstellt  waren  zwei 
Bauleitungen,  welche  von  den  ebenso 
wie  Francesconi  aus  dem  Staatsdienste 
übernommenen  Oberingenieuren  Franz  v. 
Brettschneider  und  Karl  Ghega,  dem 
späteren  Erbauer  der  Semmeringba hn  [siehe 
Abb.  145,  Bd.  I.,  1.  Theil,  Seite  145]  geführt 
wurden,  und  zwar  eine  für  die  Strecke 
von  Wien  bis  Lundenburg  und  eine  für 
diejenige  von  Lundenburg  bis  Brunn.  Den 
Bauleitungen  war  die  erforderliche  Anzahl 
von  Ingenieuren,  Architekten,  Geometem, 
Grundeinlösungscommissären,  Assisten- 
ten, Bauaufsehern  etc.  zugetheilt.  Die 
Ausführung  der  Bauarbeiten  selbst  war 
im  Wege  der  Verpachtung  an  Unter- 
nehmer hintangegeben. 

Nach  der  successive  erfolgten  Er- 
öffnung des  Betriebes  auf  der  Bahn- 
strecke von  Wien  bis  Brunn  in  der  Zeit 
vom  23.  November  1837  bis  zum  7.  Juli 
1 839  stand  die  Oberleitung  des  gesammten 
Bahnbetriebes  anfänglich  den  beiden  Ober- 


ingenieuren, welche  den  Bau  ausgeführt 
hatten,  je  auf  ihrer  Strecke  zu,  und  erst 
als  diese  beiden  Fachmänner  mit  I.Juli 
1840  in  den  Staatsdienst  zurückkehrten, 
trat  die  den  Gesellschaftsstatuten  ent- 
sprechende Dienstesorganisation  in  volle 
Wirksamkeit. 

Darnach  hatte  unter  der  Direction 
die  »Administration*  zu  fungiren,  welche 
durch  zwei  besoldete  Oberbeamte,  und 
zwar  durch  einen  Generalinspector  und 
einen  Generalsecretär  geleitet  wurde. 

Der  Generalinspector  hatte  nach  An- 
ordnung der  Direction  alle  auf  den 
Bau  und  die  Erhaltung  der  Bahn  sich 
beziehenden  technischen  Angelegenheiten 
zu  leiten ;  seinem  Wirkungskreise  war 
die  Ausführung  und  Aufsicht  alles 
dessen  zugewiesen,  was  auf  den  mate- 
riellen Betrieb  des  Geschäftes,  auf 
Maschinen,  Requisiten,  Utensilien,  Trafls- 
porterfordernisse,  Bauten  und  die  hiezu 
erforderlichen    Individuen    Bezug    hatte. 

Dem  Generalsecretär  oblag  hingegen 
nach  Vorschrift  der  Direction  die  Leitung 
aller  Kanzlei-,  Cassen-,  Correspondenz- 
und  Rechnungsgegenstände  sowie  aller 
mercantilen  Angelegenheiten. 

Für  die  unmittelbare  Leitung  des 
Betriebes  zwischen  Wien  und  Brunn  war 
in  Unterordnung  unter  den  General- 
inspector ein  eigener  Betriebscommissär. 
welcher  auch  die  Verantwortung  gegen- 
über der  Regierung  zu  tragen  hatte 
[siehe  Seite  138],  bestellt. 

Die  Erhaltung  der  Fahrbetriebsmittel 
oblag  dem  Maschinendirector,  der  Heiz- 
hausdienst dem  Chef  der  mechanischen 
Werkstätte  in  Brunn.  Dieselben  hatten 
dafür  zu  sorgen,  dass  die  nöthigen 
Maschinen  in  vollkommen  gutem  Zustande 
vorhanden  seien,  sowie  dass  dieselben 
zur  rechten  Zeit  geheizt  werden.  Ihnen 
unterstanden  die  Maschinführer  und  Heizer. 

Den  Expeditoren  in  Wien,  Lunden- 
burg und  Brunn  oblag  im  Einvernehmen 
mit  den  Vorgenannten  die  Zusammen- 
stellung der  Züge,  insbesondere  auch  in 
Ansehung  des  Maximums  der  nach  Be- 
schaffenheit der  Maschinen  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  Witterung  den  Zügen  bei- 
zugebenden Anzahl  von  Wagen.  Den- 
selben unterstanden  unmittelbar  die  Con- 
ducteure,  die  Wagenmeister  und  Schmierer. 
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Für  die  Erhaltung  der  Stationsplätze  I 
und   Gebäude  hatten  die   Platzingenieure 
in     Wien     und    Brunn     sowie     in      den 
Zwischenstationen  die  Stationsaufseher  zu 
sorgen. 

Die   Materialverwaltung  oblag  für  die  ! 
eine  Bahnhälfte  dem    Platzingenieur  und 
dem  Magazinsverwalter  in  Wien,  für  die  ! 
andere  Bahnhälfte  dem  Verwaltungsamte 
in  Brunn. 

Die  Bahnaufsicht  und  Bahnerhaltung 
leiteten  die  inspicirenden  Ingenieure  und 
deren  Assistenten,  welchen  zur  Sub-  ' 
stitution  und  Unterstützung  bei  der  Bahn- 
überwachung Bahnunteraufseher  beigege- 
ben und  weiters  die  Bahnwächter  unter- 
geordnet waren.  Diesen  Ingenieuren  war 
ausserdem  die  unmittelbare  Aufsicht  über 
den  technischen  Theil  des  Betriebes  in  j 
ihrer  Strecke  übertragen. 

Die    Dienstpflichten    und    Verrichtun- 
gen   des    Personals   waren   von    Anfang  ; 
an  in  sorgfältig    gearbeiteten  kurzen  In- 
structionen    der    verschiedenen     Dienst- 
zweige geregelt. 

Erlassung    von    Normativ-   I 
bestimmungen    über    das    bei   J 
Eisenbahnen  anzuwendende  Con- 
cessionssystem.    Noch   während  die 
Privilegiumsverhandlungen  bezüglich  der 
Wien-Bochniaer    Eisenbahn     schwebten, 
hatte  sich,  hauptsächlich  angeregt  durch 
das    Bekanntwerden    der    günstigen    Be- 
triebsergebnisse    der     ersten     englischen 
Eisenbahn     zwischen     Manchester      und 
Liverpool,    auf  dem  Continente   plötzlich 
der  Unternehmungsgeist  mit  aller  Macht 
auf  die  Errichtung  von  Eisenbahnen  ge-   1 
worfen.      Allenthalben,    namentlich    aber  j 
in  Belgien,   Frankreich  und  Deutschland 
bildeten  sich  in  rascher  Aufeinanderfolge 
zahlreiche  Actiengesellschaften  zur   Aus- 
führung von  Eisenbahnen,  und  auch  der 
österreichischen     Regierung     wurden     in 
immer   grösserer   Zahl    Projecte   für   die  | 
Anlegung    von    Eisenbahnen    vorgelegt, 
dergestalt,    dass    es    derselben    gerathen 
erschien,    den    Eisenbahnen    von    staats- 
wegen  eine  grössere  Aufmerksamkeit  zu 
schenken. 

In  der  ausgesprochenen  Absicht,  dass 
es  unerlässlich  sei,  in  diese  für  die  öffent- 
liche    Wohlfahrt     so     wichtigen    Unter- 


nehmungen die  gehörige  Ordnung  zu 
bringen,  damit  einerseits  in  ihrer  Aus- 
führung nicht  planlos  vorgegangen  und 
Geld  und  Mühe  unzweckmässig  ver- 
schwendet werde,  andererseits  aber  solche 
Unternehmungen,  wenn  sie  zu  zahlreich  zu- 
sammentreffen, nicht  an  den  notwendigen 
Wirkungen  ihrer  eigenen  Concurrenz,  d.  i. 
an  der  Unzulänglichkeit  oder  doch  zu 
grossen  Vertheuerung  der  für  ihre  Zwecke 
erforderlichen  Materialien  und  Arbeits- 
kräfte scheitern,  wurde  mit  kaiserlichem 
Handschreiben  vom  27.  Februar  1836  dem 
obersten  Kanzler  Grafen  Mittrowsky 
der  Befehl  ertheilt,  bei  der  vereinigten 
Hofkanzlei  mit  Zuziehung  von  Mit- 
gliedern der  allgemeinen  Hofkammer  und 
des  Hofkriegsrathes  die  Fragen  in  Be- 
rathung  zu  nehmen  : 

1.  nach  welchen  Richtungen  die  An- 
legung von  Eisenbahnen  im  Interesse  des 
Handels  und  der  Industrie  wünschens- 
werth  und  aus  dem  militärischen  Gesichts- 
punkte nicht  nachtheilig  sein  dürfte, 

2.  in  welcher  Reihenfolge  die  Aus- 
führung der  in  den  ausgemittelten  Rich- 
tungen anzulegenden  Eisenbahnen  mit 
Rücksicht  auf  deren  comparative,  com- 
merzielle  und  militärische  Wichtigkeit  zu 
gestatten  wäre,  und 

3.  welche  Bedingungen  und  Vor- 
sichten bei  der  Bewilligung  von  Eisen- 
bahnanlagen im  allgemeinen  festzusetzen 
sein  dürften. 

Sobald  diese  Berathung  beendigt  sein 
werde,  sollten  die  Resultate  derselben 
gutachtlich  der  kaiserlichen  Entschliessung 
unterzogen  werden.  Damit  aber  das  in 
diesem  Gegenstande  anzunehmende  Sy- 
stem in  seiner  folgerechten  Ausführung 
nicht  beirrt  werde,  wurde  in  dem  kaiser- 
lichen Handschreiben  zugleich  angeordnet, 
dass  bis  zum  Herablangen  der  kaiser- 
lichen Entschliessung  mit  der  Ertheilung 
neuer  Privilegien  auf  Eisenbahnanlagen 
eingehalten  werde,  wobei  es  sich  übrigens 
von  selbst  verstehe,  dass  die  bereits  be- 
willigten Unternehmungen  dieser  Art 
hiedurch  in  ihrem  Fortgange  nicht  ge- 
hindert werden  sollen. 

Die  commissionellenBerathungen  über 
diese  Fragen  wurden  in  der  vereinigten 
Hof  kanzlei  mit  ausserordentlicher  Sorgfalt 
durchgeführt. 

9* 
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Die  Grundlage  für  dieselben  bildete 
ein  von  dem  bereits  erwähnten  Referenten 
für  Eisenbahnen  in  der  Hof  kanzlei,  Hof- 
rath  Freiherrn  von  D  r  o  s  s  d  i  k,  ausge- 
arbeitetes, umfassendes,  in  das  Wesen  der 
Eisenbahnen  tief  eindringendes  Elaborat, 
nachdem  schon  vorher  über  Aufforderung 
des  obersten  Kanzlers  auch  von  dem 
Professor  am  Wiener  polytechnischen 
Institute  Franz  Xaver  R  i  e  p  1,  von  dem 
bekanntlich  die  erste  Idee  und  der  Plan 
zur  Ausführung  der  Wien-Bochniaer  Eisen- 
bahn ausgegangen  war,  und  der  durch 
seine  Studienreisen  nach  England,  Belgien, 
Frankreich  und  an  den  Rhein  besondere 
Kenntnisse  über  alle  auf  die  Anlegung 
von  Eisenbahnen  bezüglichen  Verhältnisse 
erworben  hatte,  ein  ausführliches  Gut- 
achten über  einige  der  zu  berathenden 
Fragepunkte  abgegeben  worden  war. 

Die  Berathungen  währten  zunächst 
bis  zum  8.  Mai  1837.  Als  Ergebnis  der- 
selben wurde  mit  Präsidialvortrag  des 
obersten  Kanzlers  vom  1 1.  August  1837, 
eine  Reihe  von  Normativbestimmungen 
über  das  bei  Eisenbahnen  zu  beobach- 
tende Concessionssystem  der  kaiserlichen 
Genehmigung  unterbreitet.  Mit  Cabinet- 
schreiben  vom  25.  November  1837  wur- 
den diese  grundsätzlichen  Bestimmungen 
im  Hinblicke  auf  einige  an  allerhöchster 
Stelle  angeregte  Modificationen  an  die 
vereinigte  Hofkanzlei  zurückgeleitet  und 
erhielten  dieselben,  nachdem  sie  bei 
letzterer  einer  nochmaligen  commis- 
sionellen  Berathung  unterzogen  worden 
waren,  endlich  mit  der  kaiserlichen  Ent- 
schliessung  vom  29.  December  1837,  und 
nach  einer  noch  weiteren  commissionellen 
Berathung  über  die  Frage  der  Form  der 
Verlautbarung,  mit  derjenigen  vom  18.  Juni 
1838,  in  zehn  Paragraphen  gefasst,  die 
kaiserliche  Genehmigung. 

Hiebei  wurde  angeordnet,  dass  diese 
Bestimmungen  ohne  förmliche  Kund- 
machung in  den  vorkommenden  Fällen 
den  kaiserlichen  Behörden  als  Directiven 
zu  dienen  haben,  dass  die  hiernach  im 
Interesse  der  Staatsverwaltung  sich  er- 
gebenden Vorbehalte  den  künftigen 
Concessionen  ausdrücklich  einzuschalten 
seien,  und  dass  übrigens  jeder  ein- 
zelne Concessionswerber,  wenn  dem- 
selben   eine    vorläufige    Bewilligung    er- 


theilt  werde,  von  den  Behörden  strenge 
zu  verpflichten  sei,  dass  er  die  zur  Ab- 
nahme von  Actien  sich  meldenden  Sub- 
scribenten  und  Actionäre  bei  der  an 
dieselben  ergehenden  Aufforderung  zur 
Theilnahme  an  dem  Unternehmen  mög- 
lichst vollständig  von  den  aus  ihrem  Bei- 
tritte hervorgehenden  Verbindlichkeiten 
und  von  den  einer  solchen  Unternehmung 
bevorstehenden  Bedingungen  in  Kenntnis 

;  setze,  zu  welchem  Ende  die  Behörden 
auch    dem   Concessionswerber    den  Um- 

!  fang    der    Verpflichtungen     und    Bedin- 
gungen mit  möglichster  Umständlichkeit 
zu    bezeichnen    oder  wenigstens    im   all- 
gemeinen anzudeuten  haben  werden. 
Diese    bescheidene     Form     der    Ver- 

j  öffentlichung  der  in  Rede  stehenden 
Grundsätze  für  das  Concessionssystem 
der  Eisenbahnen  wurde  hauptsächlich  in 
der  Erwägung    gewählt,    weil    man    bei 

;  der  Neuheit  des  Gegenstandes  und  bei 
dem  raschen  Fortschreiten  seiner  Ent- 
wicklung sich  noch  zu  wenig  sicher 
fühlte,    um  zu    dessen  Regelung    bereits 

!  ein    vollkommen    reifes,     auf    dauernde 

j  Geltung  Anspruch  erhebendes  Gesetz  zu 
schaffen,  sondern  nur  Werth  darauf  legte, 
eine  für    die    nächste  Zeit    ausreichende, 

'  provisorische  Vorschrift  hinauszugeben,  um 
die  zahlreichen,  vorliegenden  Concessions- 
gesuche  von  einheitlichen  Gesichtspunkten 

I  aus  einer  wohlerwogenen  und  planmässig 
überdachten  Erledigung  zuführen  zu 
können. 

Nichtsdestoweniger  ist  in  den  fraglichen 
Xormativbestimmungen  das  erste  wirk- 
liche Eisenbahnconcessionsgesetz  zu  er- 
blicken   und    dessen    grundlegende    Be- 

:  deutung  darin  zu  suchen,  dass  ohne  jede  Be- 
dachtnahme  auf  fremde,  damals  übrigens 
noch  gar  nicht  vorhandene  Vorbilder,  durch 

|  vollkommen  selbständige  Erforschung  der 
sich  aus  dem  Wesen  der  Eisenbahnen 
ergebenden  Bedürfnisse,  für  die  Conces- 
sionirung  derselben  Normen  aufgestellt 
wurden,  welche,  ungeachtet  des  Wandels 
der  Anschauungen  in  so  manchen  wesent- 
lichen Punkten,  doch  in  ihren  Grund- 
linien noch  heute,  nach  mehr  als  60  Jahren, 
für  das  Concessionswesen  der  Eisen- 
bahnen massgebend  erscheinen. 

Grundprincip  der  Normativ- 
bestimmungen. In  diesen  allgemeinen 
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Bestimmungen  über  das  bei  Eisenbahnen 
zu  beobachtende  Concessionssystem  fand 
nun  in  negativer  Beantwortung  der  in  dem 
kaiserlichen  Handschreiben  vom  27.  Fe- 
bruar 1836  aufgeworfenen  Frage  über  die 
Angemessenheit  eines  Planes  für  die  Aus- 
führung von  Eisenbahnen  jene  oberste 
Verwaltungsmaxime  der  vollständigen 
Ueberantwortung  dieser  Ausführung  an 
die  Privatspeculation,  durch  welche  die 
erste  Entwicklungsperiode  des  öster- 
reichischen Eisenbahnwesens  charakte- 
risirt  erscheint,  den  denkbar  schärfsten 
Ausdruck,  indem  im  §  2  dieser  Bestim- 
mungen ausgesprochen  wurde,  dass  die 
Wahl  der  Richtung  und  Reihenfolge  der 
zu  erbauenden  Eisenbahnen  den  Privaten 
und  ihrer  Berechnung  des  Vortheiles 
und  des  Ertrages,  welchen  sie  hievon 
mit  Wahrscheinlichkeit  erwarten  können, 
überlassen  und  denselben  keine  andere 
Beschränkung  auferlegt  werde,  als  welche 
wichtigere  öffentliche  Interessen  erheischen. 

Darnach  hatte  sich  die  Staatsverwal- 
tung, in  der  ausgesprochenen  Auffassung, 
dass  der  Bau  der  Eisenbahnen,  ungeachtet 
ihrer  Natur  als  öffentliche  Strassen,  sich 
doch  wegen  des  damit  untrennbar  ver- 
bundenen Fuhrwerksbetriebes  und  einer 
dabei  immer  eintretenden  innigen  Ver- 
einigung einer  Bau-  mit  einer  Transport- 
anstalt in  ein  und  derselben  Unter- 
nehmung nicht  für  die  Staats-,  sondern 
blos  für  die  Privatregie  eigne,  und  daher 
nur  Privaten  aus  eigenen  Mitteln  zu 
überlassen  sei,  jedes  entscheidenden  Ein- 
flusses auf  die  Bestimmung,  welche  Eisen- 
bahnen in  der  österreichischen  Monarchie 
und  in  welcher  Ordnung  und  Reihenfolge 
dieselben  nach  Massgabe  ihrer  relativen 
commerziellen,  socialen  oder  militärischen 
Wichtigkeit  und  Dringlichkeit  ausgeführt 
werden  sollen,  vollkommen  begeben. 

Und  dennoch  hatte  sich,  ungeachtet 
dieser  in  schärfster  Form  an  dem  Privat- 
bahnsystem festhaltenden  Norm  gerade 
in  Ansehung  dieser  wesentlichsten  Grund- 
lage der  ganzen  Concessionsbestimmun- 
gen  merkwürdiger  Weise  schon  vor  der 
Erlassung  derselben  in  den  massgebenden 
Kreisen  ein  gründlicher  Wandel  in  den  lei- 
tenden Ideen  vorzubereiten  begonnen. 

Schon  in  dem  weiter  oben  citirten 
kaiserlichen  Handschreiben  vom  25.  No- 


vember 1837,  womit  dem  obersten  Kanzler 
die  nochmalige  Durchberathung  der  Grund- 
sätze über  das  bei  den  Eisenbahnen 
aufzustellende  Concessionssystem  aufge- 
tragen wurde,  war  die  Erklärung  beige- 
fügt, dass  der  Kaiser  zwar  der  Staats- 
verwaltung das  Recht  vorbehalten  wissen 
wolle,  Eisenbahnen  auf  eigene  Rechnung 
zu  bauen  oder  zu  benützen,  dass  er  jedoch  in 
dem  gegenwärtigen  Zeitpunkte  davon  kei- 
nen Gebrauch  zu  machen  beschlossen  habe. 

Zur  selben  Zeit  hatte  auch  der  be- 
reits mehr  genannte  Referent  in  Eisen- 
bahnsachen bei  der  vereinigten  Hofkanzlei, 
Freiherr  von  Drossdik,  sich,  theils  infolge 
eigenen  weiteren  Nachdenkens,  theils  auf 
Grund  seiner  persönlichen  Beobachtungen 
bei  einer  ins  Ausland  unternommenen 
Studienreise,  von  seiner  bis  dahin  unter 
Zustimmung  aller  übrigen  Commissions- 
beisitzer  verfochtenen  Anschauung,  dass 
der  Staat  sich  nicht  mit  dem  Bau  von 
Eisenbahnen  befassen  solle,  abgewendet 
und  seine  geänderte  Meinung  in  eine 
zur  Vorlage  an  den  Kaiser  bestimmte 
Studie  niedergelegt. 

Endlich  hatte  sich  auch  der  oberste 
Kanzler  Graf  M  i  1 1  r  o  w  s  k  y  in  dem  Vor- 
trage vom  6.  December  1837,  mit  dem 
er  die  nochmals  durchberathenen  Grund- 
sätze der  kaiserlichen  Genehmigung  unter- 
breitete, für  seine  Person  in  lebhafter 
Weise  für  die  Errichtung  von  Eisen- 
bahnen durch  die  Staatsverwaltung  aus- 
gesprochen, und  zwar  in  Anbetracht  so- 
wohl der  günstigen  Erfahrungen,  welche 
die  belgische  Regierung  hinsichtlich  der 
sich  bis  auf  2O°/0  Gewinn  belaufenden 
Erträgnisse  ihrer  Bahnen  erzielte,  als  auch 
der  von  der  französischen  Regierung  zu 
jener  Zeit  getroffenen  Verfügungen,  noch 
mehr  aber  in  der  Erwägung,  weil  der 
Staat  in  diesen  Beziehungen  nach  an- 
deren Maximen,  als  der  Private,  zu 
handeln  habe  und  auch  solche  Bahnen 
bauen  solle,  die  nicht  durch  den  directen 
Transportertrag  an  percentuellem  Ge- 
winn anlockend  seien,  sondern  für  den 
Staat  wegen  ihres  indirecten  Gewinnes 
durch  ungeheueren  Aufschwung  des 
Nationalverkehrs,  des  Handels  und  der 
Industrie  von  unberechenbarem  Nutzen 
wären,  wobei  aber  allerdings  solche  Bahn- 
linien in  ihrer  Gänze  der  Staatsverwaltung 
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vorbehalten  bleiben  müssten,  und  nicht 
etwa  vorher  schon  Privaten  die  einträg- 
licherenTheilstrecken  zu  errichten  bewilligt 
werden  dürften,  so  dass  dann  der  Staats- 
casse  nur  die  beschwerlicheren  und  weit 
kostspieligeren  Fortsetzungstrecken  zur 
Last  fielen. 

Sonstiger  vom  allgemeinen 
Verwaltungsstandpunktebemer- 
kenswertherlnhaltderNormativ- 
Bestimmungen.  Was  den  übrigen  In- 
halt der  gemäss  den  kaiserlichen  Ent- 
schliessungen  vom  2g.  December  1837 
und  vom  18.  Juni  1838  erlassenen  all- 
gemeinen Bestimmungen  über  das  bei 
Eisenbahnen  zu  beobachtende  Con- 
cessionssystem  betrifft,  dessen  allseitige 
Erörterung  in  den  Abschnitt  dieses 
Werkes  über  die  Entwicklung  der 
Eisenbahngesetzgebung  in  Oesterreich  ge- 
hört, so  interessiren  speciell  vom  Stand- 
punkte der  allgemeinen  Verwaltung  haupt- 
sächlich noch  die  Bestimmung  des  §  1, 
wonach  die  Staatsverwaltung  sich  die 
besondere  Beaufsichtigung  dieses  Zweiges 
der  Betriebsamkeit  vorbehielt,  ferner  die 
§§  3  bis   7,  mit  welchen  zum  erstenmal 

ein    geregeltes  Verfahren    bei    den  Con- 
to & 

cessionsertheilungen  eingeführt  wurde 
und  im  wesentlichen  Unterschiede  von 
dem  noch  bei  der  Privilegiumsertheilung 
für  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  ein- 
gehaltenen Vorgange  bereits  zwei,  von 
der  kaiserlichen  Schlussfassung  abhängige 
Bewilligungen  als  erforderlich  bezeichnet 
wurden,  und  zwar: 

a)  eine  vorläufige,  provisorische,  einst- 
weilen ein  Vorrecht  vor  anderen  sich 
später  meldenden  Privaten  gewährende 
Bewilligung  zur  Veranstaltung  aller  Vor- 
bereitungen, die  zur  künftigen  Ausführung 
der  Unternehmung  nöthig  seien,  wobei 
eine  angemessene  Zeitfrist  festgesetzt 
wurde,  binnen  welcher  diese  Vorbereitun- 
gen vollendet  sein  mussten,  und 

b)  eine  definitive  Bewilligung  zur  wirk- 
lichen Ausführung  der  Unternehmung. 

Nachdem  die  vorläufige  Bewilligung 
auch  einzelnen  Personen,  die  definitive 
Concession  aber  in  der  Regel  nur  einer 
bereits  gebildeten  Actiengesellschaft  oder 
einer  fortdauernden  moralischen  Person 
ertheilt    werden  durfte,    mussten  die  Be- 


strebungen der  Concessionswerber  nach 
erhaltener  vorläufiger  Bewilligung  zu- 
vörderst auf  die  Aufbringung  der  nöthigen 
Fonds,  sei  es  aus  eigenem  Vermögen,  sei 
es  durch  Privatsubscription,  sowie  auf 
die  Bildung  eines  Actienvereines  ge- 
richtet sein,  zu  welchem  Zwecke  sie  die 
von  ihnen  im  Einverständnisse  mit  ihren 
Theilnehmern  entworfenen  Statuten  sammt 
einem  Actienplane  den  Behörden  zur 
allseitigen  und  gründlichen  Prüfung  vor- 
zulegen verpflichtet  wurden. 

Der  nach  erfolgter  Genehmigung  der 
Statuten  und  des  Actienplanes  in  Wirk- 
samkeit getretene  Actienverein  hatte 
sodann  das  Gesuch  um  die  definitive 
Bewilligung  zur  Ausführung  der  Unter- 
nehmung und  um  die  Ausfertigung  einer 
Concessionsurkunde  mit  einem  näher 
ausgearbeiteten  Projecte  über  die  ganze 
Unternehmung  nebst  den  Voranschlägen 
über  die  Kosten  und  Erträgnisse  zu  über- 
reichen. Dieses  Project  war,  bevor  das- 
selbe zur  Erlangung  der  Concession  der 
kaiserlichen  Schlussfassung  überreicht 
werden  konnte,  einer  sorgfältigen  Prüfung 
durch  eine  eigene,  fallweise  unter  Zu- 
ziehung von  Militär-,  dann  technischen 
und  mercantilen  Sachverständigen  sowie 
von  Abgeordneten  der  betheiligten  Be- 
hörden  bei  der  politischen  Landesstelle 
niederzusetzende  Commission  zu  dem 
Ende  zu  unterziehen,  damit  das  Bauwerk 
selbst  und  dessen  Einzelheiten,  soweit 
letztere  bekannt  waren,  nichts  enthalten, 
was  in  irgend  einer  öffentlichen  Rücksicht 
beanständet  werden  könnte  und  hienach 
unzulässig  oder  einer  Modifikation  be- 
dürftig wäre. 

Ferner  interessirt  vom  Standpunkte 
der  allgemeinen  Verwaltungsgeschichte 
noch  der  §  8,  lit.  /,  der  allgemeinen  Be- 
stimmungen über  das  bei  Eisenbahnen  ein- 
zuhaltende Concessionssystem,  welcher 
jene  besonderen  Anordnungen  bezüglich 
der  Regelung  des  Verhältnisses  der  Eisen- 
bahnunternehmungen zum  Postregal 
enthält,  auf  welche,  wie  schon  oben  be- 
merkt, im  §  19  des  Postgesetzes  vom 
5.  November  1837  verwiesen  wurde. 

Darnach  wurden  die  Eisenbahnen  ver- 
pflichtet, auf  Begehren  der  Postgefalls- 
verwaltung  alle  Briefe,  Schriften  und 
Amtspakete  ohne  Vergütung  zur  Trans- 
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portirung  zu  übernehmen;  die  Beförderung 
der  übrigen  bei  den  Postämtern  aufge- 
gebenen Poststücke  wurde  hingegen  den 
Eisenbahnunternehmungen  nur  gegen  ein 
Entgelt  auferlegt,  in  Ansehung  dessen  mit 
der  Postgefällsverwaltung  das  Ueberein- 
kommen  zu  treffen  und  hiebei  als  Richt- 
schnur anzunehmen  war,  dass  die  Privaten 
für  dergleichen  mittels  der  Postanstalt 
aufgegebene  Frachtstücke  keine  grössere 
Zahlung  zu  leisten  haben,  als  wenn  diese 
Frachtstücke  der  Eisenbahn  unmittelbar 
zur  Beförderung  übergeben  worden  wären, 
und  dass  die  Eisenbahnunternehmung 
den  25.  Theil  [4%]  ihrer  hiebei  bezogenen 
Bruttoeinnahme  der  Postanstalt  über- 
lasse. 

Ebenso  wurde  der  Finanzverwaltung 
daä  Recht  vorbehalten,  bei  Personen- 
transporten, wenn  sie  auf  Eisenbahnen 
zwischen  solchen  Orten  stattfanden,  welche 
durch  Staatspostanstalten  verbunden 
waren,  dann  eine  massige  Gebühr,  und  zwar 
in  Form  einer  Abfindungssumme,  einzu- 
heben,  wenn  die  Ertragsverhältnisse  mit 
Rücksicht  auf  die  landesüblichen  Zinsen 
und  auf  den  bei  anderen  Industrieunter- 
nehmungen vorkommenden  Ertrag  günstig 
waren.  Die  Bemessung  der  Gebühr  sollte 
im  Einvernehmen  mit  der  politischen  Hof- 
stelle erfolgen.  Diese  letztere  Bestimmung 
war  jedoch  nie  praktisch  geworden. 

Im  §  9  der  allgemeinen  Concessions- 
bestimmungen  wurde  weiters,  und  zwar 
im  Unterschiede  zu  den  bis  dahin  er- 
theilten  Eisenbahnprivilegien,  in  welchen 
den  Unternehmern  nach  dem  Erlöschen 
des  50jährigen  Privilegiums  das  unbe- 
dingte Eigenthum  an  allen  Real-  und 
Mobilarzugehörungen  des  Bahnunter- 
nehmens zugesprochen  worden  war,  unter 
Festhaltung  einer  regelmässig  5qjähri- 
gen  Concessionsdauer  zum  erstenmal 
das  staatliche  Heimfallsrecht  nach  Ablauf 
der  letzteren  proclamirt,  aber  nur  in  Be- 
ziehung auf  die  Eisenbahn  selbst,  d.  i. 
auf  den  Grund  und  Boden  sammt  zuge- 
hörigen Bauwerken,  während  den  Unter- 
nehmern das  Eigenthum  an  allen  zum 
Transportgeschäfte  bestimmten  Gegen- 
ständen, Fahrnissen,  Vorrichtungen  und 
Realitäten  belassen  wurde. 

Ein  vorzeitiges    Erlöschen  der  Con- 
cession  wurde   vorgesehen   für  den    Fall 


der  Nichteinhaltung  der  besonders  aus- 
gemessenen Bauvollendungstermine  und 
ferners  im  Falle  der  Nichtbefolgung  oder 
Verletzung  der  in  die  Concession  auf- 
genommenen    Bedingungen,     ungeachtet 

:  vorausgegangener    Mahnung    oder   Ahn- 
dung. 

Im  §  10  endlich  wurde  noch  ange- 
deutet,dass  die  Behörden  über  die  Erfüllung 
dieser  Concessionsbestimmungen  sorg- 
fältig   zu    wachen    und    sich    von    dem 

',  Fortschreiten  der  Unternehmung  fort- 
während in  Kenntnis  zu  erhalten  haben. 
Zugleich  wurde  bestimmt,  dass  die 
politische  Landesstelle  für  jede  von  einem 
Actienvereine  besorgte  Eisenbahnunter- 
nehmung einen  Commissär  zu  bestellen 
habe,  dessen  Bestimmung  es  sei,  jeden 
Statuten-  oder  vorschriftswidrigen  Vorgang 
der  Unternehmung  auf  geeignete  Art  zu 
verhindern.  Derselbe  wurde  ermächtigt, 
ohne  dass  er  auf  die  Leitung  der  Geschäfte 
oder  auf  irgend  einen  Zweig  der  Ge- 
barung einen  berathenden  oder  ent- 
scheidenden Einfluss  zu  nehmen  berechtigt 
gewesen  wäre,  allen  Berathungen  beizu- 
wohnen, alle  Acten  und  Rechnungs- 
abschlüsse einzusehen,  und  alle  ihm 
dienlich  erscheinenden  Aufklärungen  zu 
verlangen.  Den  Aufwand,  welcher  für 
die  öffentliche  Verwaltung  aus  der  Hand- 
habung der  besonderen  Aufsicht  über  die 
ganze  Bahn  und  wegen  der  diesfalls 
erforderlichen  eigenen  ämtlichen  Vor- 
kehrungen entstand,  wurde  die  Eisenbahn- 
unternehmung vollständig  zu  vergüten 
verpflichtet. 

Erste  auf  Grund    der  Normativ- 
bestimmungen       concessionirte 
Eisenbahnunternehmungen     und 
deren  Dienstesorganisation.   Die 
j  ersten     Eisenbahngesellschaften,    welche 
;  sich     nach     Erlassung     der      Normativ- 
I  bestimmungen     über     das     bei      Eisen- 
!  bahnen       anzuwendende        Concessions- 
system  auf  Grund  einer  im  Sinne  dieser 
Bestimmungen      erhaltenen      vorläufigen 
Concession    bildeten,    waren    die    Wien- 
!  Raaber,    später  Wien-Gloggnitzer  Eisen- 
|  bahngesellschaft  sowie   die   lombardisch- 
I  venetianische    Gesellschaft     zur     Errich- 
I  tung  einer  Eisenbahn  von  Venedig  nach 
I  Mailand. 


136 


Dr.  Alfred  Freiherr  von  Buschman. 


Die    Organisirung    des  Vervvaltungs-  ! 
dienstes  war  bei  beiden  ähnlich  derjeni- 
gen bei  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 

An  der  Spitze  jeder  der  beiden  Unter- 
nehmungen stand  eine  Direction,  welche  ; 
aus  zehn  von  der  Generalversammlung 
gewählten  Directoren  gebildet  wurde. 
Bei  der  lombardisch'-venetianischen 
Eisenbahngesellschaft  war  diese  Direction 
in  zwei  Sectionen,  in  eine  venetianische 
mit  dem  Sitze  in  Venedig  und  eine  lom-  , 
bardische  mit  dem  Sitze  in  Mailand,  ge- 
theilt;  für  bestimmte  Fälle  hatten  die- 
selben zu  gemeinsamen  Sitzungen  zu- 
sammenzutreten. Unter  der  Direction 
stand  bei  dieser  Gesellschaft  analog 
wie  bei  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn die  Administration ;  dieselbe  be- 
stand aber  aus  einem  Generalinspector 
zur  Leitung  des  technischen  Bau- 
und  Betriebsdienstes  und  aus  zwei 
Secretären,  je  einem  für  die  beiden  Sec- 
tionen, zur  Leitung  des  Kanzlei-,  Cassen-, 
Correspondenz-  und  Rechnungsdienstes 
sowie    der  mercantilen   Angelegenheiten. 

Bei  der  Wien- Raaber  Bahn  fungirten 
unter  der  Direction,  ursprünglich  gesondert 
und  einander  coordinirt,  ein  Centralbureau 
für  die  Kanzlei-,  Liquidations-  und  Rech- 
nungsgeschäfte, und  ein  Baubureau  für 
die  technischen  Gegenstände.  Letzteres 
stand  unter  der  Leitung  des  von  der 
priv.  ersten  Eisenbahngesellschaft  über- 
nommenen IngenieursMathias  Schönerer, 
der  anfänglich  die  Eigenschaft  eines  >  Bau- 
führers €  bekleidete.  Nach  der  Eröffnung 
des  Betriebes  fungirte  derselbe  auch  als 
»Betriebsleiter«  und  wurde  noch  später 
mit  der  ganzen  unmittelbaren  Geschäfts- 
leitung des  Unternehmens  als  Oberin- 
genieur    und     Generalsecretär     betraut. 

Unter  ihm  standen  die  Sectionsin- 
genieure  und  der  Hauptexpeditor,  welche 
einander  coordinirt  waren.  Der  letztere 
hatte  sich  blos  um  den  commerziellen 
Theil  des  Unternehmens  zu  bekümmern; 
ihm  waren  auf  den  Hauptstationen 
die  Cassiere,  die  Spediteure,  die  Cassen- 
adjuncten  und  die  Packmeister  unter- 
stellt. 

Der  Wirkungskreis  der  Sectionsin- 
genieure  erstreckte  sich  auf  die  sämmt- 
lichen  drei  Hauptzweige  des  technischen 
Betriebsdienstes ;  unter  denselben  standen 


ausser  ihren  eigenen  Assistenten  ins- 
besondere die  Werkmeister  der  Repa- 
raturwerkstätten, die  Locomotivführer 
und  Heizer,  Bahnaufseher  und  Bahn- 
wächter,  dann  die  zugführenden  Ober- 
conducteure  und  die  Conducteure. 

Sämmtliche  Bedienstete  auch  dieser 
Bahn  waren  mit  in  genauer  und  prägnanter 
Weise  ihre  Dienstpflichten  und  ihren 
Wirkungskreis  bestimmenden  Dienst- 
instructionen    betheilt. 

Rückwirkung  der  Normativ- 
bestimmungen auf  die  bereits 
vorErlassung  derselben  privile- 
girten  Eisenbahnunternehmun- 
gen. Bald  nach  Erlassung  der  Normativ- 
bestimmungen wurde  die  Frage  aufge- 
worfen, ob  und  in  wie  weit  die  Be- 
stimmungen derselben  in  Betreff  des  Ver- 
hältnisses der  Eisenbahnen  zur  Staats- 
postanstalt sowie  der  Aufstellung  von 
landesfürstlichen  Commissären  auch  auf  die 
bereits  bestehenden  Privateisenbahnen, 
nämlich  auf  die  Budweis-Linz-Gmundener 
Bahn  sowie  auf  die  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  rückwirkend  angewendet  wer- 
den können. 

In  ersterer  Richtung  war  über  Antrag 
der  allgemeinen  Hofkammer  mit  kaiser- 
licher Entschliessung  vom  19.  October 
1839  resolvirt  worden,  dass  die  im  §  8 
der  Bestimmungen  über  das  bei  Eisen- 
bahnen zu  beobachtende  Concessions- 
system  ausgesprochenen  V orbehalte  der 
Staatspostanstalt  mit  Beziehung  auf  den 
§  19  des  Postgesetzes  vom  5.  November 
1837  als  gesetzliche  Anordnung  kund- 
gemacht werden  sollen,  und  sodann 
kraft  des  in  den  bisher  ertheilten  Con- 
cessionen  ausgedrückten,  das  allerhöchste 
Postregal  schützenden  ausdrücklichen 
Vorbehaltes  auch  auf  die  schon  con- 
cessionirten  Eisenbahnunternehmungen 
Anwendung  zu  finden  haben.  Diese  be- 
sondere Kundmachung  der  erwähnten 
Vorbehalte  erfolgte  thatsächlich  mit  dem 
an  sämmtliche  Länderstellen  gerichteten 
Hofkanzleidecrete     vom     2.    Juli     1840. 

Mittlerweile  hatte  aber  die  Verwaltung 
der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  durch 
die  oberste  Hofpostverwaltung  unterm 
1  o.  November  1 839  von  der  angeordneten 
Rückwirkung    der    fraglichen  Vorbehalte 
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der  Staatspostanstalt  auf  die  Nordbahn- 
Unternehmung  in  Kenntnis  gesetzt,  hie- 
gegen  mittels  eines  Majestätsgesuches 
Vorstellung  erhoben,  indem  sie  sich  auf 
die  ihrem  Unternehmen  ertheilten  frühe- 
ren, eine  solche  Rückwirkung  nicht  zu- 
lassenden Privilegialrechte  berief. 

Diese  Vorstellung  wurde  nach  län- 
geren Verhandlungen  zwischen  den  bethei- 
ligten Centralstellen  mit  kaiserlicher 
Entschliessung  vom  6.  März  1841  dahin 
entschieden,  dass  es  auch  bezüglich  der 
Behandlung  der  Nordbahngesellschaft 
principiell  bei  der  früheren  kaiserlichen 
Entschliessung  vom  19.  October  1839  zu 
verbleiben  habe;  nur  wolle  der  Kaiser, 
dass  bei  der  Geltendmachung  der  An- 
sprüche der  Postverwaltung  keine  Be- 
engung des  Geschäftsbetriebes  der  Unter- 
nehmung durch  lästige  Formen  oder 
sonstige  nicht  vollkommen  begründete 
Forderungen  stattfinde. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  er- 
achtete sich  auf  Grund  dieser  kaiserlichen 
Entschliessung  nur  zur  unentgeltlichen 
Transportirung  der  Briefpostsendungen 
verpflichtet  und  weigerte  sich  standhaft, 
selbst  in  Ansehung  dieser  Sendungen 
ihrerseits  auf  noch  irgend  eine  andere 
Besorgung  oder  Manipulation  einzu- 
gehen. 

Erst  nach  längeren  Verhandlungen 
gelang  es  endlich  im  Jahre  1843  der 
Staatsverwaltung,  in  Ansehung  einer  um- 
fassenden Benützung  auch  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  für  die  Zwecke  des 
Posttransportes,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Begleitung  der  Postsendungen,  der 
Beistellung  besonderer  Wagen  für  den 
Posttransport,  sowie  der  Preise  für  die 
Postfrachtsendungen,  ein  allseitig  befrie- 
digendes Uebereinkommen  mit  der  Ver- 
waltung dieser  Bahn  zu  schliessen. 

Anlangend  die  zweite  Frage  der  Auf- 
stellung der  landesfürstlichen  Commissäre, 
hatte  der  niederösterreichische  Regierungs- 
präsident bereits  unterm  16.  October  1838 
auch  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
unter  Berufung  auf  den  §  10  der  allge- 
meinen Concessionsbestimmungen  einen 
landesfürstlichen  Commissär  beigegeben 
und  die  Bahndirection  angewiesen,  den- 
selben zu  ihren  Sitzungen  jedesmal  ein- 
zuladen. 


Auch  in  dieser  Verfügung  erblickte 
die  Direction  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  eine  Verletzung  ihres  Privi- 
legiums, in  welchem  der  Bestellung  eines 
landesfürstlichen  Commissärs  nicht  ge- 
dacht sei ;  sie  brachte  daher  gegen  die- 
selbe den  Hofrecurs  und  nachträglich 
noch  ein  Majestätsgesuch  ein,  in  welch  letz- 
terem sie  überdies  noch  darauf  hinwies, 
dass  sie  in  der  Bestellung  eines  landes- 
fürstlichen Commissärs  nur  einen  unver- 
dienten Act  des  Misstrauens  in  ihre  bis- 
herigen statutenmässigen  Handlungen  er- 
blicken könne,  welches  Misstrauen  das 
Unternehmen  selbst  bei  den  Actionären 
und  bei  dem  Publicum  verdächtigen 
müsse  und  auch  schon  verdächtigt  habe. 

Die  Berathung  über  diese  Vorstellung 
im  Schosse  der  Regierung  führte  zu 
der  Feststellung,  dass  das  Recht  der 
Oberaufsicht  der  Staatsverwaltung  als 
ein  Souveränitätsrecht  aufgefasst  werden 
müsse,  welches  der  letzteren  über  alle  Pri- 
vatunternehmungen und  somit  auch  über 
die  privilegirten,  und  zwar  auch  ohne  einen 
ausdrücklichen  Vorbehalt  desselben  in 
den  Pivilegien,  immer  zustehe,  dass 
speciell  gegenüber  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  aber  die  Staatsverwaltung  sich 
dieses  Rechtes  nicht  nur  nicht  begeben, 
sondern  vielmehr  dasselbe  sich  ausdrück- 
lich vorbehalten  habe,  indem  am  Schlüsse 
des  für  dieses  Bahnunternehmen  ertheil- 
ten Privilegiums  vom  4.  März  1836  den 
Behörden  der  gemessene  Befehl  ertheilt 
wurde,  über  die  Handhabung  des  Privi- 
legiums und  der  damit  verbundenen  Be- 
dingungen zu  wachen. 

Die  Aufstellung  eines  landesfürstlichen 
Commissärs  stelle  sich  aber  nur  als  eine  be- 
sondere Modalität  der  Ausübung  j  enes  Sou- 
veränitätsrechtes dar,  der  sich  daher  die 
Unternehmungen  zu  fügen  haben,  sobald  sie 
aus  administrativen  Rücksichten  für  noth- 
wendig  erkannt  wird. 

Aus  diesen  Erwägungen  wurde  die 
Kaiser  Ferdinands  -  Nordbahn  auf  Grund 
kaiserlicher  Entschliessung  vom  27.  April 
1839  mit  ihren  Einwendungen  gegen  die 
Regierungsverfügung,  insoweit  dieselben 
aus  rechtlichen  Gründen  abgeleitet  waren, 
abgewiesen ;  dagegen  wurde  unter  einem 
die  fragliche  Bestimmung  des  §  I O  der  allge- 
meinen   Concessionsbestimmungen    dahin 


[38 


Dr.  Alfred  Freiherr  von  Buschman. 


erläutert,  dass  die  Anwesenheit  des  landes- 
fürstlichen  Commissärs  bei  den  Berathun- 
gen  der  Gesellschaft  sich  in  der  Regel 
nur  auf  die  Generalversammlungen  zu 
beschränken  habe,  welchen  ohnehin  alle 
wichtigeren  Beschlüsse  vorbehalten  seien, 
und  dass  es  dem  Commissär  nur  dann 
ausnahmsweise  gestattet  sei,  von  der 
Ermächtigung,  allen  Berathungen  der 
Gesellschaft  beizuwohnen,  auch  in  An- 
sehung der  Directionssitzungen  Gebrauch 
zu  machen,  wenn  sich  gegründete  Be- 
denken gegen  den  Vorgang  der  Direction 
ergeben  sollten. 

Beaufsichtigung  des  Eisen- 
bahnbetriebes durch  die  poli- 
tischen Behörden.  Durch  die  vor- 
stehend besprochene,  einschränkende  Inter- 
pretation wurde  die  Bedeutung  des 
mit  dem  §  10  der  allgemeinen  Con- 
cessionsbestimmungen  neu  einseführ- 
ten  Institutes  der  landesfürstlichen  Com- 
missäre  auf  ein  Minimum  herabgedrückt ; 
anderseits  bestand  in  dieser  ersten  Periode 
auch  sonst  noch  keine  specielle  eisenbahn- 
fachliche Beaufsichtigung  des  Eisenbahn- 
betriebsdienstes durch  staatliche  Organe. 
Die  sicherheitspolizeiliche  Beaufsichtigung 
des  Eisenbahnbetriebes  und  alle  in  dieser 
Richtung  für  nöthig  erachteten  Amts- 
handlungen und  Anordnungen  fielen  viel- 
mehr in  die  allgemeine  Competenz  der 
politischen  Localbehörden  und  in  höherer 
Instanz  in  diejenige  der  Kreisämter  und 
beziehungsweise  der  Landesregierung. 

Zufolge  Verordnung  der  letzteren  vom 
23.  December  1838  waren  die  Bahn- 
directionen  gehalten,  von  den  gedruckten 
Instructionen,  die  nach  geschehener  Be- 
gutachtung durch  die  betreffende  Behörde 
von  der  Bahnunternehmung  für  das 
Betriebspersonal  erlassen  wurden,  eine 
Anzahl  den  Kreisämtern  behufs  der  Ver- 
theilung  an  die  längs  der  Bahn  situirten 
Ortsobrigkeiten  zu  übermitteln,  damit 
diese  sowohl  die  Bahnwächter,  wie  auch 
das  übrige  Betriebspersonal  controliren 
und  die  geringste  Unterlassung  zur 
Kenntnis  der  Bahndirectionen  bringen 
konnten.  Als  strengste  Pflicht  dieser 
letzteren  selbst  wurde  es  erklärt,  alle  jene 
Individuen,  vorzüglich  aber,  solange  das 
Unternehmen    noch    neu    sei  und  erst  in 


Gang  gebracht  werden  müsse,  stets  dahin 
controliren  zu  lassen,  ob  und  auf  welche 
Art  sie  ihren  instructionsmässigen  Pflichten 
nachkommen. 

Mit  Regierungsdecret  vom  2.  Januar 
1840  wurde  der  Xordbahndirection,  und 
später  nach  Eröffnung  der  Eisenbahn  von 
Wien  nach  Gloggnitz  auch  der  Direction 
dieser  Bahn,  die  Bestellung  eines  der  Staats- 
verwaltung verantwortlichen  Betriebs- 
commissärs  zur  Pflicht  gemacht,  der  in 
allen  auf  den  Bahnbetrieb  bezüglichen 
Gegenständen  mit  den  landesfürstlichen 
Behörden  in  unmittelbare  Correspondenz 
zu  treten  hatte,  und,  indem  ihm  eine  aus- 
gedehnte Vollmacht  in  Beziehung  auf  die 
Ueberwachung  des  Betriebspersonals  zu 
ertheilen  war,  speciell  dafür  verantwortlich 
erklärt  wurde,  dass  das  letztere,  vom 
Oberingenieur  biszum  Bahn  Wächter  herab, 
den  erhaltenen  Instructionen  genau  nach- 
komme. Die  Stationsingenieure  und  ihre 
Assistenten  waren  gehalten,  alle  bedeu- 
tenderen, auf  der  Bahntrace  vorkommen- 
den Vorfälle,  besonders  solche,  die  den 
Bahnbetrieb  hemmten,  dem  Betriebs- 
commissär  ohne  Verzug  und  mit  mög- 
lichster Beschleunigung  zu  melden,  wobei 
alle  Details  des  Vorfalles  genau  anzu- 
geben waren. 

Von  staatlicher  Seite  waren  zunächst 
die  politischen  Localbehörden  berufen, 
die  ihnen  im  schnellsten  Wege  zukom- 
menden Nachrichten  über  die  in  ihrem 
Bezirke  auf  den  Eisenbahnen  vorfallenden 
Ereignisse  und  Unfälle  nach  den  Vor- 
schriften der  Gesetze  zu  verfolgen,  die 
letzteren  umständlich  zu  erheben,  darüber 
amtzuhandeln  und  ihrem  vorgesetzten 
Kreisamte  zur  Ergreifung  allfälliger  wei- 
terer Massregeln  die  Anzeige  zu  erstatten. 
Sache  der  k.  k.  Kreisämter  blieb  es,  den 
Localbehörden  in  Ansehung  der  Erfüllung 
dieser  ihrer  Verpflichtungen  die  sorg- 
fältigste Ueberwachung  angedeihen  zu 
lassen. 

Unbeschadet  dieser  Aufrechthaltung 
des  allgemeinen,  verfassungsmässigen 
Wirkungskreises  der  politischen  Behör- 
den auch  in  Sachen  des  Eisenbahnbe- 
triebes, hatten  weiters  auch  noch  die 
eigentlich  zur  Ueberwachung  des  Passan- 
tenwesens auf  den  einzelnen  Bahnhöfen 
exponirten  Organe  der  k.   k.  Polizeiober- 
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behörde  die  Aufgabe,  bei  ihrer  bestän- 
digen Anwesenheit  auf  diesen  Bahnhöfen 
gleichfalls,  jedoch  nur  in  höchst  sum- 
marischer Weise,  Erhebungen  über  längs 
der  Trace  der  Eisenbahnen  vorfallende 
Ereignisse  und  Unglücksfälle  allsogleich 
vorzunehmen,  diese  den  verfassungsmässig 
zur  Amtshandlung  berufenen  Obrigkeiten 
mitzutheilen,  zugleich  aber  auch  die  dies- 
falls eingeholten  Nachrichten  und  Wahr- 
nehmungen am  schnellsten  Wege  ihrer 
eigenen  vorgesetzten  Oberbehörde  zur 
Kenntnis  zu  bringen. 

Die  Polizeioberbehörde  hatte  die  Kreis- 
ämter in  der  Ueberwachung  des  Bahn- 
dienstes zu  unterstützen  und  beide  hatten 
die  Verpflichtung,  nach  Massgabe  des 
Falles  die  weiteren  Berichte  und  Anträge 
an  die  Landesregierung  zu  erstatten. 

Erste  Berathungen  über  ein 
für  alle  Eisenbahnen  zu  erlas- 
sendes Polizeigesetz.  Anlässlich 
des  Unfalles,  der  sich  auf  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  bei  der  Eröffnungs- 
fahrt nach  Brunn  am  7.  Juli  1839 
zugetragen  hatte,  wurde  die  Direction  die- 
ser Bahn  von  der  niederösterreichischen 
Landesregierung  unter  anderem  auch  an- 
gewiesen, ein  vollständiges  Reglement  über 
die  zur  SicherungderReisenden zubeobach- 
tenden Vorsichtsmassregeln  zu  verfassen. 
Die  Landesregierung  gedachte  dieses 
Reglement  nach  dessen  vorläufiger  Prü- 
fung der  vereinigten  Hofkanzlei  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen. 

Letztere  ging  jedoch  von  der  richtigen 
Auffassung  aus,  dass  ein  solches  Regle- 
ment, nachdem  es  seiner  Natur  nach 
Anordnungen  enthalten  müsse,  die  den 
Betrieb  der  Eisenbahnen  vom  Staatspolizei  - 
ichen  Standpunkte  aus  regeln,  nicht  von 
der  als  Partei  erscheinenden  Eisenbahn- 
direction,  sondern  nur  behördlicherseits 
abgefasst  werden  könne.  Sie  ertheilte 
daher  der  niederösterreichischen  Landes- 
regierung unterm  15.  October  1839  den 
Auftrag,  mit  Benützung  der  von  derNord- 
bahndirection  abzufordernden  Materialien 
sich  selbst  der  Verfassung  eines  Entwurfes 
für  ein  solches  Reglement  zu  unterziehen, 
denselben  unter  Beiziehung  der  Polizei- 
oberdirection  und  des  polytechnischen  In- 
stitutes   commissionell    durchzuberathen, 


und  sodann  der  vereinigten  Hofkanzlei 
zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Unterm  20.  Mai  1840  unterbreitete 
die  niederösterreichische  Landesregierung 
in  Vollziehung  dieses  Auftrages  der  ver- 
einigten Hofkanzlei  den  Entwurf  eines 
Regulativs  für  den  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen, das  sich  die  Schaffung  von  Ga- 
rantien für  die  Aufrechthaltung  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  Sicherheit  sowie 
der  Privatsicherheit  bei  dem  Transporte 
auf    den  Eisenbahnen    zum  Ziele    setzte. 

Im  Hinblick  darauf,  dass  mittlerweile 
auch  der  Bau  der  Wien-Raaber  Eisenbahn 
von  Wien  aus  begonnen  wurde,  und  wei- 
ters die  Ausführung  auch  noch  anderer 
wichtiger  Bahnen  in  Aussicht  stand,  glaubte 
jedoch  die  niederösterreichische  Landes- 
regierung dieses  Regulativ  nach  dem 
Beispiele  anderer  Staaten,  insbesondere 
Belgiens  und  Preussens,  besser  in  der 
der  Form  eines  für  alle  Eisenbahnen,  die 
sich  der  Dampfkraft  als  Beförderungs- 
mittel bedienen,  geltenden  Polizeigesetzes 
abfassen  zu  sollen. 

Dieser  Entwurf  wurde,  nachdem  inzwi- 
schen aus  Anlass  wiederholter  Betriebs- 
unfälle auf  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
auch  noch  mit  der  kaiserlichen  Entschlies- 
sungvom  13.  Juni  1840  der  Befehl  zur  Aus- 
arbeitung und  Vorlage  eines  solchen  Polizei- 
gesetzes ergangen  war,  bei  der  vereinigten 
Hofkanzlei  am  3.  und  5.  August  1840  einer 
eingehenden  Berathung  unterzogen  und 
sodann  vom  obersten  Kanzler  am  15.  De- 
cember  1840  dem  Kaiser  zur  Genehmi- 
gung unterbreitet. 

Zu  einer  Entscheidung  kam  es  jedoch 
in  dieser  Angelegenheit  während  der  ersten, 
bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1841  reichen- 
den Periode  nicht  mehr. 

Neuerliche  Berathungen  über 
eine  Einflussnahme  der  Staats- 
verwaltung auf  Richtung  und 
Anlage  der  Eisenbahnen.  Schon 
bei  den  Verhandlungen  über  das  für 
die  Anlegung  von  Privateisenbahnen 
anzuwendende  Concessionssystem  war 
die  Nothwendigkeit  erkannt  worden,  all- 
gemeine Grundsätze  aufzustellen,  nach 
welchen  die  zum  Zwecke  der  Errichtung 
von  Eisenbahnunternehmungen  sich  bil- 
denden Actienvereine  am  zweckmässigsten 


140 


Dr.  Alfred  Freiherr  von  Buschman. 


einzurichten  wären,  da  die  entsprechende 
Abfassung  der  Statuten  der  einzelnen 
Actienvereine  und  die  innere  gesellschaft- 
liche Gestaltung  derselben  auf  dasGedeihen 
der  Unternehmung  selbst  von  wesentlichem 
Einfluss  sei  und  in  dieser  Richtung  bis  dahin 
eine  grosse  Verschiedenheit  des  Verfah- 
rens wahrgenommen  wurde. 

Aus  dieser  Erwägung  war  bereits  mit 
kaiserlichem  Handschreiben  vom  29.  De- 
cember  1837  dem  obersten  Kanzler  Grafen 
Mittrowsky  der  Befehl  ertheilt  worden, 
dass  die  vereinigte  Hofkanzlei  sich  mit 
der  allgemeinen  Hofkammer  und  der 
Hofcommission  in  Justizgesetzsachen  ins 
Einvernehmen  zu  setzen  und  mit  der 
Benützung  der  bisherigen  Erfahrungen 
solche  Bestimmungen  der  kaiserlichen 
Genehmigung  vorzuschlagen  habe,  welche 
bei  Prüfung  und  Bestätigung  von  Statuten 
für  Eisenbahnactienvereine  zur  künftigen 
allgemeinen  Richtschnur  vorgeschlagen 
werden  können. 

Die  diesfällige  Berathung  fand  bei 
der  vereinigten  Hofkanzlei  erst  am 
I.  April  1840  statt,  weil  man  nach  Kund- 
machung der  Directiven  über  das  für  die 
Zukunft  bei  Eisenbahnen  zu  beobachtende 
Concessionssystem  erst  einige  Er- 
fahrungen über  deren  Wirksamkeit  in 
Ansehung  der  Bildung  und  Einrichtung 
von  Actienvereinen  für  Eisenbahnen  und 
damit  Materialien  zur  näheren  Würdigung 
der  bei  solchen  Vereinen  eintretenden 
besonderen  Verhältnisse  und  der  hiebei 
zu  beobachtenden  Rücksichten  und  damit 
auch  zur  entsprechenden  Lösung  der  mit 
dem  kaiserlichen  Cabinetschreiben  ge- 
stellten Aufgaben  sammeln  wollte. 

Mit  Präsidialvortrag  vom  28.  April 
1840  legte  der  oberste  Kanzler  das  Er- 
gebnis dieser  Berathung  dem  Kaiser  mit 
dem  Antrage  vor,  den  Unternehmungs- 
geist derjenigen,  welche  den  Muth  zu 
solch  grossartigen  Unternehmungen  haben, 
nicht  durch  noch  mehrere  Erschwernisse 
rücksichtlich  der  vorläufig  zu  ertheilenden 
Concessionen  und  der  Constituirung  der 
Actiengesellschaften  zu  beschränken, 
als  solche  schon  die  Directiven  vom  Juni 
1838  und  die  bisher  bewilligten  Statuten 
der  drei  grossen  Actiengesellschaften, 
der  Nordbahn,  der  Venedig -Mailänder 
und    der   Wien  -  Raaber    Bahn  enthalten. 


Darauf  erfloss  die  kaiserliche  Ent- 
schliessung  vom  19.  Juli  1840  dahin, 
dass  es  vorderhand  bei  den  gegebenen 
Directiven  in  Eisenbahnangelegenheiten 
zu  belassen  sei.  Es  wurde  aber  zugleich 
dem  obersten  Kanzler  der  Auftrag  er- 
theilt, die  Frage  in  Ueberlegung  zu 
nehmen  und  darüber  dem  Kaiser  das 
Gutachten  zu  erstatten,  welchen  vor- 
einleitenden Einfluss  die  Staatsverwaltung 
auf  die  Anlegung  und  Hauptrichtung  der 
Eisenbahnen  nach  den  Erfordernissen 
des  Nationalverkehrs  in  dem  In-  und 
mit  dem  Auslande  im  Hinblick  auf  die 
politisch-militärischen  Rücksichten  zu 
nehmen  hätte,  wobei  es  sich  aber  keines- 
wegs um  eine  Ausführung  von  Eisen- 
bahnen auf  Staatskosten  handle,  und 
worüber  auch  die  im  Zuge  befindlichen, 
oder  neu  hinzukommenden  Verhandlungen 
über  Anträge  zur  Errichtung  von  Eisen- 
bahnen weder  aufzuhalten  noch  zu  unter- 
brechen seien. 

Dieser  kaiserliche  Auftrag  knüpfte 
also  neuerlich  an  den  Inhalt  jenes  schon 
auf  Seite  131  besprochenen  Cabinet- 
schreibens  vom  27.  Februar  1836  an, 
mit  dem  die  Berathungen  über  die  bei 
Eisenbahnen  einzuhaltenden  Concessions- 
bestimmungen  eingeleitet  worden  waren, 
und  gab  nun  in  noch  bestimmterer  Form 
der  Willensmeinung  Ausdruck,  dass  es 
denn  doch  räthlich  und  zweckmässig 
erscheine,  das  Zustandekommen  von 
Eisenbahnen  in  gewissen,  den  Bedürf- 
nissen des  Verkehrs  und  den  öffentlichen 
Interessen  vorzugsweise  zusagenden  Rich- 
tungen selbst  durch  positives  Eingreifen 
der  Staatsverwaltung  einzuleiten  und  zu 
fördern. 

Bei  dem  über  diese  Frage  zunächst 
zwischen  der  vereinigten  Hofkanzlei  und 
der  allgemeinen  Hof  kammer  eingeleiteten 
Meinungsaustausche  stimmten  beide  Hof- 
stellen im  wesentlichen  hinsichtlich  jener 
Hauptrichtungen  überein,  welche  sich  für 
Eisenbahnanlagen  in  der  österreichischen 
Monarchie  als  besonders  nützlich  und 
wünschenswerth  darstellten. 

Als  solche  wurden  insbesondere  von 
der  allgemeinen  Hof kammer  bezeichnet : 

a)  eine  nordwestliche  Richtung  von 
Wien  über  Brunn,  bis  wohin  die  Bahn 
bereits  bestand,    nach  Prag;    und  von  da 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


MI 


nach  Dresden  zum  Anschluss  an  die 
Dresden-Leipziger  Bahn  und  an  die 
weiteren  Verzweigungen  nach  Magdeburg, 
Berlin,  Stettin  und  Hamburg  zum  Zwecke 
der  Herstellung  einer  zusammenhängenden, 
die  Nord-  und  Ostsee  und  die  wichtigsten 
Handelsplätze  Norddeutschlands  mit  Wien 
und  dem  Donaugebiete  verbindenden 
Eisenbahnlinie  ; 

b)  eine  nordöstliche  Richtung  von 
Wien  über  Hradisch  und  Olmütz,  bis 
wohin  die  Bahn  nahezu  vollendet  sei, 
nach  Bochnia  mit  der  Absicht  der  Fort- 
führung ins  Innere  Galiziens  nach  Lemberg 
und  Brzezan  zum  Anschluss  an  die  von 
Warschau  aus  ziehende  polnische  Bahn ; 

c)  eine  südöstliche  Richtung  von 
Wien  oder  eigentlich  von  Wiener-Neustadt, 
als  dem  Endpunkte  der  bereits  her- 
gestellten Wien-Raaber  Bahn,  nach  Triest 
auf  Grund  der  bereits  über  Veranlassung 
des  Erzherzog  Johann  durch  Officiere  des 
Geniecorps  auf  Rechnung  der  steier- 
märkischen  Stände  vollendeten  technischen 
Vorerhebungen ; 

d)  eine  südwestliche  Richtung,  ge- 
dacht als  Ausästung  der  Wien-Triester 
Bahn  nach  Venedig  zum  Anschluss  an 
die  Venedig-Mailänder  Bahn,  die  nach 
Uebereinkommen  mit  der  Piemontesischen 
Regierung  bis  nach  Genua  fortzusetzen 
wäre,  und  die  sodann  in  Verbindung  mit 
den  nördlichen  Bahnrichtungen  das  Adri- 
atische  und  Mittelländische  Meer  mit  der 
Ost-  und  Nordsee,  den  Levantiner,  sowie 
den  ost-  und  westindischen  Handel  mit 
dem  nordischen  Handel  mitten  durch  das 
Herz  der  Monarchie,  das  Donaugebiet 
durchschneidend,  in  nähere  Vereinigung 
zu  bringen  vermöchte; 

e)  eine  östliche  Richtung  von  Wien 
über  Pest  nach  Semlin,  um  künftig  im 
Interesse  des  Levantiner  Landhandels  bis 
Galaz  und  an  die  Ausmündung  der  Donau 
in  das  Schwarze  Meer  fortgeführt  zu 
werden,  endlich 

f)  eine  westliche  Richtung  von  Wien 
über  Linz  nach  dem  Königreiche  Bayern 
längs  dem  Donaugebiete  zur  Verbindung 
des  österreichischen  Eisenbahnsystems 
mit  jenem  der  südwestlichen  deutschen 
Staaten,  dem  Ludwig-  Main-Canale  und 
der  Rheinschiffahrt,  wodurch  der  Handels- 
zug     zwischen      den      westeuropäischen 


Staaten  und  dem  Schwarzen  Meere 
gleichfalls  durch  das  Herz  der  Monarchie 
geleitet  würde. 

Beide  Hofstellen  stimmten  auch  in 
der  Anschauung  überein,  dass  sich  der 
volle  Nutzen  jener  grossen  Bahnrouten 
erst  dann  ganz  herausstellen  werde,  wenn 
sich  von  ihnen  in  zweckmässigen  Rich- 
tungen kleinere  Verbindungs-  und  Seiten- 
bahnen ausästen  würden,  welche  die  Be- 
stimmung hätten,  die  wohlthätigen  Folgen 
eines  beschleunigten  und  erleichterten 
Verkehrs  auch  in  das  Innere  der  von 
den  Hauptbahnen  durchzogenen  Länder 
zu  verbreiten;  nur  wies  die  allgemeine 
Hofkammer  darauf  hin,  dass  es  nicht 
räthlich  sei,  die  Anlegung  von  Seiten- 
bahnen früher  zu  gestatten,  als  bis  die 
Hauptlinien,  in  die  sie  unmittelbar  oder 
mittelbar  einmünden  sollen,  zur  Ausfüh- 
rung gekommen  seien. 

Dagegen  aber  gingen  die  Meinungen 
der  vereinigten  Hofkanzlei  und  der  all- 
gemeinen Hofkammer  über  die  Wege, 
die  zur  Durchführung  eines  solchen  Pro- 
gramms einzuschlagen  wären,  weit  aus- 
einander. 

Während  die  erstere  der  Auffassung 
huldigte,  dass  das  Eisenbahnwesen  auf 
dem  bisher  eingeschlagenen  Wege  im 
besten  Gange  sei,  indem  sich  die  er- 
freuliche Wahrnehmung  darbiete,  wie 
überall  bereits  Arbeiten  vollendet  oder 
vorbereitet  oder  wenigstens  bereits  Ver- 
handlungen im  Zuge  seien,  um  die  be- 
zeichneten Hauptcommunicationen  zu- 
stande zu  bringen,  daher  der  von  der 
Staatsverwaltung  zu  übende  Einfluss  sich 
hauptsächlich  auf  solche  Massregeln  zu 
beschränken  hätte,  die  darauf  hinzielen, 
einerseits  den  Unternehmungsgeist  der 
Privaten  vorzugsweise  auf  jene  für  den 
Staat  wichtigsten  Richtungen  zu  lenken, 
und  anderseits  dort,  wo  die  Weiterent- 
wicklung ins  Stocken  gerathen  möchte, 
darüber  neue  Anträge  zu  erstatten,  wie  in 
in  den  betreffenden  Fällen  nachzuhelfen 
möglich  sei,  vertrat  die  allgemeine  Hof- 
kammer die  Nothwendigkeit  eines  weit- 
aus activeren  Eingreifens  der  Staats- 
verwaltung zur  Durchführung  jenes  Eisen- 
bahnprogramms. 

Die  allgemeine  Hotkammer  befand 
sich  damals    bereits    unier    der    Leitung 
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des  Präsidenten  Karl  Friedrich  Freiherrn 
von  Kübeck  [Abb.  3],  jenes  Mannes, 
dessen  staatsmännisch  abgeklärtem  Geiste, 
selten  klarer  Einsicht  und  stets  rascher 
Entschlusskraft  es  bald  beschieden  sein 
sollte,  auf  die  weitere  Gestaltung  des 
Eisenbahnwesens  der  Monarchie  den  ent- 
scheidendsten Einfluss  zu  nehmen. 

Die  allgemeine  Hofkammer  nun  ver- 
trat in  ihrer  Note  vom  30.  December 
1840  die  Auffassung,  dass  es  zunächst 
Aufgabe  der  Behörde  sein  müsse,  sich 
über  die  Grundzüge  eines  allgemeinen 
Eisenbahnsystems  im  obigen  Sinne  zu 
einigen,  dass  aber  sodann  die  weitere 
Sorge  darauf  gerichtet  sein  müsse,  dieses 
System  einer  geeigneten  Ausführung  zu- 
zuführen und  dass  hiebei  in  Betracht 
zu  ziehen  sei: 

a)  ob  und  inwiefern  es  thunlich  wäre, 
mit  den  auswärtigen  Regierungen  in  Be- 
ziehung auf  die  Fortsetzung  der  oben 
gedachten  Hauptlinien  in  fremden  Ge- 
bieten in  Unterhandlung  zu  treten ; 

b)  in  welcher  Reihenfolge  die  Vorein- 
leitungen zur  Ausführung  des  Systems 
je  nach  der  grösseren  Wichtigkeit  oder 
Dringlichkeit  des  Gegenstandes  zu  treffen 
wären  und 

c)  ob  die  Organisirung  und  Leitung 
von  Actiengesellschaften  zur  Ausführung 
und  zum  Betriebe  der  Eisenbahnen  in 
jenen  Hauptlinien  nicht  von  der  Staats- 
verwaltung und  eventuell  in  welcher  Art 
ausgehen  sollte,  ob  es  insbesondere  nicht 
zweckmässig  wäre,  den  Actionären  eine 
bestimmte  Rente  ihrer  Einlagscapitalien 
zuzusichern,  wobei  der  Staat  sich  einen 
Antheil  an  dem  Uebergewinne  und  jeden- 
falls eine  kräftige  Einwirkung  auf  die 
Disciplin  der  Geschäftsführung  vorzu- 
behalten hätte. 

Durch  solche  Massnahmen  würde 
Schwindelunternehmungen  vorgebeugt, 
Regelmässigkeit  in  das  Verfahren  ge- 
bracht, die  zweckmässige  Ausführung 
der  Sache  mit  der  Zeit  gesichert  und  dem 
Staate  gleichwohl  keine,  wenigstens  keine 
abschreckende  Last  aufgebürdet  werden. 

Der  von  der  Hof  kanzlei  in  Vollziehung 
des  kaiserlichen  Auftrages  gleichfalls  zur 
Abgabe  seiner  Wohlmeinung  aufgefor- 
derte Hofkriegsrath  äusserte  sich,  wie 
schon    bei     wiederholten    Gelegenheiten, 


i  dahin,  dass  die  Anlegung  von  Eisen- 
!  bahnen,  welche  Richtung  und  Ausdehnung 
|  sie  auch  erhalten  mögen,  auf  Kriegs- 
unternehmungen nie  nachtheilig  ein- 
:  wirken  können,  indem  einerseits  Eisen- 
1  bahnen  dem  vorrückenden  Feinde  keinen 
Vorschub  gewähren,  weil  sie  mit  Leich- 
tigkeit zerstört  werden  können,  solange 
sie  aber  im  Bereiche  der  eigenen  Armee 
liegen,  infolge  der  Erleichterung  und 
Beschleunigung  des  Transportes  von 
Lebensmitteln,  Kriegsmaterial  und  selbst 
Truppenkörpern  von  entschiedenem  Nutzen 
seien  ;  dies  treffe  insbesondere  vorzüglich 
bei  transversalen  Eisenbahnlinien  zu,  die 
zwei  Operationslinien  verbinden,  wenn 
die  eine  mit  der  anderen  verwechselt 
werden  wollte ;  der  Hofkriegsrath  könne 
daher  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
die  Ausführung  der  angegebenen  Haupt- 
linien auch  von  militärischer  Seite  nur 
als  nützlich  anerkennen. 

Die  vereinigte  Hofkanzlei  unterbreitete 
diese  Meinungen  unterm  8.  März  1841 
der  kaiserlichen  Entscheidung. 

Es  kam  aber  zu  einer  solchen  formell 
nicht  mehr,    indem    bald    weitere  Ereig- 
nisse eintraten,  welche  den  unmittelbaren 
Anlass  abgaben,  die  staatliche  Eisenbahn- 
|  politik   auf   eine   völlig    neue  Grundlage 
I  zu  stellen. 

Ansuchen  der  Privatbahnunter- 
|  nehmungen  um  Staatshilfe;  un- 
:  mittelbare  Vorgeschichte  des 
!  den  Abschluss  der  ersten  Periode 
i  bildenden  kaiserlichen  Hand- 
schreibens vom  19.  December  1841. 
Die  enthusiastische  Aufnahme,  welche 
die  Idee,  die  Länder  mit  einem  ausge- 
breiteten Eisenbahnnetze  zu  überziehen, 
ursprünglich,  angesichts  der  überaus 
günstigen  Erfolge  der  ersten  Eisenbahnen 
Englands  und  Belgiens,  in  allen  Staaten 
des  Continents  und  so  auch  in  Oester- 
reich  gefunden  hatte  und  in  der  Hoff- 
nung auf  baldigen  ungeheueren  Gewinn 
zu  einem  stürmischen  Gründungsfieber 
und  zu  wilden,  auf  die  Hoffnungen  schon 
einer  nächsten  Zukunft  basirten  Börsen- 
Speculationen  Anlass  gab,  war  infolge 
der  wenig  günstigen  finanziellen  Ergeb- 
nisse der  ersten  heimischen  Bahnen  längst 
einem  berechtigten  Misstrauen  und  einer 
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Abb.  3.    Karl  Friedrich  Freiherr  v.  Kübeck. 


kühlen  Ueberlegung  dessen,  was  auf 
diesem  Gebiete  sich  als  möglich  und 
ausführbar  darstelle,  gewichen.  Infolge- 
dessen war  aber  auch  der  Eifer,  solchen 
Unternehmungen  Kräfte  und  Capitalien 
zuzuführen,  erlahmt.  Niemand  wollte  und 
die  wenigsten  konnten  die  geforderten 
Einzahlungen  leisten,  infolgedessen  die 
Unternehmungen  der  eben  in  der  Ausfüh- 


rung begriffenen  Bahnen  wegen  Mangels 
an  Fonds  für  den  Weiterbau  in  Ver- 
legenheit geriethen. 

Angesichts  dieser  traurigen  Lage  des 
Eisenbahnwesens  sahen  sich  die  Chefs 
der  Wechselhäuser  Arnstein  &  Eskeles, 
Geymüller  &  Comp.,  S.  M.  von  Roth- 
schild und  S.  G.  Sina  veranlasst,  am 
1.  Mai  1841  ein  Majestätsgesuch  zu  über- 
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reichen,  in  welchem  sie  als  Gründer  der 
Kaiser  Ferdinands  -  Nordbahn  und  der 
Wien-Raaber  Bahn  den  schweren  Stand 
zu  schildern  sich  bestrebten,  in  dem  sich 
diese  beiden  österreichischen  Eisenbahn- 
unternehmungen augenblicklich  befanden, 
die  missliche  Lage  derselben  aber  zu- 
nächst auf  die  Bankpolitik  der  öster- 
reichischen Regierung,  und  zwar  auf  die 
durch  Reduction  des  Handelsportefeuilles 
der  Nationalbank  und  der  Vorschüsse  auf 
Staatspapiere  bewirkte  Einschränkung  des 
Bankcredites,  zurückzuführen  suchten  und 
schliesslich  die  Bitte  stellten,  der  Staat 
möge  zur  Wiederbelebung  des  Eisenbahn- 
credites  für  die  Nordbahn  und  für  die 
Wien-Raaber  Bahn  ein  Zinsenminimum 
von  jährlich  4°/0   verbürgen. 

Mit  kaiserlichem  Cabinetschreiben  vom 
8.  Mai  1841  wurde  dieses  Majestätsgesuch 
an  den  Hofkammerpräsidenten,  Baron 
K  ü  b  e  c  k,  mit  dem  Auftrage  geleitet,  das- 
selbe mit  thunlichster  Beschleunigung  einer 
reiflichen  Prüfung,  die  sich  im  Hinblick 
auf  eine  mittlerweile  hinzugekommene 
analoge  Eingabe  der  lombardisch-venezia- 
nischen Eisenbahngesellschaft  auch  auf 
den  Zustand  dieser  Eisenbahn  auszu- 
dehnen habe,  zu  unterziehen,  und  das 
wohlerwogene  Gutachten  vorzulegen,  ob 
sich  diesen  Unternehmungen  ohne  Ge- 
fährdung der  Finanzen  auf  die  im  Gesuche 
angedeutete  oder  auf  eine  andere  Art  zu 
Hilfe  kommen  lasse. 

Bereits  unterm  14.  Mai  1841  erstattete 
Baron  Kübeck  dem  Kaiser  einen  von  ihm 
persönlich  gearbeiteten  Vortrag,  in  dem  er 
zunächst  die  tiefer  liegenden  Ursachen  der 
finanziellen  Verlegenheiten  der  heimischen 
Bahnunternehmungen,  deren  beschleunigte 
Aufdeckung  lediglich  durch  die  von  der 
Regierung  verfügte  Einschränkung  des 
Bankcredites  bewirkt  worden  sei,  darlegte, 
und  weiters  erklärte,  dass  er  sich,  so  wenig 
er  verkenne,  wie  bedenklich  es  wäre,  die 
einmal  hervorgerufenen  Bahnunternehmun- 
gen in  ihrer  Nothlage  ihrem  Schicksale  zu 
überlassen,  doch  so,  wie  das  Begehren 
gestellt  sei,  und  wenn  das  bisherige  System 
der  Concessionirung  der  Eisenbahnen  bei- 
behalten werden  solle,  nach  Pflicht  und 
Gewissen  gegen  eine  gewährende  Er- 
ledigung aussprechen  müsse,  und  zwar, 
wie  er  des    näheren  ausführte,  weil  sich 


dann  das  Geschäft  lediglich  als  eine  vom 
Staate  für  Privatunternehmungen  auf- 
genommene Staatsanleihe  darstelle,  weil 
dem  Staate  durch  die  Uebernahme  der  ge- 
wünschten Bürgschaft  schwere  finanzielle 
Opfer  auferlegt  würden,  deren  Grösse 
und  Umfang  sich  gar  nicht  vorhersehen 
Hessen,  weil  die  Staatsverwaltung  unge- 
achtet dieser  bedeutenden  Opfer  nach 
dem  bestehenden  Concessionssystem  auf 
die  zweckmässige  und  redliche  Gebarung 
mit  den  unter  ihrer  Mithilfe  beschafften 
Fonds  nur  einen  schwachen  Einfluss  zu 
üben  vermöchte,  und  weil  endlich  die 
Rückwirkungen  einer  solchen  Massregel 
auf  den  Verkehr  und  auf  die  Credit- 
operationen  des  Staates  von  schwer- 
wiegendster Bedeutung  sein  müssten. 

Baron  Kübeck  unterzog  hierauf  die 
Grundsätze  des  bisherigen  Concessions- 
systems  einer  freimüthigen  Kritik.  Unter 
eingehender  Beweisführung  bezeichnete  er 
die  diesem  System  zu  Grunde  liegende 
Anschauung,  dass  die  Eisenbahnunter- 
nehmungen anderen  blossen  Industrie- 
unternehmungen gleichzustellen  seien, 
dass  das  Privatinteresse  der  beste  Finder 
und  Leiter  aller  solcher  Unternehmungen, 
und  der  Staat  dagegen  hiezu  am  wenigsten 
geeignet  sei,  dass  die  Regierung  alle  ihr 
gebotene  Vorsicht  und  allen  ihr  ge- 
bührenden Einfluss  erschöpfe,  wenn  sie 
jede  dieser  Unternehmungen  einer  be- 
sonderen Concession  und  eigenen  Be- 
dingungen vorbehalte,  und  dass  sie 
insbesondere  sich  um  das  weitere  Ge- 
deihen derselben  nicht  viel  zu  kümmern, 
die  Sorge  hiefür  vielmehr  den  Privaten 
zu  überlassen  habe,  Auswüchse  und 
Uebergriffe  aber  am  sichersten  durch 
Zulassung  einer  angemessenen  Con- 
currenz  beseitigen  könne,  als  vollkommen 
verfehlt  und  dem  Wesen  der  Eisenbahnen 
zuwiderlaufend. 

Insbesondere  das  Princip  der  Con- 
currenz  halte  er  bei  der  Anlegung  von 
Eisenbahnen  am  unglücklichsten  ange- 
wendet. Da  nämlich  die  Anlage  der 
Eisenbahnen  nach  den  Bedürfnissen  des 
grossen  Verkehrs  und  somit  nach  einem 
bestimmten  einheitlichen  Plane  auszu- 
mitteln  sei,  bilde  dieselbe  keinen  Gegen- 
stand der  Goncurrenz ;  die  dazu  erforder- 
lichen   Geldmittel    betrügen    aber   unge- 
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messene  Summen,  welche  nur  allmählich 
und  mit  sorgfältiger  Rücksicht  auf  In- 
dustrie, Handel  und  Staatscredit  aufge- 
bracht werden  können;  zur  Herbei- 
schaffung so  grosser  Fonds  gehöre  Ver- 
einigung und  schonende  Leitung  aller 
Kräfte,  nicht  ihre  Zertheilung ;  die  gleich- 
zeitige concurrirende  und  rivalisirende 
Aufbietung  solcher  Fonds  für  einen  und 
denselben  Zweck  könne  nur  lähmend 
einwirken,  und  nur  Stockung  und  Ver- 
wirrung erzeugen.  —  Es  waren  dies  sicher- 
lich goldene  Worte,  welche,  wenn  sie  in 
der  staatlichen  Eisenbahnpolitik  auch 
späterer  Jahre  immer  beherzigt  worden 
wären,  den  Staat  auf  diesem  Gebiete  vor 
manchen  schweren  Enttäuschungen  und 
vor  grossen  Verlusten  bewahrt  hätten. 
Als  Voraussetzung  der  Möglichkeit 
der  Uebernahme  einer  Zinsbürgschaft 
durch  den  Staat  stellte  Baron  K  üb  eck 
schliesslich  folgende  Anträge : 

1.  Die  Staatsverwaltung  hätte  für  sich 
das  Recht  zu  reclamiren,  nicht  nur  neue 
Bahnlinien  zu  bestimmen,  sondern  auch 
die  schon  gewählten  und  privilegirten  zu 
rectificiren  und  hätte  hiefür  einen  Plan 
ausarbeiten  zu  lassen ; 

2.  sie  hätte  die  Oberleitung  und 
Controle  der  technischen  Organe  und 
Arbeiten  sowie  der  Bahnbenützung  zu 
übernehmen,  in  welcher  Absicht  eine  von 
der  Staatsverwaltung  ausgehende  und  von 
ihr  abhängige  Generaldirection  der  Eisen- 
bahnen eingesetzt  und  entsprechend  orga- 
nisirt  werden  müsste; 

3.  die  Ausführung  der  Arbeiten  wäre 
jährlich  zu  präliminiren,  um  Arbeit  und 
Aufwand  geregelt  und  fest  bestimmen, 
und  dann  allmählich  und  mit  Sicherheit 
fortschreiten  zu  können,  wobei  insbe- 
sondere die  Aufbringung  der  Fonds  mit 
gehöriger  Rücksicht  auf  die  zu  be- 
achtenden Einwirkungen  auf  den  Verkehr 
und  Staatscredit  berechnet  werden  müsste ; 

4.  um  den  Staat  nicht  am  Ende  in 
die  Lage  zu  bringen,  auf  der  einen  Seite 
Verluste  ersetzen  zu  müssen  und  auf  der 
anderen  Seite  Vortheile  für  die  Privaten 
zu  steigern,  wären,  mit  Ausnahme  der 
Gmunden-Linz-Budweiser  und  der  im 
Jahre  1839  concessionirten  kleinen  Mailand- 
Monzaer  Bahn,  die  anderen  bestehenden 
und  privilegirten  Gesellschaften    in    eine 
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einzige  grosse  Gesellschaft  für  die  in- 
ländischen Eisenbahnen  zu  vereinigen ; 
deren  Einrichtung  wäre  mit  Rücksicht 
auf  ihren  eigentlichen  Zweck  eines 
Capitalisten-  und  Rentenvereins  für  eine 
bestimmte  Unternehmung  zu  reorganisiren 
und  keine  andere  Gesellschaft  für  Eisen- 
bahnen weiter  zu  gestatten,  vielmehr  bei 
eintretendem  Bedürfnisse  die  bestehende 
Gesellschaft  angemessen  zu  erweitern ; 

5.  die  oberste  Leitung  dieser  wichtigen 
Angelegenheit  endlich  sollte  der  durch 
ihren  Beruf  für  die  Zweige  des  Verkehrs 
und  Handels,  dann  durch  die  ihr  obliegende 
innig  zusammenhängende  Sorge  für  die 
Aufbringung  der  Geldmittel  für  den  Staats- 
credit und  den  Geldumlauf  am  meisten 
hiezu  geeigneten  Finanz  Verwaltung  mit 
angemessenen  Vollmachten  übertragen 
werden. 

Unter  diesen  Bedingungen  und  Voraus- 
setzungen erklärte  es  Baron  Kübeck  für 
möglich  und  gedeihlich,  den  Actionären  für 
ihre  bar  eingezahlten  Summen  eine  4°/0ige 
Rente  in  der  Art  zu  garantiren,  dass  die 
darüber  entfallenden  Gewinnste  zu  einem 
Reserve-  und  allfälligen  Tilgungsfonds, 
dann  zur  Vertheilung  als  Dividende  be- 
stimmt werden  könnten,  wovon  die  eine 
Hälfte  den  Actionären  zuzukommen  hätte, 
die  andere  aber  dem  Staate  vorzubehalten 
wäre. 

Mit  Handschreiben  vom  16.  Juni  1841 
sprach  der  Kaiser  dem  Hofkammer- 
präsidenten die  principielle  Geneigtheit 
aus,  auf  dessen  Vorschläge  einzugehen, 
beauftragte  denselben,  die  nähere  Ent- 
wicklung dieser  Vorschläge  auf  die 
möglichst  umfassende  und  die  Ausführ- 
barkeit verbürgende  Art  vorzubereiten, 
zunächst  aber  mit  den  gehörig  ausge- 
wiesenen Bevollmächtigten  der  betheiligten 
Eisenbahnunternehmungen  in  Verhand- 
lung zu  treten  und  denselben  zu  eröffnen, 
unter  welchen  Bedingungen  und  auf 
welche  Art  von  Seite  der  Finanzverwal- 
tung eine  Hilfe  angeboten  werden  könne. 

Baron  Küb  eck  wurde  zugleich  ermäch- 
tigt, zurGrundlage  dieser  Bedingungen  jene 
Bestimmungen  zu  nehmen,  die  er  in  seinem 
Vortrage  angeführt  hatte,  und  die  sich 
auf  die  Vereinigung  und  gesellschaftliche 
Umstaltung  der  Unternehmungen  und  auf 
die  positive  Oberleitung   des  administra- 
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tiven  und  technischen  Theiles  derselben 
durch  die  Finanzverwaltung  bezogen. 
Insbesondere  seien  hiebei  die  verschie- 
denen Modalitäten  ins  Auge  zu  fassen, 
welche  wegen  der  bestehenden  Verschie- 
denheit  der  einzelnen  Bahnunterneh- 
mungen in  Absicht  auf  den  Umfang  und  ] 
die  Dauer  der  Concession,  die  Richtung, 
Zielpunkte  und  Einzahlungen  erforderlich 
wären.  Was  die  Grösse  der  den  Theil- 
nehmern  zuzusichernden  Einkünfte  betreffe, 
so  könne  der  Bezug  von  40/0  der  Ein- 
zahlung nur  als  das  Maximum  des  Zu- 
geständnisses angenommen  werden,  wo- 
von nach  Zulässigkeit  eine  Herabmin-  : 
derung  zu  bewirken  versucht  werden  solle. 

Mit  einem  zweiten  kaiserlichen  Hand- 
schreiben vom  selben  Tage  wurde  zu- 
gleich dem  obersten  Kanzler  Grafen  ; 
M  i  1 1  r  o  w  s  k  y  der  Auftrag  ertheilt,  dass  zu  ; 
dem  Ende,  damit  die  von  dem  Hof  kammer- 
präsidenten  zu  führende  Verhandlung  nicht 
beirrt  und  der  Stand  der  factischen  Ver- 
hältnisse durch  Zwischen  Verfügungen  nicht 
wesentlich  verändert  werde,  die  vereinigte 
Hofkanzlei  bis  auf  weitere  kaiserliche 
Anordnung  sich  zur  Richtschnur  zu  neh- 
men habe,  dass  sie  in  allen  Fällen,  wo 
es  sich  um  die  Regulirung  der  Verhält- 
nisse der  in  Frage  stehenden  Bahnen  zu 
der  Staatsverwaltung,  sowie  in  allen 
anderen  Fällen,  wo  es  sich  überhaupt 
um  neue  Eisenbahnconcessionen  und  um 
darauf  bezügliche  Acte  handle,  vorläufig 
mit  dem  Präsidenten  der  allgemeinen  i 
Hofkammer  Rücksprache  zu  pflegen  habe. 

Baron  K  üb  eck  Hess  in  Anbetracht 
dessen,  dass,  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Venedig-Mailänder  Bahn,  nicht  die 
Bahngesellschaften  selbst,  ja  nicht  ein- 
mal deren  Directionen,  sondern  vielmehr 
nur  die  Chefs  einiger  Bankhäuser,  die 
bestenfalls  nur  als  stark  betheiligte  Ac- 
tionäre  angesehen  werden  konnten,  und 
zwar  ohne  jede  Beglaubigung  seitens  der 
Gesellschaften,  das  Majestätsgesuch  ein-  j 
gebracht  hatten,  in  Vollziehung  des  kai- 
serlichen Auftrages  zunächst,  um  die  An- 
gelegenheit aus  dem  Börsengetriebe  weg 
in  den  formell  richtigen  Weg  hinüber- 
zuleiten, die  betreffenden  Bankhäuser  durch 
den  niederösterreichischen  Regierungs- 
präsidenten dahin  verständigen,  dass  nur 
dann,  wenn  die  Bahngesellschaften  selbst 


im  statutenmässigen  Wege  sich  an  die 
Finanz  verwaltung  wenden  und  ordentliche 
Vertreter  mit  unbeschränkter  Vollmacht 
wählen  würden,  die  Begehren  der  Gesell- 
schaften erwogen,  ihr  Stand  erhoben,  die 
allfällige  Hilfe  der  Staatsverwaltung  so- 
wie die  Bedingungen  derselben  ausge- 
mittelt  und  eventuell  Sr.  Majestät  vor- 
geschlagen werden  könnten. 

Auf  diese  Einladung  reagirte  ledig- 
lich die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  in- 
soferne,  als  sie  durch  ihre  Direction  und 
unter  Xamhaftmachung  von  Bevollmäch- 
tigten eine  Vorstellung  einbrachte,  in  der 
sie  um  die  Uebernahme  der  Garantie 
einer  4°/0igen  Verzinsung  für  das  bereits 
eingezahlte  Capital  von  14  Millionen 
Gulden  und  derjenigen  einer  5%'gen 
Verzinsung  für  den  zum  Zwecke  des 
Weiterbaues  noch  aufzunehmenden,  mit 
23,6oo.ooofl.  veranschlagten  Capitalbetrag 
durch  den  Staat  ansuchte. 

Baron  Kübeck  hatte  aber  mittlerweile 
theils  im  Wege  der  vereinigten  Hof- 
kanzlei, theils  durch  Vertrauenspersonen 
auch  selbständige  Erhebungen  über  die 
wahre  Lage  der  Privatunternehmungen 
eingeleitet. 

Dieselben  führten  zur  Erkenntnis,  dass 
ebensowohl  die  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn wie  die  Wiener- Xeustädter-Bahn  — 
die  Venedig-Mailänder  Bahn  kam  infolge 
innerer  Zerwürfnisse  und  der  dadurch 
hervorgerufenen  Krise  des  Unternehmens 
vorläufig  nicht  weiter  in  Betracht  — 
bereits  ein  Erträgnis  abwarfen,  wel- 
ches vollkommen  ausreiche,  um  den 
Betrieb  beider  Bahnen,  soweit  ihr  Aus- 
bau reichte,  mit  angemessener  Leb- 
haftigkeit aufrecht  zu  halten,  und  nicht 
nur  alle  dabei  vorfallenden  Auslagen  ganz 
und  vollständig  zu  decken,  sondern  sogar 
den  Actionären  noch  einen,  wenn  auch 
nicht  dem  gewöhnlichen  Zinsfusse  von 
4 — 5°/0  entsprechenden,  so  doch  immer- 
hin bereits  1 — 3°/0  betragenden  Ueber- 
schuss  zu  bieten. 

Unter  diesen  Verhältnissen  zeigte  sich 
die  Einleitung  einer  eigenen  staatlichen 
Hilfsaction,  soweit  es  sich  blos  darum 
handeln  sollte,  die  beiden  Bahnen  in  ihrem 
bisherigen  Bestände  und  Betriebe  zu  er- 
halten, vollkommen  überflüssig ;  soweit 
aber  für    den  Weiterbau    derselben,  und 
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zwar  in  den  den  Staatsinteressen  ent- 
sprechenden Richtungen,  gesorgt  werden 
wollte,  wurde  es  immer  fraglicher,  ob  es 
—  nicht  zum  mindesten  auch  infolge  der 
von  den  Privatbahnunternehmungen  ein- 
genommenen Haltung  —  ohne  grössere 
Complicationen  möglich  sein  werde,  die 
geplante  Vereinigung  und  Reorganisation 
der  bereits  bestehenden  Gesellschaften 
zu  einer  einzigen  grossen,  unter  der 
Oberleitung  der  Staatsverwaltung  stehen- 
den Betriebsunternehmung  durchzuführen. 

Andererseits  aber  gestaltete  sich  vom 
staatlichen  Standpunkte  aus  das  Bedürf- 
nis, für  den  Ausbau  der  den  grossen  Ver- 
kehrsinteressen des  Staates  entsprechen- 
den Hauptlinien  vorzusorgen,  immer 
dringender. 

Die  Nachbarstaaten  der  Monarchie, 
namentlich  aber  Preussen,  die  Rheinstaaten 
und  Piemont  waren  bereits  emsig  mit  der 
Frage  des  Ausbaues  grösserer,  den  Inter- 
essen ihrer  eigenen  Länder  entsprechen- 
den Bahnzüge  beschäftigt,  und  es  stand 
zu  befürchten,  dass  die  Bahnlinien  dieser 
Nachbarländer,  einmal  ohne  Rücksicht  auf 
ein  österreichisches  Eisenbahnnetz  erbaut 
und  ineinander  einmündend,  dem  Verkehr 
mit  Umgehung  der  österreichischen  Mon- 
archie eine  neue  und  entschiedene  Rich- 
tung geben  würden,  welche  geeignet  wäre, 
die  von  altersher  durch  die  österreichischen 
Länder  ziehenden  Handelswege  für  die 
Zukunft  völlig  zu  unterbinden. 

In  der  Ueberzeugung,  dass  bei  solcher 
Lage  der  Dinge  gar  keine  Wahl  mehr 
erübrige,  sondern  vielmehr,  wenn  der 
Wohlstand  des  eigenen  Landes  nicht 
preisgegeben  werden  wolle,  alles  daran 
gesetzt  werden  müsse,  um  die  den  Inter- 
essen des  grossen  Handelsverkehrs 
dienenden  inländischen  Hauptlinien  bal- 
digst zum  Ausbau  zu  bringen,  sah  sich 
Baron  Kübeck  veranlasst,  unterm  25.  No- 
vember 1841  einen  zweiten  Vortrag  an 
den  Kaiser  zu  erstatten,  in  welchem  er 
zunächst  betonte,  dass  er  in  dieser  be- 
deutsamen Frage  von  dem  Grundsatze 
ausgehen  zu  sollen  glaube,  dass  jeder 
unmittelbare  Einfiuss  der  Staatsverwal- 
tung auf  die  Zustandebringung  der  Eisen- 
bahnen, sowie  jede  Hilfe  und  Unter- 
stützung der  darauf  gerichteten  Unter- 
nehmungen   nur    aus    der  Ueberzeugung 


von  der  eminenten  Nützlichkeit  und  Noth- 
wendigkeit  dieser  oder  jener  Bahnlinie 
für  das  Staatsinteresse  und  von  der  Un- 
entbehrlichkeit  einer  Staatshilfe  hervor- 
gehen könne. 

Die  erste  Frage  nun,  welche  Bahn- 
linien für  die  Interessen  des  österreichischen 
Staates  nothwendig,  oder  doch  nützlich 
seien,  könne  er  nur  dahin  beantworten, 
dass  dies  diejenigen  seien,  welche  den 
schon  jetzt  bestehenden  Zug  des  Ver- 
kehrs mit  seinen  Vortheilen  festhalten; 
der  Zug  aus  und  nach  dem  nördlichen 
und  nordwestlichen  Deutschland,  nach 
dem  südwestlichen  Deutschland,  nach  der 
adriatischen  Küste  und  von  dort  über 
Norditalien  nach  Süddeutschland  bedinge 
unseren  productiven  und  unseren  Transit- 
handel. 

Es  ergäben  sich  hieraus  vier  Haupt- 
bahnlinien :  eine  von  Wien  über  Prag 
nach  Dresden,  um  sich  von  dort  an  das 
Bahnnetz  von  Norddeutschland  anzu- 
schliessen,  eine  von  Linz  über  oder  nahe 
an  Salzburg,  um  sich  an  die  Münchener 
Bahn  zu  reihen  und  die  Donauverbin- 
dung zu  beleben,  eine  von  Wien  nach 
Triest,  um  die  adriatische  Küste  im 
Durchmesser  der  Monarchie  mit  den 
Küsten  der  nördlichen  Meere  in  lucra- 
tiver  Concurrenz  zu  erhalten,  endlich  eine 
von  Venedig  über  Mailand  an  den  Corner 
See,  um  den  Handel  der  österreichischen 
Küste  über  Norditalien  nach  der  Schweiz 
und  Süddeutschland  nicht  zu  verlieren,  und 
die  Concurrenz  von  Genua  zu  bewältigen. 
Da  die  drei  Unternehmungen  der  Nord- 
bahn, der  Wien  -  Gloggnitzer  und  der 
Venedig-Mailänder  Bahn,  und  zwar  die 
ersteren  beiden  wegen  ihrer  Ausgangs- 
punkte und  die  letztere  nach  ihrer  ganzen 
Richtung,  den  angeführten  Hauptlinien 
entsprächen,  bei  der  allgemeinen  Bedräng- 
nis der  Privatbahnunternehmungen  aber 
an  die  Fortsetzung  des  Bahnbaues  in  den 
dem  Staatsinteresse  entsprechenden  Rich- 
tungen durch  diese  Unternehmungen  aus 
ihren  eigenen  gesellschaftlichen  Mitteln 
nicht  zu  denken  sei,  so  entstehe  zunächst 
die  Frage,  ob  und  eventuell  in  welcher 
Weise  die  Staatsverwaltung  zur  Erreichung 
des  gedachten  Zweckes  jenen  Unterneh- 
mungen unterstützend  beispringen  könne 
und  solle. 

10* 
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Baron  Kübeck  zog  hierauf  die  ver- 
schiedenen möglichen  Wege  einer  solchen 
Unterstützung,  als  die  Gewährung  eines 
Darlehens,  die  Leistung  eines  Beitrages, 
die  Uebernahme  eines  Theiles  der  Actien 
und  endlich  diejenige  einer  Zinsen- 
garantie in  nähere  Erörterung,  gelangte 
jedoch  zum  Schlüsse,  dass  bei  Anwen- 
dung jedes  dieser  Mittel  sich  entweder 
der  Zweck  nicht  vollständig  und  nicht 
sicher  erreichen  Hesse,  oder  daraus  die 
verwickeltsten  Verhältnisse  hervorgehen 
würden,  der  Staat  aber  jedenfalls  mit 
seinem  eigenen  Credite  einstehen  müsste, 
folglich  nicht  die  Gesellschaften,  sondern 
eigentlich  der  Staat  den  Bau  mit  seinen 
Mitteln  führen  würde,  die  Verwendung 
dieser  Mitte!  aber  sodann  einer  Privat- 
verwaltung, ohne  dass  von  Seite  der 
Staatsverwaltung  ein  unmittelbarer  Ein- 
fluss  darauf  genommen  werden  könnte, 
überlassen  bliebe. 

Baron  K  ü  b  e  c  k  gab  daher  seiner 
Meinung  dahin  Ausdruck,  dass  da,  wo  die 
Associationen  nicht  aus  sich  selbst  die 
Mittel  zum  Ausbau  der  als  nothwendig  er- 
kannten Bahnen  aufzubringen  vermögen, 
die  Staatsverwaltung  am  einfachsten, 
wohlfeilsten  und  gedeihlichsten  verfahre, 
wenn  sie  diese  Mittel  aus  ihren  eigenen 
Quellen  schöpfe  und  den  Bau  der  er- 
wähnten Bahnen  auf  Kosten  des  Staates 
selbst  bewirke.  Er  wies  darauf  hin, 
dass  nur  dort,  wo  es  der  Erreichung 
eines  nächsten  Vortheiles  gelte,  imd  wo 
die  Thätigkeit  und  Specialität  durch 
diesen  Vortheil  bedingt  sei,  die  Privat- 
industrie den  Vorzug  vor  der  unmittel- 
baren Einwirkung  der  Staatsverwaltung: 
verdiene.  Es  sei  klar,  dass  die  Privat- 
gesellschaften sich  nur  für  den  Zweck 
wahrscheinlicher  Gewinnste  bilden,  und 
dass  sie  unterbleiben ,  sobald  darüber 
Zweifel  oder  ungünstige  Erfahrungen  ent- 
stehen. Der  Nutzen  der  Unternehmung 
selbst  liege  grösstenteils  ausser  dem 
Bereiche  der  Beurtheilung  der  Actien- 
besitzer.  Diejenigen,  welche  sich  an  die 
Spitze  stellen,  seien  genöthigt,  Linien 
und  Richtungen  zu  wählen,  von  denen 
sie  den  nächsten  Vortheil  zu  hoffen 
glauben.  Leitendes  Princip  sei  daher  das 
Privatinteresse,  die  Verwirklichung  des 
grösstmöglichen  Gewinnes,  und  falle  auch 


hiemit  die  Erreichung  eines  höheren 
Zweckes  zusammen,  so  nehme  doch  dieser 
nur  eine  untergeordnete  Stelle  ein.  Dies 
könne  jedoch  der  Staatsverwaltung  nicht 
gleichgiltig  sein,  wo  es  sich  um  eines 
der  wichtigsten  Verkehrsmittel  handle,  wo 
die  Richtung  der  Linien  auf  den  Wohl- 
stand ganzer  Provinzen  Einfluss  nehmen 
könne.  Es  sei  offenbar,  dass  hier  nicht 
die  pecuniären  Vortheile,  sondern  vor 
allem  die  öffentlichen  Rücksichten,  nicht 
die  in  der  kürzesten  Frist  sich  in  Aus- 
sicht stellende  Rente,  sondern  die  ferne, 
aber  um  desto  nachhaltiger  wirkende 
Zukunft  fest  und  ununterbrochen  im  Auge 
behalten  werden  müsse,  und  dass  die 
Voraussetzungen,  welche  es  räthlich 
machen,  bei  kleinen,  kurzen  Bahnen,  bei 
Einästungen  in  Hauptbahnen  die  Privat- 
betriebsamkeit walten  zu  lassen,  bei 
grossen  Bahnen  durchaus  nicht  eintreten. 

Die  Staatsverwaltung  allein  sei  hier 
in  der  Lage,  sich  über  die  Einmündung 
der  inländischen  Bahnen  in  diejenigen  des 
Auslandes,  die  für  den  Nutzen  der  ersteren 
so  entscheidend  seien,  mit  den  fremden 
Regierungen  zu  verständigen  und  dabei 
sowohl  die  Vortheile  des  Verkehrs,  als 
der  Politik  zu  beachten.  Die  Staats- 
verwaltung allein  könne  in  die  Ausführung 
der  Bauten  jene  Regelmässigkeit,  Ueber- 
einstimmung  und  jene  Angemessenheit 
bringen,  welche  bei  dieser  Angelegenheit 
von  so  wesentlichem  Einflüsse  seien. 
Sei  er  aus  diesen  triftigen  Erwägungen 
für  die  Uebernahme  des  Ausbaues  der 
im  allgemeinen  Staatsinteresse  liegenden 
grossen  Bahnen  direct  durch  den  Staat, 
so  halte  er  doch  dafür,  dass  der  eigent- 
liche Fahrbetrieb  mit  den  Vorauslagen 
für  Anschaffung  der  Locomotivkräfte, 
Waggons  und  des  Personals  jedenfalls 
Privatunternehmern  gegen  bestimmte  Be- 
dingungen und  Entgelte  auf  angemessene 
Zeitfristen  vertragsmässig  zu  über- 
lassen sei. 

Bei  der  Prag- Dresdener  Bahn,  welche 
sich  an  die  Nordbahn,  und  bei  der  Triester 
Bahn,  welche  sich  an  die  Wien-Glogg- 
nitzer  Bahn  unmittelbar  anschliessen 
würde,  wäre  der  Betrieb  diesen  beiden 
Gesellschaften  unter  billigen  Bedingungen 
auf  bestimmte  Perioden  vertragsmässig 
zu  überlassen  und  wäre  dies  Zugeständnis 
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zugleich  das  ergiebigste  und  nachhaltigste 
Mittel  einer  Unterstützung  dieser  Gesell- 
schaften ohne  irgend  ein  Opfer  von  Seite 
des  Staates. 

Für  den  Fall,  als  diesen  Ansichten  die 
kaiserliche  Billigung  zu  Theil  würde,  be- 
zeichnete Baron  K  üb  eck  weiter,  als  die 
erste  und  wichtigste  Bedingung  ihrer  zweck- 
mässigenVollziehung,  die  Einsetzung  einer 
concentrischen  Oberleitung  des  ganzen 
Geschäftes.  Mit  aller  Intelligenz,  dem 
besten  Willen  und  der  eifrigsten  Ver- 
wendung scheine  es  ihm  kaum  möglich, 
in  den  dermaligen,  hergebrachten  For- 
men der  Geschäftsbehandlung  zu  einem 
gedeihlichen  Ziele  zu  gelangen.  Die  Hof- 
kanzlei sei  an  die  Hof  kammer,  diese  an  die 
Hofkanzlei  und  beide  seien  an  weitläufige 
Collegialberathungen  und  Vernehmungen 
von  Unterbehörden  gebunden ,  wobei 
grosse  Meinungsdivergenzen  und  Zeit- 
verluste eintreten. 

Jede  Verschiedenheit  der  Ansichten 
führe  zu  einer  Provocation  allerhöchster 
Entscheidungen,  oder  häufig  zu  neuen 
Rückfragen,  über  welche  Stockungen 
eintreten,  die  höchst  nachtheilig  wirken 
müssen. 

Für  eine  so  ausserordentliche  Auf- 
gabe, der  wenig  Erfahrungen  voraus- 
gehen, und  die  eine  übereinstimmende, 
ununterbrochene,  häufig  schnelle  Wirk- 
samkeit zu  ihrer  glücklichen  Lösung  be- 
dürfe, müsse  auch  die  oberleitende  Be- 
hörde speciell  und  angemessen  organi- 
sirt  und  eingesetzt  sein. 

Eine  zweite  unerlässliche  Bedingung 
sei  die  Einsetzung  einer  Generaldirection 
der  Eisenbahnen,  welche  nach  unten  die 
unmittelbare  Leitung  aller  Geschäfte  und 
Vollziehung  aller  darauf  sich  beziehenden 
Geschäfte  und  nach  oben  die  Erstattung 
aller  Aufklärungen,  Vorschläge  und  Be- 
richte in  dem  Bereiche  ihrer  Pflichten 
und  ihrer  Wirksamkeit  hätte. 

Baron  K  ü  b  e  c  k  fasste  schliesslich 
seine  Ansichten  in  theilweiser  Abände- 
rung der  von  ihm  mit  seinem  Vortrage 
vom  14.  Mai  desselben  Jahres  erstatteten 
Vorschläge  in  folgende  formelle  Anträge 
zusammen : 

1.  Die  Staatsverwaltung  hätte  sich 
zu  entscheiden,  ob  sie  Eisenbahnen  über- 
haupt  in  dem  Interesse  des  Staates  und 


unter  den  gegebenen  Umständen  noth- 
wendig  fände ;  wenn,  wie  er  glaube, 
diese  Frage  bejahend  beantwortet  werde, 
so  ergebe  sich 

2.  die  Untersuchung,  für  welche  Aus- 
gangs- und  Endpunkte  sich  Bahnen  noth- 
wendig  darstellen ;  es  wären  dies  nach 
seiner  Ansicht  die  Bahnen  von  Wien 
über  Prag  nach  Dresden,  von  Wien  über 
Wiener-Neustadt  nach  Triest,  von  Venedig 
über  Mailand  nach  Como,  endlich  von 
Wien  über  Linz  gegen  München; 

3.  die  Aufbringung  der  zur  Vollen- 
dung dieser  Bauten  erforderlichen  Capi- 
talien  wäre  aus  den  Creditmitteln  des 
Staates  unmittelbar  zu  bewirken; 

4.  der  Bau  der  obigen  Bahnen  wäre 
von  der  Regierung  in  der  Art  zu  ver- 
anlassen, dass  nach  Ausmittlung  der 
Tracen  der  Unterbau,  die  Belegung,  dann 
der  Bau  der  Wachhäuser  und  Bahnhöfe 
durch  Privatunternehmer  vertragsmässig 
unter  Leitung  und  Aufsicht  der  Regierung 
vollbracht  werde ; 

5.  der  Betrieb  der  Staatsbahnen  wäre 
an  Privatunternehmer  zu  verpachten, 
insbesondere  aber  jener  auf  den  Bahnen 
nach  Prag  und  Triest  den  bestehenden 
Gesellschaften  der  Nordbahn  und  der 
Wiener-Neustädter  Bahn  unter  billigen 
Bedingungen  gegen  zeitliche  Verträge 
zu  überlassen ; 

6.  über  das  Verfahren  bei  der  vene- 
zianisch -  lombardischen  Bahn  wäre  die 
Entwicklung  der  Wirren  der  dortigen 
Gesellschaft  abzuwarten,  und  wären  nach 
Massgabe  derselben  besondere  Vor- 
schläge mit  Rücksicht  auf  die  in  den 
vorausgehenden  Punkten  enthaltenen 
Grundsätze  zu  erstatten ; 

7.  wenn  sich  Privatunternehmer  oder 
Gesellschaften  für  Bahnen  ausser  den 
Staatsbahnen  oder  für  solche,  die  in 
diese  letzteren  einästen  wollen,  finden, 
so  wären  ihre  Anträge  besonders,  und 
zwar  mit  Rücksicht  auf  die  für  Privat- 
unternehmungen schon  vorgezeichneten 
Directiven  und  unter  Bedachtnahme  auf 
ihren  Einfluss  auf  den  öffentlichen  Credit, 
auf  den  Verkehr  und  auf  den  Betrieb  der 
Staatsbahnen,  zu  würdigen  und  der  a.  h. 
Schlussfassung  zu  unterziehen ; 

8.  zum  Behufe  der  zweckmässigen 
Ausführung  wäre : 
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a)  eine  oberleitende  Centralbehörde 
und 

b)  eine  technisch  administrative  Ge- 
neraldirection  der  Eisenbahnen  einzu- 
setzen ; 

9.  diese  Behörden  hätten  nach  ihrer 
Organisirung  den  allgemeinen  und  für 
jedes  nächste  Jahr  den  besonderen  Plan 
der  unmittelbaren  Ausführung  zu  ent- 
werfen, der  kaiserlichen  Genehmigung  zu 
unterbreiten  und  nach  den  allerhöchsten 
Befehlen  zu  verfahren,  wobei  die  Vor- 
schriften über  die  Voranschläge  und  Rech- 
nungsabschlüsse zu  beobachten  wären ; 
endlich  wäre 

10.  weder  den  bestehenden,  noch 
neuen  Gesellschaften  eine  pecuniäre 
Unterstützung,  sei  es  im  Wege  einer 
Zinsengarantie,  oder  unmittelbarer  Geld- 
leistungen zu  gewähren;  die  Nord-  und 
Neustädter  Bahnunternehmungen  aber 
wären  auf  die  wirksame  und  nachhaltige 
Hilfe  zu  verweisen,  welche  ihnen  durch 
die  Erweiterung  ihres  Betriebes  auf  den 
an  ihre  Bahnen  sich  anschliessenden 
Staatsbahnen  erwachsen  werde. 

Die  kaiserliche  Entschli essung  über 
diesen  Vortrag  erfolgte  unterm  19.  De- 
cember  1841.  In  derselben  wurde  Baron 
K  ü  b  e  c  k  auf  ein  gleichzeitig  an  ihn 
erlassenes  Handschreiben  verwiesen,  mit 
dem  der  Kaiser  den  vorgelegten  Anträgen 
seinen  Beifall  ertheilt  habe.  Weiters 
wurde  verfügt,  dass  bei  dem  Umstände, 
als  den  Gesellschaften  der  Nordbahn 
und  der  Wiener  -  Xeustädter  Eisenbahn 
durch  Erbauung  von  Staatsbahnen,  die 
sich  an  die  ihrigen  anschliessen,  die  Er- 
weiterung ihres  Betriebes  und  folglich 
auch  die  lucrative  Benützung  der  Ge- 
sellschaftscapitalien  in  Aussicht  gestellt 
werde,  eine  pecuniäre  Unterstützung  der- 


selben, sei  es  im  Wege  einer  Zinsen- 
garantie oder  einer  anderen  unmittelbaren 
Geldleistung,  nicht  stattfinden  könne, 
und  werde  hienach  das  Gesuch  der 
Nordbahn  zu  erledigeVi  sein.  Was  die 
Venedig  -  Mailänder  Eisenbahn  betreffe, 
so  sei  dem  Antrage  gemäss  vorerst  abzu- 
warten, welche  Wendung  die  Vorgänge 
der  Actiengesellschaft  nehmen  werden, 
und  seien  nach  dem  Ausschlage  der- 
selben  die   weiteren  Anträge   zu  stellen. 

Am  22.  December  1841  erschien  in 
der  >Wiener-Zeitungc  ein  Aufsatz,  welcher 
der  überraschten  Welt  die  erste  Kunde 
von  der  kaiserlichen  Schlussfassung, 
künftighin  Eisenbahnen  auf  Staatskosten 
bauen  zu  lassen,  brachte  und  diese 
Regierungsmassnahme  in  ausführlicher, 
genau  dem  oben  skizzirten  Gedanken- 
gange des  Vortrages  des  Hofkammer- 
präsidenten Baron  Kübeck  vom  25.  No- 
vember 1841  folgender  Weise  motivirte. 

Unmittelbar  darauf  erfolgte  mit  dem 
an  alle  Länderstellen  gerichteten  Hof- 
kanzieidecrete  vom  23.  December  des- 
selben Jahres  die  amtliche  Verlautbarung 
jenes  kaiserlichen  Handschreibens  vom 
19.  December  1841,  welches,  indem  es 
zum  erstenmal  das  Staatsbahnsystem 
in  Oesterreich  zur  Geltung  brachte,  eine 
neue  Epoche  in  der  Verwaltung  der 
österreichischen  Eisenbahnen  einleitete, 
und,  wie  ein  zeitgenössischer,  aus- 
ländischer Fachschriftsteller  berichtet, 
damals  die  Bewunderung  der  Welt  er-  - 
regte.*) 


*)  Friedrich  Wilhelm  Freiherr  v.  Reden: 
>Die  Eisenbahnen  Deutschlands«,  II.  Abschnitt, 
erste  Lieferung  [Die  österreichischen  Eisen- 
bahnen]. Berlin,  Posen  und  Bromberg.  Druck 
und  Verlag  von  Ernst  Siegfried  Mittler,  1844, 
Seite  13  ff.  und  Seite  46. 


II.   Periode  vom  Schlüsse  des  Jahres   1841    bis  in  die  zweite 

Hälfte  des  Jahres   1854. 


Grundsätzliche  Bestimmungen 
des  kaiserlichen  Handschreibens 
vom  19.  December  1841.  Das  seinem 
wesentlichen  Inhalte  nach  mit  dem 
Hofkanzleidecrete     vom     23.     December 


1841  verlautbarte  kaiserliche  Hand- 
schreiben an  den  Hofkammerpräsidenten 
Baron  Kübeck  vom  19.  December  1841 
stellte,  zusammen  mit  den  dasselbe  er- 
gänzenden   Handschreiben,     welche    der 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


151 


Kaiser  gleichzeitig  an  den  obersten 
Kanzler  Grafen  Mittrowsky  und  den 
Präsidenten  des  Hofkriegsratb.es  Grafen 
H  a  r  d  egg  erliess,  für  die  weitere  Ver- 
waltung  der  Eisenbahnen  in  Oesterreich 
nachfolgende,  in  einzelne  Punkte  zu- 
sammengefasste,  leitende  Grundsätze 
fest :  *) 

1.  Als  oberstes  Verwaltungsprincip 
wurde  erklärt,  dass  in  Oesterreich  künftig- 
hin nicht  mehr  wie  bis  dahin  blos  Privat- 
bahnen, sondern  Staats-  und  Privatbahnen 
bestehen  sollen,  und  zwar  dass  als  Staats- 
bahnen diejenigen  für  die  Staatsinteressen 
wichtigsten  Bahnen  zu  gelten  haben, 
welche  vom  Kaiser  fallweise  als  solche 
bezeichnet  werden. 

2.  Auf  den  zu  erbauenden  Staats- 
bahnen hat  die  Staatsverwaltung  unter 
allen  Umständen  die  Trace  in  ihrer  ganzen 
Länge  zu  bestimmen ;  der  Bau  dieser 
Bahnen  ist,  soweit  für  dieselben  bereits  Pri- 
vatunternehmungen concessionirt  wurden 
und  diese  im  Stande  sind,  die  von  ihnen  in 
Ansehung  des  Ausbaues  der  betreffenden 
Linien  übernommenen  Verpflichtungen  zu 


*)  Das  an  den  Hofkammerpräsidenten 
Baron  Kübeck  gerichtete  kaiserliche  Hand- 
schreiben hatte  folgenden  Wortlaut: 

Lieber  Freiherr  von  Kübeck  ! 

Eine  sorgfältige  Untersuchung  und  die 
fortgesetzte  Beobachtung  der  schon  einge- 
tretenen und  noch  zu  erwartenden  Wirkungen, 
welche  aus  dem  Baue  und  der  Benützung 
von  Eisenbahnen  für  alle  Zweige  des  Ver- 
kehrs hervorgehen,  haben  Mich  zu  dem  Be- 
schlüsse bestimmt,  auf  die  Zustandebringung 
der  für  die  Staats-Interessen  wichtigsten 
Bahnen  von  Seite  der  Regierung  directen 
Einfluss  zu  nehmen,  ohne  die  Privat-Betrieb- 
samkeit,  da,  wo  sie  sich  nützlich  bewährt, 
auszuschliessen. 

Die  Bahnen  werden  sich  daher  in  Meinen 
Staaten  in  Staats-  und  Privat-Bahnen  theilen. 

Staats-Bahnen  sind  diejenigen,  welche 
von  Mir  als  solche  gleich  dermahl  oder  künftig 
bezeichnet  werden.  Schon  dermahl  finde  Ich 
die  Bahn-Linien  von  Wien  über  Prag  nach 
Dresden,  von  Wien  nach  Triest,  von  Venedig 
über  Mailand  nach  dem  Comer-See ;  dann  jene 
in  der  Richtung  gegen  Bayern  für  Staats- 
Bahnen,  unbeschadet  der  Privilegien,  welche 
Privat-Ünternehmungen  theilweise  oder  ganz 
in  diesen  Richtungen  bereits  erworben  haben, 
zu  erklären. 

Die  oberste  Leitung  der  Staats-Bahnen 
finde  Ich  Ihnen  als  Präsidenten  Meiner  all- 
gemeinen Hofkammer  zu  übertragen,  wobey 


erfüllen,  von  diesen  Unternehmungen  zu 
vollführen,  im  übrigen  aber  unmittelbar  vom 
Staate    auf  seine    Kosten    zu    bewirken. 

3.  Der  unmittelbare  Staatsbau  hat 
sich  auf  den  Unter-  und  Oberbau,  auf 
die  Belegung  der  Bahn  sowie  auf  die 
Herstellung  der  erforderlichen  Wach- 
häuser und  Bahnhöfe  zu  erstrecken  und 
ist,  soweit  als  nur  immer  möglich,  nicht 
im  Wege  eigener  Regie  des  Staates, 
sondern  durch  Uebertragung  an  Privat- 
bauunternehmer unter  Leitung  und  steter 
Aufsicht  der  staatlichen  Behörde  zu  be- 
werkstelligen. 

4.  Als  Betriebssystem  für  die  erbauten 
Staatsbahnen  wurde  die  Verpachtung  des 
Fahrbetriebes  an  Privatunternehmer 
mittels  zeitlicher  Verträge  in  Aussicht 
genommen,  wobei  im  damaligen  Zeit- 
punkte noch  gedacht  war,  dass  der 
Betriebspächter  nicht  nur  das  erforder- 
liche Personal  beizustellen,  sondern  auch 
den  gesammten  Locomotiv-  und  Wagen- 
park anzuschaffen  habe. 

5.  Die  Competenz  der  obersten  Hof- 
stellen    in     Ansehung     des     Eisenbahn- 


Sie,  insoferne  Privat-Unternehmungen  darauf 
bestehen,  solche  nach  Massgabe  der  ihnen 
zukommenden  Privilegien  zu  behandeln  haben. 

Da,  wo  keine  Privat-Unternehmungen 
bestehen,  oder  die  bestehenden  ihre  über- 
nommenen Verpflichtungen  zum  Bau  oder  zur 
Vollendung  der  Staats-Bahnen  in  den  bezeich- 
neten Richtungen  zu  erfüllen  ausser  Stande 
wären,  ist  der  Bau  der  erwähnten  Staats-Bahnen 
auf  Kosten  des  Staates  zu  bewirken. 

Auf  den  erst  zu  erbauenden  Staats-Bahnen 
hat  die  Staats-Verwaltung  in  jedem  Falle  die 
Trace  in  ihrer  ganzen  Länge  zu  bestimmen, 
und  insofern  der  Bau  unmittelbar  auf  Staats- 
kosten geführt  wird,  den  Unter-  und  Ober- 
Bau,  dann  die  Belegung  der  Bahn  und  die 
Herstellung  der  erforderlichen  Wachhäuser 
und  Bahn-Höfe  zu  veranlassen. 

Die  Vollziehung  dieser  Werke  ist  so 
zweckmässig  und  dauerhaft  als  möglich  mit 
Vermeidung  alles  überflüssigen  Prunkes,  und 
wo  es  immer  geschehen  kann,  durch  Benützung 
der  Privatbetriebsamkeit,  und  Privat-Unter- 
nehmer  unter  Leitung  und  stäter  Aufsicht  der 
berufenen  Behörden  zu  bewirken. 

Der  eigentliche  Fahrbetrieb  auf  den  Staats- 
Bahnen  ist  mittelst  besonderer  zeitlicher  Ver- 
träge an  Privat-Unternehmer  pachtweise  zu 
überlassen  und  können,  insofern  es  mit  den 
hier  eintretenden  Rücksichten  vereinbarlich 
ist,  den  schon  vorhandenen  Eisenbahn-Gesell- 
schaften durch  Zugestehung  angemessener 
Bedingungen     einige     Erleichterungen     bey 
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wesens  wurde  neu  geregelt:  die  Leitung 
der  Staatsbahnen  und  somit  die  Be- 
handlung aller  Angelegenheiten  der 
als  Staatsbahnen  erklärten  Bahnlinien, 
auch  soweit  für  dieselben  bereits,  nach 
ihren  Privilegien  zu  behandelnde  Privat- 
bahnunternehmungen bestanden,  wurde 
dem  Präsidenten  der  allgemeinen  Hof- 
kammer übertragen;  der  vereinigten  Hof- 
kanzlei und  beziehungsweise  auch  den 
anderen  Hofstellen  blieb  hingegen  gegen- 
über den  Eisenbahnen  ihr  Einfluss  in 
Absicht  auf  die  öffentliche  Polizei  sowie 
auf  die  Verpflichtungen  der  bestehenden 
Privatbahnunternehmungen  gegen  die 
öffentliche  Verwaltung  und  gegen  Private 
gewahrt;  ausserdem  verblieben  bei  der 
ersteren  überhaupt  die  Angelegenheiten 
sowohl  der  schon  vorhandenen  Privat- 
bahnen, soweit  dieselben  seither  nicht 
als  Staatsbahnen  erklärt  wurden,  als 
auch  derjenigen  Privatbahnunternehmun- 
gen, welche  als  solche  erst  errichtet 
werden  sollten,  und  zwar  die  letzteren 
unter  Bedachtnahme  auf  die  für  dieselben 
auch  noch  weiterhin  massgebenden  Con- 


Uebemahme  des  Pachtes  des  Fahrbetriebes 
auf  den  Staats-Bahnen  zugewendet  werden. 
Obschon  ich  die  oberste  Leitung  der  Ange- 
legenheit der  Staats-Bahnen  Ihnen  persönlich 
zu  übertragen  finde :  so  steht  es  Ihnen  gleich- 
wohl frey,  sich  hierbey  der  Mithilfe  und  des 
Rathes  der  dazu  geeigneten  von  Ihnen  zu  wäh- 
lenden Mitglieder  der  allgemeinen  Hofkammer 
zu  bedienen,  ohne  an  eine  Gremialform,  oder 
Stimmenzahl  gebunden  zu  seyn. 

Auch  ermächtige  ich  Sie,  so  oft  Sie  es 
nothwendig  finden,  oder  die  Natur  des  Ge- 
schäftes es  wünschenswerth  macht,  Ihren  Be- 
rathungen  einen  Repräsentanten  der  vereinig- 
ten Hotkanzlev  oder  des  Hofkriegsrathes  bey- 
zuziehen,  in  welcher  Hinsicht  Ich,  sowohl  an 
Meinen  Obersten  Kanzler,  als  an  Meinen 
Hofkriegsraths-Präsidenten  die  in  Abschrift 
beyliegenden  Handschreiben  erlasse.  Insofern 
eine  besondere  Personal-Bestellung  unaus- 
weichlich erforderlich  seyn  sollte,  berechtige 
Ich  Sie,  Mir  mit  gehöriger  Nachweisung  des 
Bedürfnisses    dazu    die  Anträge    vorzulegen. 

Für  die  unmittelbare  Geschäfts-Besorgung 
und  Vollziehung  finde  ich  eine  Ihrer  Leitung 
untergeordnete  technisch-administrative  Ge- 
neral-Di rection  zu  bestellen,  welcher  Behörde 
ein  Geschäftserfahrener,  und  besonders  in  dem 
besprochenen  Fache  ausgezeichneter  Tech- 
niker mit  angemessenem  Dienstcharakter  und 
entsprechenden  Genüssen  vorgesetzt  werden 
soll.  Ihren  Vorschlag  für  den  Directors- 
Posten  haben  Sie  mit  Beschleunigung  zu  er- 


cessionsdirectiven  vom  18.  Juni  1838, 
sowie  auf  die  übrigen,  diesen  Directiven 
nachgefolgten  oder  noch  nachfolgenden 
Normen;  die  vereinigte  Hof  kanzlei  wurde 
aber  angewiesen,  bei  allen  ihr  zukommen- 
den Projecten  von  Eisenbahnen,  die  ausser 
der  Richtung  der  Staatsbahnen  liegen, 
oder  in  letztere  einmünden  sollen,  das 
vorherige  Einvernehmen  mit  dem  Hof- 
kammerpräsidenten zu  pflegen,  damit 
derselbe  in  die  Lage  komme,  die  Wir- 
kungen sorgfältig  zu  prüfen,  welche 
solche  Unternehmungen  auf  den  öffent- 
lichen Credit  und  Verkehr,  sowie  insbe- 
sondere auf  die  Vollendung  und  den 
Betrieb  der  Staatsbahnen  äussern  dürften. 
6.  Was  schliesslich  speciell  die  Orga- 
nisation des  Dienstes  für  die  Staatsbahnen 
betraf,  so  wurde  die  oberste  Leitung  der 
Angelegenheiten  derselben  dem  Hof- 
kammerpräsidenten dergestalt  persönlich 
übertragen,  dass  es  ihm,  ohne  an  die 
in  den  übrigen  Sachen  der  Hof  kam - 
mer  vorgeschriebene  Gremialform  und 
Stimmenzahl  gebunden  zu  sein,  frei- 
gestellt wurde,    sich    hiebei  der  Mithilfe 


statten,  und  dabev  mit  Unterordnung  aller 
andern  sonst  zu  beachtenden  Rücksichten 
Ihre  Wahl  nur  auf  den  geeignetesten  Mann  zu 
richten.  Nach  Bestellung  der  Organe,  sehe 
ich  dann  dem  ausführlichen  Plane  entgegen, 
auf  welche  Art  die  von  Mir  hier  vorgezeich- 
neten Grundsätze  für  die  Zustandebringung 
der  Staats-Bahnen  zur  Vollziehung  gebracht 
werden  sollen,  wobey  alle  Elemente  der  mate- 
riellen, pekuniären  und  persönlichen  Leistun- 
gen in  ihrer  Aufeinanderfolge  nachzuweisen, 
die  in  die  nächste  Jahres-Periode  fallenden 
Arbeiten  mit  den  Mitteln  ihrer  Bedeckung 
genau  zu  erörtern,  und  überhaupt  das  einzu- 
haltende Geschäfts-Verfahren  anzugeben  ist. 

Durch  den  Ihnen  als  Präsidenten  Meiner 
Hofkammer  zugedachten  Wirkungskreis  in 
Beziehung  auf  die  Staats-Bahnen,  wird  an 
demjenigen  Einflüsse,  der  Meinen  andern  Hof- 
stellen in  Absicht  auf  die  öffentliche  Polizey, 
die  Verpflichtungen  der  bestehenden  Privat- 
Unternehmungen  gegen  die  öffentliche  Ver- 
waltung oder  Private,  und  sonstige  gesetz- 
liche Verhältnisse  zusteht,  Nichts  geändert, 
und  werden  Sie,  wenn  solche  einschlägige 
Geschäfte  und  Fragen  vorkommen,  sich  mit 
den  Hofstellen,  die  es  betrifft,  in  gehöriges 
Vernehmen  setzen. 

Was  die  schon  vorhandenen  Privat- 
Bahnen  [das  heisst,  alle  Jene,  welche  nicht 
als  Staats-Bahnen  ausdrücklich  erklärt  sind, 
oder  erklärt  werden]  betrifft,  oder  solche, 
welche  in  der  Folge  von  einzelnen  Privaten, 
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und  des  Rathes  der  von  ihm  nach  ihrer 
Eignung  zu  wählenden  Mitglieder  der 
allgemeinen  Hofkammer  zu  bedienen. 

Ausserdem  wurde  der  Hofkammer- 
präsident ermächtigt,  so  oft  die  Natur 
einer  einzelnen  Agende  es  nothwendig 
oder  wünschenswerth  erscheinen  Hess, 
der  Berathung  einen  von  dem  obersten 
Kanzler  und  dem  Präsidenten  des  Hof- 
kriegsrathes  ein  für  allemal  namhaft 
zu  machenden  Repräsentanten  der  ver- 
einigten Hofkanzlei  und  des  Hofkriegs- 
rathes  beizuziehen. 

Für  die  unmittelbare  Geschäftsbesor- 
gung und  Vollziehung  wurde  die  Errich- 
tung einer  dem  Hofkammerpräsidenten 
unmittelbar  untergeordneten  technisch- 
administrativen Behörde,  der  »General- 
direction  für  die  Staatseisenbahnen«  ver- 
fügt. 

Massnahmen  zur  Vollziehung 
des  kaiserlichenHandschreibens; 
Errichtung  derGeneraldirection 
der  Staats eisenb ahnen  und  deren 
innere  D  ienstesorganisation.  So- 


oder  Privat-Gesellschaften  errichtet  werden 
wollen:  so  bleiben  in  dieser  Hinsicht  alle 
Behörden  in  ihrer  dermahligen  Wirksamkeit, 
und  ist  bey  den  diessfälligen  Verhandlungen 
nach  Vorschrift  der  unterm  18.  Juni  1838  er- 
lassenen Directiven,  und  der  übrigen  nach- 
gefolgten oder  noch  nachfolgenden  Normen 
vorzugehen  Da  die  in  dieser  Richtung  vor- 
kommenden Projecte  jedesmahl  auch  an  Sie 
geleitet  werden  müssen:  so  haben  Sie  bey 
Prüfung  derselben  die  Wirkungen  sorgfältig 
in  Erwägung  zu  ziehen,  welche  solche  Unter- 
nehmungen auf  die  Aufbringung  der  Capi- 
talien,  den  öffentlichen  Credit,  den  Verkehr, 
und  insbesondere  auf  die  Vollendung,  und 
den  Betrieb  derStaats-Bahnen  äussern  dürften, 
und  hiernach  Ihre  Rathschläge  einzurichten. 
Wien  den  19.  December  1841. 

Ferdinand  m.  p. 

Das  in  Ergänzung  hiezu  unter  demselben 
Datum  an  den  obersten  Kanzler  erlassene 
Kaiserliche  Handschreiben  lautete: 

Lieber  Graf  Mittrowsky  !  Mit  Rücksicht 
auf  den  gegenwärtigen  Stand  der  Dinge  und 
mit  Beziehung  aut  mein  an  Sie  unterm 
25.  November  1837  erlassenes  Handschreiben 
habe  ich  den  Beschluss  gefasst,  die  Eisen- 
bahnen nach  zwey  Gassen  abzutheilen,  näm- 
lich in  Staats-Bahnen  und  Privat-Bahnen. 

Was  Ich  in  Absicht  auf  die  Erbauung 
von  Staats-Bahnen  und  wegen  Bezeich- 
nung als  solcher  bestimmt  habe,  ersehen  Sie 


fort  nach  Herablangen  des  kaiser- 
lichen Handschreibens  schritt  K üb  eck 
mit  der  ihm  eigenen  Energie  zur  all- 
seitigen Ausführung  der  kaiserlichen  An- 
ordnungen. 

Zuvörderst  übertrug  er  die  Bearbeitung 
aller  Geschäftsstücke  in  Eisenbahnange- 
legenheiten bei  der  allgemeinen  Hof- 
kammer selbst  dem  ebenso  durch  sein 
gediegenes  Concept,  wie  durch  seine 
seltene  Arbeitskraft  ausgezeichneten,  bis- 
herigen Referenten  über  das  Zollwesen 
bei  derselben,  Hofrath  Alois  Edlen  von 
Krem  er,  unter  seiner  gleichzeitigen 
Uebernahme  in  das  Präsidium  der  Hof- 
kammer. 

Die  nächsten  Schritte  betrafen  die 
Constituirung  der  für  die  unmittelbare 
Besorgung  der  Geschäfte  der  Staats- 
eisenbahnen zu  errichtenden  technisch- 
administrativen Generaldirection. 

Von  der  richtigen  Auffassung  aus- 
gehend, dass  bei  der  zu  errichtenden 
Generaldirection  eine  dem  Geiste  der 
für  sie  zu  treffenden  organisatorischen 
Bestimmungen    entsprechende  Geschäfts- 


aus der  beyliegenden  Abschrift  eines  an 
Meinen  Hofkammer-Präsidenten  erlassenen 
Handschreibens. 

In  Betreff  der  Privat-Eisenbahnen 
bleiben  aber  noch  ferners  die  diesfalls  er- 
theilten  Normen,  inbesondere  die  unterm 
18.  Juny  1838  erlassenen  Directiven  in  An- 
wendung; nur  in  Ansehung  jener  Unter- 
nehmungen, deren  Eisenbahn-Linie  in  die  für 
die  Staats-Bahnen  bezeichnete  Richtung  fällt, 
haben  die  diesfalls  von  Mir  ausgesprochenen 
Grundsätze  in  Wirksamkeit  zu  treten.  Da 
Ich  die  auf  die  Staats-Bahnen  sich  beziehenden 
Angelegenheiten  dem  Präsidenten  Meiner 
allgem.  Hofkammer  zur  Besorgung  über- 
tragen und  ihn  ermächtiget  habe,  in  wich- 
tigen und  zweifelhaften  Fällen  sich  mit  einem 
Repräsentanten  der  Ihrer  Leitung  unter- 
stehenden Hofkanzley  zu  berathen,  so  haben 
Sie  wegen  Bezeichnung  und  Abordnung 
dieses  Mitgliedes  mit  dem  genannten  Präsi- 
denten das  nähere  Einverständniss  zu  treffen. 

Bey  dem  Einflüsse,  welchen  die  Staats- 
Eisenbahnen  auf  den  allgemeinen  innern 
Wohlstand  nehmen  können,  hege  Ich  das 
Vertrauen,  dass  Sie  und  nach  Ihrer  Anwei- 
sung die  Ihrer  Leitung  unterstehenden  Be- 
hörden die  Ausführung  Meiner  Absichten 
dadurch  erleichtern  und  sichern  werden,  dass 
Sie  Meinem  Hofkammer-Präsidenten  und  den 
ihm  untergeordneten  Verwaltungsbehörden 
jede  mögliche  zweckmässige  Unterstützung  ge- 
währen werden. 
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führung  nur  dadurch  sichergestellt 
werden  könne,  dass  diese  Geschäfts- 
führung in  die  Hände  eben  jenes  Mannes 
gelegt  werde,  der  die  Organisation  selbst 
durchdacht  und  ausgearbeitet  hat,  war 
K  ü  b  e  c  k's  erste  Sorge  dahin  gerichtet,  für 
die  Stelle  des  Vorstehers  der  neuen  Be- 
hörde die  geeignete  Persönlichkeit  zu 
rinden,  und  seine  Ernennung  der  Organi- 
sation der  Generaldirection  vorangehen 
zu  lassen,  damit  derselbe  für  letztere  selbst 
den  Vorschlag  entwerfe  und  vorlege. 

Vermöge  ihrer  hervorragenden,  fach- 
lichen Eignung  kamen  für  diesen  wich- 
tigen leitenden  Posten  hauptsächlich  drei 
Männer  in  näheren  Betracht.  Es  waren 
dies  der  Generalinspector  der  Kaiser 
Ferdinands-Xordbahn,  Alois  Negrelli 
[Siehe  Abb.  183  im  Band  I.,  I.  Theil, 
Seite  187],  der  Erbauer  der  Budweis-Linz- 
Gmundener  Bahn  und  Bauführer  derWien- 
Gloggnitzer  Bahn,  Mathias  Schönerer 
und  der  Hofbaurath,  Hermenegild  Fran- 
ce s  c  o  n  i  der  bereits  seit  längerem  als 
Referent  in  allen  Eisenbahnangelegen- 
heiten beim  Hofbaurathe  fungirte  und 
sich  auch,  wie  schon  erwähnt,  beim 
Bau  der  Kaiser  Ferdinands  -  Nordbahn 
besondere     Verdienste     erworben    hatte. 


Durch  die  Zuweisung  der  Angelegen- 
heiten, welche  den  Bau  und  Betrieb  der  als 
Staats-Bahnen  erklärtenEisenbahnen  betreffen, 
an  Meinen  Hofkammer-Präsidenten,  ist  ah 
den  Verhältnissen  der  bestehenden  Eisen- 
bahn-Unternehmungen, welche  sich  auf  ihre 
Privilegien  oder  Concessionen  gründen,  nichts 
geändert;  nur  ist  in  dem  vorkommenden  Falle, 
als  eine  solche  Bahn- Unternehmung  eine 
Modifikation  ihrer  Concession,  namentlich  in 
Betreff  der  Richtung  und  Vollenduug  der 
Bahn  ansuchen  sollte,  die  diessfällige  Ver- 
handlung im  Einvernehmen  mit  Meinem  Hof- 
kammer-Präsidenten zu  pflegen. 

In  Ansehung  der  Privat  -  Eisenbahnen 
gelten  noch  ferners  die  hiefür  erlassenen 
Normen,  insbesondere  die  unterm  18.  Juny  1838 
ertheilten  Vorschriften,  wornach  sich  bey  vor- 
kommenden Projekten  zu  Eisenbahnen,  die 
ausser  der  Richtung  derStaats-Bahnen  liegen, 
und  zu  solchen,  die  sich  in  letztere  einmünden 
sollen,  zu  benehmen  seyn  wird ;  nur  ist  hier- 
bey  jedenfalls,  wie  Ich  es  schon  mit  Meinem 
Handschreiben  vom  16.  luny  1S41  angeordnet 
habe,  mit  Meinem  Hofkammer-Präsidenten, 
wegen  des  Einflusses  der  neuen  Unternehmung 
auf  den  Geldumlauf  und  Verkehr  Rück- 
sprache zu  nehmen. 

Wien  den  19.  Dezember  1S41. 

Ferdinand  m.  p. 


Kübeck's  Wahl  fiel  auf  den  letzteren; 
mit  kaiserlicher  EntSchliessung  vom 
3.  Januar  1842  wurde  derselbe  zum 
Vorsteher  der  Generaldirection  für  die 
Staatseisenbahnen  mit  dem  Titel  und 
Charakter  eines  Hofrathes  ernannt. 

Auf  Grund  der  von  Francesconi 
unterbreiteten  Vorschläge  schritt  nun 
K  ü  b  e  c  k  weiter  zur  Feststellung  des  Orga- 
nismus der  neuen  Generaldirection. 
Seine  diesfälligen  Anträge  erhielten  be- 
reits am  23.  Februar  1842  die  kaiser- 
liche Genehmigung. 

Danach  hatte  die  Generaldirection 
nebst  dem  Director  und  einem  Adjuncten, 
welcher  als  der  Stellvertreter  und  als 
Gehilfe  des  ersteren  zu  betrachten  war, 
aus  vier  Abtheilungen,  nämlich  einer  tech- 
nischen, einer  administrativen,  einem  Rech- 
nungsdepartement und  der  Abtheilung 
für  die  Kanzleimanipulation  zu  beste- 
hen. Eigene  Grundeinlösungscommissäre 
wurden  der  Generaldirection  nicht  zu- 
gewiesen, da  für  diese  Geschäfte  theils 
die  politischen,  theils  die  Gefällsbehör- 
den, insbesondere  aber  die  Domänen- 
beamten verwendet  werden  sollten. 

Für  die  Rechnungscontrole  [Censur] 
in  Angelegenheiten  der  Staatseisenbahnen 


Das  an  den  Präsidenten  des  Hofkriegs- 
rathes  erlassene  Handschreiben  hatte  folgen- 
den Wortlaut: 

Lieber  Graf  Hardegg!  Ich  habe  be- 
schlossen, jene  Eisenbahnen,  welche  nach 
ihrer  Richtung  für  die  öffentlichen  Interessen 
die  wichtigsten  Verbindungs-Linien  bilden, 
als  Staats-Bahnen  zu  erklären  und  nach  Um- 
ständen deren  Erbauung  auf  Kosten  des  Aerars 
zu  übernehmen. 

In  welcher  Art  Ich  die  Ausführung  dieses 
Meines  Beschlusses  dem  Präsidenten  Meiner 
allg.  Hofkammer  übertragen  habe,  ersehen 
Sie  aus  bevliegender  Abschrift. 

Ich  versehe  mich  von  Ihrer  Theilnahme 
an  allen,  das  allgemeine  Wohl  betreffenden 
Verwaltungs- Angelegenheiten,  dass  Sie  so 
wie  die  Ihnen  unterstehenden  Aemter  und 
Militär-Körper  bev  sich  darbiethender  Ge- 
legenheit die  Ausführung  Meiner  Absichten 
zweckmässig  unterstützen  und  befördern  wer- 
den, und  haben  Sie  insbesondere  mit  Meinem 
Hofkammer-Präsidenten  das  Einverständniss 
zu  treffen,  welches  Mitglied  der  Ihrer  Leitung 
unterstehenden  Hofstefle  zu  vorkommenden 
Berathungen  in  Angelegenheiten  der  Staats- 
Eisenbahnen  beyzuziehen  sey. 

Wien,  den  19.  Dezember  1841. 

Ferdinand  m.  p. 
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wurde  eine  der  Hofbuchhaltungen,  und 
zwar  die  Cameralhauptbuchhaltung  be- 
stimmt. Die  Zahlungen  für  die  Auslagen 
der  Generaldirection,  waren  entweder 
über  Bericht  derselben  vom  Hof  kammer- 
präsidenten bei  dem  Universalcameral- 
zahlamte  anzuweisen,  oder  von  der 
Generaldirection,  bei  Zahlungsbewilli- 
gungen im  eigenen  Wirkungsbereiche,  bei 
einer  Provinzialcameralcasse  im  Wege 
der  betreffenden  Landesstelle  zu  ver- 
anlassen. 

Ueber  das  Geschäftsverfahren  und 
den  Wirkungskreis  der  Generaldirection 
wurden  mit  derselben  kaiserlichen  Ent- 
schliessung  besondere  Grundsätze  ge- 
nehmigt, welche  mit  dem  an  sämmtliche 
Länderstellen  und  Cameralgefällever- 
waltungen  gerichteten  Hofkammerdecrete 
vom  13.  März  1842  zur  allgemeinen  Ver- 
lautbarung gelangten. 

In  diesen  Grundsätzen  wurde  die 
Generaldirection  als  eine  selbständige, 
technisch  -  administrative  Behörde  be- 
zeichnet, welche  zur  unmittelbaren  Ge- 
schäftsbesorgung in  allen  die  Staats- 
eisenbahnen betreffenden  Angelegenheiten 
und  zur  Vollziehung  der  in  dieser  Hinsicht 
allerhöchst  vorgezeichneten  Grundsätze 
eingesetzt  sei. 

Dieselbe  hatte,  als  dem  Präsidenten 
der  allgemeinen  Hofkammer  unmittelbar 
untergeordnet,  ausschliessend  an  den- 
selben in  allen  Angelegenheiten  der 
Staatseisenbahnen  die  Berichte  und 
Aeusserungen  zu  erstatten,  und  nur  von 
ihm  in  diesen  Angelegenheiten  Aufträge 
zu  empfangen. 

Die  Leitung  aller  die  Staatseisen- 
bahnen betreffenden  Angelegenheiten  und 
der  Geschäfte  der  Generaldirection  war 
ausschliessend  dem  Generaldirector  als 
Vorsteher  derselben  anvertraut.  Der 
Generaldirector  trug  die  unmittelbare 
Verantwortung  für  alles,  was  den  Gang 
der  Geschäfte  und  die  Amtshandlungen 
der  Generaldirection  betraf;  den  übrigen 
Generaldirectionsbeamten  und  Ange- 
stellten wurde  blos  eine  relative  Ver- 
antwortlichkeit für  den  ihnen  übertragenen 
Theil  der  Dienstleistung  auferlegt.  In 
dieser  Hinsicht  wurde  insbesondere  der 
Adjunct  der  Generaldirection,  auf  den 
in    Fällen    der    Abwesenheit    oder    Ver- 


hinderung des  Generaldirectors,  als 
dessen  Stellvertreter,  alle  Obliegenheiten 
desselben  übergingen,  für  die  gehörige 
Besorgung  der  administrativen  Geschäfte, 
unter  der  oberen  Leitung  des  General- 
directors, als  verantwortlich  erklärt. 

Ausdrücklich  wurde  angeordnet,  dass 
der  Generaldirector  sich  bei  administra- 
tiven Gegenständen  mit  dem  Adjuncten 
und  bei  technischen  mit  seinen  Inspectoren, 
oder  in  deren  Abwesenheit  mit  den  den- 
selben zunächst  stehenden  technischen 
Beamten  zu  berathen,  und  wenn  sich  in 
solchen  Fällen  die  Meinungen  nicht  ver- 
einigen lassen  sollten,  in  den  Vorlage- 
berichten an  den  Hof  kammerpräsidenten 
die  verschiedenen  Meinungen  anzuführen 
habe,  während  er  in  Angelegenheiten, 
deren  Entscheidung  im  Wirkungskreise  der 
Generaldirection  lag,  nach  seinem  Er- 
messen unter  eigener  Verantwortung  vor- 
zugehen berechtigt  war. 

Nachträglich  wurde  mit  Hofkammer- 
präsidialdecret  vom  18.  März  1842  diese 
Berathungspflicht  des  Directors  ein- 
schränkend dahin  interpretirt,  dass  sich 
dieselbe  nur  auf  wichtige,  zweifelhafte 
oder  sonstige  Fälle  beziehe,  in  denen 
der  Director  eine  solche  Berathung  noth- 
wendig  finde,  oder  der  Gegenstand  der 
höheren  Entscheidung  zu  unterziehen  sei, 
und  nicht  etwa  die  erforderliche  Geheim- 
haltung des  Gegenstandes  jede  Berathung 
von  selbst  verbiete. 

Die  Aufgabe  der  Generaldirection 
für  die  Staatseisenbahnen  wurde  im  all- 
gemeinen dahin  umschrieben,  dass  die- 
selbe alle  Staatseisenbahnen,  deren  Er- 
richtung vom  Kaiser  angeordnet  wird, 
auf  die  zweckmässigste,  dauerhafteste  und 
sicherste  Art  mit  steter  Berücksichtigung 
der  möglichsten  Wirthschaftlichkeit  zu 
bauen,  folglich  die  dazu  nöthigen  Projecte 
mit  Verlässlichkeit  und  Genauigkeit  zu  ver- 
fassen, die  Grundeinlösungen  vorschrifts- 
mässig  zu  veranlassen,  alle  Arbeiten, 
Werke  und  Bauten,  sie  mögen  zur  Con- 
struction  der  Bahn  selbst  oder  zum  Fahr- 
betriebe erforderlich  sein,  in  der  er- 
wähnten Weise  auszuführen,  oder  für  den 
Fall,  als  sie  im  Wege  der  Privatbetrieb- 
samkeit unternommen  werden,  in  dieser 
Art  ausführen  zu  lassen,  bei  der  Ueber- 
nahme     der      durch     Privatunternehmei 
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hergestellten  Arbeiten,  Werke  und  Bauten 
mit  Gewissenhaftigkeit  und  genau  auf 
der  Grundlage  der  Vertragsbedingungen 
vorzugehen,  und  auf  den  Fahrbetrieb 
selbst  jenen  Einfluss  zu  nehmen  habe, 
der  ihr  zugewiesen  werden  wird. 

Sie  hatte  weiters  über  die  Erhaltung 
der  Bahnen  im  brauchbaren  und  zum 
Betriebe  vollkommen  geeigneten  Zustande 
zu  wachen,  dann  bei  denjenigen  Ver- 
tragsabschlüssen, die  ihr  nach  dem  ein- 
geräumten Wirkungskreise  zustanden, 
oder  die  ihr  besonders  aufgetragen  wurden, 
stets  die  sichere  Erreichung  des  durch 
die  Vertragsunternehmung  zu  erzielenden 
Zweckes  im  Auge  zu  behalten  und  hier- 
nach die  Bedingungen  zu  regeln,  im 
Falle  als  Lieferungen  im  Wege  der 
Regie  besorgt  werden  sollten,  für  die 
zweckmässigste  Bewerkstelliomnor  der- 
selben  und,  wenn  durch  Privatunter- 
nehmer gelieferte  Artikel  übernommen 
wurden,  für  die  Richtigkeit  in  Bezug  auf 
die  übereingekommene  Menge  und  Güte, 
sowie  deren  gehörige  Aufbewahrung 
Sorge  zu  tragen. 

Der  Wirkungskreis  der  General- 
direction  wurde  eingetheilt: 

a)  in  solche  Geschäftsgegenstände, 
worüber  die  höhere  Genehmigung  oder 
Entscheidung   eingeholt   werden  musste; 

b)  in  solche,  worüber  sie  aus  eigenem 
Ansehen  unmittelbar  verfügen  konnte; 

c)  in  solche,  welche  sich  auf  die 
Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  der 
untergeordneten  Organe  und  über  den 
Fahrbetrieb  bezogen. 

Hiebei  war  der  Wirkungskreis  der 
Generaldirection  gegenüber  der  ihr  über- 
geordneten Hofstelle  [Punkt  a  und  b]  in 
richtiger,  den  realen  Bedürfnissen  ent- 
sprechender Weise  dahin  festgestellt, 
dass  ihr  alle  jene  Geschäftsgegenstände 
zur  unmittelbaren  Verfügung  aus  eigenem 
Ansehen  überlassen  blieben,  welche  nicht 
ausdrücklich  der  höheren  Entscheidung 
vorbehalten  worden  waren.*) 

*l  Zu  den  Gegenständen,  welche  der 
Genehmigung  oder  Entscheidung  des  Hof- 
kammerpräsidiums  vorbehalten  waren,  ge- 
hörten im  einzelnen:  Die  Genehmigung  5er 
Projecte  über  die  Erbauung  der  Staatseisen- 
bahnen und  Ober  die  Art  der  Ausführung  der- 
selben sowie  die  Bewilligung  zur  Ausführung 
aller   zur  Construction   derBahnen  oder  für 


Ausserdem  war  aber  der  General- 
director  berechtigt,  auch  solche  Ver- 
fügungen und  Einleitungen,  welche  die 
der  Generaldirection  eingeräumten  Be- 
fugnisse überschritten,  mit  dem  Vor- 
behalte der  nachträglich  einzuholenden, 
höheren  Genehmigung  unter  eigener 
Verantwortung  zu  treffen,  soferne  ihre 
Dringlichkeit  oder  der  einleuchtende  und 
namhafte  Vortheil,  der  für  das  Aerar 
davon  zu  erwarten  oder  der  offenbare 
Xachtheil,  der  aus  dem  Aufschübe  zu 
besorgen  war,  solches  erheischte. 

Als  unter  den  Punkt  c)  fallende  Ge- 
schäftsgegenstände wnirden  alle  jene  Ver- 
fügungen und  Einleitungen  bezeichnet, 
mittels  welcher  die  Generaldirection  in 
die  Lage  versetzt  werden  sollte,  sich  in 
der  ununterbrochenen  Kenntnis  und  Ueber- 
sicht  der  Amtshandlungen  aller  einzelnen 
Individuen  und  der  Fortschritte  in  der 
Ausführung  der  Bahnen  durch  die  ihr 
hiezu  dienlich  erscheinenden  periodi- 
schen Ausweise,  Rapporte  und  Berichte 
zu  erhalten,  —  sich  durch  Inspicirungen 
der  Bahnstrecken  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  ob  genau  nach  den  ertheilten 
Weisungen  vorgegangen  und  allen  An- 
forderungen in  Bezug  auf  die  Zweck- 
mässigkeit, Dauerhaftigkeit  und  Sicher- 
heit der  Werke  und  Bauten  entsprochen 
wurde  —  nöthigenfalls  durch  Belehrung, 
Aufmunterung  oder  in  einer  anderen  ge- 
eigneten Art  auf  die  Förderung  des 
Dienstes  einzuwirken  —  mit  allem  Nach- 
drucke auf  die  Erfüllung  der  jedem  Be- 
amten und  Angestellten  obliegenden  Ver- 
bindlichkeiten zu  dringen  —  und  wahr- 
genommene Nachlässigkeit  im  Dienste 
oder  Verletzung  der  Amtspflicht  strenge 
zu  ahnden,  oder  wenn  die  Ahndung  des 
Vergehens  ihren  Wirkungskreis  überstieg, 
den  Schuldigen  ungesäumt  dem  Prä- 
sidenten der  allgemeinen  Hofkammer  an- 
zuzeigen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Beauf- 
sichtigung   des  Fahrbetriebes    durch    die 

den  künftigen  Fahrbetrieb  erforderlichen 
Arbeiten.  YCerke  und  Bauten,  insoferne  es 
sich  nicht  um  einzelne  Objecte  handelte, 
deren  Kostenpreis  jenen  Betrag  nicht  über- 
stieg, über  welchen  die  Generaldirection 
selbst  zu  entscheiden  berechtigt  war.  — 
Die  Abweichung;  von  der  in  dem  Plane 
festgesetzten    Trace,   oder    in     wesentlichen 
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Generaldirection  und  über  den  derselben 
in  dieser  Hinsicht  einzuräumenden  Ein- 
fluss  wurden  einer  besonderen  Vorschrift 
vorbehalten. 

Was  die  Bestellung  des  für  den  Dienst 
der  Generaldirection  erforderlichen  Per- 
sonals betraf,  so  wurden  mit  Rücksicht 
auf  den  nach  den  verschiedenen  Bau- 
perioden fluctuirenden  Personalbedarf  nur 
ein  Theil  der  Beamten,  nämlich  diejeni- 
gen, deren  Aufnahme  schon  im  ersten 
Anbeginn  als  nothwendig  erschien,  und 
deren  Beibehaltung  sich  auch  für  eine 
fernere  Zukunft  als  höchstwahrschein- 
lich darstellte,  theils  sofort  definitiv,  theils 
provisorisch  mit  der  Anwartschaft  auf 
ihre  definitive  Einsetzung  bestellt  —  das 
letztere  dann,  wenn  die  Wahl  auf  Per- 
sonen fiel,  über  deren  volle  Eignung  für 
den  neuen  Dienst  nicht  vollständige  Sicher- 
heit vorwaltete.  Alle  übrigen  benöthigten 
Arbeitskräfte  wurden  nur  zeitlich  gegen 
eine  »Bestallung«  aufgenommen,  damit 
ihre  Zahl  jederzeit  nach  dem  Masse,  als 
ihre  Arbeitsleistung  wieder  entbehrlich 
wurde,  vermindert  werden  konnte. 

Mit     dem     Hofkammerdecrete      vom 


Punkten  von  der  bei  Genehmigung  des  Bau- 
präliminares  bestimmten  Art  der  Ausführung 
oder  von  der  Summe  des  Kostenanschlages 
—  die  Aufhebung  oder  Abänderung  solcher 
Bestimmungen  und  Normen,  welche  nicht 
von  der  Generaldirection  selbst  nach  ihrem 
Wirkungskreise  ausgegangen  waren. 

Die  Generaldirection  hatte  Bericht  zu 
erstatten,  in  allen  Gnadensachen  —  ferners 
wenn  ausserordentliche  Fälle  eingetreten 
waren,  wodurch  das  Staatseigenthum  einen 
beträchtlichen  Schaden  erlitten  hatte  —  über 
Auslagen,  die  entweder  nicht  systemmässig 
waren,  oder  wofür  in  dem  genehmigten  Vor- 
anschlage keine  Vorsehung  getroffen  war, 
wenn  sie  die  Summe  von  200  fl.  überstiegen  — 
über  den  Ankauf  von  wie  immer  gearteten 
Erfordernissen  [für  die  nicht  Pauschalien  be- 
messenwaren] —  dann  über  Herstellungen  von 
Arbeiten,  Werken  oder  Bauten  ausser  dem 
Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  oder 
der  Concurrenz  mittels  der  schriftlicher  An- 
bote —  und  über  Geldanweisungen,  zu 
welchen  sich  die  Generaldirection ,  ohne 
hiezu  durch  die  Genehmigung  der  betreffen- 
den Rubrik  im  Voranschlage  oder  durch  eine 
besondere  höhere  Weisung  befugt  zu  sein, 
wegen  erwiesener  Dringlichkeit  und  auf  dem 
Verschube  haftender  Gefahr  unter  eigener 
Verantwortung  bestimmt  gefunden  hatte. 

Der  höheren  Genehmigung  waren  zuunter- 
ziehen: die  Grundeinlösungen  und  die  Einlö- 
sungen der  auf  den  Gründen  haftenden  Rechte, 


13.  März  1842  wurde  aber  zugleich  aus- 
drücklich erklärt,  dass  denjenigen  nur 
provisorisch  oder  blos  zeitlich  gegen  Be- 
stallung oder  gegen  Taggelder  aufge- 
nommenen Beamten,  welche  bereits  in 
landesfürstlichen  Diensten  standen,  bei 
ihrem  Uebertritte  zur  Generaldirection 
der  Rücktritt  in  die  früher  bekleidete 
Stelle,  nebst  der  allfälligen  Vorrückung 
in  höhere  Dienststellen  bei  ihrer  früheren 
Branche,  vorbehalten  werde,  und  dass 
dieselben,  sobald  man  ihrer  Dienste  bei 
der  Generaldirection  nicht  mehr  bedürfe, 
und  sie  nicht  in  der  Zwischenzeit  eine 
definitive  Anstellung  bei  der  letzteren 
erlangten,  in  diese  Stellen  zurückversetzt 
werden  dürfen. 

Ausser  der  Ernennung  des  General- 
directors  war  auch  diejenige  seines  Ad- 
juncten  dem  Kaiser  vorbehalten.  Als 
solcher  wurde  mit  kaiserlicher  Entschlies- 
sung  vom  12.  März  1842  der  Hofsecretär 
bei  der  allgemeinen  Hof  kammer  und  Di- 
rector  der  Nordbahngesellschaft,  Franz 
Zellner,  unter  gleichzeitiger  Verleihung 
des  Titels  und  Charakters  eines  Regie- 
rungsrathes  ernannt. 


worüber  zwar  die  vorläufigen  Uebereinkünfte 
mit  Intervenirung  der  Provinzialkammer- 
procuratur  verabredet  werden  sollten,  die 
Resultate  aber  in  besonders  zu  bestimmenden 
Ausweisen  und  Perioden  vorzulegen  waren  — 
andere  Ankäufe,  dann  im  allgemeinen  Ver- 
käufe von  Realitäten  undRechten,  dann  Käufe 
und  Verkäufe  von  Erfordernissen,  wenn  der 
Preis  der  ersteren  den  Betragvon  1000  fl.  und 
der  Erfordernisse  jenen  von  20O0fl.  überstieg, 
oder  die  Kammerprocuratur  Bedenken  erhob, 
selbst,  wenn  für  die  Auslage  im  Voranschlage 
vorgesehen  war,  oder  der  Kauf-  oder  Veräusse- 
rungsact  im  vorgeschriebenen  Wege  der  Con- 
currenz geschehen  sollte  —  Pacht-  und  Miet- 
verträge, wenn  der  Pachtschilling  oder  Mieth- 
zins  500  fl.  überstieg,  wenn  die  Verpachtung 
oder  Vermiethung  ausser  dem  Wege  der 
öffentlichen  Versteigerung  stattfand,  wenn 
der  Vertrag  auf  länger  als  auf  neun  Jahre 
abgeschlossen  werden  sollte,  oder  die 
Kammerprocuratur  Bedenken  erhob  —  die 
Lieferung  von  Arbeiten,  die  für  sich  vorzu- 
nehmen waren,  z  B.  der  Erdarbeiten  u.  s.  w., 
dann  die  Aufführung  von  Werken  und 
Gebäuden,  es  mochte  sich  um  ganz  neue 
oder  um  die  Wiederherstellung  von  bereits 
bestandenen,  durch  Feuer  oder  einen  anderen 
Unglücksfall  gänzlich  zugrunde  gegangenen 
Werken  und  Gebäuden,  oder  um  Reparaturen 
derselben  handeln,  wenn  der  Gesammtbetrag 
der  Kosten  für  die  Arbeiten,  oder  die  Werke, 
oder  die    Gebäude  3000  fl.   überstieg,  selbst 
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Für  die  technischen  Bauagenden  unter- 
standen dem  Generaldirector  zunächst 
zwei  Inspectoren,  einer  für  den  Bau  der 
nördlichen  Linie  nach  Prag  und  Dresden, 
der  andere  für  denjenigen  der  südlichen 
Linie  nach  Triest. 

Auf  dem  ersteren  dieser  Inspector- 
posten  wurde  der  von  der  Kaiser  Ferdi- 
nands -  Nordbahn  beurlaubte  Generalin- 
spector  derselben,  Alois  N  e  g  r  e  1 1  i,  verwen- 
det; auf  den  zweiten  wurde  mit  Decret 
vom  23.  Juli  1842  der  Tiroler  Baudirec- 
tionsadjunct  Karl  Ghega,  nach  seiner 
Rückkehr  von  einer  ihm  aufgetragenen 
Studienreise  nach  Amerika,  berufen. 

Für  den  executiven  Baudienst  wurden 
in  Unterordnung  unter  die  genannten 
Inspectoren  acht  Oberingenieurabthei- 
lungen,  und  zwar  vier  für  die  nördliche 
und  vier  für  die  südliche  Linie  gebildet. 
Jeder  dieser  Abtheilungen,  deren  Anzahl 
und  Geschäftszuweisung  übrigens  einem 
häufigeren  Wechsel  unterlag,  waren  Bau- 
strecken in  der  Länge  bis  zu  20  deutschen 
Meilen  [150  km]  zugewiesen. 

Die  Oberingenieurabtheilungen  theil- 
ten    sich    für  die  eigentliche  Bauführung 

wenn  für  die  Auslage  im  Voranschlage  vor- 

fesehen   war,  oder  die  Lieferung   oder  Aus- 
ührung     im    Wege   der    Concurrenz    statt- 
finden sollte. 

Zu  den  Gegenständen,  worüber  Bericht 
zu  erstatten  war,  gehörten  ferner:  alle 
Vergleiche  über  Rechtsstreite,  die  aus  den 
mit  Privatunternehmern  abgeschlossenen  Ver- 
trägen oder  anderen  Rechtsgeschäften  der 
Generaldirection  entsprangen  —  die  Ab- 
schreibung von  Verlusten,  wenn  es  er- 
wiesen war,  dass  das  Staatseigenthum, 
welches  der  Verlust  traf,  durch  einen  unver- 
meidlichen Zufall,  mithin  ohne  Jemandens 
Verschulden  zugrunde  ging,  insoferne  der 
abzuschreibende  Betrag  200  fl.  überstieg  — 
die  Nachsicht  und  Abschreibung  der  aus 
der  Amtshandlung  der  Buchhaltung  entsprin- 
genden, die  Beamten  und  Untergeordneten 
der  Generaldirection  betreffenden  Rech- 
nungsmängel, wenn  die  Buchhaltung  die  von 
dem  Rechnungsleger  abgegebenen  Erläute- 
rungen für  rücksichtswürdig  und  grundhältig 
erklärte  und  der  Betrag  200  fl.  überschritt. 
Der  höheren  Entscheidung  waren  weiter 
zu  unterziehen:  jede  stabile  oder  zeit- 
liche Vermehrung  der  Beamten  und  mit 
Diensteid  Angestellten,  oder  die  Erhöhung 
des  Gehaltes  und  ihrer  Genüsse  über  den 
systemisirten  Besoldungsstand  —  Besetzungs- 
yorschläge  zu  dem  Dienstplatze  des  Ad- 
juncten  der  Generaldirection  und  zu  allen 
Anstellungen,  mit   welchen   ein  Gehalt  oder 


in  Bausectionen,  welche  unter  der  Lei- 
tung von  Abtheilungsingenieuren  stan- 
den, und  in  der  Regel  eine  Länge  von 
drei  bis  vier  deutsche  Meilen  [23  bis  2,0km] 
umfassen  sollten. 

Unter  den  Ingenieuren  endlich  stan- 
den die  Assistenten,  denen  höchstens 
1  bis  1  '/2  deutsche  Meilen  [7  '/2  bis  1 1  km] 
lange  Baustrecken  zur  Beaufsichtigung 
zugewiesen  wurden. 

Sowohl  die  Oberingenieure,  wie  die 
Abtheilungsingenieure  und  die  Assisten- 
ten waren  mit  kurzen,  bündig  abgefass- 
ten  Dienstinstructionen  versehen,  welche 
ihre  wesentlichen  Dienstobliegenheiten 
enthielten. 

Besondere  Oberingenieurabtheilungen 
mit  Zuweisung  noch  längerer  Strecken 
waren  für  die  Projectirung  und  Ausfüh- 
rung der  Hochbauten  aufgestellt. 

Sobald  die  Bauzeit  heranrückte,  wur- 
den jedesmal  die  Ingenieure  und  die 
Assistenten  in  der  erforderlichen  Anzahl 
zur  Beaufsichtigung  und  Leitung  der 
Bauführungen  ausgesendet.  Nachdem  die 
günstige  Bauzeit  ihr  Ende  erreicht  hatte, 
wurden  die  Sectionen  im  Personalstande 


eine  Bestallung  von  600  fl.  oder  von  mehr  als 
600  fl.  verbunden  war  —  der  Diensttausch  der 
eben  bezeichneten  Beamten,  deren  Ernennung 
ausser  dem  Wirkungskreise  der  General- 
direction lag  —  die  Annahme  der  Dienstesent- 
sagung von  den  Beamten  der  oben  erwähnten 
Kategorien  —  die  Bewilligung  eines  Urlaubes, 
wenn  die  Dauer  desselben  sechs  Wochen 
überschritt  oder  wenn  der  Beamte  in 
das  Ausland  zu  reisen  beabsichtigte  (der 
Vorsteher  und  der  Adjunct  der  General- 
direction durften  nur  mit  Bewilligung  des 
Präsidenten  der  allgemeinen  Hofkammer 
einen  Urlaub  antreten;  der  Generaldirector 
war  verpflichtet,  wenn  er  sich  von  seinem 
Posten  auf  länger  als  acht  Tage  in  Ge- 
schäften entfernte,  dem  Präsidenten  der  all- 
gemeinen Hofkammer  die  vorläufige  An- 
zeige zu  machen)  —  die  Entlassung  und 
Degradirung  von  Beamten  und  Angestellten, 
welche  den  Diensteid  abgelegt  hatten,  inso- 
ferne sie  nicht  zur  Dienerschaft  gehörten  — 
die,  wenn  auch  nur  zeitliche  Wiederanstellung 
eines  Individuums,  welches  notorisch  wegen 
eines  Verbrechens  oder  einer  schweren  Polizei- 
übertretung abgeurtheilt,  oder  wegen  eines 
Dienstvergehens  entlassen  worden  war  — 
ebenso  die  definitive  oder  zeitliche  An- 
stellung eines  Individuums,  welches  in  Pri- 
vatdiensten stand  oder  im  Privatstande  lebte, 
und  wegen  eines  Verbrechens  oder  einer 
schweren  Polizeiübertretung  abgeurtheilt, 
oder  biosaus  Mangel  an  rechtlichen  Beweisen 
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verringert  und  die  einberufenen  Beamten 
zur  Ausarbeitung  der  Projecte  u.  s.  w. 
für  die  weiteren  Baustrecken  verwendet. 

Zur  Besorgung  der  Grundeinlösungs- 
geschäfte wurde  in  südlicher  Richtung, 
wo  die  Stände  Steiermarks  die  Kosten 
der  Grundeinlösung  auf  sich  genommen 
hatten,  eine  Commission  niedergesetzt, 
welche  von  einem  ständischen  Verord- 
neten geleitet  wurde.  In  nördlicher  Rich- 
tung wurde  eine  landesfürstliche  Com- 
mission aufgestellt,  die  aus  einem  Rechts- 
verständigen und  einem  Oeconomiebe- 
amten  bestand. 

Man  rühmte  dieser  ersten  Dienstes- 
organisation des  Staatseisenbahnbaues  in 
Oesterreich  eine  grosse  Einfachheit  nach, 
welcher  hauptsächlich  das  so  rasche  Ge- 
lingen des  ganzen  Werkes  zu  danken 
gewesen  sei. 

Diese  Einfachheit  war  jedenfalls 
wesentlich  auf  den  Geist  zurückzuführen, 
in  dem  die  Organisation  von  Francesconi 
gehandhabt  wurde.  Derselbe  war  fortge- 
setzt bestrebt,  zu  dem  Ende  die  mög- 
lichste Vereinfachung  des  Geschäftsver- 
fahrens   bei  der  Generaldirection    einzu- 


losgesprochen  wurde  —  die  definitive  An- 
stellung von  Individuen,  welche  das  vierzigste 
Lebensjahr  vollendet  hatten  und  aus  dem 
Privatstande    aufgenommen   werden    sollten 

—  die  verfügten  Suspensionen  von  Beamten 
und  Angestellten,  deren  Ernennung  der 
Generaldirection  nicht  zustand,  worüber  unter 
Anführung  der  Beweggründe  die  Anzeige 
zu  erstatten  war. 

Zur  höheren  Genehmigung  waren  noch 
vorzulegen:  die  Bewilligung  von  Besoldungs- 
vorschüssen für  Beamte,  deren  Gehalt  800  fl. 
überschritt,  oder  insoferne  mehr  als  zwanzig- 
monatliche Fristen  eingeräumt  werden  sollten, 
oder  der  etwa  vorher  empfangene  Besoldungs- 
vorschuss    noch   nicht   ganz    berichtigt    war 

—  die  gänzliche  oder  theilweise  Nachsicht 
eines  Besoldungsvorschusses  ausser  in  Todes- 
fällen, wenn  die  Uneinbringlichkeit  gesetzlich 
nachgewiesen  war  —  Aushilfen  für  Beamte, 
Angestellte  und  Diener,  welche  durch  lang- 
wierige Krankheiten  oder  andere  Unglücks- 
fälle zu  ausserordentlichen,  gegen  ihr  Ein- 
kommen unverhältnismässig  grossen  Aus- 
lagen genöthigt  wurden,  eine  Unterstützung 
daher  dringend  bedurften,  und  sich  derselben 
auch  durch  tadelloses  Benehmen  und  Dienst- 
fleiss  würdig  gemacht  hatten,  insofern  der 
Betrag  der  Ausnilfe  für  Beamte  und  Ange- 
stellte der  Beamtenkategorien  100  fl.  und  für 
die  Diener  50  fl.  überstieg,  oder  der  dazu  im 
Jahresvoranschlage  bestimmte  Betrag  er- 
schöpft war  —  alle  Geldbelohnungen,  welche 


führen  und  festzuhalten,  um  jederzeit  in 
der  Lage  zu  sein,  das  ganze  Geschäft 
durchschauen,  überwachen  und  contro- 
liren  zu  können,  und  die  Evidenz  des- 
selben so  zu  handhaben,  dass  er  in  jedem 
Augenblicke  genaue  Rechenschaft  geben 
konnte.  Dabei  sollte  das  Personal  stets 
so  verwendet  werden,  dass  jedem  ein- 
zelnen Beamten  die  Möglichkeit  geboten 
sei,  sich  in  dem  ihm  bestimmten  Wir- 
kungskreise ungehindert  zu  bewegen,  und 
sich  in  demselben  auch  auszuzeichnen. 
Nicht  zum  mindesten  war  aber  jene 
Einfachheit  des  Geschäftsverfahrens  auch 
dadurch  bedingt,  dass  Francesconi  durch 
die  Anstellungsverhältnisse  der  damaligen 
Zeit,  welche  ihn  in  der  Wahl  tüchtiger 
Individuen  beschränkten,  gezwungen  war, 
die  verhältnismässig  wenigen  technischen 
Kräfte,  die  ihm  zu  Gebote  standen, 
wirklich  bestens  auszunützen ;  er  musste 
daher  trachten,  dieselben,  und  zwar  auch 
die  höheren  technischen  Beamten,  von 
jeder  überflüssigen  Bureauarbeit  frei  zu 
halten,  und  sie  zur  unmittelbaren  thätigen 
Einfiussnahme  bei  der  Ausarbeitung  der 
Projecte  und    der  wirklichen  Bauausfüh- 


die  Generaldirection  in  Antrag  bringen  zu 
sollen  glaubte,  wobei  sie  sich  die  darüber 
bestehenden  a.  h.  Vorschriften  gegenwärtig 
zu  halten  hatte  —  die  Bewilligung  von 
Reise-,  Zahlungs  und  Uebersiedlungskosten, 
dann  von  anderen  Gebühren,  insofern  von 
den  hierüber  bestandenen  Normalvorschriften 
Abweichungen  stattzufinden  hatten. 

Berichte  waren  auch  zu  erstatten,  über 
zu  bewilligende  Gnadengaben  aller  Art  — 
über  die  Bewilligung  von  Pensionen,  Provi- 
sionen, Erziehungsbeiträgen  und  Sterbe- 
quartalen, insoferne  es  sich  um  Abweichun- 
gen von  den  streng  normalmässigen  Bezügen 
und  den  hierüber  bestandenen  Vorschriften, 
oder  um  solche  Beamte  und  deren  Witwen 
und  Waisen  handelte,  deren  Ernennung  der 
Generaldirection  nicht  zustand,  oder  in- 
sofern die  Versetzung  in  den  Ruhestand  aus 
einem  anderen  Grunde,  als  wegen  legal  nach- 
gewiesener, durch  körperliche  Gebrechen 
herbeigeführter  Unfähigkeit  zur  Fortsetzung 
der  Dienstleistung  zu  verfügen  war  —  über 
das  Befugnis,  solche  Beträge  ausser  den 
Grenzen  der  österreichischen  Monarchie  zu 
gemessen. 

Die  normalmässigen  Bezüge  für  diejeni- 
gen Beamten  oder  deren  Angehörige  und 
jene  Diener,  deren  Ernennung  im  Wirkungs- 
kreise der  Generaldirection  lag,  war  dieselbe 
mit  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschrif- 
ten zu  bewilligen  und  im  gehörigen  Wege 
anzuweisen  befusft. 
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rung,  insbesondere  zur  thätigen  Ver- 
wendung »auf  dem  Felde«,  wie  er  sich 
auszudrücken  pflegte,  und  zur  steten  Be- 
gehung des  Terrains  zu  verhalten. 

So  kam  es,  dass,  bei  den  fortwährenden 
Bereisungen  der  Strecken  durch  die 
leitenden  Oberingenieure,  dann  durch  die 
denselben  übergeordneten  Inspectoren 
und  durch  den  Generaldirector  selbst,  die 
meisten  Fragen  mündlich  berathen  und 
entschieden  wurden,  und  die  acten- 
mässige  Correspondenz  auf  das  noth- 
wendigste  beschränkt  blieb,  dergestalt, 
dass  persönliche  Controle  und  persön- 
liches Vertrauen  die  Grundpfeiler  der 
ganzen  Geschäftsführung  bildeten. 

Besondere  Organisation  des 
Dienstes  im  lombardisch-vene- 
zianischen Königreiche.  Die  Xoth- 
wendigkeit  besonderer  dienstesorgani- 
satorischer Vorkehrungen  ergab  sich  für 
den  Hofkammerpräsidenten  und  für  die 
Generaldirection  der  Staatseisenbahnen 
infolge  der  eigenthümlichen  Verhältnisse 
der  lombardisch  -  venezianischen  Kaiser 
Ferdinands-Eisenbahngesellschaft. 


Dem  Präsidenten  der  allgemeinen 
Hofkammer  waren  periodisch  vorzulegen: 
monatlich  das  Generaldirections-Vorstands- 
protokoll  —  vierzehntägig  die  Referats- 
bögen  der  Generaldirection,  —  monatlich,  und 
zwar  bis  20.  eines  jeden  Monates  der  Vor- 
anschlag für  das  Gelderfordernis  des  näch- 
sten Monates  —  vierteljährig  und  zwar  bis  20. 
des  dritten  Monats  in  dem  betreffenden 
Quartale,  die  Nachweisung  der  in  den  näch- 
sten drei  Monaten  vorzunehmenden  Arbeiten 
und  Bauten  —  vierteljährig  am  Schlüsse  des 
Vierteljahres  und  längstens  bis  10.  des  darauf- 
folgenden Monates  die  Anzeige  über  die  in 
dem  abgelaufenen  Vierteljahre  unternomme- 
nen Bauten  und  Arbeiten  auf  allen  Bahn- 
strecken und  die  in  diesem  Vierteljahre  ver- 
ausgabteGeldsumme  —  vierteljährigdieUeber- 
sicht  über  die  von  der  Generaldirection 
vorgenommenen  Dienstesanstellungen  — jähr- 
lich, und  zwar  längstens  bis  Ende  Juli  eines 
jeden  Verwaltungsjahres  der  Bauplan  für  das 
nächste  Jahr  unter  Nachweisung  der  dazu 
erforderlichen  Geldmittel  —  jährlich  und  zwar 
nach  Ablauf  eines  Monates  nach  dem  Schlüsse 
des  Verwaltungsjahres,  das  Verzeichnis  der 
unerledigten  Geschäftsstücke  und  der  noch 
rückständigen  Berichte  —  jährlich,  und  zwar 
nach  Ablauf  zweier  Monate  nach  dem 
Schlüsse  des  Verwaltungsjahres,  der  Ge- 
barungsausweis und  Rechnungsabschluss 
für  das  verflossene  Jahr. 


Bereits  in  der  allgemeinen  Geschichte 
der  österreichischen  Eisenbahnen  im  ersten 
Bande  dieses  Werkes  [Seite  212  und  ff.] 
wurde  jener  inneren  Schwierigkeiten  und 
Misshelligkeiten  Erwähnung  gethan,  die 
sich  im  Schosse  der  genannten  Gesellschaft 
der  Ausführung  ihres  Bahnunternehmens 
entgegenstellten  und  dasselbe  beinahe 
zum  Scheitern  brachten,  sowie  jener  Con- 
cessionen,  welche  die  Regierung  nach 
längeren  Verhandlungen  über  kaiser- 
liche Ermächtigung  vom  22.  December 
1842  dieser  Bahngesellschaft  zur  Be- 
seitigung jener  Hindernisse  und  zur 
möglichsten  Förderung  ihres  Gesell- 
schaftszweckes zu  machen  sich  bereit 
erklärte. 

Unter  den  Bedingungen,  an  welche 
die  Regierung  diese  Concessionen  knüpfte, 
befand  sich  auch  die,  dass  der  Direction, 
beziehungsweise  den  beiden  Sectionen 
derselben  landesfürstliche,  administrative 
und  technische  Organe,  die  nach  überein- 
stimmenden Instructionen  vorzugehen 
hatten,  zugewiesen  wurden,  und  dass 
sich  die  Gesellschaft  im  Falle  einer 
Meinungsverschiedenheit    zwischen     den 


Ausser  diesen  Nachweisen  hatte  die 
Generaldirection  alle  infolge  besonderer 
Vorschriften  zu  liefernden  periodischen  Aus- 
weise dem  Präsidenten  der  allgemeinen 
Hof  kammer  vorzulegen,  und  über  alle  Gegen- 
stände Bericht  zu  erstatten,  worüber  ein 
solcher  gefordert  wurde,  oder  deren  Geneh- 
migung oder  Bestätigung  der  höheren  Ent- 
scheidung vorbehalten  war. 

Wenn  es  sich  um  die  Entlassung  oder 
die  Degradirung  definitiv  oder  zeitlich  an- 
gestellter Beamten  aus  Strafe  handelte, 
hatte  die  Direction  jedesmal  ihre  Anträge 
mit  umständlicher  Begründung  dem  Hof- 
kammerpräsidenten vorzulegen.  Das  zu  der 
Classe  der  Diurnisten,  Autseher  und  Diener 
gehörige  Personal  konnte  von  dem  Director, 
nach  vorläufig  aufgenommenem  Protokolle 
über  die  Veranlassung,  entlassen  werden. 

Zu  den  Befugnissen  der  Generaldirection 
gehörte  es,  die  tür  den  Dienst  erforderlichen 
Diurnisten  aufzunehmen;  sie  war  bei  der 
Aufnahme  derselben  an  die  hierüber  im  all- 
gemeinen bestandenen  Vorschriften  mit  der 
Ausnahme  gebunden,  dass  auch  Kanzlei- 
praktikanten landesfürstlicher  Behörden  und 
Individuen  aus  dem  Militärstande,  ohne  dass 
ihre  Dienstzeit  als  unterbrochen  angesehen 
wurde,  und  mit  Vorbehalt  ihrer  Stellung, 
ihrer  Rechte  und  ihres  Rücktrittes,  mit 
Diurnen  während  der  Dienstleistung  bei  der 
Direction  betheilt  werden  durften. 
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Directionssectionen  einerseits  und  den 
administrativen  und  technischen  Com- 
missären  andererseits  dem  Ausspruche 
des  Hofkammerpräsidiums  zu  unter- 
werfen habe. 

Diese  landesfürstlichen  Commissäre 
hatten  bei  dem  Unternehmen  die  General- 
direction  für  die  Staatseisenbahnen  zu 
vertreten  und  waren  der  letzteren  unter- 
geordnet. 

Speciell  der  technische  landesfürst- 
liche Oberbeamte  hatte  die  Aufgabe, 
darauf  zu  sehen,  dass  die  Bahn  zweck- 
mässig, öconomisch,  nach  den  bewilligten 
Plänen  und  in  den  zu  bestimmenden 
Zeitabschnitten  ausgeführt  werde,  sowie 
auch,  dass  die  Bahn  vor  ihrer  Eröffnung 
mit  den  dazu  nöthigen  Betriebsmitteln 
versehen  sei,  und  nach  der  Eröffnung 
mit  Ordnung,  Zweckmässigkeit  und 
Sicherheit  betrieben  werde. 

Der  technische  landesfürstliche  Com- 
missär  wurde,  soweit  nöthig,  als  dem 
administrativen  [politischen]  landesfürst- 
lichen Commissär  untergeordnet  be- 
trachtet ;  er  hatte  aber  in  technischen 
Angelegenheiten  seine  Ansichten  gegen- 
über der  Generaldirection  selbständig  zu 
vertreten  und  daher  mit  letzterer  un- 
mittelbar zu  correspondiren  ;  auch  wurde 
demselben  das  zur  Erfüllung  seiner  Auf- 
gabe nöthige  technische  Hilfspersonal 
[technische  Assistenten]  beigegeben. 

Als  später  nach  neuerlichen  Ver- 
handlungen die  Staatsverwaltung  auf 
Grund  der  kaiserlichen  Entschliessung 
vom  18.  Januar  1846  die  Fortsetzung 
des  Baues  der  lombardisch-venezianischen 
Kaiser  Ferdinands-Eisenbahn  bis  zur 
Vollendung  derselben,  dann  die  Bei- 
schaffung des  gesammten  Betriebsmate- 
riales  und  die  Organisation  des  Betriebes 
auf  Kosten  der  Gesellschaft  übernahm, 
wurde  ein  eigenes  landesfürstliches,  tech- 
nisch-administratives Inspectorat  [Eisen- 
bahninspectorat]  für  die  Bauausführung, 
Betriebsorganisirung  und  Betriebsüber- 
wachung der  lombardisch-venezianischen 
Eisenbahn  mit  dem  Amtssitze  in  Verona 
errichtet,  welches  der  Generaldirection  für 
die  Staatseisenbahnen  und  im  höheren  Zuge 
dem  Hofkammerpräsidium  unterstellt  war. 

Mit  dem  Beginne  der  Amtswirksam- 
keit dieses  Inspectorates  hatten  die  beiden 
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bisherigen  Sectionen  der  Gesellschafts- 
direction  die  ihrige  einzustellen  und 
gingen  deren  Befugnisse  theils  auf  das 
erwähnte  Inspectorat,  theils  auf  einen 
neugebildeten  fünfgliedrigen  Gesellschafts- 
ausschuss,  der  seinen  Sitz  in  Venedig 
hatte,  über. 

Voreinleitungen  für  die  Be- 
triebsführung aufdernördlichen 
und  südlichen  Staatseisenbahn; 
Beschlussfassungüber  die  Frage 
der  Verpachtung  des  Fahrbe- 
triebes. Der  Bau  der  nördlichen  Staats- 
bahnstrecke von  dem  Anschlusspunkte 
an  die  Kaiser  Ferdinands  -  Nordbahn  in 
Olmütz  bis  Prag  und  der  südlichen  von 
Mürzzuschlag  bis  Graz,  welche  beide 
Linien,  als  die  für  die  Staatsinteressen 
wichtigsten,  zunächst  allein  in  Angriff 
genommen  worden  waren,  wurde  von 
der  Generaldirection  so  rasch  gefördert, 
dass  bereits  im  Laufe  des  Jahres  1843 
die  Voreinleitungen  für  die  Organisirung 
auch  des  Fahrbetriebes  auf  diesen  Linien 
für  den  Zeitpunkt  ihrer  Fertigstellung 
getroffen  werden  mussten. 

Zu  diesem  Zwecke  war  zunächst  bei 
der  Generaldirection,  wie  schon  von 
Anbeginn  an  in  Aussicht  genommen,  ein 
drittes  Inspectorat  errichtet  worden,  dem 
speciell  die  Vorsorgen  für  die  Einrich- 
tung des  Fahrbetriebes  auf  den  zur  Er- 
öffnung kommenden  Strecken  und  die 
spätere  Ueberwachung  dieses  Betriebes 
übertragen  wurden. 

Zur  Leitung  dieses  Inspectorates 
wurde  der  Betriebscommissär  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn,  Adalbert  Schmid 
[Siehe  Abb.  184  im  Band  I,  I.  Theil, 
Seite   189],  als  Inspector  berufen. 

Baron  K  ü  b  e  c  k  wies  hierauf  denGeneral- 
director,  Hofrath  Francesconi  an,  unge- 
achtet in  dem  kaiserlichen  Handschreiben 
vom  19.  December  1841  eigentlich  schon 
ausgesprochen  war,  dass  der  Fahrbetrieb 
auf  den  Staatsbahnen  mittels  besonderer 
zeitlicher  Verträge  an  Privatunternehmer 
zu  überlassen  sei,  doch  nochmals  bei  der 
Generaldirection  die  entscheidende  Frage 
in  reifliches  Studium  zu  nehmen,  ob  der 
Bahnbetrieb  auf  den  Staatsbahnen  in  der 
erwähnten  Art  der  Privatindustrie  zu  über- 
lassen oder   aber    richtiger    und    zweck- 
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massiger  im  Wege  der  eigenen  Regie 
des  Staates  zu  besorgen  wäre. 

Die  Meinungen  waren  in  dieser  Rich- 
tung   bei    der  Generaldirection    getheilt. 

Während  sich  Regierungsrath  Zellner 
und  Inspector  S  c  h  m  i  d  für  den  Regie- 
betrieb des  Staates  erklärten,  sprachen 
sich  die  beiden  anderen  Inspectoren 
X  egrel  1  i  und  G  hega,  deren  Meinung  sich 
sodann  auch  Francesconi  selbst  an- 
schloss,  für  die  Festhaltung  an  der  bereits 
in  Aussicht  genommenen  Verpachtung 
des  Fahrbetriebes  aus. 

Die  ersteren  beiden  stützten  ihre 
Meinung  wesentlich  auf  die  enorme 
Schwierigkeit,  ja  fast  Unmöglichkeit,  bei 
der  Xatur  des  Bahnbetriebes  überhaupt 
und  insbesondere  bei  der  Xeuheit  der 
Verhältnisse,  auch  nur  annäherungsweise 
richtige  Berechnungen  aufzustellen,  auf 
Grund  deren  solche  Bestimmungen  für 
die  Verpachtung  und  speciell  für  die  dem 
Pächter  zu  gewährende  Vergütung  fest- 
gestellt werden  könnten,  welche  geeignet 
wären,  einerseits  die  Staatsverwaltung  auf 
die  Dauer  gegen  Xachtheile  zu  schützen, 
und  anderseits  der  Betriebsunterneh- 
mung eine  dauernd  billige  Entlohnung 
für  die  Besorgung  ihrer  Obliegenheiten 
zu  bieten. 

Sie  beriefen  sich  weiters  auf  den 
allgemeinen  Erfahrungssatz,  dass  für 
jede  Unternehmung  eine  solche  Ver- 
waltung, bei  welcher  das  Interesse  nicht 
getheilt  sei,  gedeihlichere  Ergebnisse 
liefern  müsse,  als  eine  Verwaltungsform, 
bei  der  das  Bedürfnis  und  das  öcono- 
mische  Interesse  einander  dergestalt  ent- 
gegenstünden, dass  eine  nöthige  Auslage 
vielleicht  oft  nur  infolge  eines  Zwanges 
und  vielleicht  oft  zu  spät  vorgenommen 
werden  würde. 

Die  Staatsverwaltung  müsste  auch 
während  der  Pachtdauer  unter  allen  Um- 
ständen für  die  Ordnung  und  Regel- 
mässigkeit im  Dienste  selbst  Sorge 
tragen ;  sie  müsste  daher  in  dieser  Be- 
ziehung bestimmte  Instructionen  ertheilen 
und  den  Vollzug  genau  überwachen 
lassen.  Auch  die  Festsetzung  des  Tarifes 
sowie  des  Verkehrs  der  Züge  müsste 
sie  gleichfalls  ihrer  eigenen  ausschliess- 
lichen Bestimmung  vorbehalten,  indem 
mit  derselben  die  allgemeinen  Interessen 


auf  das  innigste  verflochten  seien,  und 
die  Staatsverwaltung  nur  hiedurch  ihre 
höheren  Zwecke  erreichen  könne ;  eben- 
sowenig könnte  sie  endlich  auch  die 
Festsetzung  der  Vorschriften  für  das  die 
Bahn  zu  Reisen  und  Güterbeförderungen 
benützende  Publicum  einer  Pachtunter- 
nehmung überlassen. 

Aus  diesen  Gründen,  und  da  von  dem 
Personal  einer  Pachtunternehmung  eine 
ausreichende  Wahrnehmung  der  Interessen 
der  verpachtenden  Staatsverwaltung  nicht 
zu  erwarten  stehe,  müssten  seitens  der 
Staatsverwaltung  zu  ihrem  Schutze  so- 
wie zu  demjenigen  der  von  ihr  zu  ver- 
tretenden öffentlichen  Interessen  so  aus- 
gedehnte Controlmassregeln  mit  einem 
so  bedeutenden  Personalstande  getroffen 
werden,  dass  nur  eine  geringe  Vermehrung 
des  letzteren  genügen  würde,  um  den 
Betrieb  in  eigener  Regie  des  Staates 
besorgen  zu  können. 

Ein  von  letzterem  selbst  aufzustellen- 
der Verwaltungskörper  vermöchte  endlich 
i  aber  auch  schon  im  Hinblick  auf  die 
weitaus  gesichertere  Lage  seines,  einem 
geringeren  Wechsel  unterw-orfenen  Per- 
sonals das  Gesammtgeschäft  mit  gründ- 
licherer Umsicht  und  grösserem  Ansehen 
zu  führen,  als  eine  blosse  Pachtunter- 
nehmung. 

Demgegenüber  machten  die  Ver- 
treter des  Pachtbetriebes,  an  ihrer 
Spitze  Hofrath  Francesconi  selbst,  im 
wesentlichen  geltend,  dass,  wenn  auch 
nicht  geleugnet  werden  könne,  dass  die 
Festsetzung  zweckentsprechender  Pacht- 
bedingnisse eine  schwierige  Aufgabe  sei, 
dieselbe  doch  nicht  unlösbar  erscheine, 
und  dass  kaum  weniger  Schwierigkeiten 
und  Bedenken  vorwalten  würden,  wenn 
der  Betrieb  in  eigener  Regie  des  Staates 
übernommen  werden  wollte. 

Dagegen  biete  aber  die  Vergebung  des 
Betriebes  an  eine  Pachtunternehmung 
für  die  Staatsverwaltung  den  grossen 
Vortheil,  dass  sie  hiebei  von  zahllosen 
administrativen  und  technischen  Details 
befreit  bleibe,  welche  mit  der  Anstellung 
einer  grossen  Anzahl  von  Bediensteten, 
ferner  mit  den  vielfachen,  höchst  ver- 
wickelten Rechnungslegungen  über  die 
Ausführung  der  Conservationsarbeiten, 
über   die  unvorhergesehene  Beischaffung 
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von  Baumaterialien  bei  Elementarunfällen, 
über  den  Verbrauch  von  Materialien, 
über  die  Vorräthe  an  Bauzeug  und  an 
Hilfsmaschinen,  über  die  Errichtung  von 
Magazinslocalitäten  etc.  verbunden  seien. 

Für  diejenigen  oben  namhaft  ge- 
machten Vorbehalte,  welche  die  Staats- 
verwaltung aus  öffentlichen  Rücksichten 
machen  müsse,  könne  durch  eine  ent- 
sprechende Fassung  der  Pachtbedingnisse 
Vorsorge  getroffen  werden. 

Sämmtliche  Mitglieder  der  General- 
direction  einigten  dagegen  ihre  Meinung 
dahin,  dass,  wenn  an  dem  System  der 
Verpachtung  des  Fahrbetriebes  festge- 
halten werden  wolle,  eine  Voraussetzung 
derselben  bilden  müsste,  dass  in  Umgang- 
nahme  von  der  ursprünglich  festgehal- 
tenen Absicht,  den  gesammten  Fahrfun- 
dus der  Betriebsunternehmung  zur  Bei- 
stellung zu  überlassen,  derselbe  von 
der  Staatsverwaltung  angeschafft  und 
der  Betriebsunternehmung,  unter  der 
Verpflichtung  seiner  vollständigen  Er- 
haltung, lediglich  zur  Benützung  über- 
lassen werde,  und  zwar  deshalb,  um 
einerseits  der  Regierung  für  die  Zu- 
kunft und  insbesondere  für  den  Moment 
der  Auflösung  der  Pachtverträge,  die 
Möglichkeit  einer  freien  Handlungsweise 
zu  wahren,  und  um  andererseits  über- 
spannten Forderungen  der  Betriebsunter- 
nehmung zu  begegnen,  die  gewärtigt 
werden  müssten,  sobald  derselben  diese 
Beschaffung  überlassen  bliebe. 

Weiters  einigten  sich  auch  alle  Mei- 
nungen dahin,  dass  die  vollendeten  so- 
wie die  noch  später  während  der  Pacht- 
dauer nach  und  nach  zur  Eröffnung  ge- 
langenden, anschliessenden  Strecken  nur 
in  ihrer  Gesammtausdehnung,  und  nicht 
etwa  einzelne  Unterabtheilungen  derselben, 
das  Object  der  Verpachtung  zu  bilden 
hätten,  endlich  dass  die  Verpachtung  des 
Fahrbetriebes  überhaupt  nur  dann  als 
eine  mögliche  Betriebsform  ins  Auge 
zu  fassen  wäre,  wenn  mit  Ausschluss  jeder 
freien  Concurrenz  nur  mit  den  beiden 
bestehenden  Gesellschaften  der  Nordbahn 
und  der  Wien-Gloggnitzer  Bahn  die  Ver- 
träge über  die  pachtweise  Führung  des 
Betriebes  auf  den  in  Frage  kommenden, 
an  ihre  Linien  anschliessenden  Staatsbahn- 
strecken geschlossen  werden  können. 


Der  Hof  kammerpräsident  schloss  sich 
seinerseits  der  von  Francesconi  vertre- 
tenen Anschauung  an.  Nicht  zum  min- 
desten war  für  ihn  hiebet  auch  die  Er- 
wägung massgebend,  dass  es  sich  um 
den  ersten  Anfang  des  Betriebes  auf 
den  Staatsbahnen,  sowie  darum  handle, 
die  Strecken  nach  ihrer  Vollendung  so 
schnell  als  möglich  dem  Verkehr  zu 
übergeben,  dass  ferner  die  Staatsver- 
waltung hiebei  dem  Publicum  die  vollste 
Beruhigung  in  Ansehung  der  Betrieb- 
führung zu  bieten  verpflichtet  sei  —  durch- 
wegs Momente,  die  es  ihm  weitaus  räth- 
licher  erscheinen  Hessen,  den  Betrieb  den 
bereits  über  einen  geschulten  Dienstkörper 
verfügenden,  anschliessenden  Privatbahn- 
verwaltungen  zu  übergeben,  als  mit 
einem  erst  in  grosser  Anzahl  durchgän- 
gig neu  aufzunehmenden  Personal  den 
Versuch  der  Führung  des  Betriebes  in 
eigener  Regie  des  Staates  zu  wagen. 

K  ü  b  e  c  k  erstattete  in  diesem  Sinne  den 
Vortrag  an  den  Kaiser  und  erhielt  mit 
der  a.  h.  Entschliessung  vom  9.  Decem- 
ber  1843  die  Ermächtigung,  mit  den 
beiden  genannten  Bahngesellschaften  auf 
Grund  der  vorgeschlagenen  Bedingungen 
in  Unterhandlung  zu  treten,  und  zugleich 
bei  der  Dringlichkeit  der  Sache  jene  Be- 
stellungen in  Ansehung  des  fundus  in- 
structus,  deren  Ausführung  die  längste 
Zeit  erfordere,  zu  veranlassen. 

Abschluss  der  Pachtverträge 
mit  den  Directionen  der  Wien- 
Gloggnitzer  Bahn  und  der  Kaiser 
Ferdinands -No r  db  ah n;  wesent- 
lich erlnhalt  dieser  Verträge.  Mit 
der  Führung  der  Verhandlungen  wurden 
von  Kübeck  die  beiden  Hofräthe  von 
Krem  er   und  Fr  an  cesconi  betraut. 

Zuerst  führten  die  Verhandlungen  mit 
der  Direction  der  Wien-Gloggnitzer  Bahn 
zu  einem  Ergebnisse,  dergestalt,  dass 
Kübeck  unterm 6.  August  1844  den  Ab- 
schluss des  Vertrages  mit  dieser  Bahn- 
direction  über  die  Betriebsbesorgung, 
dann  über  die  Erhaltung  des  Bahn-Unter- 
und  Oberbaues  sowie  der  Gebäude  zur 
kaiserlichen  Kenntnis  zu  bringen  ver- 
mochte. 

Nach  diesem  Vertrage  übernahm  die 
Wien-Gloggnitzer  Bahn  zunächst  auf  der 
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Staatsbahnstrecke  von  Mürzzuschlag  nach 
Graz,  deren  Eröffnung  schon  bald  hier- 
auf am  21.  October  1844  stattfand,  so- 
wie auf  den  während  der  Dauer  der 
Pachtzeit  nach  und  nach  zur  Vollendung 
gelangenden  weiteren  Strecken  der  Wien- 
Triester  Staatsbahn  die  Besorgung  des 
Fahrbetriebes  und  aller  hiezu  gehörigen, 
nicht  ausdrücklich  ausgeschlossenen  Ge- 
schäftszweige, daher  insbesondere  auch 
die  Magazinirung  der  Güter  und  das 
Speditionsgeschäft,  endlich  auf  Grund  eines 
besonderen  Anhanges  zum  Vertrage  in 
bestimmtem  Umfange  auch  die  Erhaltung 
des  Bahn-Unter-  und  Oberbaues  sowie 
der  Gebäude. 

Die  Staatsverwaltung  hatte  der  Pacht- 
gesellschaft die  fertiggestellte  Bahnstrecke 
nebst  sämmtlichen  zu  derselben  gehöri- 
gen Stationsgebäuden,  Wächterhäusern 
und  unbeweglichen  Gegenständen,  ferner 
die  sämmtlichen  Betriebsmittel  [fundus 
instructus],  als  Locomotiven,  Tender,  Wa- 
gen und  Schneepfiüge,  die  Einrichtung 
der  Werkstätten,  dann  die  Mobilien,  Uten- 
silien, Requisiten  und  Werkzeuge  zur  zeit- 
lichen Benützung  gegen  die  Verpflichtung 
ihrer  ordentlichen  Erhaltung  zu  übergeben, 
und  endlich  auch  die  erforderlichen  Ober- 
bau-Reservematerialien beizustellen. 

Der  Zeitpunkt,  wann  der  Betrieb  zu 
beginnen  hatte,  war  von  der  Staatsver- 
waltung der  Gesellschaft  bekannt  zu  ge- 
ben. Der  Betrieb  durfte  aber  nicht  früher 
und  nicht  später  beginnen,  als  bis  von 
der  Staatsverwaltung  die  zu  befahrende 
Strecke  als  zum  Betriebe  geeignet  er- 
kannt und  die  zur  Verwirklichung  des- 
selben erforderlichen  Vorkehrungen  und 
Einrichtungen  getroffen  wurden. 

Der  ausschliesslichen  Entscheidung  der 
Staatsverwaltung  wurden  vorbehalten  die 
Festsetzung  der  Preistarife  für  die  Per- 
sonen- und  Güterbeförderung,  sowie  der 
besonderen  Bestimmungen  rücksichtlich 
des  Transportes  der  Postsendungen,  fer- 
ner die  Entscheidung  über  den  Verkehr 
der  Züge,  sowohl  in  Bezug  auf  deren 
Zahl,  als  auch  in  Betreff  der  Abfahrtszeit 
und  der  Geschwindigkeit  der  Fahrten. 

Im  Einverständnisse  zwischen  der  Ge- 
sellschaft und  der  Staatsverwaltung  waren 
die  Bestimmungen  für  das  Verhalten  des 
die  Bahn  zu  Reisen  und  zu  Versendungen 


benützenden  Publicums  sowie  auch  die 
nicht  ausschliessend  den  öconomischen 
Theil  des  Betriebsgeschäftes  betreffenden 
Dienstinstructionen  für  das  gesammte 
Bahnpersonal  festzustellen. 

Auch  vor  der  Aufnahme,  beziehungs- 
weise Ernennung  der  bei  der  Geldein- 
nahme und  Geldverrechnung  zu  verwen- 
denden Beamten,  dann  der  Magazineure, 
der  technischen  Stationsbeamten,  der 
Conducteure  und  Packmeister,  der  Ma- 
schinenführer und  stabilen  Wächter  hatte 
die  Pachtgesellschaft  im  kürzesten  Wege 
die  Zustimmung  der  Staatsverwaltung  ein- 
zuholen und  im  Falle  der  Entlassung  eines 
der  genannten  Bediensteten  die  Namen 
desselben  und  die  Gründe  der  Entlas- 
sung   der    Staatsverwaltung    anzuzeigen. 

Selbstverständlich  war  die  Pachtge- 
sellschaft gehalten,  auch  bei  dem  Betriebe 
der  Staatseisenbahnen  alle  für  den  Be- 
trieb mit  Dampfkraft  aus  öffentlichen 
Sicherheits-  und  Polizeirücksichten  erlasse- 
nen Vorschriften  sowie  die  Gefällsvor- 
schriften genauestens  zu  beobachten. 

Die  der  Pachtgesellschaft  zugestan- 
denen Vergütungen  theilten  sich  in  all- 
gemeine Vergütungen,  welche  wieder 

a)  in  der  Bezahlung  der  Zugförde- 
rungskosten nach  der  Zahl  der  zurück- 
gelegten Fahrtmeilen, 

b)  in  der  Bezahlung  für  die  Erhal- 
tung des  Unter-  und  Oberbaues  und  der 
Gebäude,  dann  für  die  Besorgung  der 
technischen  und  Expeditsregie  nach  der 
Meilenzahl  der  Bahnlänge  und 

c)  in  einer  Provision  von  der  Brutto- 
Einnahme 

bestanden*),      und     in     besondere     Ver- 


4  kr., 


*)  An  allgemeinen  Vergütungen  wurden 
der  Pachtgesellschaft  vom  Tage  der  Betriebs- 
eröffnung an  zugesichert: 

a)  an  Zugförderungskosten  für  jede 
zurückgelegte  Meile  Fahrt  mit  einem  regel- 
mässigen oder  Separatpersonenzuge  sowie 
für   jede  Meile    bei    derlei  Zügen    gemachte 

Hilfsfahrt 6 

fürjede  zurückgelegte  Meile 
Fahrt  mit  einem  regelmässi- 
gen oder  Separatzuge  oder 
mit  einem  gemischten  Zuge, 
bei  dem  mit  der  für  Lastzüge 
festgesetzten  Geschwindig- 
keit gefahren  wird,  sowie  für 
jede  Meile  einer  bei  derlei 
Zügen    gemachten  Hilfsfahrt         7  »   45 
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gütungen  für  eine  Reihe  im  Vertrage 
aufgeführter,  nicht  regelmässig  wieder- 
kehrender Betriebsleistungen.*) 

Der  Pachtvertrag  wurde  auf  die  Dauer 
von  fünf  Jahren,  von  jenem  Tage  an  ge- 
rechnet, abgeschlossen,  mit  welchem  der 
Betrieb  auf  der  Bahnstrecke  bis  Cilli 
eröffnet  wurde. 

Da  diese  Eröffnung  am  2.  Juni  1846 
erfolgte,  hatte  das  Pachtverhältnis  bis 
zum   1.  Juni   1851   zu  währen. 

Ein  halbes  Jahr  später  gelangte  auch 
der  Vertrag  mit  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  wegen  Besorgung  des  Betriebes 
auf  der  nördlichen  Staatseisenbahn  zum 
Abschlüsse. 

Dieser  Vertrag,  dessen  Abschluss 
vom  Kaiser  mit  Entschliessung  vom 
15.  März  1845  zur  Kenntnis  genommen 
wurde,  enthält  fast  in  allen  wesentlichen 
Punkten  dieselben  Bestimmungen,  wie 
sie  in  demjenigen  mit  der  Wien-Glogg- 
nitzer  Eisenbahngesellschaft  rücksichtlich 
der  Uebernahme  des  Betriebes  auf  der  süd- 
lichen Staatseisenbahn  festgesetzt  waren. 

Erheblichere  Verschiedenheiten  be- 
trafen nur  die  der  Betriebsunternehmung 
zugestandenen  Vergütungen,  welche  ge- 
genüber der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 


fürjede  zurückgelegte  Meile 
Fahrt  mit  einem  regelmässigen 

femischten  Zuge,  bei  dem  mit 
er  für  Personenzüge  festge- 
setzten Geschwindigkeit  ge- 
fahren wird,  sowie  für  jede 
Meile  einer  bei  derlei  Zügen 
gemachten  Hilfsfahrt     .     .     . 

für  jede  Meile  Hilfsfahrt, 
welche  bei  Personen-,  ge- 
mischten oder  Lastzügen  an 
solchen  Bahnstellen  gemacht 
wird,  deren  Neigung  nach 
den  ausgemittelten  Verhält- 
nissen die  Aufstellung  und 
Verwendung  von  Hilfsloco- 
motiven  nöthig  macht,  pro 
Hilfslocomotive       

und  für  kalt  zurückbleibende 
Locomotiven    für  jede    Meile 

sofort     .    . 

b)  für  die  Erhaltung  des 
Unter-  und  Oberbaues  für 
jede  in  Betrieb  genommene 
Bahnlinie  und  jedes  Jahr  .     .     3200  » 

desgleichen  fürdie  Erhaltung 
der  Gebäude 600  » 

desgleichen  für  die  Besor- 
gung der  technischen  und 
Expeditsregie 55°°  » 


6  fl.  54  kr.: 
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mit  Rücksicht  auf  die  hier  günstigeren 
Bahn-  und  Betriebsverhältnisse  im  Ver- 
gleiche mit  jenen  Vergütungen,  die  der 
Wien  -  Gloggnitzer  Eisenbahngesellschaft 
zugestanden  wurden,  grösstentheils  ge- 
ringer ausgemessen  werden  konnten. 

Der  Betriebsvertrag  mit  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  wurde  auf  fünf 
Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  der  Bahn- 
strecke von  Olmütz  bis  Prag,  abge- 
!  schlössen  und  hatte  sonach,  da  diese 
Bahneröffnung  am  1.  September  1845 
stattfand,  bis  31.  August  1850  zu  währen. 

Organisation  des  staatlichen 
Aufsichtsdienstes  sowie  des  Be- 
triebsdienstes auf  den  verpachteten 
Staatsbahnen.  Nach  den  gleichlauten- 
den Bestimmungen  beider  Pachtverträge 
behielt  sich  die  Staatsverwaltung  ein  um- 
fassendes Ueberwachungsrecht  in  An- 
sehung der  genauen  Vollziehung  aller 
Vertragsbestimmungen  durch  die  Pacht- 
gesellschaft vor. 

Zu  diesem  Zwecke  wurden  erstlich 
den  Centralleitungen  der  beiden  Betriebs- 
unternehmungen landesfürstliche  Com- 
missäre  beigegeben,  zu  welchen  der 
Hofkammerpräsident     für     beide    Unter- 


—  kr. 


im  Falle  der  Ausführung  des 
zweiten  Bahngeleises  fürjede 
Meile  hinzugekommenen  Ge- 
leises und  tür  jedes  Jahr  der 
Benützung  nach  vollbrachter 
Ausführung 500  fl« 

die  Vergütung  für  die  Erhaltung  der  allen- 
falls während  der  Pachtdauer  zuwachsenden 
Unterbau-  und  Gebäudeobjecte  blieb  der 
jeweilig  unter  Bedachtnahme  auf  den  Um- 
fang der  neuen  Bauwerber  und  auf  Grund- 
lage der  bereits  festgesetzten  Preisvergütung 
zu  treffenden  besonderen  Vereinbarung  vor- 
behalten ; 

c)  für  die  Mühewaltung  bei  der  Besor- 
gung des  gesammten  Betriebsgeschäftes  von 
je  100  fl.  der  wirklich  einfliessenden  Brutto- 
Einnahmen  eine  Provision  von  5  fl. 

*)  Die  wesentlichsten  der  der  Pacht- 
gesellschaft zugesicherten  besonderen  Ver- 
gütungen waren  folgende : 

Für  die  Vorbereitung  des  Dienstperso- 
nals und  für  die  erste  Uniformirung  des- 
selben für  jede  in  Betrieb  zu  nehmende 
Bahnmeile,    und  zwar  der  Strecke   Mürzzu- 

schlag-Graz 1000  fl.  —  kr. 

und   der  weiteren  Strecken      600  >    —    » 
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nehmungen  die  Hofräthe  von  Krem  er 
und  Francesconi  bestimmte. 

Dieselben  hatten  das  Recht,  jenen 
Directionssitzungen  der  Betriebsunter- 
nehmung, welche  auf  die  Betriebsge- 
schäfte der  Staatseisenbahn  Bezug  hatten, 
beizuwohnen,  in  alle  Verhandlungen  und 
in  die  gesammte,  die  gepachtete  Strecke 
betreffende  Geschäftsgebarung  dieser 
Unternehmung  Einsicht  zu  nehmen,  von 
allen  einschlägigen  Verfügungen  ihrer 
Direction  Kenntnis  zu  nehmen,  gegen 
jede  den  Vertragsbestimmungen  nicht 
entsprechende  Verfügung  ihr  Veto  ein- 
zulegen, sowie  die  Einleitung  von  zur 
zweckmässigen  Durchführung  des  Be- 
triebsgeschäftes nothwendigen  Verfü- 
gungen zu  verlangen. 

Weiters  wurde  vereinbart,  dass  von 
der  Staatsverwaltung  längs  der  ganzen 
Bahn  landesfürstliche  Organe  aufgestellt 
werden,  die  verpflichtet  seien,  die  Be- 
sorgung des  Betriebsgeschäftes  durch  die 
Organe  der  Pachtunternehmung,  nicht  nur 
vom  Gesichtspunkte  der  Hintanhaltung 
jeder  Gefährdung  des  Staatseigenthums 
aus,  sondern  insbesondere  auch  aus 
Rücksicht  auf  die  Sicherheit  und  Regel- 
mässigkeit des  Bahnbetriebes,  sowie 
endlich  auch  in  Ansehung  des  Benehmens 
der  gesellschaftlichen  Betriebsorgane 
gegenüber  dem  Publicum,  sorgfältig  zu 
überwachen. 

In  diesen  landesfürstlichen  Ueber- 
wachungsorganen  sind  die  ersten  Anfänge 


für  jeden  Tag  und  jede 
Bahnmeile  während  der  Zeit 
von  der  Aufstellung  des  Per- 
sonals bis  zur  Eröffnung  des 
Betriebes  als  Vergütung  für 
die  Conservation  der  Bahn 
und  der  Gebäude,  für  die 
Unterhaltung  des  Personals 
sowie  für  die  Beischaffung 
der  kleinen  Bedürfnisse       .     . 

nebstdem  für  jede  zur  Er- 
probung der  Bahn  oder  der 
Betriebsmittel  zurückgelegte 
Meile  Fahrt 

für  jede  gegenüber  der  fest- 
gesetzten Fahrordnung  weni- 
ger gemachte  Fahrtmeile    .     . 

für   Nachtfahrten    über  die 

fewöhnlichen  Zugförderungs- 
osten, für  jede  in  der  Nacht 
gemachte  Fahrtmeile  noch 
eine  Mehrvergütung  von    .     . 


29  fl.  —  kr. 


7   » 
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einer  constanten  eisenbahnfachlichen  Be- 
aufsichtigung des  Bahnbetriebes  durch  die 
Staatsgewalt  zu  erblicken,  und  ist  es  in 
diesem  Sinne  aufzufassen,  wenn  Baron 
K  ü  b  e  c  k  in  einer  Note  an  den  obersten 
Kanzler,  deren  Inhalt  sodann  in  einem 
Hofkanzleidecrete  vom  6.  October  1844 
an  die  niederösterreichische  Landes- 
regierung hinausgegeben  wurde,  aus- 
drücklich darauf  hinwies,  dass  durch 
die  Einrichtung  dieses  Ueberwachungs- 
apparates  für  das  Publicum  eine  neue 
Garantie  geschaffen  werde,  die  bisher 
bei  den  Bahnen  der  Privatgesellschaften 
nicht  bestehe. 

Dieser  permanente  staatliche  Ueber- 
wachungsdienst  wurde  in  der  Weise 
organisirt,  dass  derselbe  für  bestimmte 
grössere  Bahnstrecken  einem  Ober- 
ingenieur  übertragen  war. 

Jede  einem  Oberingenieur  zugewiesene 
Bahnstrecke  zerfiel  in  Unterabtheilungen, 
welche  von  Ingenieuren  zu  überwachen 
waren ;  denselben  waren  wieder  Assistenten 
zur  Beaufsichtigung  von  bestimmten 
Strecken  dieser  Unterabtheilungen  zu- 
gewiesen. 

Zur  Ueberwachung  des  fundus  in- 
structus  wurden  an  bestimmten  Orten  in 
Unterordnung  unter  den  Oberingenieur 
eigene  Ingenieure  und  Assistenten  auf- 
gestellt. 

Zur  Controle  der  Einnahmen  wurden 
von  der  Generaldirection  jedesmal  specielle 
Revisoren  entsendet. 


für  die  Beseitigung  von 
Schneeverwehungen  für  jede 
mit  dem  Schneepfluge  ge- 
machte Meile  Fahrt  .... 

und  bei  Verwendung  von 
mehreren  Locomotiven  für 
jede  weitere  Maschine  für 
die  Fahrtmeile  noch   .... 

für  jede  Meile  Hilfsfahrt  aus 
Anlass  von  Elementarereig- 
nissen oder  anderer  ausser- 
ordentlicher Fälle 


5  A.  58  kr. 


5  *     4 
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Weitergehende  Auslagen  aus  Anlass  von 
Elementarereignissen,  oder  für  Reparaturen 
an  dem  Fahrfundus,  die  durch  Unvollkommen- 
heit  der  Achsen  und  Räder  nothwendig 
wurden,  oder  für  von  der  Staatsverwaltung 
vorzunehmende  Versuche  hatten  der  Pacht- 
gesellschaft gegen  ordentliche  Rechnungs- 
legung besonders  vergütet  zu  werden. 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


167 


Alle  genannten  Ueberwachungsorgane 
waren  mit  ausführlichen  gedruckten 
Dienstinstructionen  ausgestattet. 

Der  Betriebsdienst  selbst  war  auf  den 
beiden  Pachtbahnen  von  den  Betriebs- 
unternehmungen im  Einverständnisse  mit 
der  Regierung,  jedoch  auf  den  nördlichen 
Staatsbahnen  nicht  in  völlig  gleicherweise 
wie  auf  den  südlichen,   organisirt. 

Auf  den  ersteren  lag  die  Oberleitung 
des  ganzen  Dienstes  in  unmittelbarer  Unter- 
ordnung unter  die  Direction  der  Kaiser 
Ferdinands  -  Nordbahn  in  den  •  Händen 
eines   »  Administrationscommissärs  « . 

Demselben  war  speciell  für  die  Leitung 
des  materiellen  Bahnbetriebes,  welcher 
die  Erhaltung  und  Erneuerung  des  Bahn- 
Ober-  und  Unterbaues,  der  Gebäude  sowie 
aller  Betriebsmittel,  dann  die  Ueber- 
wachung  des  zur  anstandslosen  und  zweck- 
mässigen Beförderung  der  Personen  und 
Güter  erforderlichen  Dienstes  und  des 
dafür  bestimmten  Personals,  endlich 
die  Beistellung  der  für  den  Fahrdienst 
nöthigen  Verbrauchsgegenstände  in  sich 
begriff,  ein  »Betriebscommissär«,  als  der 
auch  der  Regierung  gegenüber  für  die 
Sicherheit,  Regelmässigkeit  und  den 
ungestörten  Gang  des  Betriebes  ver- 
antwortliche Oberbeamte,  unterstellt. 

Dem  Betriebscommissär,  dem  zur 
Hilfeleistung  in  der  Ausübung  seiner 
BerüTspflichten  nach  Erfordernis  ein  Stell- 
vertreter, zwei  Amtsingenieure,  dann 
Assistenten  und  Kanzlisten  beigegeben 
waren,  unterstanden  die  längs  der  Bahn 
aufgestellten  Ingenieure,  Assistenten, 
Bahn-  und  Bauaufseher,  Bahn-  und  Stations- 
wächter, ferners  in  Bezug  auf  die  Ueber- 
wachung  der  Züge  und  der  Sicherheit  ihres 
Verkehrs  das  Zugbegleitungspersonal, 
dann  die  mit  Materialempfang,  Abgabe 
und  Verrechnung  beschäftigten  Beamten 
und  Diener,  insoferne  sie  nicht  dem 
Revisionsamte  angehörten,  endlich  die 
der  Werkstättenverwaltung  zugehörigen, 
mit  der  Instandhaltung  und  Verwaltung 
der  Betriebsmittel  beschäftigten  Beamten 
und  Bediensteten,  also  insbesondere  auch 
die  den  Fahrdienst  besorgenden  Ober- 
werkführer, Werkführer,  Locomotivführer, 
Wagenmeister  und  Aufseher. 

Für  die  Leitung  des  die  Manipulation 
und    Verrechnung    beim    Personen-    und 


Sachentransporte  betreffenden  Dienstes 
bestand  abgesondert  in  unmittelbarer 
Unterordnung  unter  den  Administrations- 
commissär  ein  Oberexpedit,  an  dessen 
Spitze  ein  Oberexpeditor  stand,  und 
dem  in  den  Stationen  die  Expeditoren, 
Expedienten  und  Expeditskanzlisten,  dann 
in  grösseren  Stationen,  wo  eigene  Magazine 
bestanden,  auch  die  Magazineure  und 
deren  Adjuncten  unterstellt  waren. 

Aehnlich  war  der  Dienst  auch  aut 
der  südlichen  Staatsbahn  nur  mit  dem 
Unterschiede  organisirt,  dass  in  unmittel- 
barer Unterordnung  unter  die  Direction 
die  Leitung  des  ganzen  materiellen  Bahn- 
betriebes dem  gesellschaftlichen  Ober- 
ingenieur, der  zugleich  der  Regierung 
gegenüber  als  verantwortlicher  Betriebs- 
commissär fungirte,  sowie  diejenige  des 
Expedits-  und  Magazinsdienstes  einem 
Expeditsdirector  übertragen  war. 

Das  Polizeigesetz  vomjahre  1847 
und  die  Organisirung  des  staat- 
lichen Eisenbahnaufsichts- 
dienstes auf  Grund  desselben. 
Bereits  in  der  Darstellung  der  ersten 
Entwicklungsperiode  des  österreichischen 
Eisenbahnwesens  wurde  j ener Berathungen 
gedacht,  die  in  den  Jahren  1839  und 
1840  in  Ansehung  der  Erlassung  eines 
für  die  Eisenbahnen  allgemein  giltigen 
Polizeigesetzes  gepflogen  wurden,  die 
aber,  nachdem  zuletzt  unterm  15.  De- 
cember  1840  der  Entwurf  für  ein  Eisen- 
bahnpolizeiregulativ der  kaiserlichen  Ge- 
nehmigung unterbreitet  worden  war,  in 
dieser  Periode  nicht  mehr  zum  Abschlüsse 
gebracht  wurden. 

Mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
23.  Januar  1842  wurden  vielmehr  dem 
obersten  Kanzler  für  die  Abfassung  dieses 
Regulativs  eine  Reihe  neuer  Directiven 
ertheilt,  die  eine  völlige  Umarbeitung 
desselben  nöthig  machten. 

Einen  starken  Impuls  erhielten  diese 
Arbeiten  alsbald  infolge  eines  grauen- 
erregenden Unfalles,  von  dem  am  8.  Mai 
1842,  bei  Meudon  auf  der  Paris  mit 
Versailles  verbindenden  Eisenbahn,  ein 
nach  einem  Feste  in  letzterer  Stadt  mit 
über  600  Passagieren  nach  Paris  zurück- 
kehrender, von  zwei  Maschinen  geführter 
Zug    ereilt    wurde,  und    der   wegen    der 
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enormen  Zahl  der  Opfer*)  in  der  ganzen 
Welt  ungeheures  Aufsehen  und  geradezu 
Bestürzung  erregte. 

Mit  kaiserlichem  Handschreiben  vom 
21.  Mai  1842  wurde  der  Befehl  ertheilt, 
die  Verhandlungen  wegen  Zustande- 
bringung  des  Polizeiregulativs  für  die 
Eisenbahnen  in  kürzester  Frist  zum 
Schlüsse  zu  führen  und  in  dieses  Regu- 
lativ geeignete  Bestimmungen  aufzu- 
nehmen, deren  Beobachtung  sich  nach 
den  neuesten  Erfahrungen  als  erforderlich 
gezeigt  haben. 

Mittlerweile  war  bereits  bei  der  ver- 
einigten Hofkanzlei  eine  Commission  mit 
der  Ausarbeitung  vorläufiger,  durch  die 
Erfahrungen  bei  jenem  Unfälle  bedingter 
Sicherheitsmassregeln  beschäftigt,  welche, 
nachdem  sie  unterm  7.  Juni  1842  die 
kaiserliche  Genehmigung  erhalten  hatten, 
mit  Hof  kanzleidecret  vom  I  I.Juni  1842  zur 
allgemeinen  Verlautbarung  gelangten.**) 

Das  umgearbeitete  Polizeiregulativ 
konnte  von  der  Hofkanzlei  bereits  am 
30.  Juni  1 842  neuerlich  dem  Kaiser  unter- 
breitet werden. 

Aber  auch  dieser  Entwurf  erhielt 
noch  nicht  die  kaiserliche  Genehmigung; 
derselbe  wurde  vielmehr  neuen  Begut- 
achtungen, insbesondere  auch  durch  die 
allgemeine  Hof  kammer,  und  infolgedessen 
mehrfachen  neuerlichen  Umarbeitungen 
unterzogen,  die  noch  durch  Jahre  dauer- 
ten, dergestalt,  dass  der  letzte  vorgelegte 
Entwurf  erst  am  30.  Januar  1847  die 
kaiserliche  Approbation  erlangte. 

In  dieser  kaiserlichen  EntSchliessung 
wurde  anbefohlen,  dass  das  Regulativ  in 
den  betreffenden,  von  Eisenbahnen  durch- 
zogenen Provinzen  als  Gesetz,  aber  nicht 
mittels  Patentes,  und  zwar  vorderhand 
nur  als  ein  Provisorium  kundzumachen  sei. 

Nach  Verlauf  von  drei  Jahren  seiner 
Wirksamkeit  solle  das  Gesetz  durch 
die  vereinigte  Hofkanzlei  im  Einver- 
nehmen mit  der  allgemeinen  Hof  kammer 


*)  Hauptsächlich  deshalb,  weil  sich  die 
in  einer  Anzahl  dabei  in  Brand  gerathener 
Waggons  befindlichen  Personen  wegen  Ver- 
schlusses der  Thüren  nicht  zu  retten  ver- 
mochten, verunglückten  damals  über  200 
Personen. 

**)  Siehe  den  Inhalt  dieses  Hofkanzlei- 
decretes  im  III.  Bande,  Seite  46. 


und  der  Polizeihofstelle  einer  genauen 
Revision  unterzogen  und  sollen  mit  Be- 
nützung der  inzwischen  gemachten  Er- 
fahrungen die  Vorschläge  zu  allfälligen 
Verbesserungen  ausgemittelt  und  der 
definitiven  kaiserlichen  Schlussfassung 
unterzogen  werden. 

Dementsprechend    wurde    bei    Kund- 
machung des  Gesetzes  in  dem  Eingange 
desselben  der  kaiserlichen  Willensmeinung 
i  dahin  Ausdruck  gegeben,  dass  das  Gesetz 
vom  Tage    der  Kundmachung  an  genau 
j  und     insolange    beobachtet    werde,     bis 
weitere  Wahrnehmungen  und  Erfahrungen 
;  die     Erlassung     anderer    Bestimmungen 
nothwendig  oder  räthlich  machen. 

Die  nähere  Darlegung  des  Inhaltes 
dieses  Gesetzes  ist  Aufgabe  eines  anderen 
Abschnittes  dieses  Werkes. 

Vom    Standpunkte    der   Organisation 
des       öffentlichen      Verwaltungsdienstes 
j  interessiren    zunächst    hauptsächlich    die 
|   Bestimmungen  der  §§  1  und  2  desselben, 
j  wonach    die    Bewilligung    zur    Betriebs- 
'  eröffnung    auf   einer    von    einer    Privat- 
j  gesellschaft  errichteten   Eisenbahn  in  die 
Competenz  derjenigen  Landesstelle  gelegt 
wurde,  die  in  dem  Standorte  der  Gesell- 
schaftsdirection      ihren    Sitz     hatte     und 
zugleich  angeordnet  wurde,  dass  vor  der 
Ertheilung    dieser  Bewilligung    eine    aus 
politischen     und     technischen     Beamten 
|  zusammengesetzte  Commission    abzuord- 
nen sei,  welche  darüber  die  Untersuchung 
zu  pflegen  habe,    ob    die  Bahn    und  die 
zu     derselben     gehörigen     Gegenstände, 
I  dann    die   zur  Verhütung  von  Unglücks- 
fällen   erforderlichen    Herstellungen    und 
!  Vorsichten    in    der  Art  ausgeführt  seien, 
,  ob  die  Fahrbetriebsmittel  und  überhaupt 
alle  für  den  Betrieb  erforderlichen  Gegen- 
stände    in     solcher     Beschaffenheit    zur 
Verfügung    stehen,    und    ob    endlich  für 
die  beim  Eintritte  von  Unglücksfällen  zur 
Unterstützung,  Rettung  oder  zur  Abwen- 
I  düng     grösserer      Gefahren      dienlichen 
Mittel    und  Geräthe  dergestalt  Vorsorge 
getroffen  sei,  dass  ein  regelmässiger,  un- 
gestörter    und    gesicherter    Betrieb    mit 
vollem  Grunde    erwartet,    bei  Unglücks- 
fällen aber  die  schleunige  Hilfe  geleistet 
werden  könne. 

Ebenso  wurde  der  politischen  Landes- 
stelle,   in    deren    Sitz     die  Direction    der 
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Bahnunternehmung  ihren  Standort  hatte, 
auch  die  Genehmigung  der  Dienstinstruc- 
tionen  für  das  im  executiven  Betriebs- 
dienste verwendete  Personal,  nach  vor- 
her mit  der  Generaldirection  für  die 
Staatseisenbahnen  gepflogenen  Rück- 
sprache, vorbehalten. 

Zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  den 
von  der  Staatsverwaltung  erbauten  Bahnen 
bedurfte  es  dagegen  nach  §  4  des  Gesetzes 
der  kaiserlichen  Entschliessung,  welche 
unter  der  von  der  berufenen  Behörde 
zu  liefernden  Nachweisung,  dass  alle 
Erfordernisse  für  diesen  Zweck  erfüllt 
seien,  einzuholen  war. 

Ein  besonderer  Abschnitt  des  Ge- 
setzes beschäftigte  sich  mit  den  Grund- 
zügen für  die  Organisation  einer  con- 
stanten  staatlichen  Aufsicht  über  die 
Eisenbahnen  zur  Erhaltung  der  Ordnung, 
Regelmässigkeit  und  Sicherheit  des  Bahn- 
betriebes. 

Die  Oberaufsicht  über  den  Betrieb 
in  dieser  Richtung  sowie  die  Hand- 
habung der  in  einem  weiteren  Abschnitte 
des  Gesetzes  ausführlich  behandelten 
einschlägigen  Polizeistrafgewalt  wurde 
unter  der  Leitung  der  politischen  Landes- 
stelle der  Provinz,  durch  welche  die 
Bahn  oder  die  Bahnstrecke  führte,  der 
Polizeidirection  der  Hauptstadt  dieser 
Provinz  übertragen. 

Für  die  Ausübung  dieser  Aufsicht 
über  den  Betrieb  in  allen  seinen  Theilen 
wurde  die  Aufstellung  eigener  Beamten 
angeordnet,  welche  den  Vollzug  der  für 
die  Erhaltung  der  Ordnung,  Regelmässig- 
keit und  Sicherheit  des  Betriebes  er- 
lassenen Vorschriften  fortwährend  genau 
zu  überwachen  hatten. 

Dieselben  waren  insbesondere  ver- 
pflichtet, sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, ob  die  Bahn  stets  in  fahrbarem 
Stande  erhalten  werde,  ob  ebenso  die 
Fahrbetriebsmittel  und  alle  sonstigen  zur 
Bahn  gehörigen  Gegenstände  und  Her- 
stellungen, und  zwar  die  ersteren  in  der 
zur  Vollziehung  der  festgesetzten  Fahrten 
nöthigen  Anzahl,  stets  in  einem  guten, 
zur  Benützung  geeigneten  und  die  volle 
Sicherheit  des  Betriebes  verbürgenden 
Zustande  erhalten  werden,  endlich  ob 
das  Betriebspersonal  in  jener  Anzahl 
und  mit  jenen  Eigenschaften  bestellt  sei, 


und  ob  demselben  alle  Mittel  des  Be- 
triebes dergestalt  zur  Verfügung  stehen, 
dass  die  ordentliche  Erfüllung  der  diesem 
Personal  obliegenden  Verpflichtungen  ge- 
sichert erscheine. 

Gleichzeitig  war  jedoch  auch  noch 
allen  politischen  Behörden  und  Orts- 
obrigkeiten zur  Pflicht  gemacht,  ebenfalls 
innerhalb  ihrer  Bezirke  für  die  Beobach- 
tung der  zur  Erhaltung  der  Ordnung, 
Regelmässigkeit  und  Sicherheit  des  Be- 
triebes erlassenen  Vorschriften  Sorge  zu 
tragen  und  deren  Vollzug  zu  überwachen. 

Dieselben  wurden  gehalten,  den  vor- 
erwähnten speciellen  Aufsichtsbeamten 
über  deren  Aufforderung  jederzeit  den 
gesetzmässigen  Beistand  zu  leisten. 

Nach  Erlassung  des  Polizeigesetzes 
wurden  alsbald  von  der  allgemeinen  Hof- 
kammer Verhandlungen  mit  der  ver- 
einigten Hofkanzlei  und  der  Polizeihof- 
stelle über  die  Detailbestimmungen  für 
die  Organisation  der  Polizeiaufsicht  über 
die  Eisenbahnen  gepflogen. 

Diese  Verhandlungen  beanspruchten 
längere  Zeit  dergestalt,  dass  die  betreffende 
Verordnung  erst,  nachdem  sie  am  8. Januar 
1848  die  kaiserliche  Genehmigung  er- 
halten hatte,  unterm  17.  Februar  1848 
an  die  Generaldirection  für  die  Staats- 
eisenbahnen mit  dem  Bedeuten  hinaus- 
gegeben wurde,  dass  zufolge  kaiserlichen 
Befehls  über  den  Erfolg  der  getroffenen 
Einrichtung  dem  Kaiser  nach  einer  an- 
gemessenen Zeitfrist  die  Anzeige  unter 
Beifügung  allfälliger  Anträge  zur  weiteren 
Ausbildung  der  Bahnaufsicht  erstattet 
werden  müsse,  dass  daher  die  General- 
direction die  Erfahrungen,  welche  sie  in 
dieser  Beziehung  zu  machen  in  der  Lage 
sein  werde,  zu  sammeln  und,  wenn  nicht 
früher  die  Nothwendigkeit  eintreten 
sollte,  längstens  nach  zwei  Jahren  einen 
gutachtlichen  Bericht  zu  erstatten  habe, 
damit  bei  der  vom  Kaiser  angeordneten 
Revision  des  Polizeigesetzes  nach  dessen 
dreijähriger  Wirksamkeit  gleichzeitig  auch 
jene  Aenderungen  mitbeachtet  werden 
können,  welche  sich  hinsichtlich  der 
Bestimmungen  über  die  Bahnaufsicht 
wünschenswerth  erweisen  sollten. 

Nach  dem  Inhalte  dieser  Verordnung 
waren  zur  Bahnaufsicht  nur  landesfürst- 
liche Beamte  zu  bestellen. 
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Diese  Bahnaufsichtsbeamten  waren 
der  Polizeidirection  der  betreffenden 
Provinz  untergeordnet  und  hatten  aus 
einem  Polizeicommissär  und  einem  tech- 
nischen Commissär  zu  bestehen. 

Die  Bestimmung  des  Polizeicommis- 
särs  war  der  Polizeidirection,  diejenige 
des  technischen  Commissärs,  und  zwar 
aus  der  Kategorie  der  Oberingenieure, 
der  Generaldirection  für  die  Staatseisen- 
bahnen überlassen.  Der  Polizeicommissär 
hatte  im  Status  seiner  Polizeidirection, 
der  technische  Commissär  aber  in  jenem 
der  genannten  Generaldirection  zu  ver- 
bleiben. 

Zu  der  bereits  oben  angeführten,  im 
Eisenbahnpolizeigesetze  selbst  festge- 
stellten Wirksamkeit  berufen,  hatten  diese 
Bahnaufsichtsbeamten  keineswegs  etwa 
eine  selbständige  Behörde  zu  bilden, 
welche  aus  eigenem  Ansehen  Verfügungen 
oder  Anordnungen  zu  erlassen,  auf  den 
Betrieb  der  Eisenbahnen  einen  unmittel- 
baren thätigen  Einfiuss  zu  nehmen  oder  über 
vorkommende  Uebertretungen  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  eine  Gerichtsbarkeit 
auszuüben  berufen  gewesen  wäre;  sie 
waren  vielmehr  nur  als  Organe  zu  be- 
trachten, durch  welche  sich  die  Staats- 
verwaltung vom  polizeilichen  Standpunkte 
aus  die  Ueberzeugung  verschaffen  wollte, 
ob  das  Bahnpolizeigesetz  wirklich  be- 
'  folgt  werde,  oder  ob  Anlässe  zu  weiteren 
Amtshandlungen  oder  Massregeln  für 
die  competenten  Behörden  vorhanden 
seien. 

Nach  dieser  ihrer  Stellung  hatten  die 
Bahnaufsichtsbeamten  lediglich  alle  ihre 
Wahrnehmungen  der  ihnen  vorgesetzten 
Polizeidirection  anzuzeigen,  nur  über 
deren  Auftrag  bei  vorgefallenen  Gesetz- 
widrigkeiten die  Erhebung  des  That- 
bestandes  und  die  Untersuchung  vorzu- 
nehmen, und  sich  im  übrigen  jeder  Ein- 
mengung in  die  Anstalten  zur  eigent- 
lichen Einleitung  und  Durchführung  des 
Bahnbetriebes  sowie  jeder  eigenen  Amts- 
handlung zu  enthalten. 

Nur  ausnahmsweise  waren  sie  in 
dringenden,  eine  unverzügliche  Verfügung 
erheischenden  Fällen  ermächtigt,  be- 
fehlend und  anordnend  einzuschreiten, 
wenn  nach  ihrer  Ueberzeugung  aus  der 
Nichtbeachtung:     ihrer    Andeutung    oder 


Aufforderung  eine  imminente  Gefahr  er- 
wachsen wäre;  sie  hatten  aber  sodann 
in  solchen  Fällen  ihr  unmittelbares  Ein- 
schreiten verantwortlich  zu  vertreten. 

Es  wurde  nicht  für  nöthig  erachtet, 
dass  die  Bahnaufsichtsbeamten  unaus- 
gesetzt auf  der  Bahn  verweilen,  sondern 
als  ausreichend  erklärt,  dass  dieselben 
die  Revision  der  ihnen  zugewiesenen 
Eisenbahnstrecken  nach  dem  Ermessen 
der  Polizeidirection  von  Zeit  zu  Zeit 
unvermuthet,  entweder  gemeinschaftlich 
oder  einzeln  vornehmen. 

Bemerkenswerthe  Verwaltungs- 
massnahmen  auf  dem  Gebiete  des 
Privatbahn wesens  in  der  ersten 
Hälfte  dieser  Periode  bis  zum 
Jahre  1848.  Ausser  der  geschilderten 
ersten  Organisirung  des  Staatseisenbahn- 
baues sowie  des  Pachtbetriebes  auf  den 
fertiggestellten  Staatsbahnen,  dann  der- 
jenigen der  allgemeinen  staatlichen  Polizei- 
aufsicht über  sämmtliche  Eisenbahnen  auf 
Grund  des  Polizeigesetzes  vom  Jahre  1847 
sind  in  der  bisher  besprochenen  ersten 
Hälfte  der  zweiten  Periode  bis  zum  Jahre 
1 848  auch  noch  auf  dem  Gebiete  des  Privat- 
bahnwesens eine  Reihe  sehr  bemerkens- 
werther  Verwaltungsvorgänge  zu  ver- 
zeichnen, von  denen  einige  mächtig  dazu 
beitrugen,  im  Geiste  der  diese  Periode 
charakterisirenden  leitenden  Ideen  die 
Privatbahnen  immer  mehr  zurückzu- 
drängen und  die  Ausbreitung  des  Staats- 
bahnsystems zu  fördern. 

Zunächst  muss  erwähnt  werden,  dass 
bald    nach    Erlassung    des    kaiserlichen 
Handschreibens  vom   19.  December  1841 
;  bei    der    vereinigten    Hofkanzlei,   wohin, 
wie  bereits  bei  Besprechung  dieses  kaiser- 
lichen Handschreibens  mitgetheilt  wurde, 
auch    in    dieser  Periode    die  Angelegen- 
heiten der  Privatbahnen  ressortirten,  zur 
<  Vereinfachung    und  Beschleunigung    des 
;  Geschäftsganges  die  Eisenbahnangelegen- 
'  heiten  von  der  Berathung  im  ganzen  Raths- 
!  gremium  ausgenommen  wurden  und  deren 
Behandlung,  ohne  das  Princip  der  Collegial- 
berathung  selbst  preiszugeben,  an  ein  beson- 
deres Comit6,  bestehend  aus  dem  Kanzler 
und    vier  Hofräthen    der  Hofkanzlei    — 
darunter  auch  der  bewährte  Freiherr  von 
i  Drossdik  —  überwiesen  wurde. 
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Zu  bemerken  ist  weiter,  dass  mit 
kaiserlicher  EntSchliessung  vom  19.  Octo- 
ber  1843,  verlautbart  durch  das  Hofkanzlei- 
decret  vom  5.  November  1843,  über  einen 
Präsidialvortrag  des  obersten  Kanzlers 
vom  12.  Januar  1843  neue  gesetzliche 
Bestimmungen  in  Ansehung  des  Verhält- 
nisses der  einen  näheren  Einfluss  auf  öffent- 
liche Interessen  nehmenden  Privatvereine 
erlassen  wurden,  welche  auch  über  die 
Bildung  von  Actienvereinen  für  die  Con- 
cessionirung  und  Errichtung  von  Privat- 
bahnunternehmungen Normen  enthielten, 
die  mit  den  Principien  der  allgemeinen 
Concessionsdirectiven  noch  vollkommen 
übereinstimmten. 

In  dieselben  Jahre  fielen  die  ersten 
Gründungen  von  Pensionsinstituten  für 
die  Angestellten  der  Privatbahnen. 

Offenbar  mitbeeinflusst  durch  die 
sicherere  Lage,  in  der  sich  die  beim 
Staatseisenbahnbau  angestellten  Staats- 
bediensteten hinsichtlich  ihrer  und  ihrer 
Familien  -Versorgungsgenüsse  befanden, 
beschloss  zunächst  die  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  in  ihrer  zwölften  Generalver- 
sammlung vom  30.  März  1844  die  Grün- 
dung eines  Pensionsinstitutes  für  ihre 
Beamten  und  Diener,  sowie  die  Zuwen- 
dung eines  jährlichen  Beitrages  von 
4000  fl.  C.-M.  für  dasselbe  aus  den  Er- 
trägnissen der  Unternehmung. 

Schon  im  nächsten  Jahre  folgte  die 
Wien-Gloggnitzer  Bahn  mit  einem  ähn- 
lichen Schritte,  indem  sie  in  der  siebenten 
ordentlichen  Generalversammlung  vom 
29.  Januar  1845  die  Gründung  eines 
Pensionsfonds  für  die  Beamten  der  An- 
stalt und  eine  jährliche  Beitragsleistung 
in  der  Höhe  von  3000  fl.  C.-M.  zu 
demselben  aus  Gesellschaftsmitteln  be- 
schloss. 

Einen  anderen  Weg  zur  Erreichung 
desselben  Zieles  schlug  die  erste  privi- 
legirte  Eisenbahngesellschaft  ein,  indem 
sie  in  der  Generalversammlung  vom 
15.  Februar  1848,  in  Anbetracht  ihres 
geringeren  Beamtenstandes  von  der 
Gründung  eines  besonderen  Pensions- 
institutes absehend,  die  Direction  er- 
mächtigte, von  Fall  zu  Fall  die  Pensioni- 
rung  ihrer  Beamten  und  die  Versorgung 
der  Witwen  derselben  nach  dem  be- 
stehenden Normale  des  Staates,  also  auch 


nach  im  voraus  bestimmten  Grundsätzen 
vorzunehmen,  und  den  hiezu  erforderlichen 
Aufwand  aus  den  Jahreserträgnissen  des 
Unternehmens  zu  bestreiten. 

Von  bedeutendem  Einflüsse  auf  den 
Fortgang  der  staatlichen  Eisenbahn- 
politik im  früher  angedeuteten  Sinne 
waren  jedoch  folgende  Verhältnisse. 

Kaiserliches  Handschreiben 
vom  10.  Juli  1845  über  die  Ein- 
stellung weiterer  Concessions- 
ertheilungen  für  Eisenbahnen. 
Wie  bereits  erwähnt,  war  nach  dem 
kaiserlichen  Handschreiben  vom  19.  De- 
cember  1841  dem  Hofkammerpräsidenten 
Baron  K  ü  b  e  c  k  auch  in  Ansehung  der 
Concessionirung  von  Privatbahnen  eine 
wesentliche  Einflussnahme  dadurch  ge- 
wahrt worden,  dass  dem  obersten  Kanzler 
zur  Pflicht  gemacht  wurde,  bezüglich 
aller  Projecte  über  Privatbahnen  stets 
das  Einvernehmen  mit  dem  Hofkammer- 
präsidenten zu  pflegen,  damit  derselbe 
in  die  Lage  komme,  die  Wirkungen 
genau  zu  prüfen,  welche  solche  Unter- 
nehmungen auf  den  öffentlichen  Credit 
und  Verkehr  sowie  insbesondere  auf  die 
Vollendung  und  den  Betrieb  der  Staats- 
bahnen äussern  dürften. 

Aus  einer  Vorstellung,  welche  von 
dem  österreichischen  Generalconsul  in 
London  in  Betreff  der  Hindernisse  für 
die  Ausfuhr  von  Producten  aus  den 
südöstlichen  Provinzen  nach  den  öster- 
reichischen Seehäfen  überreicht  worden 
war,  nahm  Baron  K  üb  eck  schon  unterm 
20.  Februar  1842,  und  wiederholt  unterm 
9.  Mai  1842  Veranlassung,  sich  noch  die 
Ertheilung  eines  weiteren  kaiserlichen 
Auftrages  an  den  ungarischen  Hofkanzler 
und  an  den  Präsidenten  des  Hofkriegs- 
rathes  dahin  zu  erbitten,  dass  auch  bei 
allen  Verhandlungen  über  Projecte  zur 
Errichtung  von  Eisenbahnen  in  Ungarn 
und  in  der  Militärgrenze,  ohne  Unter- 
schied, ob  es  sich  um  Staats-  oder 
Privatbahnen  handle,  im  Einverständnisse 
mit  ihm,  dem  Hofkammerpräsidenten, 
vorzugehen  sei,  damit  nicht  der  Zweck, 
den  man  durch  die  zu  errichtenden 
Staatsbahnen  erreichen  wollte ,  ver- 
eitelt werde,  nicht  die  Hauptrichtungen 
derselben     durch     andere     divergirende, 
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mit  eigenen  Auslaufpunkten  erbaute 
Bahnen  zersplittert  werden  und  nicht  auf 
solche  Weise  die  Einheitlichkeit  und 
Gleichförmigkeit  des  Staatsbahnnetzes 
vernichtet  werde. 

Dieser  Bitte  wurde  vom  Kaiser  that- 
sächlich  durch  einen  in  diesem  Sinne 
unterm  19.  Juni  1842  an  den  ungarischen 
Hofkanzler  Grafen  M  a  i  1  a  t  h  und  an 
den  Hofkriegsrathspräsidenten  Grafen 
H ardegg   erlassenen  Befehl  entsprochen. 

Schwerwiegende  staatsfinanzielleRück- 
sichten  veranlassten  nun  Baron  K  üb  eck 
alsbald,  den  ihm  durch  diese  Verord- 
nungen eingeräumten  Einfluss  mit  seiner 
ganzen  Energie  dahin  geltend  zu  machen, 
dass  wenigstens  für  eine  Zeit  lang  mit 
der  Concessionirung  weiterer,  namentlich 
grösserer  Eisenbahnlinien  gänzlich  ein- 
gehalten werde. 

Nachdem  es  nämlich  kaum  gelungen 
war,  durch  die  kräftigen  Anstrengungen 
und  das  energische  Eingreifen  der 
Staatsverwaltung  die  Krise,  die  in  den 
Jahren  1840  und  1841  auf  dem  Gebiete 
der  Eisenbahnwerthe  eingerissen  war, 
zu  bannen,  musste  Baron  K  ü  b  e  c  k  bei 
dem  Umstände,  als  die  bereits  con- 
cessionirten  sowie  die  vom  Staate  selbst 
in  Bau  genommenen  Eisenbahnen  schon 
für  sich  sehr  bedeutende  Summen  in 
Anspruch  nahmen,  fürchten,  dass  eine 
noch  weitere  und  plötzliche  Ueber- 
schwemmung  des  Geldmarktes  mit  einer 
grösseren  Menge  solcher  Speculations- 
papiere  die  kaum  erst  beseitigten  Ge- 
fahren für  den  öffentlichen  Credit  aufs 
neue,  und  zwar  sodann  in  noch  erhöhtem 
Masse  heraufbeschwören  werde. 

Es  war  diese  Gefahr  umso  drohender, 
als  sich  gerade  zu  jener  Zeit  in  Frank- 
reich und  in  England  Consortien  von 
Speculanten  in  Eisenbahnactien  etablirten, 
die  von  dort  aus  ihre  Operationen  or- 
ganisirten  und  sich  hauptsächlich  Italien 
und  insbesondere  auch  die  italienischen 
Provinzen  Oesterreichs  zum  Tummel- 
platze ihrer  Umtriebe  wählten,  indem  sie 
die  verschiedensten  Concessionen  für  die 
Anlage  von  Eisenbahnen  in  diesen  Länder- 
gebieten zu  erlangen  suchten,  lediglich 
zu  dem  Zwecke,  um  auf  Grundlage  der- 
selben sofort  Promessen  hinauszugeben 
und  sodann,  auf  die  ersten  Einzahlungen 


und  die  Cursdifferenzen  speculirend,  ihre 
gewinnsüchtigen  und  selbst  politisch  ge- 
fährlichen Pläne  zu  verfolgen. 

Veranlasst  durch  eine  Anfrage  des 
Haus-,  Hof-  und  Staatskanzlers  Fürsten 
Metternich  über  Projecte  von  Privat- 
eisenbahnen in  Parma  und  Toscana 
sowie  im  lombardisch  -  venezianischen 
Königreiche,  beantragte  daher  Baron 
Kübeck  in  einem  Vortrage  an  den  Kaiser 
vom  28.  Juni  1845  direct  die  Sistirung 
aller  weiteren  Concessionsertheilungen 
für  Privatbahnen,  indem  er  weiter  noch 
geltend  machte,  dass,  solange  die  Staats- 
bahnen nicht  zunächst  nach  Triest  und 
an  die  sächsische  Grenze  sowie  später 
gegen  Bayern  und  durch  Galizien  aus- 
geführt seien,  es  überdies  beinahe  un- 
möglich sei,  die  zweckmässigsten  Rich- 
tungen für  die  zu  concessionirenden 
Privatbahnen  sowie  die  Punkte  ihrer 
Einmündung  in  die  Staatsbahnlinien  zu 
finden. 

In  Billigung  dieses  Antrages  erging 
unterm  10.  Juli  1845  ein  kaiserliches 
Cabinetschreiben  an  den  obersten  Kanzler 
Grafen  Juzaghi  des  Inhaltes,  dass  im 
Hinblick  auf  den  muthmasslichen  Zeit- 
punkt, bis  zu  dem  die  Hauptlinien  der 
Staatseisenbahnen  hergestellt  sein  werden, 
bis  zum  Ende  des  Jahres  1850  fernerhin 
keine  vorläufige  Bewilligung  zur  Er- 
bauung einer  Privateisenbahn  ertheilt 
und  daher  jedes  dahin  abzielende  Ein- 
schreiten zurückgewiesen  werden  solle ; 
hienach  seien  die  unterstehenden  Be- 
hörden gehörig  anzuweisen,  und  bleibe 
eine  Ausnahme  von  dieser  Vorschrift  in 
einem  besonders  rücksichtswürdigen  Falle 
zuzulassen,  der  kaiserlichen  Entscheidung 
vorbehalten. 

Nicht  weniger  als  16  eben  im  Zuge 
gewesene  Concessionsverhandlungen  für 
Privateisenbahnen  —  darunter  die  Mehr- 
zahl für  Linien  in  den  italienischen 
Provinzen  des  Reiches  —  wurden  durch 
diese  kaiserliche  Entschliessung  betroffen 
und  in  ihrem  Fortgange  aufgehalten. 

Die  Errichtung  der  ausser- 
ordentlichenCreditcasse  für  den 
Ankauf  von  Eisenbahnactien 
durch  den  Staat.  Die  folgenden  Er- 
eignisse rechtfertigten  die  grosse  Vorsicht, 
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die  Kübeck  in  dieser  Richtung  an  den 
Tag  legte,  auf  das  vollständigste. 

Seinen  erwähnten  vorbauenden  Mass- 
nahmen, durch  welche  der  heimische 
Geldmarkt  von  neuen  Belastungen  mit 
Speculationspapieren  vielfach  zweifel- 
haften Werthes  bewahrt  blieb,  war  es 
allein  zu  danken,  dass  die  schwere 
reagirende  Krise,  die  im  Herbste  1845, 
von  England  ausgehend,  sich  bald  über 
Frankreich,  Italien  und  Deutschland  aus- 
dehnte, in  Oesterreich  verhältnismässig 
milder  verlief.  Ganz  ferne  gehalten  konnte 
das  Uebel  allerdings  auch  von  Oesterreich 
nicht  werden. 

Die  hier  bereits  während  der  ersten 
Periode  concessionirten  Unternehmungen 
der  Kaiser  Ferdinands  -  Nordbahn,  der 
Wien-Gloggnitzer  Bahn  und  der  lombar- 
disch-venetianischen  Kaiser  Ferdinands- 
Bahn,  zu  welchen  seither  noch  die  unga- 
rische Centralbahn  und  die  Mailand-Monza- 
Como  Eisenbahn"  hinzutraten,  nahmen  zu- 
sammen bereits  für  die  damaligen  Zeitver- 
hältnisse sehr  bedeutende  Capitalien  in 
Anspruch. 

In  den  Jahren,  von  1843  angefangen 
bis  zum  September  1845,  hatte  sich  nun 
die  Speculation  aufs  Neue  auf  die  Papiere 
dieser  Gesellschaften  geworfen  und  die- 
selben abermals  zu  Werthen  gesteigert, 
die  den  realen  Erträgnissen  dieser  Bahnen 
selbst  bei  hochgespannten  Hoffnungen 
weit  vorauseilten. 

Als  hierauf  im  September  1845  die 
Reaction  im  Auslande  begann,  strömten 
diese  Actieneffecten  bei  ihren  überspannt 
hoch  gehaltenen  Cursen  zum  Zwecke  ihrer 
bestmöglichen  Realisirung  in  grossen 
Mengen  auf  den  Wiener  Platz,  wo  sie 
noch  den  meisten  Werth  besassen,  in 
die  Hände  der  daselbst  speculirenden 
Geldkräfte  zusammen. 

Die  Situation  dieser  letzteren  wurde 
aber  hiedurch  umso  bedenklicher,  als 
einerseits  auf  die  meisten  dieser  Papiere 
bei  Verlust  der  vorausgegangenen  Ein- 
lagen noch  sehr  bedeutende  Einzahlungen 
—  zusammen  bis  zu  20,000.000  fl.  in  den 
nächsten  Jahren  —  zu  leisten  waren  und 
anderseits  infolge  beginnender  politischer 
Wirren  und  hinzugetretener  Missernte 
die  Lage  des  Geldmarktes  an  sich  eine 
höchst  schwierige  war. 


Unter  solchen  Verhältnissen  erschien 
K  ü  b  e  c  k,  um  die  zerstörende  Wirkung 
der  Krise  noch  rechtzeitig  aufzuhalten, 
ein  rasches  und  entschiedenes  Eingreifen 
der  Staatsgewalt  geboten. 

Diese  Erwägungen  bildeten  den  Aus- 
gangspunkt für  die  über  seinen  Antrag  auf 
Grund  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
18.  November  1 846  zum  Ankaufe  von  Actien 
der  heimischen  Eisenbahngesellschaften 
nach  ihrem  wahren  Werthe  ins  Leben 
gerufene  ausserordentliche  Creditcasse, 
deren  Thätigkeit  und  Erfolge  in  dem 
ersten  Abschnitte  dieses  Werkes  [St räch, 
Allgemeine  Eisenbahngeschichte,  Bd.  I, 
I.  Theil,  S.  250  ff.]  nähere  Erörterung 
fanden. 

Die  Errichtung  dieser  Creditcasse  war 
die  zweite  rettende  That,  durch  die 
K  ü  b  e  c  k's  Amtsthätigkeit  auf  dem  Gebiete 
des  Eisenbahnwesens  berühmt  wurde,  und 
die  damals  nicht  weniger  Befriedigung 
bei  seiner  Mitwelt  hervorrief,  wie  seiner- 
zeit, Ende  1841,  die  Uebernahme  des 
Eisenbahnbetriebes  auf  den  Staat. 

Zunächst  darauf  gerichtet,  im  Interesse 
des  Staatscredites  dem  verheerenden 
Umsichgreifen  der  auf  dem  Markte  der 
Eisenbahnwerthe  eingerissenen  Krise 
Einhalt  zu  thun,  hatten  die  Operationen 
der  Creditcasse  übrigens  noch  den  zweiten 
Effect,  dass  sie  ganz  im  Geiste  und  in 
weiterer  Förderung  der  von  K  üb  eck  von 
allem  Anbeginn  an  festgehaltenen  Eisen- 
bahnpolitik dem  Staate  an  einer  Reihe 
von  Bahnen,  die  für  die  Staatsinteressen 
eine  besondere  Wichtigkeit  besassen, 
ein  sehr  belangreiches  Miteigenthum 
verschafften,  ihm  hiedurch  auf  die  Ver- 
waltung und  den  Betrieb  dieser  Bahnen 
einen  mächtigen  Einfluss  sicherten  und 
so  in  wirksamster  Weise  die  nachfolgende 
gänzliche  Einlösung  derselben  durch  den 
Staat  vorbereiteten. 

Aenderungen  in  der  Organi- 
sation der  obersten  staatlichen 
E  i  s e n b a h n b e h ö r d e n  und  des 
staatlichen  Eisenbahnaufsichts- 
dienstes infolge  der  Ereignisse 
der  Jahre  1848  und  1849.  Die 
grossen  politischen  Umwälzungen  der 
Jahre  1848  und  1849  übten  selbst- 
verständlich   auch    auf   die  Stellung:    des 
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Eisenbahnwesens  im  staatlichen  Ver- 
waltungsorganismus ihre  Wirkung,  ohne 
dass  sie  aber,  wenigstens  in  der  nächsten 
Folgezeit,  auch  einen  Wechsel  in  den 
leitenden  Ideen  der  staatlichen  Eisen- 
bahnpolitik zur  Folge  hatten. 

Mit  kaiserlicher  EntSchliessung  vom 
17.  März  1848  war  die  Bildung  eines 
verantwortlichen  Ministerrathes,  bestehend 
aus  den  Ministern  des  Aeussern  und  des 
kaiserlichen  Hauses,  des  Innern,  der 
Justiz,  der  Finanzen  und  des  Krieges 
angeordnet  worden. 

Baron  Kübeck  zunächst  noch  zum 
Finanzminister  ernannt,  trat  schon  unterm 

3.  April  von  seinem  Posten  zurück,  um 
zweijahre  später  als  Präsident  an  die  Spitze 
des  durch  die  »octroirte«  Verfassung  vom 

4.  März  1849  zur  speciellen  Berathung 
der  Krone  neu  geschaffenen  Institutes 
des  »Reichsrathesc  berufen  zu  werden. 
An  seiner  statt  wurde  Philipp  Freiherr 
v.  Kraus  zum    Finanzminister    ernannt. 

Nachdem  schon  vorher  ein  Ministerium 
des  öffentlichen  Unterrichtes  neu  gebildet 
worden  war,  wurden  vom  Kaiser  über 
Einrathen  des  Ministerrathes  unterm  9.  Mai 
mit  der  Begründung,  um  allen  Zweigen 
der  Staatsverwaltung  eine  gleichmässige 
Sorgfalt  zuzuwenden  und  einzelne  Mini- 
sterien, die  überbürdet  seien,  in  den  Stand 
zu  setzen,  ihren  Hauptaufgaben  zu  ob- 
liegen, weitere  zwei  Ministerien,  und 
zwar  eines  für  die  öffentlichen  Arbeiten 
und  eines  für  die  Landescultur,  den 
Handel   und  die  Gewerbe,  neu   errichtet. 

Noch  in  demselben  Monate  wurden 
die  vereinigte  Hofkanzlei  sowie  die  all- 
gemeine Hofkammer  aufgelöst  und  die 
Agenden  derselben  den  Ministerien  des 
Innern,  beziehungsweise  der  Finanzen 
übertragen,  soweit  sie  nicht  den  beiden 
vorgenannten  neuerrichteten  Ministerien 
zugewiesen  wurden. 

Zu  diesen  letzteren  Agenden  gehörten 
aber  insbesondere  auch  die  gesammten 
Eisenbahnangelegenheiten,  welche  ebenso 
wie  die  Telegraphenangelegenheiten  be- 
stimmt waren,  mit  zum  Wirkungskreise 
des  neuerrichteten  Ministeriums  der  öffent- 
lichen Arbeiten   zu   zählen. 

Dieses  Ministerium  sollte  zufolge 
Kundmachung  der  Wiener  Zeitung  vom 
10.    Juni    1848    auf    Grund    kaiserlicher 


Bestimmung  in  drei  Sectionen  zerfallen. 
In  die  erste  Section  gehörten  die  all- 
gemeinen Ministerialgegenstände,  dann 
die  Staatseisenbahnen  und  Telegraphen; 
die  zweite  Section  bildete  das  Montan- 
und  Hüttenwesen ;  die  dritte  Section  war 
die  der  Civil-Strassen-  und  Wasserbauten; 
ihr  ward  auch  der  Hofbaurath  unterstellt. 
Zum  Minister  der  öffentlichen  Arbei- 
ten war  unterm  1 1 .  Mai  der  Hofrath 
Andreas  von  Baumgartner  [Abb.  4] 
ernannt.  Ueber  seinen  Antrag  wurde  mit 
kaiserlicher  EntSchliessung  vom  1.  Juli 
die  bisher  bestandene  Generaldirection 
für  die  Staatseisenbahnen  als  solche  auf- 
gehoben und,  vereint  mit  dem  Telegra- 
phenamte, dem  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  als  eine  besondere  Ab- 
theilung unter  gleichzeitiger  Bildung  eines 
eigenen  Inspectorates  für  den  commer- 
ziellen  Betrieb  bei  derselben  einverleibt. 
Die  Leitung  dieser  Ministerialabthei- 
lung  wurde,  nachdem  Francesconi  als 
Generalinspector  in  den  Dienst  der  Kai- 
ser Ferdinands-Xordbahn  überzutreten 
|  beabsichtigte,  dem  bereits  seit  längerem 
j  an  die  Stelle  Z  e  1 1  n  e  r's  getretenen  General- 
!  direcrionsadjuncten,  Regierungsrath  Dr. 
!  Karl  Hock,  in  der  Eigenschaft  eines 
Vorstandes  übertragen. 

Zur  thatsächlichen  Durchführung  die- 
ser organisatorischen  Verfügungen  scheint 
es  aber  damals  nicht  gekommen  zu  sein. 
Minister  von  Baumgartner  wurde 
schon  unterm  1 9.  Juli  infolge  Neubildung  des 
Cabinets  durch  den  Publicisten  Ernst  von 
Schwarzer  ersetzt.  Letzterer  resignirte 
aber  bereits  am  23.  September  wieder 
auf  seinen  Posten  und  wurde  hierauf  die 
provisorische  Weiterführung  der  Geschäfte 
des  Arbeitsministeriums  dem  Minister  für 
Handel,  Gewerbe  und  Ackerbau,  Theodor 
Hornbostel,  übertragen. 

Unterm  21.  November  1848  erfolgte 
abermals  eine  Neubildung  des  Cabinets, 
bei  welchem  Anlasse  die  Umwandlung 
der  beiden  Ministerien  für  öffentliche 
Arbeiten  sowie  für  Handel,  Gewerbe  und 
Ackerbau  in  ein  Ministerium  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  und 
in  ein  solches  für  Landescultur  und  Berg- 
wesen ausgesprochen  wurde. 

An  die  Spitze  des  ersteren  Ministe- 
riums, dem  fortab  die  Leitung  auch  des 
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Eisenbahnwesens  obliegen  sollte,  wurde 
Abgeordneter  Karl  Ritter  von  Brück 
[Abb.  5]  berufen,  ein  aus  dem  Kauf- 
mannsstande hervorgegangener  Staats- 
mann*) von  hervorragendem,  weitblicken- 
dem Geiste,  welcher  während  des  nächsten 
Decenni  ums,  insbesondere  in  seiner  späteren 
Stellung  als  Finanzminister,  den  mass- 
gebendstsn  Einfluss  auf  die  finanziellen 
Geschicke  des  Staates  und  damit  auch 
auf  die  Entwicklung  des  gesammten  Ver- 
kehrslebens in  demselben  zu  nehmen  be- 
rufen war. 


Mit  einer  Verordnung  des  Ministeriums 
vom  23.  März  184g  wurde  verfügt,  dass 
die  Geschäfte  der  Staatseisenbahnen,  die 
bis  dahin  von  der  bestandenen  General- 
direction  für  die  Staatseisenbahnen  be- 
sorgt wurden,  fernerhin  in  zwei  getrenn- 
ten Sectionen  bei  dem  Ministerium  selbst, 
nämlich  in  der  Section  für  den  Bau  und 
in  derjenigen  für  den  Betrieb  der  Staats- 
eisenbahnenzu  besorgen  seien,  von  welchen 
die  erstere  die  Ausführung  sämmtlicher 
Bauten  für  neue  und  noch  nicht  vollen- 
dete Bahnen,  die  letztere  aber  den  Betrieb 


Abb.  4.    Andreas  von  Baumgartner. 


Die  Arbeiten  für  die  Organisation  des 
neuen  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentlichen  Bauten  nahmen  eine  län- 
gere Zeit  in  Anspruch. 

Zunächst  wurde,  und  zwar  bald  nach 
der  am  2.  December  1848  erfolgten  Thron- 
besteigung Sr.  Majestät  des  Kaisers  Franz 
Joseph  L,  auf  Grund  kaiserlicher  Ent- 
schliessung  vom  22.  December  die  Lei- 
tung auch  der  Postanstalten,  die  bis 
dahin  noch  beim  Finanzministerium  ver- 
blieben war,  dem  Ministerium  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  über- 
tragen. 


*)  Brück  war  zuletzt  seit  dem  Jahre  1837 
Director  des  österreichischen  Lloyd. 


und  die  Erhaltung  der  bereits  eröffneten 
Bahnstrecken,  zugleich  aber  auch  die 
Ausführung  der  auf  denselben  etwa  nach- 
träglich noch  vorkommenden  Neu-  oder 
Veränderungsbauten  sowie  endlich  auch 
die  Anschaffung  des  fundus  instructus 
für  neue  Bahnen  zur  Aufgabe  hatte. 

Mit  einer  weiteren  Verordnung  des- 
selben Ministeriums  vom  15.  April  1849 
wurde  erklärt,  dass  infolge  der  Bildung 
eines  eigenen  Ministeriums  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  die  früher 
bestandene  Generaldirection  der  Staats- 
eisenbahnen, dann  die  oberste  Hofpost- 
verwaltung  und  der  Hofbaurath  aufge- 
löst und  diesem  Ministerium  einverleibt 
worden  seien. 
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Die  oberste  Leitung  dieser  Zweige 
sollte  fortab  bei  dem  Ministerium  selbst 
centralisirt  und  von  diesem  unmittelbar 
besorgt  werden. 

Es  wurde  jedoch  zugleich  die  Ein- 
richtung getroffen,  dass  die  bei  dem  Mi- 
nisterium für  diese  Zweige  errichteten 
Sectionen  die  Befugnis  erhielten,  inner- 
halb der  Grenzen  der  ihnen  hiefür  vor- 
gezeichneten Bestimmungen  einen  Theil 
der  betreffenden  Geschäfte  selbständig 
zu  erledigen. 

Diese  Sectionen  waren :  die  Section 
für  Hoch-,  Wasser-  und  Strassenbau,  die 
Section  für  den  Staatseisenbahnbau,  die 
Section  für  den  Staatseisenbahnbetrieb  mit 
einer  besonderen  Abtheilung  für  den  Eisen- 
bahnbau und  Betrieb  im  lombardisch- 
venezianischen  Königreiche  und  endlich 
die  Section  für  das  Postwesen. 

Speciell  die  beiden  Eisenbahnsectionen 
erhielten  im  wesentlichen  den  Wirkungs- 
kreis der  bestandenen  Generaldirection 
für  die  Staatseisenbahnen.  Rücksichtlich 
des  ihnen  übertragenen  Geschäftsbe- 
reiches erschienen  dieselben  als  selbstän- 
dige Behörden  und  wurden  ihre  Erlässe 
und  Correspondenzen  von  dem  Sections- 
vorstande  oder  von  seinem  Stellvertreter 
ausgefertigt. 

In  allen  Fällen  jedoch,  in  welchen 
es  sich  um  Gegenstände  handelte,  hin- 
sichtlich welcher  die  Sectionen  nicht 
selbständig  vorzugehen  berufen  waren, 
hatte  die  Ausfertigung  unmittelbar  im 
Namen  des  Ministeriums  zu  erfolgen  und 
wurde  insbesondere  jede  Correspondenz 
mit  den  übrigen  Ministerien  stets  nur 
von  dem  Ministerium  für  Handel,  Ge- 
werbe und  öffentliche  Bauten  selbst  ge- 
pflogen. 

Auch  der  staatliche  Bahnaufsichtsdienst 
erhielt  zu  gleicher  Zeit  eine  weitere  be- 
merkenswerthe  Ausgestaltung. 

Auf  Grund  kaiserlicher  Genehmigung 
vom  28.  Februar  1849  wurden  nämlich 
vom  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  zur  Ueberwachung 
der  Sicherheit  des  Bahnbetriebes  auf 
den  sämmtlichen  in  nördlicher  und  süd- 
licher Richtung  im  Betriebe  stehenden 
Staats-  und  Privateisenbahnen  eigene 
Ministerialcommissäre  bestellt,  welche  die 
Bestimmung    erhielten,    die    genaue  Be- 


obachtung aller  sich  auf  den  Eisenbahn- 
betrieb beziehenden  gesetzlichen  Anord- 
nungen und  insbesondere  des  Polizei- 
gesetzes vom  30.  Januar  1847  auf  das 
sorgfältigste  zu  überwachen,  die  ent- 
deckten Gebrechen  so  schnell  und  wirk- 
sam als  möglich  zu  beseitigen  oder  deren 
Beseitigung  zu  veranlassen,  und  das  Mi- 
nisterium stets  in  der  Lage  zu  erhalten, 
dem  so  wichtigen  Institute  der  Eisen- 
bahnen seine  Fürsorge  erfolgreich  ange- 
deihen  zu  lassen. 

Den  Ministerialcommissären  wurden 
die  auf  Grund  des  Polizeigesetzes  für 
Eisenbahnen  bestellten  besonderen  Auf- 
sichtsbeamten untergeordnet,  welche  nun- 
mehr ihren  Anforderungen  Folge  zu 
leisten  hatten. 

Ebenso  wurden  die  Eisenbahndirec- 
tionen,  Betriebsunternehmungen  und  ihre 
Angestellten  verpflichtet,  den  Ministerial- 
commissären jede  gewünschte  Auskunft 
zu  geben,  und  ihren  unter  Hinweisung 
auf  ein  bestehendes  Gesetz  oder  die 
Dienstinstructionen  gestellten  Anforde- 
rungen unweigerlich  zu  entsprechen. 

In  allen  dringenden,  eine  unverzügliche 
Verfügung  erheischenden  Fällen  waren 
die  Minsterialcommissäre  nicht  nur  auf 
den  Staats-,  sondern  auch  auf  den  Privat- 
bahnen ermächtigt,  Verfügungen  zu 
treffen,  und  auf  den  unmittelbaren  Vollzug 
ihrer  Anordnungen  zu  dringen.  Ueber 
ihr  Einschreiten  waren  die  politischen 
Behörden  verpflichtet,  unverzüglich  amt- 
zuhandeln,  und  ihnen  die  nöthige  Assistenz 
zu  leisten. 

Mit  Beziehung  auf  die  Bestimmungen 
des  Eisenbahnpolizeigesetzes  wurde  den 
Ministerialcommissären  auch  noch  eine 
Disciplinargewalt  über  die  Beamten  und 
Diener  der  Eisenbahnanstalten,  diese 
mochten  vom  Staate,  von  den  Eisenbahn- 
gesellschaften oder  von  den  Betriebs- 
unternehmungen angestellt  worden  sein, 
dahin  eingeräumt,  dass  sie  dieselben 
durch  eindringliche  Verweise  für  ver- 
säumte Pflichterfüllung  zur  Rede  stellen, 
auf  deren  Belegung  mit  Geldstrafen  im 
Disciplinarwege  nach  Massgabe  der  be- 
stehenden Dienstordnungen  dringen  und 
endlich  dieselben  vom  Amte  und  Dienste 
suspendiren  konnten,  wenn  letzteres  die 
Dringlichkeit  der  Umstände    nothwendig 
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machte  und  für  die  gehörige  Stellver- 
tretung des  suspendirten  Individuums  ge- 
eignete Fürsorge  getroffen  war.  Auch 
zur  Requirirung  des  Ersatzindividuums 
waren    sie    erforderlichenfalls  berechtigt. 

Der  Beschwerdezug  gegen  Verfügun- 
gen der  Ministerialcommissäre  endlich 
wurde  dahin  geregelt,  dass  Beschwerden, 
welche  gegen  einen  Ministerialcommis- 
sär  von  den  Eisenbahngesellschaften 
oder  Betriebsunternehmungen  erhoben 
werden  wollten ,  un- 
mittelbar an  das  Mi- 
nisterium, alle  übri- 
gen aber  an  die  poli- 
tische Landesstelle, 
binnen  längstens  14 
Tagen  von  der  Be- 
kanntmachung der  be- 
treffenden Verfügung 
des  Ministerialcom- 
missärs  oder  des  Straf- 
erkenntnisses an,  ein- 
zubringen waren.  Ge- 
gen abändernde  Ent- 
scheidungen der  Lan- 
desstelle stand  beiden 
Theilen  die  weitere 
Berufung  an   das   Mi-  WA'fkt 

nisterium,  binnen  1 4 
Tagen  vom  Intima- 
tionstage  gerechnet, 
zu.  Doch  äusserten 
alle  solche  Recurse 
auf  die  vom  Ministe- 
rialcommissär  getrof- 
fenen Verfügungen 
keine  hemmende  Wir- 
kung. 

Nachträglich  wurde  noch  ausgespro- 
chen, dass  durch  die  Aufstellung  eige- 
ner Ministerialcommissäre  die  Bestim- 
mungen des  Eisenbahnpolizeigesetzes 
nicht  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  worden 
seien,  und  dass  die  Oberaufsicht  über 
den  Betrieb  und  den  Vollzug  der  für 
die  Erhaltung  der  Ordnung,  Regelmässig- 
keit und  Sicherheit  des  Betriebes  er- 
lassenen Vorschriften  auch  weiterhin  unter 
der  Leitung  der  politischen  Landesstelle 
der  Polizeidirection  der  Hauptstadt  des 
betreffenden  Kronlandes  übertragen  bleibe, 
welche  daher  beim  Eintritte  eines  Un- 
falles   die  Erhebung    des    Thatbestandes 
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Abb.  5. 
Carl  Freiherr  von  Brück.     [Nach   Kriehuber.] 


und    die  Untersuchung    vorschriftsmässig 
zu  pflegen  habe. 

Anschlussder  österreichischen 
Eisenbahnen  an  den  neugegrün- 
detenVerein  deu tsch erEise nb ah n- 
verwaltungen.  Hier  muss  noch  in  aller 
Kürze  des  beiläufig  in  dieselbe  Zeit  fallenden 
Anschlusses  der  österreichischen  Eisen- 
bahnverwaltungen  an  den  seit  dem  Jahre 
1847  neu  gebildeten  Verein  deutscher 
Eisenbahnverwaltun- 
gen gedacht  werden  — 
an  jenen  Verein,  der 
sich,  rasche  Ausbrei- 
tung gewinnend,  im 
Laufe  der  folgenden 
Zeiten  bis  zum  heu- 
tigen Tage  um  die  die 
Schaffung  und  Pflege 
directer  Verkehrsbe- 
ziehungen erst  ermög- 
lichende einheitliche 
Entwicklung  und  Aus- 
gestaltung der  Bau- 
und  Betriebseinrich- 
tungen des  gesamm- 
ten  mitteleuropäischen 
Eisenbahnnetzes  so 
überaus  hohe  und 
unvergängliche  Ver- 
dienste erwarb. 

Nachdem  die  Kai- 
ser Ferdinands-Nord- 
bahn  und  die  Wien- 
Gloggnitzer  Bahn  be- 
reits in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1847 
dem  neu  gebildeten 
Vereine  beigetreten  waren,  meldete  in  der 
ersten  Hafte  des  Jahres  1848  auch  das  Mi- 
nisterium für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten  seinen  Beitritt  zum  Verein 
namens  der  österreichischen  Staatseisen- 
bahnen an.  Schon  im  October  1849 
wurde  hierauf  das  erste  Mal  eine  General- 
versammlung dieses,  alle  deutschen  Eisen- 
bahnen umfassenden  Vereines  auf  öster- 
reichischem Boden,  und  zwar  in  Wien, 
abgehalten,  bei  welcher  wichtige  Be- 
schlüsse sowohl  in  Ansehung  der  inneren 
Organisation  desVereines, wie  insbesondere 
auch  in  Ansehung  eines  einheitlichen 
Reglements     für     den    Güterverkehr    auf 
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den  sämmtlichen,  dem  Vereine  angehöri- 
gen  Bahnen,  gefasst  wurden. 

Nichterneuerung  der  Pachtver- 
träge über  den  Betrieb  der  nörd- 
lichen und  südlichen  Staats- 
bahnen; Einlösung  von  Privat- 
bahnen. Gleich  in  die  ersten  Regierungs- 
jahre Kaiser  Franz  Josephs  fielen  auf 
dem  Gebiete  der  staatlichen  Eisenbahn- 
politik zwei  bedeutsame  Actionen,  welche 
das  durch  Kübeck's  wohlerwogene  .Mass- 
nahmen in  Oesterreich  so  glücklich  ein- 
geführte Staatsbahnsystem  intensiv  wie 
extensiv  zu  fördern  geeignet  waren  und 
für  die  fernere  Ausgestaltung  der  Organi- 
sation des  staatlichen  Eisenbahnverwal- 
tungsdienstes daselbst  geradezu  richtung- 
gebend wurden. 

Es  waren  dies  erstens  die  Nicht- 
erneuerung der  Pachtverträge  mit  der 
Kaiser  Ferdinands  -  Nordbahn  und  mit 
der  Wien-Gloggnitzer  Bahn  über  den 
von  denselben  auf  den  nördlichen,  be- 
ziehungsweise auf  den  südlichen  Staats- 
bahnlinien besorgten  Pachtbetrieb,  und  in- 
folgedessen die  Uebernahme  der  Betrieb- 
führung auf  diesen  Strecken  nach  Ab- 
lauf jener  Pachtverträge  in  die  eigene 
Regie  des  Staates,  sowie  zweitens  Hand 
in  Hand  hiemit  die  allmähliche  Einlösung 
des  grössten  Theiles  der  damals  bestan- 
denen Privatbahnen  durch  den  Staat. 

Was  die  erstere  Massregel  betrifft, 
so  war  dieselbe  durch  die  wenig  günsti- 
gen Erfahrungen  hervorgerufen,  die  mit 
jenen    Pachtverträgen    gemacht    wurden. 

Eine  officielle  Enunciation  der  Regie- 
rung aus  jener  Zeit*)  constatirte,  dass  sich 
die  öffentliche  Meinung  schon  lange  un- 
günstig über  die  abgeschlossenen  Pacht- 
verträge geäussert  habe,  und  dass  sich 
fortwährend  Beschwerden  über  Uebel- 
stände  im  Betriebe  der  Staatsbahnen  so- 
wie darüber  geltend  machten,  dass  von 
den  Betriebsunternehmungen  die  Anfor- 
derungen des  Publicums  an  die  Bahn- 
anstalt nicht  befriedigt  würden.  Die  Vor- 
behalte, welche  die  Staatsverwaltung  in 
die  Pachtverträge  aufgenommen  hatte, 
um    die    bei  Erbauung    der  Staatseisen- 

*)  »Austria«, Tagblatt  für  Handel,  Gewerbe 
und  Communicationsmittel  Nr.  223  und  224 
vom  18.  und  19.  December  1S49. 


bahnen  beabsichtigten  Zwecke  zu  er- 
reichen, hätten  sich  zur  Verwirklichung 
dieser  Absicht  als  ungenügend  erwiesen. 
Der  Einfluss,  den  die  Staatsverwaltung 
gemäss  diesen  Vorbehalten  ausüben  wollte, 
sei  unzureichend  erschienen  und  habe 
bei  den  Beschränkungen,  welche  die 
Staatsverwaltung  sich  gefallen  lassen 
musste,  um  den  Pächtern  die  Ausübung 
des  Betriebes  überhaupt  möglich  zu 
machen,  nicht  mit  Nachdruck  geltend 
gemacht  werden  können. 

Die  Staatsverwaltung  sei  mit  den  Pacht- 
gesellschaften bei  der  praktischen  Anwen- 
dung der  Contractbestimmungen  wieder- 
holt in  Conflictgerathen,  indem  die  pachten- 
den Gesellschaften  einzelnen  Bestimmun- 
gen des  Vertrages  von  ihrem  Standpunkte 
aus  eine  andere  Auslegung  gaben,  als 
bei  den  Unterhandlungen  seinerzeit  von 
der  Staatsverwaltung  beabsichtigt  wor- 
den war. 

Zu  alledem  kam  noch,  dass  die  Ab- 
fuhren, welche  die  Pachtgesellschaften 
von  den  eingehobenen  Betriebsein- 
nahmen an  die  Staatsverwaltung  leisteten, 
selbst  hinter  den  bescheidensten  Erwar- 
tungen der  letzteren  zurückblieben.  Auf 
der  nördlichen  Staatsbahn  betrugen  die 
Einnahmen  aus  dem  Personen-  und  Sachen- 
verkehr während  der  Pachtdauer  von  vier 
Jahren  und  acht  Monaten  5,478.840  fl. 
58  '/4  kr.;  hievon  wurden  an  die  Staats- 
cassen  abgeführt  237.821  fl.  43  kr., 
während  der  Rest  von  5,241.019  fl. 
iS'/t  kr.  von  den  Auslagen,  welche  die 
Pachtgesellschaft  für  ihre  Betriebsleistun- 
gen in  Anspruch  nahm,  und  welche  daher 
956/io°/o  aer  Einnahmen  betrugen,  ab- 
sorbirt  wurde. 

Auf  der  südlichen  Staatsbahn  betrugen 
während  der  Dauer  des  Pachtbetriebes 
von  sechs  Jahren,  sieben  Monaten  und 
zehn  Tagen  die  Betriebseinnahmen 
9,233.507  fl.  46%  kr.,  die  dem  Staate 
aus  den  Abfuhren  der  Pachtgesellschaft 
verbliebenen  Einnahmen  1,854.1  iöfl.  7  kr., 
daher  die  Pachtauslagen  7,379.391  fl. 
393/4  kr.  oder  85*/10°/0  der  Bruttoein- 
nahmen.*)   Ueberdies    verblieben    bezüg- 


*)  Auszug  aus  dem  Berichte  des  Sections- 
chefs  und  Generaldirectors  der  Communi- 
cationen,  Franz  Ritter  von  Kalchberg,  über 
den  Stand  der  in  Staatsregie  stehenden  k.  k 
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lieh  beider  Betriebsverträge  unausge- 
glichene Differenzen  zwischen  den  Pacht- 
gesellschaften und  der  Regierung,  welche 
die  obigen,  ohnedies  schon  höchst  un- 
günstigen Ergebnisse  eventuell  noch  zu 
verschlechtern  geeignet  waren. 

Alle  diese  Momente  waren  für  den 
Handelsminister  vonBruck  bestimmend, 
dass  er  schon  geraume  Zeit  vor  Herannahen 
des  Endes  der  Pachtverträge  unterm 
1.  December  1849  in  einem  eingehend 
motivirten  Vortrage,  in  dem  er  überdies 
noch  darauf  hinwies,  dass  auch  viele 
auswärtige  Regierungen,  namentlich  die- 
jenigen von  Belgien,  Baden,  Braunschweig, 
Hannover,  Bayern  und  Sachsen,  ihre 
Bahnen  mit  günstigem  Erfolge  nicht 
durch  Pächter,  sondern  in  eigener  Ver- 
waltung betreiben  lassen,  beim  Kaiser 
die  Nichterneuerung  dieser  Pachtverträge 
beantragte. 

Thatsächlich  wurde  mit  kaiserlicher 
Entschliessung  vom  8.  December  1849 
im  Grundsatze  genehmigt,  dass  nach 
Ausgang  der  bestehenden  Pachtverträge 
der  Betrieb  der  Staatsbahnen  sowohl  in 
nördlicher  als  in  südlicher  Richtung  in 
eigener  Verwaltung  des  Staates  besorgt 
werde;  zugleich  wurdeMinister  vonBruck 
ermächtigt,  ungesäumt  die  erforderlichen 
Einleitungen  zu  treffen. 

Beinahe  gleichzeitig  mit  dieser  Mass- 
nahme wurde  auch  die  zweite  der  er- 
wähnten Regierungsactionen ,  nämlich 
die  Einlösung  der  Privatbahnen  durch 
den  Staat,  und  zwar  zuerst  gegenüber 
der  im  Jahre  1844  concessionirten  unga- 
rischen Centralbahn,  eingeleitet,  von 
welcher  damals  die  Bahnstrecken  von 
der  March  bis  Pressburg,  dann  von 
Waitzen  bis  Pest  und  von  da  bis  Szolnok 
im  Betriebe  standen.  Die  Verwaltung 
dieser  Bahn  hatte  sich,  nachdem  sie  in- 
folge der  Zeitverhältnisse  in  eine  schwere 
finanzielle  Bedrängnis  gerathen  war, 
unterm  21.  September  1849  mit  einer 
Eingabe  an  das  Gesammtministerium 
um  dringende  Gewährung  eines  staat- 
lichen Darlehens    von  8,000.000  fl.    und 


österreichischen  Communications- Anstalten 
überhaupt  und  die  diesfälligen  Leistungen 
im  Verwaltungsjahre  1852  insbesondere.  Wien, 
1853.  Aus  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei ; 
Seite  4. 


eines  einstweiligen  Vorschusses  von 
1,000.000  fl.  ä  conto  dieses  Darlehens 
gewendet. 

Da  die  Staatsverwaltung  bereits  durch 
die  seinerzeitige  Hilfsaction  der  ausser- 
ordentlichen Creditcasse  im  Besitze  der 
grösseren  Hälfte  des  gesammten  Actien- 
capitals  dieser  Bahn  war,  erklärte  sich 
die  Regierung  zu  einer  Hilfsaction  auf 
der  Basis  bereit,  dass  gegen  Einlösung 
der  noch  in  Händen  von  Privaten  befind- 
lichen Actien  die  Bahn  vollständig  der 
Staatsverwaltung  ins  Eigenthum  abge- 
treten werde. 

Die  von  der  Regierung  auf  dieser 
Grundlage  gestellten  Propositionen  wur- 
den von  den  Actionären  der  Bahn  in 
der  Generalversammlung  vom  7.  Decem- 
ber 1849  angenommen,  und  erhielt  sohin 
die  ganze  Transaction  unterm  18.  Decem- 
ber desselben  Jahres  die  kaiserliche  Ge- 
nehmigung. 

Definitive  Dienstesorganisa- 
tion des  Ministeriums  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten 
vom  13.  October  1849;  General- 
baudirection  und  Generaldirec- 
tion  der  Communicationen.  Unter 
solchen  Verhältnissen  war  Brück,  als 
er  unterm  8.  October  1849  dem  Kaiser 
Anträge  für  die  definitive  Organisation 
des  seiner  Leitung  unterstellten  Ministe- 
riums für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  unterbreitete,  in  die  Nothwendig- 
keit  versetzt,  hiebei  auch  für  die  Orga- 
nisation des  staatlichen  Eisenbahnbetriebes 
Vorsorge  zu  treffen. 

Dieser  vom  Kaiser  unterm  13.  Oc- 
tober 1849  genehmigte  Organisationsplan 
charakte'risirte  sich,  soweit  bei  demselben 
das  Eisenbahnwesen  in  Frage  kam, 
hauptsächlich  durch  die  völlige  Trennung 
des  Staatseisenbahnbaues  vom  Staats- 
eisenbahnbetriebe sowie  durch  die  Zu- 
sammenlegung und  einheitliche  Organi- 
sirung  des  ersteren  mit  dem  übrigen 
öffentlichen  Bauwesen,  und  des  letzteren 
mit  der  Verwaltung  der  Post-  und  der  Tele- 
graphen unter  dem  gemeinsamen  Verwal- 
tungsbegriffe der  Communicationen. 

Der  Staatseisenbahnbau  hatte  nach 
dieser  Organisation  einen  Bestandtheil 
der  zweiten  Section  des  Ministeriums  zu 
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bilden,  welche  den  Verwaltungszweig  der 
öffentlichen  Bauten  umfasste  und  in  zwei 
Departements,  eines  für  die  administra- 
tiven und  legislativen  und  eines  für  die 
technischen  Arbeiten,  zerfiel. 

Zur  Leitung  dieser  Section  wurde  auf 
Grund  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
31.  October  1849  der  Ministerialrath  im 
Handelsministerium  und  frühere  Oberst 
im  Generalquartiermeisterstabe  Franz  von 
Mayern  berufen. 

Doch    sollte    der   Dienst    beim  Mini-  I 
sterium  selbst  nur  auf  die  oberste  Leitung 
und  Ueberwachung    des    Bauwesens   be-  ] 
schränkt  bleiben,  während  für  die  eigent-   j 
liehe  Ausführung    der    Staatsbauten    auf 
Grund  weiterer  kaiserlicher  Genehmigung 
vom  15.  December  1849  in  unmittelbarer 
Unterstellung  unter  das  Ministerium  eine 
eigene    technisch  administrative  Central- 
behörde,  die   »k.  k.  Generalbaudirection« 
errichtet  wurde,    die  wieder  in    drei  Ab- 
theilungen, zerfiel  nämlich 

1.  für  den  Staatseisenbahnbau, 

2.  für  den  Wasser-  und  Strassenbau, 

3.  für  die  Architektur. 

Jede  dieser  drei  Sectionen  erhielt  einen 
Oberbaudirector  mit  dem  Range  eines 
Sectionsrathes  als  Vorstand,  und  zwar 
wurde  zum  Vorstande  der  ersten  Ab- 
theilung für  den  Staatseisenbahnbau  der 
Sectionsrath  Dr.  Karl  Ghega  ernannt. 
Ausserdem  wurde  der  Generalbaudirec- 
tion ein  Rechtsconsulent  gleichfalls  im 
Range  eines  Sectionsrathes  beigegeben, 
welcher  in  allen  Angelegenheiten  der- 
selben, und  namentlich  bei  den  Expro- 
priationsverhandlungen, die  Interessen  des 
Staatsschatzes  in  rechtlicher  Beziehung 
zu  wahren,  in  allen  strittigen  Fragen 
Rechtsgutachten  zu  erstatten  und  nebst- 
bei  die  Kanzleidirection  zu  führen  hatte. 

Die  Leitung  jedes  der  drei  obenge- 
nannten Baufächer  war  ausschliesslich 
dem  betreffenden  Sectionsvorsteher  an- 
vertraut, der  demnach  die  unmittelbare 
Verantwortlichkeit  für  alles  zu  tragen 
hatte,  was  den  Gang  der  Geschäfte  und 
die  Amtshandlungen  seiner  Section  betraf. 

In  allen,  und  nur  in  den  die  General- 
baudirection gemeinsam  berührenden  Fra- 
gen hatten  sich  die  vier  Sectionsräthe 
miteinander  zu  berathen. 


Die  Vertretung  der  Generalbaudirec- 
tion nach  aussen  und  die  Correspondenz 
derselben,  soweit  sie  nicht  für  die 
einzelnen  Baufächer,  sondern  für  die 
Generalbaudirection  als  selbständiges 
Ganzes  zu  führen  war,  stand  dem  rang- 
ältesten  Sectionsräthe  zu. 

In  Unterordnung  unter  die  General- 
baudirection wurden  in  den  einzelnen 
Provinzen  am  Sitze  der  Statthalterei 
Baudirectionen  und  am  Sitze  der  Kreis- 
präsidenten Kreisbauämter  errichtet,  welche 
sich  jedoch  nur  mit  den  öffentlichen  Bau- 
geschäften ausschliesslich  des  Eisenbahn- 
baues zu  befassen  hatten,  da  der  Staats- 
eisenbahnbau von  der  ersten  Abtheilung 
der  Generalbaudirection  selbst  lediglich 
durch  ihre  eigenen  exponirten  Ingenieure 
zu  bewerkstelligen  war. 

Die  Wirksamkeit  speciell  dieser  letz- 
teren Section  für  den  Eisenbahnbau  um- 
fasste die  Projectirung,  Leitung  und  Aus- 
führung des  Baues  aller  Staatseisenbahnen 
und  der  dazu  gehörigen  Gebäude  und 
Gegenstände  jeder  Art. 

Sie  war  verpflichtet,  alle  ihr  über- 
tragenen Bauten  zweckmässig  und  wirt- 
schaftlich, jedoch  angemessen  der  Würde 
des  Staates,  durch  ihre  Organe  auszu- 
führen, die  hiezu  nöthigen  Pläne  und 
Voranschläge  mit  Verlässlichkeit  und 
Genauigkeit  zu  verfassen,  die  erforder- 
lichen Grundeinlösungen  und  Ankäufe 
vorschriftsmässig  zu  veranlassen,  und  über- 
haupt alle  ihr  nach  ihrem  Wirkungs- 
kreise*)   obliegenden    oder  vom  Ministe- 


*)  Der  Genehmigung  des  Ministeriums 
waren  speciell  in  baufachlicher  Beziehung 
vorbehalten  alle  Bauentwürfe  sowie  jede  Ab- 
weichung von  bereits  genehmigten  Entwürfen, 
sodann  alle  Verträge  über  die  Ausführung 
der  Eisenbahnbauten,  die  in  der  Regel  im 
Wege  der  Concurrenz  zu  vergeben  waren; 
ebenso  waren  alle  Grundeinlösungen,  Ent- 
schädigungen, Käufe  und  Verkäufe  sowie  die 
Verleihungen  von  Rechten,  die  Pacht-  und 
Miethverträge  der  Genehmigung  des  Mini- 
steriums zu  unterziehen,  welches  schliesslich 
auch  die  Collaudirungscommission  für  die 
vollendeten  Bauten  zu  bestimmen  und  nach 
erfolgter  Collaudirung  den  Rechnungsab- 
schluss  zu  genehmigen  hatte. 

Vier  Monate  vor  Beginn  jedes  neuen 
Verwaltungsjahres  waren  dem  Ministerium 
die  Voranschläge  für  den  im  Laufe  desselben 
erforderlichen  Geldaufwand,  und  nach  Ab- 
lauf des  Verwaltungsjahres  der  Ausweis  der 
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rium  besonders  aufgetragenen  Geschäfte 
und  Verhandlungen  in  Ordnung  mit  Eifei 
und  Treue  zu  besorgen. 

Die  unter  dem  gemeinsamen  Begriffe 
der  Communicationsanstalten  vereinigten 
Zweige  des  Eisenbahnbetriebes,  der  Post 
und  der  Telegraphen  bildeten  die  III.  Sec- 
tion  des  Ministeriums  für  Handel,  Ge- 
werbe und  öffentliche  Bauten,  welcher 
die  Aufgabe  gesetzt  wurde,  Eisenbahnen, 
Post  und  Telegraphen,  als  die  unentbehr- 
lichen Circulations- 
mittel  des  Staatskör- 
pers, in  möglichster 
Vollkommenheit,  in 
einheitlicher,  sich 
wechselseitig  unter- 
stützender Weise  zu 
leiten.  In  dieser 
Section  hatten  sich 
für  die  genannten 
Verwaltungszweige 
die  legislativen  Ar- 
beiten, die  Erhaltung 
und  Ausdehnung  der 
Beziehungen  zu  den 
auswärtigen  Staaten 
und  überhaupt  alle 
Gegenstände  zu  con- 
centriren,  in  welchen 
die  Centralisation  der 
Communicationsmit- 
tel  unerlässlich  er- 
schien ;  sie  hatte  die 
Thätigkeit    der    für 


Abb.  6.  Franz  Ritter  von  Kalohberg. 


gesammten  Gebarung  mit  einem  erläutern- 
den Berichte  vorzulegen. 

Ueberschreitungen  der  Kostenüberschläge 
über  10  Percent  erforderten  die  Einholung 
der  Bewilligung  des  Ministeriums. 

Die  Generaldirection  war  ermächtigt,  alle 
jene  Verordnungen  selbständig  zu  erlassen, 
und  alle  Verfügungen  unmittelbar  zu  treffen, 
welche  sich  auf  den  speciellen  Baugeschäfts- 
betrieb bezogen  und  den  laufenden  Baudienst 
zu  regeln  geeignet  waren;  alle  bleibenden 
organischen  Bestimmungen  konnten  zwar  von 
ihr  beantragt  werden,  mussten  aber  vom 
Ministerium  ausgehen. 

Dem  Ministerium  war  weiters  die  Be- 
stellung der  Conceptsbeamten  bei  derGeneral- 
baudirection  sowie  über  Vorschlag  der  letz- 
teren die  Ernennung  der  Baubeamten  bis 
zum  Ingenieur  II.  Classe  abwärts  vorbehalten. 

Ferner  war  die  Generalbaudirection  be- 
züglich der  dienstlichen  Verfügung  [Aus- 
sendung, Versetzung  u.  s.  w.]  über  solche  ihr 
unterstehende  Beamte,  welche  als  Referenten 


die  Verwaltung  der  letzteren  eingesetzten 
Executivbehörden  zu  überwachen,  die 
höheren  Dienstposten  zu  besetzen  und 
über  Recurse  in  höchster  Instanz  zu  ent- 
scheiden. 

An  die  Spitze  dieser  Section  wurde 
auf  Grund  der  kaiserlichen  Entschliessung 
vom  31.  October  1849  über  Antrag 
Bruck's,  vorläufig  in  der  Eigenschaft 
eines  Ministerialrathes,  Franz  Ritter  von 
Kalchberg  [Abb.  6]  berufen,  welcher 
sich  schon  vordem 
als  steiermärkischer 
ständischer  Verord- 
neter bei  der  ihm 
von  den  Ständen 
dieser  Provinz  über- 
tragenen Grundein- 
lösung für  die  süd- 
liche Staatseisen- 
bahn    durch    deren 

vollkommen  an- 
standslose  Durch- 
führung besondere 
Verdienste  erworben 
hatte  und  zuletzt 
als  Präsident  der 
Grundentlastungs- 
commission  für  Stei- 
ermark thätig  war. 
Ihm  unterstellt 
waren  ein  für  die 
drei  Zweige  derCom- 
municationsanstalten 
gemeinsames    legis- 

bezeichnet  waren,  an  die  Genehmigung  des 
Ministeriums  gebunden;  desgleichen  bei  Be- 
willigung eines  Urlaubes  über  einen  Monat 
oder  in  das  Ausland,  sowie  in  allen  Gnaden- 
sachen, daher  bei  Bewilligung  von  Pensionen, 
Provisionen,  Erziehungsbeiträgen,  Geldbe- 
lohnungen, Aushilfen,  Reise-,  Zehrungs-  und 
Uebersiedlungskosten,  wenn  von  den  be- 
stehenden Normalien  abgewichen  werden 
wollte. 

Bericht  an  das  Ministerium  war  auch  zu 
erstatten  wegen  verfügter  Suspension  von 
Beamten  und  Angestellten  und  wegen  An- 
nahme der  Dienstesentsagung. 

Der  höheren  Genehmigung  unterlagen 
endlich  alle  Auslagen,  die  nicht  systemmässig 
oder  für  welche  keine  Pauschalien  bemessen 
waren,  Geldanweisungen,  die  nicht  präliminirt 
waren  und  zu  welchen  sich  die  Generalbau- 
direction wegen  Dringlichkeit  unter  eigener 
Verantwortung  bestimmt  fand,  Vergleiche 
über  Rechtsstreite  sowie  jede  Vermehrung 
der  stabil  oder  zeitlich  angestellten  Beamten. 
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latives  und  je  ein  administratives  Depar- 
tement für  jeden  einzelnen  dieser  Zweige. 
Als  vollziehende  Behörde  wurde  auf 
Grund  kaiserlicher  EntSchliessung  vom 
13.  Januar  1850  in  unmittelbarer  Unter- 
ordnung unter  das  Ministerium  eine 
»Generaldirection  der  Communicationen« 
errichtet,  welche  in  drei  Abtheilungen 
zerfiel : 

1.  für  den  Eisenbahnbetrieb  mit  der 
Unterth  eilung 

a)  für  technische  und 

b)  für  administrative  Betriebsgegen- 
stände, 

2.  für  das  Postwesen  und 

3.  für  die  Telegraphie. 

An  der  Spitze  der  hier  allein  inter-  j 
essirenden  ersten  Abtheilung  stand  ein 
Generaldirector  mit  dem  Range  und 
Charakter  eines  Sectionsrathes,  und  zwar 
wurde  auf  diesen  Posten  der  ehemalige 
Inspector  der  Generaldirection  für  die 
Staatseisenbahnen,  Adalbert  S  c  h  m  i  d, 
berufen.  Derselbe  war  zur  selbständigen 
Ausfertigung  aller  Geschäftsstücke  in  dem 
ihm  zugewiesenen  Verwaltungszweige 
berechtigt  und  hatte  nur  die  Verpflichtung, 
bei  Gegenständen,  die  den  Wirkungs- 
kreis auch  einer  der  anderen  Abtheilun- 
gen der  Generaldirection  betrafen,  das 
Einvernehmen    mit  derselben  zu  pflegen. 

Dem  Generaldirector  waren  zwei 
technische  Räthe  als  Referenten  bei- 
gegeben, deren  einem  insbesondere  das 
Maschinenfach  zugewiesen  war.  Für 
die  administrativen  Geschäfte  standen 
ihm  vier  Räthe  als  Referenten  zur  Seite, 
von  denen  einer  unter  dem  Titel  »Admini- 
strator« die  Leitung  der  Unterabtheilung 
für  die  administrativen  Betriebsgeschäfte 
zu  übernehmen  und  den  Generaldirector 
im  Falle  seiner  Verhinderung  zu  vertreten 
berufen  war;  der  zweite  hatte  das  eigent- 
liche Betriebswesen,  der  dritte  den  com- 
merziellen  Dienst  und  der  vierte  die 
gleichfalls  noch  dieser  Generaldirections- 
abtheilung  zugewiesene  Leitung  des  Post- 
dienstes auf  den  Eisenbahnen  zu  besorgen. 

Auch  der  Generaldirection  der  Com- 
municationen  war  ebenso  wie  der  General- 
baudirection,  zur  Wahrung  der  Interessen 
des  Staatsschatzes  in  rechtlicher  Beziehung 
und    zur  Abgabe    von    Rechtsgutachten, 


ein  besonderer  Rechtsconsulent  im  Range 
eines  Sectionsrathes  beigegeben. 

Der  Wirkungskreis  der  ersten  Abthei- 
lung der  Generaldirection  der  Commu- 
nicationen  für  den  Eisenbahnbetrieb  betraf 
im  wesentlichen  folgende  Punkte : 

1.  Hatte  sie  als  künftige  Betriebs- 
verwaltung im  Hinblick  auf  die  Möglich- 
keit und  Rentabilität  des  späteren  Be- 
triebes auf  den  Bau  der  Staatseisen- 
bahnen Einfluss  zu  nehmen  und  daher 
mitzuwirken 

a)  bei  der  Wahl  der  Linie  und  der  An- 
lage der  Bahn,  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  die  Niveau-  und  Gurven- 
verhältnisse, 

b)  bei  der  Feststellung  des  anzuwenden- 

den Oberbausystems  und 

c)  bei  Bestimmung  der  Wächterhäuser 
und  Stationen,  bei  Eintheilung  der 
Geleise  und  der  Gebäude  sowie  bei 
Prüfung  der  Pläne  für  Drehscheiben, 
Plattformen  und  Wasserstationsge- 
gebäude ; 

2.  hatte  sie  von  den  Bauingenieuren 
die  vollendete  Bahn  und  die  Einrichtung 
derselben  zur  Ausführung  des  Betriebes 
mit  Bedachtnahme  auf  die  durch  die  be- 
sonderen Bahn-  und  Verkehrsverhältnisse 
bedingte  Menge  und  Beschaffenheit  der 
Erfordernisse  und  Betriebsmittel  zu  über- 
nehmen ;  weiters  oblag  ihr 

3.  die  Eröffnung  und  Ausführung 
des  Bahnbetriebes  selbst  auf  den  Staats- 
bahnen, und  zwar : 

a)  die  Feststellung  der  Fahrordnung  und 
Tarife, 

b)  die  Verfassung  der  Dienstinstructionen 
für  das  Betriebspersonal, 

c)  die  Erhaltung  der  Bahn,  der  Gebäude 
und  der  Betriebsgegenstände, 

d)  die  Erweiterung  der  Bauten,  die  Ver-  ■ 
mehrung,  Vervollständigung  oder  Ver- 
änderung der  Betriebsgegenstände 
nach  dem  Bedürfnisse  des  Ver- 
kehrs und  der  veränderten  Betriebs- 
einrichtung, 

e)  die  Vermittlung  geeigneter  Communi- 
cationen  mit  der  Eisenbahn  und 

f)  die  Regelung  des  Verhältnisses  zu 
anderen  Staats-  und  Privatbahnen  auf 
Grundlage  der  bestehenden  Staats- 
verträge, Concessionen  und  Ueberein- 
künfte ;  endlich 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


183 


4.  die  Ueberwachung  der  Regel- 
mässigkeit und  Sicherheit  des  Betriebes 
auf  den  Privatbahnen  und  der  Einfluss 
auf  die  Bahnpolizei. 

Zu  letzterem  Zwecke  sollten  besondere 
»Inspectoren«  aus  dem  Stande  der  tech- 
nischen Beamten,  denen  die  Ueberwachung 
des  technischen,  und  »Commissäre«  aus 
dem  Stande  der  administrativen  Beamten, 
denen  die  Ueberwachung  des  administra- 
tiven Eisenbahnbetriebes  oblag,  dienen. 
Diese  Inspectoren  und  Commissäre, 
welche  als  exponirte  Beamte  der  Gene- 
raldirection  galten,  gehörten  dem  Status 
derselben  an  und  waren  berufen,  an  die 
Stelle  des  erst  im  Februar  1849  ge- 
geschaffenen Institutes  der  Ministerial- 
commissäre  zu  treten. 

Von  dem  Zeitpunkte  an,  mit  welchem 
auf  den  Staatseisenbahnen  der  beschlossene 
eigene  Regiebetrieb  des  Staates  zu  be- 
ginnen hatte,  sollten  in  Unterordung  unter 
die  Generaldirection  der  Communicatio- 
nen  Eisenbahnbetriebsdirectionen  errichtet 
werden,  deren  Verwaltungsgebiet  nicht 
nach  der  politischen  Eintheilung  der 
Kronländer,  sondern  nach  den  beson- 
deren Verhältnissen  der  einzelnen  Bahn- 
linien abgegrenzt  werden  sollte,  und  denen 
die  Aufgabe  zufiel,  mit  Hilfe  der  exponir- 
ten  Organe  den  Betrieb  auf  diesen  Linien 
im   Detail    zu  leiten  und  zu  überwachen. 

Unterm  21.  April  1850  wurde  ein 
provisorischer  Amtsunterricht  für  die 
I.  Abtheilung  der  Generaldirection  der 
Communicationen  erlassen,  welcher  die 
Stellung  derselben  gegenüber  dem  vor- 
gesetzten Ministerium  und  den  unterge- 
ordneten  Organen  sowie  ihren  Wir- 
kungskreis   im  Detail  regelte*)    und  die- 


*)  Gemäss  den  Bestimmungen  dieses 
Amtsunterrichtes  hatte  die  Generaldirection 
alle  jene  Verordnungen  zu  erlassen  und 
alle  Verfügungen  zu  treffen,  welche  geeignet 
waren,  den  laufenden  Dienst  zu  regeln.  Zu 
organischen  Bestimmungen  hatte  sie  jedoch 
die  Anträge  an  das  Ministerium  zu  erstatten. 
Vor  Anfang  eines  jeden  Jahres,  wie  auch 
eines  jeden  Monates  hatte  sie  einen  Voran- 
schlag über  die  in  dieser  Periode  zu  erwar- 
tenden Einnahmen  und  Ausgaben  vorzulegen. 
Die  Generaldirection  war  bei  nachstehenden 
Verfügungen,  auch  wenn  die  dadurch  er- 
wachsenen Auslagen  durch  den  Voranschlag 
gedeckt  waren,  an  die  besondere  Bewilligung 
des  Ministeriums  gebunden : 


selbe  hiebei  dergestalt  als  zweite  Instanz 
bezeichnete,  dass  sie  nicht  nur  als  solche 
über  Recurse  gegen  die  Verfügungen 
der  Unterbehörden  zu  entscheiden  be- 
rufen, sondern  auch  berechtigt  und  ver- 
pflichtet war,  über  alle  jene  Angelegen- 
heiten der  Staatseisenbahnen,  welche 
den  Wirkungskreis  der  unterstehenden 
Directionen  überschritten,  oder  sonst 
ausser  demselben  lagen,  diesem  Amts- 
unterrichte  gemäss  entweder  selbständig 
zu  verfügen,  oder  die  Beschlüsse  des 
Ministeriums  einzuholen. 

Einer  besonderen  Erwähnung  bedarf 
schliesslich  noch  die  Art  und  Weise, 
wie  nach  dem  vom  Kaiser  für  das  Mini- 
sterium für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten  genehmigten  Organisations- 
plane der  Rechnungsdienst  in  diesem  Mini- 
sterium, und  zwar  speciell  auch  in  Bezug 
auf  das  Eisenbahnwesen,  von  dem  Stand- 
punkte aus  eingerichtet  wurde,  um  die 
Rechnungscensur  einerseits  thunlichst  zu 
centralisiren,  und  anderseits  gegenüber 
denjenigen  technischen  und  administra- 
tiven Organen,  auf  deren  Gebarung 
die  Controle  sich  beziehen  sollte,  unab- 
hängig zu  stellen. 

Zu  diesem  Ende  wurde  im  genannten 
Ministerium  ein  eigenes  Departement  für 
Rechnungsgeschäfte  errichtet,  welches  in 
engerer  Verbindung  mit  der  diesem  Minir 
sterium  einverleibten  Direction  der  ad- 
ministrativen Statistik  die  vierte  Section 
des  Ministeriums  zu  bilden  hatte. 

Dieses  Rechnungsdepartement  hatte 
als  Hilfsorgan  nicht  nur  des  Ministe- 
riums und  seiner  einzelnen  Departements, 
sondern  auch  der  demselben  unmittelbar 
unterstehenden      beiden      Centralstellen, 


a)  bei  Reconstructionen  einzelner  Theile 
der  Bahn,  im  Falle  der  Kostenbetrag  bei 
einem  Objecte  6000  fl.  überstieg;  waren 
derlei  Reconstructionen  unverschieblich,  so 
mussten  sie  sogleich  in  Angriff  genommen 
werden,  doch  musste  dem  Ministerium  die 
Anzeige  erstattet  werden;  im  Falle  nur  ein 
Provisorium  getroffen  wurde,  war  mit  der 
definitiven  Bauführung  bis  zur  erfolgten  Ge- 
nehmigung zu  warten; 

b)  bei  neuen  Herstellungen  zur  Vervoll- 
ständigung, Erweiterung  oder  sonstigen  Ver- 
änderung der  Baulichkeiten,  wenn  der  Kosten- 
betrag für  eine  Station  oder  für  eine  Bahn- 
strecke zwischen  zwei  Stationen  4000  fl. 
überschritt; 


184 


Dr.  Alfred  Freiherr  von  Buschman. 


nämlich  der  Generalbaudirection  und  der 
Generaldirection  der  Communicationen 
zu  fungiren. 

Darnach  hatte  das  Rechnungsdeparte- 
ment aus  sechs  Abtheilungen  zu  bestehen, 
wovon  vier,  und  zwar  je  eine  für  die 
technischen  und  für  die  administrativen 
Rechnungsgeschäfte  der  Generalbau- 
direction und  ebenso  der  Generaldirection 
der  Communicationen  bestimmt  waren, 
während  die  fünfte  die  administrativen 
und  technischen  Rechnungsgeschäfte  des 
Ministeriums  nach  den  Aufträgen  des 
Ministers  und  der  einzelnen  Departement- 
vorstände zu  besorgen  und  die  sechste 
das  Rechnungspersonal  der  administra- 
tiven Statistik  zu  umfassen  hatte. 

Die  Aufgabe  des  Rechnungsdeparte-  [ 
ments  hatte  sich  im  allgemeinen  zu  er- 
strecken auf  die  Ausübung  einer  gut 
gegliederten  und  unbefangenen  Controle 
ab  ante  über  die  Gebarung  mit  den 
dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  zur  Verfügung 
gestellten  Staatsgeldern  und  mit  den 
demselben  zur  Verwaltung  anvertrauten 
Bestandtheilen  des  Staatsvermögens,  dann 
über  die  technischen  und  öconomischen 
Amtshandlungen    der    dem    Ministerium 


c)  bei  allen  Nachschaffungen  zur  Ver- 
mehrung des  Fahrfundus ; 

d)  bei  allen  Veränderungen  an  den 
Gegenständen  des  Fahrfundus,  wenn  die- 
selben auf  die  Sicherheit  Einfiuss  nahmen, 
oder  5$,  der  Beschaffungskosten  der  Gegen- 
stände überschritten ; 

e)  bei  Nachschaffungen  von  Gegen- 
ständen des  übrigen  Fundus  instructus,  wenn 
es  sich  um  die  Vermehrung  des  normalen 
Vorrathes  um  mehr  als  10%  handelte, 
und  bei  Veränderungen,  wenn  die  Kosten 
derselben  5%  des  Anschaffungspreises  der 
Gegenstände  überschritten;  Veränderungen 
in  der  Construction  der  Signalvorrichtungen 
mussten  jedenfalls  vor  der  Ausführung  cfem 
Ministerium  angezeigt  werden; 

f)  bei  Nachschaffungen  an  Baumateria- 
lien und  Verbrauchsgegenständen,  wenn  der 
normale  Vorrath  um  mehr  als  10%  vermehrt 
werden  wollte: 

fr)  bei  allen  Käufen  und  Verkäufen 
von  Realitäten  und  in  jenen  Fällen  bei  Ver- 
käufen von  unbrauchbaren  Materialien,  wenn 
der  Verbrauch  ausnahmsweise  nicht  im  Ver- 
steigerungswege geschehen  sollte  und  das  Ob- 
ject  unter  dem  vom  Ministerium  festgesetzten 
Normalpreise   hintangegeben  werden  wollte. 

Der  Generaldirection  waren  anheim- 
gegeben    die    Abschlüsse    von    Miethungen, 


untergeordneten  technischen  und  admi- 
nistrativen Organe ;  sie  hatte  sich  ferner 
zu  erstrecken  auf  die  Verpflichtung,  wahr- 
genommene Ueberschreitungen  der  ge- 
nehmigten Projecte,  Ueber-  und  Voran- 
schläge oder  der  bestehenden  Vorschriften 
und  zugestandenen  Rechte  zur  Kenntnis 
des  betreffenden  Sectionschefs  und  nach 
Umständen  des  Ministers  zu  bringen, 
sowie  auf  die  weitere  Verpflichtung,  so-  { 
wohl  die  Ministerialsectionen,  wie  die 
beiden,  als  Centralorgane  des  Ministeriums 
fungirenden  Generaldirectionen  mittels 
der  ihnen  in  Rechnungs-  und  Control- 
angelegenheiten  zu  leistenden  Hilfs- 
arbeiten in  ihren  Amtshandlungen  kräf- 
tigst zu  unterstützen. 

Erste  Organisirung  des  staat- 
lichen Betriebsdienstes  nachAuf- 
hören  des  Pachtvertrages  für 
die  nördliche  Staatseisenbahn; 
Eisen bahnbetriebsdirectionen.  Der 
Pachtvertrag  mit  der  Kaiser  Ferdi- 
nands-Nordhahn  über  den  Betrieb  der 
nördlichen  Staatseisenbahn  sollte  eigentlich 
erst  mit  i.  September  1850  endigen. 

Durch  beiderseitige  Uebereinkunft 
wurde    jedoch    im  Hinblick    auf  die  un- 


Pachtungen, Accorden,  Bestallungen  und  der- 
gleichen ;  Uebereinkommen  über  Localitäten, 
Grundstücke,  Gerechtsame,  Dienstleistungen 
u.  s.  f.,  wenn  die  aus  jedem  einzelnen  dieser 
Geschäfte  hervorgehende  Einnahme  oder 
Ausgabe  in  einem  Jahre  voraussichtlich  den 
Betrag  von  1000  fl.  nicht  überstieg.  Die 
Generaldirection  war  weiters  in  besonders 
rücksichtswürdigen  Fällen  im  Einvernehmen 
mit  der  Rechnungsabtheilung,  und  wenn  kein 
Verdacht  einer  unredlichen  Gebarung  vor- 
lag, berechtigt  die  Nachsicht  zu  ertheilen : 

a)  der  aus  Versehen  unterlaufenen 
Taxirungs-  und  Rechnungsmängel,  wenn  die- 
selben in  einem  Vierteljahre  für  einen  und 
denselben  Bediensteten  nicht  den  Betrag  von 
mehr  als  40  fl.  erreichten ; 

b)  ebensolcher  Cassenabgänge  bis  zum 
Betrage  von  20  fl.; 

c)  der  verspäteten  Einsendung  von 
Rechnungen  und  Mängelserläuterungen, 
wenn  die  vorgeschriebenen  Termine  nicht  um 
mehr  als  sechs  Monate  überschritten  wurden, 
und  sie  war 

d)  berechtigt,  die  Abschreibung  unein- 
bringlicher, nicht  durch  Schuld  eines  Eisen- 
bahnbediensteten veranlasster  Einnahms- 
rückstände,  sowie  interimal  verausgabter  Er- 
satzbeträge, in  Ermanglung  eines  an  der 
Ersatzleistung    Schuldtragenden,    dem    dem 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


mittelbar  bevorgestandene  Eröffnung  der 
Bahnstrecke  von  Prag  nach  Lobositz, 
um  der  Pachtgesellschaft  für  die  restliche 
Pachtdauer  von  wenigen  Monaten  die 
Einrichtung  des  Betriebes  auf  dieser 
neuen  Linie  zu  ersparen,  sowie  in  An- 
betracht des  in  dieser  Hinsicht  überein- 
stimmenden Interesses  der  Staatsver- 
waltung das  Pachtverhältnis  schon  mit 
I.  Mai  1850  aufgelöst  und  der  Betrieb 
der  nördlichenStaatseisenbahn  in  die  eigene 
Verwaltung  des  Staates  übernommen. 

Zur  Besorgung  dieses  Betriebsge- 
schäftes wurde  vom  Minister  mit  obigem 
Tage  zunächst  provisorisch  eine  »k.  k. 
Betriebsdirection  der  nördlichen  Staats- 
eisenbahn« mit  dem  Sitze  in  Prag  in 
unmittelbarer  Unterordnung  unter  die 
I.  Abtheilung  der  Generaldirection  der 
Communicationen  errichtet  und  für  die- 
selbe ein  ausführlicher  provisorischer 
Amtsunterricht  erlassen,  welcher  detail- 
lirte  Bestimmungen  über  die  Stellung 
und  den  Wirkungskreis  dieser  Direction 
sowie  über  die  innere  Geschäftsführung 
bei  derselben  enthielt. 

In  diesem  vom  17.  April  1850  datirten 
Amtsunterrichte  wird  die  Betriebsdirection 
als  eine  technisch  administrative  Behörde 
bezeichnet,  welche  eingesetzt  wurde,  um 


Staatsschatze  gegenüber  Ersatzpflichtigen  zu 
bewilligen,  wenn  der  Betrag  in  einem  wie 
in  dem  anderen  Falle  200  fl.  nicht  überstieg. 

Vergleiche  über  Rechtsstreite  oder  über- 
haupt Rechtsgeschäfte  konnte  die  General- 
direction eingehen,  wenn  der  Betrag,  welcher 
aufgegeben  oder  zugestanden  werden  sollte, 
1000  fl.  für  jeden  speciellen  Fall  nicht  über- 
stieg, oder  zur  Abtragung  einer  3000  fl.  über- 
steigenden Schuld  an  das  Aerar  keine  längere 
als  eine  dreijährige  Frist  zugestanden  werden 
sollte.  Bei  höheren  Beträgen  oder  längeren 
Terminen  war  der  Beschluss  des  Ministeriums 
einzuholen. 

Wenn  sich  bezüglich  der  mit  fremden 
Bahnunternehmungen  abgeschlossenen  Ver- 
träge Aenderungen  in  Manipulationssachen 
oder  in  anderen  minder  wesentlichen  Be- 
ziehungen zum  Besten  der  beiderseitigen 
Contrahenten  als  wünschenswerth  erwiesen, 
so  hatte  die  Generaldirection  darüber  mit 
den  fremden  Directionen  das  Einvernehmen 
zu  pflegen;  der  Abschluss  neuer  oder  die 
Erneuerung  betehender  Verträge  sowie  die 
Aenderung  wesentlicher  Bestimmungen  wäh- 
rend der  Vertragsdauer  war,  wenn  es  sich  um 
das  Ausland  handelte,  überhaupt  dem  Ministe- 
rium vorbehalten,  gegenüber  dem  Inlande 
aber  demselben  zur  Genehmigung  vorzulegen. 


den  Betrieb    der   nördlichen  Staatseisen- 
bahn zu  leiten  und  auszuführen. 

Sie  hatte  bei  der  Beförderung  und 
Behandlung  der  Reisenden  und  der  Sen- 
dungen sowie  bei  den  Betriebsfunctionen 
überhaupt  für  die  genaue  Vollziehung 
aller  für  den  Betriebsdienst  erlassenen 
technischen  und  Verwaltungsnormen  und 
Vorschriften,  der  Verkehrs-  und  Tarif- 
bestimmungen sowie  der  Fahrordnung 
Sorge  zu  tragen,  weiter  dahin  zu  wirken, 
dass  diese  Anordnungen  den  Bedürf- 
nissen der  Regierung  und  des  allgemeinen 
Verkehrs  möglichst  entsprechen.  Zu 
diesem  Ende  hatte  sie  die  Materialien 
für  die  Gesetzgebung  und  für  die  zu 
treffenden  Einrichtungen  vorzubereiten 
und  wegen  Beseitigung  wahrgenommener 
Gebrechen  oder  Lücken  in  denselben 
und  wegen  der  sich  als  nöthig  dar- 
stellenden Veränderungen  die  begründeten 
Anträge  ungesäumt  an  die  General- 
direction der  Communicationen  zu  er- 
statten ;  sie  hatte  aber  zugleich  die  zur 
Erfüllung  der  Zwecke  der  Anstalt  ge- 
eigneten Mittel  in  den  Fällen  selbständig 
zur  Anwendung  zu  bringen,  für  welche 
in  den  geltenden  Normen  nicht  vorgedacht 
war.  Sie  hatte  weiter  das  gesammte, 
auf    den     ihr     zugewiesenen     Bahnlinien 


Belangend  die  wesentlichsten  Personal- 
angelegenheiten, so  konnte  die  Vermehrung 
oder  Verminderung  der  systemisirten  Dienst- 
stellen nur  mit  Genehmigung  des  Mini- 
steriums stattfinden;  der  Generaldirection 
stand  jedoch  die  Aufnahme  von  Aushilfs- 
individuen zur  zeitweisen  Verwendung  gegen 
Taggeld  zu. 

Die  Ernennung  der  Conceptsbeamten, 
der  technischen  Beamten  bis  zum  Ingenieur 
abwärts,  der  Oberbeamten  von  eigenen 
Cassen,  sowie  aller  Beamten,  welche  in  einer 
höheren  als  der  X.  Diätenclasse  standen, 
war  dem  Ministerium  vorbehalten.  Dasselbe 
galt  bezüglich  der  Entscheidung  über  die 
Degradirung,  Dienstesentlassung,  Pensioni- 
rung,  Quiescirung,  Dienstesentsagung,  den 
Diensttausch  und  die  Versetzung  der  vom 
Ministerium  ernannten  Beamten,  sowie  be- 
züglich der  Pensionsbehandlung  ihrer  Witwen 
und  Waisen.  Doch  war  die  Generaldirec- 
tion ermächtigt,  wenn  es  der  Dienst  erfor- 
derte, die  Ingenieure  ohne  Einholung  der 
Genehmigung  des  Ministeriums  zu  versetzen. 
Bezüglich  des  sonstigen  Personals  standen 
die  Ernennung  und  die  übrigen  vorgenanten 
Massnahmen  überhaupt  der  Generaldirec- 
tion zu. 
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befindliche,  bewegliche  und  unbewegliche 
Eigenthum  der  Staatseisenbahn  zu  verwal- 
ten und  für  die  Erhaltung  dieser  Bahn- 
linien und  aller  Betriebsmittel  zu  sorgen. 
Sie  hatte  über  die  richtige  Einhebung, 
Verrechnung  und  Abfuhr  der  Einnahmen, 
dann  über  die  gehörige  Bestreitung  und 
Verrechnung  der  Ausgaben  sowie  über 
die  Anwendung  der  vorgeschriebenen 
Controle  zu  wachen.  Endlich  hatte  sie 
aber  auch  bei  dem  pflichtmässigen  Streben 
nach  möglichster  Vervollkommnung  des 
Eisenbahninstitutes  stets  die  mit  dieser 
Aufgabe  vereinbarliche  Sparsamkeit  in 
den  Ausgaben  und  die  möglichste  Ver- 
mehrung der  Einnahmen  im  Auge  zu 
behalten. 

Es  lag  sonach  die  Besorgung  des 
ganzen  Betriebsgeschäftes  zunächst  in 
ihren  Händen  und  waren  diejenigen  Ver- 
fügungen, bei  denen  sie  an  die  Geneh- 
migung, beziehungsweise  Entscheidung 
der  vorgesetzten  Generaldirection  ge- 
bunden war,  in  dem  Amtsunterrichte 
genau  aufgezählt.*) 

*)  Dahin  zählten  selbstverständlich  vor 
allem  die  gleichen  Punkte,  bezüglich  welcher 
schon  die  Generaldirection  die  Genehmigung 
des  Ministeriums  einzuholen  bemüssigt  war. 
Die  Betriebsdirection  war  aber  bereits  an 
die  höhere  Genehmigung  gebunden: 

a)  bei  Bahnenreconstructionen,  im  Falle 
der  Kostenbetrag  bei  einem  Objecte  den 
Betrag  von  2000  fl.  überschritt; 

b)  bei  neuen  Herstellungen  zur  Vervoll- 
ständigung, Erweiterung  oder  sonstigen  Ver- 
änderung der  Baulichkeiten,  wenn  der  Kosten- 
betrag für  eine  Station  oder  für  eine  Bahn- 
strecke zwischen  zwei  Stationen  500  fl.  über- 
schritt; 

c)  bei  allen  Veränderungen  an  den  Gegen- 
ständen desFahrfundus  instructus,  derWerk- 
stätten  und  sonstigen  Betriebsmitteln,  wenn 
die  diesfälligen  Kosten  für  die  ganze  Bahn- 
strecke in  Einem  Monate  mehr  als  300  fl. 
betrugen ; 

d)  bei  Xachschaffungen  von  Gegen- 
ständen des  übrigen  fundus  instructus,  wenn 
Vorräthe  normirt  waren; 

e)  bei  allen  Nachschaffungen  von  Bau- 
materialien und  Verbrauchsgegenständen. 

Vergleiche  über  Rechtsstreite  konnte  die 
Direction  mit  Zustimmung  des  Rechtsconsu- 
lenten  eingehen,  wenn  der  Betrag,  welcher 
aufgegeben  oder  zugestanden  werden  sollte, 
200  fl.  nicht  überstieg  oder  zur  Abtragung 
einer  höchstens  1000  fl.  betragenden  Schuld 
an  das  Aerar  keine  längere  als  eine  drei- 
jährige Frist  gewährt  werden  sollte. 

Die  Direction  war  berechtigt,    dasjenige 


An  der  Spitze  der  Betriebsdirection 
stand  ein  für  den  Gang  der  Geschäfte 
und  für  alle  Amtshandlungen  derselben 
die  unmittelbare  Verantwortung  tragender 
Director,  der  im  Falle  seiner  Abwesenheit 
oder  Verhinderung  vom  technischen 
Inspector  der  Direction  vertreten  wurde. 

Die  Direction  zerfiel  in  vier  Ab- 
theilungen, und  zwar: 

1 .  für  den  technischen  Betrieb ; 

2.  für  den  Werkstättenbetrieb; 

3.  für  die  Expeditionsgeschäfte  im 
Personen-  und  Sachenverkehr,  und 

4.  für  die  Secretariatsgeschäfte. 
Ausserdem    war    der    Direction    eine 

Rechnungsabtheilung  zugetheilt,  welche 
jedoch  unmittelbar  der  Generaldirection  der 
Communicationen  unterstand  und  die  ihr 
instructionsmässig  obliegende  Prüfung  der 
Rechnungen  und  Ausübung  der  Controle 
unabhängig  von  der  Betriebsdirection 
zu  pflegen  hatte,  im  übrigen  aber  von 
letzterer  in  allen  den  Rechnungsdienst 
betreffenden  Angelegenheiten  als  Hilfsamt 
benüzt  werden  konnte. 


Arbeits-  und  Dienerschaftspersonal,  welches 
bei  vermehrtenAnforderungen  an  denBetriebs- 
dienst  für  die  Werkstätten,  zu  Bauherstel- 
lungen und  anderen  derartigen  Leistungen 
nothwendig  war,  zeitweilig  und  gegen  Tag- 
lohn aufzunehmen. 

Die  Aufnahme  von  Aushilfsindividuen 
für  das  Schreibgeschäft  war  der  Direction 
nur  für  die  Fälle  der  äussersten  Notwendig- 
keit, und  zwar  auf  längstens  acht  Tage  und 
unter  gleichzeitiger  Erstattung  einer  Anzeige 
an  die  Generaldirection  gestattet 

Belangend  die  Besetzung  der  Dienst- 
stellen innerhalb  dessystemisirten  Standes,  so 
hatte  die  Betriebsdirection  zu  jenen  Besetzun- 
gen von  Beamtenstellen,  welche  der  General- 
direction nach  ihrem  Wirkungskreise  zu- 
standen, derselben  Vorschläge  zu  erstatten. 
Dagegen  war  ihr  die  Besetzung  der  in  ihrem 
Bezirke  erledigten  systemisirten  Dienerstellen 
selbständig  überlassen.  Hinsichtlich  des 
Dienerpersonals  war  sie  auch  zur  Ent- 
scheidung über  die  Degradirung,  die  Ent- 
lassung, die  Dienstesentsagung  und  den 
Dienstestausch  berufen ;  sie  war  ermächtigt, 
nicht  nur  die  Diener,  sondern  mit  Ausnahme 
der  Ingenieure  auch  die  Beamten  der  X., 
XL,  und  XII.  Diätenclasse,  wenn  es  das  Beste 
des  Dienstes  erforderte,  zu  versetzen. 

Die  Suspendirung  vom  Amte  und  Ge- 
halte konnte  dagegen  die  Direction  bei  ein- 
tretenden in  den  allgemeinen  Vorschriften 
begründeten  Veranlassungen  über  alle  ihr 
unterstehenden  Beamten  und  Diener  ver- 
fügen. 
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Endlich  waren  der  Direction  noch 
ein  in  Prag  domicilirender  öffentlicher 
Advocat  als  Rechtsconsulent  sowie  für 
die  Geldgebarung  im  ganzen  Umfange 
ihrer  Amtswirksamkeit  eine  eigene  Casse 
beigegeben. 

Nach  einem  unterm  25.  April  1850 
hinausgegebenen  Circulare  der  neu  er- 
richteten Betriebsdirection  wurden  zur 
speciellen  Ueberwachung  der  Sicherheit 
der  Fahrten  durch  Erhaltung  der  Bahn  und 
bei  den  die  Bewegung  selbst  betreffenden 
Vorgängen,  dann  zur  Ueberwachung  der 
verschiedenen  Bauherstellungen  und  des 
Dienstes  gegenüber  dem  die  Bahn  be- 
nutzenden Publicum  eigene  Beamte  der 
Direction  exponirt,  und  zwar  ein  Ober- 
ingenieur in  Brunn  für  die  Strecke 
zwischen  Brunn,  Trübau  und  Olmütz  und 
ein  Oberingenieur  an  dem  jeweiligen 
Endpunkte  der  Bahn  von  Prag  gegen 
Sachsen,  während  die  gleiche  Ueber- 
wachung in  der  Strecke  zwischen  Prag 
und  Trübau  speciell  von  dem  technischen 
Inspector  der  Direction  in  Prag  besorgt 
wurde. 

Auf  der  gleichen  Grundlage  wurde 
noch  unterm  10.  Juli  1850  eine  zweite 
provisorische  Betriebsdirection  in  Pest 
für  die  weiterhin  als  »südöstliche  Staats- 
eisenbahn« geführten  Linien  der  einge- 
lösten ungarischen  Centralbahn  errichtet. 

Abänderung  der  Dienstesorga- 
nisation fürdie  Eis enbahnbetriebs- 
directionen  vom  14.  Mai  1851.  Die 
im  Vorstehenden  in  ihren  Grundzügen 
geschilderte  ursprüngliche  Dienstesorga- 
nisation des  Ministeriums  für  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  in  An- 
sehung des  ihm  zugewiesenen  Verwaltungs- 
zweiges des  Eisenbahnwesens  erlitt  schon 
in  den  folgenden  Jahren  1851  bis  1853 
manigfache  einschneidende  Aenderungen. 

Die  Nothwendigkeit,  für  die  Organi- 
sation des  Staatsbetriebes  ab  I.  Juni  1851 
auch  auf  der  bis  dahin  im  Pachtbetriebe 
der  Wien-Gloggnitzer  Bahngesellschaft 
gestandenen  südlichen  Staatseisenbahn 
und  weiter  vom  Jahre  1852  an  auf  der 
infolge  Ankaufes  gleichfalls  in  das  Eigen- 
thum  des  österreichischen  Staates  über- 
gegangenen Krakau  -  Oberschlesischen 
Eisenbahn  vorzusorgen,    hatte  im  Vereine 


mit  den  Erfahrungen,  die  mit  den  bis- 
herigen provisorischen  Verwaltungs- 
normen während  ihrer  mehrmonatlichen 
Geltung  gemacht  wurden,  den  Minister  von 
Brück  bestimmt,  auf  Grundlage  eines  von 
dem  Generaldirector  Adalbert  S  c  h  m  i  d 
ausgearbeiteten  Organisationsentwurfes, 
der  sodann  in  der  Ministerialsection  für 
die  Communicationen  durch  eine  Com- 
mission  von  Fachmännern  unter  unmittel- 
barer Leitung  des  Chefs  dieser  Section, 
Ministerialrathes  von  Kalchberg  über- 
prüft worden  war,  dem  Kaiser  Anträge 
für  eine  neue,  definitive  und  einheitliche 
Organisirung  des  Bahnbetriebes  auf  den 
sämmtlichen  Staatseisenbahnen  zu  unter- 
breiten. 

Dieser  Neuorganisation,  welche  unterm 
14.  Mai  1851  die  kaiserliche  Genehmigung 
erhielt,  lag  ausgesprochenermassen  haupt- 
sächlich die  Tendenz  zu  Grunde,  dass 
in  Anbetracht  der  Thatsache,  dass  im 
Eisenbahnbetriebe  die  administrativen 
und  technischen  Geschäfte  in  fortdauernder 
Berührung  und  Wechselwirkung  stehen, 
auch  in  dem  Verwaltungskörper  der 
Betriebsdirectionen  die  möglichste  Ver- 
schmelzung der  Technik  mit  der  Admini- 
stration angestrebt  werden  müsse. 

Es  sollte  darnach  im  Grundsatze  bei 
der  Organisirung  der  Betriebsdirectionen 
weder  der  Technik  noch  der  Admini- 
stration ein  Vorrang  eingeräumt,  sondern 
dahin  gestrebt  werden,  beide  Zweige  in 
der  Geschäftsleitung  gleichmässig  zu  ver- 
treten. Der  Betriebsdirector  sollte  dem- 
nach sowohl  ein  administrativer  als  ein 
technischer  Beamte  sein  können,  je  nach- 
dem sich  in  der  einen  oder  anderen 
Persönlichkeit  die  für  diesen  wichtigen 
Posten  erforderlichen  Eigenschaften  in 
höherem  Masse  vereinigten. 

Es  wurde  jedoch  festgestellt,  dass  der 
zweite  Vorstand  und  Stellvertreter  des 
Directors  stets  dem  anderen  Zweige  an- 
zugehören habe,  und  dass  derselbe  daher, 
wenn  der  Director  ein  Techniker  war, 
ein  administrativer  Beamte  und  umgekehrt, 
wenn  der  Director  der  Administration 
angehörte,  ein  Techniker  sein  müsse. 

Beide  Oberbeamten  bildeten  zusammen 
den  Vorstand  der  Direction.  Das  Recht 
der  Autorisirung  und  Ausfertigung  der 
Geschäftsstücke    kam    dem   Director   zu; 
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die  an  die  Oberbehörde  zu  erstattenden 
Berichte  und  Anträge  waren  jedoch  von 
beiden  zu  unterfertigen.  In  Gegenständen, 
welche  beide  Geschäftszweige  berührten, 
hatten  dieselben  das  Einvernehmen  zu 
pflegen. 

Bei  obwaltenden  Meinungsverschieden- 
heiten hatte  zwar  die  Verfügung  des 
Directors  in  Wirksamkeit  zu  treten ;  es 
blieb  jedoch  dem  zweiten  Vorstande  vor- 
behalten, die  Vorlage  des  Gegenstandes 
an  die  Generaldirection  mit  Beifügung 
seiner   motivirten  Ansicht   zu  verlangen. 

Die  Direction  hatte  sich  für  die  Be- 
sorgung des  ganzen  Betriebsgeschäftes 
in  folgende  Abtheilungen  zu  gliedern : 

a)  für  den  technischen  Betriebs-  und 
Baudienst,  letzterer  umfassend  den  Unter- 
und  Oberbau,  dann  die  Hochbauten  bei 
den  auf  fertigen  und  im  Betriebe  stehen- 
den Eisenbahnen  vorkommenden  Aus-, 
Um-  und  Neubauten; 

b)  für  den  Werkstättenbetrieb  und 
das  Maschinenwesen; 

c)  für  den  Personen-,  Eilgut-  und 
Frachten  verkehr  ; 

d)  für  die  Concepts-  und  Kanzleige- 
schäfte ; 

e)  für  die  Materialverwaltung  und 

f)  für  das  Gassawesen. 

Die  ersten  zwei  Abtheilungen  waren  dem 
technischen,  die  anderen  vier  dem  admini- 
strativen Directionsvorstande  zugewiesen. 

Ausserdem  stand  jeder  Betriebsdi- 
rection  als  siebente  eine  besondere  Rech- 
nungsabtheilung zur  Seite,  welche  so- 
wohl für  die  technischen,  wie  für  die 
administrativen  Zweige  des  Dienstes, 
theils  als  Hilfsamt,  theils  als  Controlamt 
fungirte  und  in  letzterer  Beziehung  un- 
mittelbar der  Generaldirection  der  Com- 
municationen  unterstand. 

Diese  Rechnungsabtheilung  hatte  ihren 
besonderen  Vorstand  in  der  Person  des 
Buchhalters,  der  in  allen  Fragen,  welche 
die  Geldgebarung,  Verrechnung  und 
Controle  betrafen,  zu  hören  und  den  statt- 
findenden Berathungen    beizuziehen  war. 

Zur  Wahrung  des  Staatsschatzes  bei 
vorkommendenRechtsbeziehungenwarsich 
des  Beirathes  eines  Rechtsconsulenten 
zu  bedienen. 

Dem  technischen  Oberbeamten  waren 
zur  Behandlung  der  Geschäfte    der    ihm 


zugewiesenen  Abtheilungen  Inspectoren, 
Oberingenieure  und  das  sonst  erforderliche 
technische  Personal  beigegeben ;  dem 
administrativen  Oberbeamten  unterstan- 
den zu  gleichem  Zwecke  Secretäre,  Con- 
cipisten  und  das  sonst  erforderliche  Cassen- 
und  Hilfspersonal. 

Die  gleiche  organische  Scheidung  der 
Geschäfte  nach  technischen  und  admini- 
strativen Angelegenheiten  hatte  auch  für 
die  Einrichtung  des  ausübenden  Dienstes 
im  unmittelbaren  Bahnbetriebe  zu  gelten. 

Zur  Besorgung  der  in  die  Kategorie 
des  technischen  Betriebs-  und  Baudienstes 
fallenden  Geschäfte  wurde  jede  Bahn  in 
Sectionen  von  acht  bis  zwölf  Meilen  [61  bis 
91  km]  eingetheilt,  deren  jede  einem  In- 
genieur zugewiesen  war,  welcher  der 
Direction  als  selbständiger  Rechnungs- 
leger gegenüber  stand. 

Die  Unterorgane  der  Section  waren 
Ingenieurassistenten  mit  einer  Strecken- 
zuweisung von  zwei  bis  vier  Meilen  [15  bis 
30  km],  dann  Eleven,  Bahnaufseher  und 
Bahnwächter.  Auf  grösseren  Stationen 
waren  besondere  technische  Beamte  für 
den  Localdienst  als  Bahnhofinspectoren 
bestellt. 

Mehrere  Sectionen  zusammen  wurden 
durch  die  der  Direction  beigegebenen 
Oberingenieure  überwacht.  Dieselben 
hatten  die  Aufgabe,  auf  die  genaue  Be- 
folgung der  Dienstvorschriften  überhaupt, 
und  insbesondere  auf  die  zweckmässige 
Ausführung  der  Bauarbeiten,  auf  die 
sorgsame  Erhaltung  der  Bahn,  der  Ge- 
bäude und  der  Betriebsmittel,  dann  auf 
die  wirtschaftliche  Gebarung  mit  den 
Materialgegenständen  einzuwirken  und  die 
Direction  im  allgemeinen  durch  eine  lebens- 
kräftige Localcontrole  zu  unterstützen. 

Jede  grössere  Werkstätte  hatte  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Wichtigkeit  und  auf 
die  Zuweisung  einer  grösseren  oder  ge- 
ringeren Zahl  von  Werkstättenabthei- 
lungen  einen  Oberingenieur  oder  Inge- 
nieur als  verantwortlichen  Rechnungs- 
leger zum  Vorstande,  welchem  Ingenieure, 
Ingenieurassistenten,  Eleven,  Werkführer 
und  das  sonst  erforderliche  Personal 
untergeordnet  waren.  Der  Abtheilung 
für  den  Werkstättenbetrieb  war  auch  der 
Stand  der  Locomotivführer  und  Heizer 
eingereiht. 
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Was  die  administrativen  Fächer  be- 
traf, so  wurden  zur  Besorgung  des  Per- 
sonen- und  Sachentransportes  auf  den 
Bahnlinien  nach  dem  Bedürfnisse  des 
Verkehrs  »Bahnämter«  aufgestellt,  welchen 
die  Ausgabe  der  Fahrkarten,  die  Anwei- 
sungen für  Separatzüge  und  Militärtrans- 
porte, dann  die  Aufnahme  und  Abgabe 
von  Gepäck,  Eilgut  und  Frachten  oblag, 
und  die  über  die  Ergebnisse  ihrer  Ge- 
schäftsführung der  Direction  besondere 
Rechnung  zu  legen  hatten. 

Die  Personen-,  Eilgut-  und  Frachten- 
beförderung wurde  auf  den  kleineren 
Stationen  vereint,  auf  den  grösseren  aber 
getrennt  besorgt. 

Von  den  Bahnämtern  wurden  auch 
Post-  und  Telegraphengeschäfte  verrichtet, 
in  welcher  Beziehung  dieselben  zugleich 
in  der  Eigenschaft  wirklicher  Post-  und 
Telegraphenämter  die  Manipulation  und 
Verrechnung  nach  den  besonderen  Vor- 
schriften zu  pflegen  und  den  Weisungen 
der  für  das  Post-  und  Telegraphenfach 
bestellten  Behörden  nachzukommen  hatten. 

Die  zum  Transportdienste  gehörigen 
Geschäfte  wurden  durch  Bahnamtsver- 
walter, Expeditoren,  Officiale  und  Eleven 
besorgt.  Der  Abtheilung  für  das  Trans- 
portgeschäft waren  auch  die  Conducteure 
und  das  übrige  in  diesem  Geschäfte  ver- 
wendete Arbeiterpersonal  zugewiesen. 

Zur  unmittelbaren  Materialgebarung 
endlich  wurden  auf  den  Bahnen  Material- 
depöts  errichtet,  aus  welchen  die  Ver- 
brauchsgegenstände an  die  Abtheilungs- 
ingenieure und  die  Werkstätten  ausge- 
folgt wurden.  Jedes  Materialdepöt  wurde 
durch  einen  Verwalter  geleitet,  dem  das  er- 
forderliche Hilfspersonal  beigegeben  war. 

Dien stordnung  für  das  imStaats- 
eisenbahndienste  verwendete  Per- 
sonal und  Regelung  seiner  Versor- 
gungsansprüche. Zu  erwähnen  ist 
noch,  dass  bereits  zur  selben  Zeit  in 
Aussicht  genommen  war,  das  Verhältnis 
der  Beamten  und  Diener,  welche,  so- 
weit sie  nicht  in  einzelnen  Fällen  blos 
provisorisch  oder  zeitlich  ernannt  wurden, 
als  wirkliche,  stabile  Staatsdiener  angestellt 
waren,  zur  Staatsverwaltung  durch  eine  be- 
sondere Dienstordnung  und  die  Ansprüche 
derselben  sowie  ihrer  Witwen  und  Waisen 
auf  Unterstützung   oder  Versorgung,    bei 


eintretender  zeitlicher  oder  bleibender 
Dienstuntauglichkeit  oder  im  Falle  des 
Ablebens  der  Bediensteten,  durch  ein  be- 
sonderes Pensionsstatut  zu  regeln,  wel- 
chem ein  aus  Beiträgen  der  Mitglieder 
und  einem  Zuschüsse  des  Staates  zu  bil- 
dender Pensionsfonds  zu  Grunde  gelegt 
werden  sollte. 

Es  sei  gleich  hier  bemerkt,  dass  jene 
Dienstordnung  später  auf  Grund  kaiser- 
licher Entschliessung  vom  28.  November 
1852,  und  zwar  als  eine  für  die  gesamm- 
ten  der  Generaldirection  der  Commu- 
nicationen  untergeordneten  Beamten  und 
Diener  gemeinsame,  erlassen  wurde. 

Von  der  geplanten  Errichtung  eines 
eigenen  Pensionsstatutes  für  die  Be- 
diensteten des  Staatseisenbahnbetriebes 
wurde  dagegen  nach  längeren  mit  dem 
Finanzministerium  gepflogenen  Ver- 
handlungen wieder  Abstand  genommen, 
und  vielmehr  mit  der  kaiserlichen  Ent- 
schliessung vom  29.  März  1852  ausge- 
sprochen, dass  die  bei  den  Staatseisen- 
|  bahnen  im  definitiven  Staatsdienste  ange- 
stellten Beamten  und  Diener  sowie  deren 
Angehörige  nach  den  allgemeinen  Pen- 
1  sions-  und  Provisionnormalien,  gleich 
anderen  Staatsdienern,  zu  behandeln  seien. 

Massgebend  für  diesen  Beschluss  war 
insbesondere  die  Erwägung,  dass  die  bis 
dahin  bei  den  Pensionsfonds  der  Privat- 
eisenbahnunternehmungen gesammelten 
Erfahrungen  befürchten  Hessen,  dass 
eigene,  aus  Beiträgen  der  Bediensteten 
gebildete  Pensionsfonds  und  deren  abge- 
sonderte Verwaltung  keine  genügende 
Gewähr  für  einen  dauernden  aufrechten 
Bestand  solcher  Institute  und  daher  den 
an  ihnen  Betheiligten  keine  hinlängliche 
Beruhigung  für  ihre  und  ihrer  Angehöri- 
gen Zukunft  zu  bieten  vermöchten,  wie 
denn  erst  kurz  vorher  auch  die  allg.  priv. 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  sich  in  ihrer 
XX.  Generalversammlung  vom  19.  Mai 
185 1  zu  dem  Beschlüsse  veranlasst  sah, 
die  von  ihr  errichtete  Pensionscasse  in 
das  Eigenthum  der  Gesellschaft  und  damit 
die  Verpflichtung  zur  Pensionirung  ihrer 
Beamten  und  Diener  selbst  zu  übernehmen. 

Die  Eisenbahn- Betriebsord- 
nung vom  16.  November  1851  ;  Re- 
gelungdes  staatlichen  Eisenbahn- 
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aufsich tsdienstes  auf  Grund  der- 
selben durch  Errichtung  einer  Ge- 
neralinspection  für  die  Commu- 
nicationsanstalten.  Mit  kaiserlichem 
Handschreiben  vom  23.  Mai  1851  wurde 
Freiherr  von  Brück  über  sein  Ansuchen 
vom  Posten  des  Ministers  für  Handel,  Ge- 
werbe und  öffentliche  Bauten  enthoben  und 
an  seine  Stelle  abermals  Andreas  Ritter  von 
Baumgartner  berufen ;  nicht  lange 
hierauf  wurde  letzterer  nach  dem  Rück- 
tritte des  Baron  Kraus  mit  kaiser- 
lichem Handschreiben  vom  26.  December 
1851  auch  noch  zum  Finanzminister  er- 
nannt, dergestalt,  dass  er  von  da  ab  die 
Leitung  der  beiden  genannten  Ministerien 
in  seiner  Hand  vereinigte. 

Handelsminister  von  Baumgartner, 
in  dessen  damalige  zweite  Amtsperiode, 
wie  aus  dem  Folgenden  hervorgehen 
wird,  die  tiefgreifendsten  Wandlungen  in 
der  staatlichen  Eisenbahnpolitik  fielen, 
beendigte  zunächst  die  Arbeiten,  betreffend 
die  Revision  des  Eisenbahnpolizeigesetzes 
vom  Jahre  1 847,  die  bereits  unter  Minister 
von  Brück  in  Angriff  genommen  worden 
waren,  nachdem  die  in  der  seinerzeitigen 
kaiserlichen  Entschliessung  vom  30.  Januar 
1 847  für  die  Vornahme  dieser  Revision  be- 
stimmte dreijährige  Frist  abgelaufen  war, 
und  diese  Revision  sich  in  Anbetracht  der 
mittlerweiligen  Aenderung  des  gesammten 
staatlichen  Verwaltungsorganismus  und 
der  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  auf 
solche  Ländergebiete  der  Monarchie,  für 
welche  jenes  Polizeigesetz  noch  keine 
Geltung  hatte,  auch  sonst  dringend  nöthig 
erwies. 

Diese  Revisionsarbeit  begnügte  sich 
aber  nicht  blos  damit,  die  polizeilichen 
Vorschriften  über  den  Eisenbahnbetrieb 
einer  den  seither  gewonnenen  Erfahrungen 
entsprechenden  Neubearbeitung  zu  unter- 
ziehen, sondern  bezweckte  vielmehr,  den 
Eisenbahnbetrieb  auch  in  administrativer 
und  technischer  Beziehung  gesetzlich  zu 
regeln ;  insbesondere  wurde  es  als  noth- 
wendig  erachtet,  in  diesen  Richtungen 
das  Verhältnis  der  Privatunternehmungen 
zur  Staatsverwaltung  auf  eine  feste  Grund- 
lage zu  stellen  und  dieselben  in  Anbetracht 
ihrer  monopolistischen  Stellung  gegenüber 
dem  sie  benützenden  Publicum  und  ihres 
bedeutenden  Einflusses  auf  das  öffentliche 


Wohl  gesetzlich  einer  ausreichenden 
Ueberwachung  durch  die  Staatsverwaltung 
zu  unterwerfen. 

Unterm  29.  August  1851  unterbreitete 
Minister  von  Baumgartner  einen  auf 
der  angegebenen  Grundlage  ausge- 
arbeiteten und  im  Schosse  der  be- 
theiligten Ministerien  durchberathenen 
Entwurf  einer  allgemeinen  Eisenbahnbe- 
triebsordnung, welcher  den  Rechtsconsu- 
lenten  der  Generaldirection  der  Com- 
municationen,  Sectionsrath  Dr.  von 
Mal}-  [Abb.  7],  zum  Verfasser  hatte,  der 
kaiserlichen  Genehmigung.  Die  letztere 
erfolgte  unterm  16.  November  1851. 

Die  nähere  Darstellung  und  Würdi- 
gung des  Inhaltes  dieser  neuen  Eisenbahn- 
betriebsordnung, die  vom  Tage  ihrer 
Verlautbarung,  das  ist  vom  7.  Januar 
1852  an  für  sämmtliche  Kronländer  der 
Monarchie  gesetzliche  Kraft  erhielt  und 
heute  noch  in  formeller  Geltung  steht, 
muss  einem  anderen  Abschnitte  dieses 
Werkes    vorbehalten    bleiben. 

Innerhalb  der  für  die  gegenwärtige  Ar- 
beit gesteckten  Grenzen  kommen  hier  vor- 
nehmlich nur  die  Bestimmungen  der  §§  1 
und  2  in  Betracht,  denen  zufolge  die  Bewilli- 
gung zur  Eröffnung  einer  neuen  Eisenbahn, 
sie  mochte  eine  Staats-  oder  Privatbahn 
sein,  dem  Ministerium  für  Handel,  Ge- 
werbe und  öffentliche  Bauten  auf  Grund 
des  Befundes  einer  eigens  zu  diesem 
Ende  abgesendeten  behördlichen  Com- 
mission  vorbehalten  wurde  —  ferner  die 
Bestimmung  des  §  59,  nach  welcher 
jeder  zum  Betriebe  einer  Eisenbahn  ge- 
hörig autorisirte  Privatverein  zur  Auf- 
stellung einer  für  die  Leitung  des  Be- 
triebes sowohl  der  Staatsverwaltung,  wie 
dem  Publicum  gegenüber  verantwortlichen 
Direction  verpflichtet  wurde  —  dann  die- 
jenige des  §  68,  welche  die  Verpflichtun- 
gen der  Eisenbahnen  gegenüber  der 
Postanstalt  in  verschärfender  Weise 
dahin  feststellte,  dass  die  Eisenbahn- 
Unternehmungen  zur  unentgeltlichen  Be- 
förderung der  Post*)  unter  den  vom  Mini- 
sterium mit  Rücksicht  auf  die  obwaltenden 
Umstände  und  Zeitverhältnisse  festgesetzten 
Modalitäten   verpflichtet  seien,    und  dass 

*)  Hiebei  sind  unter  >Post«  nicht  blos 
Briefe,  Schriften  und  Amtspakete  sondern 
auch  die  Fahrpostsendungen  zu  verstehen. 
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die  Postanstalt  berechtigt  sei,  sich  eigener 
Postwaggons  zu  bedienen  und  die  unent- 
geltliche Beförderung  derselben  sowie 
der  die  Postsendungen  begleitenden  Diener 
und  Beamten,  dann  die  gehörige  Ver- 
wahrung und  Beaufsichtigung  dieser 
Waggons  in  den  Räumen  der  Eisenbahn- 
unternehmung von  der  letzteren  zu  for- 
dern, —  endlich  und  hauptsächlich  aber  die 
Bestimmungen  der  §§  73  und  folgende, 
nach  welchen  zur  Handhabung  der  höheren 
Aufsicht  und  Controle  der  Sicherheit 
und  Ordnung  des 
Bahnbetriebes  der 
Eisenbahnen,  und 
zwar  sowohl  der 
Staats- wie  derPri- 
vatbahnen  ein  ei- 
genes unmittelbar 
dem  Ministerium 
für  Handel,  Ge- 
werbe und  öffent- 
liche Bauten  un- 
tergeordnetes Or- 
gan, nämlich  die 
k.  k.  Generalin- 
spection  der  öster- 
reichischen Eisen- 
bahnen geschaffen 
wurde,  welche  be- 
stimmt war,  an 
Stelle  der  auf 
Grund  der  kaiser- 
lichen Entschlies- 
sung  vom  13.  Ja- 
nuar 1850  in  Un- 
terordnung unter 

die  Generaldirection  der  Communica- 
tionen  aufgestellten  technischen  Inspec- 
toren  und  administrativen  Commissäre 
zu  treten. 

Die  Generalinspection,  durch  deren 
Schaffung  das  bis  dahin  auf  Grund  der 
älteren  Vorschriften  noch  den  Polizei- 
behörden der  Provinzialhauptstädte  über- 
tragene besondere  Oberaufsichtsrecht  über 
den  Eisenbahnbetrieb  für  die  Zukunft 
gänzlich  wegfiel,  sollte  aus  einem  General- 
inspector  und  den  ihm  untergeordneten 
Commissären  bestehen  und  im  allge- 
meinen verpflichtet  sein,  die  genaue  Be- 
folgung aller  sich  auf  den  Eisenbahn- 
betrieb beziehenden  gesetzlichen  Anord- 
nungen und  insbesondere  der  Eisenbahn- 


betriebsordnung selbst  sorgfältig  zu  über- 
wachen, die  entdeckten  Gebrechen  so 
schnell  als  möglich  zu  beseitigen  und 
die  Veranlassung  zu  treffen,  dass  die 
Schuldtragenden  der  gesetzlichen  Ahn- 
dung unterzogen  werden. 

Die  Generalinspection  erhielt  das 
Recht  und  die  Verbindlichkeit,  sämmt- 
liche  Beamte  und  Diener  in  ihren  Dienst- 
verrichtungen zu  überwachen,  und  wurde 
ihr  zur  Unterstützung  ihrer  Wirksam- 
keit eine  angemessene  Disciplinargewalt 
in  Betreff  der  im 
Eisenbahndi  enste 
Angestellten,  und 
zwar  sowohl  der 
Staats-  wie  der 
Privateisenbah- 
nen, eingeräumt. 
Noch  in  dem- 
selben Jahre,  und 
zwar  unterm  11. 
December  1851, 
schritt      Minister 


Abb.  7.    Dr.  Vincenz  von  Maly 


von  Baumgart- 
11er  in  Durchfüh- 
rung dieser  Be- 
stimmungen der 
neuen  Eisenbahn- 
betriebsordnung 
zurprovisorischen 
Aufstellung  einer 

Generalinspec- 
tion, wobei  aber  in 
mehrfachen  Rich- 
tungen wesent- 
liche Abweichun- 
gen von  den  Bestimmungen  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung platzgriffen.  Einmal 
wurde  die  Generalinspection  für  die  ge- 
sammten  Communicationsanstalten  errich- 
tet, dergestalt,  dass  sie  die  Aufsicht  und 
Controle  zur  Handhabung  der  Ordnung 
und  Sicherheit  nicht  blos  im  Betriebe 
der  Staats-  und  Privateisenbahnen,  son- 
dern auch  in  demjenigen  des  Post-  und 
'Telegraphenwesens  auszuüben  berufen 
wurde. 

Ferner  wurde  an  die  Spitze  der 
Generalinspection  nicht,  wie  in  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung vorgesehen ,  ein 
Generalinspector  gesetzt,  sondern  es 
wurden  zur  Leitung  derselben  zwei  Vor- 
stände berufen,  und  zwar  ein  technischer 
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für  den  technischen  Theil  des  Eisenbahn- 
betriebes und  des  Telegraphenvvesens, 
sowie  ein  administrativer  für  den  Post- 
dienst und  für  den  administrativen  Theil 
des  Eisenbahn-  und  Telegraphenbetriebes. 

Zum  technischen  Vorstande  der  Ge- 
neralinspection  wurde  der  Sectionsrath 
Adalbert  Ritter  v.  S  c  h  m  i  d,  zum  admini- 
strativen hingegen  Sectionsrath  Wilhelm 
B  ö  c  k  i  n  g  ernannt. 

Unter  der  Leitung  dieser  beiden  Vor- 
stände, welche  ihren  Amtssitz  in  Wien 
hatten,  fungirten  in  den  einzelnen  Kron- 
ländern für  bestimmte,  ihnen  zugewiesene 
Bahnstrecken,  an  welchen  sie  ihren  Wohn- 
sitz zu  nehmen  hatten,  sowohl  technische 
als  administrative  Commissäre.  Zunächst 
wurden  fünf  technische  Commissäre  be- 
stellt, während  mit  den  Functionen  der 
administrativen  Commissäre  auch  für  den 
Eisenbahnbetrieb  einige  der  zu  jener  Zeit 
bereits  im  Amte  gestandenen  Post- 
commissäre  betraut  wurden. 

Dem  technischen  Vorstande  und  den 
technischen  Commissären  fiel  speciell  in 
Ansehung  des  Eisenbahndienstes  die  Auf- 
sicht über  den  Bauzustand  der  Bahn,  der 
Gebäude  und  der  sonstigen  Bahnzuge- 
hörungen,  dann  über  den  Zustand  der 
gesammten  Betriebsmittel,  einschliesslich 
der  zur  Verhütung  von  Unglücksfällen 
und  zur  Rettung  bei  Eintritt  derselben 
erforderlichen  Mittel,  sowie  die  Ueber- 
wachung  der  für  den  technischen  Theil 
des  Betriebes  bestimmten  ausübenden 
Beamten  der  Eisenbahnen  in  ihren 
Dienstesverrichtungen  zu,  während  dem 
administrativen  Vorstande  und  den  ad- 
ministrativen Commissären  die  Sorge  für 
die  Beobachtung  der  kundgemachten 
Fahrordnungen,  der  Tarife,  dann  der  Be- 
stimmungen über  den  Personen-  und 
Sachenverkehr  und  die  Ueberwachung 
der  in  diesen  administrativen  Zweigen  des 
Eisenbahndienstes  verwendeten  ausüben- 
den Beamten  und  Diener  oblag. 

Für  die  Generalinspection  im  all- 
gemeinen sowie  für  jede  der  beiden  ge- 
nannten Kategorien  von  Commissären 
derselben  wurde  unterm  29.  December 
1851  eine  eingehende  Instruction  erlassen, 
welche  in  ihren  wesentlichen  Bestimmun- 
gen auf  der  Grundlage  aufgebaut  war, 
dass   die    Generalinspection    keine    förm- 


liche Behörde  zu  bilden  habe,  sondern 
dass  vielmehr  die  Commissäre  derselben, 
unbeschadet  ihrer  Unterordnung  unter 
die  zur  Ueberwachung  ihrer  Amtsfüh- 
rung berufenen,  oben  angeführten  Vor- 
stände, als  einzelne  der  Ministerial- 
section  für  Communicationsanstalten,  be- 
ziehungsweise dem  Minister  untergeord- 
nete Ueberwachungsorgane  zu  functio- 
niren  haben,  welche  befugt  seien,  nach 
Massgabe  ihres  Wirkungskreises  unter 
ihrer  eigenen  persönlichen  Verantwortung 
Verfügungen  zu  treffen,  und  sich  diesfalls 
unmittelbar  sowohl  an  die  Betriebs- 
direction  der  Staats-  und  Privatbahnen, 
wie  auch  an  das  Ministerium  zu  wenden, 
von  dem  sie  auch  unmittelbar  ihre  Auf- 
träge erhielten. 

Die  Anordnungen,  welche  die  Com- 
missäre zu  treffen  und  durch  Belehrung 
oder  durch  das  in  ihre  Hände  gelegte 
Strafrecht  zur  Vollziehung  zu  bringen 
berufen  waren,  hatten  aber  in  der  Regel 
nur  darin  zu  bestehen,  dass  alle  Organe 
des  Eisenbahnbetriebes  zur  pünktlichsten 
Befolgung  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
und  der  speciellen  Dienstesvorschriften 
und  Instructionen  zu  verhalten  waren.  An- 
ordnungen zu  anderweitigen  Vorgängen 
waren  die  Commissäre  ausnahmsweise 
zu  treffen  berechtigt  und  verpflichtet, 
wenn  die  Ordnung  und  Sicherheit  des 
Betriebes  in  einem  ausserordentlichen 
Falle  nur  durch  ein  unverzügliches  Ein- 
schreiten gewahrt  werden  konnte,  und 
es  an  solchen  Organen  gebrach,  welche 
zunächst  zu  wirken  berufen  und  geeignet 
gewesen  wären. 

Die  Commissäre  wurden  in  diesen 
Instructionen  angewiesen,  ihre  Dienst- 
geschäfte ununterbrochen  zu  verrichten, 
daher  ihren  Bezirk  fortwährend  zu  be- 
reisen, und  nur  die  zur  Ausarbeitung 
von  Berichten  oder  anderen  amtlichen 
Erledigungen  sowie  zur  unentbehrlichen 
Erholung  nöthige  Zeit  an  ihrem  Wohn- 
orte zuzubringen. 

In  die  innere  Verrechnung  der  Privat- 
bahnen hatten  die  administrativen 
Commissäre  bei  Ausübung  ihres  Auf- 
sichtsdienstes nur  insoweit  einzudringen, 
als  es  die  Ueberwachung  der  Regel- 
mässigkeit und  Ordnung  des  Verkehrs 
erforderte.     Dagegen    wurden    dieselben 
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verpflichtet,  auf  den  Staatseisenbahnen 
auch  die  Manipulation  und  Verrechnung  der 
Eisenbahnämter  der  Depots-  und  Direc- 
tionscassen  sowie  die  Verrechnung  der 
Werkstätten  eindringlich  zu  untersuchen, 
zu  diesem  Behufe  auch  Cassascontrirun- 
gen  vorzunehmen  und  sorgfältig  darauf 
zu  sehen,  ob  die  für  den  Transportdienst 
aufgerechneten  Arbeiter  wirklich  in  Ver- 
wendung seien. 

In  dieser  Instruction  findet  sich  auch 
die  für  jene  frühe  Zeit  sehr  bemerkens- 
werthe  Belehrung  an  die  Commissäre, 
dass  sie  sich  bei  ihrer  Controle  des  Bahn- 
betriebsdienstes stets  den  Grundsatz 
gegenwärtig  zu  halten  haben,  dass  die 
sämmtlichen  Bahnen  eine  zusammen- 
hängende, einheitliche  Transportstrecke 
zu  bilden  haben,  deren  einzelne  Unter- 
abtheilungen weder  für  den  Reisenden 
noch  für  den  Versender  fühlbar  sein 
sollen,  —  gewiss  ein  ideales  Endziel, 
das  angesichts  der  divergirenden  Inter- 
essen concurrirender  Unternehmungen 
selbst  nach  den  angestrengtesten  und 
vielfach  erfolgreichen  Bemühungen  von 
mehr  als  45  Jahren  heute  noch  nicht  als 
völlig    erreicht    betrachtet  werden  kann ! 

Die  Commissäre,  und  zwar  sowohl 
die  technischen,  wie  die  administrativen, 
waren  endlich  auch  berechtigt,  wenn  sie 
nach  Erwägung  aller  Umstände  infolge 
ihrer  praktischen  Anschauung  des  Dienstes 
Aenderungen  in  den  Normalien,  Instruc- 
tionen und  vorschriftsmässigen  Einrich- 
tungen des  Eisenbahnbetriebes  für  nöthig 
erachteten,  dieselben  bei  der  Staatseisen- 
bahnbehörde, in  deren  Wirkungskreis 
die  zu  treffende  Verfügung  lag,  begründet 
in  Antrag  zu  bringen. 

Auf  Grund  eingeholter  kaiserlicher 
Genehmigung  vom  10.  Januar  1852 
wurde  die  im  vorstehenden  in  ihren 
Hauptpunkten  skizzirte  provisorische  Or- 
ganisation der  Generalinspection  als 
eine  definitive  erklärt. 

Reorganisirung  der  General- 
direction  der  Communicationen 
vom  21.  November  1851  durch  ihre 
Einverleibung  in  das  Ministerium 
als  Section  desselben.  Beiläufig 
zur  selben  Zeit,  in  welcher  die  Arbeiten 
für    die    neue    Eisenbahnbetriebsordnung 
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beendigt  wurden,  schritt  Minister  von 
Baumgartner  auch  zu  einer  Reorgani- 
sirung der  Generaldirection  der  Communi- 
cationen. 

Noch  unter  seinem  Amtsvorgänger 
war  bereits  eine  weitere  Ausgestaltung 
in  der  Dienstesorganisation  derselben 
in  der  Richtung  eingetreten,  dass  ge- 
legentlich der  definitiven  Organisirung 
des  staatlichen  Eisenbahnbetriebes  auf 
Grund  derselben  kaiserlichen  Entschlies- 
sung  vom  14.  Mai  185 1,  mit  welcher 
die  Aufstellung  und  Einrichtung  der 
Betriebsdirectionen  genehmigt  wurde, 
in  Anbetracht  der  grossen  Menge  und 
des  hohen  Werthes  der  zum  Bahnbetriebe 
erforderten  Verbrauchs-  und  Inventarial- 
gegenstände,  der  ersten  Abtheilung  der 
Generaldirection  zur  thunlichsten  Cen- 
tralisirung  des  wichtigen  Geschäftszweiges 
der  Materialgebarung  in  seiner  höheren 
Dienstesgliederung  ein  eigenes  Organ  in 
der  Eigenschaft  eines  Oberinspectors  an 
die  Seite  gestellt  wurde,  welches  die 
Aufgabe  hatte,  die  Generaldirection  in 
der  Leitung  dieses  Geschäftszweiges  und 
in  der  Controle  über  die  gesammte 
Material  Verwaltung  auf  den  Staatsbahnen 
an  der  Hand  einer  hiefür  erlassenen  um- 
fassenden Vorschrift  zu  unterstützen. 

Minister  von  Baumgartner  erblickte 
nun  aber  in  dem  Nebeneinanderbestehen 
einer  eigenen  Ministerialsection  für  die  Ver- 
kehrsanstalten und  einer  Generaldirec- 
tion der  Communicationen  ausserhalb 
des  Ministeriums  eine  ebenso  überflüssige, 
wie  kostspielige  Einrichtung,  die  nur 
geeignet  sei,  den  Wirkungskreis  in  mehr 
Theile  zu  zersplittern,  als  es  durch  die 
Natur  des  Eisenbahnbetriebsgeschäftes 
gefordert  werde,  und  dadurch  einen  in 
den  meisten  Fällen  nachtheiligen  Umzug 
in  dem  Dienstesgange  herbeizuführen. 
Ausserdem  Hess  ihn  die  Thatsache,  dass 
die  Generaldirection  der  Communi- 
cationen eigentlich  aus  drei  selbständig 
nebeneinander  stehenden  Generaldirec- 
tionen  für  den  Eisenbahnbetrieb,  für  den 
Postbetrieb  und  für  das  Telegraphen- 
wesen bestand,  die  nicht  durch  einen 
gemeinsamen  Amtsvorstand  zu  einem 
Ganzen  verbunden  waren,  die  wünschens- 
werthe  Einheit  in  der  Leitung  vermissen, 
dies  umsomehr,  als  gemäss  der  Abgren- 
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zung  der  Competenzen  zur  Ministerial- 
section,  bei  der  eine  solche  einheitliche 
Leitung  bestand,  lange  nicht  alle  jene 
Angelegenheiten  gelangten,  bei  denen  die 
Entscheidung  unter  Bedachtnahme  auf 
den  Zusammenhang  jener  Dienstzweige 
zu  treffen  war. 

Aus  diesen  Erwägungen  sah  sich 
Minister  von  Baumgartner  zu  Reorgani- 
sationsanträgen veranlasst,  welche  unterm 
21.  November  1851  die  Genehmigung 
des  Kaisers  erhielten. 

Darnach  wurden  mit  Wirksamkeit 
vom  1.  Januar  1852  die  Generaldirec- 
tionen  für  den  Eisenbahnbetrieb  und  das 
Postwesen  sowie  die  Direction  der  Tele- 
graphen, welche  bis  dahin  zusammen 
die  dem  Ministerium  untergeordnete 
Generaldirection  der  Communicationen 
ausmachten,  in  ihrem  damaligen  Bestände 
aufgelöst  und  wurde  an  deren  Stelle  eine 
Generaldirection  der  Communicationen 
eingesetzt,  die  zugleich,  als  eine  Section 
des  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten,  einen  selbständigen 
aber  integrirenden  Theil  desselben  zu 
bilden  hatte. 

Ausser  dem  mit  dem  Charakter  eines 
Sectionschefs  bekleideten  Generaldirec- 
tor  hatte  die  Section  aus  fünf  Departe- 
ments und  einem  den  letzteren  coor- 
dinirten  Rechtsconsulenten    zu    bestehen. 

Die    Departements    waren    folgende: 

I.  für  die  allgemeinen  administrativen 
Angelegenheiten  der  Section  und  ins- 
besondere des  Post-  und  Telegraphen- 
wesens ; 

II.  für  die  der  Section  vorbehaltene 
Einflussnahme  auf  den  Eisenbahnbau, 
ferner  für  die  Bauangelegenheiten  der 
im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen, 
für  die  Angelegenheiten  betreffend  die 
Anschaffung  und  Vermehrung  der  Fahr- 
betriebsmittel und  Werkstätteneinrichtun- 
gen, dann  für  die  Angelegenheiten  der 
Privatbahnen  sowie  der  Einlösung  solcher 
Bahnen,  für  Eisenbahnanschlussverträge 
und  die  Eisenbahnstatistik ; 

III.  für  den  Bau  der  Telegraphenlinien, 
für  die  Telegraphenwerkstätte  und  das 
astronomisch-physikalische  Observatorium ; 

IV.  für  die  Angelegenheiten  des  Post- 
und  des  Telegraphenbetriebes  und  der 
Manipulation   bei  demselben  und 


V.  für  die  Angelegenheiten  des  Eisen- 
bahnbetriebes, und  zwar  der  Bahn- 
erhaltung, des  Verkehrs-  und  des  Transport- 
wesens, einschliesslich  der  den  Eisenbahn- 
dienst betreffenden  Personalangelegen- 
heiten, dann  für  die  Angelegenheiten  des 
deutschen  Eisenbahnvereines. 

Ueberdies  hatten  der  Section  noch 
als  Hilfsämter  zur  Seite  zu  stehen :  die 
vier  Abtheilungen  für  den  technischen 
Eisenbahnbetriebs-  und  Baudienst,  für 
die  Eisenbahnbetriebsmechanik,  für  das 
Materialwesen  und  für  die  Telegraphen- 
technik, dann  das  Cursbureau  für  das 
Postwesen  und  die  Postöconomiever- 
waltung. 

In  Beziehung  auf  Rechnungsgegen- 
stände hatte  sich  die  Section  der  Mit- 
wirkung der  technischen  und  administra- 
tiven Rechnungsabtheilung  für  Communi- 
cationen, endlich  der  Posthofbuchhaltung 
zu  bedienen. 

Hinsichtlich  der  Kanzleigeschäfte  war 
die  Generaldirection  an  die  Manipu- 
lationsämter des  Ministeriums  gewiesen. 

Endlich  wurde  ihr  auch  die  für  die 
Handhabung  der  Eisenbahnbetriebsord- 
nung sowie  für  die  Ueberwachung  des 
ausübenden  Dienstes  der  Communications- 
anstalten  neu  errichtete  Generalinspection 
unmittelbar  untergeordnet. 

Als  in  den  Wirkungskreis  der  General- 
direction der  Communicationen  fallend, 
wurden  alle  jene  Gegenstände  bezeichnet, 
welche  den  Wirkungskreis  der  Unter- 
behörden nach  Massgabe  der  diesfälligen 
Bestimmungen  überstiegen,  und  nicht 
insbesondere  der  Genehmigung  und  Ent- 
scheidung des  Ministers  oder  gar  des 
Kaisers  vorbehalten  waren.*) 

Mit  der  Leitung  der  neuen  Section 
und  den  Functionen  des  Generaldirectors 
der  Communicationen  wurde  der  Vor- 
stand der  bisherigen  Ministerialsection 
für  die  Communicationsanstalten  Franz 
Ritter  von  Kalchberg  betraut.  Später, 
und  zwar  mit  kaiserlicher  Entschliessung 
vom  8.  December  1852,  wurde  der- 
selbe zum  wirklichen  Generaldirector 
der  Communicationen  und  Sectionschef 
im  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Bauten  ernannt. 


*)  Vgl.  weiter  unten  die  Anmerkung  auf 
Seite  196. 
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Reorgan  i  sirung  des  öffent- 
lichen Baudienstes  vom  12.  Mai 
1852;  Errichtung  der  k.  k.  Central- 
direction  für  Eisenbahnbauten. 
Nicht  minder  reformbedürftig  als  der 
Dienst  für  die  Communicationsanstalten 
erwies  sich  auch  die  im  Jahre  1849  vor- 
genommene erste  Organisation  des  in 
der  II.  Ministerialsection  zusammenge- 
fassten  öffentlichen  Baudienstes,  und  ins- 
besondere der  in  Unterordnung  unter 
dieselbe  als  obere  leitende  Behörde  für 
die  öffentlichen  Bauten  aufgestellten 
Generalbaudirection. 

Auch  hier  liess,  ähnlich  wie  bei  der 
ursprünglichen  Organisation  der  General- 
direction  der  Communicationen,  die  Auf- 
lösung dieser  leitenden  Baubehörde  eigent- 
lich in  drei  vollkommen  coordinirt  und 
selbständig  nebeneinander  bestehende 
Directionen  jede  Einheit  in  der  Leitung 
vermissen.  Dazu  kam  noch  die  Er- 
kenntnis, dass  speciell  die  die  erste  Ab- 
theilung der  Generalbaudirection  bildende 
Eisenbahnbausection  thatsächlich  einem, 
sich  von  den  Agenden  der  übrigen  beiden 
Sectionen  essentiell  unterscheidenden  Ge- 
schäftszweige vorstand,  indem  der  Eisen- 
bahnbau nach  ganz  anderen  Gesichts- 
punkten ausgeführt  werden  musste,  als 
andere  Bauten,  derselbe  sich  daher  nur 
schwer  mit  den  anderen  Zweigen  des 
öffentlichen  Baudienstes  in  eine  Einheit 
verbinden  liess,  vielmehr  sein  Gedeihen 
für  sich  eine  selbständige  einheitliche 
Leitung  bedingte. 

Diese  Erwägungen  veranlassten  den 
Handelsminister,  dem  Kaiser  Anträge  auf 
eine  Reorganisirung  auch  der  leitenden 
Behörden  des  öffentlichen  Baudienstes 
zu  unterbreiten. 

In  Gemässheit  dieser  mit  kaiserlicher 
Entschliessung  vom  12.  Mai  1852  ge- 
nehmigten Anträge  wurde  mit  Wirksam- 
keit vom  1.  October  1852  die  bisher 
bestandene  Generalbaudirection  aufge- 
hoben. 

Die  Leitung  der  Eisenbahnbauten 
wurde  mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  von 
jener  der  anderen  Bauangelegenheiten 
völlig  getrennt  und  einer  eigenen  Behörde 
zugewiesen,  die  unter  dem  Titel  »K.  k. 
Centraldirection  für  Eisenbahnbauten« 
errichtet  wurde,  und  deren  Amtsthätigkeit 


sich  auf  den  ganzen  Umfang  des  Kaiser- 
j  Staates  mit  Ausnahme  des  lombardisch- 
|  venezianischen  Königreiches  zu  erstrecken 
I  hatte. 

Was  den  Wirkungskreis  und  den  Ge- 
I  schäftsgang      der     Centraldirection      für 
!   Eisenbahnbauten,     an    deren   Spitze     mit 
!  kaiserlicher  Entschliessung   vom  23.  Oc- 
tober   1852     der    Sectionsrath    Dr.    Karl 
Ritter   von    Ghega    als    Centraldirector 
mit   dem  Range    eines     Ministerialrathes 
berufen    wurde,    betraf,    so  griff  man  im 
allgemeinen   mit  geringen,  durch  die  ge- 
änderten  Verhältnisse   bedingten   Modifi- 
cationen  auf  jene  Amtsinstruction  zurück, 
1   die     seinerzeit     mit     dem     Hofkammer- 
decrete  vom   13.  März   1842  für  das  Ge- 
:   Schäftsverfahren    und  den  Wirkungskreis 
I   der  bestandenen   Generaldirection   für  die 
i   Staatseisenbahnen    erlassen    worden  war, 
und  die  sich  in  ihrer  Einfachheit  so  vor- 
trefflich bewährt  hatte. 

Dies  galt  insbesondere  auch  bezüglich 
der      grösseren      Berücksichtigung      des 
administrativen  Elementes  bei  der  Führung 
der  Geschäfte,  indem  anders  als  bei  der 
bestandenen  Generalbaudirection,  welche 
als  eine  rein  technische  Behörde  organisirt 
war,    dem  Vorstande    der   neuerrichteten 
Centraldirection      für      Eisenbahnbauten 
j  nebst  dem  technischen  Oberinspector  ein 
administrativ  gebildeter  Stellvertreter  als 
I   Vicedirector  zur  Seite  gegeben  und  über- 
dies   für    Rechts-    und    Grundeinlösungs- 
\  angelegenheiten  bei  der  Centraldirection 
j  ein    besonderer    Rechtsconsulent    bestellt 
wurde. 

Festgehalten  wurde  dagegen  auch  bei 
dieser  neuen  Organisation  des  Eisenbahn- 
baudienstes, wie  bei  allen  früheren,  daran, 
dass  der  Centraldirection  keine  weiteren 
organisirten  Unterbehörden  unterstellt 
j  wurden,  sondern  dass  sie  vielmehr  unter 
oberer  Ueberwachung  seitens  der  Mini- 
i  sterialsection  die  ihr  übertragenen  Eisen- 
bahnbauten mit  Hilfe  ihrer  jeweilig 
exponirten  Ingenieure  selbst  zu  leiten 
und  zu  besorgen  hatte. 

Die  Leitung  der  übrigen  von  der 
Generalbaudirection  besorgten  Geschäfte 
des  Wasser-,  Strassen-  und  Hochbaues 
gingen  direct  an  die  Section  II  des 
Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Bauten  über. 
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Diese  Ministerialbausection,  an  deren 
Spitze  Sectionschef  Karl  C  z  ö  r  n  i  g  Frei- 
herr von  Czernhausen  [Abb.  8]  gestellt 
wurde,  theilte  sich  in  vier  Departements, 
und  zwar: 

1.  für  das  Eisenbahnbauwesen; 

2.  für  die  technischen  Angelegen- 
heiten   des   Strassen-   und  Wasserbaues ; 

3.  für  die  technischen  Angelegen- 
heiten des  Hochbaues  und 

4.  für  die  administrativen,  namentlich 
die  Personal-  und  Cassaangelegenheiten 
und  das  Gebührenwesen  bei  sämmtlichen 
Bauzweigen. 

Der  Wirkungskreis  der  Ministerial- 
bausection, die  nicht,  wie  die  General- 
baudirection,  Bauten  selbst  zu  führen, 
sondern  nur  die  von  ihr  genehmigten 
Bauführungen  in  oberster  Linie  zu  über- 
wachen berufen  war,  umfasste  im  allge- 
meinen alle  jene  Gegenstände,  die  den 
Wirkungskreis  der  Unterbehörden  über- 
stiegen, und  nicht  insbesondere  der  Ge- 
nehmigung und  Entscheidung  des  Kaisers 
vorbehalten  waren;  die  positive  Richt- 
schnur in  letzterer  Beziehung  bildete  der 
erst  kurz  vorher  mit  kaiserlicher  Ent- 
Schliessung vom  12.  April  1852  fest- 
gestellte allgemeine  Wirkungskreis  der 
Ministerien  und  besondere  Wirkungskreis 
des  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten.*) 


*)  Der  besondere  Wirkungskreis  des 
Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten  war,  soweit  er  das  Eisenbahn- 
wesen betraf,  folgender: 

B.  In  Bausachen.' 

§  II.  a)  die  Bewilligung  von  Neubauten, 
Reparaturen,  Herstellungen,Keconstructionen. 

Ergänzungen  etc.   im und 

Eisenbahnbaufache,  wenn  die  gehörig  ver- 
anschlagten, aus  dem  Staatsschatze  zu  be- 
streitenden Kosten  die  Summe  von  50.000  fl. 
C.-M.  nicht  überschritten: 

b)  die  Leitung  der  Ausführung  aller 
Bauten,  welche  von  dem  Handelsministerium 
[ad  <j]  oder  über  Antrag  desselben  von  Sr. 
Majestät  bewilligt  worden  sind: 

c)  die  Genehmigung  aller  Lieferungs-, 
Lohnanschaffungs-,  Bau-  und  Grundein- 
lösungsverträge zur  Ausführung  der  ad  b) 
erwähnten  Bauten. 

C.  In  Angelegenheiten  der  Com- 
municationsanstalten. 

§  12.  Staatseisenbahnen. 
a)   Die    Einleitungen    und    Vorverhand- 
lungen zum  Abschlüsse  von  Eisenbahnstaats- 


Gänzliche  Auflösung  der  Ge- 
nera  1  dir ec tion  der  Communica- 
tionen  undderGeneralinspection 
fürdieCommunicationsanstalten. 
Wurde  auf  diese  Art  das  Eisenbahn- 
bauwesen,  ähnlich  wie  schon  im  Jahre 
1842  bei  der  ersten  Uebernahme  des 
Eisenbahnbaues  auf  den  Staat,  wieder  in 
einfacher  Weise  zwischen  Ministerium, 
als  der  obersten  leitenden  und  überwachen- 
den Behörde,  und  der  Centraldirection 
für  Eisenbahnbauten,  als  der  eigentlich  bau- 
führenden Dienststelle,  getheilt,  sogelang 
es  bald  darauf,  eine  gleiche  Geschäfts- 
vereinfachung auch  für  die  Angelegenhei- 
ten des  Eisenbahnbetriebes  einzuführen, 
die  seit  der  letzten  Umorganisirung  vom 
1.  Januar  1852  noch  in  complicirterer 
Weise,  theilweise  von  den  als  leitende 
Executivstellen  fungirenden  Eisenbahn- 
betriebsdirectionen  und  theils  von  der 
III.  Section  des  Ministeriums,  und  zwar  von 
letzterer  wieder  theils  als  Generaldirection 
der  Communicationen  im  eigenen  Namen 
und  theils  als  integrirender  Bestandtheil 
des  Ministeriums,  besorgt  wurden. 

Aeusserlich  veranlasst  durch  eine 
schwere  Erkrankung  des  Generaldirec- 
tors  der  Communicationen,  Sectionschef 
Ritter  von  Kalchberg,  die  dessen  Ueber- 
nahme in  den  zeitlichen  Ruhestand  nöthig 
machte,  wurde  über  Antrag  des  Ministers 


vertragen  im  Einvernehmen  mit  den  Mini- 
sterien des  Aeussern,  des  Krieges  und  der  Fi- 
nanzen, wenn  aus  solchen  Verträgen  eine  Ver- 
pflichtung auf  den  Staatsschatz  übernommen 
werden  sollte  und  nach  vorläufig  eingeholter 
a.  h.  Genehmigung,  ferner  die  Ueberwa- 
chung  der  Ausführung  solcher  Verträge; 

b)  die  Verwaltung  des  gesammten,  dem 
Staatseisenbahnärar  gehörigen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Eigenthums; 

c)  die  Leitung  des  gesammten  Staats- 
eisenbahnwesens und  die  Entscheidung  aller 
administrativen  Angelegenheiten  der  Staats- 
eisenbahnen (die  Ernennung  der  Directoren 
und  Administratoren  der  Staatseisenbahnbe- 
triebsdirectionen  blieb  Sr.  Majestät  vorbe- 
halten); 

d)  die  Aufsicht  über  die  Erhaltung  sämmt- 
licher  Betriebsmittel,  insbesondere  des  fundus 
instructus  der  Staatseisenbahnen : 

e)  die  Bewilligung  aller  zum  ordnungs- 
mässigen  Betriebe  der  Staatseisenbahnen  er- 
forderlichen Herstellungen,  Anschaffungen 
und  Ergänzungen; 

f)  die  Festsetzung  der  Tarife  der  Fahr- 
ordnungen und  der  Bestimmungen  über  den 
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von  Baumgartner  mit  kaiserlicher  Er- 
schliessung vom  10.  October  1853  im 
Interesse  der  weiteren  Vereinfachung  des 
Geschäftsganges  bei  der  Leitung  der 
Communicationsanstalten  im  Ministerium 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  die  Auflösung  der  bis  dahin  die- 
sem Ministerium  einverleibten  General- 
direction  für  Communicationen  ausge- 
sprochen und  angeordnet,  dass  deren 
Geschäfte,  soweit 
sie  zur  Central- 
leitung  gehören, 
von  dem  Handels- 
ministerium, wie 
alle  anderen  ihm 
zustehenden  Ge- 
schäfte, als  reine 
Ministerialagen- 
den  behandelt,  die 
minder  erhebli- 
chen aber  den  Un- 
terbehörden über- 
lassen werden. 

Zugleich  fand 
man  sich  in  der 
Erkenntnis,  dass 
die  einander  so 
nahe  verwandten 
und  in  innigster 
Wechselwirkung' 
zu  einander  ste- 
henden Zv/eige 
des  Eisenbahn- 
baues und  Betrie- 
bes, die  bisher 
stets  getrennt  in 
zwei  Sectionen 
des  Ministeriums 
verwaltet  wurden,  besser  in  einer  leiten- 
den Hand  vereinigt  seien,  zu  einer  Aen- 
derung  der  Geschäftsvertheilung  im  Mini- 
sterium bestimmt. 


Abb.  8.    Karl  Czörnig  Freiherr  von  Czernhausen. 


Dasselbe  wurde  hinfort  in  drei  Sec- 
tionen getheilt,  von  denen  die  erste,  wie 
bisher,  die  Angelegenheiten  des  inneren 
und  äusseren  Handels,  der  Schiffahrt, 
Consulate,  Gewerbe,  Privilegien  u.  dgl., 
die  zweite  den  Eisenbahnbau  und  Be- 
trieb und  die  dritte  die  Post-  und  Tele- 
graphen, dann  den  Strassen-  und  Wasser- 
bau sowie  die  sonstigen  Bauangelegen- 
heiten zu  umfassen  hatte. 

Zum  Vorstande 
der  II.  Section 
wurde  Sections- 
chef  Freiherr  von 
C  z  ö  r  n  i  g  er- 
nannt. 

Von  dem  Ge- 
danken ausge- 
hend, dass  im  In- 
teresse der  weit- 
gehendsten Ge- 
schäftsvereinfa- 
chung und  Verein- 
he  tlichung  des 
ganzen  Dienstor- 
ganismus des  Mi- 
nisteriums die 
gleiche  Incorpori- 
rung  sich  auch 
auf  die  der  Ge- 
neraldirection  der 
Communicationen 

beigegebenen 
Hilfsorgane  er- 
strecken könne, 
wurde  auf  Grund 
weiterer  kaiser- 
licher Genehmi- 
gung vom  2 1 .  No- 
vember 1853  auch  die  gemäss  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung errichtete  General- 
inspection  für  Communicationen  aufge- 
löst   und    verfügt,      dass    die    derselben 


Personen-  und  Sachentransport  auf  Staats- 
bahnen, nach  vorläufig  mit  dem  Finanz- 
ministerium gepflogener  Rücksprache; 

ff)  die  Ratificirung  von  Verträgen  mit 
den  Verwaltungen  anderer  Eisenbahnen  oder 
anderer  Verkehrsanstalten  über  den  An- 
schluss  des  Verkehrs  und  die  Bedingungen 
desselben  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz- 
ministerium. 

§  13.  Privateisenbahnen. 

a)  Die  Verhandlungen  wegen  Ertheilung 
von    Concessionen    zum     Bau     von    Privat- 


bahnen   nach   Massgabe   des    Eisenbahncon- 
cessionsgesetzes ; 

b)  die  Oberaufsicht  über  den  Betrieb  der 
dem  öffentlichen  Verkehr  gewidmeten  Privat- 
eisenbahnen. 

§14.  Eisenbahnbetriebsordnung. 

Die  Handhabung  der  mit  der  a.  h.  Ent- 
schliessung  vom  16.  November  185 1  ge- 
nehmigten Eisenbahnbetriebsordnung,  inso- 
ferne  dieselbe  in  dem  Gesetze  nicht  anderen 
Ministerien  eingeräumt  war. 
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zugestandenen  Functionen  an  das  Mini- 
sterium überzugehen  haben,  und  daselbst 
von  den  betreffenden  Ministerialreferenten 
und  den  ihnen  zugetheilten  Organen  zu 
vollziehen  seien. 

Zu  diesem  Ende  wurden  der  Eisen- 
bahnsection  des  Ministeriums  speciell  für 
die  Beaufsichtigung  des  Eisenbahnbetrie- 
bes ein  technischer  Commissär  und  zwei 
administrative  Commissäre  zugewiesen. 

Neuerliche  Abänderung  der 
Dienstesorganisation  der  Eisen- 
bahnbetriebsdirect ionen  vom  22. 
August  1853.  Veranlasst  theils  durch 
die  eben  erörterte  Reorganisation  der 
obersten  leitenden  Centralstelle, theils  durch 
eine  abermalige  Erweiterung  des  staat- 
lichen Betriebsnetzes  wurde  zur  selben  Zeit 
auch  die  Dienstesorganisation  für  die  dem 
Ministerium  unmittelbar  unterstellten  Eisen- 
bahnbetriebsdirectionen  einer  abermali- 
gen Revision  unterzogen. 

Im  August  1853  war  nämlich  von  den 
Ministerien  der  Finanzen  und  des  Han- 
dels ein  Uebereinkommen  mit  der  Direc- 
tion  der  Wien-Gloggnitzer  Bahn  wegen 
Einlösung  dieser  Bahn  abgeschlossen 
worden,  welches  unterm  30.  August  1853 
die  kaiserliche  Genehmigung  erhielt. 

Infolge  ihrer  Einlösung  wurde  nun 
diese  Bahn  mit  1.  October  1853  der 
südlichen  Staatsbahn  einverleibt  und  letz- 
tere von  diesem  Zeitpunkte  an  für  ihre 
Verwaltung  in  zwei  Sectionen  getheilt ; 
die  erste  umfasste  die  Strecke  von  Wien 
bis  Mürzzuschlag,  einschliesslich  der  im 
Bau  begriffenen  Ueberschienung  des 
Semmering  und  der  beiden  Flügelbahnen 
nach  Laxenburg  und  nach  Katzelsdorf, 
die  zweite  die  Strecke  von  Mürzzuschlag 
bis  Laibach,  beziehungsweise  nach  ihrer 
Bauvollendung  bis  Triest.  Zur  Leitung 
der  letzteren  Section  blieb  die  bereits 
in  Graz  befindliche  Eisenbahnbetriebs- 
direction  berufen.  Zur  Leitung  der  er- 
steren  Section  wurde  eine  k.  k.  Betriebs- 
direction  in  Wien  neu  errichtet. 

Aus  Anlass  der  Nothwendigkeit,  für 
die  Einrichtung  dieser  neu  errichteten 
Eisenbahnbetriebsdirection  vorzusorgen, 
und  an  der  Hand  der  Erfahrungen,  welche 
mit  der  bisherigen  Organisation  der  Eisen- 
bahnbetriesdirectionen    gemacht    wurden, 


wurde  auf  Grund  kaiserlicher  Genehmi- 
gung vom  22.  August  1853  in  der  Ab- 
sicht, um  gegenüber  den  im  bedeutenden 
Masse  gesteigerten  Anforderungen  des 
Verkehrs  bei  diesen  wichtigen  Dienst- 
stellen einen  raschen  und  sicheren  Gang 
der  Geschäfte  zu  erzielen  und  sicher  zu 
stellen,  die  Gesammtleitung  des  Betriebs- 
dienstes, welche  bis  dahin  mit  nicht  ganz 
befriedigendem  Erfolge  zwischen  dem 
technischen  und  dem  administrativen 
Directionsvorstande  getheilt  war,  in  ein- 
heitlicher Weise  einem  administrativen 
Director  anvertraut  und  demselben  die 
alleinige  Verantwortlichkeit  für  alles,  was 
den  Gang  der  Geschäfte  und  die  Amts- 
handlungen der  Betriebsdirection  als 
Behörde  betraf,  auferlegt. 

Zugleich  wurde  in  Anbetracht  der 
durch  die  Neuorganisation  des  Dienstes 
im  Ministerium  geschaffenen  Verhältnisse, 
welche  die  Erweiterung  des  Wirkungs- 
kreises der  Betriebsdirectionen  zum  drin- 
genden Bedürfnisse  machten,  der  bis  dahin 
in  Geltung  gestandene  provisorische  Amts- 
unterricht für  dieselben  vom  17.  April  1850 
durch  einen  entsprechend  geänderten,  neuen 
ersetzt,  der  aber  vom  Ministerium  gleich- 
falls nur  als  ein  provisorischer  mit  der 
Bestimmung  hinausgegeben  wurde,  dass 
er  nach  Jahresfrist  einer  neuerlichen  Re- 
vision unterzogen  werden  solle. 

Nach  diesem  Amtsunterrichte,  in  dem 
die  Betriebsdirectoren  angewiesen  wur- 
den, darauf  bedacht  zu  sein,  den  schrift- 
lichen Geschäftsverkehr  überall  so  viel 
als  möglich  zu  vereinfachen,  alle  nicht 
strenge  nothwendigen  Schreibereien  ab- 
zustellen und  durch  den  persönlichen  und 
mündlichen  Verkehr  zu  ersetzen,  waren 
dieselben  zu  allen  jenen  Verfügungen 
ermächtigt,  welche  nicht  ausdrücklich  der 
Genehmigung  des  Ministeriums  für  Han- 
del, Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  vor- 
behalten waren*)   und  nicht  in  den  Wir- 


*)  Die  Gegenstände,  über  welche  die 
Betriebsdirectionen  verpflichtet  waren,  die 
Entscheidung  des  Ministeriums  einzuholen, 
waren  im  wesentlichen  folgende : 

1.  alle  Anträge  zu  neuen  gesetzlichen 
Vorschriften  oder  zur  Aenderung  der  be- 
stehenden, dann  die  Auslegung  zweifelhafter 
Vorschriften ; 

2.  die  Errichtung  und  Organisirung  neuer 
Aemter; 
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kungskreis  der  den  Betriebsdirectionen 
untergeordneten  Aemter  und  Geschäfts- 
abtheilungen fielen. 

Die  Betriebsdirectoren  waren  übrigens 
ermächtigt,  unter  ihrer  eigenen  Verant- 
wortung und  unter  dem  Vorbehalte  der 
nachträglich  unverzüglich  einzuholenden 
höheren  Genehmigung  auch  Verfügungen 
und  Einleitungen,  welche  die  ihnen  ein- 
geräumten Befugnisse  überstiegen,  zu 
treffen,  wenn  ihnen  solches  wegen  der 
Dringlichkeit  oder  wegen  des  offenbaren 
Xachtheiles,  der  aus  dem  Aufschübe 
zu  besorgen  gewesen  wäre,  geboten  er- 
schien. 

Die  bedeutende  Verkehrssteigerung, 
die  mit  Beginn  des  Jahres  1854  insbe- 
sondere auf  der  nördlichen  und  südöstlichen 
Staatsbahnlinie  eingetreten  war,  Hess  es 
nothwendig  erscheinen,  den  Betriebs- 
directoren dieser  beiden  Linien  zu  ihrer 
Entlastung,  und  um  dieselben  in  die  Lage 
zu  versetzen,  ihr  volles  Augenmerk  dem 
äusseren  executiven  Dienste  widmen  zu 
können,  einen  besonderen  Directions-  i 
adjuncten  an  die  Seite  zu  stellen,  welcher 
einen  Theil  der  dem  Director  obgelegenen 
Bureaugeschäfte  zu  besorgen,    hiefür  die 


3.  Ausnahmen  und  Erläuterungen  von 
allgemeinen  gesetzlichen  Vorschriften  oder 
Weisungen  des  Ministeriums; 

4.  Aenderungen  in  den  Tarifen,  Fahr- 
ordnungen und  Bestimmungen  über  die  Be- 
förderung von  Personen  und  Sachen; 

[nur  bei  Ereignissen,  welche  die  Regel- 
mässigkeit des  Betriebes  unterbrachen,  durfte 
die  Fahrordnung  von  den  Betriebsdirectoren 
selbst,  jedoch  nur  im  Einvernehmen  mit  der 
betreffenden  Postdirection  und  erforder- 
lichenfalls mit  den  Directionen  der  angrenzen- 
den Bahnen  unter  unverzüglicher  Erstattung 
einer  Anzeige  an  das  Ministerium  geändert 
werden,  von  dessen  Genehmigung  die  längere 
Dauer  der  getroffenen  Aenderung  abhängig 
war;  zur  Einleitung  von  Separatpersonenzü- 
gen,wenn  eine  grössere  Zuströmung  des  Publi- 
cums  an  einem  Orte  aus  Anlass  besonderer 
Festlichkeiten,  Wallfahrten,  Jahrmärkte  etc. 
stattfand,  waren  die  Betriebsdirectoren  er- 
mächtigt;] 

5.  die  Reconstruction  einzelner  Theile  der 
Bahnen  oder  einzelner  Objecte,  im  Falle  der 
Kostenbetrag  bei  einem  Objecte  3000  fl.  über- 
schritt; waren  derlei  Reconstructionen  unver- 
schieblich, so  mussten  sie,  auch  wenn  ihre 
Ausführung  einen  grösseren  Betrag  in  An- 
spruch nahm,  sogleich  in  Angriff  genommen 
werden;  es  war  jedoch  dem  Ministerium 
hierüber  unverzüglich  die  Anzeige  zu  machen; 


unmittelbare  Verantwortung  zu  tragen 
und  den  Director  in  den  nicht  seltenen 
Fällen  seiner  Abwesenheit  vom  Sitze  der 
Direction  zu  vertreten  hatte.  Diese  vom 
Minister  vorerst  provisorisch  getroffene 
Massregel  erhielt  unterm  5.  September 
1854  die  nachträgliche  kaiserliche  Ge- 
nehmigung. 

Aenderungen  in  demOrganis- 
mus  der  Eisenbahnbehörden  im 
lombardisch  -venezianischen 
Königreiche  seit  1848.  Es  erübrigt 
noch  in  Kürze  derjenigen  Aenderungen  zu 
gedenken,  welche  seit  dem  Jahre  1848  der 
abgesonderte  Organismus  der  Eisenbahn- 
behörden im  lombardisch-venezianischen 
Königreiche  erfuhr. 

Mit  1.  Juli  1849  wurde  in  Umstal- 
tung  des  ganzen  öffentlichen  Bau-  und 
Eisenbahnwesens  in  diesem  Königreiche, 
zunächst  provisorisch  und  sodann  auf 
Grund  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
22.  September  1849  definitiv,  in  Verona 
eine  Oberbaudirection  errichtet,  welcher 
in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  das 
Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Bauten,  und  somit  unabhängig 


6.  neue  Herstellungen  zur  Vervollstän- 
digung, Erweiterung  oder  sonstigen  Verände- 
rung der  Baulichkeiten,  wenn  der  Kosten- 
betrag 1000  fl.  überschritt; 

7.  die  Nachschaffungen  zur  Vermehrung 
des  Fahrfundus  instructus; 

8.  die  neuartigen  Veränderungen  an 
den  Gegenständen  des  Fahrfundus  instructus, 
der  Werkstätten  und  der  sonstigen  Betriebs- 
mittel, wenn  sie  von  dem  bisherigen  System 
abwichen  und  den  Betrag  von  1000  fl.  bei 
einem  Gegenstande  überschritten ; 

9  die  Aenderungen  in  den  Signalvor- 
richtungen; 

10.  die  Erwerbung  oder  Veräusserung 
von  Realitäten,  Capitahen,  bleibenden  Renten 
oder  anderer  nicht  auf  eine  bestimmte  Dauer 
beschränkter  Rechte,  wenn  die  Erwerbung 
oder  Veräusserung  den  Capitalsbetrag  von 
100  fl.  überschritt; 

11  Verpachtungen  und  Miethen,  wenn 
es  sich  um  Gegenstände  handelte,  die  vorher 

femiethet  waren  und  der  Pachtschilling  oder 
ie  Miethe  500  fl.  überschritt  und  der  Vertrag 
auf  längere  Zeit  als  sechs  Jahre  abzuschliessen 
war,  oder  wenn  der  neue  Pachtschilling  oder 
Miethzins  im  Vergleiche  zu  dem  vorherigen 
um  mehr  als  25°/0  geringer  war; 

12.  die  Vergleiche  über  Rechtsstreite, 
die  aus  Käufen  oder  Verpachtungen  oder 
anderen  Rechtsgeschäften  entsprangen,  wenn 
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von  den  anderen  Landesbehörden  unter 
Zuerkennung  eines  weitgehenden  selb- 
ständigen Wirkungskreises  die  Leitung 
des  Baues  und  Betriebes  der  Eisenbahnen 
sowie  des  Strassen-,  Wasser-  und  Civil- 
baues,  endlich  des  Telegraphenwesens 
übertragen  wurde. 

Zum  Vorstande  der  Oberbaudirection, 
als  Oberbaudirector  mit  dem  Range  und 
Charakter  eines  Sectionsrathes,  wurde  der 
bisherige  Vorstand  des  landesfürstlichen 
Eisenbahninspectorates  daselbst,  Alois 
Ritter  von  Negrelli  ernannt. 

Der  Oberbaudirection  unterstellt  wurde 
das  bisherige  landesfürstliche  Eisenbahn- 
inspectorat  in  Verona,  dem  in  dieser 
Unterordnung  und  unter  der  geänderten 
Bezeichnung  als  »Eisenbahndirection« 
speciell  der  Bau  der  Eisenbahnen  und 
die  Besorgung  des  Betriebes  auf  den- 
selben oblag. 

Gemäss  kaiserlicher  EntSchliessung 
vom  21.  October  1852  wurde  sodann 
auch  hier  unter  Trennung  des  Eisenbahn- 
betriebes vom  Eisenbahnbau  für  die 
Besorgung  des  ersteren  eine  besondere 
Dienstesorganisation  nach  denselben  Be- 
stimmungen   vorgenommen,    welche    zu- 


der  Betrag,  der  aufgegeben  oder  zugestanden 
werden  sollte,  500  fl.  überstieg,  oder  die 
Rechnungsabtheilung  oder  die  Finanzprocu- 
ratur  gegen  den  Vergleich  stimmten; 

13.  die  Nachsicht  oder  die  Abschreibung 
von  Rechnungsmängeln  und  Cassaabgängen, 
wenn  sie  den  Betrag  von  50  fl.  überschritten 
oder  die  Rechnungsabtheilung  dagegen 
stimmte,  wobei  als  Norm  festgesetzt  war, 
dass  die  Nachsicht  eines  Cassaabganges  von 
was  immer  für  einem  Betrage  nur  dann  zu 
bewilligen  oder  zu  beantragen  war,  wenn 
der  Abgang  nur  die  Folge  eines  Versehens 
des  betreffenden  Beamten  war  und  kein  Ver- 
Verdacht einer  Untreue  vorwaltete; 

14.  die  Nachsicht  und  Abschreibung  von 
Lagerzinsen,  dann  von  Strafbeträgen,  welche 
wegen  unrichtiger  Angaben  des  Gewichts  oder 
des  Inhaltes  der  Colli  verhängt  wurden, 
wenn  der  Betrag  100  fl.  überschritt ; 

15.  die  Vermehrung  der  Beamten  und 
Diener  oder  die  Erhöhung  ihres  Gehaltes 
und  ihrer  Genüsse  über  den  systemisirten 
Personal-  und  Besoldungsstand; 

16.  die  Ernennung  sämmtlicher  Beamten 
und  die  Bewilligung  zum  Diensttausch  unter 
ihnen; 

17.  die  Bewilligung  eines  Urlaubes  an 
die  den  Betriebsdirectoren  unterstellten 
Beamten  und  Diener,  wenn  die  Dauer  des- 
selben   vier  Wochen   überschritt   oder  wenn 


folge  der  kaiserlichen  Entschliessung  vom 
14.  Mai  1851  für  die  anderen  Provinzen 
des  Kaiserstaates  zur  Anwendung  ge- 
langten, und  somit  in  Verona  eine  be- 
sondere Eisenbahnbetriebsdirection  er- 
richtet, zu  deren  Vorstand  der  Sections- 
rath  von  B  ö  c  k  i  n  g  ernannt  wurde. 

Für  die  Weiterbesorgung  des  Eisen- 
bahnbaues in  diesem  Königreiche  wurde 
mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
5.  December  1852,  ebenfalls  in  grund- 
sätzlicher Uebereinstimmung  mit  der  in 
dieser  Richtung  für  die  übrigen  Länder 
getroffenen  Dienstesorganisation,  die  Er- 
richtung einer  selbständigen,  dem  Handels- 
ministerium unmittelbar  untergeordneten 
Behörde  auch  mit  dem  Sitze  in  Verona 
genehmigt,  welche  den  Titel  »Direction 
für  Eisenbahnbauten  im  lombardisch-vene- 
zianischen Königreiche«  zu  führen  hatte, 
während  die  bis  dahin  dortselbst  bestan- 
dene Oberbaudirection,  unter  Abgabe 
ihrer  übrigen  Bauagenden  an  die  Bau- 
directionen  in  Venedig  und  Mailand, 
gänzlich  aufgelöst  wurde. 

Auf  den  Posten  des  Vorstandes  der 
errichteten  Eisenbahnbaudirection  wurde 
Sectionsrath    von  Negrelli    unter  Ver- 


der  Urlaubswerber    ins   Ausland    zu    reisen 
gedachte ; 

18.  die  Belohnungen  an  Beamte  und 
Diener  für  ausgezeichnete,  mit  ungewöhn- 
licher Anstrengung  verbundene  und  ausser 
dem  Kreise  der  ordentlichen  Dienstpflicht 
geleistete  Dienste,  dann  die  Aushilfe  für 
bestrittene  Krankheits-  und  Heilungskosten, 
wenn  der  Betrag  für  Beamte  100  fl.,  für 
Diener  50  fl.  überstieg,  oder  wenn  von  der 
letzten  Betheilung  desselben  Individuums  mit 
einer  Aushilfe  oder  Remuneration  ein  volles 
Jahr  noch  nicht  verflossen  war,  oder  wenn 
die  zu  diesem  Zwecke  bewilligte  Dotation 
bereits  erschöpft  war; 

19.  Besoldungsvorschüsse  bis  zum  Be- 
trage der  dreimonatlichen  Besoldung  an  defi- 
nitiv oder  provisorisch  angestellte  Beamte 
und  Diener,  welche  eine  höhere  Jahres- 
besoldung oder  einen  höheren  Lohn  als 
800  fl.  genossen,  oder  wenn  die  Rückzahlung 
des  Vorschusses  in  mehr  als  20  monatlichen 
Raten  erfolgen  sollte; 

20.  die  Bemessung  von  Kanzleipauscha- 
lien für  einzelne  Abtheilungen,  wenn  der 
Jahresbetrag  für  ein  Amt  300  fl.  überschritt; 

21.  die  Versetzung  von  Beamten  und 
Dienern  in  den  Ruhestand,  die  Bewilligung 
von  Pensionen,  Gnadengaben,  Provisionen, 
Erziehungsbeiträgen,  Sterbequartalen  sowie 
die    Ertheilung    der   Bewilligung,    eine   Pen- 
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leihung  des  Charakters  eines  Ministerial- 
rathes  berufen. 

Allgemeiner  Rückblick  auf 
die  Aenderungen  in  der  Organi- 
sation des  staatlichen  Eisenbahn- 
verwaltun gsdienstes  seit  dem 
Jahre  1848.  Ueberblickt  man  die  im 
Vorstehenden  in  möglichst  kurzen  Um- 
rissen dargestellten  verschiedenen  Phasen 
in  der  Organisation  des  staatlichen  Eisen- 
bahnverwaltungsdienstes seit  dem  Jahre 
1848,  so  fällt  vor  allem  der  allzu  rasche, 
sich  geradezu  überstürzende  Wechsel 
dieser  Organisationen  und  Reorgani- 
sationen auf,  der  keine  dieser  jeweilig 
ins  Leben  getretenen,  oft  nur  nach  Monaten 
währenden  Organisationen  auch  nur  halb- 
wegs ausreifen  Hess. 

Diese  fast  kaleidoskopartige  Auf- 
einanderfolge der  einzelnen  Organisa- 
tionen erklärt  sich  wohl  in  erster  Linie 
durch  die  Neuheit  des  staatlichen  Betriebs- 
geschäftes, für  dessen  Organisirung  es 
in  jener  frühen  Zeit  noch  an  jeglicher 
Erfahrung  und  an  jeglichem  Vorbilde,  das 
hätte  benützt  werden  können,  gebrach, 
und  für  welches  die  passendste  Organi- 
sationsform erst  gesucht  und  gefunden 
werden  musste  —  nicht  zum  mindesten  aber 
auch  durch  die  Unfertigkeit  der  allge- 
meinen inneren  Verwaltungszustände  des 
Reiches  nach  ihrer  durch  die  Ereig- 
nisse des  Jahres   1848    bewirkten  grund- 


sion   oder    Gnadengabe  ausser  den  Grenzen 
der  österreichischen  Monarchie  zu  gemessen; 

22.  die  Abschliessung  von  Verträgen  mit 
fremden  Regierungen  und  Bahnunterneh- 
mungen ; 

23.  die  Liquidirungsveranlassung  der 
Reiseparticularien  der  Betriebsdirectoren; 

24.  die  Veräusserung  von  für  Betriebs- 
zwecke nicht  mehr  verwendbaren  alten  Mate- 
rialien, wenn  der  Werth  derselben  3000  fl. 
überstieg. 

Mit  Ende  Februar  eines  jeden  Jahres 
war  von  den  Betriebsdirectoren  dem  Mini- 
sterium für  das  nächste  Verwaltungsjahr  ein 
Voranschlag  sowohl  über  die  zu  erwartenden 
Einnahmen  und  Ausgaben,  als  auch  über  den 
gesammten  Materialbedarf  vorzulegen. 

Das  genehmigte  Präliminare  bezeichnete 
die  Grenzen,  innerhalb  welcher  Ausgaben 
überhaupt  gemacht  werden  durften,  ohne 
jedoch  die  Genehmigung  zu  solchen  Bau- 
führungen oder  Anschaffungen  in  sich  zu 
fassen,  deren  Bewerkstelligung  nicht  in  den 
Befugnissen  der  Betriebsdirectoren  lag. 


legenden  Umgestaltung,  die  natürlich 
auch  auf  das  specielle  Gebiet  des  staat- 
lichen Eisenbahnverwaltungsdienstes  ihre 
Rückwirkung  äusserte. 

Im  allgemeinen  charakterisiren  sich 
die  verschiedenen,  einander  nachgefolgten 
Organisationen  des  staatlichen  Eisenbahn- 
verwaltungsdienstes durch  das  zweifel- 
lose Bestreben,  neben  dem  technischen 
auch  dem  administrativen  Elemente,  das 
man  namentlich  für  die  leitenden  Auf- 
gaben in  Absicht  auf  eine  öconomisch 
geregelte  Gebarung  nicht  entbehren  zu 
können  glaubte,  allmählich  eine  immer 
entschiedenere  Geltung  zu  verschaffen ; 
dann  aber  zeigten  dieselben  nach  anfäng- 
lichen einfacheren  Formen,  namentlich  bei 
den  Reorganisationen  der  Jahre  1850 
bis  1852,  einen  Uebergang  zu  immer 
complicirteren  Verhältnissen,  die  bureau- 
kratischen  und  rechnerischen  Weitwendig- 
keiten  ungebührlichen  Raum  gaben, 
bis  man  sich  von  der  zweiten  Hälfte 
des  Jahres  1852  an  in  immer  deutlicherer 
Erkenntnis  der  Irrwege,  auf  die  man 
gerathen  war,  wieder  zu  entschieden  ein- 
facheren und  zweckmässigeren  Organi- 
sationsformen durchrang. 

Namentlich  die  zuletzt  geschaffene 
Dienstesorganisation,  derzufolge  die  Füh- 
rung der  Geschäfte  sowohl  beim  Eisen- 
bahnbau, wie  beim  Eisenbahnbetriebe, 
unter  engerer  Zusammenfassung  beider 
Dienstzweige  und  unter  zweckmässiger 
Scheidung  der  Competenzen,  nur  mehr 
zwischen  zwei  Instanzen,  nämlich  dem 
zur  obersten  einheitlichen  Leitung  und 
Ueberwachung  des  Dienstes  berufenen 
Ministerium  einerseits,  und  der  zur  eigent- 
lichen Bauführung  bestimmten  Central- 
direction  für  Eisenbahnbauten,  beziehungs- 
weise den  mit  der  Besorgung  der  eigent- 
lichen Betriebsgeschäfte  betrauten  Eisen- 
bahnbetriebsdirectionen  andererseits,  ge- 
theilt  war,  muss  als  eine  richtige,  dem 
praktischen  Bedürfnisse  entsprechende 
bezeichnet  werden,  welche  geeignet  ge- 
wesen wäre,  fortab  ein  gedeihliches 
Functioniren  des  ganzen  Verwaltungs- 
apparates zu  gewährleisten  und  dem 
Staatseisenbahnsystem  in  Oesterreich, 
namentlich  bei  dem  gerade  damals  auf 
den  Staatsbahnlinien  eingetretenen  Auf- 
schwünge  des  Verkehrs,    eine  feste  und 


202 


Dr.  Alfred  Freiherr  von  Buschman. 


dauernde  Grundlage  zu  bieten,  wenn  deren 
Weiterentwicklung  nicht  durch  die  im 
Folgenden  darzustellenden  Ereignisse  einen 
so  jähen  und  unerwarteten  Abschluss 
gefunden  hätte. 

Plan  eines  erweiterten  Eisen- 
bahnnetzes für  die  Monarchie. 
Nach  der  mit  I.  October  1853  be- 
wirkten Einlösung  der  Wien-Gloggnitzer 
Bahn  und  mit  der  Vollendung  des  von 
G  h  e  g  a  ausgeführten  monumentalen 
Bahnbaues  über  den  Semmering  im 
Sommer  1854  befand  sich  das  damalige 
Staatsbahnsystem  in  Oesterreich  in  seinem 
Zenithe. 

Mit  Ausnahme  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  und  der  Wien-Raaber  Bahn 
befanden  sich  sämmtliche  dem  öffentlichen 
Verkehr  übergebenen  Locomotivbahnen, 
das  waren  von  einem  Gesammtnetze  in 
der  Ausdehnung  von  2143  km,  Bahnen 
zusammen  in  der  Länge  von  1667  km 
im  Besitze  des  Staates.  Im  Bau  be- 
griffen waren  noch  zehn  Staatsbahnlinien, 
zusammen  in  der  Länge  von  905  km  und 
vom  Kaiser  bereits  zum  Ausbau  ge- 
nehmigt weitere  sieben  als  Staatsbahnen 
declarirte  Linien  in  der  Länge  von  355  km, 
so  dass,  von  der  totalen  Länge  des  zu 
jener  Zeit  überhaupt  sichergestellten  Bahn- 
netzes von  3650  km,  Bahnen  in  der  Ge- 
sammtlängevon  2927  km  als  Staatsbahnen 
und  solche  in  der  Länge  von  nur  724  km 
als  Privatbahnen  zählten. 

In  diesem  Zeitpunkte  trat  nun  eine 
bedeutsame  Wendung  in  der  leitenden 
staatlichen  Eisenbahnpolitik  ein,  die  der 
aufsteigenden  Linie  in  Betreff  der  Aus- 
breitung des  Staatsbahnsystems  in  Oester- 
reich ein  Ende  bereitete. 

Der  Ausbau  jener  Staatsbahnen, 
deren  Bau  in  der  Ausdehnung  von 
1260  km  bereits  in  Angriff  genom- 
men war,  oder  wenigstens  schon  die 
kaiserliche  Genehmigung  erhalten  hatte, 
musste  nach  Massgabe  derjenigen  Be- 
träge, welche  zu  diesem  Zwecke  nach 
der  Lage  der  Finanzen  alljährlich  aus 
dem  Staatsschatze  gewidmet  werden 
konnten,  sowie  wegen  der  besonderen 
Schwierigkeiten,  welche  die  Bodenver- 
hältnisse dem  Eisenbahnbau  gerade  in 
Oesterreich  vielfach  bereiteten,  allein  noch 


eine  Reihe  von  Jahren  in  Anspruch 
nehmen. 

Nun  war  aber  eben  infolge  dieses  aus 
den  angegebenen  finanziellen  und  tech- 
nischen Gründen  verlangsamten  Staats- 
bahnbaues die  österreichische  Monarchie, 
die  noch  im  Jahre  1842  auf  diesem  Ge- 
biete die  führende  Rolle  auf  dem  euro- 
päischen Continente  inne  hatte,  in  den 
letzten  Jahren  in  der  Entwicklung  ihres 
Eisenbahnnetzes  gegenüber  sämmtlichen 
anderen  grossen  Staaten,  mit  alleiniger 
Ausnahme  Russlands,  wesentlich  zurück- 
gebheben. 

Namentlich  hatten  Deutschland  und 
Frankreich,  welche  beide  Staaten  an 
Grösse  und  Volkszahl  Oesterreich 
am  nächsten  kamen  und  für  dasselbe 
auch  in  Ansehung  der  Handelsbezie- 
hungen sowie  in  strategischer  Hinsicht 
von  besonderer  Wichtigkeit  waren,  letz- 
teres hinsichtlich  der  Errichtung  von  Eisen- 
bahnen bereits  um  ein  bedeutendes  über- 
flügelt; im  Jahre  1852  war  die  Aus- 
dehnung der  Eisenbahnen  im  erstgenann- 
ten Staate  schon  fast  dreimal  und  im 
zweiten  fast  doppelt  so  gross  als  in 
Oesterreich. 

In  den  massgebenden  Regierungs- 
kreisen wuchs  immer  mehr  die  Erkennt- 
nis, dass  unter  solchen  Verhältnissen  bei 
den  im  Laufe  der  Jahre  mächtig  gestei- 
gerten Anforderungen  des  Verkehrs, 
weder  vom  Standpunkte  der  Bedürfnisse 
des  Handels  und  der  Industrie,  noch  von 
strategischen  Gesichtspunkten  aus,  mit 
dem  bis  dahin  festgehaltenen  System  von 
Eisenbahnrouten,  das  in  seinen  Haupt- 
linien noch  auf  dem  vom  Hofkammer- 
präsidenten Baron  K  ü  b  e  c  k  im  Jahre 
1841  aufgestellten  Programm  fusste, 
weiter  das  Auslangen  gefunden  werden 
könne. 

Um  einerseits  dieses  erweiterte  Be- 
dürfnis nach  Eisenbahnen  festzustellen, 
anderseits  aber  hiebei  doch  die  plan- 
mässige  Weiterentwicklung  des  vater- 
ländischen Eisenbahnnetzes  nach  einem 
festen,  wohldurchdachten  Liniensystem 
nicht  aus  den  Augen  zu  verlieren,  beauf- 
tragte Minister  von  Baumgartner  zu- 
nächst den  Vorstand  der  Centraldirection 
für  Eisenbahnbauten,  Ministerialrath  Ritter 
|  von  Ghega,  mit  der  Ausarbeitung  eines 
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Entwurfes  für  ein  solches  erweitertes, 
ebensowohl  den  strategischen  wie  den 
nationalöconomischen  und  handelspoliti- 
schen Interessen  des  Reiches  Rechnung 
tragendes  Eisenbahnnetz. 

Das  von  Ghega  unterm  26.  Mai 
1853  vorgelegte,  in  ausführlicher  Weise 
technisch  begründete  Operat  wurde  nach 
dessen  Prüfung  und  Begutachtung  seitens 
des  Vorstandes  der  Eisenbahnsection 
des  Handelsministeriums,  Freiherrn  von 
Czörnig,  von  dem  Minister  in  Anbetracht 
der  ins  Auge  zu  fassenden  strategischen 
Rücksichten  zunächst  noch  dem  Armee- 
Obercommando  zu  dem  Zwecke  mitge- 
theilt,  damit  über  dasselbe  das  Gutachten 
der  im  Jahre  1850  gegründeten  perma- 
nenten Central-Befestigungs-Commission, 
von  welcher  schon  einige  Zeit  früher  selb- 
ständig eine  ähnliche  Arbeit  unternommen 
worden  war,  eingeholt  werde. 

Das  Ergebnis  dieser  Berathungen 
bildete  jener  im  ersten  Theile  dieses 
Werkes  [Strach,  Allgemeine  Geschichte 
der  österreichischen  Eisenbahnen,  Bd.  I, 
1.  Theil,  Seite  315  und  ff.]  näher 
besprochene  Plan  eines  umfassenden 
Eisenbahnnetzes  für  den  österreichischen 
Kaiserstaat,  welches,  soweit  als  thunlich, 
sämmtliche  Kronländer  berücksichtigend, 
einschliesslich  der  bereits  hergestellten 
und  im  Bau  begriffenen  Eisenbahnen 
eine  Gesammtausdehnung  von  ungefähr 
9400  km  aufwies,  und  demzufolge 
die  österreichische  Monarchie,  abgesehen 
von  einer  Reihe  von  Nebenlinien,  mittels 
dreier  paralleler  Hauptlinien  von  Westen 
nach  Osten  und  mittels  ebenso  vieler 
Linien  von  Süden  nach  Norden  durch- 
schnitten werden  sollte. 

Beschluss  umfassenderer  Zulas- 
sung auch  von  Privatvereinen  zum 
Eisenbahnbau;  Eisenbahnconces- 
sionsgesetz  vom  8.  September  1854. 
Nachdem  aus  dem  Staatsschatze,  wie 
schon  seit  Jahren,  alljährlich  durchschnitt- 
lich nur  20,000.000  fl.  für  den  Eisenbahn- 
bau zur  Verfügung  gestellt  werden  konnten, 
hätte  bei  voller  Aufrechthaltung  der  bis- 
herigen leitenden  Principien  für  die 
Vollendung  des  projectirten  Eisenbahn- 
netzes, lediglich  als  Staatsbahnnetz,  ein 
Zeitraum  von  über  40  Jahren  in  Aussicht 
genommen  werden  müssen. 


Da  eine  so  lange  Zufristung  für  diese 
Vollendung,  ohne  den  wichtigsten  öffent- 
lichen Interessen  des  Staates  unwider- 
bringlichen Nachtheil  zuzufügen,  selbst- 
verständlich ausgeschlossen  war,  musste 
nach  Mitteln  und  Wegen  gesucht  werden, 
um  einen  rascheren  Ausbau  des  projec- 
tirten erweiterten  Eisenbahnnetzes  sicher- 
zustellen. 

Als  solche  Mittel  standen  in  Er- 
wägung :  erstens  die  Creirung  eines  be- 
sonderen Eisenbahnbaufonds  durch  Auf- 
nahme eines  auf  die  Staatseisenbahnen 
zu  hypothecirenden  Anlehens  mittels 
Hinausgabe  von  Eisenbahnobligationen 
und  zweitens  eine  umfassendere  Heran- 
ziehung auch  von  Privatvereinen  zum 
Eisenbahnbau  in  Oesterreich. 

Ohne  das  erstere  Mittel  ganz  von  der 
Hand  zu  weisen,  fasste  man,  gestützt  auf 
die  in  anderen  Ländern  seither  gemachten 
günstigen  Erfahrungen,  hauptsächlich  das 
zweite  näher  ins  Auge,  erachtete  es  aber 
zugleich,  um  wirklich  eine  regere  Be- 
theiligung auch  von  Privatvereinen  an 
dem  Eisenbahnbau  hervorzurufen,  für 
unerlässlich,  einerseits  das  projectirte 
Eisenbahnnetz  nach  dessen  endgiltiger 
Feststellung  zu  veröffentlichen,  damit  die 
eventuell  sich  constituirenden  Privat- 
vereine wissen,  nach  welchen  Richtungen 
sie  ihre  Thätigkeit  entfalten  können,  und 
andererseits  die  gesetzlichen  Vorschriften 
über  das  Eisenbahnconcessionswesen 
einer  gründlichen  Reform  zu  unterziehen, 
da  die  noch  in  Geltung  gestandenen 
Concessionsdirectiven  vom  Jahre  1838 
der  Privatspeculation  beim  Bau  von 
Eisenbahnen,  insbesondere  wegen  der  zu 
beschränkten  Privilegiumsdauer,  zu  wenig 
Vortheile  einräumten 

Ueber  einen  in .  diesem  Sinne  er- 
statteten Vortrag  des  Ministers  von 
Baumgartner  nahm  der  Kaiser  mit  Ent- 
schliessung  vom  1.  Juni  1854  unter  dem 
Ausdrucke  der  Befriedigung  die  vorgelegte 
Arbeit  über  die  Hauptrichtungen  und  Ver- 
zweigungen der  im  Kaiserreiche  noth- 
wendigen  und  nützlichen  Eisenbahnen 
entgegen  und  genehmigte  zugleich  im 
Grundsatze,  dass  Privatunternehmungen 
zur  Ausführung  der  in  diese  Arbeit 
aufgenommenen  Bahnlinien  zugelassen 
werden. 
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Mittlerweile  hatte  Minister  von  Baum- 
gartner  auch  bereits  unterm  25.  Mai  1854 
den  von  ihm  angekündigten,  im  Ein- 
vernehmen mit  den  Ministerien  des  Innern, 
der  Justiz  und  der  Finanzen  fertiggestellten 
Entwurf  eines  neuen  Eisenbahncon- 
cessionsgesetzes,  welches  gleichfalls  den 
Sectionsrath  Dr.  von  M  a  1  y  zum  Verfasser 
hatte,  der  kaiserlichen  Genehmigung  un- 
terbreitet. 

In  diesem  Gesetzentwurfe,  dem  im 
allgemeinen  die  Concessionsnormativen 
vom  Jahre  1838  zur  Grundlage  dienten, 
wurde  in  erster  Linie  eine  bedeutende 
Vereinfachung  und  Beschleunigung  des 
Geschäftsganges  über  eingebrachte  Eisen- 
bahnconcessionsgesuche  angestrebt  und 
hiebei  insbesondere  die  bis  dahin 
der  kaiserlichen  EntSchliessung  vor- 
behaltene Bewilligung  zur  Vornahme  von 
Vorarbeiten,  durch  welche  fortab  kein 
wie  immer  geartetes  Vorrecht  mehr  vor 
anderen  Bewerbern  eingeräumt  werden 
sollte,  in  den  selbständigen  Wirkungs- 
kreis des  Ministeriums  gelegt. 

Ferner  wurden  in  diesem  Entwürfe 
auf  der  einen  Seite  den  Privaten,  welche 
Eisenbahnen  zu  bauen  beabsichtigten, 
namentlich  durch  die  Erweiterung  des 
Maximums  der  Concessionsdauer  von 
50  auf  90  Jahre,  sowie  durch  die  aus- 
drückliche Erwähnung  der  möglichen 
Einräumung  einer  Zinsengarantie  mehr 
Vortheile  als  bisher  in  Aussicht  gestellt, 
auf  der  anderen  Seite  aber  auch  mehr- 
fache, in  dem  Abschnitte  dieses  Werkes 
über  die  Entwicklung  der  Eisenbahn- 
gesetzgebung in  Oesterreich  näher  zu 
besprechende  Verpflichtungen  und  Vor- 
behalte aufgenommen,  welche  bezweckten, 
den  Bau  und  Betrieb  der  Privateisen- 
bahnen mit  den  öffentlichen  Interessen 
in  Einklang  zu  bringen,  und  auf  diese 
Weise  vorweg  die  Bedenken  zu  beheben, 
die  gegen  eine  ausgedehntere  Zulassung 
von  Privaten  zur  Errichtung  von  Eisen- 
bahnen aus  öffendichen  Rücksichten  er- 
hoben werden  konnten.  Von  besonderem 
Interesse  auch  für  die  allgemeine  Ver- 
waltungsgeschichte der  österreichischen 
Eisenbahnen  ist  die  in  dieser  Richtung 
in  den  Entwurf  neu  aufgenommene  Bestim- 
mung, derzufolge  für  den  Fall,  als  eine 
concessionirteEisenbahnunternehmung  un- 


geachtet wiederholter  Ermahnung  die 
Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden 
nicht  befolgen  oder  wesentlichen  Be- 
stimmungen der  Concessionsurkunde  oder 
der  Eisenbahnbetriebsordnung  zuwider- 
handeln sollte,  an  Stelle  der  in  den  Con- 
cessionsdirectiven  vom  Jahre  1838  an- 
gedrohten Entziehung  der  Concession, 
dem  Staate  das  Recht  vorbehalten  wurde, 
die  Sequestration  der  betreffenden  Eisen- 
bahn auf  Gefahr  und  Kosten  der  Betriebs- 
unternehmung zu  verfügen. 

Die  in  den  Directiven  vom  Jahre  1838 
weiters  noch  für  den  Fall  der  Nichtein- 
haltung ausdrücklich  fixirter  Bauvoll- 
endungstermine enthaltene  Sanction  des 
vorzeitigen  Erlöschens  der  Concession 
wurde  dagegen  auch  in  dem  neuen  Ent- 
würfe eines  Concessionsgesetzes  beibe- 
halten und  hier  nochdes  näheren  ausgeführt. 

Nachdem  dieses  neue,  noch  heute  in 
Geltung  stehende  Eisenbahnconcessions- 
gesetz  unterm  8.  September  1854  die 
kaiserliche  Genehmigung  erhalten  hatte*  l, 
wurde  Minister  von  Baumgartner  mit 
der  weiteren  kaiserlichen  EntSchliessung 
vom  1.  November  1854  auch  zur  Ver- 
öffentlichung des  mit  der  früheren  kaiser- 
lichen Entschliessung  vom  1.  Juni  ge- 
nehmigten Eisenbahnnetzes  ermächtigt ; 
1  zugleich  wurde  aber  dem  Minister  der 
Auftrag  ertheilt,  im  Falle  sich  Private 
um  den  Bau  bestimmter,  im  besagten 
Netze  enthaltener  Eisenbahnen  bewerben, 
nach  Einvernehmen  mit  dem  Armee-Ober- 
commando  und  den  Ministerien  des  Innern 
und  der  Finanzen  in  Erwägung  zu  ziehen, 
ob  die  betreffende  Bahn  geeignet  sei. 
Privaten  zum  Bau  und  Betrieb  über- 
lassen zu  werden,  und  erst,  wenn  dies 
geschehen  sei,  den  Gegenstand  der  kaiser- 
lichen Schlussfassung  zu  unterziehen. 

Durch  diese  zuletzt  mitgetheilten  drei 
kaiserlichen  EntSchliessungen  wurde  die 
staatliche  Eisenbahnpolitik  in  ihren  leiten- 
den Grundgedanken  thatsächlich  in  eine 
neue  Bahn  gelenkt,  indem  man  das  schon 
von  Kübeck  seit  dem  Jahre  1841  ange- 
strebte Hauptziel  der  planmässigen  Her- 
stellung eines  den  öffendichen  Verkehrs- 

*)  Die  Verlautbarung  desselben  erfolgte 
!  durch  Verordnung  des  Ministeriums  tür 
I  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten 
I   vom    14.  September    1854,  R.-G.-Bl.  Xr.  238. 
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bedürfhissen  der  Monarchie  entsprechen- 
den Eisenbahnnetzes,  welches  man  bis 
dahin  in  dem  ursprünglich  noch  ins  Auge 
gefassten  geringeren  Umfange  durch 
Proclamirung  und  Festhaltung  des  Staats- 
bahnsystems unter  fast  völliger  Aus- 
schliessung der  Privatspeculation  zu  er- 
reichen gedachte,  nunmehr  in  seiner  be- 
deutenden Erweiterung  auf  entgegen- 
gesetztem Wege  nur  durch  eine  umfas- 
sendere Heranziehung  auch  der  Privat- 
betriebsamkeit verwirklichen  zu  können 
glaubte. 


Es  muss  daher  mit  Recht  bereits  in 
diesen  kaiserlichen  EntSchliessungen  der 
Ausgangspunkt  für  eine  neue  Periode  in 
der  Verwaltungsgeschichte  der  österreichi- 
schen Eisenbahnen  erblickt  werden.  Aller- 
dings erhielt  aber  diese  neue  Periode  erst 
durch  ein  zweites,  sofort  darzustellendes 
Ereignis,  welches  ganz  unabhängig  von  den 
im  Vorstehenden  erörterten,  eisenbahnpoli- 
tischen Erwägungen  hinzutrat  und  in  uner- 
warteter Weise  den  völligen  Bruch  mit  dem 
bisherigen  Verwaltungssystem  bewirkte, 
ihr  scharfes   charakteristisches    Gepräge. 


III.  Periode 


von  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres   1854  bis  zum  Schlüsse 

des  Jahres   1879. 


ErsterVerkaufvonStaatseisen- 
bahnen.  Wie  aus  der  bisherigen  Darstel- 
lung erhellt,  war  die  Regierung  zu  Beginn 
dieser  dritten  Periode,  in  grundsätzlicher 
Aenderung  des  von  ihr  bis  dahin  verfolg- 
ten Systems,  im  Interesse  einer  rascheren 
Förderung  des  Eisenbahnbaues  in  Oester- 
reich  zu  dem  Beschlüsse  gelangt,  fortan 
auch  Privatunternehmungen  wieder  zur 
Errichtung  von  Hauptbahnen  zuzulassen; 
sie  war  aber  damals  noch  keineswegs 
von  der  Absicht  geleitet  gewesen,  etwa 
den  Staatseisenbahnbau  und  Betrieb  ferner- 
hin gänzlich  auszuschliessen  und  daher 
auch  die  schon  im  Besitze  des  Staates 
befindlichen  Hauptbahnen  in  die  Hände 
von  Privatunternehmungen  hinüber  zu 
leiten. 

Wenn  der  Staat  sich  dennoch, 
und  zwar  schon  alsbald  nach  obigem 
Beschlüsse  und  in  den  darauf  gefolgten 
Jahren  bis  1858,  thatsächlich  seines  Bahn- 
besitzes allmählich  vollständig  entäusserte, 
so  darf  diese  folgenschwere  Massnahme, 
für  welche  durch  jenen  grundsätzlichen 
Beschluss  allerdings  erst  der  Boden  ge- 
ebnet wurde,  nicht  vom  Gesichtspunkte 
einer  vorbedachten  und  einheitlichen,  ver- 
kehrspolitischen Action  aufgefasst  wer- 
den, sondern  ist  dieselbe  vielmehr  grossen- 
theils  auf  andere,  ausserhalb  der  staat- 
lichen Verkehrspolitik  gelegene,  unter  dem 


Drange  der  damaligen  Zeitverhältnisse 
gereifte  Pläne  finanzpolitischer  Natur 
zurückzuführen. 

Bereits  während  des  Sommers  1854 
waren  über  mündliche  kaiserliche  Ermäch- 
tigung der  Minister  des  Innern  Alexander 
Freiherr  von  Bach  und  der  Finanz- 
minister Freiherr  von  Baumgar  t- 
n  e  r  mit  einer  Vereinigung  französischer, 
vorzüglich  Pariser  Capitalisten  und  Bank- 
häuser, welche  der  Gruppe  des  Credit 
mobilier  angehörten,  und  mit  den  Wiener 
Bankhäusern  Sina  undEskeles  in  Verbin- 
dung standen,  auf  Grundlage  eines  von 
denselben  der  Regierung  gestellten  An- 
botes über  den  Verkauf  von  aus  Berg- 
und  Hüttenwerken  sowie  Kohlengruben 
sammt  zugehörigem  Grund-  und  Wald- 
besitze bestehenden  Staatsdomänen  im 
Oravitzaer  Bezirke  des  Banates,  weiter 
von  Aerarialkohlenwerken  in  Nordböhmen, 
dann  aber  auch  der  Staatseisenbahnen 
von  Bodenbach  nach  Brunn  und  Olmütz, 
von  Marchegg  nach  Szolnok  und  Szege- 
din,  von  Oravitza  nach  Bazias  und  von 
Szegedin  nach  Temesvär,  unter  Gewäh- 
rung einer  neunzigjährigen  Betriebscon- 
cession  für  diese  Linien  und  der  gleich- 
zeitigen Ertheilung  einer  neuen  solchen 
Concession  für  die  Errichtung  einer  Eisen- 
bahn von  Temesvär  gegen  die  Donau, 
aus    dem    Grunde    in    mündliche  Unter- 
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handlung  getreten,  weil  für  die  Finanz- 
verwaltung das  dringende  Bedürfnis  vor- 
waltete, für  die  Vermehrung  des  Barfonds 
der  Bank  zu  sorgen  und  den  Bedarf  des 
Staates  an  Metallmünze  zu  decken,  und 
weil  man  unter  den  damaligen  schwie- 
rigen Creditverhältnissen  auf  diesem  Wege 
des  Verkaufes  von  Staatseigenthum  ein 
finanziell  günstigeres  Ergebnis  zu  erzielen 
hoffte,  als  durch  Aufnahme  eines  Dar- 
lehens. 

Ausserdem  erwartete  man  sich  von 
diesem  Verkaufe  auch  noch  vom  national- 
öconomischen  Standpunkte  aus  besondere 
Vortheile  dadurch,  dass  infolge  desselben 
fremdes  Capital  ins  Land  gebracht,  fremde 
Intelligenz  eingeführt  und  durch  die  be- 
kannte Betriebsamkeit  und  Rührigkeit  der 
französischen  Industriellen  und  Ingenieure 
auch  den  Inländern  ein  wichtiges  Vorbild 
zur  Nacheiferung  geboten  werden  würde. 

Die  Unterhandlungen  führten  so  rasch 
zu  einer  vorläufigen  Einigung,  dass  Fi- 
nanzminister von  Baumgartner  schon 
unterm  17.  October  1854  in  der  Lage 
war,  dem  Kaiser  die  Entwürfe  des  mit 
der  zu  bildenden  französischen  Gesell- 
schaft abzuschliessenden  Verkaufsver- 
trages und  der  derselben  zu  ertheilenden 
Eisenbahnconcession  zur  Schlussfassung 
zu  unterbreiten. 

Mit  der  kaiserlichen  Entschliessung 
vom  2 1 .  October  desselben  Jahres  erhielt 
der  Finanzminister  thatsächlich  die  Er- 
mächtigung, nach  erfolgter  Bildung  der 
französischen  Gesellschaft  derselben  mit 
dem  Vorbehalte  der  kaiserlichen  Ratifi- 
cation auf  Grundlage  der  vorgelegten 
Bestimmungen  die  Concession  zu  erthei- 
len,  und  mit  ihr  den  Verkaufsvertrag  ab- 
zuschliessen. 

Nach  einigen  weiteren  Verhandlungen 
mit  den  Vertretern  der  zu  bildenden  fran- 
zösischen Gesellschaft  wegen  mehrerer 
von  ihnen  noch  nachträglich  erhobener 
Forderungen,  wurden  schliesslich  mit  den- 
selben die  im  I.  Bande  diesesWerkes,  Seite 
321  u.  ff.,  im  einzelnen  mitgetheilten  und 
erörterten  Concessions-  und  Verkaufs- 
bestimmungen vereinbart,  welchen  dann 
auch  unterm  12.  Januar  1855  die  kaiser- 
liche Sanction  zu  Theil  wurde. 

Erhellt  schon  aus  dem  Gesagten  so- 
wie insbesondere  auch  aus  der  Thatsache, 


dass  die  ganzen  Verhandlungen  mit  den 
französischen  Concessionären  von  Frei- 
herrn  von  Baumgartner  lediglich  in 
seiner  Eigenschaft  als  Finanzminister,  ohne 
jede  Ingerenz  des  ressortmässig  zur  Leitung 
des  Eisenbahnwesens  berufenen  Handels- 
ministeriums, geführt  wurden,  zur  Ge- 
nüge, dass  in  diesem  Verkaufe  nach  den 
demselben  zu  Grunde  gelegenen  Inten- 
tionen keineswegs  eine  aus  eisenbahn- 
politischen Erwägungen  entsprossene  Re- 
gierungsaction,  sondern  lediglich  eine 
einmalige  finanzpolitische  Massregel  er- 
blickt werden  darf,  so  geht  dies  mit 
vollster  Bestimmtheit  auch  noch  daraus 
hervor,  dass  Minister  von  Baumgartner 
in  seinem  oben  erwähnten  Vortrage  an 
den  Kaiser  vom  17.  October  1854  unter 
anderem  auch  der  Erwartung  Ausdruck 
gab,  dass  der  Staat  dasjenige,  was  er 
durch  den  fraglichen  Verkauf  aus  der 
Hand  gebe,  durch  fortgesetzte  Neubauten 
baldigst  wieder  ersetzt  haben  werde. 

Nur  so  erklärt  sich  auch  die  sonst 
unverständliche  Thatsache,  dass,  wie  so- 
gleich dargelegt  werden  wird,  auch  nach 
diesem  Verkaufsacte  noch  und  ungeachtet 
desselben,  unentwegt  mit  umfassenderen, 
auf  eine  längere  Geltung  Anspruch 
machenden  Organisationsänderungen  be- 
züglich des  Betriebes  der  restlichen  im 
Staatsbesitze  verbliebenen  Eisenbahnen 
fortgefahren  wurde. 

Abermalige  Neuorganisirung 
des  staatlichen  Eisenbahnbetriebs- 
dienstes. Der  in  Rede  stehende  Verkauf 
war  die  letzte  Action  des  Ministers  von 
Baumgartner,  welcher  schon  am 
14.  Januar  1855,  also  fast  unmittelbar 
nach  dem  eben  besprochenen  kaiserlichen 
Ratificationsacte,    aus  dem  Amte  schied. 

Auf  dem  Posten  des  Finanzministers 
wurde  von  Baumgartner  am  10.  März 
1855  durch  den  neuerlich  ins  Cabinet  beru- 
fenen Karl  Freiherrn  von  Brück,  auf  dem- 
jenigen des  Handelsministers  schon  am 
7.  Februar  1855  durch  den  Statthalter 
in  Venedig,  Georg  Ritter  von  Toggen- 
burg [Abb.  9],  ersetzt. 

Unter  letzterem  Handelsminister  wur- 
den zunächst,  nachdem  infolge  des  Ver- 
kaufes der  nördlichen  und  südöstlichen 
Staatseisenbahnen      der    Betrieb     dieser 
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Bahnen  auf  Grund  der  diesfälligen  Con- 
cessionsurkunde  mit  I.  Juni  1855  an 
die  neugebildete  k.  k.  priv.  Staatseisen- 
bahngesellschaft übergegangen  war,  mit 
demselben  Tage  die  k.  k.  Betriebsdirec- 
tionen  der  nördlichen  und  der  südöst- 
lichen Staatseisenbahnen  zu  Prag  und 
Pest  sammt  allen  denselben  untergeord- 
neten   Aemtern    und   Dienstabtheilungen 


Auf  Grund  kaiserlicher  Entschliessung 
vom  25.  November  1855,  wurden  näm- 
lich mit  Wirksamkeit  vom  I.  Mai  1856 
die  bisherigen  beiden  Sectionen  der  süd- 
lichen Staatseisenbahn  vereinigt,  und  wurde 
zur  Verwaltung  derselben,  unter  gleichzeiti- 
ger Auflösung  der  bis  dahin  für  die  zweite 
Section  bestandenen  Betriebsdirection  in 
Graz,     eine    vereinigte     Betriebsdirection 


^ 


als  aufgelöst  erklärt,  und  wurde  die 
Leitung  der  Betriebsgeschäfte  dieser 
Bahnen  von  der  seitens  der  gesellschaft- 
lichen Verwaltung  neuerrichteten  General- 
direction  übernommen. 

In  Ansehung  des  verbliebenen  staat- 
lichen Eisenbahnbesitzes  wurde  alsbald, 
theils  um  die  Sicherheit  des  Betriebes 
durch  Vereinheitlichung  der  Dispositionen 
zu  fördern,  theils  um  den  Geschäftsgang 
zu  beschleunigen  und  Ersparungen  herbei- 
zuführen, eine  neuerliche  Abänderung 
der  Dienstesorganisation  in  Angriff  ge- 
nommen. 


der  südlichen  Staatseisenbahn  mit  dem 
Amtssitze  in  Wien  für  die  ganze  Linie 
von  Wien  bis  Laibach  [und  in  der  Folge 
bis  Triest]  aufgestellt. 

Zum  Vorstande  derselben  wurde  mit 
der  gleichen  kaiserlichen  Entschliessung 
der  Sectionsrath  des  Handelsministe- 
riums Adalbert  Ritter  von  Schmid  er- 
nannt. 

Mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
26.  October  1856  wurden  hierauf  neue 
Bestimmungen  über  die  Stellung  und 
den  Wirkungskreis,  sowie  über  den  Per- 
sonal- und  Besoldungsstand  der  k.  k.  ver- 
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einigten  Betriebsdirection  der  südlichen 
Staatseisenbahn  genehmigt. 

In  diesen  Bestimmungen  wurde  die 
Betriebsdirection  neuerlich  als  eine 
selbständige,  dem  Handelsministerium 
untergeordnete,  technisch-administrative 
Behörde  bezeichnet,  welche  berufen  sei, 
die  Bahn  sammt  allem  beweglichen  und 
unbeweglichen  Zugehör,  Rechten  etc. 
gehörig  zu  wahren  und  im  guten  Zu- 
stande zu  erhalten,  den  Betrieb  regel- 
mässig, sicher  und  klaglos  durchzuführen, 
den  möglichsten  Ertrag  des  auf  die  Bahn 
verwendeten  Capitals  zu  erstreben,  den 
Bedürfnissen  des  Verkehrs  auf  das  sorg- 
fältigste Rechnung  zu  tragen,  hinsichtlich 
der  erforderlichen  Baulichkeiten,  Betriebs- 
mittel, Materialien  etc.  die  geeignetsten 
Einleitungen  zu  treffen,  die  zwekmässigste 
Geschäftsführung  in  allen  Beziehungen 
des  Dienstes  zu  erzielen,  unter  dem  unter- 
geordneten Personal  pünktliche  Pflicht- 
erfüllung, strenge  Ordnung  und  Disciplin 
mit  Nachdruck  handzuhaben  und  über- 
haupt die  ihr  anvertrauten  Geschäfte 
stets  mit  Umsicht,  Treue  und  Verläss- 
lichkeit  zu  vollführen. 

Dem  für  den  Gang  der  Geschäfte  und 
die  Amtshandlungen  der  Betriebsdirec- 
tion die  unmittelbare  Verantwortung 
tragenden  Betriebsdirector  war  speciell 
die  Aufgabe  gestellt,  überall  und  ununter- 
brochen den  Erfolg  der  bestehenden  Ein- 
richtungen und  Anordnungen,  namentlich 
der  Verkehrs-  und  Tarifbestimmungen, 
dann  der  Fahrordnung  sorgfältig  zu  be- 
obachten und,  wenn  sich  Aenderungen 
als  nothwendig  oder  wünschenswerth  dar- 
stellten, diese  entweder  im  eigenen  Wir- 
kungskreise zu  treffen,  oder  die  wohl- 
begründeten Vorschläge  hiezu  bei  dem 
Ministerium  einzubringen. 

Für  die  Besorgung  der  Geschäfte 
wurden  bei  der  vereinigten  Betriebsdirec- 
tion folgende  Abtheilungen  errichtet: 

i.  für  den  technischen  Betrieb  und 
Bau, 

2.  für  den  Werkstättenbetrieb, 

3.  für  die  Transportexpedition, 

4.  für  die  Materialverwaltung, 

5.  für  die  Personal-,  allgemeinen 
Cassa-  und  Rechnungsangelegen- 
heiten, 


6.  für  die  Rechts-    und  Kanzleiange- 
legenheiten, 

7.  die  Directionscassa  und 

8.  die  Rechnungsabtheilung. 

Die  beiden  erstgenannten  Abtheilungen 
wurden  als  technische,  alle  übrigen  als 
administrative  betrachtet. 

Für  die  specielle  Leitung  des  tech- 
nischen und  des  administrativen  Theiles 
der  Geschäfte  unter  Oberleitung  des 
Betriebsdirectors  wurden  demselben  zwei 
Adjuncten,  und  zwar  einer  für  den  tech- 
nischen und  einer  für  den  administrativen 
Zweig,  beigegeben,  von  denen  der  Rangs- 
ältere zugleich  als  Stellvertreter  des  Be- 
triebsdirectors in  Fällen  seiner  Abwesen- 
heit oder  Verhinderung  zu  fungiren  be- 
rufen war. 

Die  Rechnungsabtheilung,  an  deren 
Spitze  ein  Buchhalter  stand,  war  in  Be- 
zug auf  Controle  und  Censur  der  Be- 
triebsdirection coordinirt  und  unterstand 
daher  auch  in  ihren  Personalangelegen- 
heiten unmittelbar  dem  Handelsmini- 
sterium ;  als  Hilfsamt  hatte  sie  jedoch 
den  Anforderungen  der  Betriebsdirection 
zu  genügen. 

Die  der  Betriebsdirection  übertragenen 
Befugnisse  waren  im  wesentlichen  die- 
selben, welche  schon  bis  dahin  den 
Betriebsdirectionen  der  Staatsbahnen  ein- 
geräumt waren;  nur  in  einigen  Punkten 
wurde  derselben  noch  ein  erweiterter 
Wirkungskreis  zugestanden,  um  nicht 
zu  viele  Gegenstände  von  minderem 
Belange  der  Entscheidung  des  Mini- 
steriums vorzubehalten  und  dadurch  den 
schleunigen  Geschäftsgang  zu  hemmen.*) 

Bei  dem  executiven  Dienste  sollte 
im  allgemeinen  dieselbe  Geschäftsein- 
theilung,  wie  sie  für  die  Betriebsdirection 
vorgezeichnet  war,  bestehen,  jedoch  mit 
jenen  Modifikationen,  welche  sich  in  den 
einzelnen   Stationen    nach  Massgabe  des 


*)  Dahin  gehörte  die  Erweiterung  der 
Befugnis,  dass  die  Direction  künftig  über 
Reconstructionen  bis  zum  Betrage  von  5000  fl., 
über  Xeuherstellungen  bis  zu  3000  fl.,  über 
Erwerbung  oder  Yeräusserung  von  Realitäten 
bis  500  fl.  selbst  zu  verfügen,  unbrauchbare 
Materialien  ausser  dem  Wege  der  Concurrenz 
bis  zum  Werthe  von  3000  fl.  zu  veräussem 
und  die  freie  Fahrt  auf  der  Bahn  auch  den 
Bediensteten  fremder  Bahnen  zu  bewilligen 
berechtigt  wurde. 
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Umfanges  der  Geschäfte  als  zulässig  oder 
nothwendig  erwiesen. 

In  den  Stationen  hatten  daher  zur 
Vollziehung  des  Dienstes  nach  Bedarf 
zu  bestehen :  Ingenieursectionen,  be- 
ziehungsweise Platzinspectionen,  Werk- 
stättenleitungen, Transportexpedite  [an 
Stelle  der  früheren  Bahnämter]  und 
Materialdepots. 

Fortsetzung  des  Verkaufes  der 
Staatsbahnen  und  allmähliche 
Auflösung  sämmtlicher  Behörden 
für  den  Staatseisenbahnbau  und  Be- 
trieb. Jedesmal  besondere  Gründe  waren 
es,  welche  die  beiden  Minister  alsbald 
dazu  brachten,  auf  dem  von  ihrem  Amts- 
vorgänger zum  erstenmal  beschrittenen 
Wege  der  Veräusserung  von  im  Staats- 
besitze befindlichen  Eisenbahnen  fortzu- 
wandeln,  und  auf  diese  Weise  in  den 
Jahren  1856  bis  1858  allmählich  den 
gesammten  Eisenbahnbesitz  des  Staates 
in  die  Hände  von  Privatunternehmungen 
hinüberzuleiten,  dergestalt,  dass  von  da  ab 
durch  mehr  als  zwanzig  Jahre  in  Oester- 
reich  das  Privatbahnsystem  das  aus- 
schliesslich herrschende  blieb. 

Schon  zu  Beginn  des  Jahres  1856 
hatten  beide  Minister  aus  triftigen  ver- 
kehrspolitischen Rücksichten  ihr  beson- 
deres Augenmerk  auf  einen  rascheren 
Ausbau  des  lombardisch-venetianischen 
Eisenbahnnetzes  gerichtet.  Da  jedoch 
die  Vervollständigung  dieses  Netzes, 
wenn  sie  unmittelbar  von  der  Staats- 
verwaltung selbst  durchgeführt  werden 
wollte,  bei  den  damaligen  finanziellen 
Verhältnissen  eine  längere  Zeit  in  An- 
spruch genommen  und  dem  Staatsschatze 
schwere  Geldopfer  auferlegt  hätte,  be- 
schlossen die  Minister,  diesen  Ausbau  in 
die  Hände  von  Privaten  zu  legen,  und 
zwar  waren  sie,  um  den  inländischen 
Geldmarkt  zu  schonen,  bemüht,  auch  für 
dieses  grosse  Unternehmen  hauptsächlich 
ausländische    Geldmächte    zu    gewinnen. 

Als  nun  zu  diesem  Zwecke  sich  that- 
sächlich  ein  Consortium  von  grossentheils 
ausländischen  Capitalisten,  dem  auch  die 
Wiener,  Pariser  und  Londoner  Häuser 
Rothschild  sowie  die  Creditanstalt  für 
Handel  und  Gewerbe  in  Wien  angehörten, 
gebildet  hatte  und  die  Minister  mit  dem- 
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selben  in  der  angeführten  Richtung  in 
ernstliche  Unterhandlungen  eintraten, 
schien  es  den  letzteren  im  Interesse  der 
Schaffung  eines  abgerundeten,  für  sich 
ertragsfähigen  Netzes  angezeigt,  diese 
Verhandlungen  auch  auf  die  käufliche 
Ueberlassung  der  im  lombardisch-vene- 
tianischen Königreiche  schon  bestehenden 
Staatsbahnlinien  auszudehnen. 

Auf  diese  Weise  kam  das  im  ersten 
Bande  dieses  Werkes  Seite  327  und  ff. 
im  einzelnen  mitgetheilte  und  besprochene, 
die  Uebernahme  und  den  Ausbau  des 
lombardisch  -  venetianischen  Eisenbahn- 
netzes betreffende  Uebereinkommen  vom 
14.  März  1856  zu  Stande,  dem  unterm 
17.  April  1856  die  kaiserliche  Sanction 
zu  Theil  wurde. 

Infolge  des  Ueberganges  des  lombar- 
disch-venetianischen Staatsbahnnetzes  in 
die  Hände  der  für  den  Ausbau  und  Be- 
trieb desselben  concessionirten  Gesell- 
schaft wurde  auf  Grund  kaiserlicher  Ent- 
schliessung  vom  I.  Februar  1857  mit 
Wirksamkeit  vom  I.März  desselben  Jahres 
ebenso  die  k.  k.  Eisenbahnbetriebsdirec- 
tion  wie  die  k.  k.  Eisenbahnbaudirection 
in  Verona  als  aufgelöst  erklärt;  zugleich 
wurde  jedoch  verfügt,  dass  die  letztere 
Behörde,  von  demselben  Tage  angefan- 
gen, noch  bis  auf  weiteres  unter  der 
Oberleitung  der  k.  k.  Centraldirection 
für  Eisenbahnbauten  in  Wien  für  die 
Zwecke  der  Abwicklung  der  Geschäfte 
des  lombardisch  -  ventianischen  Staats- 
eisenbahnbaues pro  präterito  hinsichtlich 
der  an  die  concessionirte  Gesellschaft 
überlassenen  Strecken  als  provisorisches 
Inspectorat  zu  fungiren  habe. 

Mit  letztem  October  1858  stellte  auch 
dieses  Inspectorat  seine  Wirksamkeit  ein, 
und  gingen  von  diesem  Zeitpunkte  an 
die  demselben  anvertrauten  Abwicklungs- 
geschäfte, soweit  sie  noch  nicht  gänz- 
lich ausgetragen  waren,  in  die  unmittel- 
bare Besorgung  der  k.  k.  Centraldirec- 
tion für  Eisenbahnbauten  über. 

In  derselben  Zeit,  während  welcher 
von  der  Regierung  die  Unterhandlungen 
über  den  Verkauf  des  lombardisch- 
venetianischen  Eisenbahnnetzes  geführt 
wurden,  trat  dieselbe,  über  ein  ihr  von 
der  Kaiser  Ferdinands  -  Nordbahn  ge- 
stelltes Anbot   auf  Uebernahme  der    öst- 

14 


2IO 


Dr.  Alfred  Freiherr  von  Buschman. 


liehen  Staatsbahnen  in  den  Pachtbetrieb, 
aus  ähnlichen  Gründen,  wie  sie  bei  der 
zuletzt  besprochenen  Verkaufstransaction 
vorwalteten,  auch  mit  dieser  Verwaltung 
sowie  mit  einem  zur  Errichtung  eines 
galizischen  Eisenbahnnetzes  neu  gebildeten 
Comite  polnischer  Cavaliere  und  Gross- 
grundbesitzer in  Verhandlungen  ein, 
welche  jedoch  nicht  die  Verpachtung 
sondern  gleichfalls  den  gänzlichen  Ver- 
kauf aller  im  Betriebe  und  im  Bau  ge- 
standenen Strecken  der  östlichen  Staats- 
eisenbahnen   zum    Gegenstande     hatten. 

Diese  Verhandlungen  führten  zufolge 
der  im  ersten  Theile  dieses  Werkes 
Seite  346  u.  ff.  über  ihren  Verlauf  ge- 
gebenen eingehenden  Darstellung  schliess- 
lich auf  Grund  der  kaiserlichen  Er- 
mächtigung vom  29.  Juni  1857  zur  Ver- 
äusserung  der  Staatsbahnstrecken  von 
der  preussischen  Grenze  bei  Slupun  bis 
Krakau,  der  Zweigbahn  Szczakowa  bis 
an  die  russisch  -  polnische  Grenze  und 
der  Flügelbahn  von  Trzebinia  nach 
Oswiecim  an  die  Kaiser  Ferdinands- 
Xordbahn,  sowie  der  im  Betriebe  ge- 
standenen Strecke  von  Krakau  bis  Dembica 
sammt  den  Flügeln  nach  Wieliczka  und 
Xiepolomice,  dann  der  Baustrecke  von 
Dembica  nach  Rzeszöw  an  die  für  die 
Errichtung  der  Eisenbahn  nach  Lemberg 
neu  gebildete  Gesellschaft  der  Carl  Ludwig- 
Bahn. 

Als  Folge  dieses  Verkaufsgeschäftes 
wurde  mit  I.  August  1858  die  k.  k.  Be- 
triebsdirection  für  die  östlichen  Staats- 
eisenbahnen in  Krakau  aufgelöst. 

Gegen  Ende  des  Jahres  1858  erfolgte 
schliesslich  noch,  und  zwar  diesmal  wieder 
wesentlich  aus  finanzpolitischen  Gründen 
der  Verkauf  des  ganzen  grossen  Com- 
plexes  der  südlichen  und  der  Tiroler 
Staatsbahnen  an  beiläufig  dasselbe 
Consortium,  dem  das  lombardisch-vene- 
tianische  Eisenbahnnetz  concessionirt 
worden  war,  nachdem  noch  kurze  Zeit 
vorher,  und  zwar  erst  am  1.  October  1858, 
aus  Anlass  der  unmittelbar  bevor- 
gestandenen Eröffnung  der  Nordtiroler 
Staatsbahn  von  Kufstein  nach  Innsbruck 
für  dieselbe  eine  provisorische  Betriebs- 
direction  in  Innsbruck  mit  einem  ähnlichen 
Wirkungskreise,  wie  er  der  Betriebs- 
direction    der   südlichen   Staatseisenbahn 


in  Wien  übertragen  war,  errichtet  worden 
war.  *) 

Dieser  letzte  Verkauf  wurde  vom 
Finanzminister  Baron  Brück  dem  Kaiser 
in  einem  Vortrage  vom  26.  August  1858 
als  wichtigstes  Mittel  zur  Unterstützung 
der  von  ihm,  in  Verfolgung  seiner  weit 
ausgreifenden  staatsfinanziellen  Sanirungs- 
pläne,  mit  aller  Energie,  wenn  auch  in- 
folge der  inzwischen  eingetretenen  Kriegs- 
rüstungen leider  vergeblich  angestrebten 
Aufnahme  der  Barzahlungen  durch  die 
National-Bank  in  Antrag  gebracht,  damit 
die  von  dem  Consortium  als  Kaufschilling 
eingehenden  Ratenzahlungen  an  Stelle  eines 
eigens  zu  diesem  Zwecke  aufzunehmenden, 
nur  unter  ungünstigeren  Bedingungen  er- 
hältlichen Darlehens  zur  Bedeckung  der  bis 
zur  vollständigen  Rehabilitirung  der  Bank 
und  der  Herstellung  des  Gleichgewichtes 
im  Staatshaushalte  an  das  Ausland  in 
klingender  Münze  zu  leistenden  Zahlungen 
zu  dienen  hätten. 

Auf  Grund  der  vom  Kaiser  unterm 
30.  August  1858  ertheilten  principiellen 
Ermächtigung  wurden  von  den  beiden 
Ministern  der  Finanzen  und  des  Handels 
die  Verhandlungen  in  Betreff  des  Ver- 
kaufes der  südlichen  und  Tiroler  Staats- 
bahnen rasch  gefördert,  so  dass  bereits 
unterm  30.  November  1858  die  kaiserliche 

*)  Die  Dienstesorganisation  bei  der  pro- 
visorischen Betriebsdirection  in  Innsbruck 
unterschied  sich  von  derjenigen  der  vereinigten 
Betriebsdirection  der  südlichen  Staatseisen- 
bahn in  Wien  hauptsächlich  nur  dadurch, 
dass  bei  der  ersteren  in  Anbetracht  der  nur 
kleinen  Betriebsstrecke  zur  Vereinfachung 
des  ganzen  Dienstes  blos  drei  Abtheilungen 
gebildet  wurden,  nämlich  erstens  eine  tech- 
nische, welche  den  technischen  Betrieb,  den 
Bau  und  die  Erhaltung  der  Bahn,  dann  das 
Maschinen-  und  Werkstättenfach,  den  Be- 
triebstelegraphen und  den  Verkehr  der 
Züge  umfasste,  zweitens  eine  administrative, 
welche  die  Transportexpedition  [Personen- 
und  Sachentransport]  und  die  Material- 
verwaltung, dann  die  Personal-  und  Rechts- 
angelegenheiten, endlich  den  Conceptsdienst 
in  Cassa-,  Rechnungs-  und  Kanzleiangelegen- 
heiten zu  besorgen  hatte,  und  drittens  eine 
Rechnungsabtheilung—  weiter  noch  dadurch, 
dass  der  Director,  unter  Umgangnahme  von 
der  Ernennung  besonderer  Adjuncten  des- 
selben, im  Falle  seines  Abganges,  seiner 
Erkrankung  oder  sonstigen  Verhinderung 
einfach  durch  den  Vorstand  der  technischen 
Abtheilung,  den  technischen  Inspector,  ver- 
treten wurde. 
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Genehmigung  zu  dem  definitiven  Ab- 
schlüsse des  betreffenden,  im  ersten  Bande 
dieses  Werkes,  Seite  337  und  ff.,  des  nähe- 
ren mitgetheilten  Verkaufsübereinkommens 
erfliessen  konnte. 

Nachdem  die  neu  gebildete  Gesell- 
schaft den  Betrieb  der  südlichen  Staats- 
eisenbahn von  Wien  bis  Triest  sammt 
den  zugehörigen  beiden  Zweigbahnen  von 
Mödling  nach  Laxenburg  und  von  Wiener- 
Neustadt  nach  Oedenburg  vom  I.  Mai 
1859  in  eigene  Regie  übernahm,  wurde 
über  kaiserliche  Genehmigung  mit  diesem 
Termine  die  Betriebsdirection  der  süd- 
lichen Staatseisenbahn  in  Wien  sammt 
allen  untergeordneten  Aemtern  und  der 
Rechnungsabtheilung,  als  k.  k.  Behörde 
aufgelöst  und  ausser  Wirksamkeit  gesetzt. 

Die  Auflösung  der  provisorischen  Be- 
triebsdirection für  die  gleichfalls  mit- 
verkaufte Nordtiroler  Staatseisenbahn  in 
Innsbruck  erfolgte  etwas  später,  am  5.  Au- 
gust 1859,  mithin  nach  einem  kaum  zehn- 
monatlichen Bestände. 

Nachdem  sich  der  Staat,  wie  in  der  all- 
gemeinen Geschichte  des  österreichischen 
Eisenbahnwesens  im  einzelnen  nach- 
gewiesen wurde,  zugleich  mit  dem  Ver- 
kaufe der  grossen  staatlichen  Betriebsnetze 
auch  sämmtlicher  irgendwie  bedeuten- 
derer, ihm  eigenthümlicher  Baustrecken 
entäussert  hatte,  und  nachdem  andererseits 
angesichts  der  schwierigen  Finanzlage 
des  Staates  auch  die  Absicht,  neue  Bahnen 
auf  Staatskosten  zu  projectiren  und  her- 
zustellen, auf  absehbare  Zeit  aufgegeben 
war,  hatte  selbstverständlich  auch  der 
Fortbestand  der  im  Jahre  1853  errichte- 
ten Centraldirection  für  Eisenbahnbauten, 
die  unter  Ghega's  Führung  so  Grosses 
geleistet  hatte,  keine  weitere  Berechtigung 
mehr. 

Mit  kaiserlicher  EntSchliessung  vom 
28.  Mai  1859  wurde  daher  die  Auflösung 
auch  dieser  Behörde  ausgesprochen  und 
zugleich  angeordnet,  dass  die  Abwick- 
lung der  Eisenbahnbaugeschäfte  für  die 
Vergangenheit  an  das  Handelsministerium 
selbst  überzugehen  habe. 

Insoferne  für  diesen  Geschäftszuwachs 
das  Amtspersonal  des  Ministeriums  nicht 
auslangen  sollte,  wurde  der  Handels- 
minister ermächtigt,  für  dieses  Geschäft 
auf  dessen  Dauer   die    unerlässlich  noth- 


wendigen  Beamten  der  aufzulösenden 
Centraldirection  beim  Ministerium  in 
aushilfsweise  Verwendung  zu  nehmen ; 
doch  sollte  zufolge  ausdrücklichen  kaiser- 
lichen Befehls  nicht  nur  rücksichtlich 
der  Zahl  und  der  Verwendung  dieser 
Beamten  das  strengste  Bedürfnis  einge- 
halten, sondern  auch  für  die  möglichst 
schnelle  Abwicklung  der  Geschäfte  eifrigst 
gesorgt  werden. 

Die  thatsächliche  Auflösung  der  Cen- 
traldirection für  Eisenbahnbauten  er- 
folgte hierauf  mit  1.  Juli  1859;  ihr  Vor- 
stand, Ministerialrath  Ritter  von  Ghega, 
erhielt  die  Bestimmung,  im  Ministerium 
selbst  weiter  verwendet  zu  werden ;  doch 
starb  derselbe  bekanntlich,  nachdem  er 
eine  dienstliche  Sendung  nach  Sieben- 
bürgen beendet  hatte,  bereits  am  14.  März 
1860. 

Behandlung  der  im  Staats- 
eisenbahndienste verwendeten 
Staatsbeamten  und  Diener  an- 
lässlich der  Veräusserung  der 
Staatseisenbahnen.  Ein  besonderes 
Interesse  bieten  jene  Grundsätze,  nach 
welchen  anlässlich  der  Veräusserung  der 
Staatseisenbahnen  die  bei  denselben  an- 
gestellten Staatsbeamten  und  Staatsdiener 
behandelt  wurden. 

Es  muss  vor  allem  bemerkt  werden, 
dass  in  dieser  Richtung  nicht  bei  allen 
Veräusserun  gen  gleichm  ässig  vorgegangen 
wurde,  dass  vielmehr  diejenigen  Grund- 
sätze, die  bei  den  späteren  Veräusse- 
rungen  in  den  Jahren  1858  und  1859, 
namentlich  bei  derjenigen  der  südlichen 
Staatseisenbahn,  zur  Anwendung  gebracht 
wurden,  sich  in  wesentlichen  Punkten 
von  denjenigen  Grundsätzen  unterschie- 
den, die  bei  der  ersten  Veräusserung  der 
nördlichen  und  der  südöstlichen  Staats- 
eisenbahnen an  die  k.  k.  privilegirte  Staats- 
eisenbahn-Gesellschaft im  Jahre  1855  An- 
wendung gefunden  hatten. 

Im  Art.  1 7  der  der  letztgenannten  Ge- 
sellschaft ertheilten  Concessionsurkunde 
vom  I.Januar  1855  war  festgesetzt  wor- 
den, dass  die  Concessionäre  alle  bei  den 
concessionirten  Eisenbahnen  in  Verwen- 
dung stehenden  Beamten,  Diener  und 
Arbeiter  zu  übernehmen  und  ihnen  den 
Fortbezug  ihrer  systemmässigen  Bezüge 
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zu  gewähren  haben,  und  dass  sie  zugleich 
verpflichtet  seien,  jenen  Beamten  und 
dauernd  angestellten  Dienern,  welche  sie 
nicht  bleibend  beibehalten  wollen,  wenig- 
stens sechs  Monate  vor  ihrer  Entlassung 
zu  kündigen  und  diese  Kündigung  der 
Staatsverwaltung  anzuzeigen. 

In  Ausführung  dieser  Vertragsbestim- 
mung wurde  auf  Grund  kaiserlicher  Er- 
mächtigung vom  31.  Mai  1855  allen 
im  definitiven  Staatsdienste  gestandenen 
Beamten  und  Dienern  ein  äusserster 
Termin  bis  Ende  December  1855  gesetzt, 
bis  zu  welchem  sie  sich  zu  entscheiden 
hatten,  ob  sie  im  Staatsdienste  verbleiben 
oder  in  die  Dienste  der  Concessionäre  über- 
treten wollen.  Im  letzteren  Falle  wurden 
sie  als  freiwillig  aus  dem  Staatsdienste  ge- 
treten betrachtet  und  verloren  alle  ferneren 
Ansprüche  an  die  Staatsverwaltung.  Im 
ersteren  hingegen  blieben  ihnen  ihre  nor- 
malmässigen  Rechte  und  systemmässigen 
Ansprüche  an  den  Staatsschatz  vorbehalten. 

Während  der  sechsmonatlichen  Kün- 
digungsfrist, welche  die  Concessionäre 
denselben  zu  gewähren  verpflichtet  waren, 
sollte  getrachtet  werden,  diese  Beamten 
und  Diener  thunlichst  auf  anderweitige 
Staatdienstposten  unterzubringen ;  hiebei 
wurden  insbesondere  die  noch  in  dem- 
selben Jahre  unmittelbar  bevorgestandene 
Eröffnung  der  galizischen  Staatsbahnen, 
sowie  die  für  das  Jahr  1856  und  die 
folgenden  Jahre  erwartete  Bauvollendung 
der  Staatsbahnlinie  von  Laibach  nach 
Triest  und  der  Tiroler  Staatsbahn  von 
Innsbruck  nach  Kufstein  als  solche  Vor- 
kommnisse betrachtet,  welche  die  will- 
kommene Gelegenheit  darbieten  würden, 
die  durch  die  Auflösung  der  Betriebs- 
directionen  in  Prag  und  Pest  disponibel 
gewordenen  Staatsbediensteten  zum  gröss- 
ten  Theile  unterzubringen. 

Solchen  Beamten,  welchen  nur  ein, 
ihrem  bisherigen  Range  und  Gehalte 
nicht  entsprechender  geringerer  Dienst- 
posten verliehen  werden  konnte,  behielt 
man  sich  vor,  fallweise  im  Wege  der 
allerhöchsten  Gnade  die  Belassung  des 
bisherigen  Ranges  sowie  auch  des  Ge- 
haltes durch  Gewährung  einer  anrechen- 
baren    Ergänzungszulage    zu    erwirken. 

Die  im  definitiven  Staatsdienste  ge- 
standenen Beamten  und  Diener,    welche 


weder  in  die  Dienste  der  Concessionäre 
übertraten,  noch  auf  anderweitige  Dienst- 
posten untergebracht  werden  konnten, 
verfielen  im  allgemeinen  der  normal- 
massigen  Behandlung  und  wurden  so- 
nach entweder  abgefertigt,  oder  zeitlich 
quiescirt,  oder  in  den  bleibenden  Ruhe- 
stand versetzt.  Für  besonders  berücksich- 
tigungswürdige Fälle  hatte  jedoch  der 
Handelsminister  die  Ermächtigung  er- 
halten, nach  gepflogenem  Einvernehmen 
mit  dem  Finanzminister  für  einen  oder 
den  anderen,  durch  die  Auflösung  der 
Betriebsdirectionen  disponibel  gewor- 
denen Beamten  oder  Diener  beim  Kaiser 
die  Einräumung  eines  sogenannten  »Be- 
günstigungsjahres«, während  dessen  er  im 
Genüsse  seiner  Bezüge  verblieb,  in  An- 
trag bringen  zu  können. 

Jenen  Beamten  und  Dienern,  welche 
bei  den  Staatseisenbahnen  nur  provisorisch 
angestellt  waren,  wurde  in  Gemässheit 
der  Bestimmungen  der  für  diese  Be- 
diensteten bestandenen  Dienstordnung  im 
allgemeinen  der  Staatsdienst  dreimonatlich 
gekündigt. 

Solchen  provisorischen  Bediensteten 
jedoch,  welche  ungeachtet  einer  längeren 
Dienstzeit  ohne  ihr  Verschulden  noch  zu 
keiner  definitiven  Staatsanstellung  gelangt 
waren,  und  insbesondere  denjenigen, 
I  welche  nach  zurückgelegter  längerer 
Militärdienstleistung  in  den  Staatseisen- 
bahndienst übergetreten  waren  und  bei 
künftiger  definitiver  Bestätigung  auf  ihren 
Posten  der  Wohlthat  der  Anrechnungs- 
fähigkeit ihrer  Militärdienstzeit  theilhaftig 
geworden  wären,  wurde  eine  ausnahms- 
weise günstigere  Behandlung  dahin  zu- 
theil,  dass,  sofern  dieselben  nicht  in  den 
|  Dienst  der  Concessionäre  überzutreten 
erklärten,  getrachtet  wurde,  sie,  so  viel 
als  thunlich,  auf  andere  Staatsdienstposten 
unterzubringen,  unddass  denselben  weiter, 
wenn  sich  diese  ihre  Unterbringung 
während  der  ihnen  von  den  Concessio- 
nären  zu  gewährenden  Aufkündigungs- 
frist nicht  bewerkstelligen  Hess,  bis  zur 
Ermöglichung  ihrer  Unterbringung  nach 
Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister  und 
mit  kaiserlicher  Genehmigung  zeitweise 
Sustentationsgenüsse  belassen  wurden. 

In  wesentlichen  Punkten  anders  und 
für    das    Personal    zum    Theile    erhöhte 
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Garantien  bietend,  war  jene  Vorgangs- 
weise, welche  bei  der  späteren  Ver- 
äusserung  der  südlichen  und  der  Tiroler- 
Staatsbahnen  in  den  Jahren  1858  und  1859 
eingehalten  wurde. 

Im  §  20  der  dem  neu  gebildeten 
Consortium  ertheilten  Concession  vom 
23.  September  1858  war  den  Concessio- 
nären  die  Verpflichtung  auferlegt  worden, 
denjenigen  mit  dem  Betriebe  und  der 
Instandhaltung  der  ihnen  überlassenen 
Staateisenbahnen  beauftragten  Staatsbe- 
amten und  Dienern,  welche  sie  nicht  in 
ihrem  Dienste  behalten  und  denen  sie 
binnen  sechs  Monaten  nach  Uebernahme 
der  Bahnen  kündigen  wollten,  insoferne 
dieselben  mindestens  ein  Jahr  im  Staats- 
dienste zu  gebracht  hatten,  folgende  Ent- 
schädigungen zu  leisten : 

1.  allen  jenen,  welche  dem  Staate 
weniger  als  10  und  mehr  als  20  Jahre 
ununterbrochen  gedient  hatten,  bis  zum 
Tage  der  Kündigung  ihre  unter  der 
Aerarialverwaltung  genossenen  Bezüge 
und  nach  der  Kündigung  einen  sechs- 
monatlichen Betrag  derselben  und 

2.  allen  jenen,  welche  dem  Staate 
mehr  als  10  und  weniger  als  20  Jahre 
ununterbrochen  gedient  hatten,  die  unter 
der  Aerarialverwaltung  genossenen  Be- 
züge und  im  Falle  der  Kündigung  einen 
sechsmonatlichen  Betrag  derselben ;  nach 
der  Kündigung  aber,  und  insoferne  diese 
Beamten  und  Diener  beim  Staate  keine 
andere  Anstellung  erhielten,  ihre  normal- 
massigen  Ruhegenüsse. 

Weiter  war  in  §  21  derselben  Con- 
cessionsurkunde  festgesetzt  worden,  dass 
diejenigen  Beamten  und  Diener,  welchen 
nicht  binnen  sechs  Monaten  nach  Ueber- 
nahme der  Bahnen  gekündigt  wurde,  im 
Dienste  der  Concessionäre  Anspruch  auf 
jene  Bezüge  haben,  welche  ihren  unter 
der  Staatsverwaltung  genossenen  gleich- 
kommen, und  dass  denselben  für  den 
Fall  späterer  Entlassung  derjenige  Ruhe- 
genuss  zuzukommen  habe,  auf  welchen 
sie  bei  ihrem  Austritte  aus  dem  Staats- 
dienste ein  Anrecht  hatten,  insoferne 
dieselben  nach  der  durch  die  Gesellschaft 
einzuführenden  Pensionsnorm  nicht  auf 
eine  günstigere  Behandlung  Anspruch 
haben  sollten  und  sie  sich  nicht  etwa 
ihre  Entlassung  durch  Veruntreuung  oder 


durch  schwere  Verletzungen  ihrer  Dienst- 
pflichten selbst  zugezogen  haben. 

Den  Concessionären  wurde  übrigens 
noch  zur  Pflicht  gemacht,  bei  Anwen- 
dung der  vorstehenden  Grundsätze  die 
provisorischen  Beamten  und  Diener  den 
definitiven  gleichzustellen,  und  ihnen  da- 
her die  in  provisorischer  Eigenschaft 
zugebrachte  Dienstzeit  als  eine  definitive 
anzurechnen. 

Denjenigen  Beamten,  Eleven  und 
Praktikanten,  welche  am  Tage  der 
Uebernahme  der  Bahnen  nicht  mindestens 
schon  ein  Jahr  sich  im  Staatsdienste  be- 
fanden, wurden  die  Concessionäre  ledig- 
lich dreimonatlich  zu  kündigen  ver- 
pflichtet. 

Es  wurde  endlich  festgesetzt,  dass 
die  von  den  Concessionären  nicht  in  ihren 
Dienst  übernommenen  [unter  I  o  oder 
über  20  Jahre  im  Staatsdienste  gestan- 
denen] Beamten  für  den  Fall,  als  sie 
während  der  Kündigungsfrist  dienstunfähig 
werden  sollten,  von  den  Concessionären 
keine  Ruhegenüsse  ansprechen  können, 
und  dass  überhaupt  die  Pensionen  und 
Provisionen  der  Witwen  und  Waisen  der 
nicht  in  den  Dienst  der  Concessionäre 
eingetretenen  Beamten  und  Diener  vom 
Aerar  zu  tragen  seien. 

Im  Hinblick  auf  diese  wesentlich 
anders  lautenden,  für  das  Personal  theil- 
weise  günstigeren  Concessionsbestim- 
mungen  wurden  mit  kaiserlicher  Ent- 
schliessung  vom  23.  Februar  1859  neue 
Grundsätze  hinsichtlich  der  Behandlung 
der  beim  Betriebe  der  südlichen  und  der 
Tiroler  Staatseisenbahnen  in  Verwendung 
gestandenen  Staatsbeamten  und  Diener 
festgestellt. 

Es  wurde  diesen  Beamten  und  Dienern 
nun  keine  Frist  mehr  gesetzt,  innerhalb 
welcher  sie  sich  entweder  für  den  Ueber- 
tritt  in  den  Dienst  der  Concessionäre 
oder  aber  für  das  Verbleiben  im  Staats- 
dienste mit  der  Wirkung  zu  entscheiden 
hatten,  dass  sie  im  ersteren  Falle  als 
freiwillig  aus  dem  Staatsdienste  ausge- 
treten und  aller  ferneren  Ansprüche  an 
die  Staatsverwaltung  verlustig  ange- 
sehen wurden. 

Es  wurde  vielmehr  allgemein  erklärt, 
dass  die  bei  dem  Betriebe  der  fraglichen 
Staatsbahnen   angestellten   Beamten    und 
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Diener  von  dem  Tage,  mit  welchem  die 
den  Concessionären  zur  Aufkündigung 
durch  die  Concessionsurkunde  einge- 
räumte Frist  ablaufe,  diejenigen  aber, 
welche  mit  Zustimmung  der  Concessio- 
näre  etwa  früher  aus  deren  Diensten 
traten,  von  dem  Tage  dieses  Austrittes 
an,  als  verfügbar  und  von  der  Staats- 
dienstleistung enthoben  zu  betrachten 
seien,  ferner  dass  dieselben  die  mit  die- 
sem Zeitpunkte  der  Dienstesenthebung 
gegen  den  Staatsschatz  erworbenen  An- 
sprüche, und  zwar  für  ihre  Person,  so- 
ferne  ihnen  nicht  seitens  der  Concessio- 
näre  der  im  §  2 1  der  Concessionsurkunde 
zugesicherte  Ruhegenuss  gebühre,  und 
überhaupt  zum  Vortheile  ihrer  Angehö- 
rigen nur  dann  geltend  machen  können, 
wenn  dem  Beamten  oder  Diener,  von 
welchem,  oder  von  dessen  Angehörigen 
der  Anspruch  gestellt  werde,  kein  die 
Dienstesentlassung  rechtlich  begründendes 
Verschulden  während  der  Staatsdienst- 
leistung und  während  jener  im  Dienste 
der  Concessionäre  zur  Last  falle. 

Des  weiteren  wurde  die  Zusicherung 
ertheilt,  dass  getrachtet  werden  würde, 
diejenigen  Bediensteten,  welche  ausdrück- 
lich ansuchen,  im  Dienste  der  Concessio- 
näre nicht  über  die  den  letzteren  zur 
Aufkündigung  eingeräumte  Frist  hinaus 
verwendet  zu  werden,  oder  welchen  die 
Concessionäre  innerhalb  der  bedungenen 
Frist  den  Dienst  kündigen,  oder  welche 
endlich  in  der  Folge  ohne  ihr  Verschul- 
den aus  dem  Dienste  der  Gesellschaft 
ausgeschieden  werden,  so  viel  als  thun- 
lich  im  Staatsdienste  unterzubringen. 
Hiebei  wurde  ausdrücklich  betont,  dass 
der  kaiserliche  Wille  dahin  gehe,  dass, 
wenn  in  den  dem  Handelsministerium 
zugewiesenen  Verwaltungszweigen  sich 
nicht  genügende  Gelegenheit  zur  Unter- 
bringung solcher  Bediensteten  des  Staats- 
eisenbahnbetriebes, welche  eine  beson- 
dere Berücksichtigung  verdienen  sollten, 
darbieten  würde,  auch  die  übrigen  Mini- 
sterien und  Centralstellen  die  baldige 
Unterbringung  der  erwähnten  Bediensteten 
sich  angelegen  sein  lassen. 

In  allen  übrigen  Punkten,  namentlich 
bezüglich  der  normalmässigen  Behand- 
lung derjenigen  definitiven  Beamten  und 
Diener,  welche    ohne  ein  die  Entlassung 


rechtlich  begründendes  Verschulden  aus 
dem  Dienste  der  Concessionäre  austraten 
und  auf  anderweitigen  Staatsdienstposten 
nicht  untergebracht  werden  konnten,  be- 
züglich der  eventuellen  Gewährung  eines 
Begünstigungsjahres  an  dieselben,  ferner 
der  ausnahmsweisen  Behandlung  solcher 
definitiven  Beamten  und  Diener,  die  nur 
auf  einen  geringeren  Staatsdienstposten 
untergebracht  werden  konnten,  dann  der 
dienstordnungsmässigen  Kündigung  der 
blos  provisorischen  Bediensteten  und  der 
ausnahmsweisen  Unterbringung  solcher 
provisorischer  Bediensteter,  die  eine  be- 
sondere Berücksichtigung  verdienten,  blie- 
ben im  wesentlichen  die  schon  oben  an- 
geführten, im  Jahre  1855  aufgestellten 
Grundsätze  in  Geltung. 

Nach  Auflösung  der  Centraldirection 
für  Eisenbahnbauten  mit  1.  Juli  1859 
wurden  diese  Normen  sinngemäss  auch 
I  auf  die  Beamten  dieser  Behörde  ausge- 
I  dehnt;  es  wurden  daher  insbesondere 
auch  jenen  definitiven  Beamten  derselben, 
welche  aus  Anlass  der  Auflösung  der 
Centraldirection  in  den  Dienst  einer  der 
concessionirten  Bahngesellschaften  über- 
traten, die  von  ihnen  bereits  erworbenen 
normalmässigen  Ansprüche  auf  eine  ära- 
rische Versorgung  derart  vorbehalten, 
dass  diese  Ansprüche  wieder  aufzuleben 
und  realisirt  zu  werden  hatten,  wenn 
der  Betreffende  in  der  Folge,  ohne  Er- 
reichung einer  besseren  Versorgung  bei 
der  Gesellschaft  und  ohne  ein  die 
Dienstesentlassung  rechtlich  begründendes 
Verschulden,  aus  dem  Gesellschaftsdienste 
ausgeschieden  werden  sollte. 

Auch  wurde  diesen  Beamten  für  den 
Fall  des  Rücktrittes  aus  dem  Dienste  der 
Gesellschaft  in  den  Staatsdienst  die  An- 
rechnung ihrer  früheren  Aerarialdienste, 
anschliessend  an  den  neuanzutretenden 
Staatsdienst,  zugesichert. 

Allen  bei  der  Centraldirection  für 
Eisenbahnbauten  nur  in  zeitlicher  Ver- 
wendung gestandenen  Bediensteten, 
namentlich  allen  Eleven,  Ingenieurassi- 
stenten etc.  wurde  das  Dienstverhältnis 
gekündigt,  jedoch  wurde  denselben  noch 
durch  sechs  Monate  vom  Tage  der  Kün- 
digung ihr  bisheriger  fixer  Jahresbezug 
erfolgt,  soferne  sie  nicht  früher  einen 
anderen    besoldeten    Dienstposten     beim 
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Staate  oder  bei  einer  concessionirten  Ge- 
sellschaft erreichten. 

Einstellung  der  Concessions- 
ertheilungen  infolge  derVerhält- 
nisse  des  Geldmarktes;  Sani- 
rungsmassregel  n  der  Regierung; 
Fusionen;  Auf  kaufvon  Eisenbahn- 
actien.  Nach  Erlassung  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom  8.  Septemberi854 
nahm  die  Concessionirung  von  Privat- 
unternehmungen, wie  im  ersten  Bande 
dieses  Werkes,  in  der  allgemeinen  Ge- 
schichte des  österreichischen  Eisenbahn- 
wesens dargestellt  wurde,  einen  raschen 
Aufschwung,  indem  in  den  ersten  Jahren, 
abgesehen  von  den  durch  den  Verkauf 
der  umfangreichen  staatlichen  Betriebs- 
netze entstandenen  grossen  Gesellschaften, 
theils  mit  Hilfe  staatlicher  Garantie- 
leistung, theils  ohne  eine  solche,  noch 
eine  ganze  Reihe  von  Privat  eis  enb  ahn - 
Unternehmungen  concessionirt  wurden, 
wie  insbesondere  die  Buschtöhrader  Eisen- 
bahn, die  Graz  -  Köflacher  Bahn,  die 
Aussig-Teplitzer  Bahn,  die  Kaiser  Franz 
Josef-Orientbahn,  die  Kärntner  Bahn,  die 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  die  Süd-nord- 
deutsche Verbindungsbahn  und  die  Theiss- 
eisenbahn. 

Der  Umfang  dieser  infolge  der  princi- 
piellen  Wiederheranziehung  der  Privat- 
speculation  zum  Eisenbahnbau  in  den 
Jahren  1854  bis  1856  errichteten  Eisenbahn- 
gesellschaften hatte  jedoch  die  verfügbaren 
Capitalkräfte  alsbald  in  so  hohem  Grade  in 
Anspruch  genommen,  und  infolgedessen 
auf  dem  allgemeinen  Geldmarkte  so 
bedenkliche  Erscheinungen  hervorgerufen, 
dass  dieselben  die  Aufmerksamkeit  der 
massgebenden  Regierungskreise  erregten 
und  letztere  nöthigten,  nach  Mitteln  und 
Wegen  zu  suchen,  um  Zeit  für  die  feste 
Unterbringung  der  in  so  grossen  Beträgen 
emittirten  Actien  und  für  die  Wieder- 
ansammlung des   Capitals    zu  gewinnen. 

Mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
16.  April  1857  wurde  in  dieser  Rück- 
sicht dem  Handelsminister  aus  Anlass  der 
Concessionirung  der  Eisenbahn  von  Stein- 
brück nach  Sissek  der  Befehl  ertheilt, 
im  Einvernehmen  mit  den  Ministern  des 
Innern  und  der  Finanzen  in  Erwägjung 
zu   ziehen,  und    im   Wege   der   Minister- 


conferenz  den  wohlerwogenen,  gutacht- 
lichen Antrag  zu  erstatten,  ob  mit  Rück- 
sicht auf  die  Zeitverhältnisse  und  die 
Erscheinungen  des  Geldmarktes  die  gegen- 
wärtigen Umstände  nicht  so  beschaffen 
seien,  dass  es  nothwendig  wäre,  einst- 
weilen mit  der  Ertheilung  von  Con- 
cessionen  zu  neuen  Eisenbahnunter- 
nehmungen und  deren  Gründung  durch 
Actienvereine  einzuhalten. 

Ueber  den  in  dieser  Richtung  erstat- 
teten Vortrag  des  Handelsministers  erfloss 
sohin  unterm  I.  August  1857  die  kaiser- 
liche Willensmeinung  thatsächlich  dahin, 
dass  unter  den  augenblicklichen  Verhält- 
nissen des  Geldmarktes  mit  der  Ertheilung 
von  Concessionen  zu  Eisenbahnbauten 
nicht  weiter  vorzugehen  und  auch  bei 
Ertheilung  von  Concessionen  für  Unter- 
nehmungen anderer  Art  auf  diese  Geld- 
verhältnisse Rücksicht  zu  nehmen  sei. 

In  Anbetracht  des  Umstandes  aber, 
dass  immerhin  Unternehmungen  in  Frage 
kommen  konnten,  welche,  ohne  den  Geld- 
markt besonders  zu  beschweren,  für  die 
volkswirtschaftlichen  oder  sonstigen 
öffentlichen  Interessen  des  Reiches  be- 
sondere Wichtigkeit  besassen,  oder  sich 
besonders  vortheilhaft  zeigten,  oder  be- 
züglich deren  früher  eingegangenen  inter- 
nationalen Verpflichtungen  Rechnung  ge- 
tragen werden  musste,  erging  zugleich 
an  den  Handelsminister  der  weitere 
kaiserliche  Auftrag,  im  Einvernehmen 
mit  den  Ministem  des  Innern  und  der 
Finanzen  ein  resumirendes  Verzeichnis 
vorzulegen,  worin  sowohl  die  schon  im 
Zuge  der  Verhandlungen  schwebenden, 
als  auch  die  voraussichtlich  in  naher  Zu- 
kunft dazu  gelangenden  Projecte  ersicht- 
lich zu  machen  wären,  welche  auf  Actien- 
ausgabe  begründet  werden  sollen  oder 
sonst  auf  den  Geldmarkt  Einfluss  nehmen 
können. 

Diesem  kaiserlichen  Auftrage  entsprach 
Handelsminister  von  Toggenburg 
unterm  24.  August  1858  unter  genauer 
Nachweisung  jener  Projecte,  welchen  als 
nothwendig  oder  doch  evident  nützlich 
und  den  Geldmarkt  nicht  beschwerend, 
eine  weitere  staatliche  Förderung  zu  theil 
zu  werden  hätte.  Hiebei  wurde  seitens 
des  Ministers,  soweit  Eisenbahnprojecte 
in    Frage   kamen,    insbesondere    auf  die 
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empfindlichen  Lücken  hingewiesen,  die 
das  Haupteisenbahnnetz  der  Monarchie 
noch  im  Westen  in  Tirol  und  im  Osten 
in  Siebenbürgen  aufwies,  und  die  seiner 
Anschauung  nach  eine  besondere  staat- 
liche Fürsorge  erheischten. 

Nachdem  sich  die  Verhältnisse  des  Geld- 
marktes mittlerweile  wieder  einigermassen 
ruhiger  gestaltet  hatten,  gab  der  Kaiser  mit 
Entschliessung  vom  20.  September  1858, 
die  Vorlage  zur  Kenntnis  nehmend,  nur 
nochmals  der  Erwartung  Ausdruck,  dass 
bei  den  ferneren  Anträgen  auf  Ertheilung 
von  Eisenbahnconcessionen  und  anderen 
Actienunternehmungen  die  Verhältnisse 
des  Geldmarktes  und  die  obwaltenden 
speciellen  Umstände  des  Falles  sowie  die 
jeweilig  eintretenden  sonstigen  öffent- 
lichen Interessen  und,  soweit  es  die  Eisen- 
bahnen betrifft,  insbesondere  die  bezeich- 
neten Lücken  an  der  westlichen  und  öst- 
lichen Grenze  des  Reiches  stets  die  sorg- 
fältige  Berücksichtigung   finden    werden. 

Noch  durch  andere  Mittel  war  die 
Regierung  in  der  Zeit,  in  welcher  sich  die 
Verhältnisse  auf  dem  Markte  der  Eisen- 
bahnwerthe  besonders  schwierig  gestaltet 
hatten,  demselben  zu  Hilfe  gekommen, 
um  die  ruhige  Entwicklung  des  vater- 
ländischen Eisenbahnwesens  thunlichst 
vor  tiefergreifenden  Störungen  zu  be- 
wahren. 

Nachdem  sich  immer  mehr  heraus- 
gestellt hatte,  dass  unter  den  obwaltenden 
ungünstigen  Zeitverhältnissen  Gesell- 
schaften für  vereinzelte  kleinere  Bahn- 
strecken, wenn  sie  auch  noch  so  sehr  im 
öffentlichen  Verkehrsinteresse  sich  als 
erwünscht  darstellten,  infolge  der  Unlust 
der  Capitalisten,  an  solchen  Unter- 
nehmungen theil  zu  nehmen,  nicht  gebildet 
werden  konnten,  favorisirte  die  Regierung 
die  Bildung  grösserer,  eine  bessere  Ge- 
währ selbständiger  Ertragsfähigkeit  bieten- 
der Gesellschaftskörper  durch  Fusionirung 
neu  zu  gründender  Privatbahnunter- 
nehmungen mit  kleineren,  und  namentlich 
mit  solchen  gleichartigen  Unternehmungen, 
die  zwar  concessionirt  wurden,  aber  an 
Geldmangel  zu  scheitern  drohten. 

Auf  solche  Weise  kam  insbesondere, 
nachdem  schon  vorher  im  Jahre  1855  die 
Vereinigung  der  neugebildeten  Staats- 
eisenbahngesellschaft     mit     der     Wien- 


Raaber  Bahn  und  im  darauffolgenden 
Jahre  diejenige  der  neu  gegründeten 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  mit  der  in  eine 
Locomoti  vbahn  umzuwandelnden  Budweis- 
Linz-Gmundner  Pferdeeisenbahn  statt- 
gefunden hatte,  hauptsächlich  durch  Ver- 
mittlung des  Finanzministers  Baron 
Brück  beim  Verkaufe  der  südlichen  und 
der  Tiroler  Staatseisenbahnen  jene  gross 
angelegte  Fusion  des  für  diese  letzteren 
neu  errichteten  Unternehmens  mit  der 
schon  bestandenen  lombardisch-venetia- 
nischen  und  central-italienischen  Eisen- 
bahngesellschaft sowie  mit  den  beiden 
eben  in  der  Errichtung  begriffenen  Unter- 
nehmungen der  Kaiser  Franz  Josef- 
Orientbahn-Gesellschaft  und  der  Kärntner 
Bahn  zu  einem  einheitlichen  Unternehmen 
unter  dem  Titel  »k.  k.  priv.  südliche 
Staats-,  lombardisch  -  venetianische  und 
central-i.talienische  Eisenbahngesellschaft« 
zu  Stande,  das  ein  Betriebsnetz  von  über 
3000  km  umfasste. 

In  der  Zeit  der  grössten  Bedrängnis 
des  Geldmarktes,  als  zu  Beginn  des  Früh- 
jahres 1857  eine  verderbliche  Geld-  und 
Handelskrisis  über  ganz  Europa  herein- 
gebrochen war,  kam  schliesslich  die 
Regierung,  ähnlich  wie  schon  zu  Kübeck's 
Zeiten,  um  dem  drohenden  Sturze  aller 
Effecten  einen  Damm  entgegenzustellen, 
dem  Markte  noch  durch  Aufkauf  von  Eisen- 
bahnactien,  namentlich  der  Theisseisen- 
bahn  und  der  Elisabeth-Bahn,  bis  zum  Be- 
trage von   10,000.000  fl.  zu  Hilfe. 

Diese  Action  der  Regierung,  welche 
auch  von  der  Creditanstalt  für  Handel 
und  Gewerbe  in  Wien  aufs  kräftigste 
unterstützt  wurde,  war  thatsächlich 
von  einem  günstigen  Erfolge  begleitet, 
indem  unter  allen  europäischen  Börsen 
die  Wiener  Börse  sich  noch  verhältnis- 
mässig am  besten  zu  behaupten  ver- 
mochte und  wenigstens  die  schon  be- 
gonnenen Eisenbahnarbeiten  allerorten 
ungestört  fortgesetzt  werden  konnten. 

In  der  Neuconcessionirung  von  Eisen- 
bahnunternehmungen allerdings  trat  in- 
folge der  geschilderten  Verhältnisse,  die 
durch  die  Kriegsereignisse  des  Jahres 
1859  noch  eine  bedeutende  Verschärfung 
erlitten,  eine  völlige  Stockung  ein,  die 
lange  Zeit,  bis  tief  in  die  erste  Hälfte 
der  Sechziger-Jahre  hinein,  anhielt. 
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Wiedererrichtung  einer  staatli- 
chen Eisenbahnaufs  ich  tsb  eh  örd  ein 
der  Generalinspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen.  Infolge 
der  allmählichen  Ueberleitung  des  staat- 
lichen Eisenbahnbesitzes  in  die  Hände 
von  Privateisenbahnunternehmungen  und 
der  Neuconcessionirung  einer  ganzen 
Reihe  von  Privateisenbahngesellschaften 
seit  dem  Jahre  1855  ergab  sich  neuer- 
dings, und  zwar  in  erhöhtem  Masse,  das 
Bedürfnis,  für  eine  besondere  und  ein- 
heitliche Ueberwachung  des  Bahnbetriebs- 
dienstes durch  Staatsorgane  Sorge  zu 
tragen. 

Dies  Bedürfnis  führte  zur  Wieder- 
errichtung der  schon  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  Jahre  1851  vor- 
gesehenen Generalinspection,  die  aber 
nunmehr  auf  Grund  kaiserlicher  Ent- 
schliessung  vom  1.  Februar  1856  in  ge- 
nauerer Anlehnung  an  die  Bestimmungen 
der  eben  erwähnten  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung und  somit  auch  nicht  mehr  mit 
Ausdehnung  ihres  Wirkungskreises  auch 
auf  die  anderen  Communicationsanstalten, 
sondern  vielmehr  mit  Beschränkung  des- 
selben auf  die  Eisenbahnen  selbst  erfolgte. 

In  der  für  die  Generalinspection  auf 
Grund  der  kaiserlichen  Genehmigung 
unterm  8.  März  1856  hinausgegebenen 
Dienstinstruction  wurde  dieselbe  als  ein 
Organ  des  Ministeriums  für  Handel,  Ge- 
werbe und  öffentliche  Bauten  bezeichnet, 
welches  berufen  sei,  die  der  Staatsver- 
waltung in  der  Eisenbahnbetriebsord- 
nung vom  16.  November  185 1  vorbe- 
haltene höhere  Aufsicht  und  Controle 
zur  Handhabung  der  Sicherheit  und 
Ordnung  im  Betriebe  der  österreichischen 
Staats-  und  Privateisenbahnen  auszuüben. 

Ihre  Aufgabe  wurde  im  allgemeinen 
dahin  gekennzeichnet,  dass  sie  darüber 
zu  wachen  habe,  dass  alle  auf  die  Sicher- 
heit und  Ordnung  des  Eisenbahndienstes 
bezugnehmenden  Gesetze,  Verordnungen, 
Vorschriften  und  Instructionen  genau  be- 
folgt, die  wahrgenommenen  Gebrechen 
so  schnell  als  möglich  beseitigt  und  bei 
dienstwidrigen  Vorgängen  die  Schuld- 
tragenden zur  gesetzlichen  Verantwortung 
gezogen  werden. 

Die  Prüfung  der  öconomischen  und 
pecuniären     Gebarung     des     Eisenbahn- 


dienstes wurde  als  ausserhalb  des  Wir- 
kungskreises der  Generalinspection  ge- 
legen bezeichnet. 

Darnach  hatte  sich  also  der  Wirkungs- 
kreis der  Generalinspection  insbesondere 
zu  erstrecken :  auf  die  Aufsicht  über  die 
Erhaltung  der  Bahn  sammt  Zugehör  und 
der  Fahrbetriebsmittel,  auf  die  Ueber- 
wachung des  eigentlichen  Betriebsdienstes, 
speciell  der  Zusammenstellung  der  Züge, 
Fahrgeschwindigkeit,  Fahrordnungen,  Un- 
glücksfälle u.  s.  w.,  auf  die  Aufsicht  über 
die  Bahnbeamten  und  Diener  sowie  auf 
die  Ueberwachung  der  besonderen  Ver- 
pflichtungen der  Unternehmungen  gegen- 
über dem  Publicum  und  umgekehrt, 
namentlich  in  Ansehung  der  Personen- 
und  Sachenbeförderung,  eventueller  Be- 
schädigungen der  Bahn  etc. 

Die  Generalinspection  hatte  aus  dem 
Generalinspector  als  Vorstand  und  der 
erforderlichen  Anzahl  von  Commissären 
zu  bestehen.  Zu  ihrem  Vorstande  wurde 
zuerst  der  Ministerialrath  Alois  Negrelli 
Kitter  von  M  o  1  d  e  1  b  e  berufen  ;  nach 
dessen  am  1.  October  1858  erfolgtem 
Tode  wurde  mit  der  Leitung  derselben  pro- 
visorisch der  Sectionsrath  und  Referent  tür 
Eisenbahnbetriebsangelegenheiten  im  Mi- 
nisterium für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche  Bauten,  Johann  Tis  eher,  betraut. 

Sowohl  der  Vorstand  der  General- 
inspection, wie  die  ihm  beigegebenen 
Commissäre  waren  verpflichtet,  die  ihnen 
zur  Beaufsichtigung  zugewiesenen  Eisen- 
bahnen periodisch  und  auch  bei  beson- 
deren Anlässen  zu  bereisen,  wobei  sie 
ordentliche  Reisetagebücher  zu  führen 
hatten.  Der  Generalinspector  hatte  die 
Richtung  der  Reisen  der  Commissäre  zu 
bestimmen,  hiebei  auf  den  Grad  der 
Wichtigkeit  einzelner  Linien,  auf  einge- 
tretene bedenkliche  Ereignisse  sowie  auf 
Anzeigen  und  Beschwerden  besondere 
Rücksicht  zu  nehmen  und  dafür  zu  sorgen, 
dass  der  Regel  nach  jede  Eisenbahn 
wenigstens  einmal  im  Quartal  gehörig 
bereist  werde.  Der  Generalinspector  selbst 
hatte  wenigstens  einmal  im  Jahre  sämmt- 
liche  Eisenbahnen  zu  bereisen,  aber  auch 
sonst  in"wichtigen  Fällen  einzelne  Strecken 
zu  inspiciren. 

Weder  die  Commissäre  noch  der 
Generalinspector  waren  in  der  Regel  be- 
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rechtigt,  aus  Anlass  der  entdeckten 
Mängel  und  Gebrechen  aus  eigener 
Amtsgewalt  Verfügungen  und  Anord- 
nungen zu  treffen. 

Die  Commissäre  hatten  vielmehr,  ohne 
mit  den  Bahndirectionen  oder  mit  den 
einzelnen  Amtsvorständen  in  ämtliche 
Verhandlung  zu  treten,  lediglich  die  vor- 
gefundenen Mängel  und  Gebrechen  in 
die  bei  den  Eisenbahndirectionen  und  in 
den  Stationen  zu  führenden  Revisions- 
bücher kurz  einzutragen  und  über  die- 
selben an  den  Generalinspector  Bericht 
zu  erstatten.  Letzterer  hatte  die  von  den 
Commissären  angezeigten  sowie  die  auf 
seinen  eigenen  Bereisungen  vorgefundenen 
Mängel  und  Gebrechen,  soferne  sie  nicht 
zu  geringfügig  waren  und  nicht  schon 
durch  eine  Rücksprache  im  kurzen  Wege 
behoben  werden  konnten,  den  Betriebs- 
directoren  der  Staatsbahnen  und  den 
Directionen  der  Privatbahnen  vorerst  nur 
bekannt  zu  geben,  soferne  aber  die  Ab- 
stellung der  Gebrechen  nicht  erfolgte, 
oder  die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes 
ein  unverzügliches  Einschreiten  der  Staats- 
verwaltung erheischte,  die  den  Umständen 
erforderliche  Verfügung  nach  eingeholter 
Approbation  des  Ministers  zu  treffen  und 
den  Bahndirectionen  in  dessen  Auftrage 
hinauszugeben. 

In  dringenden  Fällen  jedoch,  wo 
Gefahr  im  Verzuge  war,  und  die  Sorge 
für  die  Abwendung  von  Nachtheilen, 
welche  die  Sicherheit  bedrohten,  eine 
augenblickliche  Verfügung  erheischte,  war 
eben  sowohl  der  Generalinspector,  als 
die  Commissäre  kraft  ihrer  aus  dem  Ge- 
setze fliessenden  Vollmacht  berechtigt 
und  verpflichtet,  die  den  Umständen  an- 
gemessene Verfügung  unter  eigener  Ver- 
antwortung zu  treffen;  sämmtliche  Be- 
amte und  Diener  der  Eisenbahnen  waren 
gehalten,  solchen  Anordnungen  des  Ge- 
neralinspectors  oder  der  Commissäre 
unbedingte  Folge  zu  leisten  und  hatten 
nur  das  Recht  einer  nachträglichen  Be- 
rufung an  das  Handelsministerium,  wenn 
sie  sich  durch  die  Anordnung  für  be- 
schwert erachteten. 

In  derlei  dringenden  Fällen  waren 
der  Generalinspector  und  die  Commissäre, 
falls  es  die  Sicherheit  des  Dienstes  er- 
forderte,   auch    berechtigt,    Beamte    und 


Diener  der  Eisenbahnen  augenblicklich 
zu  suspendiren ;  dagegen  wurde  davon 
Abstand  genommen,  der  Generalin- 
spection  eine  noch  weitergehende  Disci- 
plinargewalt  gegen  das  Personal  der 
Eisenbahnen  einzuräumen. 

Am  Schlüsse  jedes  Solarjahres  endlich 
hatte  der  Generalinspector  an  den  Mi- 
nister einen  Bericht  über  die  Wirksamkeit 
und  Leistungen  der  Generalinspection 
sowie  über  den  Zustand  der  Bahnen  in 
Betreff  der  Ordnung  und  Sicherheit  des 
Betriebsdienstes  zu  erstatten,  welchem 
auch  ein  umständlicher  Ausweis  über 
die  während  des  Jahres  vorgekommenen 
Unglücksfälle  und  Betriebsstörungen, 
dann  über  die  Resultate  der  hierüber  ab- 
geführten Untersuchungen  beizuschliessen 
war.  In  diesen  Bericht  hatte  der  General- 
inspector auch  die  den  Umständen  ent- 
sprechenden Anträge  auf  Aenderung  oder 
Vervollständigung  der  einschlägigen  Ge- 
setze und  Verordnungen  sowie  allfällige 
andere  Vorschläge  zur  Beseitigung  be- 
stehender Mängel  und  Gebrechen  aufzu- 
nehmen. 

Die  vorstehend  in  ihren  Grundzügen 
dargestellte,  erste  und  einfache  Organi- 
sation der  Generalinspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen,  als  der  nach 
dem  Gesetze  zur  Handhabung  der  Ord- 
nung und  Sicherheit  des  Bahnbetriebes 
berufenen  staatlichen  Aufsichtsbehörde, 
blieb  in  ihrer  Reinheit  nicht  lange  be- 
stehen. 

Der  eigenthümliche  Entwicklungsgang, 
den  das  Eisenbahnwesen  in  Oesterreich 
weiterhin  nahm,  verbunden  mit  der 
Thatsache,  dass  der  Dienst  bei  dem 
Ministerium  selbst,  ungeachtet  die  staat- 
lichen Aufgaben  auf  dem  Gebiete  des 
Eisenbahnwesens  ein  fortwährendes  Er- 
fassen und  Durchdringen  technischer 
Probleme  erfordern,  in  den  Folgezeiten 
mehr  oder  minder  einer  eigentlich  eisen- 
bahnfachlichen Organisation  entbehrte, 
brachten  es  mit  sich,  dass  der  General- 
inspection im  Laufe  der  Jahre  vom  Mi- 
nisterium in  immer  wachsendem  Umfange 
noch  andere  eisenbahnfachliche  Aufgaben 
überwiesen  wurden,  und  dass  ihr  ins- 
besondere neben  ihrem  eigentlichen,  ur- 
sprünglichen Berufe  zur  Ueberwachung 
des  Eisenbahnbetriebsdienstes,  nicht  zum 
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Vortheile  seiner  intensiven  Bethätigung, 
immer  ausgeprägter  noch  eine  zweite 
bedeutsame  Function,  nämlich  die  einer 
eisenbahntechnischen  Consultativbehörde 
des  Ministeriums,  zugesprochen  wurde. 
Diese  Verhältnisse  waren  die  Ursache, 
dass  in  den  nächsten  Decennien,  wie  die 
weitere  Darstellung  zeigen  wird,  gerade 
der  Dienst  der  Generalinspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  fortgesetzten 
Umorganisationen  unterworfen  war;  und 
da  man  hiebei  lange  nicht  zu  allseitig 
befriedigenden  Resultaten  zu  gelangen 
vermochte,  kam  der  Ruf  nach  Reorgani- 
sation dieser  wichtigen  Behörde  während 
der  ganzen  dritten  Periode  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  wo  die  Generalinspection 
durch  die  Wiederaufnahme  des  Staats- 
eisenbahnbetriebes im  Grossen  überhaupt 
augenblicklich  an  Bedeutung  verlor,  nicht 
zur  Ruhe. 

Auflösung  des  Ministeriums 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten;  Uebergang  der 
E  is  e  n  b  a  h  n  a  g  e  n  d  e  n  an  das 
Finanzministerium.  Als  nach 
Beendigung  des  italienischen  Feldzuges 
im  Jahre  1859  die  Finanzlage  des 
Staates  die  Vornahme  weitgehender  Er- 
sparungen in  allen  Zweigen  des  Staats- 
haushaltes erheischte,  wurde  unter  an- 
derm  mit  kaiserlichem  Handschreiben  vom 
21.  August  1859  verfügt,  dass  das  Mini- 
sterium für  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten  aufzulösen  sei.  Mit  weiterer 
kaiserlicher  EntSchliessung  vom  12.  Sep- 
tember 1859  wurde  hierauf  mit  Wirk- 
samkeit vom  I.  November  1859  die  Auf- 
teilung der  Agenden  dieses  Ministeriums 
unter  die  Ministerien  des  Aeussern,  des 
Innern,  der  Finanzen,  für  Cultus  und 
Unterricht  sowie  unter  die  oberste  Rech- 
nungscontrolbehörde  genehmigt. 

Hiebei  gingen  unter  anderm  in  Bau- 
sachen die  Bewilligung  von  neuen  Bauten, 
Reparaturen,  Herstellungen,  Reconstruc- 
tionen,  Ergänzungen  etc.,  soweit  sie  Eisen- 
bahnen betrafen,  vorbehaltlich  der  dem 
Ministerium  des  Innern  vom  Standpunkte 
der  politischen  Verwaltung  zustehenden 
Einflussnahme  bezüglich  der  Baulinien, 
Baupolizei,  Expropriationen,  weiters  in 
Angelegenheiten     der     Communications- 


anstalten  alle  auf  Staats-  und  Privat- 
eisenbahnen, auf  die  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung auf  Telegraphenangelegen- 
heiten, auf  Postsachen  und  auf  ander- 
weitige Transportmittel  bezüglichen  Ge- 
schäfte auf  das  Finanzministerium  über, 
so  dass  von  da  ab  diesem  Ministerium 
die  gesammten  Agenden  des  Eisenbahn- 
wesens unterstellt  waren. 

Im  Finanzministerium  wurde  für  diese 
Agenden  an  Stelle  der  im  Ministerium 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  bestandenen  sechs,  die  Bildung 
von  nur  zwei  Departements  in  Aussicht 
genommen,  und  zwar  eines  administra- 
tiven unter  dem  Sectionsrathe  Dr.  Vincenz 
Maly  und  eines  technischen,  für  dessen 
Leitung  der  Ministerialrath  Dr.  Karl 
Ritter  von  Ghega  ausersehen  war. 

Ausserdem  wurde  im  Schosse  des 
Ministeriums  sofort  zur  Austragung  der 
älteren  Staatseisenbahnangelegenheiten 
eine  Ministerialcommission  bestellt,  der 
die  Aufgabe  gesetzt  war,  den  noch  von 
der  Staatsverwaltung  im  Jahre  1848  be- 
gonnenen Ausbau  der  Wiener  Verbin- 
dungsbahn zwischen  der  Süd-  und  Nord- 
bahn zu  vollenden  und  alle  auf  den  Bau 
oder  Betrieb  der  bestandenen  Staatsbahnen 
Bezug  nehmenden  Geschäfte  abzuwickeln, 
wozu  namentlich  die  Liquidirungen  mit 
den  Bauunternehmern  und  Lieferanten, 
die  Collaudirung  der  vollendeten,  jedoch 
nicht  beglichenen  Bauten,  die  rückstän- 
digen Grundeinlösungen  und  die  Ordnung 
der  Verhältnisse  der  Beamten  und  Diener 
der   bestandenen  Staatsbahnen    gehörten. 

Die  Leitung  dieser  Ministerialcom- 
mission, welche  ermächtigt  war,  die  vor- 
kommenden Verhandlungen  in  den  Gren- 
zen des  Wirkungskreises,  wie  er  für  die 
bestandene  Centraldirection  für  Eisen- 
bahnbauten vorgeschrieben  war,  selb- 
ständig zu  erledigen,  wurde  dem  Sections- 
rathe Eduard  Gerl  und  nach  dessen 
Betrauung  mit  der  Leitung  der  Post- 
direction  in  Wien,  im  December  1860, 
dem  Ministerialrathe  des  aufgelösten 
Handelsministeriums  Johann  P  i  c  h  1  e  r 
übertragen. 

Infolge  der  Uebernahme  sämmtlicher 
Agenden  des  Eisenbahnwesens  wurde 
dem  Finanzministerium  nunmehr  auch 
die  Generalinspection  der  österreichischen 
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Eisenbahnen  unterstellt,  hiebei  aber  be- 
reits eine  erstmalige  Abänderung, 
beziehungsweise  Erweiterung  ihres  Wir- 
kungskreises vorgenommen ;  dieselbe 
wurde  nämlich  jetzt  nicht  blos  zur  Con- 
trole  und  Handhabung  der  Ordnung  und 
Sicherheit  im  Betriebe  der  Eisenbahnen 
nach  den  Bestimmungen  ihrer  Dienstes- 
instruction  vom  8.  März  1856  berufen, 
sondern  es  wurde  ihr  auch  noch  die 
Ueberwachung  der  statutenmässigen  und, 
soweit  der  Staat  eine  Zinsengarantie  über- 
nommen hatte,  auch  der  öconomischen 
Gebarung  der  Privateisenbahnen  über- 
tragen, dergestalt,  dass  nunmehr  auch 
die  Functionen  der  nach  den  Concessions- 
bestimmungen  und  den  genehmigten 
Statuten  der  einzelnen  Bahngesellschaften 
bei  denselben  zu  bestellenden  landes- 
fürstlichen Commissäre  mit  der  General- 
inspection  vereinigt  wurden. 

Diese  Massnahme  verfolgte  den  Zweck, 
in  diesen  wichtigen  Beziehungen  eine 
wirksamere  Ueberwachung  der  Bahn- 
gesellschaften zu  erzielen,  als  eine  solche 
durch  die  bisherigen,  mit  anderen  Ob- 
liegenheiten voll  in  Anspruch  genomme- 
nen landesfürstlichen  Commissäre  be- 
wirkt werden  konnte. 

Zur  Durchführung  dieser  Neuerung 
wurden  bei  der  Generalinspection  in  der 
Person  ihres  provisorischen  Leiters,  des 
Sectionsrathes  Johann  Tisch  er,  sowie 
des  Oberinspectors  Johann  Ferdinand 
Wagner  zwei  landesfürstliche  Com- 
missäre, und  zwar  der  erstere  für  die 
sämmtlichen  Eisenbahnen  am  rechten 
Donauufer  und  für  diejenigen  in  der  ita- 
lienischen Provinz  und  der  zweite  für 
die  Bahnen  am  linken  Donauufer  und  die 
dahin  führenden  Strecken,  bestellt. 

Beide  landesfürstlichen  Commissäre 
hatten  die  Aufgabe,  bei  den  ihnen  zu- 
gewiesenen Gesellschaften  sowohl  per- 
sönlich, als  auch  mit  Hilfe  der  ihnen 
zugetheilten  Inspectionscommissäre  nicht 
nur  die  Sicherheit  und  Ordnung  des  Bahn- 
betriebes, sondern  auch  diestatutenmässige 
und,  wo  die  Staatsverwaltung  eine  Zinsen- 
garantie übernommen  hatte,  auch  die 
öconomische  Gebarung  gehörig  zu  über- 
wachen. 

Weiter  gehörten  dieselben  in  die- 
ser   ihrer    Eigenschaft    auch    noch   jener 


Commission  als  Mitglieder  an,  welche 
beim  Finanzministerium  im  Interesse  des 
Schutzes  der  inländischen  Industrie  zur 
Ueberwachung  und  Handhabung  der 
einer  Reihe  von  Eisenbahngesellschaften 
concessionsmässig  für  eine  bestimmte 
Zeit  eingeräumten  Zollbegünstigungen 
unter  dem  Vorsitze  des  Sectionschefs 
Dr.  Ritter  v.  Hock  neu  bestellt  worden 
war. 

Die  beiden  ernannten  landesfürstlichen 
Commissäre  hatten  sich  imVerhinderungs- 
falle  gegenseitig  zu  substituiren  und  ihre 
einschlägigen  Functionen  im  Sinne  der 
im  allgemeinen  für  die  Wirksamkeit  der 
landesfürstlichen  Commissäre  erlassenen 
Directiven  auszuüben. 

Es  wurde  aber  vom  Finanzminister 
die  Willensmeinung  dahin  ausgesprochen, 
dass  beide  landesfürstlichen  Commissäre 
von  dem  ihnen  nach  den  Statuten  der  ein- 
zelnen Gesellschaften  vorbehaltenenRechte, 
den  Verwaltungsrathssitzungen  beizu- 
wohnen, nicht  in  allen  Fällen  Gebrauch 
zu  machen  haben,  sondern  dass  sie  auch 
ohne  ein  solches  fortwährendes  Erschei- 
nen bei  den  Sitzungen  die  erforderliche 
Controle  durch  die  Einsichtnahme  der 
Sitzungsprotokolle  und  durch  ununter- 
brochene Einsicht  in  die  Verhandlungen 
auszuüben  in  der  Lage  sein  werden. 

Als  nach  Ghega's  Tode  das  De- 
partement für  technische  Eisenbahnan- 
gelegenheiten im  Finanzministerium  auf- 
gelöst worden  war,  wurden  auch  die 
diesfälligen  Agenden,  und  so  namentlich 
zum  erstenmal  auch  die  Erstattung 
von  technischen  Gutachten  in  Eisenbahn- 
sachen, der  Generalinspection  unter  Zu- 
weisung des  in  diesem  Departement  vor- 
handen gewesenen  Personals  übertragen. 

Errichtung  eines  Ministeriums 
für  Handel  und  Volkswirt- 
schaft und  Zuweisung  des  Eisen- 
bahnwesens an  dasselbe.  Der 
Beginn  der  constitutionellen  Aera  in 
Oesterreich  im  Februar  1861  brachte 
auch  die  Neubegründung  eines  Mini- 
steriums für  Handel  und  Volkswirt- 
schaft, dem  auf  Grund  kaiserlicher  Ent- 
schliessung  vom  10.  April  1861  die  An- 
gelegenheiten des  Handels,  der  Gewerbe 
und  der  Schiffahrt,    dann  diejenigen  der 
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Communicationsanstalten  sowie  dieoberste 
Leitung  der  Landescultur  überwiesen 
wurden. 

Zum  Minister  für  Handel  und  Volks- 
wirthschaft  war  mit  kaiserlichem  Hand- 
schreiben vom  4.  Februar  1861  Mathias 
Constantin  Graf  von  Wickenburg 
[siehe  Abb.  362  Bd.  L,  1.  Theil,  Seite  449] 
ernannt  worden. 

Insbesondere  in  Ansehung  der  Agenden 
der  Communicationsanstalten  wurde  der 
specielle  Wirkungskreis  des  neuen  Mini- 
steriums mit  der  citirten  kaiserlichen  Ent- 
schliessung  dahin  festgesetzt,  dass  bei 
demselben  fortan  zu  behandeln  seien : 

die  Mitwirkung  bei  der  Entscheidung 
über  die  Anlegung  neuer  oder  Auf- 
lassung bestehender  Land-  und  Wasser- 
verbindungen von  grösserer  Wichtigkeit ; 

die  Einleitungen  und  Vorverhandlungen 
zum  Abschluss  von  Eisenbahnstaats- 
verträgen und  die  Ueberwachung  der 
Ausführung  solcher  Verträge ; 

die  Festsetzung  der  Tarife  und  die 
Ratificirung  von  Verträgen  mit  den  Ver- 
waltungen von  Eisenbahnen  oder  anderen 
Verkehrsanstalten  über  den  Anschluss 
des  Verkehrs  oder  die  Bedingungen  des- 
selben ; 

die  Verhandlungen  wegen  Ertheilung 
von  Concessionen  zum  Bau  von  Privat- 
eisenbahnen, die  Handhabung  der  mit 
der  kaiserlichen  Entschliessung  vom 
16.  November  1851  genehmigten  Eisen- 
bahnbetriebsordnung, endlich  die  Mit- 
wirkung bei  der  Erlassung  neuer  und 
der  Revision  der  bestehenden  Gesetze  in 
Post-  und  Telegraphenangelegenheiten, 
dann  bei  dem  Abschlüsse  von  Staatsver- 
trägen über  den  Post-  und  Telegraphen- 
verkehr. 

Mit  dem  kaiserlichem  Handschreiben 
vom  30.  August  1862  wurde  später  noch 
bestimmt,  dass  ab  I.  November  1862 
auch  die  Leitung  des  Post-  und  Tele- 
graphenwesens wieder  aus  dem  Finanz- 
ministerium an  das  Handelsministerium 
überzugehen  habe. 

Dem  Ministerium  der  Finanzen  blieb 
dagegen  auch  weiterhin  übertragen  die 
Abwicklung  der  noch  schwebenden  Ge- 
schäftsgegenstände der  aufgelösten  Cen- 
traldirection  für  Staatseisenbahnbauten 
mittels  der  hiefür  gebildeten  Ministerial- 


commission*)  und  die  Mitwirkung  bei 
Ueberwachung  der  eine  Staatsgarantie 
oder  Subvention  geniessenden  Eisenbahn- 
unternehmungen. 

Im  Hinblick  auf  den  infolge  Weg- 
falls des  ganzen  Staatseisenbahnwesens 
weitaus  eingeengteren  Wirkungskreis  des 
neuen  Ministeriums  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft in  Eisenbahnangelegenheiten 
gegenüber  demjenigen  des  früher  be- 
standenen Ministeriums  für  Handel,  Ge- 
werbe und  öffentliche  Bauten  [vgl.  oben 
Seite  196]  war  nun  auch  die  innere 
Dienstesorganisation  für  diesen  Ge- 
schäftszweig bei  dem  ersteren  eine  ent- 
sprechend einfachere. 

Während  im  früheren  Ministerium  zuletzt 
sechs  Departements  für  die  Angelegenhei- 
ten des  Eisenbahnwesens  bestanden,  wurde 
nunmehr  für  diese  gesammten  Agenden 
mit  Inbegriff  derjenigen  der  untergeord- 
neten Generalinspection  der  Eisenbahnen 
ein  einziges  Ministerialdepartement  auf- 
gestellt ;  mit  der  Leitung  desselben  wurde 
anfänglich  der  Sectionsrath  Dr.  Vincenz 
von  Maly  und  nach  dessen  Berufung 
in  eine  andere  Geschäftssphäre  des  Mi- 
nisteriums Ministerialrath,  Adalbert  Ritter 
von  S  c  h  m  i  d  betraut. 

Mit  der  Neuerrichtung  des  Ministe- 
riums für  Handel  und  Volkswirtschaft 
war  an  dasselbe  auch  wieder  die  k.  k. 
Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  und  zwar  vorläufig  in  der- 
selben Verfassung,  wie  sie  zuletzt  unter 
dem  Finanzministerium  bestand,  über- 
gegangen. 

Speciell  zur  Berathung  eingelangter 
Eisenbahnconcessionsgesuche  wurde  in 
dem  neu  errichteten  Ministerium  für 
Handel  und  Volkswirthschaft  ein  ständiges 
Comite  aus  Vertretern  der  betheiligten 
Centralstellen  gebildet. 

Aenderungen  in  der  Organi- 
sation der  staatlichen  Eisenbahn- 
behörden  bis  zum  Jahre  1867;  Re- 
organisation der  Generalinspec- 


*)  Diese  Ministerialcommission  wurde 
erst  mit  I.  December  1864  aufgelöst,  und 
wurden  von  da  ab  die  betreffenden  Ab- 
wicklungsgeschäfte, die  sich  noch  bis  zum 
Jahre  1877  ninauszogen,  in  einem  Departement 
des  Finanzministeriums  fortgeführt. 
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tion  vom  Jahre  1866.  Gleich  in  die 
ersten  Jahre  der  Thätigkeit  des  neuen  Mini- 
steriums fiel  der  schon  in  der  allgemeinen 
Geschichte  des  österreichischen  Eisenbahn- 
wesens im  ersten  Bande  dieses  Werkes*)  ein- 
gehend geschilderte,  langwierige  und  viel- 
fach unerquickliche  Kampf  der  Regierung 
miteiner  Reihe  jüngerer  garantirter  Bahnen 
unter  der  Führung  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  über  die  Auslegung  und  Anwendung 
der  concessionsmässigen  Garantiebestim- 
mungen, welcher  noch  verschärft  wurde 
durch  die  Stellungnahme  auch  des 
Parlamentes  gegen  das  damals  in  An- 
wendung gebrachte  Garantiesystem  und 
dessen  coulantere  Durchführung  bei  den 
garantirten  Eisenbahnen. 

Vom  Jahre  1864  an  trat  noch  hinzu 
die  gleichfalls  bereits  in  dem  Abschnitte 
über  die  allgemeine  Geschichte  des  öster- 
reichischen Eisenbahnwesens**)  des  nähe- 
ren erörterte  Bewegung  zur  neuerlichen 
planmässigen  Erweiterung  des  österreichi- 
schen Eisenbahnnetzes,  zu  welcher  der  erste 
Anstoss  durch  die  in  diesem  Jahre  über 
eine  solche  Erweiterung  veröffentlichte 
Denkschrift  der  Regierung  gegeben  worden 
war,  welche  aber  erst  unmittelbar  nach  Be- 
endigung des  deutsch-italienischen  Feld- 
zuges vom  Jahre  1866,  eingeleitet  durch 
das  denkwürdige  kaiserliche  Hand- 
schreiben vom  18.  October  1866,  ernstlich 
in  Fluss  kam,  um  sodann  in  den  darauf 
gefolgten  Jahren  des  wirthschaftlichen 
Aufschwunges  bis  1873  die  intensivste 
Bethätigung  zu  erfahren. 

Alle  diese  Verhältnisse  Hessen  nur 
zu  bald  die  erste  einfache  Organisation 
des  Eisenbahndienstes  im  Ministerium 
für  Handel  und  Volkswirtschaft,  und 
insbesondere  diejenige  der  diesem  Mini- 
sterium als  staatliche  Eisenbahnaufsichts- 
behörde unmittelbar  untergeordneten  Ge- 
neralinspection  der  Eisenbahnen,  als  un- 
zulänglich erscheinen. 

Schon  im  Jahre  1862  erscholl  im 
Parlamente  bei  Berathung  des  Budgets 
des  Ministeriums  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft pro  1 863  der   Ruf  nach  einer 


*)  H.  Strach :  Geschichte  der  Eisenbahnen 
Oesterreich-Ungarns  von  den  ersten  Anfängen 
bis  zum  Jahre  1867;  im  I.  Bande,  I.  Theil 
dieses  Werkes,  Seite  4^7,  dann  470  ff. 

**)  Ebendaselbst  Seite  482  ff. 


entsprechenden  Erweiterung  des  Wirkungs- 
kreises und  einer  solchen  Reorganisation 
der  Generalinspection,  welche  eine 
strengere  und  wirksamere  Controle  der 
von  Seite  der  Staatsverwaltung  eine 
Zinsengarantie  geniessenden  Privateisen- 
bahnunternehmungen ermöglichte,  —  ein 
Ruf,  der  in  den  folgenden  Jahren  immer 
dringender  und  lauter  wurde,  je  mehr 
sich  im  Parlamente  die  Klagen  über 
einen  leichtsinnigen  und  verschwenderi- 
schen Vorgang  der  Bahngesellschaften 
zum  Nachtheile  der  staatlichen  Garantie- 
verpflichtungen häuften. 

Als   nun  infolge  der  oben  erwähnten 
Bewegung    zur    Erweiterung    des    öster- 
reichischen Eisenbahnnetzes  der  General- 
inspection   noch  dadurch  eine  neue  Auf- 
gabe   erwuchs,    dass    sich  das  Bedürfnis 
herausstellte,  zum  Zwecke  der  Ertheilung 
von       neuen       Eisenbahnenconcessionen, 
insbesondere    in  Fällen,    wo    vom  Staate 
|  eine   Zinsengarantie    oder   eine    sonstige 
besondere  Subvention  übernommen  werden 
!  sollte,    durch    diese    Behörde    noch  theil- 
j   weise  Tracirungen   und   beziehungsweise 
I  die    Prüfung    vorgelegter    Projecte    und 
i  Pläne    an    Ort    und    Stelle     vornehmen 
sowie  alle  sonstigen  Momente  feststellen 
j  zu  lassen,  welche  für  die  zu  bewilligende 
Staatssubvention  entscheidend   sein  konn- 
ten, sah    sich    der  damalige  Minister  für 
Handel     und    Volkswirthschaft,     Contre- 
admiral  Bernhard  Freiherr  von  W  ü  1 1  e  r  s- 
torf-Urbair     [Abb.    10],     der     dieses 
Portefeuille    seit  30.  September  1865    in 
Händen    hatte,     veranlasst,    dem    Kaiser 
unterm    26.  April  1866    den    Antrag  auf 
eine      zeitgemässe      Reorganisation     der 
Generalinspection  zu  unterbreiten. 

Nach  diesem  Anfrage  sollte  die  Ge- 
neralinspection als  Organ  des  Ministers 
für  Handel  und  Volkswirthschaft  künftig 
die  Aufgabe  haben: 

a)  für  die  Sicherheit  und  Ordnung 
des  Betriebes  auf  den  österreichischen 
Eisenbahnen  Sorge  zu  tragen ; 

b)  dem  Ministerium  für  Handel  und 
Volkswirthschaft   in  Eisenbahnangelegen- 

1  heiten     als     technisches    Hilfsorgan     zu 
dienen  und 

c)  mittels  der  für  die  concessionirten 
'  Eisenbahngesellschaften  aufzustellenden 
I  landesfürstlichen  Commissäre   gegenüber 
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denselben  in  gesetzlicher  und  Statuten- 
massiger,  sowie  bei  den  von  der  Staats- 
verwaltung subventionirten  Unternehmun- 
gen, auch  in  öconomischer  Hinsicht  die 
Ueberwachung  und  Controle  auszuüben. 
In  letzterer  Beziehung  sollte  darnach 
auch  in  Zukunft  an  dem  schon  seinerzeit 
vom  Finanzministerium  eingeführten  Vor- 
gange festgehalten  werden,  dass  im  all- 
gemeinen der  Dienst  der  landesfürstlichen 
Commissäre,  um  für  denselben  eine  ein- 


Belangend    den  obigen  Punkt  ad  6), 

so    trug    sich    Freiherr    von    W  ü  1 1  e  r  s- 

torf  noch  mit  dem    weiteren  Gedanken, 

I  bezüglich  aller  in  Aussicht  genommenen 

Bahnen,    welche   für  die   Monarchie    ein 

erhöhtes    politisches,     militärisches     und 

1   volkswirtschaftliches  Interesse  böten,  und 

j  sich  sonach  als  eigentliche  Reichsbahnen 

'  darstellten,  im  Interesse  des  garantirenden 

:  Staatsschatzes    die   Tracirung    und  Aus- 

|  arbeitung  der  Projecte    im  Detail    ohne- 


heitliche  Leitung  zu  gewinnen,  bei  der 
Generalinspection  concentrirt  werde,  der- 
gestalt, dass  auch  dann,  wenn  im  ein- 
zelnen Falle  die  Function  eines  landes- 
fürstlichen Commissärs  einen  Beamten 
des  Ministeriums  übertragen  wurde,  er 
in  dieser  Function  dem  Generalinspector 
untergeordnet  war.  Nur  mit  der  bisherigen 
Cumulirung  der  landesfürstlichen  Com- 
missärstellen  auf  einige  wenige  Personen 
gedachte  man  zu  brechen  und  vielmehr, 
um  diesen  Ueberwachungsdienst  inten- 
siver zu  gestalten,  eine  Vertheilung  der 
fraglichen  Stellen  auf  breiterer  Basis  vor- 
zunehmen. 


weiters  ganz  durch  die  Generalinspection 
vornehmen  zu  lassen. 

Entsprechend  diesem  neu  festgestellten 
und  erweiterten  Wirkungskreise  der 
Generalinspection  wurde  von  dem 
Minister  beantragt,  den  Personalstand 
der  Generalinspection  mit  einem  General- 
inspector im  Range  eines  Ministerialrathes 
als  Vorstand,  zwei  Oberinspectoren,  vier 
Inspectoren,  sechs  Inspectionscommissären 
und  zwei  Ingenieuren  zu  systemisiren. 

Diese  Anträge  erhielten  unterm  7.  Mai 
1866  die  kaiserliche  Genehmigung;  zum 
Generalinspector  wurde  mit  weiterer 
kaiserlicher    Entschliessung  vom   14.  Mai 
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1866  der  bisherige  provisorische  Leiter 
der  Generalinspection  Johann  Ferdinand 
Wagner  Ritter  von  Wagensburg 
ernannt. 

Kurze  Zeit  hierauf  wurde  noch  auf 
Grund  kaiserlicher  EntSchliessung  vom 
1 4.  Juni  1 866  das  Referat  für  administra- 
tives Eisenbahnwesen  im  Ministerium  für 
Handel  und  Volkswirthschaft  an  Stelle 
des  in  Ruhestand  getretenen  Ministerial- 
rathes  Ritter  von  S  c  h  m  i  d  dem  Sections- 
rathe  Johann  Pfeiffer  übertragen. 

Die  staatsrechtliche  Sonder- 
stellung der  Länder  der  ungari- 
schen Krone  im  Jahre  1867  in 
ihrer  Wirkung  auf  das  Eisenbahn- 
wesen. Im  folgenden  Jahre  1 867  schuf  die 
staatsrechtliche  Sonderstellung  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  gegenüber  den 
übrigen  Provinzen  der  Monarchie  auch 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens 
neue  Verhältnisse. 

Aus  diesem  Anlasse  wurde  schon  im 
Mai  1867,  bevor  noch  diese  staatsrecht- 
liche Frage  der  legislativen  Erledigung 
theilhaftig  geworden  war.  im  Laufe  der 
bezüglichen  parlamentarischen  Commis- 
sionsverhandlungen  zwischen  dem  öster- 
reichischen Ministerium  für  Handel  und 
Volkswirthschaft  und  dem  neu  errichteten 
ungarischen  Ministerium  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communicationen  ein  be- 
sonderes Uebereinkommen  darüber  ge- 
troffen, in  welcher  Weise  bis  zur  Ermög- 
lichung der  definitiven  Ausscheidung  und 
Abtheilung  der  Agenden  des  Eisenbahn- 
wesens auf  Grund  der  von  den  beider- 
seitigen Legislativen  zu  fassenden  Be- 
schlüsse die  Eisenbahnbau-  und  Betriebs- 
angelegenheiten zu  behandeln  seien. 

In    diesem    vom  Kaiser    am    5.  Juni 

1 867  genehmigten  Uebereinkommen  wurde 
unter  anderm  bestimmt,  dass  bis  zu  der 
im  verfassungsmässigen  Wege  zu  be- 
wirkenden staatsrechtlichen  Regelung  des 
Verhältnisses  zwischen  den  zur  ungari- 
schen Krone  gehörigen  Ländern  und  den 
übrigen  Theilen  der  Monarchie  alle  ad- 
ministrativen Massnahmen  im  Gebiete 
des  Eisenbahnbaues  und  Betriebes  mit 
Inbegriff  der  Beeidigung  des  Betriebs- 
personals auf  Grund  der  bestehenden  Vor- 
schriften noch  durch  das  Wiener  Ministe- 


rium im  Einvernehmen  mit  dem  königlich- 
ungarischen Fachministerium  durchzu- 
führen seien,  und  dass,  um  in  der  not- 
wendigen Ueberwachung  des  Eisenbahn- 
baues und  Betriebes  keine  Stockung  ein- 
treten zu  lassen,  vorläufig  noch  in  Ofen 
eine  Expositur  der  Wiener  General- 
inspection mit  der  Benennung:  »König- 
liche Eisenbahninspection  für  das  Gebiet 
der  ungarischen  Krone«  errichtet  werde, 
welche  als  solche  die  Ueberwachung  des 
Eisenbahnbaues  und  Betriebes  in  den 
zum  Gebiete  der  ungarischen  Krone  ge- 
hörigen Ländern  zu  besorgen,  gleichzeitig 
aber  auch  als  Hilfsamt  des  königlich- 
ungarischen Ministeriums  für  öffentliche 
Arbeiten  und  Communicationen  zu  dienen 
haben  werde. 

Diese  Expositur  begann  am  1.  Juli 
1867  ihre  Wirksamkeit  und  functionirte 
bis  zur  Errichtung  einer  selbständigen 
königlich-ungarischen  Generalinspection 
am   1.  September   1868. 

Mit  den  Gesetzen  vom  27.  December 
1867  und  den  analogen  ungarischen  Ge- 
setzartikeln erfolgte  auf  verfassungsmässi- 
gem Wege  die  staatsrechtliche  Regelung 
des  Verhältnisses  der  Länder  der  unga- 
rischen Krone  mit  den  übrigen  Theilen 
der  Monarchie. 

Speciell  in  Ansehung  des  Eisenbahn- 
wesens wurde  in  dem  Grundgesetze  be- 
treffend die  allen  Ländern  der  Monarchie 
gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die 
Art  ihrer  Behandlung  festgesetzt,  dass 
Verfügungen  bezüglich  jener  Eisenbahn- 
linien, welche  das  Interesse  beider  Reichs- 
hälften berühren,  zwar  nicht  gemeinsam 
zu  verwalten,  jedoch  nach  gleichen,  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grund- 
sätzen zu  behandeln  seien. 

In  dem  Artikel  VIII  des  weiteren 
Gesetzes  betreffend  das  Zoll-  und  Handels- 
bündnis zwischen  den  Regierungen  beider 
Staatsgebiete  wurde  sohin  der  Grundsatz 
ausgesprochen,  dass  die  betreffenden 
Eisenbahnen  in  beiden  Ländergebieten 
nach  gleichartigen  Grundsätzen  verwaltet 
und  neu  herzustellende  Bahnen,  insoweit 
es  das  Interesse  des  gegenseitigen  Ver- 
kehrs erheischt,  nach  gleichartigen  Bau- 
und  Betriebsnormen  eingerichtet  werden 
sollen,  und  dass  insbesondere  die  Eisen- 
bahnbetriebsordnung und  das  Eisenbahn- 
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betriebsreglement  in  beiden  Länder- 
gebieten unverändert  zu  beobachten  seien, 
insolange  sie  nicht  im  gegenseitigen  Ein- 
vernehmen in  einer  für  beide  Theile 
gleichartigen  Weise   abgeändert  werden. 

Im  §  7  endlich  des  Gesetzes  betreffend 
die  Beitragsleistung  der  Länder  der  unga- 
rischen Krone  zu  den  Lasten  der  allge- 
meinen Staatsschuld  wurde  bestimmt, 
dass,  was  die  Verbindlichkeiten  anbe- 
langt, die  aus  den  den  Eisenbahngesell- 
schaften zustehenden  vertragsmässigen 
Garantien  hervorgehen,  dieselben  von 
derjenigen  Reichshälfte,  auf  deren  Terri- 
torium die  betreffende  Eisenbahn  liege, 
zu  tragen  seien,  wohingegen  dieser 
Reichshälfte  auch  die  Rückzahlungen  zu- 
gewiesen werden,  welche  etwa  von  der 
betreffenden  Gesellschaft  auf  die  bis  nun 
erhaltenen  Vorschüsse  geleistet  werden 
würden  —  ferner  dass  in  Betreff  der 
beide  Reichshälften  durchschneidenden 
Eisenbahnen,  namentlich  der  Südbahn, 
der  Staatseisenbahngesellschaft  und  der 
zu  erbauenden  Kaschau-Oderberger  Bahn, 
dann  der  Donau-Dampschiffahrtsgesell- 
schaft  ein  besonderes  Uebereinkommen 
getroffen  werden  solle. 

In  Durchführung  dieser  Gesetzesbe- 
stimmungen trat  am  24.  Februar  1868 
im  Ministerium  für  Handel  und  Volks- 
wirtschaft unter  dem  Vorsitze  des  Sections- 
Chefs  Dr.  Ritter  von  Maly  eine  Com- 
mission  zum  Zwecke  der  Regelung  und  Ab- 
grenzung des  Wirkungskreises  der  beider- 
seitigen Fachministerien  dies-  und  jenseits 
der  Leitha  in  Eisenbahn-  und  Flussschiff- 
fahrtsangelegenheiten  zusammen. 

Auf  Grund  der  Arbeiten  dieser  Com- 
mission  kam  mit  dem  Datum :  Wien 
den  29.  Juli  und  Ofen  den  2 1 .  August  1 868 
ein  provisorisches  Uebereinkommen  beider 
Regierungen  in  Betreff  des  Baues  und 
Betriebes  der  Eisenbahnen  zustande,  das 
seither,  und  zwar  gelegentlich  der  Er- 
neuerung des  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
für  die  Periode  vom  1.  Juli  1878  bis 
31.  December  1887,  gleichfalls  mit  der 
Massgabe  erneuert  wurde,  dass  es  auch 
weiterhin  und  insolange  in  Kraft  bleiben 
soll,  als  es  nicht  im  Einverständnisse 
beider  Regierungen  abgeändert  wird. 

In  diesem  Uebereinkommen  wurde 
zur  Durchführung  der  dualistischen  Ge- 
Geschichte der  Eisenbahnen  IV. 


staltung  der  Monarchie  auf  dem  speciellen 
Gebiete  des  Eisenbahnwesens  unter 
Anderm  grundsätzlich  ausgesprochen,  dass 
das  staatliche  Hoheitsrecht,  die  staatliche 
Oberaufsicht  und  alle  Regierungshand- 
lungen in  Bezug  auf  Eisenbahnen  ferner- 
hin ausschliesslich  von  derjenigen  Re- 
gierung zu  üben  seien,  in  deren  Gebiete 
sich  die  betreffenden  Bahnlinien  befinden, 
ferner  dass  hinsichtlich  der  gemeinsamen 
Eisenbahnen,  das  ist  derjenigen  Bahn- 
anstalten, deren  Linien  beide  Theile  der 
Monarchie  durchziehen,  das  Verfügungs- 
recht  unter  den  in  diesem  Ueberein- 
kommen näher  festgesetzten  Bedingungen 
jede  der  beiden  Regierungen  rücksichtlich 
desjenigen  Theiles  dieser  Bahnen  selb- 
ständig und  ausschliesslich  auszuüben 
habe,  welcher  sich  in  ihrem  Gebiete  be- 
finde, dass  jedoch  Massnahmen,  welche 
die  Geldkräfte  oder  den  Credit  solcher 
Bahnen  in  höherem  Masse  in  Anspruch 
nehmen,  wie  beispielsweise  die  Legung  von 
Doppel-  und  Stationsgeleisen,  Vermeh- 
rung des  Fahrparkes,  Errichtung  von 
Magazinen  und  dergleichen,  von  jedem 
Fachministerium  nur  im  Einvernehmen  mit 
dem  anderen  getroffen  werden  sollen, 
endlich  dass,  wenn  neue  gemeinsame 
Eisenbahnen  ins  Leben  gerufen  werden 
sollen,  die  Bewilligung  zu  den  Vorar- 
beiten sowohl,  wie  auch  die  Bau-  und 
Betriebsconcession  gleichzeitig  bei  beiden 
Regierungen  anzusuchen  und  beziehungs- 
weise die  Concessionsurkunden  von  den 
letzteren  abgesondert  für  ihr  Gebiet  aus- 
zustellen seien,  dass  aber  die  Bestimmung 
der  Anlage  sowie  die  Bedingungen  der 
Concessionirung  und  der  für  solche 
Unternehmungen  etwa  zu  gewährenden 
Begünstigungen  vor  deren  verfassungs- 
mässiger Behandlung  einer  Vereinbarung 
zwischen  beiden  Regierungen  unterzogen 
werden  sollen.  Bezüglich  der  gemein- 
samen Bahnen  wurde  in  diesem  Ueber- 
einkommen auch  noch  bestimmt,  dass 
für  die  Bahnabtheilung  in  jenem  Staats- 
gebiete, in  welchem  sich  der  Sitz  der 
betreffenden  Gesellschaft  oder  ihrer  Cen- 
tralverwaltung  nicht  befindet,  auf  Ver- 
langen der  betreffenden  Regierung  ein 
besonderes,  mit  den  entsprechenden  Voll- 
machten und  Einrichtungen  versehenes 
Verwaltungsorgan  [Betrieb  sdirection  oder 
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Betriebsinspectorat]    für   den  technischen 
und  commerziellen  Betrieb  aufzustellen  ist. 

Neuorganisation  der  General- 
inspection  vom  Jahre  1870; 
Berufung  technischerConsu- 
lenten.  Gelegentlich  der  Neubildung 
des  österreichischen  Cabinets  nach  Er- 
lassung der  Staatsgrundgesetze  vom 
21.  December  1867  wurden  die  Agenden 
der  Volkswirtschaft  von  dem  Ministerium 
für  Handel  und  Volkswirthschaft  losgelöst, 
und  wurde  für  dieselben  ein  eigenes 
Ackerbauministerium  errichtet. 

An  die  Spitze  des  hiernach  ver- 
bliebenen reinen  Handelsministeriums 
trat  zufolge  kaiserlichen  Handschreibens 
vom  30.  December  1867  Ignaz  Edler 
von  Plener.  [Abb.   II.] 

Dieser  Minister  sah  sich  angesichts 
des  rapiden  Aufschwunges,  welchen  der 
Bau  der  Eisenbahnen  in  den  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Königreichen  und  Län- 
dern seit  dem  Jahre  1867  nahm,  schon 
bald  vor  die  Thatsache  gestellt,  dass  die 
Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  ungeachtet  sie  durch  den 
Wegfall  des  das  ungarische  Gebiet  be- 
treffenden Ueberwachungsdienstes  auf 
der  einen  Seite  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Geschäftsentlastung  erfahren 
hatte,  der  Fülle  der  ihr  durch  jenen  Auf- 
schwungneu erwachsenen  Ueberwachungs- 
geschäfte  bei  ihrer  bisherigen  Organi- 
sation und  ihrem  bisherigen  Personal- 
stande nicht  mehr  in  ausreichender  Weise 
gerecht  zu  werden  vermochte. 

Die  Beschwerden  der  Eisenbahn- 
unternehmungen über  Verzögerungen  in 
der  Prüfung  vorgelegter  Bauprojecte  und 
in  der  Vornahme  der  Tracerevisionen 
wurden  immer  häufiger,  und  zahlreiche 
Klagen  des  Publicums  über  begründete 
Missstände  im  Betriebe  der  Eisenbahnen 
sprachen  für  die  Unzulänglichkeit  auch 
des  mit  diesen  Functionen  betrauten 
Personals  der  Generalinspection. 

Da  wiederholte  Vermehrungen  ihres 
Personalstandes,  namentlich  im  Laufe  des 
Jahres  1869,  dem  Uebel  noch  immer  nicht 
gründlich  abzuhelfen  vermochten,  sah 
sich  Minister  von  P 1  e  n  e  r  veranlasst,  eine 
abermalige  umfassende  Neuorganisirung 
dieser  Aufsichtsbehörde,  unter  entsprechen- 


der Erweiterung  ihres  Wirkungskreises, 
in  ernstliche  Erwägung  zu  ziehen. 

Angesichts  des  bedeutenden  damit 
verbundenen  Mehraufwandes  beabsich- 
tigte er  jedoch,  nach  dem  Beispiele  an- 
derer Staaten,  und  insbesondere  Frank- 
reichs, vorerst  im  Gesetzgebungswege 
die  Bahngesellschaften  zu  einer  ent- 
sprechenden Beitragsleistung  zur  Bestrei- 
tung der  Kosten  der  allgemeinen  Staats- 
aufsicht heranzuziehen. 

Minister  von  Plener  richtete  weiter 
als  der  erste  sein  Bemühen  auch  darauf, 
den  Einfluss  und  die  Autorität  der  Staats- 
verwaltung gegenüber  den  grossen  und 
mächtigen,  meist  von  tüchtigen  Fach- 
männern geleiteten  Eisenbahngesell- 
schaften, die  sich  auf  Grund  ihrer 
günstigen  Concessionsbestimmungen  im 
Laufe  der  Zeiten  eine  immer  grössere 
Bewegungsfreiheit  zu  verschaffen  ver- 
standen hatten,  allmählich  wieder  zu 
kräftigen.  Um  den  Contact  des  Mini- 
steriums mit  den  Bahngesellschaften 
einigermassen  inniger  zu  gestalten,  und 
den  Geschäftsverkehr  mit  denselben  zu 
vereinfachen  und  zu  erleichtern,  ordnete 
er  im  Jahre  1869  die  zeitweilige  Abhal- 
tung von  Conferenzen  mit  den  Bahn- 
anstalten im  Ministerium  an. 

Minister  von  P 1  e  n  e  r  fühlte  aber,  um 
den  so  vielfach  technische  Eisenbahn- 
fragen berührenden  EntSchliessungen  des 
Ministeriums  gegenüber  den  Bahngesell- 
schaften eine  grössere  Sicherheit  und 
ein  erhöhtes  Gewicht  zu  verschaffen, 
insbesondere  das  Bedürfnis,  für  den  Dienst 
der  obersten  Administrativbehörde,  und 
zwar  sowohl  im  Eisenbahnbauwesen, 
wie  für  den  Betrieb  und  das  Maschinen- 
wesen, anerkannte  technische  Capacitäten 
zu  gewinnen. 

Sein  Augenmerk  fiel  bezüglich  des 
Eisenbahnbauwesens  auf  den  Chef- 
Ingenieur  der  französischen  Orleans- 
Eisenbahn,  Wilhelm  von  Nördling  [siehe 
Abb.  2,  Bd.  II,  Seite  21],  und  in  An- 
sehung des  Betriebes  und  des  Maschinen- 
wesens auf  den  königlich  sächsischen 
Finanzrath  und  Staatseisenbahndirector, 
Max  Maria  Freiherr  von  Weber  [siehe 
Abb.   19,  Bd.  III,  Seite  41]. 

Den  Bemühungen  des  Ministers  ge- 
lang es  in  der  That,   beide  Fachmänner 
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für  den  österreichischen  staatlichen  Eisen- 
bahndienst zu  gewinnen. 

Auf  Grund  kaiserlicher  Genehmigung 
vom  19.  März  und  beziehungsweise  vom 
26.  April  1870  wurden  dieselben  in  der 
Eigenschaft  von  technischen  Consulenten 
des  Ministers  mit  dem  Titel  eines  Hof- 
rathes  vertragsmässig,  und  zwar  zunächst 
auf  die  Dauer  von 
fünf  Jahren,  en- 
gagirt. 

Die  Berufung 
dieserbeiden  tech- 
nischen Consu- 
lenten und  die 
Erkenntnis  der 
Nothwendigkeit, 
dieselben  zum 
Nutzen  des  Dien- 
stes so  rasch  als 
möglich  in  den 
Dienstorganismus 
der  obersten  Ad- 
ministrativbehör- 
de  einzufügen, 
Hessen  die  seit 
längerem  geplan- 
te Reorganisation 
der  Generalin- 
spection,  unge- 
achtet die  Frage 
der  Beitragslei- 
stung der  Bahn- 
gesellschaften zu 
den    Kosten    der 

Staatsaufsicht 
noch  nicht  gelöst 
werden  konnte, 
besonders  dring- 
lich erscheinen,  At 
dies  umsomehr,  als  bald  nach  der  Berufung 
der  beiden  Consulenten  gemäss  kaiserlicher 
Entschliessung  vom  12.  September  1870 
der  bisherige  Vorstand  der  General- 
inspection,  Ministerialrath  Ritter  von 
Wagner,  in  den  zeitlichen  Ruhestand  trat. 

Unterm  29.  November  1870  unter- 
breitete Sectionschef  Sisinio  von  Pretis- 
C  agn  o  d  o  [Abb.  1 2],  welcher  nach  Plener's 
Rücktritt  seit  12.  April  1870  die  Leitung 
des  Handelsministeriums  übernommen 
hatte,  dem  Kaiser  den  neuen  Organisations- 
plan fürdieGeneralinspection  sammt  zuge- 
hörigem Personal-  und  Besoldungsstatus. 


Nach  diesem,  vom  Kaiser  unterm 
6.  December  1870  genehmigten  Organi- 
sationsplane hatte  die  Generalinspection 
in  Anbetracht  der  Verschiedenartigkeit 
der  derselben  zugewiesenen  Geschäfte 
und  der  Massenhaftigkeit  des  von  ihr  zu 
bewältigenden  Materiales  ab  1.  Januar  187 1 
in  zwei  selbständige  Abtheilungen,  die 
eine  für  den  Bau 
und  die  andere 
für  den  Betrieb 
und  die  admini- 
strative Controle 
der  Bahngesell- 
schaften zu  zer- 
fallen, deren  jede 
von  einem  Ober- 
beamten mit  dem 
Titel  und  Cha- 
rakter   eines    Re- 

gierungsrathes 
geleitet      werden 
sollte. 

Zum  Vorstande 
der  Bauabthei- 
lung wurde  mit 
kaiserlicher  Ent- 
schliessung   vom 

19.  December 
1870  der  Oberin- 
genieur der  Staats- 
eisenbahngesell- 
schaft      Mathias 
Pischoff    er- 
nannt ;     mit    der 
Leitung   der   Be- 
triebsabtheilung 
wurde  einstweilen 
der       kaiserliche 
"•  Rath   und    Ober- 

inspector Martin  Riener  betraut;  ein 
definitiver  Vorstand  wurde  dieser  Abthei- 
lung erst  zufolge  kaiserlicher  Entschlies- 
sung vom  12.  April  1871  in  der  Person 
des  Verkehrsinspectors  der  Kaiserin  Elisa- 
beth-Bahn Karl  Barychar  gegeben. 

Die  Bauabtheilung  der  Generalinspec- 
tion hatte  zu  besorgen: 

Die  Begutachtung    der    einlangenden 
neuen  Bahnprojecte; 

die     Revision     der     vorgeschlagenen 
Tracen ; 

die  Begutachtung  der  Ergebnisse  der 
politischen  Bahnbegehungen; 
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die  Prüfung  der  Bauverträge  und  ihrer 
Behelfe; 

die  Prüfung  der  vorgelegten  Aus- 
führungspläne neuer  Linien; 

die  Prüfung  der  Projecte  für  Recon- 
structions-  und  Erweiterungsbauten  be- 
stehender Bahnen  und  die  Ueberwachung 
der  Bauausführung,  soferne  der  den  Be- 
trieb der  betreffenden  Bahn  überwachende 
Beamte  kein  Bauverständiger  war; 

die  Verhandlungen  mit  den  Behörden 
und  Parteien  in  allen  aus  Anlass  der 
Eisenbahnbauten  an  die  Generalinspection 
gelangenden  Beschwerdefällen ; 

die  Ueberwachung  der  Ausführung 
der  in  Bezug  auf  den  Eisenbahnbau 
erlassenen  Gesetze; 

die  Anstellung  und  Leitung  wissen- 
schaftlicher Studien  und  Versuche,  die 
sich  auf  Construction  und  Anordnung 
der  Eisenbahnbauten  bezogen,  und  die 
Untersuchung  neuer  Einrichtungen  und 
Erfindungen ; 

die  Vorschläge  für  die  Ergänzung  des 
technischen  Personals  der  Generalin- 
spectionsabtheilung  für  den  Eisenbahn- 
bau, endlich 

die  Leitung  der  vom  Handelsministe- 
rium angeordneten  Tracestudien,  sowie 
auch   allfälliger  Bauausführungen. 

Zur  Bewältigung  dieser  umfangreichen 
Agenden  wurde  die  Bauabtheilung  in  vier 
nach  räumlichen  Ueberwachungsbezirken 
gebildete  Inspectorate,  dann  in  die  beiden 
Abtheilungen  für  Brückenbau  und  für 
Tracirung  und  endlich  in  das  Referat 
für  Hochbauten,  Stationsplätze  und  feuer- 
sichere Herstellungen  gegliedert. 

In  den  Geschäftsbereich  der  Abthei- 
lung für  den  Betrieb  und  die  administrative 
Controle  der  Bahngesellschaften  gehörten : 

Die  technisch-polizeiliche  Prüfung  der 
zur  Eröffnung  gelangenden  Strecken  im 
Einvernehmen  mit  der  ersten  Abtheilung 
für  Eisenbahnbau; 

die  Vornahme  der  Kessel-  und  Loco- 
motivproben ; 

die  Prüfung  des  sonstigen  Fahrfundus, 
der  Einrichtung,  Signalisirung,  dann  der 
Instructionen  und  Vorschriften  für  das 
gesammte  Executivpersonal,  die  Beur- 
theilung  der  gesammten  Aufnahms-  und 
Tarifbestimmungen  und  die  Evidenzhal- 
tung derselben; 


die  Prüfung  der  Fahrordnungen ; 

die  Revision  der  einlangenden  Zugs- 
rapporte ; 

die  Behandlung  der  einlangenden 
Untersuchungen  über  Unfälle  und  Störun- 
gen im  Betriebe; 

die  Evidenzhaltung  der  Organe  des 
Betriebes  und  der  Militäraspiranten  für 
Eisenbahnbedienstungen ; 

die  Intervenirung  bei  den  Anforde- 
rungen, welche  von  der  Militärverwaltung 
an  die  Bahnanstalten  gestellt  wurden; 

die  Erstattung  von  Aeusserungen  über 
solche  den  Bahnbetrieb  betreffende  An- 
gelegenheiten, bezüglich  deren  die  Ent- 
scheidung dem  Handelsministerium  vor- 
behalten war,  oder  die  von  Behörden, 
von  Bahnanstalten  oder  Parteien  unmittel- 
bar an  dasselbe  gelangten  und  zur  Be- 
arbeitung der  Generalinspection  zuge- 
wiesen wurden ; 

die  Sammlung  und  Zusammenstellung 
statistischer  Daten; 

die  Prüfung  der  Betriebsrechnungen 
subventionirter  oder  mit  einer  Zinsen- 
garantie ausgestatteter  Eisenbahnen  unter 
Mitwirkung  des  betreffenden  landesfürst- 
lichen Commissärs; 

die  unmittelbare  Ueberwachung  des 
Verkehrs  und  aller  zum  eigentlichen  Be- 
triebsfache gehörigen  Angelegenheiten 
sowie  auch  des  Bauzustandes  der  im 
Betriebe  befindlichen  Bahnen ; 

die  Beeidigung  der  neu  angestellten 
Bediensteten,  endlich 

die  Vorschläge  über  Ergänzung  des 
technischen  Personals  der  Generalinspec- 
tionsabtheilung  für  den  Betrieb  und 
sonstige  Personalangelegenheiten. 

Für  die  Besorgung  der  vorstehend 
aufgezählten  Agenden  zerfiel  die  Betriebs- 
abtheilung in  sieben  nach  einzelnen  Bahn- 
gruppen gebildete  Inspectorate  [sogenannte 
Linieninspectorate],  denen  die  unmittel- 
bare Ueberwachung  des  Betriebsdienstes 
der  zu  der  betreffenden  Gruppe  gehörigen 
Eisenbahnen  in  allen  seinen  Zweigen 
oblag,  ferner  in  ein  administrativ-com- 
merzielles  Departement,  das  sich  wieder 
in  drei  Unterabteilungen  a)  für  Tarif- 
angelegenheiten, b)  für  allgemeine  ad- 
ministrative und  Personalangelegenheiten 
und  c)  für  Eisenbahnstatistik  gliederte 
und  endlich  in  eine  mechanische  Abthei- 
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lung  für  die  auf  das  Werkstättenwesen 
bezüglichen  Agenden,  für  die  Vornahme 
von  Kesselproben,  Locomotivprüfungen, 
Revisionen    von   Fahrbetriebsmitteln   etc. 

Eine  besondere  Bestimmung  wurde 
bezüglich  der  ebenfalls  zur  unmittelbaren 
Ueberwachung  des  Betriebsdienstes  ge- 
hörigen Agenden  der  Prüfung  und  Evidenz- 
haltung der  Dienstinstructionen  sowie  der 
Fahrordnungen  dahin  getroffen,  dass  diese 
Agenden  nicht  für  jede  der  sieben  Bahn- 
gruppen abgesondert  durch  das  für  die- 
selbe aufgestellte  Li- 
nieninspectorat  zu 
besorgen  waren,  son- 
dern dass  dieselben 
vielmehr  zur  Erzie- 
lung ihrer  gleicharti- 
gen Behandlung  ein- 
zelnen bestimmten 
Inspectoraten  zur 
einheitlichen  Besor- 
gung für  die  Ge- 
sammtheit  der  Bah- 
nen, aber  im  Einver- 
nehmen mit  dem  je- 
weilig in  Betracht 
kommenden  Linien- 
inspectorate  über- 
wiesen wurden. 

Neben  der  Ge-  , 
neralinspection  und 
nunmehr  wieder  ge- 
trennt von  derselben 
und  selbständig,  be- 
stand noch  zur  Be- 
aufsichtigung der  Gebarung  der  Bahn- 
gesellschaften vom  Standpunkte  der  Sta- 
tuten sowie  zur  Mitwirkung  bei  der 
Ueberwachung  der  staatlich  garantirten 
Bahnunternehmungen  in  Absicht  auf 
die  nothwendige  Oeconomie  das  Institut 
der  landesfürstlichen  Commissäre. 

Als  Bindeglieder  zwischen  den  beiden 
Abtheilungen  der  Generalinspection 
und  dem  Ministerium,  beziehungsweise 
Minister,  waren  die  beiden  technischen 
Consulenten    des    Ministeriums    gedacht. 

Zu  diesem  Zwecke  sollten  alle  Ge- 
schäftsstücke des  Ministeriums,  welche 
die  Beurtheilung  technischer  Fragen  mit 
sich  brachten,  von  den  administrativen 
Ministerialdepartements  [siehe  Seite  232], 
je    nachdem    es    sich    um    bau-  oder  be- 


Abb.  12.    Sisinio  von  Pretis-Cagnodo. 


triebstechnische  Momente  handelte,  im 
Wege  des  betreffenden  technischen  Con- 
sulenten an  die  Generalinspection  zur 
competenten  Amtshandlung  und  Bearbei- 
tung geleitet  werden,  wobei  es  den  Con- 
sulenten vorbehalten  blieb,  je  nach  ihrem 
Gutdünken  allfällige  Bemerkungen  oder  In- 
structionen für  die  Generalinspection  beizu- 
fügen. Ebenso  sollten  sämmtliche  Berichte 
und  Aeusserungen  der  Generalinspection 
im  Wege  der  technischen  Consulenten, 
welche  in  jedem  Falle  ihr  Einverständ- 
nis oder  ihr  abwei- 
chendes Urtheil  aus- 
zusprechen hatten,an 
das  zuständige  ad- 
ministrative Departe- 
ment geleitet  werden. 
Die  Mitglieder 
der  Generalinspec- 
tion wurden  gehal- 
ten, sich  vor  der  Vor- 
nahme von  Amts- 
handlungen im  äus- 
seren Dienste,  je 
nachdem  diese  den 
Eisenbahnbau  oder 
Betrieb  betrafen  — 
dringende  Fälle  aus- 
genommen —  dem 
betreffenden  Consu- 
lenten zur  Rückspra- 
che oder  eventuellen 
Entgegennahme  von 
Instructionen  vorzu- 
stellen. 
Durch  diese  Verfügungen  wurde  be- 
zweckt, die  beiden  technischen  Consu- 
lenten zu  den  eigentlichen  geistigen 
Leitern  der  Generalinspection  zu  machen, 
welch  letztere  von  denselben  die  Ge- 
sichtspunkte und  Anleitungen  für  die  ihr 
übertragenen  Arbeiten  empfangen  sollte. 
Um  den  beiden  technischen  Consu- 
lenten aber  auch  im  Ministerialdienste 
selbst  die  Möglichkeit  zu  bieten,  ihre 
Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  des  Eisen- 
bahnbaues und  Betriebes  im  Interesse 
des  österreichischen  Staates  angemessen 
zu  vervverthen,  und  um  überhaupt  einen 
einheitlichen  und  gleichmässigen  Vor- 
gang in  der  Behandlung  der  Eisenbahn- 
agenden im  Ministerium  herbeizuführen, 
wurde  beabsichtigt,  fortab  alle  Eisenbahn- 
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angelegenheiten  von  grösserem  Belange, 
einschliesslich  der  Bewilligung  von  Eisen- 
bahnconcessionen  und  der  Entwürfe 
zu  Eisenbahnconcessionsurkunden,  im 
Schosse  des  Ministeriums  collegialen 
Berathungen  zu  unterziehen,  welche  unter 
dem  Vorsitze  des  Ministers  und  unter 
Theilnahme  sowohl  der  Vorstände  der 
administrativen  Eisenbahndepartements 
wie  auch  der  beiden  technischen  Con- 
sulenten  stattfinden  und  zu  welchen,  je 
nachdem  der  vorzutragende  Gegenstand 
es  erheischte,  auch  Mitglieder  der  General- 
inspection  oder  Experte  aus  dem  Kreise 
der  Eisenbahnverwaltungen  zugezogen 
werden  sollten. 

Weitere  Anordnungen  in  der 
Organisation  der  staatlichen 
Eisenbahnbetriebsbehörden  bis 
Ende  1879;  Ernennung  eines  Ge- 
neraldirectors  des  österreichi- 
schen Eisenbahnwesens;  Neu- 
organisation der  Generalinspec- 
tion  vom  Jahre  1875.  So  wohl- 
durchdacht und  gut  gemeint  die  im 
Vorstehenden  geschilderte  Organisation 
des  inneren  Dienstes  bei  der  ober- 
sten staatlichen  Aufsichtsbehörde  er- 
schien, so  vermochte  sie  doch  in  der 
Praxis  nicht  lange  Stand  zu  halten.  Die 
vollständige  Zweitheilung  der  General- 
inspection  in  eine  Bauabtheilung  und  eine 
Betriebsabtheilung  förderte  den  Uebel- 
stand  zu  Tage,  dass  die  von  der  Bau- 
abtheilung überwachten  neuen  Eisen- 
bahnen bei  der  Eröffnung  häufig  den  vom 
Betriebsstandpunkte  gestellten  Anforde- 
rungen der  Betriebsabtheilung  nicht  ent- 
sprachen und  nachträglichen  Umgestal- 
tungen unterzogen  werden  mussten. 

Bald  stellte  es  sich  auch  heraus,  dass 
Hofrath  Wilhelm  v.  Nördling  sich  in  die 
ihm  übertragene,  eines  selbständigen 
Wirkungskreises  vollständig  entbehrende 
Stellung  eines  technischen  Consulenten, 
die  mit  der  ihm  in  seiner  ganzen  früheren 
Laufbahn,  und  namentlich  in  seiner  letzten 
Stellung  als  Ingenieur  en  chef  der  Orleans- 
Eisenbahn,  zur  Lebensgewohnheit  gewor- 
denen selbständigen  Thätigkeit  zu  sehr  con- 
trastirte,    nicht   hineinzuleben  vermochte. 

Schon  im  März  1872  bat  derselbe 
aus    diesem  Grunde    um    die  Auflösung 


seines  Vertragsverhältnisses,  die  ihm 
auch  mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
23.  März  1872  in  Gnaden  gewährt 
wurde. 

Mittlerweile  war  auch  in  der  Person 
des  Trägers  des  Handelsportefeuilles  selbst 
ein  Wechsel  eingetreten,  indem  mit 
kaiserlichem  Handschreiben  vom  25.  No- 
vember 1871  Dr.  Anton  Banhans  [Abb. 
13}  zum  Handelsminister  ernannt  wurde. 

Dieser  Minister  schritt  auf  dem  schon 
von  Plener  betretenen  Wege  der  Wahrung 
und  möglichsten  Kräftigung  der  Regie- 
rungsautorität gegenüber  den  einzelnen 
Bahngesellschaften  energisch  fort. 

Die  Schritte,  die  derselbe  in  dieser 
Richtung  gegenüber  den  bei  den  Gesell- 
schaften der  Lemberg-Czernowitzer  Bahn 
und  der  Carl  Ludwig-Bahn  zu  Tage  ge- 
tretenen Missständen  unternahm,  und  die 
in  der  Anordnung  und  Durchführung  der 
staatlichen  Sequestration  des  erstgenann- 
ten Unternehmens  gipfelten,  wurden  be- 
reits in  der  allgemeinen  Geschichte  des 
österreichischen  Eisenbahnwesens*)  aus- 
führlich dargestellt,  so  dass  eine  wieder- 
holte Schilderung  derselben  hier  füglich 
entfallen  kann  und  die  Berufung  auf  jene 
Darstellung  genügen  dürfte. 

Das  wichtigste,  folgenschwere  Ereig- 
nis, das  in  die  Amtsperiode  dieses  Mini- 
sters fiel,  war  die  grosse  wirthschaft- 
liche  Krise,  die  im  Mai  1873  kata- 
strophenartig über  ganz  Oesterreich 
hereinbrach,  dem  grossartigen  Auf- 
schwünge der  vorhergegangenen  Jahre 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnbaues  ein 
jähes  Ende  bereitete  und  fast  alle  in 
diesen  Jahren  entstandenen,  theils  be- 
reits dem  Betriebe  übergebenen,  theils 
noch  im  Bau  begriffenen  Eisenbahnen 
in  mehr  oder  minder  grosse  finanzielle 
Bedrängnis  brachte,  ja  zum  Theile  directe 
nothleidend  machte. 

Diese  Ereignisse  boten,  indem  sie  die 
Regierung  zur  Inangriffnahme  einer  ener- 
gischen Hilfsaction  nöthigten,  auch  in 
dienstesorganisatorischer  Beziehung  zu 
zu  mancherlei  Massnahmen  die  Veran- 
lassung. 


*)  Siehe  Ignaz  Konta:  Geschichte  der 
Eisenbahnen  Oesterreichs  vom  Jahre  1867  bis 
zur  Gegenwart  im  I.  Bande,  2.  Theile  dieses 
Werkes,  Seite  205  ff. 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


231 


Indem  die  Regierung,  wie  noch  später 
besprochen  werden  wird,  infolge  der  durch 
die  Krise  geschaffenen  Verhältnisse  sich 
veranlasst  sah,  die  Bauausführung  einiger 
kleinerer  Eisenbahnlinien  in  verschiedenen 
Theilen  der  Monarchie  für  Rechnung  des 
Staates  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen, 
erachtete    es  der  Minister  für  angezeigt, 


schwierige  finanzielle  Verhältnisse  gera- 
thenen,  einer  Staatsgarantie  theilhaftigen 
Eisenbahnunternehmungen,  waren  diejeni- 
gen Massnahmen,  welche  MinisterDr.  Ban- 
h  a  n  s  zu  dem  Ende  traf,  um  eine  möglichst 
intensive,  aber  auch  möglichst  beschleu- 
nigte Prüfung  der  Betriebsrechnungen  die- 
ser Bahnunternehmungen  zu  erzielen. 


Abb.  13.  Dr.  Anton    Banhans. 


zur  Erzielung  einer  grösseren  Geschäfts- 
vereinfachung und  Geschäftsbeschleuni- 
gung die  Bauabtheilung  der  General- 
inspection  unmittelbar  in  das  Handels- 
ministerium zu  ziehen  und  derselben  eine 
Doppelfunction  einerseits  als  Ministerial- 
Departement  für  den  Bau  der  Staatseisen- 
bahnlinien und  andererseits  als  contro- 
lirendes  Bauorgan  der  Generalinspection 
für  die  Staats-  und  Privateisenbahnen 
einzuräumen. 

Von    bedeutend    grösserem  Belange, 
namentlich    für    die  durch    die  Krise    in 


Gerade  in  letzterer  Hinsicht  waren 
bereits  seit  Jahren  von  den  betroffenen 
Privatbahnverwaltungen  heftige  Klagen 
darüber  geführt  worden,  dass  die  Prüfung 
der  Betriebsrechnungen,  welche  die  Grund- 
lage für  die  Feststellung  und  Bemessung 
der  von  der  Staatsverwaltung  eventuell 
zu  leistenden  Garantiezahlungen  zu 
bilden  habe,  oft  auf  mehrere  Jahre  zurück 
im  Rückstande  verblieben  sei  und  daher 
die  definitive  Garantieabrechnung  mit  der 
Regierung  über  alle  diese  Jahre  noch  nicht 
gepflogen  werden  konnte,    infolgedessen 
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die  restlichen  Ansprüche,  welche  die  ' 
Bahngesellschaften  gegenüber  den  von 
ihnen  in  diesen  Jahren  provisorisch 
empfangenen  Garantievorschüssen  gegen  ! 
die  Regierung  aus  dem  Titel  der 
Staatsgarantie  noch  zu  erheben  hatten, 
nicht  zur  Befriedigung  gelangten  und  durch 
die  die  Gesellschaften  sich  in  die  Lage 
versetzt  sahen,  zur  vorläufigen  Deckung 
der  bezüglichen  Ertragsausfälle,  hoch- 
verzinsliche schwebende  Schulden  auf- 
nehmen  zu  müssen  —  Verhältnisse,  die  | 
natürlich  nun  nach  der  Krise  von  1873 
von  den  durch  die  letztere  ohnedies  in 
die  schwierigste  finanzielle  Lage  ver- 
setzten Bahnunternehmungen  noch  weni- 
ger ertragen  werden  konnten. 

Es    war    daher    eine    für    die   garan-  j 
tirten      Bahnunternehmungen      hoffnung-  \ 
erweckende     Massnahme,     als     Minister 
Dr.  Banhans  auf  Grund  kaiserlicher  Er- 
mächtigung vom   19.  April   1874  mit  der 
Errichtung  einer  eigenen  Abtheilung   für 
die  Prüfung  der  Betriebsrechnungen  und  I 
für    die    Ueberwachung     der     öconomi-  I 
sehen  Gebarung    der  vom  Staate  garan-  , 
tirten    Eisenbahnen    bei    der   Betriebsab-  1 
theilung  der   Generalinspection    vorging  ; 
und    derselben    eine    gewissenhafte    und  > 
intensive,  aber  auch  möglichst  beschleu- 
nigte      Rechnungsprüfung     zur     Pflicht 
machte. 

Im  Schosse  des  Handelsministeriums 
selbst  hatten  die  rapide  Ausdehnung  des 
heimischen  Eisenbahnnetzes,  seit  dem 
Jahre  1867,  und  die  fortwährend  zuneh- 
mende Menge  von  Aufgaben,  die  in  Bezug 
auf  das  Eisenbahnwesen  an  die  Regierung 
herantraten,  schon  seit  längerem  eine  Aus- 
gestaltung der  seinerzeit  bei  der  ersten  Er- 
richtung des  Ministeriums  für  Handel  und 
Volkswirtschaft  getroffenen  einfachen 
Dienstesorganisation  nothwendig  ge- 
macht. 

Bereits  im  Jahre  1869  wurde  das  bis 
dahin  bestandene  einheitliche  Departement 
für  Eisenbahnangelegenheiten  in  zwei 
selbständige  Departements  zerlegt,  und 
zwar  in  eines  unter  dem  Ministerialrathe 
Johann  Pf  eiffer  für  legislative  und  inter- 
nationale sowie  Concessionsangelegen- 
heiten,  dann  für  die  Ueberwachung  der 
Privateisenbahnen  in  Beziehung  auf  die 
Staatsgarantie,   und  in  ein  zweites  unter 


dem  Sectionsrathe  Friedrich  Leeder 
für  die  oberste  Leitung  des  Baues  und 
Betriebes  der  Eisenbahnen. 

Im  Jahre  1872  wurden  aus  letzterem 
Departement  die  Angelegenheiten  des 
Eisenbahnbetriebes  und  Verkehrs  ab- 
getrennt, und  wurde  für  dieselben  ein 
drittes  Departement  unter  dem  Ministerial- 
secretär  Josef  Pollanetz  gebildet 

Als  nun  zu  Beginn  des  Jahres  1874 
zu  diesen  drei  Departements  durch  die 
bereits  erwähnte  Einbeziehung  der  Bau- 
abtheilung der  Generalinspection  in  das 
Ministerium  noch  ein  viertes  bautech- 
nisches Departement  kam,  sah  sich  Mini- 
ster Dr.  Banhans  in  Anbetracht  der 
Bedeutung,  welche  nun  wieder  die  Agen- 
den des  Eisenbahnwesens  in  Ministerial- 
dienste  gewonnen  hatten,  sowie  in  der 
Erkenntnis  der  Notwendigkeit,  diesen 
Dienstzweig  unter  die  einheitliche  Leitung 
eines  bewährten  Fachmannnes  zu  stellen, 
veranlasst,  die  Errichtung  einer  eigenen 
Section  für  Eisenbahnangelegenheiten 
im  Handelsministerium  ins  Auge  zu 
fassen. 

Sein  in  dieser  Richtung  gestellter  An- 
trag erhielt  unterm  6.  Juni  1874  die 
kaiserliche  Genehmigung. 

Zum  Sectionschef  und  Vorstande  der 
neuerrichteten  Eisenbahnsection  wurde 
Ministerialrath  Karl  Ritter  v.  Pusswald 
[siehe  Abb.  5,  Bd.  II,  Seite  31]  er- 
nannt, welcher  zuletzt,  und  zwar  seit  der 
am  10.  März  1873  erfolgten  Inruhestand- 
Versetzung  des  Ministerialrathes  Pfei  ff  er, 
das  legislative  Eisenbahn-Departement 
selbständig  geleitet  hatte. 

Mit  der  Führung  des  letzteren  De- 
partements wurde  an  P  u  s  s  w  a  1  d's 
Stelle  gleichzeitig  der  Ministerialsecretär 
Dr.  Heinrich  Ritter  von  W  i  1 1  e  k  be- 
traut. 

Nach  Schaffung  der  besonderen  Eisen- 
bahnsection im  Schosse  des  Handels- 
ministeriums trug  sich  Minister  Dr.  Ban- 
hans noch  mit  weitergehenden  Reform- 
plänen rücksichtlich  des  Eisenbahnwesens, 
und  zwar  ebensowohl  in  Bezug  auf  die 
Eisenbahngesetzgebung,  das  Tarifwesen 
und  die  Schaffung  einer  auf  wissen- 
schaftlicher Grundlage  ruhenden  Eisen- 
bahnstatistik, wie  auch  auf  dem  Gebiete 
der      engeren      Eisenbahnadministration. 
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Diese  Reformpläne  ernstlich  weiter  zu 
verfolgen,  kam  jedoch  erst  sein  Nach- 
folger im  Amte,  Johann  Ritter  v.  Chlu- 
mecky  [siehe  Abb.  1,  Band  II,  Seite  19] 
in  die  Lage,  welcher  noch  als  Acker- 
bauminister seit  6.  Juli  1874  die  Stell- 
vertretung des  Handelsministers  Dr. 
Banhans  während  eines  Kranken- 
urlaubes desselben  übernommen  hatte 
und  mit  kaiserlichem  Handschreiben  vom 
19.  Mai  1875  an  dessen  Stelle  zum 
Handelsminister     ernannt    worden     war. 

Minister  v.  Chlumecky  ging  von 
der  Ansicht  aus,  dass  er,  um  die  ge- 
planten umfassenden  Reformen  auf  dem 
Gebiete  der  Eisenbahngesetzgebung  und 
Administration  einer  befriedigenden 
Lösung  zuführen  zu  können,  angesichts 
der  hiebei  in  Betracht  kommenden  staat- 
lichen, volkswirtschaftlichen  und  tech- 
nischen Momente  vor  allem  eines  Mannes 
bedürfe,  der  gediegene  technische  Fach- 
kenntnisse, Vertrautheit  mit  der  Ad- 
ministration grosser  Bahnkörper,  gereifte 
Erfahrungen  im  Eisenbahnbau-  und  Be- 
triebsdienste und  die  Kenntnis  der  Eisen- 
bahnzustände in  Ländern  mit  entwickel- 
tem Verkehr  und  wohlgeordneter  Ver- 
waltung in  sich  vereinige. 

Bei  der  Suche  nach  einer  fachmänni- 
schen Kraft  von  diesen  besonderen 
Qualitäten  fiel  Chlumecky's  Wahl 
neuerdings  auf  Wilhelm  v.  Nördling, 
der  in  der  Zwischenzeit  die  Stelle  des 
Generaldirectors  der  Theisseisenbahn  be- 
kleidet hatte. 

Mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
25.  März  1875  erfolgte,  während  der  zur 
selben  Zeit  auslaufende  Dienstvertrag  des 
technischen  Consulenten,  Hofrathes  Max 
Maria  Freiherr  von  Weber,  nicht  mehr 
erneuert  wurde,  die  Genehmigung  zur 
neuerlichen  Berufung  Nördling's  ins 
Handelsministerium,  aber  diesmal  in  der 
Eigenschaft  eines  Sectionschefs  und  in 
der  neugeschaffenen  Stellung  eines  »Ge- 
neraldirectors des  österreichischen  Eisen- 
bahnwesens«, dergestalt,  dass  sich  dessen 
Amtswirksamkeit  in  unmittelbarer  Unter- 
ordnung unter  den  Minister  ungetheilt 
auf  sämmtliche  administrativen  und  tech- 
nischen Eisenbahnagenden  des  Handels- 
ministeriums zu  erstrecken  hatte  und  ihm 
alle   in    der  Eisenbahnsection   des    Mini- 


steriums bearbeitetenGeschäftsstücke  nach 
vollzogener  Sectionsrevision  entweder  zur 
endgiltigen  Vollziehung  oder  zur  weiteren 
Vorlage  an  den  Minister  zu  unterbreiten 
waren. 

Unmittelbar  hierauf  nahm  Minister 
von  Chlumecky  in  Erkenntnis  der  be- 
deutenden, der  Staatsaufsicht  über  die 
Eisenbahnen  noch  immer  anhaftenden 
Mängel  die  abermalige  vollständige  Neu- 
organisation der  Generalinspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  in  Angriff, 
die  einen  Hauptpunkt  in  seinem  am 
27.  October  1875  im  Parlamente  ent- 
wickelten, gross  angelegten  Sanirungs- 
und Reformprogramme  bildete. 

Chlumecky's  diesfällige  Organisations- 
anträge erhielten  unterm  16.  August  1875 
die  kaiserliche  Genehmigung. 

Nach  dieser  mit  1.  September  1875 
in  Wirksamkeit  getretenen  Organisation 
hatte  die  Generalinspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  eine  dem  Handels- 
ministerium unterstehende  technisch-ad- 
ministrative Behörde  zu  bilden,  welche 
berufen  war: 

a)  die  der  Staatsverwaltung  durch  die 
Gesetze  und  Verordnungen  vorbehaltene 
Oberaufsicht  und  Controle  über  den  Bau 
und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  zur 
Wahrung  der  Sicherheit  und  Ordnung 
sowie  der  Interessen  des  garantirenden 
Staatsschatzes  auszuüben,  und  die  ein- 
schlägigen Anordnungen  des  Handels- 
ministeriums zur  Geltung  zu  bringen ; 

b)  als  technisches  Fachorgan  die  ihr 
vom  Handelsministerium  zugewiesenen 
Gegenstände  zu  begutachten  und 

c)  Entscheidungen  von  nicht  princi- 
pieller  Natur  in  jenen  Geschäftsangele- 
genheiten zu  treffen,  deren  Behandlung 
der  Generalinspection  vom  Handels- 
ministerium übertragen  wurde. 

Von  dem  Grundgedanken  ausgehend, 
dass  bei  der  hohen  Ausbildung  und  Viel- 
seitigkeit, die  das  Eisenbahnwesen  be- 
reits gewonnen  habe,  eine  Person  allein 
nicht  in  dem  Grade  die  Kenntnis  aller 
Fächer  desselben  in  sich  vereinigen  könne, 
um  die  Verantwortlichkeit  aller  Oblie- 
genheiten der  Staatsaufsicht  über  die 
Eisenbahnen  allein  tragen  zu  können, 
wurde  die  Generalinspection  unter  An- 
wendung: einer  wohlverstandenen  Arbeits- 
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theilung,  unbeschadet  dessen,  dass  sie 
nach  aussen  als  eine  einheitliche  Behörde 
erscheinen  sollte,  in  fünf  selbständige 
und  einander  coordinirte  Abtheilungen 
zerlegt,  und  zwar : 

I.  Für  Bau  und  Bahnerhaltung; 
II.  für  Verkehr  und  Zugförderung; 

III.  für  commerziellen  Betrieb ; 

IV.  für  Staatsgarantie  -  Rechnungs- 
wesen, und 

V.  für  allgemeine  Verwaltung. 

Der  Wirkungskreis  für  diese  einzelnen 
Abtheilungen  der  Generalinspection  hatte 
insbesondere  zu  umfassen: 

Für  die  I.  Abtheilung  die  Ermittlung 
der  Trace  neuer  Linien,  die  Prüfung  der 
Baupläne  für  Neu-,  Zu-  und  Umbauten, 
die  Ueberwachung  der  Bauarbeiten  auf 
den  im  Bau  begriffenen  und  auf  den 
im  Betriebe  stehenden  Linien,  auf  letzteren 
Linien  auch  die  Ueberwachung  der 
Bahnerhaltung ; 

für  die  II.  Abtheilung  die  Ueber- 
wachung des  Baues  und  der  Instand- 
haltung des  Fahrparkes,  das  Signalwesen, 
die  Ueberwachung  des  technischen  Be- 
triebes und  die  Feststellung  der  Fahr- 
ordnungen ; 

für  die  III.  Abtheilung  das  gesammte 
Transport-  und  Tarifwesen  und  die  Be- 
gutachtung öconomischer  und  handels- 
politischer Fragen; 

für  die  IV.  Abtheilung  die  Prüfung 
der  Bau-  und  Betriebsrechnungen  mit 
Rücksicht  auf  die  Staatsgarantie,  endlich 

für  die  V.  Abtheilung  die  Evidenz- 
haltung  und  Beeidigung  des  Eisenbahn- 
personals, die  Disciplinarangelegenheiten, 
die  Prüfung  der  allgemeinen  Dienst- 
vorschriften und  die  Oberleitung  der 
Hilfsämter  der  Generalinspection. 

Gegenstände,  welche  direct  oder  in- 
direct  den  Wirkungskreis  mehrerer  Ab- 
theilungen berührten,  waren  gemeinsam, 
und  zwar,  soweit  geschäftsordnungsmässig 
vorgeschrieben,  in  gemeinschaftlicher 
Sitzung  zu  behandeln. 

In  den  Sitzungen  der  Generalinspec- 
toren  hatte  der  Rangsälteste  derselben 
den  Vorsitz  zu  führen.  Dem  General- 
director  des  österreichischen  Eisenbahn- 
wesens blieb  es  jederzeit  freigestellt, 
diesen    Sitzungen    beizuwohnen    und    in 


denselben  den  Vorsitz  zu  übernehmen. 
Nach  Ermessen  des  Vorsitzenden  sollten 
Vertreter  der  Bahnanstalten  oder  sonstige 
Interessenten  sowie  auch  andere  Fach- 
männer vernommen  oder  beigezogen 
werden  können. 

Jeder  Generalinspectionsabtheilung 
wurde  die  erforderliche  Anzahl  von  Ober- 
inspectoren, Inspectoren,  Commissären 
u.  s.  w.  zugewiesen,  welche  dem  General- 
inspector  unmittelbar  untergeordnet  waren 
und  über  deren  dienstliche  Verwendung 
derselbe  auf  Grund  der  vom  Handels- 
ministerium genehmigten  Geschäftsein- 
theilung  zu  verfügen  hatte.  Die  Ab- 
theilungen I  und  II  zerfielen  auch  weiter- 
hin in  die  nach  der  früheren  Organisation 
der  Bau-  und  beziehungsweise  Betriebs- 
abtheilung der  Generalinspection  unter- 
stellt gewesenen  Linieninspectorate  und 
sonstigen  Unterabtheilungen. 

Bezüglich  der  Art  und  Weise  der 
weiteren  Verfolgung  der  von  den  General- 
inspectionsorganen  erhobenen  Mängel 
sowie  des  selbständigen  Verfügungs- 
rechtes derselben  in  dringenden  Fällen 
bei  Gefahr  im  Verzuge  blieben  im 
wesentlichen  auch  weiterhin  die  schon 
in  der  ersten  Dienstinstruction  für  die 
Generalinspection  vom  8.  März  1856  dies- 
falls vorgesehenen  Bestimmungen  in  Kraft. 

Mit  dem  Inslebentreten  dieser  Orga- 
nisation hörte  die  Bauabtheilung  der 
Generalinspection  auf,  zugleich  ein 
Ministerial-Departement  zu  bilden  und 
war  fortab  den  übrigen  Abtheilungen 
der  Generalinspection  wieder  vollständig 
coordinirt. 

Mit  kaiserlicher  EntSchliessung  vom 
16.  August  1875  wurde  die  Ernennung 
der  fünf  Abtheilungsvorstände  der  Ge- 
neralinspection genehmigt,  und  zwar 
wurden  zu  Generalinspectoren  bestellt: 
Hofrath  Mathias  Ritter  von  P  i  s  c  h  o  f f, 
Regierungsrath  Josef  Edler  von  Lederer, 
Oberinspector  Ferdinand  Perl,  sämmt- 
liche  drei  aus  dem  Stande  der  bisherigen 
Generalinspection,  ferners  der  Ober- 
inspector der  österreichischen  Nordwest- 
bahn und  süd-norddeutschen  Verbindungs- 
bahn, Sigmund  Steingraber  und  der 
Vorstand  der  Baucontrole  der  Südbahn- 
gesellschaft, Eugen  Hörner  —  die  letzt- 
genannten drei  unter   gleichzeitiger  Ver- 
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leihung  des  Titels  und  Charakters  eines 
Regierungsrathes. 

Hofrath  von  Pischoff  behielt  wie 
bisher  die  Bauabtheilung,  Regierungs- 
rath  Perl  wurde  Vorstand  der  Ab- 
theilung für  Verkehr  und  Zugförderung, 
Regierungsrath  Steingraber  Vor- 
stand der  Abtheilung  für  commerziellen 
Betrieb,  Regierungsrath  H  ö  r  n  e  r  er- 
hielt die  Abtheilung  für  Staatsgarantie- 
Rechnungswesen  und  Regierungsrath  von 
Leder  er  diejenige  für  allgemeine  Ver- 
waltung. 

Die  auf  diese  Weise  reconstruirte 
Generalinspection  functionirte  unter  Nörd- 
ling's  thatkräftiger  Oberleitung  in  vielen 
Beziehungen  zweifellos  besser,  als  dies 
bis  dahin  der  Fall  war. 

Namentlich  war  es  unbestreitbar  ein 
grosses,  bleibendes  Verdienst  Nördling's, 
dass  er  unter  völliger  Beiseitesetzung  aller 
kleinlichen  Nörgeleien  nunmehr  durch 
entsprechende  Massregeln  eine  ebenso 
rasche,  wie  von  grossen  und  richtigen 
Gesichtspunkten  geleitete  Prüfung  der 
Betriebsrechnungen  der  garantirten  Eisen- 
bahnen herbeizuführen  verstand  und  auf 
diese  Weise  die  Wiederherstellung  der 
finanziellen  Ordnung  und  Gesundung  bei 
einer  ganzen  Reihe  von  garantirten  Bahn- 
unternehmungen erreichte. 

Nördling  drang  zunächst  darauf,  dass 
die  bei  den  meisten  garantirten  Bahnen 
seit  Jahren  der  endgiltigen  regierungs- 
seitigen Prüfung  harrenden  Bau-  und 
Betriebsrechnungen  nunmehr  seitens  des 
Handelsministeriums  und  des  Finanz- 
ministeriums schleunig  einer  gemein- 
samen, commissionellen  Prüfung  unter- 
zogen werden ;  es  gelang  thatsächlich, 
unter  Austragung  der  hiebei  aufgetretenen 
Meinungsdifferenzen  und  Streitfragen  im 
kürzesten  Wege,  diese  Rückstände  in 
verhältnismässig  rascher  Zeit  aufzu- 
arbeiten. 

Durch  besondere,  unter  Nördling's 
Vorsitz  mit  den  bevollmächtigten  Ver- 
tretern der  einzelnen  garantirten  Bahn- 
unternehmungen protokollarisch  abge- 
schlossene Uebereinkommen  wurde  eine 
Reihe  von  Unsicherheiten  und  strittigen 
Punkten,  welche  sich  im  Laufe  der  Jahre 
bei  der  Rechnungsprüfung  bezüglich  der 
Anwendung      der      concessionsmässigen 


Garantiebestimmungen  ergeben  hatten, 
und  derentwegen  die  Bahnunternehmun- 
gen sich  vielfach  zur  Aufnahme  der  sie 
schwer  bedrückenden  schwebenden  Schul- 
den gezwungen  sahen,  in  allseitig  be- 
friedigender Weise  und  oft  bis  zur  äusser- 
sten  Grenze  des  auf  blos  administrativem 
Wege  Möglichen  aus  der  Welt  geschafft. 

Solche  strittige  Fragen  betrafen  ins- 
besondere die  Zulassung  der  Einstellung 
des  Zinsenerfordernisses  für  die  noth- 
wendigen  Materialvorräthe  und  Cassen- 
bestände  als  Ausgabspost  in  die  Betriebs- 
rechnung, die  einstweilige  Bestreitung 
von  Erweiterungsbauten  und  Meliorations- 
anlagen aus  den  Betriebseinnahmen  bis 
zur  Erhöhung  der  Staatsgarantie  im  ver- 
fassungsmässigen Wege  etc. 

Im  Jahre  1876  wurde  sodann  noch 
eine  aus  Vertretern  des  Handelsmini- 
steriums, des  Finanzministeriums  und  der 
Generalinspection  gebildete,  gemischte 
Commission  [sogenannte  Garantierech- 
nungscommission]  aufgestellt,  der  die  Auf- 
gabe gesetzt  war,  alljährlich  die  Ergebnisse 
der  von  der  Generalinspection  durch  ihre 
Organe  in  prompter  Weise  vorzunehmen- 
den Rechnungsprüfungen  und  die  Aeusse- 
rungen  der  Bahnunternehmungen  über 
die  ihnen  in  dieser  Richtung  gestellten 
Mängel  einer  sorgsamen  Prüfung  zu 
unterziehen,  und  den  Ministern  des  Handels 
und  der  Finanzen  für  die  von  denselben 
über  die  endgiltige  Feststellung  der  be- 
treffenden Schlussrechnungen  zu  treffen- 
den Entscheidung  den  Antrag  zu  unter- 
breiten. 

Die  Bahngesellschaften  und 
ihre  innere  Dienstesorganisa- 
tion. War  die  bisherige  Darstellung  haupt- 
sächlich den  mannigfachen  Wandlungen 
gewidmet,  welche  im  Laufe  der  dritten 
Periode  in  der  Dienstesorganisation  der 
obersten  leitenden  staatlichen  Central- 
stelle  und  der  staatlichen  Eisenbahnauf- 
sichtsbehörde vorfielen,  so  erscheint  es 
nun  erforderlich,  auch  noch  den  dieser 
Periode  zugehörigen  Bahngesellschaften 
und  ihrer  inneren  Dienstesorganisation 
eine  nähere  Betrachtung  zu  widmen. 

Die  rechtlichen  Beziehungen  der  ein- 
zelnen Privatbahngesellschaften  nach 
aussen,  und  insbesondere  zur  Staats- 
verwaltung,   bestimmten    sich  vor   allem 
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durch  den  Inhalt  der  denselben  ertheilten 
Concessionsurkunden,  welche  die  öffent- 
lich-rechtliche Grundlage  ihrer  Existenz 
bildeten  und  alle  speciellen  Bedingungen 
und  Zugeständnisse  enthielten,  unter 
welchen  denselben  vom  Staate  die  Befug- 
nis zur  Anlage  und  zum  Betriebe  der 
betreffenden  Eisenbahnlinien  ertheilt 
wurde ;  die  Regelung  der  internen  gesell- 
schaftlichen Rechtsverhältnisse  dieser 
Bahnunternehmungen  hatte  sodann  durch 
die  staatlich  genehmigten  Gesellschafts- 
statuten zu  erfolgen. 

Der  Schlusssatz  des  §  10  des  Eisen  - 
bahnconcessionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854  wahrte  den  Concessions- 
urkunden der  einzelnen  Bahnunter- 
nehmungen die  Möglichkeit,  gegenüber 
den  allgemeinen  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  Abänderungen  eintreten  zu 
lassen ;  thatsächlich  bewegten  sich  die 
in  den  einzelnen  Concessionsurkunden 
enthaltenen  Bedingungen  der  Conces- 
sionsertheilung  vielfach  über  den  Rahmen 
derjenigen  Verpflichtungen  hinaus,  die 
den  Bahnunternehmungen  schon  durch 
das  Concessionsgesetz  selbst  auferlegt 
waren,  indem  sie  diese  Verpflichtungen 
für  die  betreffenden  Bahnuntemehmungen 
in  manchen  Punkten  noch  ergänzten  und 
selbst  verschärften. 

Fast  allgemein  enthalten  die  Con- 
cessionsurkunden solche  Verschärfungen 
bezüglich  jener  Leistungen,  welche  die 
Bahngesellschaften  schon  nach  dem  Con- 
cessionsgesetze  zu  Gunsten  verschiede- 
ner staatlicher  Verwaltungszweige  und 
so  namentlich  auch  zu  Gunsten  der  Post- 
anstalt auf  sich  zu  nehmen  hatten,*)  ferner 


*)  Diese  Mehrleistungen  bezogen  sich 
meist  auf  die  Verpflichtung,  die  für  Post- 
zwecke benöthigten  Localitäten  in  den  Bahn- 
höfen im  Ausmasse  des  jeweiligen  Bedarfes 
sowie  die  für  den  Posttransport  erforderlichen, 
nach  den  Bedürfnissen  der  Postverwaltung 
erbauten  und  eingerichteten  besonderen  Wa- 
gen unentgeltlich  beizustellen,  weiter  auf 
die  Verpflichtung,  bei  den  Personen-  und  ge- 
mischten Zügen  einen  achträdrigen  oder  zwei 
vierrädrige,  und  bei  Schnellzügen  einen  vier- 
rädrigen Ambulanzwagen  unentgeltlich,  wei- 
tere Beiwägen  aber  gegen  ein  bestimmtes, 
geringeres  Entgelt  zu  befördern  und  endlich 
Briefpostsendungen,  welche  von  einem  Post- 
organe nicht  begleitet  werden,  durch  Bahn- 
bedienstete zu  vermitteln. 


bezüglich  des  Heimfallsrechtes  und  in 
vielen  Fällen  durch  dieStatuirung eines  noch 
früheren  staatlichen  Einlösungsrechtes. 

Von  allgemeinstem  Interesse  sind  jene 
Bestimmungen  in  den  Concessionsur- 
kunden zahlreicher,  seit  dem  Jahre  1854 
concessionirter  Pri  vatbahnunternehmun- 
gen,  welche  von  den  Subventionen  und 
insbesondere  von  den  Garantieverpflich- 
tungen handeln,  die  die  Regierung  im 
Interesse  der  Förderung  des  heimischen 
Eisenbahnwesens  gegenüber  diesen  Unter- 
nehmungen zu  Lasten  des  Staates  zu 
übernehmen,  sich  veranlasst  sah. 

Dieselben  haben  bereits  bei  der  Dar- 
stellung der  Gründung  und  des  Ent- 
wicklungsganges der  einzelnen  Eisen- 
bahnunternehmungen in  den  Abschnitten 
dieses  Werkes  über  die  allgemeine  Ge- 
schichte des  österreichischen  Eisenbahn- 
wesens ihre  ausführliche  Erörterung  ge- 
funden. 

Ebenso  bildet  der  Einfluss,  welchen 
die  staatlichen  Eisenbahngarantien  in 
ihrer  Gesammtheit  auf  den  Staatshaus- 
halt ausübten,  den  Gegenstand  einer  selb- 
ständigen, ausführlichen  Untersuchung  in 
einem  besonderen  Capitel  dieses  Werkes.*) 

Es  muss  sich  daher,  so  sehr  diese 
angeführten  Momente  natürlich  auch  das 
Gebiet  der  allgemeinen  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  berühren,  doch,  um  grössere 
Wiederholungen  zu  vermeiden,  hier  be- 
gnügt werden,  auf  die  berufenen  anderen 
Theile  dieses  Werkes  zu  verweisen. 

In  den  Concessionsurkunden  der 
staatlich  garantirten  oder  subventionirten 
Bahnunternehmungen  finden  sich  auch 
nähere  Bestimmungen  über  das  besondere 
Recht  der  Ueberwachung  und  Controle, 
welches  sich  die  StaatsverwaltungzurWah- 
rung  der  aus  der  übernommenen  Garantie 
oder  Subvention  für  sie  entspringenden 
Interessen  bezüglich  der  Gebarung  sol- 
cher Unternehmungen  sich  vorzubehalten 
veranlasst  sah.  Es  kann  nicht  geleugnet 
werden,  dass  die  diesfälligen  Bestim- 
mungen in  den  ältesten  Concessions- 
urkunden viel  an  Präcision  und  Strenge 
zu  wünschen  übrig  Hessen. 

Sie  beschränkten  sich  auf  den  Vorbe- 


*)  Siehe  Bd.  II,  Dr.  Heinrich  Ritter 
von  Wittek.  Oesterreichs  Eisenbahnen 
und  die  Staatswirthschaft. 
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halt,  dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt 
sei,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes  Organ 
Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen, 
um  die  Ueberzeugung  zu  erlangen,  dass 
die  Verwaltung  und  Rechnung  nicht  in 
einer  Weise  geführt  werde,  welche  die 
vom  Staate  übernommene  Haftung  ohne 
rechtfertigenden  Grund  zur  Geltung 
bringen  könnte. 

Bald  wurde  der  weitere  Vorbehalt 
hinzugefügt ,  dass  die  Staatsverwaltung 
berechtigt  sei,  den  Bau  der  Bahn  und 
die  Betriebseinrichtungen  in  technischer 
und  öconomischer  Beziehung  strenge  con- 
troliren  zu  lassen,  ferner  dass  ein  von 
der  Staatsverwaltung  bestellter  Commissär 
das  Recht  habe,  den  Sitzungen  des  Ver- 
waltungsausschusses und  der  General- 
versammlung, so  oft  er  es  für  angemessen 
erachte,  beizuwohnen  und  allfällige  den 
Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Ge- 
sellschaftsstatuten zuwiderlaufende,  be- 
ziehungsweise den  öffentlichen  Interessen 
nachtheilige  Beschlüsse  und  Verfügungen 
zu  sistiren  und  zur  Entscheidung  des 
Ministeriums  zu  bringen. 

Die  Regierung  ertheilte  aber  gleich- 
zeitig die  Zusicherung,  dass  die  Ueber- 
wachung  der  Gesehäftsgebarung  ihrer- 
seits in  der  Art  stattfinden  werde,  dass 
es  bei  der  Vorlage  der  Jahresrechnung 
in  der  Regel  nur  mehr  einer  ziffermässi- 
gen  Ueberprüfung  bedürfen  werde. 

Als  die  Erfahrung  eine  weitere  Ver- 
schärfung der  staatlichen  Ueberwachung 
garantirter  Bahnunternehmungen  wün- 
schenswerth  erscheinen  Hess,  behielt 
sich  die  Regierung  in  späteren  Con- 
cessionsurkunden  auch  das  Recht,  für  die 
Dauer,  als  sie  durch  die  übernommene 
Garantie  oder  Subvention  an  dem  Unter- 
nehmen interessirt  sei,  in  dem  Verwaltungs- 
rathe  durch  einen  oder  mehrere  von  ihr 
zu  ernennende  Mitglieder  vertreten  zu 
sein,  sowie  in  Anbetracht  ihres  Ein- 
lösungsrechtes  selbst  das  directe  Geneh- 
migungsrecht bezüglich  einiger  Verwal- 
tungsacte  von  besonderer  Tragweite,  wie 
insbesondere  der  Bau-  und  Lieferungs- 
verträge, vor. 

Uebergehend  auf  die  nähere  Betrach- 
tung der  inneren  Geschäfts-  und  Dienstes- 
organisation der  in  dieser  dritten  Peri- 
ode bestandenen  Eisenbahngesellschaften 


muss  vor  allem  bemerkt  werden,  dass 
die  für  die  gegenwärtige  Arbeit  enger 
gesetzten  räumlichen  Grenzen  es  nicht 
gestatten,  etwa  bezüglich  jeder  ein- 
zelnen der  zahlreichen  hiebei  in  Frage 
kommenden  Eisenbahngesellschaften  eine 
abgesonderte  Darstellung  ihrer  inneren 
Dienstesorganisation  zu  geben;  es  muss 
sich  vielmehr  mit  einer  allgemeineren, 
zusammenfassenden  Gharakterisirung  der 
einschlägigen,  sich  übrigens  im  einzelnen 
vielfach  wiederholenden  Organisations- 
verhältnisse begnügt  werden. 

Die  gesetzlichen  Grundlagen  für  die 
in  den  Statuten  der  einzelnen  Bahn- 
gesellschaften vorgesehene  Regelung  ihrer 
internen  Geschäftsorganisation  bildeten 
in  den  ersteren  Jahren  nach  Erlassung 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom 
8.  September  1854  einmal  der  §  59 
der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  1 6.  No- 
vember 1 85 1,  welcher  jeden  zum  Be- 
triebe einer  Eisenbahn  gehörig  autori- 
sirten  Privatverein  verpflichtet,  zur  Lei- 
tung dieses  Betriebes  eine  eigene  Direc- 
tum aufzustellen,  und  die  Personen, 
welche  diese  Direction  bilden,  sowie  jene, 
welche  im  Namen  des  Vereines  zu  fir- 
miren  ermächtigt  sind,  dem  Ministerium 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten,  wie  auch  dem  Statthalter,  in 
dessen  Bereich  sich  die  Eisenbahn  oder 
Eisenbahnstrecke  befindet,  bekannt  zu 
geben  —  dann  der  §  60  ebendaselbst,  dem- 
zufolge diese  Direction  der  Staatsver- 
waltung und  dem  Publicum  gegenüber 
als  Bevollmächtigter  des  Vereines  er- 
scheint, welch  letzterer  für  alle  Handlungen 
und  Unterlassungen  dieser  Direction  civil- 
rechtlich  verantwortlich  bleibt,  während 
nebstbei  die  Mitglieder  dieser  Direction 
noch  persönlich  für  alle  auf  den  Eisen- 
bahnbetrieb Bezug  habenden  Hand- 
lungen und  Unterlassungen  verantwort- 
lich sind  —  ferner  die  Bestimmung  des 
§  12  lit.  f  des  Vereinsgesetzes  vom 
26.  November  1852,  wonach  nebst  der 
zur  Geschäftsleitung  bestimmten  Direc- 
tion auch  ein  Ausschuss  der  Vereins- 
mitglieder aufgestellt  werden  konnte, 
welcher  die  Aufgabe  hatte,  fortwährend 
in  die  Gebarung  der  Direction  Einsicht 
und  auf  die  Geschäftsführung  den  in  den 
Statuten    näher    bestimmten  Einfiuss    zu 
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nehmen  —  und  endlich  die  weitere  Bestim- 
mung lit.  g  desselben  Paragraphen,  dass 
einmal  in  jedem  Jahre  eine  Generalver- 
sammlung der  Actieninhaber  abgehalten 
werden  könne,  um  derselben  über  die 
Geschäftsführung  und  den  Stand  des 
Unternehmens  einen  ausführlichen  Bericht 
zu  erstatten  und  über  die  Gebarung 
Rechnung  zu  legen. 

Die  Organisation  derGeschäftsführung, 
wie  sie  in  den  Statuten  der  zu  jener  Zeit 
errichteten    Bahngesellschaften    thatsäch- 
lich  vorgesehen  war,  stimmte  jedoch  mit 
diesen  gesetzlichen  Bestimmungen  keines- 
wegs allseitig   überein.     In  den    meisten  > 
Fällen  wurde,  abgesehen  von  der  General-  j 
Versammlung     der     Actionäre,     welcher  | 
bestimmte,    taxativ    aufgezählte    Gegen-  j 
stände  zur  Entscheidung  vorbehalten  blie-  j 
ben,    die    Oberleitung    der    gesellschaft-  i 
liehen    Angelegenheiten    in    die    Hände  ! 
eines    aus    einer    grösseren  Anzahl    von 
Personen,  meist  aus  Actionären  des  Unter- 
nehmens,    gebildeten     Körpers      gelegt, 
welcher     bald    »Verwaltungsrath«,    bald 
»Direction«   benannt    wurde    und    dessen 
Mitglieder  gewöhnlich   von  der  General- 
versammlung   auf   eine    bestimmte  Zeit- 
dauer gewählt  wurden. 

Ausser  diesem  oberleitenden  Ver- 
waltungskörper wurde  zur  Ausführung 
seiner  Beschlüsse  und  zur  speciellen 
Führung  der  Geschäfte  nach  diesen  Be- 
schlüssen noch  bei  sämmtlichen  Gesell- 
schaften eine  von  einem  oder  mehreren 
fachmännisch  gebildeten  Oberbeamten 
geleitete  und  eisenbahnfachlich  organi- 
sirte  »Direction«  oder  »Administration« 
errichtet.*) 

Hiebei  blieb  es  völlig  unklar,  welchem 
dieser  beiden  grundverschiedenen  und 
dennoch  zum  Theile  gleich  benannten, 
leitenden  Factoren  der  gesellschaftlichen 


*)  Eine  eigenthümliche,  von  der  obigen, 
sonst  allgemein  angewendeten  völlig  ab- 
weichende Geschäftsorganisation  griff  bei  der 
Wiener  Verbindungsbahn  Platz,  nachdem 
diese  Bahnlinie  vom  Staate  auf  Grund  Ver- 
trages vom  25.  Januar  1870  an  die  Verwal- 
tungen der  sechs  grossen  in  Wien  einmün- 
denden Eisenbahnen  verkauft    worden    war. 

Die  sechs  Eigenthumsverwaltungen  er- 
richteten nämlich  mit  Vertrag  vom  2.  Juli  1877 
für  den  concessionsmässigen  Betneb  der 
Wiener  Verbindungsbahn  eine  offene  Handels- 


Verwaltung  die  Function  der  »Direction« 
im  Sinne  der  citirten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen und  speciell  des  §  59  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vindicirt  wer- 
den wollte,  und  welches  Mass  der  civil- 
und  öffentlich  rechtlichen  Verantwortung 
darnach  jedem  dieser  beiden  Factoren 
in  Gemässheit  jener  gesetzlichen  Be- 
stimmungen zuzumessen  war. 

So  war  beispielsweise  der  Staatseisen- 
bahngesellschaft concessionsmässig  zu- 
gesichert, dass  die  strafgerichtliche  Ver- 
antwortlichkeit für  Handlungen  oder 
Unterlassungen  bei  der  Verwaltung  und 
bei  dem  Betriebe  nur  die  Bediensteten 
der  Gesellschaft  und  keinesfalls  die  Glie- 
der des  Verwaltungsrathes  als  solche 
treffen  könne,  und  dass  die  civilgericht- 
liche  Haftung  und  Verantwortlichkeit  nur 
gegen  die  Gesellschaft  als  moralische 
Person  geltend  zu  machen  sei  und  nicht 
auch  gegen  ihre  Mitglieder  [Verwaltungs- 
räthe  und  Actionäre],  die  nur  für  ihre 
persönlichen  Handlungen  den  allgemeinen 
Gesetzen  unterworfen  seien  ;  eine  analoge 
Bestimmung  enthielten  sodann  auch  die 
Statuten  dieser  Gesellschaft,  während  die 
Statuten  der  meisten  anderen  Bahn- 
gesellschaften die  Mitglieder  der  Verwal- 
tungsrathskörper  »nach  Massgabe  der  für 
Machthaber  geltenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen« und  andere  wieder  »für 
statutenwidrige  Handlungen«  verantwort- 
lich erklärten. 

Mit  dem  Erscheinen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862 
trat  eine  Klärung  hinsichtlich  der  Stel- 
lung und  Verantwortlichkeit  dieser  leiten- 
den gesellschaftlichen  Organe  wenigstens 
in  civilrechtlicher  Beziehung  ein,  indem 
seither  die  unmittelbar  von  der  General- 
versammlung, und  zwar  fast  durchgängig 
aus  dem  Kreise  der  Actionäre  selbst,  ge- 


gesellschaft.  Die  Führung  der  Geschäfte  die- 
ser Bahn  erfolgte  durch  ein  regelmässig  zu- 
sammentretendes, aus  bevollmächtigten  Ver- 
tretern der  sechs  Bahnverwaltungen  gebildetes 
Verwaltungscomite,  dem  für  die  Besorgung 
der  administrativen  Geschäfte  nach  den  Be- 
schlüssen des  Comites  ein  besoldeter  Admini- 
strator zur  Seite  stand,  während  der  Betrieb 
auf  der  Wiener  Verbindungsbahn  pachtweise 
von  den  anschliessenden  Verwaltungen  der 
Südbahn  und  der  Kaiser Ferdinands-Xordbahn 
geführt  wurde. 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 
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wählten  Verwaltungsrathskörper  als  das- 
jenige Gesellschaftsorgan  anzusehen  sind, 
welches  im  Sinne  dieses  Gesetzes  den 
Vorstand  der  Gesellschaft  zu  bilden  hat, 
als  solcher  die  Gesellschaft  durch  die 
von  ihm  in  ihrem  Namen  abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfte  direct  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, aber  auch  ein  gesetzlich  genau 
fixirtes  Mass  civilrechtlicher  Verantwor- 
tung und  Haftbarkeit  zu  tragen  hat. 

Nach  den  in  Gemässheit  dieser  ge- 
setzlichen Bestimmungen  umgeformten 
Gesellschaftsstatuten  aller  Privateisen- 
bahnunternehmungen sollten  von  da 
ab  in  noch  unzweideutigerer  Weise 
die  eigentlichen  Eisenbahndirectionen, 
welche  aus  den  eisenbahnfachlich  vorge- 
bildeten und  besoldeten  Beamten  der 
Gesellschaft  bestanden,  nur  die  dem  Ver- 
waltungsrathe  strenge  untergeordneten, 
zur  fachgemässen  Ausführung  seiner  Be- 
schlüsse berufenen  Organe  darstellen, 
deren  obersten  leitenden  Beamten  ledig- 
lich das  Recht  eingeräumt  war,  den  Sitzun- 
gen des  Verwaltungsrathes  mit  berathen- 
der  Stimme  beizuwohnen. 

In  der  Praxis  blieben  aber,  wie  vom 
ersten  Anfange  an,  so  auch  nach  dem 
Erscheinen  des  Handelsgesetzbuches  doch 
die  eigentlichen,  eisenbahnfachlich  organi- 
sirten  Bahndirectionen  oder  Administra- 
tionen die  Seele  der  Geschäftsführung 
bei  den  Privatbahnen;  sie  blieben  nach 
wie  vor  dasjenige  Organ,  welches  allein 
voll  und  unausgesetzt  seine  Thätigkeit 
den  Interessen  der  Gesellschaft  zu  wid- 
men vermochte,  welches  allein  den  Ge- 
schäftsbetrieb des  Unternehmens  fachlich 
zu  leiten  und  zu  überwachen  in  der  Lage 
war,  und  welches  auch  allein  über  alle 
Vorgänge  in  der  Verwaltung  des  Unter- 
nehmens stets  unterrichtet  und  im  laufen- 
den sein  konnte. 

Die  Verwaltungsrathskörper  dagegen 
konnten  auch  nach  dem  Erscheinen  des 
Handelsgesetzbuches  vermöge  ihrer  Zu- 
sammensetzung und  ihres  seltenerenTagens 
in  Wahrheit  grösstentheils  nur  die  Func- 
tionen eines  verantwortlichen  Aufsichts- 
rathes  ausüben. 

Der  Einfluss  des  Verwaltungsrathes 
auf  die  ganze  Geschäftsleitung  blieb  na- 
türlich bei  jenen  wenigen  Unternehmungen 
ein   intensiverer,    bei    welchen    er  durch 


aus  seiner  Mitte  bestellte,  permanent 
tagende  Comites  und  deren  einzelne  Mit- 
glieder einen  fortgesetzten  Einblick  in 
den  Gang  der  Geschäfte  nahm;  es  ge- 
schah dies  namentlich  bei  Gesellschaften, 
bei  welchen  die  oberste  Spitze  der  fach- 
lichen Administration  eine  zweitheilige 
war,  indem  je  ein  leitender  Oberbeamter 
den  administrativen  und  den  technischen 
Dienstzweigen  vorstand,  so  dass  die  Ein- 
heit der  Verwaltuno-  erst  im  Verwaltunss- 
rathe  verkörpert  wurde. 

Eine  solche  Zweitheilung  der  ober- 
sten fachlichen  Geschäftsleitung  bestand 
insbesondere  bei  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn,  die  auch  während  dieser  dritten 
Periode  im  wesentlichen  ihre  ursprüng- 
liche, schon  oben  Seite  129  ff.  be- 
schriebene Geschäftsorganisation  bei- 
behielt.*) 

Aus  anderen  Gründen  und  mit  an- 
derer Wirkung  kam  eine  ähnliche  Zwei- 
theilung noch  bei  solchen  Bahngesell- 
schaften dieser  Periode  vor,  deren  Be- 
triebsnetz weit  abseits  von  dem  statu- 
tarischen Sitze  der  Gesellschaft  gelegen 
war. 

Bei  Bahngesellschaften  dieser  Art, 
wie  bei  der  böhmischen  Westbahn,  der 
Vorarlbergerbahn,  der  mährischen  Grenz- 
bahn, der  Erzherzog  Albrechtbahn  und 
anderen  wurde  regelmässig  am  Sitze  der- 
selben, welcher  sich  in  den  meisten  Fällen 
statutarisch  in  Wien  befand,  eine  mehr 
oder  minder  ausgebildete  Centralverwal- 
tungsstelle  [Generalsecretariat]  und  über- 
dies an  einem  Hauptorle  längs  der  Be- 
triebsstrecke eine  nach  den  nothwendigen 
Dienstzweigen  fachlich  organisirteBetriebs- 
direction  gebildet. 

Bei  den  meisten  Privatbahngesell- 
schaften dieser  Periode,  darunter  mit 
Ausnahme  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn  sämmtliche  grossen  Gesellschaften 
jener  Zeiten,  wie  insbesondere  die  öster- 
reichische Staatseisenbahngesellschaft,  die 
Südbahngesellschaft,  die  Elisabeth-Bahn, 


*)  Erst  nach  ihrer  Neuconcessionirung 
im  Jahre  1885  ging  auch  die  Gesellschaft  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  zu  dem  Systeme 
der  einheitlichen  fachlichen  Leitung  der  Ge- 
schäfte durch  einen  Generaldirector  über, 
dem  alle  Geschäftszweige  gleichmässig  unter- 
stellt wurden. 
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die  Carl  Ludwig  -  Bahn ,  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy-Eisenbahn,  dann  später 
die  Kaiser  Franz  Josef-Bahn,  die  öster- 
reichische Nordwestbahn,  die  Kronprinz 
Rudof-Bahn  und  andere,  stand  dagegen 
dem  Verwaltungsrathe  ein  einziger  statu- 
tarisch zur  Ausführung  seiner  Beschlüsse 
und  zu  seiner  Berathung  bestimmter  lei- 
tender Oberbeamter  mit  dem  Titel  >Ge- 
neraldirector«  oder  »Director«  gegen- 
über. 

Diese  Generaldirectoren  und  Direc- 
toren  vereinigten,  da  ihnen  sämmtliche 
Dienstzweige  gleichmässig  unterstanden, 
an  sich  eine  bedeutende  Machtfülle  in 
ihrer  Person ;  die  meisten  derselben  ge- 
wannen aber,  angesichts  der  geschilderten 
Verhältnisse  sowie  Dank  ihrer  persön- 
lichen Energie  und  ihrem  fachlichen 
Wissen  und  Können,  gegenüber  dem 
ihnen  übergeordneten  Verwaltungsrathe 
bald  den  bestimmenden  Einfluss  auf  die 
weitere  Gestaltung  der  Dinge  bei  den 
von  ihnen  geleiteten  Unternehmungen. 

Es  muss  zugegeben  werden,  dass 
dieser  Zustand  in  der  grossen  Mehrzahl 
der  Fälle  nicht  zu  Ungunsten  der  be- 
treffenden Unternehmungen  ausschlug, 
indem  es  den  thatkräftigen  Bemühungen 
dieser  Männer  [siehe  die  Abbildungen 
einiger  der  hervorragendsten  der  leiten- 
den Eisenbahndirectoren  dieser  Periode 
auf  dem  Gruppenbilde  14  sowie  auch 
im  I.  Bande,  1.  Theil,  Seite  219  und  327, 
dann  im  II.  Bande,  Seite  33],  unterstützt 
durch  die  leichtere  Beweglichkeit  der  an 
kein  hierarchisches  System  gebundenen 
gesellschaftlichen  Verwaltungsform,  ge- 
lang, nicht  nur  überhaupt  den  österreichi- 
schen Eisenbahnbetrieb  auch  in  dieser  Pe- 
riode auf  einer  achtunggebietenden  Höhe 
zu  erhalten,  sondern  auch  die  Prosperität 
ihrer  Unternehmungen,  soweit  es  die  Zeit- 
verhältnisse ermöglichten,  günstig  zu  ent- 
wickeln, dergestalt,  dass  die  Namen  der 
meisten  dieser  Directoren  immerdar  in 
rühmlichster  Weise  mit  der  Geschichte 
der  von  ihnen  geführten  Unternehmungen 
verbunden  bleiben  werden. 

Die  innere  Dienstesorganisation  der 
fachlich  organisirten  Centralverwaltungs- 
stellen  [Directionen],  welche  den  mit  der 
Leitung  des  Geschäftsbetriebes  betrauten 
Oberbeamten  unterstellt  waren,  beruhten 


bei  sämmtlichen  Bahngesellschaften  durch- 
gängig auf  dem  Principe  der  ungeteil- 
ten persönlichen  Verantwortlichkeit,  in- 
dem die  Macht  der  leitenden  Directoren 
eine  nach  unten  vollkommen  unbeschränkte 
■war,  und  dieselben  insbesondere  in  keiner 
Weise  etwa  an  das  collegiale  Votum  der 
ihnen  untergebenen  Kessortvorstände 
gebunden  waren. 

Bei  einigen  der  grössten  Privatbahn- 
unternehmungen, wie  insbesondere  bei 
der  Staatseisenbahngesellschaft,  der  Süd- 
bahngesellschaft und  später  auch  bei 
!  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn, 
!  wurden  innerhalb  der  Centralverwaltungs- 
stellen,  in  Unterordnung  unter  den  Ge- 
neraldirector  für  die  einzelnen  Haupt- 
dienstzweige besondere  Directionen  er- 
richtet, deren  Vorständen  im  Wege  der 
Delegation  innerhalb  des  ihnen  zuge- 
wiesenen Geschäftskreises  im  bestimmten 
Umfange  ein  selbständiges  Entschei- 
dungsrecht unter  ihrer  eigenen  Verant- 
wortlichkeit übertragen  war. 

Ja,  bei  der  erstgenannten  Gesellschaft 
wurden  zu  Beginn  der  Siebzigerjahre 
unter  der  auf  diese  Art  der  General- 
direction  unterstellten  Betriebsdirection 
in  gleicher  Weise  noch  weitere  Sub- 
directionen,  und  zwar  für  Verkehr  und 
commerziellen  Betrieb,  für  Maschinen- 
wesen   und    für  Bahnerhaltung   gebildet. 

Bei  den  übrigen  Gesellschaften  kam 
den  einzelnen  Dienstvorständen  in  der 
Eigenschaft  blosser  Referenten  mehr 
oder  minder  nur  eine  consultative 
Stimme  zu. 

Was  die  Gruppirung  oder  besser 
Scheidung  der  einzelnen  Dienstzweige 
bei  den  Centralverwaltungsstellen  der 
Bahnunternehmungen  betrifft,  so  findet 
sich  beinahe  bei  allen  Gesellschaften,  als 
durch  die  Natur  der  verschiedenen 
Agenden  von  selbst  gegeben,  die  Schei- 
dung derselben  nach  Angelegenheiten 

a)  des  Secretariates,  zu  welchem  die 
Personal-  und  Rechtsangelegenheiten 
und  die  sonstigen  Agenden  der  allge- 
meinen Verwaltung  zählten, 

b)  des  Bau-  und  Bahnerhaltungs- 
sowie  Bahnaufsichtsdienstes, 

c)  des  Verkehrs-  [Stations-,  Zugs-] 
dienstes  einschliesslich  des  Telegraphen- 
dienstes, 
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I.J  WILHELM  FREIHERR  v.  EICHLER,  Generalinspector  der  Kaiser  Ferdinands-Nordb.  1865—1885.  2.]  HEINRICH 
RITTER  v.  KOGERER,  Generalsecrelär  der  Böhm.  Westbahn  1860— 1866,  Generaldirector  der  Kaiser  Franz  Josef-Bahn 
1867—1884.  3.]  Dr.  GUSTAV  GROSS,  Generaldirector  der  österreichischen  Nordwestbahn  und  Director  der  Südnord- 
deutschen Verbindungsbahn  1868,  bezw.  1858— 1800.  4.]  FRIEDRICH  SCHÜLER,  commercieller  und  Verkehrsdirector, 
später  Generaldirector  der  Südbahngesellschaft  1864— 1894.  5.]  Dr.  EDUARD  FREIHERR  v.  SOCHOR,  Generalsecretär 
der  Böhmischen  Westbahn  1867— 1874,  Generaldirector  der  galizischenKarl  Ludwigbahn  1874— 1891.  6.]  GEORG  LOW, 
Director  der  Turnau-Kralup-Prager  Eisenbahn  und  Generaldirector  der  Böhmischen  Nordbahn  1866 — 1887. 

Abb.  14. 
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d)  des  Zugförderungs-  und  Werk- 
stättendienstes,*) 

e)  des  commerziellen,  das  ist  Tarif- 
Dienstes  und 

f)  des  finanziellen,  das  ist  Buch- 
haltungs-  und  Cassadienstes. 

Grössere  Verschiedenheiten  bestan- 
den nur 

g)  bezüglich  des  Personen-  und  Güter- 
expeditionsdienstes, der  bei  einer  Reihe 
von  Unternehmungen  mit  dem  Verkehrs- 
dienste, bei  anderen  mit  dem  commer- 
ziellen Dienste  vereinigt  und  bei  anderen 
wieder   selbständig   gestellt    war,     ferner 

h)  bezüglich  des  Controldienstes,  beste- 
hend aus  der  Einnahmen-  [commerziellen] 
und  der  Ausgaben-[technischen]  Controle, 
welcher,  wie  insbesondere  bei  der  Südbahn, 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  und  anderen,  von 
den  Fachdiensten  abgetrennt,  den  übrigen 
Abtheilungen  als  eine  selbständige,  dem 
leitenden  Director  unmittelbar  untergeord- 
nete Abtheilung  gegenübergestellt  war, 
oder  aber,  wie  insbesondere  bei  der  Staats- 
eisenbahn-Gesellschaft, den  Hauptdienst- 
zweigen, getrennt  nach  denselben,  als 
Hilfsdienst  zugewiesen  wurde,  endlich 

i)  bezüglich  des  Materialdienstes,  be- 
stehend aus  dem  Materialbeschaffungs- 
dienste und  der  Materialverrechnung 
und  Controle,  welcher  bei  einer  Reihe 
von  Unternehmungen  eine  selbständige, 
auf  alle  Dienstzweige  sich  erstreckende 
Abtheilung  bildete,  bei  anderen  Unter- 
nehmungen wieder  auf  die  einzelnen 
Fachabtheilungen  aufgetheilt  und  den- 
selben zur  Besorgung  für  den  eigenen 
Dienstzweig  überlassen  war,  und  bei  an- 
deren Unternehmungen  endlich,  wenigstens 
soweit  es  sich  um  die  Beschaffung  han- 
delte, einem  Fachdienstzweige,  meist  dem 
Werkstättendienste,  zur  Besorgung  auch 
für  die  anderen  Dienstzweige  überwiesen 
wurde,  während  sodann  die  Material- 
verrechnung und  Controle  mit  der  allge- 
meinen Ausgabencontrole   vereinigt  war. 

Bei  mehreren  der  grossen  Bahnver- 
waltungen wurden,  wie  bereits  angedeutet, 


*)  Nur  bei  einigen  wenigen  Unterneh- 
mungen, wie  beispielsweise  in  der  ersteren 
Zeit  bei  der  Kaiser  Franz  Josef-Bahn,  war 
der  Zugförderungsdienst  getrennt  vom  Werk- 
stättendienste und  vereinigt  mit  dem  techni- 
schen Verkehrsdienste. 


die  in  Vorstehendem  aufgezählten  einzel- 
nen Dienstzweige,  je  nach  ihren  näheren 
Beziehungen  zueinander,  zu  grösseren 
Gruppen  [Directionen,  Sectionen]  ver- 
einigt;  doch  walteten  in  dieser  Beziehung 
nicht  nur  zwischen  den  einzelnen  Bahn- 
verwaltungen, sondern  selbst  bei  ein  und 
derselben  Bahnverwaltung  in  verschie- 
denen Zeitperioden  grosse  Verschieden- 
heiten vor,  auf  welche  näher  einzugehen 
hier  zu  weit  führen  würde,  und  zwar 
dies  umsomehr,  als  hiebei  nicht  immer 
nur  die  erwähnten  fachlichen  Momente 
ausschlaggebend  waren,  sondern  häufig 
auch  Rücksichten  auf  persönliche  Quali- 
täten mitspielten. 

In  Ansehung  des  executiven  Betriebs- 
dienstes zeigt  diese  Periode  fast  bei  allen 
Eisenbahnunternehmungen  den  gleichen 
Entwicklungsgang  dahin,  dass,  bei  den 
einen  früher,  bei  den  anderen  später,  von 
der  noch  in  der  zweiten  Periode  allge- 
mein und  insbesondere  auf  allen  Staats- 
bahnlinien bestandenen  Einrichtung  der 
sogenannten  Sections-  und  Platzingenieure, 
deren  Wirkungskreis  sich  zugleich  auf 
den  Bahnerhaltungs-  und  Bahnaufsichts- 
dienst, wie  auch  auf  den  technischen 
Verkehrsdienst  erstreckte,  und  welchen  in 
den  Stationen  die  Organe  des  Personen- 
und  Güterexpeditionsdienstes  selbstän- 
dig gegenüberstanden,  abgegangen  wurde, 
und  dass  für  jeden  der  Hauptzweige  des 
executiven  Betriebsdienstes,  das  ist  also 
für  den  Bahnerhaltungs-  und  Bahnauf- 
sichtsdienst, für  den  Stations-  und  Fahr- 
dienst sowie  für  den  Zugförderungs-  und 
den  Werkstättendienst,  eigene,  von  ein- 
ander unabhängige  Organe  geschaffen 
wurden,  wobei  speciell  beim  Stations- 
dienste nunmehr  durchwegs  der  technische 
Verkehrsdienst  mit  der  Personen-  und 
Güterexpedition  zu  einer  einheitlichen 
Stationsleitung  verschmolzen  wurde. 

Bei  vielen  grösseren  Bahnunternehmun- 
gen bestanden  zwischen  den  untersten 
Organen  des  executiven  Dienstes,  als  den 
Bahnerhaltungssectionen,  Stationen  und 
Heizhäusern,  und  der  leitenden  Central- 
stelle  für  die  besondere  Ueberwachung 
des  Dienstes  in  bestimmten  grösseren 
Bezirken  Zwischendienststellen,  als  Bahn- 
erhaltungs-, Verkehrs-  und  Zugförde- 
rungsinspectorate  oder  Abtheilungen. 
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In  der  Mehrzahl  der  Fälle  waren  die 
untergeordneten  Organe  jedes  der  ange- 
führten Zweige  des  executiven  Betriebs- 
dienstes in  centralistischer  Weise  der  lei- 
tenden Centralverwaltungsstelle,  bezie- 
hungsweise der  correspondirenden  Fachab- 
theilung der  letzteren  direct  untergeordnet. 

Nur  bei  grösserer  Entlegenheit  der 
Betriebsstrecken  von  dem  Sitze  der  lei- 
tenden Centralverwaltungsstelle  ergab 
sich  das  Bedürfnis  einer  Decentralisation 
des  Dienstes ;  in  solchen  Fällen  wurde, 
wie  beispielsweise  bei  der  Karl  Ludwig- 
Bahn,  der  Lemberg  Czernowitzer  Bahn, 
der  Kronprinz  Rudolf- Bahn,  dann  beider 
Tiroler  Linie  der  Südbahngesellschaft  vor 
Eröffnung  der  Pusterthalbahn,  an  einem 
Hauptorte  längs  der  Betriebsstrecke  für 
die  unmittelbare  Leitung  des  Dienstes  auf 
derselben  eine  der  Centralverwaltungs- 
stelle in  Wien  untergeordnete  Dienststelle 
[Betriebsdirection]  errichtet,  deren  Wir- 
kungskreis sich  auf  sämmtliche  Zweige 
des  Dienstes  erstreckte. 

Als  Beispiel  einer  ebenso  einfachen  wie 
billigen,  streng  centralistisch  aufgebau- 
ten Dienstesorganisation  einer  grösseren 
Privatbahngesellschaft  folgt  in  Abb.  15 
der  Abdruck  einer  im  Museum  der 
österreichischen  Eisenbahnen  aufbewahr- 
ten schematischen  Darstellung  der  bei 
der  Kaiser  Franz  Josef-Bahn  nach  ihrer 
Bauvollendung  im  Jahre  1873  in  Wirk- 
samkeit    gestandenen    Diensteintheilung. 

Die  Institution  der  Directoren- 
conferenzen.  Es  ist  hier  der  Platz,  noch 
der  besonderen  Einrichtung  der  »Con- 
ferenzen  der  österreichischen  Eisenbahn- 
directoren«  zu  gedenken  —  einer  Institu- 
tion, die  in  dieser  III.  Periode  allmählich 
eine  grosse  Bedeutung  gewann,  da  sie, 
auf  freier  Uebereinkunft  der  Bahnverwal- 
tungen beruhend,  in  dieser  Zeitperiode, 
während  welcher  der  Betrieb  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  in  den  Händen 
einer  grossen  Anzahl  selbständiger  Unter- 
nehmungen lag,  einen  jener  Factoren 
bildete,  welche  für  die  so  wünschens- 
werthe  Einheitlichkeit  in  der  Abwicklung 
des  Eisenbahndienstes  innerhalb  der 
Grenzen    des    ganzen    Reiches    wirkten. 

Schon  seit  dem  Beginne  der  Sechzieer- 
jähre  waren  die  Directionen  der  Privat- 
bahnen  zu   wiederholten  Malen  zu  Con- 


ferenzen  zusammengetreten,  um  in  wich- 
tigen Fragen,  die  ihre  Interessen  gemein- 
sam berührten,  ein  einheitliches  Vor- 
gehen zu  erzielen. 

Aber  erst  zu  Beginn  der  Siebziger- 
jahre bildete  sich  aus  der  Uebung  der 
sechs  an  der  Verwaltung  der  Wiener 
Verbindungsbahn  theilnehmenden  Ver- 
waltungen [vgl.  Seite  238],  bei  Gelegen- 
heit der  Sitzungen  des  bezüglichen 
Comites  auch  andere  allgemeine  Eisen- 
bahnangelegenheiten zu  besprechen,  zur 
Befriedigung  eines  in  dieser  Beziehung 
als  dauernd  erkannten  Bedürfnisses  die 
noch  heute  bestehende  Institution  der 
»Directorenconferenzen«   heraus. 

Es  wurde  für  diese  Conferenzen, 
deren  erste  Anfang  Februar  1871  in 
Wien  abgehalten  wurde,  alsbald  eine  feste, 
in  den  späteren  Jahren  mehrmals  abgeän- 
derte Geschäftsordnung  geschaffen. 

Nach  derselben  werden  die  Geschäfte 
dieser  Conferenzen  und  der  Vorsitz  in 
denselben  nach  einem  ursprünglich  halb- 
jährigen, aber  schon  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  einjährigen  Turnus  abwechselnd 
von  den  grossen  in  Wien  domicilirenden 
Bahnverwaltungen  geführt. 

Die  Conferenzen  werden  nach  Mass- 
gabe des  vorhandenen  Berathungsstoffes 
regelmässig  ein  Mal  im  Monate  und 
ausserdem  noch  im  Falle  der  Anmeldung 
besonders  dringlicher  und  wichtiger  Gegen- 
stände abgehalten. 

Die  Directorenconferenz  nimmt  die 
nach  der  festgestellten  Tagesordnung 
zur  Berathung  gelangenden  Gegenstände 
entweder  sofort  in  Behandlung  oder  weist 
dieselben  vorerst  einem  ständigen  oder 
ad  hoc  einzusetzenden  Comit6  zur  Vor- 
berathung  und  Antragstellung  zu. 

Ständige  Comites  bestanden  anfäng- 
lich vier,  und  zwar  für  Tarifangelegen- 
heiten, für  die  Manipulationsangelegen- 
heiten, für  die  Wagencirculation  und  end- 
lich für  Verkehrsangelegenheiten  ein- 
schliesslich der  Unfallevidenz.  Im  Laufe 
der  Jahre  kamen  noch  hinzu  die  ständi- 
gen Comites  für  technische  Angelegen- 
heiten, für  Controlangelegenheiten,  für 
Rückvergütungsangelegenheiten  und  für 
nicht     tarifarische     Fahrbegünstigungen. 

Für  die  in  den  Directorenconferenzen 
zur   Feststellung    der    vorwaltenden    An- 

16* 
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schauung  vorzunehmenden  Abstimmungen 
hatte  ursprünglich  jede  der  vertretenen 
Bahnen  eine  Stimme.  Später  wurde  die 
jeder  der  vertretenen  Directionen  ge- 
bührende Anzahl  von  Stimmen  nach 
Massgabe  der  Länge  der  ihrem  Betriebe 
unterstellten  Linien  nach  einem  geschäfts- 
ordnungsmässig  festgestellten  Schlüssel 
bestimmt. 

Gegen  die  in  der  Directorenconferenz 
angenommenen  Anträge  wird  den  ein- 
zelnen Bahndirectionen  binnen  bestimmter 
Frist  ein  Einspruchsrecht  gewahrt. 

Ausser  diesen  Conferenzen  der  öster- 
reichischen Eisenbahndirectoren  bestan- 
den auch  noch  und  bestehen  noch  jetzt 
auf  Grund  einer  ähnlichen  Geschäfts- 
ordnung periodische  gemeinschaftliche 
Conferenzen  der  österreichischen  und 
ungarischen  sowie  auch  bosnisch-herze- 
gowinischen  Eisenbahndirectoren. 

Alsbald  nach  Entstehung  der  Direc- 
torenconferenzen  nahm  auch  die  Regie- 
rung zu  denselben  Stellung. 

Nachdem  diese  Institution  gemäss 
ihrer  wesentlichen  Bestimmung  nur  ge- 
eignet war,  die  Regierung  in  ihren  auf 
die  Wahrung  der  Einheitlichkeit  des 
Eisenbahnwesens  gerichteten  Bestrebun- 
gen zu  unterstützen,  konnte  die  letztere 
diese  Einrichtung  ihrerseits  nur  freudig 
begrüssen.  Sie  nahm  daher  auch  nicht 
nur  stets  in  allgemeinen  Fragen  des 
Eisenbahnwesens  gerne  von  diesen  Direc- 
torenconferenzen  ausgehende  Anträge  ent- 
gegen, sondern  sie  liebte  es  auch  selbst 
häufig  und  liebt  es  noch  heute,  in  Fragen, 
die  alle  Bahnen  gemeinsam  berühren, 
vor  der  von  ihr  zu  treffenden  Verfügung 
die  gutachtliche  Aeusserung  der  Direc- 
torenconferenz einzuholen. 

Neuerliche  Erbauung  von 
Eisenbahnen  auf  Kosten  des 
Staates;  Errichtung  einer  Di- 
rection  für  Staatseisenbahn- 
bauten. Bald  nach  derMaikatastrophe  des 
Jahres  1873,  und  wohl  zum  grossen 
Theile  infolge  derselben,  begann  in 
Oesterreich  von  neuem  die  Staatsbahnidee 
zu  erwachen.  Nicht  aber  mittels  einer 
gross  angelegten,  direct  auf  die  Aende- 
rung  der  staatlichen  Eisenbahnpolitik 
gerichteten  Regierungsaction  trat  sie  auf 


den  Plan,  sondern  nur  schrittweise,  von 
leisen  und  schüchternen  Anfängen  aus, 
und  zwar  als  Sanirungsmassregel  für 
die  durch  die  grosse  wirtschaftliche 
Krise  herbeigeführten  traurigen  Eisen- 
bahnzustände vermochte  sie  allmählich 
wieder  an  Boden  zu  gewinnen.*) 

Das  erste  Moment,  das  zu  diesem 
Wandel  der  Dinge  Anlass  gab,  war  die 
Thatsache,  dass  infolge  des  nach  der 
Katastrophe  des  Jahres  1873  noch  durch 
einige  Jahre  verbliebenen  schleichenden 
Krisenzustandes  und  der  durch  denselben 
bewirkten  vollständigen  Erlahmung  des 
Speculationsgeistes  selbst  für  solche  neue 
Bahnen,  die  im  volkswirtschaftlichen 
Interesse  des  Reiches  und  der  Länder 
dringend  erwünscht  erschienen,  trotz  in 
Aussicht  gestellter  weitgehender  staat- 
licher Unterstützung,  keine  Concessions- 
werber  zu  finden  waren. 

Aus  diesem  Grunde  sah  sich  die 
Regierung  im  Jahre  1874  über  die 
ihr  ertheilte  gesetzliche  Ermächtigung 
veranlasst,  einige  seit  längerem  aus 
höheren  staatlichen  Rücksichten  in  ver- 
schiedenen Theilen  des  Reiches  ge- 
plante Eisenbahnlinien  auf  Rechnung 
des  Staates  auszubauen.  Es  waren  dies 
die  Eisenbahn  von  Tarnöw  nach  Leluchöw 
in  Galizien,  dann  die  Istrianer  Bahn  von 
Diva<5a  nach  Pola  mit  der  Abzweigung 
von  Canfanaro  nach  Rovigno  und  die 
Dalmatiner  Bahn  von  Spalato  nach  Sebe- 
nico  mit  der  Abzweigung  von  Perkovic 
nach  Knin,  zu  welchen  drei  Eisenbahnen 
sich  noch  als  vierte,  um  der  Nothlage 
der  betreffenden  Gegend  abzuhelfen,  da- 
her als  reiner  Nothstandsbau,  die  Rakonitz- 
Protiviner  Bahn  in  Böhmen  gesellte. 

Im  Laufe  der  nächstfolgenden  Jahre 
kamen  auf  gleiche  Weise,  nachdem  vom 
Reichsrathe  die  ihm  von  der  Regierung 
vorgelegten  Projecte  für  den  Ausbau  der 


*)  Eine  ebenso  anregend  geschriebene, 
wie  von  voller  Beherrschung  des  Stoffes 
zeugende  historische  Studie  über  das  Wieder- 
erwachen und  die  neuerliche  Ausbreitung  der 
Staatsbahnidee  in  Oesterreich  und  über  die 
diesem  Wandel  zu  Grunde  liegenden  tieferen 
Ursachen  bietet,  dem  Laufe  der  bezüglichen 
Parlamentsverhandlungen  folgend,  Dr.  Josef 
Kaizl  in  seiner  Monographie:  Die  Verstaat- 
lichung der  Eisenbahnen  in  Oesterreich, 
Leipzig  1885. 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


245 


Abb.  15. 


246 


Dr.  Alfred  Freiherr  von  Buschman. 


beiden  grossen  Hauptbahnen  Tarvis-Predil- 
Görz  und  Innsbruck-Arlberg-Bludenz  ab- 
gelehnt worden  waren ,  nur  noch  die 
Eisenbahn  von  Tarvis  nach  Pontafel, 
die  Donauuferbahn  in  Wien  sowie  die 
Secundärbahnen  Erbersdorf- Würbenthai, 
Kriegsdorf  -  Römerstadt,  Mürzzuschlag- 
Xeuberg  und  Unter- Drauburg- Wolfsberg 
zur  Erbauung  auf  Rechnung  des  Staates. 

Natürlich  erforderte  die  Thatsache  der 
Wiederaufnahme  des  Staatseisenbahn- 
baues alsbald  zu  seiner  Durchführung 
besondere  dienstesorganisatorische  Vor- 
kehrungen. 

Anfänglich  war  beabsichtigt,  diese 
Eisenbahnbauten  in  Ermanglung  eines 
anderen  geeigneten  Organes  durch  die 
Bauabtheilung  der  Generalinspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  ausführen 
zu  lassen ;  aus  diesem  Anlasse  wurde 
dieselbe,  wie  bereits  erwähnt,  zur  Er- 
zielung einer  grösseren  Geschäftsverein- 
fachung und  Geschäftsbeschleunigung, 
unbeschadet  der  Fortdauer  ihrer  Func- 
tion als  controlirendes  Bauorgan  der 
Generalinspection,  zugleich  in  der  Eigen- 
schaft eines  Ministerialdepartements  für 
den  Bau  der  Staatseisenbahnen  in  das 
Handelsministerium  einbezogen. 

Die  Combinirung  dieser  beiden  Func- 
tionen war  jedoch  nur  ein  durch  den 
Drang  der  Verhältnisse  für  den  Augen- 
blick gebotener  Xothbehelf,  der  sich 
schon  aus  dem  Grunde  auf  die  Dauer 
nicht  aufrechthalten  Hess,  weil  dabei  in 
principiell  unzulässigerWeise  Ausführungs- 
und Ueberwachungsorgane  des  Eisen- 
bahnbaues in  eine  und  dieselbe  Behörde 
zusammenfielen. 

Aus  diesem  Grunde  und  da  die 
Regierung  bei  den  Verhältnissen  des 
Geldmarktes  erkennen  musste,  dass  auch 
weitere  aus  handelspolitischen  oder  son- 
stigen staatlichen  Interessen  vorzuneh- 
nehmende  Bahnbauten  in  den  nächsten 
Zeiten  nur  auf  Staatskosten  zu  bewerk- 
stelligen möglich  sein  würden,  fasste 
sie  die  Errichtung  einer  eigenen  Staats- 
eisenbahnbaudirection  ins  Auge. 

Dieselbe  sollte  jedoch  nur  als  provi- 
sorische Institution  für  die  Dauer,  als 
die  Staatsverwaltung  wirklich  Eisenbahnen 
zu  bauen  hatte,  bestehen;  daher  sollte 
sowohl    der    Baudirector,    wie   auch    das 


ihm  unterstehende  Personal,  soweit  ihm 
nicht  vom  Ministerium  definitive  Beamte 
zur  Dienstleistung  zugewiesen  werden 
konnten,  nur  in  provisorischer  Eigen- 
schaft, gegen  zu  bedingende  Kündigung 
aufgenommen  werden. 

Das  Verhältnis  der  zu  errichtenden 
Eisenbahnbaudirection  zu  der  General- 
inspection war  analog  demjenigen  der 
Baudirection  einer  Privatbahn  zu  der 
letzteren  gedacht.  Die  Generalinspection 
sollte  die  von  der  Staatseisenbahnbau- 
direction  verfassten  Bauentwürfe  zu  prüfen, 
die  von  ihr  auszuführenden  Bauten  zu  über- 
wachen und  in  Betreff  derselben  auch 
die  Begehungs-  und  sonstigen  Commis- 
sionen  wie  bei  allen  anderen  Bahnen 
vorzunehmen  haben. 

Auf  dieser  Grundlage  unterbreitete 
Handelsminister  von  Chlumecky  unterm 
II.  August  1875  zugleich  mit  seinen  be- 
reits besprochenen  Vorschlägen  in  Betreff 
der  Reorganisation  der  Generalinspection 
dem  Kaiser  den  Antrag  auf  Errichtung 
einer  Direction  für  Staatseisenbahnbauten, 
welchem  denn  auch  mit  derselben  kaiser- 
lichenEntschliessungvom  16.  August  1875, 
mit  der  die  Reorganisation  der  General- 
inspection bewilligt  worden  war,  die  Ge- 
nehmigung zutheil  wurde. 

Zum  Director  für  die  Staatseisenbahn- 
bauten wurde  hierauf  von  Chlumecky 
auf  Grund  der  ihm  mit  derselben  kaiser- 
lichen Entschliessung  ertheilten  Ermäch- 
tigung mittels  Dienstvertrages  der  Bau- 
director der  ungarischen  Ostbahn,  Julius 
Lott  [siehe  Abb.  126,  Bd.  I,  2.  Theil, 
Seite  283]  berufen. 

Eine  besondere  Dienstordnung  regelte 
die  Stellung  und  den  Wirkungskreis  der 
neuerrichteten  Direction  für  Staatseisen- 
bahnbauten. 

In  dieser  Dienstordnung  wurde  die 
genannte  Behörde  als  eine  selbständige, 
dem  Handelsministerium  unmittelbar 
untergeordnete,  technisch-administrative 
Behörde  bezeichnet,  welche  zur  Leitung 
und  Besorgung  aller  den  Staatseisen- 
bahnbau betreffenden  Angelegenheiten 
und  zur  Vollziehung  der  in  dieser  Hin- 
sicht von  dem  Handelsministerium  ange- 
ordneten Massnahmen  berufen  sei. 

Der  an  die  Spitze  dieser  Behörde 
gestellte  Director  wurde  für  die  gesammten, 
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seiner  Leitung  anvertrauten  technischen 
und  administrativen  Geschäfte,  mit  In- 
begriff jener  der  Grundeinlösung,  ver- 
antwortlich erklärt.*) 

Zugewiesen  wurden  dem  Baudirector, 
abgesehen  von  seinem  durch  den  Han- 
delsminister bezeichneten  Stellvertreter, 
insbesondere  noch  ein  rechtskundiger 
Referent,  ein  besonderes  Rechnungsdepar- 
tement und  die  mit  der  Grundeinlösung 
von  Fall  zu  Fall  betrauten  Organe. 

Der  executive  Baudienst  wurde  aber 
in  dieser  Zeitperiode  grundsätzlich  anders 
und  weitaus  formaler,  als  in  den  Zeiten 
des  ehemaligen  Staatseisenbahnbaues  in 
den  Vierziger-  und  Fünfzigerjahren,  nämlich 
in  der  Weise  organisirt,  dass  für  die  Durch- 
führung der  von  der  Bauabtheilung  der 
Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  und  nach  der  Errichtung  der 
Direction  für  Staatseisenbahnbauten  von 
dieser,  zum  Zwecke  der  Bauinangriffnahme 
für  nöthig  erachteten  und  anzuordnenden 


*)  Dem  Handelsministerium  blieben  nach 
dieser  Dienstordnung  in  Ansehung  der 
Agenden  der  Staatseisenbahnbaudirection  nur 
vorbehalten: 

die  Zutheilung  sowie  die  Abberufung 
aller  definitiven  Beamten,  die  Ernennung  und 
Entlassung  aller  provisorischen  Beamten, 
deren  Monatsgehalt  den  Betrag  von  125  fl. 
überschritt; 

die  Bewilligung  jedes  Urlaubes  an  den 
Director  und  seinen  Stellvertreter  sowie  von 
Urlauben  an  das  übrige  Personal  der  Direc- 
tion in  der  Dauer  von  mehr  als  vier  Wochen  ; 

die  Ertheilung  von  Belohnungen  und 
Aushilfen ; 

die  Genehmigung  der  Bauprojecte; 

die  Genehmigung  der  den  Offertausschrei- 
bungen  zu  Grunde  zu  legenden  Bedingungen, 
Pläne,     Bedingnishefte,    Preislisten  u.  s.  w. ; 

die  Entscheidungen  über  die  Offert- 
annahmen ; 

die  principielle  Bewilligung  zur  Betretung 
des  Accordweges  durch  die  Direction  für 
die  Vergebung  kleinerer  Bauherstellungen 
und  Lieferungen  bis  zum  Maximalbetrage 
von  20.000  fl.; 

die  Zustimmung  zur  Einleitung  von  Regie- 
arbeiten; 

die  Vermittlung  des  Geschäftsverkehrs 
der  Baudirection  mit  den  anderen  Ministerien 
und  sonstigen  Centralstellen; 

die  Genehmigung  zur  Einleitung  von 
Rechtsstreiten  und  zur  Abstehung  von  den- 
selben; 

die  Genehmigung  der  Voranschläge  und 
Dotationen; 

die  Genehmigung  der  Schlussabrechnun- 
gen mit  den  Unternehmern  und  Lieferanten. 


Vorbereitungen  und  Erhebungen,  nament- 
lich aber  für  die  directe  Leitung  und  Ueber- 
wachung  der  Bauarbeiten  an  Ort  und 
Stelle  selbst,  sowie  für  die  Ausübung  aller 
damit  verbundenen  technischen  und  ad- 
ministrativen Geschäfte  nunmehr  eigene, 
unmittelbar  auf  den  betreffenden  Bau- 
linien exponirte  Dienststellen  errichtet 
wurden,  welche  zuerst  »k.  k.  Bauinspecto- 
rate«  und  später  »k.  k.  Eisenbahnbau- 
leitungen« benannt  wurden  und  deren 
Stellung  und  selbständiger  Wirkungskreis 
ein  für  allemal  durch  besondere  Dienst- 
vorschriften geregelt  war. 

Zur  Ueberwachung  der  Bauausführung 
innerhalb  bestimmter  Baustrecken  wurden 
in  Unterordnung  unter  die  Eisenbahnbau- 
leitungen nach  Erfordernis  »Bausectionen« 
und  in  Unterordnung  unter  diese  für  noch 
kleinere  Baustrecken  »Bauführungen«  er- 
richtet, deren  Wirkungskreis  gleichfalls 
durch  besondere  Vorschriften  geregelt  war. 

Die  Grundeinlösungsangelegenheiten 
wurden  einem  eigenen  Grundeinlösungs- 
commissär  zur  Besorgung  unter  Mit- 
wirkung des  Bauleiters  nach  den  hiefür 
aufgestellten  besonderen  Vorschriften  über- 
tragen. 

Für  die  Rechnungsgeschäfte  wurde 
der  Bauleitung  ein  Rechnungsbeamter  bei- 
gegeben, welcher  dem  Bauleiter  unter- 
geordnet war. 

Die  bautechnischen  Geschäfte  der  Eisen- 
bahnbauleitungen umfassten  im  wesent- 
lichen : 

a)  die  Tracirung; 

b)  die  Vorerhebung  zur  Verfassung 
der  Bauprojecte; 

c)  die  Verfassung  der  Bauprojecte 
selbst  nach  den  diesfalls  bestandenen  Vor- 
schriften ; 

d)  die  vollständige  Ausführung  der 
technischen  Elaborate  für  die  Grund- 
erwerbung, Gebäudeeinlösung  und  feuer- 
sichere Herstellung  und  die  rechtzeitige 
Uebergabe  der  Elaborate  an  den  Grund- 
einlösungscommissär ; 

e)  die  Ausführung  des  Unter-,  Ober-  und 
Hochbaues  und  aller  sonstigen,  zur  Vollen- 
dung   der  Bahn   nöthigen  Herstellungen; 

f)  die  Abschliessung  von  Hand- 
accorden  und  Lieferungen  für  kleinere  Bau- 
herstellungen und  Ausführung  einzelner 
Arbeiten    in    Regie,    soweit    selbe    nicht 
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durch  Verträge  in  vorhinein  gesichert 
und  geregelt  waren; 

ff)  die  Aufstellung  und  rechtzeitige  Vor- 
lage der  Elaborate  über  Zahl  und  Stellung 
der  Wächterhäuser  mit  Rücksicht  auf  das 
angewendete  Signalisirungssystem ; 

h)  die  Aufstellung  des  Bedarfes  an 
allen  nothwendigen  Oberbau-  und  sonstigen 
besonders  beigestellten  Materialien  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Menge  und  Qualität ; 

i  I  die  Aufstellung  der  Bedarfsausweise 
aller  für  die  Einrichtung  der  Bahn  noth- 
wendigen Mobiliar-  und  Ausrüstungs- 
gegenstände ; 

k)  die  Verfassung  und  Evidenzhaltung 
eines  Situationsplanes  und  eines  Längen- 
profiles  mit  Rücksicht  auf  den  jeweiligen 
Stand  der  Grundeinlösung,  auf  eventuelle 
Trace-  und  Nivelleteänderungen  sowie 
auf  Aenderungen  an  den  Bestimmungen 
des  politischen  Begehungsprotokolles ; 

/)  die  Prüfung  und  Ueberwachung  der 

*)  Der  höheren  Entscheidung  waren  im 
einzelnen  vorbehalten: 

a)  die  von  der  Bauleitung  gepflogenen 
Vorerhebungen  und  Projectsanträge; 

b)  alle  für  die  Erbauung,  Einrichtung 
und  Ausrüstung  der  Bahn  nothwendigen 
Detailprojecte,  Norm  alien,Kosten  Voranschläge 
und  Verträge,  wobei  der  Bauleiter  verpflichtet 
war,  die  geeigneten  Vorlagen  mit  Bezug  auf 
den  in  Aussicht  genommenen  Beginn  der 
Bauausführung  oder  der  Lieferung  der 
Einrichtungen  etc.,  sowie  auf  den  festge- 
setzten Vollendungstermin  rechtzeitig  zu  er- 
statten; 

c)  der  Abschluss  von  Accorden  über 
Bauherstellungen,  bei  welchen  der  Kosten- 
betrag des  vollständigen  Gegenstandes  2000  fl. 
überschritt,  oder  wobei  die  genehmigten 
Maximalpreise  überschritten  wurden,  dann 
die  Vereinbarung  neuer  in  der  Preistabelle 
nicht  vorgesehener  Einheitspreise  mit  der 
Unternehmung: 

d)  Abweichungen  von  der  in  den  geneh- 
migten Projecten  (Punkt  b)  festgesetzten 
Trace,  von  der  Nivellete,  oder  von  der  bei 
Genehmigung  des  Bauprojectes  bestimmten 
Art  der  Ausführung  des  Bahnkörpers;  ferner 
Abweichungen  bei  bereits  beantragten  und 
genehmigten  Bauobjecten,  sowohl  in  Bezug 
auf  ihre  Constructionsform,  als  auf  die  Wahl 
der  Baumaterialien ;  endlich  Ueberschreitungen 
der  Kostenvoranschläge: 

e)  Pacht-  und  Miethverträge: 

J)  die  Einleitung,  das  Aufgeben  oder 
der  Ausgleich  eines  Rechtsstreites : 

g)  die  Einleitung  von  Bauausführungen 
oder  Lieferungen  für  Rechnung  und  Gefahr 
der  Bauunternehmungen  und  Lieferanten  bei 
saumseliger   oder    mangelhafter  Ausführung 


von  den  executiven  Bauorganen  geführten 
Baujournale ; 

in)  die  technische  Richtigstellung  aller 
I  Bedarfsausweise,  Preislisten,  Baukosten- 
anschläge, Abschlagszahlungen,  Bau- 
abrechnungen und  die  Sammlung  und  Zu- 
sammenstellung aller  für  die  Collaudirung 
nöthigen  Behelfe  sowie  die  Mitwirkung 
bei  der  letzteren; 

11)  die  Obsorge,  dass  alle  Arbeiten 
zur  richtigen  oder  vertragsmässigen  Zeit 
begonnen  und  rechtzeitig  vollendet  wurden, 
damit  die  Inbetriebsetzung  der  Bahn  nicht 
durch  einzelne  unvollendete  Arbeiten  oder 
mangelnde  Einrichtungen  verzögert  wurde. 

Der  Bauleiter  hatte  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit und  unter  seiner  persönli- 
chen Verantwortung  alle  zur  Durchführung 
seiner  Aufgaben  nothwendigen  Verfügun- 
gen zu  treffen,  welche  nicht  ausdrücklich 
der  höheren  Entscheidung  und  beziehungs- 
weise Genehmigung  vorbehalten  waren.*) 


der  Arbeiten    oder   bei    Nichteinhaltung   der 
Lieferungs-  und  Vollendungstermine; 

A)  die  Abschreibung  von  Verlusten 
oder  des  Abnützungswerthes  an  Inventar  und 
Material ; 

t")  die  stabile  oder  zeitliche  Vermehrung 
oder  Verminderung  des  Personals,  dann  die 
Erhöhung  der  Bezüge  der  mit  Monatsgehalt 
angestellten  Functionäre,  und  des  Taggeldes 
der  Diurnisten  etc.  über  den  bewilligten  Um- 
fang hinaus,  über  welche  Veränderungen 
seitens  der  Bauleitung  rechtzeitig  Antrag  zu 
stellen  war; 

k)  die  Annahme  der  Dienstentsagung 
von  Angestellten; 

D  die  Bewilligung  von  Urlauben,  wenn 
die  Dauer  derselben  zehn  Tage  überschritt, 
sowie  für  den  Bauleiter  selbst,  welcher  einen 
Urlaub,  selbst  von  minderer  Dauer,  nur  mit 
Bewilligung  derDirection  für  Staatseisenbahn- 
bauten antreten  konnte ; 

tn)  Aushilfen  für  Angestellte,  welche  durch 
langwierige  Krankheit,  durch  im  Dienste  zu- 
gezogene Verletzungen  oder  andere  Unglücks- 
fälle zu  ausserordentlichen,  gegen  ihr  Ein- 
kommen unverhältnismässigen  Auslagen  ge- 
nöthigt  wurden,  einer  Unterstützung  daher 
dringend  bedurften  und  sich  derselben  auch 
durch  tadelloses  Benehmen  und  Dienstfleiss 
würdig  gemacht  hatten; 

n)  alle  ausserordentlichen  Geldbelohnun- 
gen, welche  die  Bauleitung  in  Antrag  bringen 
zu  müssen  glaubte,  endlich 

o)  die  Bewilligung  von  ausserordent- 
lichen Reise-  und  Uebersiedlungskosten,  dann 
von  anderen  Gebühren,  insbesondere  auch 
von  Bureaumiethkosten,  insoferne  von  den 
hierüber  bestehenden  Normal  Vorschriften  Ab- 
weichungen stattzufinden  hatten. 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen, 
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Für  den  Fall,  als  unvorhergesehene 
Umstände  es  im  Interesse  des  Dienstes, 
sei  es  zur  Hintanhaltung  offenbarer  Nach- 
theile, sei  es  zur  Erzielung  überwiegender 
Vortheile,  nothwendig  erscheinen  liessen, 
dass  der  Bauleiter  ohne  Verzug  solche 
Verfügungen  selbständig  treffe,  zu  denen 
vorschriftsmässig  die  höhere  Ermächtigung 
einzuholen  gewesen  wäre,  hatte  er 
zwar  solche  Verfügungen  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  auch  mit  Ueber- 
schreitung  seines  Wirkungskreises  zu 
treffen,  die  getroffenen  Massregeln  aber 
unverzüglich  gegenüber  der  vorgesetzten 
Eisenbahnbaudirection  zu  begründen. 

Führung  des  Betrieb  es  auf  den 
vomStaate  e  r  b  a  u  t  e  n  B  ah  n  e  n. 
An  eine  Aufnahme  etwa  auch  des 
Staatsbetriebes  auf  den  vom  Staate  zum 
Ausbau  übernommenen  Bahnlinien  nach 
ihrer  Bauvollendung  wurde  im  allge- 
meinen nicht  gedacht  —  wie  denn  auch 
gerade  diese  Linien,  schon  vermöge  ihrer 
zerstreuten  Lage  und  ihrer  geringen  Aus- 
dehnung, zu  einem  solchen  Versuch 
sicherlich  kaum  eingeladen  hätten. 

Es  wurden  vielmehr,  soweit  es  nur 
angängig  erschien,  die  einzelnen  fertig- 
gestellten Staatsbahnen  anschliessenden 
Bahngesellschaften  mittels  beiderseitig 
in  bestimmten  Fristen  kündbarer  Ver- 
träge zur  Führung  des  Betriebes  im 
Namen  und  für  Rechnung  des  Aerars 
überlassen,  wobei  in  einigen  der  Fälle 
den  betriebführenden  Verwaltungen,  an 
Stelle  der  Verrechnung  ihrer  Auslagen 
in  den  auflaufenden  Beträgen,  die  Ver- 
gütung derselben  mittels  vertragsmässig 
fixirter  Pauschalbeträge  oder  auch  nach 
bestimmten  Procenten  der  Einnahmen 
zugesichert  wurde.*) 


*)  Es  wurden  die  Tarnöw-Leluchöwer 
Bahn  am  10.  April  1876  der  Ersten  Unga- 
risch-Galizischen  Eisenbahn  —  die  Istrianer 
Bahn  am  •  16.  August  1876  der  Südbahn-Ge- 
sellschaft —  die  Donauuferbahn  in  Wien 
am  12.  October  1876  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  —  die  Rakonitz-Protiviner  Eisen- 
bahn am  28.  Februar  1877  der  Böhmischen 
Westbahn  —  die  Eisenbahn  Kriegsdorf- 
Römerstadt  am  29.  September  1878  der 
Mährisch  -  Schlesischen  Centralbahn  —  die 
EisenbahnenMürzzuschlag-NeubergundUnter- 
Drauburg-Wolfsberg  am  29.  August  1879  der 
Südbahn  Gesellschaft    —   und   die  Eisenbahn 


Nur  bezüglich  der  als  Secundärbahnen 
erbauten  Dalmatiner  Staatsbahnen  sah 
sich  der  Staat  in  Anbetracht  ihrer  völlig 
isolirten  Lage  genöthigt,  die  Führung 
des  Betriebes  in  eigene  Regie  zu  über- 
nehmen. 

Es  wurde  zu  diesem  Zwecke  eine  dem 
Handelsministerium  unmittelbar  unter- 
stehende Betriebsdirection  mit  dem  Sitze 
in  Spalato  errichtet,  welche  der  General- 
inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen gegenüber  in  dem  gleichen  Ver- 
hältnisse, wie  die  Verwaltung  jeder  an- 
deren Privatbahn  stand. 

Bei  der  Organisation  des  Dienstes 
dieser  Betriebsdirection  und  der  Auf- 
stellung des  Personalstandes  für  dieselbe 
wurde  mit  der  grössten  Oeconomie  vor- 
gegangen. 

An  der  Spitze  der  Betriebsdirection 
stand  ein  verantwortlicher  Betriebsdirec- 
tor,  dem  ein  Secretär  als  Stellvertreter 
beigegeben  war. 

Die  Competenz  und  Diensteintheilung 
der  Betriebsdirection  waren  durch  be- 
sondere für  dieselbe  hinausgegebene  »Be- 
stimmungen«  geregelt.*) 

Scheitern  des  auf  der  Fusions- 
idee beruhenden  Sanirungspro- 
grammes  der  Regierung;  Seque- 
strationsgesetz vom  14.  Decem- 
ber  1877.  Ein  zweites  Moment,  welches 
die  Regierung  zu  einer  energischen  Hilfs- 
action  drängte,  war  die  traurige  finan- 
zielle Lage,  in  welche  auch  die  meisten 
der  schon  im  Betriebe  gestandenen  ga- 
rantirten  Eisenbahnunternehmungen  durch 
die  Krise  gerathen  waren. 

Die  Bedrängnis  und  in  vielen  Fällen 
geradezu  Nothlage  dieser  Unternehmungen 
Hess  nur  zu  bald  die  finanziellen  Con- 
sequenzen  jener  Fehler  besonders  scharf 


Erbersdorf-Würbenthal  am  4.  December  1880 
der  Mährisch-Schlesischen  Centralbahn  ver- 
tragsmässig  zur  Betriebführung    überlassen. 

*)  Nach  diesen  Bestimmungen  hatte  der 
Betriebsdirector  die  gesammten  technischen, 
administrativen,  commerziellen  und  sonstigen 
Geschäfte  des  Betriebsdienstes  in  Gemässheit 
der  bestehenden  Gesetze  und  Anordnungen 
zu  führen  und  für  eine  öconomische  Geba- 
rung zu  sorgen. 

Der  Betriebsdirector  vertrat  auch  die 
Bahn  nach  Aussen;  den  Verkehr  mit  den 
Ministerien  und  Centralstellen  vermittelte 
jedoch  das  Handelsministerium. 
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hervortreten,  die  in  Oesterreich  bei  der 
Anwendung  des  Garantiesystems  in  den 
Sechzigerjahren,  wenn  auch  in  dem  löb- 
lichen Streben  der  damaligen  Regierungen, 
die  Entwicklung  des  heimischen  Eisen- 
bahnwesens auch  unter  schwierigsten 
Zeit-  und  Creditverhältnissen  zu  fördern, 
unleugbar  begangen  wurden  —  jener 
Fehler,  die  namentlich  in  der  Schaffung 
neuer,  staatlich  garantirter  Concurrenz- 
linien  für  Verkehre,  die  von  bereits  be- 
stehenden Unternehmungen  bewältigt 
werden  konnten,  in  der  Gewährung  neuer 
abgesonderter  Garantien  für  Fortsetzungs- 
linien    von    gut    situirten    älteren    Bahn- 


Der  Entscheidung  des  letzteren  blieben 
vorbehalten: 

Die  Genehmigung  der  Organisation  des 
Betriebsdienstes; 

die  Feststellung  des  Maximalpersonal- 
standes, der  Pensionsbestimmungen  und 
Krankenfondsstatuten,  die  Systemisirung  der 
Bezüge  des  Personals,  die'Anstellung,  Be- 
förderung, Entlassung  der  stabilen  Beamten, 
die  Verhängung  von  Geldstrafen  über  den 
halben  Monatsgehalt,  Ertheilung  von  Ur- 
lauben über  vier  Wochen  und  Auflassung 
von  Ersätzen  über  50  fl.  seitens  der  Be- 
diensteten; 

die  Genehmigung  des  Jahresvoranschlages, 
Materialpräliminares  und  grösserer  Material- 
ankäufe ; 

die  Bewilligung  von  Bauten,  bei  welchen 
die  Kosten  500  fl.  überschritten ; 

die  Bewilligung  für  Vermehrung  des  Fahr- 
parkes und  grösserer  Umänderungen  an  dem- 
selben, der  Verkauf  von  Grundstücken,  In- 
ventar und  Materialien; 

die  Genehmigung  des  Fahrplanes  und 
der  Tarife ; 

die  Festsetzung  der  Normen  für  Frei- 
fahrt und  Transportermässigung; 

die  Genehmigung  zur  Einleitung  und 
zum  Abstehen  von  Rechtsstreitigkeiten  bei 
Beträgen  über  200  fl. 

In  dringenden  Fällen,  wenn  Gefahr  im 
Verzuge  war,  hatte  der  Betriebsdirector  das 
Geeignete  zu  veranlassen  und  die  nachträg- 
liche  Genehmigung   einzuholen. 

Bei  der  Betriebsdirection  bestanden 
keine  eigenen  Fachabtheilungen;  es  waren 
zwar  den  der  Betriebsdirection  zugetheilten 
Beamten  bestimmte  Geschäfte  zugewiesen, 
dieselben  hatten  aber  zugleich  die  Verpflich- 
tung, sich  nach  Bedarf  auch  bei  anderen 
Geschäften  verwenden  zu  lassen.  Minder 
wichtige  Arbeiten,  wie :  Verfassung  von  Ab- 
schriften, Zusammenstellungen  etc.,  wurden 
auch  den  Stationsbeamten  zugetheilt,  um 
hiedurch  Ersparnisse  zu  erzielen. 

Die  Diensteseintheilung  bei  der  Betriebs- 
direction war  im  allgemeinen  folgende: 


Unternehmungen  und  nicht  zum  mindesten 
in  den  zur  Anwendung  gebrachten  Ga- 
rantieformen selbst  erblickt  werden  müssen, 
die  im  Vereine  mit  einer  anfänglich  noch 
laxeren  Staatscontrole  und  namentlich  mit 
der  damals  in  Blüthe  gestandenen  Praxis 
der  Generalentreprisen  das  ganze  Grün- 
dungsunwesen jener  Zeiten  zum  Nach- 
theile des  garantirenden  Staatsschatzes 
ermöglichten.*) 

Diese  Verhältnisse  waren  es,  welche 
es  hauptsächlich  verschuldeten,  dass  die 
Garantievorschüsse  des  Staates,  die  ihrer 
Natur  nach  nur  vorübergehende  Leistun- 
gen desselben  darstellen  sollten,  sich  zu 


Es  hatten  zu  besorgen : 

Der  Betriebsdirector  die  allgemeine 
Aufsicht  und  Leitung  aller  Geschäftszweige ; 

der  Secretär  die  Stellvertretung  des  Di- 
rectors,  die  Personalangelegenheiten,  die 
Rechtsgeschäfte,  insoferne  selbe  nicht  durch 
die  Finanzprocuratur  zu  besorgen  waren,  die 
Evidenz  der  Freikarten  und  Leitung  des 
Expedites ; 

ein  Oberingenieur  den  gesammten  Zug- 
förderungs-  und  Werkstättendienst  sowie  das 
Referat  hierüber  bei  der  Direction; 

ein  Expeditor  den  commerziellen  Dienst, 
die  Betriebscontrole  und  das  bezügliche  Re- 
ferat; 

ein  Ingenieurassistent  die  gesammte 
Bahnerhaltung,  sammt  den  betreffenden  Re- 
feraten ; 

ein  Rechnungsofficial  das  Rechnungs- 
wesen ; 

ein  Official  das  gesammte  Materialwesen 
sammt  Referat; 

ein  Official  die  Verkehrscontrole  und 
diverse  Vormerkungen  der  Direction; 

ein  Assistent  den  Telegraphendienst  und 
die  Registratur; 

und  ein  Aushilfsbeamter  das  Expedit. 

Das  Cassageschäft  wurde  durch  einen 
Beamten  des  Steueramtes  in  Spalato  mit 
besorgt. 

FürdieBesorgungderRechnungsgeschäfte 
der  Dalmatiner  Bahn  endlich  wurde  ein  Rech- 
nungsdepartement in  Spalato  aufgestellt. 

*)  Vgl.  Bericht  der  vereinigten  juridischen 
und  Eisenbahncommission  des  Herrenhauses 
über  den  Gesetzentwurf,  die  garantirten 
Eisenbahnen  betreffend,  398  der  Beilagen  zu 
den  stenographischen  Protokollen  des  Herren- 
hauses, VIII.  Session  1877,  V.  Band; 

Dr.  Emil  Sax,  Die  Verkehrsmittel  in  Staat 
und  Volkswirtschaft.  II.  Band.  Wien  1877, 
Seite  247  ff.; 

Dr.  Gustav  Gross,  Die  Staatssubventionen 
für  Privatbahnen,  Wien  1882.  Seite  38  ff.; 

Dr.  Albert  Eder,  Die  Eisenbahnpolitik 
Oesterreichs  nach  ihren  finanziellen  Ergeb- 
nissen. Wien  1894,  Seite  50  ff. 
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einer  so  überaus  schweren,  dauernden 
Belastung  des  Staatsschatzes  herausbil- 
deten, deren  rapides  Anschwellen  nun  in 
den  Krisenjahren  seit  1873*)  geradezu 
besorgniserregend  wurde  und  gebieterisch 
zur  Abhilfe  drängte. 

Handelsminister  Ritter  v.  Chlumecky, 
der  mit  nicht  ermüdendem  Eifer  in  der 
Sanirung  der  krankhaften  Zustände  des 
Eisenbahnwesens  eine  der  Hauptaufgaben 
seiner  Amtsthätigkeit  erblickte,  gedachte 
anfangs,  abgesehen  von  jenen  schon  bei 
der  Organisation  der  staatlichen  Eisenbahn- 
aufsichtsbehörde besprochenen  Mass- 
nahmen, die  auf  die  Schaffung  einer  raschen 
und  intensiven  Staatscontrole  gegenüber 
den  garantirten  Eisenbahnunternehmun- 
gen abzielten,  jenen  Schäden,  den  spe- 
ciellen  Ideen  des  Sectionschefs  v.  Nörd- 
ling  folgend,  hauptsächlich  dadurch  ab- 
zuhelfen, »dass  die  bestehenden  kranken 
Eisenbahnunternehmungen  unter  Zu- 
grundelegung ihres  wahren,  das  ist  also 
ihres  erst  zu  ermittelnden  commerziellen 
Werthes  unter  einer  entsprechenden  Ca- 
pitalsreduction  mit  einander  und  mit  an- 
deren Eisenbahnen  zu  dem  Zwecke  ver- 
einigt werden  sollten,  um  daraus  unter 
directer  oder  moralischer  Unterstützung 
des  Staates  neue,  lebenskräftige  Eisenbahn- 
unternehmungen ins  Leben  zu  rufen«. 
Dieses  von  Chlumecky  in  seiner 
grossen  Programmrede  im  Hause  der 
Abgeordneten  am  19.  October  1875  ent- 
wickelte, auf  der  Fusionsidee  Nördling's 
aufgebaute  Sanirungsprogramm  fand  aber 
weder  im  Reichsrathe,  noch  in  der  öffent- 
lichen Meinung  ausserhalb  desselben  eine 
günstige  Aufnahme  und  hatte  sich  nicht 
einmal  im  Kreise  der  Bahnunternehmun- 
gen, denen  hiedurch  geholfen  werden 
sollte,  eines  besonderen  Beifalles  zu  er- 
freuen. 

Ja,  im  Parlamente  wurde  diese  Fusions- 
idee, welche  die  Organisation  des  Eisen- 
bahnmonopols nach  französischem  Muster 
vor  Augen  hatte,  von  den  massgebend- 
sten    Abgeordneten,    als    für    die    öster- 


*)  Die  4°/0igen  Eisenbahngarantievor- 
schüsse  des  Staates  beliefen  sich  laut  der  Finanz- 
gesetze einschliesslich  des  Agioverlustes : 

Im  Jahre  1874  auf fl.  13,372.000, 

2       »       1875     »       »     17,346.000, 

»       >       1876     »      »    23,166.000. 


reichischen  Verhältnisse  nicht  passend 
und  geradezu  gefährlich,  auf  das  heftigste 
bekämpft  und  an  Stelle  derselben  unter 
dem  Beifall  des  Hauses  in  immer  ent- 
schiedenerer Weise  auf  die  auch  in  an- 
deren Ländern  und  namentlich  in  Preus- 
sen  im  Vordergrunde  der  Discussion 
stehende  Erwerbung  der  Eisenbahnen 
durch  den  Staat,  als  auf  den  allein  zweck- 
entsprechenden und  richtigen  Weg  zur 
Sanirung  auch  der  österreichischen  Eisen- 
bahnverhältnisse hingewiesen. 

In  Consequenz  dieser  principiellen 
Haltung  wurden  denn  auch  vom  Reichs- 
rathe alle  auf  der  Fusionsidee  basirenden, 
concreten  Gesetzesvorlagfen  der  Reeie- 
rung  abgelehnt  und  nur  solche  Vorlagen 
angenommen,  welche  und  soweit  sie  den 
Erwerb  einzelner  Linien  durch  den  Staat 
zum  Gegenstand  hatten. 

Auf  diese  Weise  erfolgte  noch  im 
Jahre  1876  der  Ankauf  einiger,  beson- 
ders nothleidend  gewordener  Bahnen, 
als  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn, 
deren  Betriebführung  in  Namen  und  für 
Rechnung  des  Staates  vertragsmässig 
der  Verwaltung  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  übertragen  wurde,  dann  derDniester- 
bahn,  die  zugleich  mit  der  Tarnöw- 
Leluchöwer  Eisenbahn  der  Verwaltung 
der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisen- 
bahn in  Betrieb  übergeben  wurde. 

Bald  hierauf  unternahm  Minister  von 
Chlumecky,  der  Zeitströmung  sowie  den 
ihm  vom  Parlamente  gewiesenen  Bahnen 
folgend,  einen  neuen  entscheidenden 
Schritt  zur  Sanirung  der  österreichischen 
Eisenbahnzustände,  indem  er  am  1.  De- 
cember  1876  dem  Reichsrathe  einen  Ge- 
setzentwurf vorlegte,  betreffend  die  Rege- 
lung der  Verhältnisse  der  garantirten 
Eisenbahnen,  welche  mit  einem  Betriebs- 
deficit  oder  mit  wesentlichen  Garantie- 
vorschüssen belastet  sind,  und  deren 
eventuelle  Erwerbung  durch  den  Staat. 
Nach  langwierigen  und  schwierigen 
Verhandlungen  fand  dieser  Gesetzent- 
wurf endlich  unter  abschwächender  Ab- 
änderung eines  Punktes  die  Zustimmung 
des  Hauses,  so  dass  dem  Gesetze  unterm 
14.  December  1877  die  kaiserliche  Sanc- 
tion  zu  Theil  werden  konnte. 

Mit    diesem    Gesetze,     gemeiniglich 
Sequestrationsgesetz  genannt,  ward  erst- 
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lieh  die  bis  dahin  strittig  gewesene  Frage, 
ob  der  Staat  für  die  Betriebskosten- 
abgänge der  die  Garantie  eines  Rein- 
erträgnisses von  Seite  des  Staates  ge- 
niessenden Bahnen  aufzukommen  habe, 
in  dem  für  die  letzteren  günstigen  Sinne 
entschieden. 

Indem  aber  die  Regierung  mit  die- 
sem Gesetze  weiters  als  berechtigt  er- 
klärt wurde,  den  Betrieb  von  garantirten 
Bahnen,  welche  solche  Vorschüsse  zur 
Bedeckung  von  Betriebskostenabgängen 
erhielten,  desgleichen  von  Bahnen,  welche 
fünf  Jahre  hindurch  mehr  als  die  Hälfte 
des  garantirten  Reinerträgnisses  in  An- 
spruch nahmen,  selbst  zu  führen  und 
endlich  die  Ermächtigung  erhielt,  bei 
vorläufigen  Vereinbarungen  über  den 
Ankauf  garantirter  Eisenbahnen  die  Ueber- 
nahme  der  gesammten  Prioritätenschul- 
den und  die  Zahlung  des  restlichen  Kauf- 
schillings in  Eisenbahnschuldverschrei- 
bungen zuzusichern,  bedeutet  dieses 
Gesetz  einen  gewaltigen  Vorstoss  auf 
dem  Wege  der  Wiederaufnahme  des 
Staatsbahnsystems. 

Ein  entscheidender  Wendepunkt  in  der 
österreichischen  Eisenbahnpolitik  in  dem 
Sinne,  dass  von  da  ab  eine  neue  Periode 
in  der  Entwicklung  des  österreichischen 
Eisenbahnwesens  zu  zählen  wäre,  kann 
allerdings  in  der  Erlassung  dieses  Gesetzes 
noch  nicht  erblickt  werden,  erstlich  des- 
halb nicht,  weil  auch  in  diesem  Gesetze 
der  Staatseisenbahnbetrieb  noch  immer 
nur  als  Mittel  zur  Sanirung  nothleidender 
Bahnen,  und  keineswegs  als  an  sich 
anzustrebendes  Ziel  der  staatlichen  Eisen- 
bahnpolitik ins  Auge  gefasst  wurde,  und 
noch  mehr  aber  deshalb  nicht  weil  die 
Regierung  an  die  Erlassung  dieses  Ge- 
setzes keine  wie  immer  geartete,  von 
der  ernsten  Absicht  der  Wiedererrichtung 
eines  Staatsbahnnetzes  getragene  Action 
knüpfte,  vielmehr  noch  Jahre  verstrei- 
chen Hess,  ohne  dasselbe  in  die  That 
umzusetzen. 

Errichtung  einer  Ministerial- 
commission  für  die  Verwaltung 
der  niederösterreichischen  Eisen- 
bahnen. In  die  auf  die  Erlassung  des  Se- 
questrationsgesetzes unmittelbar  folgende 
Zeit  fiel  nur  die  formelle  Erwerbung  des 


Unternehmens  der  niederösterreichischen 
Südwestbahnen  durch  den  Staat,  welches, 
trotzdem  letzterer  an  demselben  bereits 
durch  den  Besitz  von  9/10  der  gesell- 
schaftlichen Effecten  betheiligt  war,  der 
Insolvenzerklärung  nahe  gebracht  war. 

Der  von  der  Regierung  über  die  Ver- 
staatlichung dieses  Bahnunternehmens 
eingebrachte  Gesetzentwurf  erhielt  nach 
erfolgter  Zustimmung  des  Reichsrathes 
unterm  5.  Juli  1 878  die  kaiserliche  Sanction. 

Die  Verwaltung  dieser  von  da  ab 
»k.  k.  Xiederösterreichische  Staats- 
bahnen»  benannten  Eisenbahnlinien,  zu 
welchen  noch  ab  1.  Januar  1879  die  bis 
dahin  seit  ihrer  Bauvollendung  vertrags- 
mässig  von  der  Kaiser  Ferdinands-Xord- 
bahn  betriebene  Donau-Uferbahn  in  Wien 
kam,  wurde  einer  dem  Handelsminister 
unterstehenden,  als  Delegation  des  Han- 
delsministeriums fungirenden  »Ministerial- 
commission«  übertragen. 

Diese  noch  in  vollkommener  Anleh- 
nung an  die  bei  den  Privatbahngesell- 
schaften bestehenden  Organisationsformen 
gebildete  Ministerialcommission,  deren 
Mitglieder  vom  Handelsminister  auf  die 
Dauer  eines  Jahres  berufen  wurden  und 
in  welcher  der  Generaldirector  des  öster- 
reichischen Eisenbahnwesens,  Sections- 
chef  von  Xördling,  den  Vorsitz  führte, 
hatte  in  Betreff  der  Betriebführung  der 
genannten  Bahnlinien  im  allgemeinen 
diejenigen  Functionen  auszuüben,  die  bis 
dahin  dem  Verwaltungsrathe  der  für  die 
niederösterreichischen  Südwestbahnen  be- 
standenen Actiengesellschaft  zustanden, 
und  daher  insbesondere  diese  Bahnen  in 
allen  Angelegenheiten  gegenüber  dem 
Publicum,  den  Staats-,  Landes-  und  Lo- 
calbehörden  sowie  gegenüber  den  anderen 
Transportunternehmungen  zu  vertreten. 

In  ihren  Wirkungskreis  fielen  alle 
Angelegenheiten,  bezüglich  deren  die 
Entscheidung  nicht  ausdrücklich  dem 
Handelsminister  vorbehalten  war.*) 


*)  Der  Entscheidung  desHandelsministers 
waren  vorbehalten: 

die  etwaige  Verpachtung  des  Betriebes 
oder  eines  Theiles  desselben: 

die  etwaige  Begebung  des  Betriebes  oder 
eines  Theiles  desselben  an  einen  Unter- 
nehmer: 

die  etwa  als  nothwendig  sich  darstellende 
Präcisirung  jener  Agenden,  deren  Erledigung 
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Die  specielle  Leitung  der  technischen, 
administrativen  und  commerziellen  Dienst- 
zweige wurde  einem  Director  übertragen, 
welcher  unmittelbar  der  Ministerialcom- 
mission  unterstand  und  für  die  Amts- 
führung sowohl  im  allgemeinen,  wie  auf 
Grund  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November   185 1   verantwortlich  war. 

Der  Director  hatte  den  Sitzungen  der 
Ministerialcommission  mit  berathender 
Stimme  anzuwohnen.  Als  Vollzugsorgan 
der  Unternehmung  hatte  er  die  von  der 
Commission  gefassten  Beschlüsse  auszu- 
führen. Hielt  er  letztere  unvereinbar  mit 
seiner  persönlichen  Verantwortlichkeit,  so 
hatte  er  seine  Verwahrung  sofort  zu  Pro- 
tokoll zu  geben. 

Der  Director  hatte  das  Recht  und 
die  Pflicht,  aus  eigener  Initiative  alle 
im  Interesse  der  Unternehmung  gele- 
genen Anträge  an  die  Commission  zu 
stellen. 

Ihm  unterstanden  alle  Beamten  und 
Diener  der  Bahn  mit  alleiniger  Ausnahme 
des  Hauptbuchhalters. 

In  dringenden  Fällen,  bei  Gefahr  im 
Verzuge,  war  der  Director  berechtigt, 
auch  ohne  Beschluss  der  Commission,  in 
den  dieser  vorbehaltenen  Angelegenheiten 
die  geeignete  Verfügung  gegen  dem  zu 
treffen,  dass  er  ehestens  die  nachträgliche 
Genehmigung    der  Commission    einhole. 


dem  Director  im  selbständigen  Wirkungs- 
kreise überlassen  werden  sollte; 

die  Dienstordnung; 

die  Systemisirung  der  Gehalte,  Löhne 
und  fixen  Bezüge  der  Bediensteten; 

die  Anstellung,  Beförderung,  Kündigung 
und  Entlassung  der  Bediensteten,  deren  fixe 
Bezüge  den  Jahresbetrag  von  1800  fl.  über- 
stiegen ; 

die  Bewilligung  von  Remunerationen 
und  Aushilfen,  insoweit  diese  in  einem  Be- 
triebsjahre die  Höhe  der  einmonatlichen  Be- 
züge des  betreffenden  Bediensteten  über- 
schritten ; 

die  Feststellung  der  Pensionsbestimmun- 
gen sowie  der  Statuten  des  Kranken-  und 
Unterstützungsinstitutes     der    Bediensteten; 

die  Ertheilung  von  Permanenzkarten; 

die  auf  Grund  des  Art.  2  des  Gesetzes 
vom  5.  Juli  1878,  betreffend  die  Erwerbung 
der  niederösterreichischen  Südwestbahnen 
durch  den  Staat  zu  pflegenden  Abrechnun- 
gen, sofern  deren  Gegenstand  die  Höhe  von 
1000  fl.  überstiegen. 

Unter  den  durch  diese  Vorbehalte  be- 
dingten   Einschränkungen    gehörten    insbe- 


Die  niederösterreichischen  Staats  - 
bahnen  unterlagen  übrigens  der  Staats- 
controle  so  gut  wie  jede  concessionirte 
Bahnunternehmung,  und  waren  dement- 
sprechend von  ihr  ebenso  wie  von  den 
letzteren  die  üblichen  Vorlagen  an  das 
Handelsministerium  und  an  die  General- 
inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen zu  erstatten. 

Am  12.  August  1879  war  Ritter 
von  Chlumecky  infolge  Wechsels  des 
Cabinets  von  dem  Posten  des  Handels- 
ministers zurückgetreten. 

Bald  hierauf,  und  zwar  mit  Ende 
October  1879,  schied  auch  Sectionschef 
v.  Nördling  aus  dem  Amte.  Den  un- 
mittelbaren Anlass  hiezu  gab  ihm  sein 
Unterliegen  in  dem  von  ihm  auf  bau- 
technischem Gebiete  geführten  Kampfe 
über  die  Führung  des  grossen  Tunnels 
auf  der  projectirten  Arlberglinie ;  seine 
Stellung  hatte  aber  infolge  des  Fehl- 
schlagens  seiner  eigensten,  auf  der 
Fusionsidee  basirten  Sanirungsprojecte 
schon  seit  längerem  an  Halt  verloren 
gehabt. 

Erst  Chlumecky's  Nachfolger  in  der 
Leitung  des  Handelsministeriums,  dem 
Minister  Karl  Freiherrn  von  Korb- 
Weidenheim  [siehe  Abb.  7,  Bd.  II, 
Seite  35],  war  es  beschieden,  während  der 
kurzen    Zeit    seiner  Amtsthätigkeit    jene- 


sondere  in  den  Wirkungskreis  der  Com- 
mission : 

die  Vorschläge  in  den,  dem  Handels- 
ministerium vorbehaltenen  Angelegenheiten ; 

über  Vorschlag  des  Directors  die  An- 
stellung, Beförderung,  Kündigung  und  Ent- 
lassung des  Personals; 

die  Erstellung  oder  Abänderung  derTarife; 

die  Aufstellung  der  Fahrpläne; 

die  Aufstellung    der   Dienstvorschriften; 

die  Genehmigung  aller  Verträge  und 
Accorde ; 

die  Ermächtigung  zu  Auslagen  aller  Art 
innerhalb  der  durch  das  Finanzgesetz  [Staats- 
haushalt] gezogenen  Grenzen; 

die  Liquidirung  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, sowohl  ä  conto  Betrieb,  als  Bau; 

die  Einleitung  und  das  Abstehen  von 
Rechtsstreiten. 

Die  Ministerialcommission  war  berech- 
tigt, einen  Theil  sowohl  der  oben  erwähnten, 
als  auch  ihrer  sonstigen  Geschäfte  für  eine 
bestimmte  Zeit  unter  ihrer  eigenen  Verant- 
wortlichkeit an  einzelne  oder  mehrere  ihrer 
Mitglieder  oder  auch  an  Beamte  der  Unter- 
nehmung widerruflich  zu  übertragen. 


254 


Dr.  Alfred  Freiherr  von  Buschman. 


entscheidenden  Schritte  zu  unternehmen, 
welche  unmittelbar  zur  Bildung  eines 
grösseren  Staatsbahnnetzes  führten  und, 
indem  sie   hiedurch  die  staatliche  Eisen- 


bahnpolitik thatsächlich  in  neue  Bahnen 
lenkten,  den  Beginn  einer  neuen  Periode 
in  der  Entwicklung  des  österreichischen 
Eisenbahnwesens  herbeiführten. 


IV.  Periode. 


Vom  Beginne  des  Jahres   1880  bis  zur  Gegenwart. 


Massnahmen  zur  Errichtung 
eines  zusammenhängenden  west- 
österreichisch en  Staatseisen- 
bahnnetzes. Die  beiden  hochbedeut- 
samen Massnahmen  der  Regierung,  welche 
die  Wiedererrichtung  eines  ausgedehn- 
ten, westösterreichischen  Staatseisenbahn- 
netzes und  damit  eine  neue  Periode  in 
der  Entwicklung  des  österreichischen 
Eisenbahnwesens  einleiteten,  waren  die 
Uebernahme  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn 
in  den  Staatsbetrieb  und  die  gesetzliche 
Sicherstellung  des  Ausbaues  der  Arl- 
bergbahn  auf  Kosten  des  Staates. 

Nachdem  noch  im  März  1879  von 
der  Regierung  mit  der  Verwaltung  der 
Kronprinz  Rudolf-Bahn  ein  Ueberein- 
kommen  abgeschlossen  worden  war, 
wornach  letztere  die  Führung  des  Be- 
triebes auf  der  vom  Staate  erbauten 
Eisenbahn  von  Tarvis  nach  Pontafel  mit 
dem  Tage  ihrer  Eröffnung  am  1 1 .  Oc- 
tober  1879  für  Rechnung  und  im  Namen 
des  Staates  übernahm,  erging  zur  all- 
gemeinen Ueberraschung  auf  Grund  eines 
plötzlichen  Regierungsentschlusses  unterm 
24.  December  1879  seitens  des  Handels- 
ministers Baron  Korb  an  den  Verwal- 
tungsrath  des  genannten  Bahnunter- 
nehmens die  Eröffnung,  dass  die  Re- 
gierung in  Anbetracht  des  Umstandes, 
dass  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn  für  die 
letzten  fünf  Jahre  mehr  als  die  Hälfte 
des  garantirten  Reinerträgnisses  jährlich 
als  staatlichen  Garantievorschuss  in  An- 
spruch genommen  habe,  sich  bestimmt 
finde,  von  der  ihr  durch  das  Gesetz  vom 
14.  December  1877  eingeräumten  Be- 
rechtigung, den  Betrieb  dieses  Unter- 
nehmens selbst  zu  führen,  Gebrauch  zu 
machen  und  demnach  die  Kronprinz 
Rudolf-Bahn  vom   1.  Januar  1880    an  in 


den  für  Rechnung  der  Gesellschaft  zu 
führenden  Staatsbetrieb    zu  übernehmen. 

Zum  k.  k.  Betriebsverwalter,  unter 
dessen  Amtsgewalt  von  dem  gedachten 
Zeitpunkte  an  das  gesammte  Personal 
der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  trat,  wurde 
der  Generalinspector,  Regierungsrath  Fer- 
dinand Perl,  Ritter  von  Hildrichsburg 
[Abb.   16],  ernannt. 

Was  die  Arlbergbahn  betrifft,  so 
wurde  schon  in  der  kaiserlichen  Thron- 
rede, mit  welcher  am  8.  October  1879 
der  neu  zusammengetretene  Reichsrath 
eröffnet  wurde,  auf  die  Nothwendigkeit 
des  Ausbaues  »dieser  immer  wichtiger 
werdenden  Bahnlinie«  hingewiesen  und 
die  baldigste  Einbringung  umfassender 
Vorlagen  in  Aussicht  gestellt. 

Die  von  der  Regierung  in  dieser 
Richtung  thatsächlich  eingebrachten  Ge- 
setzesvorlagen erhielten  auch  alsbald 
die  Zustimmung  der  beiden  Häuser 
des  Reichsrathes,  so  dass  die  beiden 
Gesetze,  mit  welchen  der  Ausbau  der 
Arlbergbahn  auf  Kosten  des  Staates 
ausgesprochen  wurde  und  die  Bewilligung 
der  zum  Bau  für  das  Jahr  1880  erfor- 
derlichen Geldmittel  erfolgte,  bereits  am 
7.,  beziehungsweise  30.  Mai  1880  der 
kaiserlichen  Sanction  theilhaftig  werden 
konnten. 

Nicht  lange  hierauf  wurden  noch, 
aber  bereits  von  Baron  Korb's  Nach- 
folger in  der  Leitung  des  Handelsmini- 
steriums, dem  Minister  Alfred  Ritter  von 
K  r  e  m  e  r  [siehe  Abb.  3  ,  Band  II, 
Seite  27]  die  ausgeführten  Linien  der 
Erzherzog  Albrecht-Bahn  von  Lemberg 
nach  Stryj  und  von  Stryj  nach  Stanislau 
in  Anwendung  einer  Bestimmung  der 
Concessionsurkunde  dieses  Bahnunter- 
nehmens wegen  übermässiger  Inanspruch- 
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nähme  der  Staatsgarantie  mit  Wirksam- 
keit vom  1.  August  1880  in  den  Staats- 
betrieb übernommen ;  zum  k.  k.  Betriebs- 
verwalter für  dieselben  wurde  der  Director 
der  Ersten  Ungarisch-Galizischen  Eisen- 
bahn, Regierungsrath  Max  Pich ler,  be- 
stellt. 

Ihr  nächstes  und  hauptsächliches 
Augenmerk  richtete  die  Regierung  jedoch 
auf  die  Gewinnung  einer  direct  vom 
Staate  abhängigen  Verbindungslinie 
zwischen    der    schon    im    Staatsbetriebe 


von  der  Staatsverwaltung  zunächst  in 
Pachtbetrieb  und  später  nach  Erfüllung 
gewisser  Bedingungen  unter  bestimmten, 
in  vorhinein  festgestellten  Modalitäten 
ins  Eigenthum  übernommen  werden 
sollten. 

Bald  hierauf,  und  zwar  bereits  am 
14.  Januar  1881,  trat  Ritter  von  Krem  er 
von  seinem  Posten  zurück.  Sein  Nach- 
folger in  der  Leitung  des  Handels- 
ministeriums war  Felix  Freiherr  P  i  n  o 
von  Friedenthal  [siehe  Abb.  4,  Band  II, 


Abb.  16.     Ferdinand  Perl,  Ritter  von  Hüdrichsburg. 


befindlichen  Kronprinz  Rudolf-Bahn  und 
der  im  Ausbau  begriffenen  Arlbergbahn 
zur  Herstellung  eines  grösseren  zusam- 
menhängenden, sowohl  in  betriebstech- 
nischer als  in  Verkehrs-  und  handels- 
politischer Beziehung  actionsfähigen,  staat- 
lichen Betriebsnetzes. 

Unter  mehreren  zu  diesem  Zwecke 
in  Erwägung  gestandenen  Projecten 
wurde  schliesslich  von  der  Regierung 
die  Erwerbung  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  durch  den  Staat  ernstlich  ins  Auge 
gefasst  und  in  dieser  Richtung  die  Unter- 
handlung mit  der  Verwaltung  der  ge- 
nannten Bahngesellschaft  eingeleitet. 

Es  gelang  dem  Minister,  mit  der 
letzteren  am  24.  December  1880  zu 
einer  Vereinbarung  zu  gelangen,  wornach 
die  Linien    der  Kaiserin    Elisabeth-Bahn 


Seite  28],  ein  Minister,  der  die  nunmehr 
im  grösseren  Stile  eingeleitete  Verstaat- 
lichungsaction  mit  aller  Energie  weiter 
verfolgte. 

Die  von  der  Regierung  in  Betreff  der 
Erwerbung  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn 
durch  den  Staat  eingebrachte  Gesetzes- 
vorlage erhielt  erst  nach  langwierigen 
und  schwierigen  Verhandlungen  im  De- 
cember 1881  die  Zustimmung  der  beiden 
Häuser  des  Reichsrathes.  Noch  am  23.  De- 
cember 1881  erfolgte  die  kaiserliche 
Sanction  dieses  Gesetzes,  so  dass  der 
Staat  mit  Beginn  des  Jahres  1882  den 
Betrieb  der  Kaiserin  Elisabeth  -  Bahn 
übernehmen  konnte. 

Der  ganze  Bahncomplex,  in  dessen 
Besitz  der  Staat  nun  gesetzt  war,  be- 
stand aus  den  Linien 
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der    Kaiserin    Elisabeth  -  Bahn 

per 942  km 

der     Kronprinz    Rudolf  -  Bahn 

rund  per 800   » 

der  Niederösterr.  Staatsbahnen 
einschliesslich  der  Donauufer- 
Bahn  per 163   » 

der  Staatsbahn  Braunau-Strass- 

walchen  per 37   » 

und     der    Staatsbahn    Tarvis- 

Pontafel  per 25    » 

Zusammen     .     .     1967  km 

Mit  Hinzurechnung  der  im 
Staatsbau  begriffenen  Arl- 
bergbahn  in  der  Länge  von        137   » 

und  der  Linien  der  Vorarl- 
berger Bahn  per     ....         88   » 

welche  als  gleichfalls  unter  das 
Sequestrationsgesetz  vom 
14.  December  1877  fallend, 
noch  in  demselben  Jahre  in 
den  Staatsbetrieb  übernom- 
men werden  sollten,  ergab 
sich  sonach  ein  in  kürzester 
Frist  im  Westen  und  Süd- 
westen der  Monarchie  im 
Staatsbetriebe  stehendes 

Bahnnetz  mit  einer  Gesammt- 

länge  von 2192  km 

welches  in  Ansehung  seiner  Ausdehnung 
dem  grössten,einer  österreichischen  Privat- 
bahngesellschaft gehörigen  Eisenbahn- 
netze beiläufig  gleichkam. 

Erste  Dienstesorganisation 
für  das  staatliche  Betriebsnetz 
vom  Jahre  1882;  k.  k.  Direction 
für  Staatseisenbahnbetrieb;  Ober- 
bahnbetriebsämter; Staats  eisen- 
bahnrat h.  Unterm  15.  Februar  1882 
unterbreitete  Handelsminister  Baron  P  i  n  o 
dem  Kaiser  Anträge,  welche  eine  einheit- 
liche Organisirung  des  Dienstes  für  diesen 
gesammten  Betriebscomplex  bezweckten. 

Bei  der  Aufstellung  dieser  »Grund- 
züge für  die  Organisation  des  Staats- 
betriebes auf  den  westlichen  Staatsbahnen 
und  vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen  c, 
welche  unterm  24.  Februar  1882  der 
kaiserlichen  Genehmigung  theilhaftig 
wurden  und  mit  1.  Juli  desselben  Jahres 
in  Wirksamkeit  traten,  Hess  sich  Minister 


Baron  Pino  von  der  grundsätzlichen 
Auffassung  leiten,  dass  für  eine  zweck- 
entsprechende Organisirung  des  Dienstes 
für  ein  solches  Netz,  welches  in  seiner 
Ausdehnung  die  einheitlich  geleiteten 
Netze  der  grossen  Privatbahngesellschaften 
nicht  wesentlich  übersteige  und  noch  weit 
davon  entfernt  sei,  das  gesammte  Gebiet 
der  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  gleichmässig  zu  durch- 
setzen, die  etwaige  Bildung  räumlicher 
Verwaltungsbezirke  mit  einer  Mehrheit 
selbständiger  Verwaltungsstellen,  wie  sie 
namentlich  in  Preussen  bei  der  Verstaat- 
lichung der  Privatbahnen  geübt  wurde, 
nicht  am  Platze  erscheine,  dass  sich 
vielmehr  die  Behandlung  jenes  örtlich 
zusammenhängenden  staatlichen  Betriebs- 
complexes  als  eine  individuelle  Gruppe 
nach  Art  eben  jener  Vorbilder  am  besten 
empfehle,  wie  sie  die  rationell  angelegten 
Organisationsformen  der  grossen  inlän- 
dischen Privatbahngesellschaften  dar- 
stellten. 

Es  wurde  daher  in  den  Grundzügen 
die  Errichtung  einer  einheitlichen  Gentral- 
verwaltungsstelle  für  den  Betrieb  des 
gesammten  oben  angeführten  westöster- 
reichischen Staatsbahnnetzes  vorgesehen, 
welche  die  Benennung:  »k.  k.  Direction 
für  Staatseisenbahnbetrieb  in  Wien«  zu 
führen  hatte.*) 

Um  die  wünschenswerthe  eisenbahn- 
mässige  Actionsfähigkeit  des  neuen  staat- 
lichen Betriebsorganismas  in  seinem 
Wettbewerbe  mit  den  gut  geleiteten 
Privatbahnunternehmungen  nicht  zu 
hemmen,  wurde  diese  Centralverwaltungs- 
stelle  nicht  als  Bestandtheil  des  Handels- 
ministeriums, sondern  ausserhalb  des- 
selben als  selbständiges,  dem  Ministerium 
und  der  Generalinspection  bezüglich  der 
Staatsaufsicht  gleich  den  Privateisenbahn- 
verwaltungen unterstehendes  Organ  er- 
richtet und  mit  möglichst  weitgehenden 
Competenzbefugnissen  ausgestattet. 

Die  Direction  für  Staatseisenbahn- 
betrieb erhielt  demnach  im  Grossen  und 


*)  Denselben  Titel  führte  bereits  ab 
I.  Januar  1882  die  an  Stelle  der  General- 
direction  der  k.  k.  privilegirten  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  provisorisch  mit  der  Weiter- 
führung der  Verwaltungsgeschäfte  dieser 
Bahn  tür  den  Staat  betraute  Dienststelle. 
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Ganzen  die  organische  Stellung  und 
Einrichtung  der  bei  den  grossen  Privat- 
bahnen bestehenden  Generaldirectionen, 
jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  ihre 
Competenz  zum  grossen  Theile  auch 
noch  jene  Gegenstände  umfasste,  die  bei 
Privatbahnen  der  Entscheidung  des  Ver- 
waltungsrathes  vorbehalten  bleiben,  und 
dass  dem  Handelsministerium  nur  die 
allerwichtigsten  oder  mit  der  verfassungs- 
mässigen Verantwortlichkeit  des  Ministers 
zusammenhängenden  Verwaltungsgegen- 
stände und  ausserdem  die  ihm  gegenüber 
allen  Eisenbahnen  aus  dem  Titel  der 
staatlichen  Oberaufsicht  und  Controle 
erwachsenden  Aufgaben  reservirt  wur- 
den.*) 


*)  Zu  den  dem  Handelsministerium  aus 
dem  Titel  der  staatlichen  Oberaufsicht  vor- 
behaltenen Angelegenheiten  gehörte  auch 
die  Wahrung  der  öffentlichen  Rücksichten 
bezüglich  der  vorzulegenden  Fahrordnungen 
und  Tarife,  dann  insbesondere  die  Genehmi- 
gung von  Anschluss-,  Betriebs-  oder  Cartell- 
verträgen  mit  anderen  Transportanstalten. 
Aus  dem  Titel  der  Verwaltung  waren  dem 
Ministerium  in  Ansehung  der  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Linien  vorbehalten: 

a)  die  Feststellung  und  Abänderung  des 
Wirkungskreises  und  der  Geschäftsordnung 
des  Staatseisenbahnrathes,  des  aus  Mitgliedern 
desselben  zu  bildenden  und  dem  Präsidenten 
ständig  beizugebenden  Beirathes  (vgl.  unten 
Seite  260  ff.),  dann  der  Direction,  sowie  die 
Genehmigung  aller  wichtigeren  organisa- 
torischen Verfügungen; 

b)  die  Feststellung  des  Jahrespräliminares 
und  die  Bewilligung  zu  Ausgaben,  die  in 
demselben  nicht  vorgesehen  waren,  nach 
Massgabe  der  auf  verfassungsmässigem  Wege 
zu  erwirkenden  Credite; 

c)  die  Ernennung  des  Stellvertreters  des 
Präsidenten; 

d)  die  Ernennung  der  Mitglieder  des 
Staatseisenbahnrathes  und  die  Bestimmung 
der  dem  Präsidenten  als  ständiger  Beirath 
beizugebenden  Mitglieder  desselben; 

e)  die  Ernennung,  Beförderung,  Kündi- 
gung [Pensionirung]  und  Disciplinarbehand- 
lung  der  Abtheilungsvorstände  der  Direction 
sowie  derjenigen  Beamten,  welche  mehr  als 
2000  fl.  Jahresgehalt  bezogen; 

f)  die  Ertheilung  von  Remunerationen 
und  Geldaushilfen  an  die  sub  e)  genannten 
Beamten,  dann  in  sonstigen  Fällen,  wenn 
der  Betrag  100  fl.  überstieg; 

s)  die  Ertheilung  von  Urlaub  an  den 
Präsidenten,  dann  sofern  die  Urlaubsdauer 
vier  Wochen  überstieg,  an  dessen  Stellver- 
treter und  sonstige  Beamte; 

h)  die  Genehmigung  der  Dienstordnung 
[Dienstespragmatik],  des  Personalstatus    und 
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Die  Erledigung  dieser  letzteren  An- 
gelegenheiten erfolgte,  wie  bezüglich  der 
Privatbahnen,  so  auch  bezüglich  der  im 
Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnlinien  in 
den  betreffenden  Fachabtheilungen  des 
Handelsministeriums  und  der  General- 
inspection. 

Zur  beschleunigten  Behandlung  der 
dem  Ministerium  vorbehaltenen  eigent- 
lichen Verwaltungsangelegenheiten  wurde 
in  demselben  ein  Comite  errichtet,  in 
welchem  der  Minister  oder  der  von  dem- 
selben bestellte  Sectionschef  den  Vor- 
sitz führte,  und  welches  über  die  be- 
zeichneten Angelegenheiten  mit  Beizie- 
hung des  Präsidenten  der  Direction  für 
Staatseisenbahnbetrieb    zu  berathen  und. 


der   die  Gebühren    des   Personals    regelnden 
Normen; 

i)  die  Genehmigung  der  Statuten  der 
Pensions-  und  Provisionsinstitute,  dann  der 
für  das  Personal  bestehenden  oder  zu  er- 
richtenden Wohlthätigkeitsfonds ; 

k)  die  Genehmigung  der  Grundlagen 
für  die  in  Anwendung  zu  bringenden  Tarife 
für  den  Personea-  und  Sachenverkehr; 

l)  die  Bewilligung  zum  Abschluss  von 
Verträgen,  welche  eine  Veräusserung,  Ab- 
tretung oder  Belastung  von  Bestandteilen 
des  unbeweglichen  Bahneigenthums,  eine 
Verpfändung  oder  Schenkung  zum  Gegen- 
stande hatten;  dann  von  Kauf-,  Verkaufs- 
Tausch-,  Bau-,  Lieferungs-  und  sonstigen 
Verträgen,  sofern  die  Vertragssumme  bei 
allgemeiner  öffentlicher  Concurrenz  und  unter 
Zuschlag  an  den  Bestbieter  50.000  fl.,  andern- 
falls aber  5000  fl.  erreichte  oder  überstieg; 
endlich  von  Bestandverträgen  [mit  Ausschluss 
jener  über  die  Verpachtung  von  Bahnhof- 
restaurationen], falls  der  jährliche  Bestandzins 
mehr  als  500  fl.  betrug,  oder  der  Vertrag 
unkündbar  oder  mit  einer  längeren  als 
einjährigen  Kündigungsfrist  abgeschlossen 
wurde; 

in)  die  Nachsicht,  beziehungsweise  Be- 
willigung zur  Abschreibung  von  Rechnungs- 
mängeln und  uneinbringlichen  Forderungen, 
dann  von  bei  Materialen  und  Inventar- 
gegenständen sich  ergebenden  Verlusten, 
falls  der  Geldwerth  von  Fall  zu  Fall  1000  fl. 
und  in  demselben  Jahre  im  Ganzen  10.000  fl. 
überstieg; 

n)  die  Entscheidung  über  Beschwerden 
gegen  Verfügungen  der  Direction,  soweit  die 
Beschwerdeführung  nicht  durch  die  Dienst- 
vorschriften ausgeschlossen  war; 

o)  die  Gewährung  von  Freikarten,  welche 
nicht  nur  für  einzelne  Fahrten  Giltigkeit 
hatten,  und  die  Genehmigung  der  Normen, 
nach  denen  bei  Ertheilung  von  Freikarten 
für  einzelne  Fahrten  und  von  Fahrpreis- 
ermässigungen vorzugehen  war. 
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insoweit  nicht  der  Handelsminister  sich 
die  Entscheidung  selbst  vorzubehalten 
fand,  endgiltig   zu   beschliessen  hatte. 

In  der  Bestellung  dieses  mit  dem 
endgiltigen  Beschlussrechte  ausgestatteten 
Ministerialcomites  muss  eine  weitere 
Analogie  mit  der  Führung  der  obersten 
leitenden  Geschäfte  bei  den  Privatbahn- 
gesellschaften durch  deren  Verwaltungs- 
rathskörper  erblickt  werden. 

Eine  zweite  wesentliche  Folgerung 
aus  der  Thatsache,  dass  die  Einrichtung  j 
des  Staatsbetriebes  grundsätzlich  nach  ■ 
Art  der  Dienstesorganisation  bei  den  \ 
grossen  Privatbahngesellschaften  vorge- 
nommen wurde,  war  die,  dass  in  den 
diesfälligen  Organisationsgrundzügen  aus- 
drücklich festgesetzt  wurde,  dass  auf 
das  der  Direction  für  Staatseisenbahn- 
betrieb zugehörige  oder  untergeordnete 
Personal  nicht  die  für  Staatsbeamte  gelten- 
den Normen,  sondern  specielle  Dienst- 
vorschriften, nach  Art  der  bei  den  Privat- 
eisenbahnverwaltungen bestehenden,  An- 
wendung zu  finden  haben.  Dieses  vom 
Staate  unter  Wahrung  erworbener  Rechte 
übernommene  Personal  erlangte  daher 
nicht  den  Charakter  unmittelbarer  Staats- 
beamter und  Staatsdiener,  sondern  blieb 
auch  dem  Staate  gegenüber  in  seiner 
bisherigen,  durch  specielle  Dienstesord- 
nungen geregelten,  auf  einem  beiderseitigen 
Kündigungsrechte  beruhenden  Rechts- 
stellung ;  es  wurde  lediglich,  unbeschadet 
der  von  diesem  Personal  bereits  erwor- 
benen Rechte,  eine  Ausgleichung  der 
Abweichungen,  welche  in  den  Dienst- 
ordnungen der  in  den  neuen  Staatsbahn- 
complex  einbezogenen  einzelnen  Privat- 
bahnen vorkamen,  durch  Erlassung  neuer 
einheitlicher  Dienstnormen  und  insbe- 
sondere einer  neuen  einheitlichen  Dienst- 
pragmatik ins  Auge  gefasst. 

Auch  für  die  Ruheversorgung  dieses 
Personals  sowie  für  die  Versorgung  der 
Witwen  und  Waisen  desselben  blieb  durch 
die  mit  ihren  bisherigen  Statuten  fort-  ! 
bestehenden  Pensions-  und  Provisions- 
institute, denen  die  von  der  Staatsver- 
waltung übernommenen  Beamten  und 
Diener  bis  dahin  angehörten,  vorgesorgt. 

Zum  » Präsidenten  c  der  Direction  für 
Staatseisenbahnbetrieb,  dessen  Ernennung 
nach  den  Grundzügen    dem  Kaiser    vor- 


behalten war,  wurde  mit  kaiserlicher  Ent- 
schliessung  vom  14.  Juni  1882  der  bis- 
herige langjährige  Generaldirector  der 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  k.  k.  Sections- 
Chef  a.  D.  Alois  Czedik  von  Bründels- 
berg  [siehe  Abb.  6,  Band  II,  Seite  33], 
ernannt,  nachdem  derselbe  schon  seit  der 
am  1.  Januar  1882  erfolgten  Uebergabe 
dieser  Bahn  an  den  Staat  vom  Minister 
mit  der  provisorischen  Fortführung  der 
leitenden  Geschäfte  derselben  für  den 
Staat  betraut  worden  war. 

Der  Präsident  hatte  die  gesammte, 
der  Centralverwaltungsstelle  zuge- 
wiesene Geschäftsführung  zu  leiten; 
er  war  für  dieselbe  verantwortlich,  und 
zwar,  insoweit  sie  ihm  nicht  unmittelbar 
übertragen  war,  in  der  Art,  dass  er  für 
die  ordnungsmässige  Handhabung  des 
Dienstes  durch  die  hiezu  berufenen  Organe 
zu  sorgen  und  dieselben  zur  pflicht- 
mässigen  Erfüllung  ihrer  dienstlichen 
Obliegenheiten  anzuhalten  hatte. 

Die  Behandlung  aller  Geschäfte  bei  der 
Direction  hatte,  abgesehen  von  der  im  Dis- 
ciplinarverfahren  vorgesehenen  Antrag- 
stellung im  Wege  collegialer  Beschluss- 
fassung seitens  der  hiefür  bei  der  Direc- 
tion gebildeten  Disciplinarcommission, 
nach  der  persönlichen  Bestimmung  des 
Präsidenten  oder  seines  vom  Handels- 
minister bestellten  Stellvertreters  zu  er- 
folgen. 

Die  Direction  für  Staatseisenbahn- 
betrieb sollte  nach  den  Grundzügen,  ent- 
sprechend den  bei  Dienststellen  gleicher 
Art  gewöhnlich  vorkommenden  Dienst- 
geschäften, in  folgende  sieben  Abtheilun- 
gen zerfallen: 

I.  das  Secretariat  und  das  Rechts- 
bureau, 

II.  die  Abtheilung  für  Bau  und  Bahn- 
erhaltung, 

III.  die  Abtheilung  für  Zugförderungs- 
und  Werkstättendienst, 

IV.  die  Abtheilung    für  Verkehrs-   und 
commerziellen  Dienst, 

V.  die  Einnahmencontrole, 
VI.  die  Abtheilung    für   Materialwesen 
[quantitative      Uebemahme,      Ver- 
wahrung, Abgabe  und  Verrechnung 
der  Materialien], 
VII.  die  Buchhaltung; 
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ausserdem  hatte  noch  bei  der  Direction 
zur  Vollziehung  ihrer  Geldanweisungen 
unabhängig  von  der  Buchhaltung  eine 
Hauptcasse  zu  fungiren. 

In  Wirklichkeit  wurden  aber  ein- 
schliesslich der  Hauptcasse  im  Ganzen 
eilf  coordinirte  Abtheilungen  errichtet, 
indem  für  die  zwei  Geschäftsgruppen, 
aus  welchen  jede  der  Abtheilungen  I,  III 
und  IV  nach  obigem  zusammengesetzt 
war,  selbständige  Abtheilungen  gebildet 
wurden. 

Der  executive  Dienst  wurde  derart 
eingerichtet,  dass  derselbe  unter  Trennung 
der  drei  Hauptdienstzweige  [Bahnerhal- 
tung, Verkehr  und  Zugförderung]  von 
den  als  unterste  executive  Dienststellen 
fungirenden  Bahnerhaltungssectionen,  den 
Haltestellen  und  Stationen,  welch  letz- 
tere bei  grösserer  Wichtigkeit  die  Be- 
zeichnung »k.  k.  Bahnbetriebsamt«  mit 
erweiterten  Competenzbefugnissen  er- 
halten sollten,  dann  den  Heizhausleitun- 
gen zu  handhaben  und  von  den  diesen 
übergeordneten,  für  grössere  Bahnbezirke 
bestellten  Bahnerhaltungs-,  Verkehrs-  und 
Zugförderungsinspectoraten  zu  über- 
wachen war. 

Gemäss  der  Grundzüge  sollten  diese 
drei  nach  den  Hauptdienstzweigen  zur 
Ueberwachung  des  executiven  Dienstes 
in  demselben  Bezirke  berufenen  Inspec- 
torate  zwar,  gleich  den  Leitungen  der 
Hauptwerkstätten  und  der  Materialmaga- 
zine, direct  unter  der  Direction  stehen, 
aber  doch  nach  Art  einer  einheitlichen 
Dienststelle  zusammengelegt  werden,  als 
solche  sodann  die  Bezeichnung  »k.  k. 
Oberbahnbetriebsamt«  führen  und  nach 
aussen  durch  den  von  der  Direction  be- 
stimmten Vorstand  [einen  Oberinspector] 
vertreten  werden. 

Standort,  Wirkungskreis  und  Ge- 
schäftsordnung dieser  Oberbahnbetriebs- 
ämter waren  vom  Präsidenten  der  Direc- 
tion für  Staatseisenbahnbetrieb  mit  Ge- 
nehmigung des  Handelsministeriums  fest- 
zusetzen. 

Diese  mitten  zwischen  dem  Centrali- 
sations  -  und  dem  Decentralisationsge- 
danken  schwankende  Construction  der 
drei  genannten,  als  mittlere  Stellen  des 
executiven  Dienstes  fungirenden  Inspec- 
torate  vermöchte  für  sich  kaum  ein  klares 


Bild  von  derjenigen  Stellung  zu  bieten, 
welche  denselben  im  Verwaltungsorga- 
nismus der  Staatseisenbahnen  eigentlich 
zugedacht  war ;  immerhin  würde  nach  der 
Fassung  der  fraglichen  Bestimmungen 
der  Grundzüge  die  Annahme  nahe  liegen, 
dass  auch  bei  den  Inspectoraten  auf  die 

!  Trennung  der  Hauptdienstzweige  sowie 
auf  deren  directe  Unterordnung  unter  die 
Direction  und  somit  auf  den  centralisti- 
schen  Aufbau  der  Organisation  auch  des 
executiven  Betriebsdienstes  das  grössere 
Gewicht  gelegt  werden  wollte. 

Noch  vor  Inslebentreten  der  Organi- 
sation mit  Genehmigung  des  Handels- 
ministeriums vom   IO.  Mai    1882    hinaus- 

|  gegebene  Bestimmungen  über  den  Wir- 
kungskreis der  Oberbahnbetriebsämter 
gaben  jedoch  ganz  im  Gegentheil  der 
vollen  Einheitlichkeit  dieser  neu  ge- 
schaffenen  Zwischenstellen  für  sämmtliche 
drei  Hauptdienstzweige    und    damit  dem 

1  Decentralisationsprincipe     bezüglich     der 

i  Organisation  des  executiven  Betriebs- 
dienstes den  unzweideutigsten  Ausdruck. 
Nach  diesen  Bestimmungen,  welche 
sich  daher  als  eine  wesentliche  Ergän- 
zung der  Organisationsgrundzüge  dar- 
stellen, wurden  die  Oberbahnbetriebs- 
ämter, deren  im  ganzen  sechs,  und  zwar 
in  Wien,  Linz,    Salzburg,   Steyr,  Villach 

!  und  in  Feldkirch  errichtet  wurden,  that- 
sächlich  als  vollkommen  einheitliche 
Dienststellen     organisirt    und    denselben 

I  als  solchen  die  Bahnbetriebsämter,  Sta- 
tionen, Haltestellen,  Bahnerhaltungs- 
sectionen und  Heizhäuser  ihres  Bezirkes 
unterstellt. 

Die  Aufgabe  der  Oberbahnbetriebs- 
ämter   wurde     dahin     bezeichnet,     dass 

j  dieselben  auf  der  ihnen  zugewiesenen 
Bahnstrecke   mit   den  ihnen   unterstehen- 

J  den  Stellen  und   Organen    den    gesamm- 

!  ten  Verkehrs-  und  commerziellen  Dienst, 

I  den  Bahnerhaltungs-  und  Bahnaufsichts- 
dienst, den  Zugförderungs-  und  Heiz- 
hausdienst,    den     Cassen-,     Rechnungs- 

I  und  Revisionsdienst  und  alle  mit  diesen 
Dienstzweigen  sonst  in  Verbindung 
stehenden    Obliegenheiten    zu     besorgen 

|  haben. 

Zur  Bewältigung  dieser  Aufgaben 
hatten  die  Oberbahnbetriebsämter  ausser 
den    drei    Inspectoraten    für    die    Haupt- 
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dienstzweige  noch  ein  Secretariat  mit 
einem  Rechnungsbureau  zu  umfassen  und 
wurde  dem  Vorstande  überdies  zur  Voll- 
ziehung der  Geldanweisungen  eine  Cassa 
beigegeben. 

Dem  Vorstande  des  Oberbahnbe- 
triebsamtes wurde  die  oberste  Leitung 
und  Beaufsichtigung  des  Eisenbahndienstes 
im  ganzen  Bezirke  übertragen,  und  wurde 
derselbe  für  die  gesammte  Geschäfts- 
führung verantwortlich  erklärt;  es  war 
demselben  daher  auch  das  gesammte 
Personal  des  Bezirkes  untergeordnet;  das 
letztere  war  verpflichtet,  seinen  Anord- 
nungen unweigerlich  und  gewissenhaft 
zu  entsprechen. 

Er  hatte  die  Ausführungen  der  höheren 
Anordnungen  zu  veranlassen  und  zu  über- 
wachen, den  Geschäftsgang  zu  regeln, 
den  Dienst  in  allen  seinen  Zweigen  zu 
beaufsichtigen  und  für  ein  entsprechendes 
Zusammenwirken  der  ihm  unterstehen- 
den Organe  im  Dienste  zu  sorgen.  Ins- 
besondere wurde  derselbe  verpflichtet, 
unbeschadet  der  Sicherheit  und  Regel- 
mässigkeit des  Verkehrs  sowie  der  guten 
Instandhaltung  der  Bahn  und  deren  Aus- 
rüstung, auf  die  thunlichst  öconomische 
Besorgung  des  Dienstes  innerhalb  des 
genehmigten  Budgets  hinzuwirken. 

Er  hatte  ferner  das  Geschäftsergebnis 
des  Oberamtsbezirkes  fortwährend  im 
Auge  zu  behalten  und  die  auf  die  Ver- 
besserung dieses  Ergebnisses  abzielenden 
Verfügungen,  insoferne  sie  im  Wirkungs- 
kreise des  Oberbahnbetriebsamtes  ge- 
legen waren,  zu  treffen,  andernfalls  aber 
seine  Vorschläge  an  die  Direction  zu  er- 
statten. 

In  allen  dem  Wirkungskreise  der 
Oberbahnbetriebsämter  zugewiesenen  An- 
gelegenheiten stand  die  Entscheidung 
dem  Vorstande  zu.  Bei  Gefahr  im  Verzuge 
war  derselbe  berechtigt  und  verpflichtet, 
auch  in  Angelegenheiten,  die  der  Entschei- 
dung der  Direction  vorbehalten  waren,  die 
erforderlichen  Verfügungen  zutreffen;  doch 
hatte  er  in  solchen  Fällen  sofort  die  nach- 
trägliche Genehmigung  bei  der  Direction 
berichtlich  einzuholen. 

Die  »Bestimmungen«  zählten  auch  in 
taxativer  Weise  diejenigen  Agenden  auf, 
die  den  Oberbahnbetriebsämtern  zur  Er- 
ledigung im  eigenen  Wirkungskreise  über- 


lassen wurden.*)  Doch  wurde  beigefügt, 
dass  von  der  Direction  nach  ihrem  Er- 
messen einzelne  Agenden  dieses  Wir- 
kungskreises wieder  abgenommen  oder 
demselben  neue  hinzugefügt  werden 
können,  wie  es  auch  der  Direction  zustehe, 

,  sich  rücksichtlich  der  zum  Wirkungskreise 
der  Oberbahnbetriebsämter  gehörigen  An- 
gelegenheiten in  einzelnen  Fällen  die  Ent- 
scheidung vorzubehalten  beziehungsweise 
selbst  die  Verfügung  zu   treffen. 

Eine  Neuerung,  durch  welche  die 
Organisation  des  Staatsbetriebes  von 
jener  der  Privatbahnen  besonders  unter- 
schieden und  die  Bestimmung  des  erste- 
ren,  in  höherem  Grade  den  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Interessen  zu  dienen, 

i  zu  besonders  markantem  Ausdrucke  ge- 
bracht werden  sollte,  bestand  in  der  Be- 
rufung von  Vertretern  der  am  Eisenbahn- 
transporte am  meisten  betheiligten 
Interessentengruppen  zur  unmittelbaren 
Theilnahme  an  der  Verwaltung  der 
Staatsbahnen  mittels  der,  deutschen 
Mustern  nachgebildeten  Einrichtung  eines 
>  Staatseisenbahnrathes  « . 


*)  Die  den  Oberbahnbetriebsämtern  zur 
Erledigung  im  eigenen  Wirkungskreise  über- 
lassenen  Angelegenheiten  waren  folgende: 

A)  in  Bezug  auf  Personalangelegenheiten : 

1.  Aufnahme  des  im  Taglohne  oder  gegen 
Diurnum  verwendeten  Personals  nach  Mass- 
gabe des  jeweiligen  Bedürfnisses  und  inner- 
halb der  Grenzen  der  hiefür  durch  das  Budget 
bewilligten  Mittel  sowie  die  Entlassung  die- 
ses Personals. 

2.  Aufnahme,  Beförderung  und  Kün- 
digung der  Diurnisten,  weiblichen  Bedienste- 
ten sowie  der  mit  Monatslohn  angestellten 
Diener  innerhalb  des  genehmigten  Status 
und  unter  Beobachtung  der  diesfalls  von  der 
Direction  gegebenen  Vorschriften  oder  in  ein- 
zelnen Fällen  getroffenen  'Verfügungen,  die 
Kündigung  jedoch  nur,  insoweit  sie  Personen 
betraf,  welche  noch  keine  Versorgungsan- 
sprüche erworben  hatten. 

3.  Erstattung    von  Anträgen   wegen  Re- 
j   munerirung,    Vorrückung,  Beförderung   oder 

Kündigung  der  dem  Oberamtsbezirke  zuge- 

theilten    Beamten    und    Unterbeamten,    mit 

.  Jahresgehalt    angestellten  Diener   und   Aspi- 

i   ranten    sowie   von  Anträgen   auf  Zutheilung 

i   solchen  Personals. 

4.  Versetzung  des  unterstehenden  Per- 
sonals im  Bereiche  des  Oberbahnbetriebs- 
amtsbezirkes unter  Beobachtung  der  diesfalls 
erlassenen  Vorschriften  und  innerhalb  der 
dafür     im     Budget     vorgesehenen     Kosten- 

i  bedeckung. 
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Dieser  Staatseisenbahnrath  erscheint 
in  den  Organisationsgrundzügen,  sogar 
einigermassen  ausser  Verhältnis  mit  der 
Bedeutung,  die  dieser  Institution  in 
Wirklichkeit  zufiel,  als  zweiter  integriren- 
der  und  mit  der  Direction  für  Staats- 
eisenbahnbetrieb coordinirter  Bestand- 
theil  der  für  den  Staatseisenbahnbetrieb 
errichteten  Centralverwaltungsstelle  hin- 
gestellt. 

Derselbe  bestand,  ausser  dem  Präsi- 
denten der  Direction  für  Staatseisenbahn- 
betrieb als  Vorsitzenden,  aus  26  vom 
Handelsminister  auf  die  Dauer  von  drei 
Jahren  ernannten  Mitgliedern ,  wovon 
sechs  nach  freiem  Ermessen,  zwei  über 
Bezeichnung  des  Finanzministers,  eines 
über  diejenige  des  Ackerbauministers, 
zehn  über  Vorschlag  von  Handels-  und 
Gewerbekammern  und  sieben  über  Vor- 
schlag von  landwirthschaftlichen  Fach- 
corporationen  ernannt  wurden. 

Der  Staatseisenbahnrath,  welcher 
zweimal  im  Jahre  zu  einer  Session  zu- 
sammentrat, war  nach  den  Organisations- 
grundzügen   berufen,    in    wichtigen,    die 

5.  Suspendirung  der  unterstehenden  Be- 
diensteten unter  gleichzeitiger  Anzeige  an 
die  Direction. 

6.  Einleitung  der  Disciplinaruntersuchung 
gegen  die  unterstehenden  Beamten,  Beamten- 
aspiranten, Unterbeamten  und  definitiv  an- 
gestellten Diener  sowie  die  Verhängung  von 
Ordnungs-  und  Disciplinarstrafen  gegen  das 
übrige  unterstehende  Personal. 

7.  Ertheilung  von  Urlauben  innerhalb  der 
Bestimmungen  der  Dienstpragmatik. 

8.  Ertheilung  der  Ehebewilligung  an  Be 
amte  und  Aspiranten  nach  Massgabe  der 
Dienstpragmatik. 

9.  Abnahme  des  Gelöbnisses  und  im  Falle 
der  Delegirung  auch  des  Diensteides. 

10.  Erstattung  von  Anträgen  über  die 
einlaufenden  Gesuche  um  Unterstützungen, 
Schulstipendien,  Vorschüsse  etc.  etc. 

11.  Ausstellung  von  Anweisungen  zur 
freien  oder  ermässigten  Fahrt  für  das  Personal 
des  Oberamtsbezirkes  sowie  für  die  Ange- 
hörigen dieses  Personals  nach  den  von  der 
Direction  erlassenen  Vorschriften. 

12.  Befürwortung  von  Gesuchen  der  An- 
gestellten um  Fahrbegünstigungen  auf  frem- 
den Bahnen. 

B)  In  Bezug  auf  die  übrigen  Angelegen- 
heiten des  Geschäftes: 

13.  Erledigung  aller  Reclamationen  wegen 
Verzögerungen,  Beschädigung  oder  Verlust 
von  Gepäck,  Thieren,  Equipagen  und  Gütern 
im  Localverkehr  bis  zum  Betrage  von  100  fl. 
für  den  einzelnen    Fall    nach  den    reglemen- 


Interessen  des  Handels,  der  Industrie 
und  der  Landwirthschaft  berührenden 
Fragen  des  Staatseisenbahnbetriebes, 
wie  auch  über  besondere  Aufforderung 
des  Handelsministers  in  derartigen  Fragen 
des  Eisenbahnwesens  überhaupt,  sein 
Gutachten  abzugeben. 

Der  Begutachtung  des  Staatseisen- 
bahnrathes  unterlagen  in  Ansehung  der 
im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen 
insbesondere: 

a)  alle  wichtigeren  Anträge  der 
Direction  bezüglich  des  Tarifwesens, 
namentlich  jene,  welche  die  Festsetzung 
der  Normaltarife  für  Personen  und  Güter, 
dann  die  Grundsätze  für  die  Anwendung 
von  Ausnahme-  und  Differentialtarifen 
zum  Gegenstande  hatten, 

b)  die  alljährlich  zweimal  für  die 
Sommer-  und  Wintermonate  festzustellen- 
den Fahrpläne, 

c)  Anträge  auf  Abänderung  der  regle- 
mentarischen Bestimmungen,  dann  der 
Tarifb  estimmun  gen,  insoweit  dieselben 
nicht  lediglich  vorübergehende  Ausnahms- 
verhältnisse betrafen  und 


tarischen  Bestimmungen,  dahermit  Ausschluss 
jeder  Begünstigung  oder  Billigkeitsrücksicht. 

14.  Erledigung  der  aus  dem  Fahrdienste 
entstandenen  Reclamationen,  ausgenommen 
die  Beschädigung  von  Personen,  bis  zu  einem 
Betrage  von  100  fl.  für  den  einzelnen  Fall 
nach  Massgabe  der  diesfälligen  Bestimmungen. 

15.  Entscheidung  über  alle  Ersatzfragen 
aus  der  Beschädigung  des  Fahrmateriales 
der  Bahn  und  des  sonstigen  Bahneigenthumes 
bis  zum  Betrage  von  200  fl.  für  den  einzel- 
nen Fall  auf  Grund  der  bestehenden  Vor- 
schriften. 

16.  Insoferne  sich  aus  den  sub  13,  14  und 
15  angegebenen  Reclamationen,  beziehungs- 
weise Entscheidungen  für  das  Bahnpersonal 
Ersätze  für  den  verursachten  Schaden  ergaben, 
Vorschreibung  derselben  zu  Lasten  derSchuld- 
tragenden. 

17.  Vorlage  der  Recurse  gegen  die  in  den 
Fällen  der  Punkte  13,  14,  15  und  16  getrof- 
fenen Entscheidungen  an  die  Direction. 

18.  Betheilung  des  Personals  mit  den  all- 
gemeinen und  den  für  den  Dienst  der  Einzel- 
nen erforderlichen  Instructionen  und  Ver- 
wahrung der  Bestätigungen  über  den  Empfang 
dieser  Instructionen. 

19.  Prüfung  des  Personals  aus  den  allge- 
meinen Instructionen  und  desjenigen  Personals, 
welches  den  Verkehrs-,  Zugförderungs-  oder 
Bahnaufsichtsdienst  ausübt,  in  Bezug  auf  die 
Kenntnis  und  das  Verständnis  der  betreffen- 
den Fachinstructionen  unter  Vormerk  des  ■ 
Erfolges. 
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d)    die  Grundsätze    für    die  Art    der  ' 
Vergebung  von  Lieferungen  und  Arbeiten. 

Innerhalb       seines      Wirkungskreises 
konnte  der  Staatseisenbahnrath  Wünsche  I 
und  Beschwerden  an  die  Direction  richten 
und  von  derselben  Auskünfte  verlangen. 

Aus  der  Gesammtheit  der  Mitglieder 
des  Staatseisenbahnrathes  wurden  vom  j 
Handelsminister  drei  [und  weitere  zwei  I 
als  Ersatzmänner]  bestimmt,  welche  I 
während  ihrer  Functionsdauer  als  ständi-  ; 
ger  Beirath  des  Präsidenten  zu  fungiren  | 
hatten. 

Dieselben  sollten  sich  nach  den 
Organisationsgrundzügen  durch  perio- 
dische Zusammentretung  mit  dem  Prä- 
sidenten in  den  Amtsräumen  der  Direc- 
tion fortlaufende  Einsicht  in  alle  wich- 
tigeren geschäftlichen  Vorkommnisse  ver- 
schaffen und  an  der  Vorbereitung  der 
Anträge  für  die  der  Entscheidung  des 
Handelsministeriums  oder  der  Begut- 
achtung des  Staatseisenbahnrathes  vor- 
behaltenen Angelegenheiten ,  eventuell 
auch  über  Einladung  des  Präsidenten  an 
den  Directionssitzungfen,  theilnehmen. 


20.  Sorge  für  die  Ausfüllung  und  Ergän- 
zung der  Diensttabellen  sowie  für  die  Ver- 
wahrung derselben. 

21.  Regelung  des  Gepäcksträgerdienstes 
in  den  Stationen  und  Aufnahme  des  hiezu 
nöthigen,  verlässlichen  Personals. 

22.  Festsetzung  der  an  die  vorübergehend 

gegen  Taglohn  aufgenommenen  Arbeiter  und 
liurnisten  zu  bezahlenden  Taggelder  sowie 
der  Entlohnung  dieses  Personals  bei  Verwen- 
dung durch  Ueberstunden. 

23.  Normirung  des  Arbeiterpersonals  für 
stabile  Arbeiten  und  Bestimmung  der  im 
Accordwege  zu  besorgenden  Arbeiten,  Fest- 
setzung, beziehungsweise  Regelung  der  dies- 
fälligen  Einheitspreise. 

24.  Vergebung  von  einzelnen  Bau-,  Bahn- 
erhaltungs-  oder  Vervollständigungsarbeiten 
an  kleinere  Unternehmer  gegen  Offerte  inner- 
halb der  im  Budget  dafür  bewilligten  Beträge. 

25.  Sorge  für  die  öconomische  Durch- 
führung des  Betriebsdienstes  namentlich  in 
Bezug  auf  Personalverwendung,  eventuell  An- 
träge auf  Personalreduction. 

26.  Anträge  auf  Kündigung  der  von  der 
Direction  über  den  Betrieb  von  Bahnrestau- 
rationen oder  über  sonstige  Gegenstände  ge- 
schlossenen Verträge,  eventuell  Vorschläge 
auf  Abänderung  oder  Uebertragung  solcher 
Vertragsverhältnisse  an  andere  geeignete 
Persönlichkeiten  oder  Auflassung  solcher  Ver- 
hältnisse überhaupt. 

27.  Bewilligung  zur  Anbringung  von 
Placaten   und   sonstigen    Ankündigungen    im 


Der  Präsident  war  verpflichtet,  das 
Gutachten  des  ständigen  Beirathes  in 
allen  wichtigeren  Fragen  des  finanziellen 
und    commerziellen  Dienstes    einzuholen. 

Die  Mitglieder  des  letzteren  hatten 
weiters  bei  der  Controle  der  finanziellen 
Gebarung  und  insbesondere  bei  der 
Scontrirung  der  Hauptcasse  mitzuwirken, 
sowie  auch  an  der  Verwaltung  der  Pen- 
sions- und  Wohlthätigkeitsfonds,  insoweit 
bezüglich  derselben  der  Centralverwal- 
tungsstelle  die  Einflussnahme  und  Mitwir- 
kung vorbehalten  war,  theilzunehmen. 

Der  gemeinsamen  Beschlussfassung 
des  ständigen  Beirathes  und  des  Präsi- 
denten unterlagen  endlich,  unbeschadet 
des  freien  Verfügungsrechtes  des  letzteren 
in  Fällen  der  Dringlichkeit, 

a)  die  Ertheilung  von  Tarifbegünsti- 
gungen im  Personen-  und  Sachenver- 
kehr und 

b)  die  Entscheidungen  über  Offert- 
verhandlungen. 

Schaffung  eines  östlichen 
Staatseisenbahnnetzes  und  Fort- 


lnnern  oder  auf  der  Aussenseite  der  Bahn- 
höfe, eventuell  Bestimmung  der  hiefür  von 
den  Bewerbern  zu  zahlenden  Gebühren 

28.  Bewilligung  zum  Verkaufe  von  Lebens- 
mitteln, Zeitungen  und  sonstigen  Gegen- 
ständen mit  Ausnahme  von  Tabak  und  Cigar- 
ren  in  den  Bahnhöfen,  wenn  die  Verleihung 
mit  dem  Geschäfte  der  Bahnrestaurationen 
oder  mit  der  Verkehrssicherheit  und  der  Be- 
quemlichkeit des  reisenden  Publicums  nicht 
collidirte.  Festsetzung  des  für  derlei  Zuge- 
ständnisse  zu    bezahlenden   Pachtschillinges. 

29.  Gewährung  von  Fahrpreisermässi- 
gungen für  Separatpersonenzüge  nach  den 
diesfalls  festgesetzten  Normen. 

30.  Verpachtung  des  Graswuchses  an 
den  Böschungen  und  Grundparzellen  sowie 
der  an  letzteren  haftenden  Nutzungen. 

31.  Verpachtung  von  Lagerplätzen  in  und 
ausser  den  Bahnhöfen  gegen  eine  vierteljährige 
Kündigung,  falls  der  jährliche  Bestandzins 
nicht  mehr  als  500  fl.  betrug  . 

32.  Evidenzhaltung,  Einhebung  und  Ver- 
rechnung der  Pachtzinse. 

33.  Entscheidung  über  einlaufende  Ge- 
suche um  Gestattung  der  Errichtung  von 
Neubauten  und  Vornahme  baulicher  Verän- 
derungen in  der  Nähe  der  currenten  Bahn 
.unter  Beobachtung  der  diesfalls  bestehenden 
Vorschriften.  Gesuche  um  Gestattung  der 
Errichtung  derartiger  Baulichkeiten  in  der 
Nähe  der  Bahnhöfe  oder  in  deren  Bereiche 
selbst  waren  der  Direction  zur  Entscheidung 
vorzulegen. 
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schreiten  der  Verstaatlichungs- 
a  c  t  i  o  n.  Nachdem  mit  Inslebentreten  der  im 
Vorstehenden  erörterten  Organisation  der 
Dienst  auf  dem  staatlichen  Betriebsnetze 
im  Westen  und  Südwesten  des  Reiches 
geregelt  erschien,  schritt  die  Regierung 
zur  Bildung  noch  eines  zweiten  solchen 
Netzes  in  den  östlichen  Ländergebieten 
der  Monarchie. 

Unterm  30.  September  1883  wurde 
die  Verwaltung  der  Ersten  Ungarisch- 
Galizischen  Eisenbahn  von  der  Regierung 
dahin  verständigt,  dass  sie  die  Führung  des 
Betriebes  der  k.  k.  Dniester-Bahn  und  der 
k.  k.  Tarnöw-Leluchöwer  Bahn  ab  1.  Januar 
1884  in  die  eigene  Regie  übernehmen 
und  mit  der  Betriebsverwaltung  der 
Erzherzog  Albrecht-Bahn  sowie  mit  der- 
jenigen der  mittlerweile  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  14.  December  1877  gleich- 
falls in  den  Staatsbetrieb  übernommenen 
Mährischen  Grenzbahn  zu  einer  einheit- 
lichen Verwaltung  vereinigen  wolle. 

Für  die  unmittelbare  Führung  des 
Betriebes  auf  diesen  Linien,  welche  zu- 
sammen    eine    Ausdehnung     von     rund 


34.  Die  Bewilligung  der  Gesuche  der 
Bahnwächter  um  Errichtung  von  Scheunen 
oder  Ställen  nach  den  bezüglichen  Normen 
über  Entfernung  von  der  Bahn,  Baustil  und 
Eindeckung. 

35.  Zuweisung  der  Dienstwohnungen  und 
Entscheidung  über  Ersatzleistungen  bei  abnor- 
malen  Beschädigungen   solcher  Wohnungen. 

36.  Ausfolgung  von  Cautionen,  welche 
aus  Anlass  der  im  eigenen  Wirkungskreise 
geschlossenen  Verträge  erlegt  worden  sind; 
Antragstellung  zur  Erfolglassung  der  übrigen 
Cautionen. 

37.  Vorsorge  für  die  Verfassung  der  an- 
geordneten statistischen  Nachweisungen  und 
Vorlage  derselben  an  die  Direction  nach 
erfolgter  Prüfung. 

38.  Meritorische  und  ziffermässige  Prü- 
fung der  Zahlungslisten  und  sonstiger  Zah- 
lungsanweisungen, dann  der  verschiedenen 
Rechnungsbelege. 

39.  Prüfung  und  Evidenzhaltung  des  Bau- 
katasters und  Erlassung  der  hierauf  bezüg- 
lichen Weisungen  an  die  Streckeningenieure. 
Anzeigen  an  die  Direction  über  diesfalls  ein- 
getretene Veränderungen. 

40.  Prüfung  des  von  den  Streckeninge- 
nieuren evident  zu  haltenden  Grundsteuer- 
katasters, ferner  Verbescheidung  der  Be- 
richte der  Streckeningenieure  über  das  Er- 
gebnis der  vorgenommenen  Grenzrevisionen. 

41.  Ankauf  von  Materialien  und  Ergän- 
zung des  Inventars  nach  den  von  der  Direction 
diesfalls  getroffenen  Bestimmungen. 


560  km  aufwiesen,  nach  dem  Ausbau 
der  seit  Ende  1881  gesetzlich  sicher- 
gestellten Linien  der  sogenannten  Gali- 
zischen  Transversalbahn  aber  schon  in 
Kürze  eine  solche  von  rund  1200  km 
gewinnen  sollten,  hatten  von  obigem 
Zeitpunkte  an  drei  Betriebsleitungen  zu 
fungiren,  und  zwar  eine  in  Lemberg  für 
die  Linien  der  Dniester-Bahn  und  der 
Erzherzog  Albrecht-Bahn  an  Stelle  der 
bis  dahin  dortselbst  bestandenen  Betriebs- 
direction,  eine  in  Tarnöw  für  die  Tar- 
nöw-Leluchöwer Bahn  und  eine  in 
Mährisch-Schönberg  für  die  Linien  der 
Mährischen  Grenzbahn. 

Für  die  Oberleitung  des  Betriebes  der 
genannten  Bahnen  wurde  vorläufig  im 
Handelsministerium  eine  aus  fünf  Mitglie- 
dern zusammengesetzte  Ministerialcom- 
mission  nach  Art  derjenigen,  die  vordem  für 
die  Verwaltung  der  niederösterreichischen 
Staatsbahnen  bestanden  hatte,  unter  dem 
Vorsitze  des  Sectionschefs  Freiherrn 
v.  Pusswald  gebildet. 

Mittlerweile  waren  vom  Minister 
Freiherrn  v.  Pino  die  Bestrebungen  auf 


42.  Durchführung  der  den  Fachabthei- 
lungen zustehenden  qualitativen  Uebernahmen 
von    Materialien   und   Inventargegenständen. 

43.  Einleitung  von  Separatzügen  über 
das  ganze  Bahngebiet  oder  einen  Theil  des- 
selben im  Einvernehmen  mit  den  betreffen- 
den Oberbahnbetriebsämtern  unter  gleich- 
zeitiger  Berichterstattung  an  die   Direction. 

44.  Feststellung  und  Ueberwachung  der 
Diensteintheilung  der  Locomotivführer,  Hei- 
zer, des  Zugbegleitungs-  und  des  sonstigen 
unterstehenden  Personals. 

45.  Untersuchung  und  Hintanhaltung  der 
Zugverspätungen. 

46.  Untersuchung  der  Bahnunfälle  und 
Berichterstattung  an  die  Direction. 

47.  Erhebungen  über  die  in  den  Be- 
schwerdebüchern seitens  des  Publicums  de- 
ponirten  Beschwerden  und  Bemängelungen 
sowie  Erledigung  der  letzteren. 

48.  Prüfung  der  Stundenpässe  von  allen 
Zügen  und  auf  Grundlage  derselben  Ueber- 
wachung des  gesammten  Zugsverkehrs. 

49.  Ueberwachung  des  Telegraphendien- 
stes und  Revision  der  Telegraphencorrespon- 
denzprotokolle. 

50.  Veranlassung  der  Revision  der  Züge 
und  der  Manipulation  in  den  Stationen  durch 
die  dazu  bestimmten  Beamten. 

51.  Handhabung     der    Verkehrscontrole. 

52.  Revision  der  abgestreiften  Edmonson- 
schen  Fahrkarten  aus  dem  Localverkehr  und 
Austragung  der  bezüglichen  Mängel.  Bewilli- 
gung zur  Abschreibung  verstempelter  Karten. 
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Erweiterung     des     staatlichen     Betriebs-   [ 
netzes    mit  Energie    fortgesetzt    worden,   i 

Die  Ergebnisse  dieser  Action  waren,  | 
abgesehen  von  der  vollen  Erwerbung  der  ! 
schon  im  Staatsbetriebe  befindlichen  ', 
Linien  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn,  der 
Vorarlbergerbahn  und  der  Kaiserin  Elisa- 
beth-Bahn, die  mit  dem  Gesetze  vom 
8.  April  1884  genehmigte  Erwerbung 
der  Kaiser  Franz  Josef-Bahn  durch  den 
Staat,  deren  Betrieb  von  letzterem  am 
1.  Mai  1884  übernommen  wurde,  ferner 
die  mit  dem  Gesetze  vom  8.  Juni  ge- 
nehmigte Erwerbung  auch  der  Pilsen- 
Priesener  Bahn,  endlich  die  überein- 
kommengemässe  Uebernahme  des  Be- 
triebes der  Prag-Duxer  und  der  Dux- 
Bodenbacher  Bahn  seitens  des  Staates 
für  Rechnung  der  beiden  Gesellschaften 
ab   1.  Juli   1884. 

Durch  diese  Erwerbungen  und  die 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  mehreren 
im  Staatsbau  gestandenen  Linien  war 
der  Staat  in  obigem  Zeitpunkte  in  den 
Besitz  eines  über  den  ganzen  Gebiets- 
umfang  der  österreichischen  Reichshälfte 


53.  Prüfung  der  vom  Zugsbegleitungs- 
personal den  Stationen  überwiesenen  Nach- 
zahlungen. 

54.  Scontrirung  der  Stationscassen  und 
der  Oberbahnbetriebsamtscassa ;  Revision  und 
Scontrirung  der  Material-  und  Inventarbe- 
stände der  unterstehenden  Rechnungsleger; 
Berichterstattung  hierüber 

55.  Intervention  aus  Anlass  von  Dienst- 
übergaben. 

56.  Prüfung  und  Erledigung  der  Aus- 
weise der  Rechnungsleger  über  Erfordernisse 
an  Materialien  und  Inventargegenständen. 

57-  Sammlung  der  von  den  einzelnen  Sta- 
tionen zu  den  von  der  Direction  bestimmtenTer- 
minen  an  die  Oberbahnbetriebsämter  einzusen- 
denden commerziellen  Rapporte  und  Vorlage 
derselben  mittels  resumirender  Berichte  an  die 
Direction  mit  den  eventuellen  Anträgen. 

58.  Einwirkung  auf  die  zweckmässige  Ein- 
theilung  und  Vornahme  der  verschiedenen  Her- 
stellungs-  und  Reparaturarbeiten ;  Sorge  für  das 
Vorhandensein  der  hiezu  erforderlichen  Mittel 
und  Erstattung  der  Anträge  über  Verbesserun- 
gen bei  Durchführung  solcher  Arbeiten. 

59.  Berechnung  und  Anweisung  der  Kilo- 
metergelder und  der  Prämien  für  das  unter- 
stehende Personal  auf  Grund  der  diesfälligen 
Normen. 

60.  Vorlage  von  Anträgen,  Plänen  und 
Kostenvoranschlägen  für  Vervollständigungs-, 
Umgestaltungs-  und  Erweiterungsbauten ;  An- 
träge zur  Erwerbung  von  Grundtlächen, 
Steinbrüchen,  Schottergruben  etc.  etc. 


ausgebreiteten  Eisenbahncomplexes  mit 
einer  Gesammtausdehnung  von  rund 
5000  km  gekommen. 

Neuorganisation  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung vomjahre 
1884;  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen; 
Eisenbahnbetriebsdirectionen. 
Die  durch  diesen  bedeutenden  Linienzu- 
wachs geschaffene  geänderte  Sachlage  be- 
dingte nun  auch  eine  umfassende  Reorga- 
nisation   der  Staatseisenbahnverwaltung. 

Nach  Abschluss  der  in  dieser  Rich- 
tung mit  den  übrigen  betheiligten  Mini- 
sterien und  insbesondere  mit  der  Reichs- 
Kriegsverwaltung  gepflogenen  Verhand- 
lungen unterbreitete  Minister  Baron 
P  i  n  o  dem  Kaiser  unter  20.  Mai  1 884 
den  Entwurf  für  eine  neue  »Organisation 
der  Staatseisenbahnverwaltung  in  den 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern« ;  derselbe  erhielt  am  8.  Juni 
1884  die  kaiserliche  Genehmigung  und 
trat  mit  1.  August  desselben  Jahres  in 
Wirksamkeit. 


61.  Vornahme,  beziehungsweise  Inter- 
vention bei  der  Collaudirung  der  im  Bereiche 
des     Oberbahnbetriebsamtsbezirkes     ausge- 

i   führten  Bauarbeiten,  eventuell  Durchführung 
der  damit  verbundenen  Abrechnungen. 

62.  Mitwirkung  bei  bereits  gebildeten 
Strassenconcurrenzen  und  Wassergenossen- 
schaften; Durchführung  der  bezüglichen  Ar- 
beiten, soweit  dieselben  die  regelmässige 
Erhaltung  der  Strassen,  beziehungsweise  der 
Wasserläufe  betrafen. 

63.  Verfügungen  in  Bezug  auf  die  Be- 
wachung der  Bahn  und  Handhabung  der 
Bahnpolizei  innerhalb  der  bestehenden  Or- 
ganisation. 

64.  Accordweise  Vergebung  der  Rauch- 
fangkehrer-,  Glaser-,  Dachdecker-,  Anstrei- 
cher- und  sonstigen  wiederkehrenden  Arbeiten 
innerhalb  des  dafür  gegebenen  Credites. 

65.  Intervention  bei  den  verschiedenen 
Commissionen,  insbesondere  aber  bei  den 
Verhandlungen  über  den  Anschluss  anderer 
Bahnen  an  die  diesseitigen  Linien. 

66.  Durchführung  des  gesammten  Cas- 
sen-,  Buchhaltungs-  und  Rechnungsdienstes 
des  Oberbahnbetriebsamtes  im  Sinne  der 
diesfalls  aufgestellten  Vorschriften. 

67.  Verfassung  und  Vorlage  der  zur  Auf- 
stellung des  Jahresbudgets  erforderlichen 
Präliminarien  und  Behelfe. 

68.  Evidenzführung  über  die  durch  das 
Budget  genehmigten  Credite  nach  den  ein- 
zelnen Conti  und  Vorsorge  für  die  Einhal- 
tung dieser  Credite. 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


26^ 


Bei  dieser  Neuorganisation  wurde, 
ungeachtet  nunmehr  die  Staatsbahnlinien 
sich  in  ziemlich  gleichmässiger  Weise 
über  fast  sämmtliche  Länder  der  öster- 
reichischen Reichshälfte  vertheilten  und 
in  denselben  verschiedene  wichtige  Ver- 
kehrsrichtungen beherrschten,  bezüg- 
lich der  obersten  Leitung  des  Staats- 
eisenbahnbetriebes, namentlich  über  Ein- 
flussnahme  der  Heeresverwaltung,  doch 
nicht  zu  dem  System  der  Aufstellung 
mehrerer  getrennter  Centralverwaltungs- 
stellen  für  territorial  abgegrenzte  Gebiete 
des  ganzen  Staatseisenbahncomplexes  ge- 
schritten, für  welches  System  durch  den  Be- 
stand der  Ministerialcommission  für  die 
Verwaltung  der  galizischen  Staatsbahn- 
linien neben  der  Direction  für  Staats- 
eisenbahnbetrieb bereits  der  Ansatz  vor- 
handen gewesen  wäre,  und  für  welches 
sich  auch  verschiedene  politische  Kreise, 
namentlich  in  den  östlichen  Provinzen, 
einsetzten. 

Der  Grundgedanke  der  neuen  Organi- 
sation beruhte  vielmehr  ganz  im  Gegen- 
theile  auf  der  vollständigen  Zusammen- 
legung der  bisher  durch  getrennte  Organe 
besorgten  Leitung  des  Staatseisenbahn- 
betriebes und  des  Staatseisenbahnbaues 
zu  einer  grossen  einheitlichen  Verwaltung 
des  gesammten  Staatseisenbahnwesens, 
wobei  speciell  bezüglich  des  Staatseisen- 
bahnbetriebes die  bisherige  Anlehnung 
an  die  privatwirthschaftlichen  Organi- 
sationsformen nunmehr  entschiedener  ab- 
gestreift und  in  höheremMasse  zu  den  dem 
Staatsbahnsystem  entsprechenderen,  be- 
hördlichen Verwaltungsformen  überge- 
gangen wurde. 

Hiernach  wurde  die  bisherige  Direc- 
tion für  Eisenbahnbetrieb  in  Wien  mit 
der  Ministerialcommission  für  die  oberste 
Leitung  der  Tarnöw-Leluchöwer,  der 
Dniester,  der  Erzherzog  Albrecht-Bahn  und 
der  Mährischen  Grenzbahn  sowie  auch 
mit  der  im  Jahre  1875  errichteten  Direc- 
tion für  Staatseisenbahnbauten,  unter 
gänzlicher  Auflassung  der  beiden  letzt- 
genannten Verwaltungsstellen,*)  zu  einer 


*)  Die  Auflösung  speciell  der  Direction 
für  Staatseisenbahnbauten  und  Uebernahme 
ihrer  Geschäfte  durch  die  neuerrichtete  Ge- 
neraldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen erfolgte   nicht   gleichzeitig   mit    dem 


grossen  einheitlichen  Centralverwaltungs- 
stelle  des  Staatseisenbahnbetriebes  und  des 
Staatseisenbahnbaues  verschmolzen,  wel- 
che gleichfalls  ihren  Amtssitz  in  Wien 
zu  nehmen  und  die  Benennung:  »K.  k. 
Generaldirection  der  Oesterreichischen 
Staatsbahnen«   zu  führen  hatte. 

Erst  bei  der  Organisirung  des  der 
Generaldirection  der  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  unterstellten  executiven  Be- 
triebsdienstes kam  das  Decentralisations- 
princip,  für  dessen  ausgedehntere  Anwen- 
dungbei  der  nunmehrigen  Ausdehnung  des 
gesammten  staatlichen  Betriebsnetzes  ein 
erhöhtes  Bedürfnis  vorlag,  insoweit  zum 
kräftigeren  Ausdrucke,  als  an  Stelle  der 
bisherigen  Institution  der  Oberbahn- 
betriebsämter und  in  Weiterbildung  der- 
selben zur  Vollziehung  und  Ueberwachung 
des  gesammten  localen  Betriebsdienstes 
innerhalb  der  nach  den  Verkehrsbedürf- 
nissen, und  daher  ohne  Rücksicht  auf  die 
politische  Eintheilung  der  Länder,  zu 
bildenden  räumlichen  Bezirke  in  unmittel- 
barer Unterordnung  unter  die  neuerrichtete 
Generaldirection  »k.  k.  Eisenbahn- 
betriebsdirectionen«  errichtet  wurden, 
deren  Stellung  und  sich  nunmehr  gleich- 
massig  auf  alle  Dienstzweige,  einschliess- 
lich des  Werkstätten-  und  des  Material- 
dotirungsdienstes,  erstreckenderWirkungs- 
kreis  nun  schon  im  Organisationsstatute 
selbst  fest  umschrieben  wurde,  und  deren 
Standort  der  Bestimmung  durch  den 
Kaiser  vorbehalten  blieb. 

Für  die  Bauausführung  neuer,  aui 
Staatskosten  herzustellender  Bahnen  wur- 
den der  Generaldirection  unmittelbar 
unterstehende  »Bauleitungen«  aufgestellt, 
welche  bei  grösseren  Bauten  in  »Bau- 
sectionen«   untertheilt  werden  konnten. 

Die  neuerrichtete  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen,  an 
deren  Spitze  ein  den  Titel  »Präsident« 
führender  Sectionschef  des  Handels- 
ministeriums gestellt  wurde,  hatte  nach 
aussen  als  selbständiges  Executivorgan 
des  Handelsministers  zu  fungiren  und 
in  dieser  Eigenschaft  die  sämmtlichen 
im  Staatsbetriebe  wie    im  Staatsbau    be- 


Inslebentreten  der  neuen  Organisation,  son- 
dern im  Hinblick  auf  die  unmittelbar  bevor- 
gestandene Eröffnung  der  Arlbergbahn  erst 
mit  I.  October  1884. 
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rindlichen  Eisenbahnen  als  ein  einheit-  j 
liches  Gesammtnetz  der  Oeffentlichkeit  | 
gegenüber  zu  vertreten. 

Für  den  inneren  Dienstbereich  hinge- 
gen   wurde,  unter  Auflassung    des   nach  j 
der  früheren  Organisation  zur  Beschluss-  I 
fassung  über  die    obersten  Verwaltungs- 
angelegenheiten bestandenen  Ministerial- 
comites.  die  Fortdauer  der   erwünschten 
eisenbahnmässigen  Actionsfähigkeit  der  lei- 
tenden Centralverwaltungsstelle  nunmehr 
dadurch  sicherzustellen  gesucht,  dass  die 
Generaldirection  ganz  unabhängig  von  der 
Eisenbahnsection  des  Handelsministeriums 
gestellt    und    der   Person    des    Handels- 
ministers unmittelbar  untergeordnet  wurde. 
so  dass  sie  in  den  Stand  gesetzt  wurde,  | 
die    Entscheidung    des    Handelsministers 
in    den    ihm    vorbehaltenen    Angelegen- 
heiten   im    kürzesten    Wege,    ohne    Da-  : 
zwischentreten    der    übrigen    Ministerial- 
bureaux,    durch     directe    Vorlage     ihrer  j 
eigenen  Acten    an    ihn    einzuholen    und 
ihr    auf   diese    Weise    die    Prärogativen  I 
eines    Bestandteiles    des    Handelsmini- 
steriums selbst  zukamen. 

Diese  machtvolle  und  übergeordnete 
Stellung  der  Generaldirection  als  Quasibe- 
standtheil  des  Handelsministeriums  selbst, 
welche  noch  in  der  Bestimmung  des  Organi- 
sationsstatutes, dass  eine  fachliche  Beauf- 
sichtigung der  Staatseisenbahnverwal- 
tung durch  andere  Staatsorgane  nicht 
stattzufinden  habe,  eine  besondere  Be- 
kräftigung fand,  war  denn  auch  für  die 
Gestaltung  ihres  Verhältnisses  zur  Ge- 
neralinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen ausschlaggebend. 

Der  Generalinspection  blieb  zwar 
infolge  der  ihr  gesetzlich  obliegenden 
Handhabung  der  Sicherheit  und  Ordnung 
des  Bahnbetriebes  die  Ueberwachung  des 
Dienstes  der  k.  k.  Eisenbahnbetriebs- 
directionen  aus  sicherheitspolizeilichen 
Rücksichten  gewahrt. 

Im  Falle  die  Generalinspection  bei 
Ausübung  dieses  Ueberwachungsdienstes 
in  die  Lage  kam,  Anstände  wahrzuneh- 
men, welche  den  Betrieb  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung betrafen,  hatte  sie 
sich  zur  geeigneten  Abhilfe  mit  der 
betreffenden  Eisenbahnbetriebsdirection 
ins  Einvernehmen  zu  setzen  und  hievon 
gleichzeitig    die    Generaldirection    durch 


Mittheilung  einer  Abschrift  zu  verstän- 
digen. Falls  keine  Abhilfe  erfolgte,  hatte 
sie  den  Gegenstand  dem  Handelsminister 
zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Ja,  in  einer  noch  vor  Inslebentreten 
der  neuen  Organisation  unterm  15.  Juli 
1884  erlassenen  Ministerialverordnung 
wurde  getrachtet,  den  Wirkungskreis  der 
Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  gegenüber  der  General- 
direction der  österreichischen  Staats- 
bahnen noch  präciser  und  detaillirter 
festzustellen. 

Nach  dieser  Verordnung  hatten  in 
letzterer  Beziehung  aus  dem  allgemeinen 
Wirkungskreise  der  Generalinspection 
alle  Amtshandlungen  und  Agenden  zu 
entfallen,  welche  nicht  ausdrücklich 
in  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851  oder  in  anderen 
Gesetzen  der  Generalinspection  auch 
gegenüber  den  Staatseisenbahnen  vorbe- 
halten waren  und  nicht  mit  der  Sicher- 
heit und  Ordnung  des  Bahnbetriebes  im 
Zusammenhange  standen.  Insbesondere 
hatte  eine  Prüfung  und  Ueberwachung  der 
öconomischen  Gebarung  der  General- 
direction durch  die  Generalinspection 
nicht  stattzufinden. 

Dagegen  sollte  der  Generalinspection 
auch  bezüglich  der  im  Staatsbetriebe  be- 
findlichen Bahnlinien  fernerhin  noch  ob- 
liegen die  Aufsicht  über  die  Erhaltung 
der  Bahn  sammt  Zugehör  sowie  über  die 
Instandhaltung  der  Fahrbetriebsmittel,  die 
Ueberwachung  des  technischen  Betriebes, 
des  Signal-  und  des  Transportwesens 
und  endlich  die  Aufsicht  über  die  Bahn- 
beamten und  Diener  im  Sinne  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung. 

Weitere  Bestimmungen  dieser  Ver- 
ordnung ordneten  im  einzelnen  an,  welche 
nach  den  bestehenden  Vorschriften  in 
Bezug  auf  die  Bauausführung  bisher  dem 
Handelsministerium,  beziehungsweise  der 
Generalinspection  vorbehaltene  Entschei- 
dungen und  Amtshandlungen  nunmehr 
in  Ansehung  der  im  Staatsbau  be- 
findlichen Bahnlinien  von  der  General- 
direction selbständig,  oder  doch  im  Na- 
men des  Handelsministeriums  getroffen, 
beziehungsweise  veranlasst  werden  konn- 
ten, ferner  welche  in  den  bestehen- 
den   Vorschriften    bisher    dem    Handels- 
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ministerium,  beziehungsweise  der  Ge- 
neralinspection vorbehaltene  Massregeln, 
insbesondere  Ausnahmen  und  Erleich- 
terungen nunmehr  die  Generaldirection 
beim  commerziellen  und  technischen 
Betriebe  der  Staatsbahnen  selbständig, 
eventuell  nach  eingeholter  Genehmi- 
gung des  Ministers  und  unter  der  Ver- 
pflichtung blosser  Mittheilung  an  die 
Generalinspection,  einzuführen  und  zu 
gewähren  berechtigt  war. 

Endlich  enthielt  die  Verordnung  noch 
bezüglich  derjenigen  Angelegenheiten  des 
Eisenbahnwesens,  welche  der  einheitlichen 
Regelung  für  sämmtliche  Eisenbahnen 
bedürfen,  die  wesentliche  Bestimmung, 
dass  dieselben  nach  wie  vor  in  der  Eisen- 
bahnsection  des  Handelsministeriums,  be- 
ziehungsweise bei  der  Generalinspec- 
tion zu  behandeln  seien,  dass  jedoch  in 
solchen  Fällen  vorher  die  Aeusserung  der 
Generaldirection  einzuholen  sei. 

Alle  diese  detaillirten  Vorschriften 
vermochten  aber  nicht  zu  hindern,  dass  in 
Anbetracht  der  erwähnten,  machtvollen 
Stellung  der  Generaldirection,  welche  Kraft 
der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Orga- 
nisationsstatutes in  dem  ihr  übertragenen 
Wirkungskreise  bezüglich  aller  nicht  dem 
Handelsminister  vorbehaltenen  Angele- 
genheiten selbständig  zu  fungiren  be- 
rufen war  und  unter  der  unmittelbaren 
Oberaufsicht  des  Handelsministers  mit- 
tels eines  umfassend  organisirten,  fach- 
lich wohl  ausgebildeten  Beamtenkörpers 
den  gesammten  Dienst  der  Eisenbahn- 
betriebsdirectionen  und  Bauleitungen  in 
administrativer,  technischer  und  ökono- 
mischer Hinsicht  zu  leiten  und  zu  über- 
wachen hatte,  die  weitere  Ueberwachung 
des  Dienstes  auf  den  Staatsbahnlinien 
auch  noch  durch  die  Generalinspection 
der  österreichischen  Eisenbahnen  that- 
sächlich  immer  mehr  an  Bedeutung  verlor. 

Eine  Consequenz  des  durch  das  neue 
Organisationsstatut  bewirkten  Uebergan- 
ges  zu  einer  mehr  behördlichen  Form 
der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen 
war  noch  die,  dass  in  diesem  Statute 
nun  nicht  mehr  in  so  schroffer  Form  die 
Unanwendbarkeit  der  für  die  Staatsbe- 
diensteten geltenden  Vorschriften  auf  die 
Bediensteten  der  österreichischen  Staats- 
bahnen ausgesprochen,  sondern  vielmehr 


|  in     entgegengesetzter     Tendenz     erklärt 
wurde,    dass,  insoferne  nicht  die  für  die 
letzteren    unter    Wahrung    ihrer    bereits 
j  erworbenen  Rechte  erlassenen  Vorschrif- 
ten eine  Verschiedenheit  der  Rechte  und 
Pflichten    [namentlich    in  Ansehung    der 
Bezüge,   der  Versorgungsansprüche,  Uni- 
formirung    etc.]    bedingten,    die    für    die 
Staatsbeamten     und     Diener      geltenden 
Normen  auch  auf  die  definitiv  angestell- 
ten Beamten,  Unterbeamten    und  Diener 
der    Staatseisenbahnverwaltung     sinnge- 
mässe Anwendung  zu  finden  haben. 
Dagegen  hielt  man  in  Ansehung  der 
I  für    eine    gedeihliche  Functionirung    des 
I  ganzen  Dienstorganismus    hochwichtigen 
I   Frage  der  Austheilung  und  Abgrenzung 
I  des  Wirkungskreises    zwischen    den  ein- 
zelnen verwaltungsmässigen  Instanzen  der 
gesammten       Staatseisenbahnverwaltung 
auch  in  dem  neuen  Organisationsstatute 
,  an    den    schon  während    des    Bestandes 
I  der    früheren    Organisation    in    Geltung 
|  gestandenen  Grundsätzen  unentwegt  fest. 
In  dieser  Richtung  ging  nämlich   die 
Tendenz  auch  des   neuen  Organisations- 
statutes  dahin,  die  nunmehr  an  die  Stelle 
der  Direction    für  Staatseisenbahnbetrieb 
getretene     Generaldirection     der      öster- 
reichischen   Staatsbahnen    ganz    ebenso, 
wie  dies  nach  der  früheren  Organisation 
bei    der  ersteren    der  Fall  war,  mit  den 
weitgehendsten  Competenzen  auszustatten, 
und    diese  Centralverwaltungsstelle,    un- 
geachtet des    infolge  der  namhaften    Er- 
weiterung des  Staatsbahnnetzes  erhöhten 
Decentralisationsbedürfnisses,  noch  immer 
in    ganz    gleicher  Weise    zu    dem    alle 
Zweige    des   Bau-    und    Betriebsdienstes 
bis    ins    Detail     beherrschenden    Grund- 
pfeiler des  ganzen  Verwaltungsorganismus 
zu  machen,  wie  dies  bis  dahin  nach  dem 
Muster    der  Organisationen    der    grossen 
Privatbahngesellschaften    bei    der    Direc- 
tion  für  Staatseisenbahnbetrieb    der  Fall 
war. 

Auf  die  Beibehaltung  dieses  Grund- 
gedankens der  früheren  Organisation  vom 
Jahre  1882  auch  in  dem  neuen  Organi- 
sationsstatute ist  es  zurückzuführen,  dass 
nach  demselben  die  gesammten  Agenden 
der  Staatseisenbahnverwaltung  zwischen 
der  Generaldirection  und  den  Eisen- 
bahnbetriebsdirectionen    voll     aufoetheilt 
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und  insbesondere  auch  die  dem  Handels- 
minister vorbehaltenen  Gegenstände  aus- 
drücklich als  zum  Wirkungskreise  der 
Generaldirection  gehörig  bezeichnet  wur- 
den, dergestalt,  dass  letzterer  in  allen 
Angelegenheiten  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung in  weitgehendster  Weise  die 
Initiative  gewahrt  blieb,  indem  sie  in 
Ansehung  dieser  Angelegenheiten  in  ihrem 
selbständigen  Wirkungskreise  nur  inso- 
weit eine  Einschränkung  erlitt,  als  sie 
bezüglich  einzelner  Verfügungen  von  weit- 
tragenderer Bedeutung  die  Genehmigung 
des  Handelsministers  einzuholen  ver- 
pflichtet war.*) 

Auf   demselben    Grundgedanken    be- 


*)  Dem  Handelsminister  blieb  vorbehalten, 
jene  dem  Wirkungskreise  der  Generaldirec- 
tion zugewiesenen  Angelegenheiten  zu  be- 
stimmen, welche  ihm  selbst  zur  Entschei- 
dung, beziehungsweise  Genehmigung  vorzu- 
legen waren. 

Schon  nach  dem  Organisationsstatute 
waren  demselben   insbesondere  vorbehalten: 

1.  Die  in  Ausführung  der  gegenwärtigen 
Organisation  zu  erlassenden,  sowie  die  Ge- 
nehmigung aller  sonstigen  wichtigeren  or- 
ganisatorischen Verfügungen  im  Rahmen  der 
Allerhöchst  genehmigten  Organisation. 

2.  Die  Feststellung  des  Jahrespräliminares 
und  die  Bewilligung  zu  Ausgaben,  welche  in 
demselben  nicht  vorgesehen  waren,  nach 
Massgabe  der  auf  verfassungsmässigem  Wege 
zu  erwirkenden  Credite. 

3.  Die  Ernennung  des  Stellvertreters  des 
Präsidenten  der  Generaldirection. 

4.  Die  Ernennung  der  Abtheilungsvor- 
stände der  Generaldirection,  der  Betriebs- 
directoren  und  Bauleiter  sowie  des  Leiters 
der  Bodenseeschiffahrtsinspection. 

5.  Die   Ernennung,   Beförderung,  Kündi- 

fung  [Pensionirung]  und  Entscheidung  über 
ie  Disciplinarbehandlung  aller  Beamten  der 
Staatseisenbahnverwaltung,  welche  mehr  als 
.2000  fl.  Jahresgehalt  bezogen,  sowie  die  Er- 
theilung  von  Remunerationen  und  Geldaus- 
hilfen an  die  bezeichneten  Beamten. 

6.  Die  Ertheilung  von  Urlaub  an  den 
Präsidenten,  dessen  Stellvertreter  und  die 
Abtheilungsvorstände    der    Generaldirection. 

7.  Die  Genehmigung  der  Dienstordnung 
[Dienstpragmatik],  des  Personalstatus  und  der 
die  Gebühren  des  Personals  regelnden  Nor- 
men, der  Statuten  des  Pensions-  und  Provi- 
sionsinstitutes, dann  der  Wohlthätigkeitsfonds. 

8.  Die  Anordnung  der  Vornahme  techni- 
scher Vorarbeiten  für  neue  Eisenbahnlinien 
und  der  Bauausführung  dieser  letzteren  so- 
wie   die  Bewilligung   zur   Betriebseröffnung. 

9.  Die  Bewilligung  zum  Abschlüsse  von 
Verträgen,  durch  welche  unbewegliches  Staats- 
eigenthum   abgetreten    oder   belastet  wurde, 


ruhten  auch  die  Bestimmungen  des  neuen 
Organisationsstatutes  bezüglich  der  Ab- 
grenzung der  Competenzen  zwischen  der 
Generaldirection  und  den  Eisenbahn- 
betriebsdirectionen,  wornach  die  Agenden, 
welche  den  als  untere  verwaltungsmässige 
Instanzen  zur  Leitung  und  Ueberwachung 
des  gesammten  localen  Betriebsdienstes 
berufenen  Eisenbahnbetriebsdirectionen 
überwiesen  waren,  nur  taxativ  aufgezählt 
wurden,  während  der  Generaldirection, 
beziehungsweise  dem  Handelsminister  alle 
Agenden  vorbehalten  blieben,  welche  nicht 
ausdrücklich  als  zum  Wirkungskreise  der 
Eisenbahnbetriebsdirectionen  gehörig  be- 
zeichnet wurden.*) 


dann  die  Genehmigung  von  Verträgen,  sofern 
die  Vertragssumme  bei  allgemeiner  öffent- 
licher Concurrenz  und  unter  Zuschlag  an 
den  Bestbieter  den  Betrag  von  150.000  fl., 
andernfalls  den  Betrag  von  30.000  fl.  überstieg. 
10.  Die  Genehmigung  der  Grundlagen 
für  die  zur  Anwendung  zu  bringenden  Tarife 
für  den  Personen-  und  Güterverkehr. 

*)  Der  Generaldirection  waren  in  Anse- 
hung des  Betriebes  der  ihr  unterstellten  Bahnen 
alle  jene  Agenden  vorbehalten,  welche  nicht 
zum  Wirkungskreise  der  neu  errichteten 
Eisenbahnbetriebsdirectionen  gehörten. 

Insbesondere  wurden  in  dem  Organi- 
sationsstatute, unbeschadet  der  für  einzelne 
Angelegenheiten  erforderlichen  höheren  Ge- 
nehmigung, als  in  den  Wirkungskreis  der 
Generaldirection  fallend  bezeichnet: 

1.  Die  einheitliche  und  gleichmässige  Re- 
gelung des  Dienstes  in  allen  Zweigen,  na- 
mentlich die  Erlassung  allgemein  giltiger 
Dienstesvorschriften,  Instructionen  und  son- 
stiger grundsätzlicher  Verfügungen  sowie  die 
Interpretation,  Abänderung  und  Aufhebung 
derselben. 

2.  Das  Budget-,  Cassa-  und  Rechnungs- 
wesen der  gesammten  Staatseisenbahnver- 
waltung unter  Mitwirkung  der  den  Eisen- 
bahnbetriebsdirectionen beigegebenen  Rech- 
nungsdepartements. 

3.  Der  Verkehr  mit  den  Militär-  und  Civil- 
centralstellen,  mit  anderen  Bahnverwaltungen 
und  Verkehrsanstalten  sowie  mit  den  Gesell- 
schaften der  vom  Staate  betriebenen  Bahnen. 

4.  Die  Aufstellung  und  Abänderung  des 
Personalstatus,  die  Rangseintheilung  der  Be- 
amten, die  Ernennung,  Beförderung,  Kündi- 

fung  [Pensionirung]  und  Entscheidung  über 
ie  Disciplinarbehandlung  der  Beamten  und 
Unterbeamten,  deren  Versetzung,  insoweit 
sie  nicht  innerhalb  desselben  Betriebsdirec- 
tionsbezirkes  erfolgte,  sowie  die  Ernennung 
und  Versetzung  der  Dienstvorstände,  die  Auf- 
nahme und  Kündigung  der  Bahnärzte  und 
commerziellen  Agenten,  ferner  die  Bemessung 
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Die  Consequenzen,  welche  dieser 
eigenthümliche  Aufbau  der  Competenz- 
bestimmungen  in  dem  Organisationssta- 
tute der  österreichischen  Staatseisenbahn- 
Verwaltung,  durch  welchen  sich  dasselbe 
von  den  meisten  analogen  Organisationen 
anderer  Länder  unterschied,  für  den  wei- 
teren Lauf  der  Dinge  hatte,  werden  noch 
weiter  unten  ausführlich  darzulegen  sein. 

Hier  sei  nur  noch  erwähnt,  dass  der 
den  Eisenbahnbetriebsdirectionen  in  dem 
neuen  Organisationsstatute  zugemessene 
Wirkungskreis  im  Grossen  und  Ganzen 
mit  demjenigen  übereinstimmte,  der  schon 
bis  dahin  den  Oberbahnbetriebsämtern 
übertragen  war. 

Eine  wesentliche  Erweiterung  betraf 
hauptsächlich  nur  die  Materialverwal- 
tung, indem  die  Beschaffung  der  Materia- 
lien und  Inventarstücke,  insoweit  sie 
nicht  bezüglich  einzelner  derselben  [als 
Fahrbetriebsmittel,  Reservestücke,  Schie- 
nen etc.]  ihrer  besonderer  Natur  nach  ein- 
heitlich stattzufinden  hatte,  nunmehr  den 
Eisenbahndirectionen,  unter  Vorschrei- 
bung bestimmter  Directiven   zur  Einhal- 

der  Pensionen  und  Provisionen  für  das  ge- 
sammte  Personal,  dann  die  übrigen  Personal- 
angelegenheiten des  bei  der  Generaldirection 
verwendeten  Personals. 

5.  Die  Verwaltung  der  für  die  Bedien- 
steten bestehenden  Versorgungs-  und  sonsti- 
gen Humanitätsfonds  in  Gemässheit  der  ein- 
schlägigen Statuten. 

6.  Die  Leitung  des  Bahnerhaltungs-  und 
Baudienstes  einschliesslich  der  Genehmigung 
der  Projecte  und  der  Bewilligung  zur  Vor- 
nahme von  Aenderungen  im  Bahnbestande, 
welche  den  Rahmen  der  laufenden  Erhaltung 
überschritten  oder  die  Verwendung  der  Bahn- 
anlagen betrafen. 

7.  Die  Leitung  des  Zugförderungs-  und 
Werkstättendienstes  einschliesslich  der  Evi- 
denzhaltung und  Controle,  der  Instandhaltung 
des  gesammten  Fahrparkes,  der  Disposition 
über  die  Verwendung  desselben,  der  An- 
schaffung und  Entlehnung  von  Fahrbetriebs- 
mitteln, der  Leitung  der  nicht  den  Eisenbahn- 
betriebsdirectionen unterstellten  Werkstätten. 

8.  Die  Leitung  des  Verkehrsdienstes  ein- 
schliesslich der  Festsetzung  und  Abänderung 
der  Fahrordnung  der  Züge. 

9.  Die  Festsetzung  und  Abänderung  der 
Tarife  im  Personen-  und  Güterverkehr,  die 
Bewilligung  von  Freikarten,  von  Fahrpreis- 
ermässigungen und  von  Frachtermässigungen, 
die  Regelung  derVerkehrsverhältnisse  gegen- 
über anderen  Transportanstalten  einschliess- 
lich der  zu  diesem  Zwecke  eventuell  erfor- 
derlichen Vereinbarungen,  dann  die  Einnah- 


tung  der  strengsten  Oeconomie  und  zum 
Schutze  der  heimischen  Industrien,  über- 
tragen wurde. 

Die  innere  Gliederung  der  General- 
direction war  nach  den  Bestimmungen 
des  Organisationsstatutes  in  der  Weise 
gedacht,  dass  bei  derselben  nach  Art 
der  Gruppenbildungen  bei  den  grössten 
Privatbahngesellschaften  fortab  bestehen 
sollten : 

1 .  Eine  Präsidialabtheilung,  in  welcher 
insbesondere  die  in  Gemässheit  des  Wir- 
kungskreises dem  Handelsminister  vor- 
behaltenen Gegenstände  behandelt  wer- 
den sollten,  dann    die    Fachabtheilungen 

2.  für  Bahnerhaltung  und  Bau  [ein- 
schliesslich der  Bauausführung  neuer 
Linien], 

3.  für  Verkehrs-  und  Maschinen- 
dienst [einschliesslich  des  Zugförderungs- 
und Werkstättendienstes]  und 

4.  für  administrativen  und  commer- 
ziellen  Dienst  [einschliesslich  der  Ein- 
nahmencontrole,  der  Buchhaltung  und  der 
Cassageschäfte]. 

Die  Vorstände  der  Fachabtheilungen, 


mencontrole  mit  Ausnahme  der  den  Betriebs- 
directionen  zugewiesenen  Controle  der  Ein- 
nahmen aus  dem  Localverkehr. 

10.  Die  Materialverwaltung  einschliesslich 
der  Beschaffung  und  Vertheilung  derjenigen 
Materialien  und  Inventarstücke,  welche  ihrer 
Natur  nach  eine  einheitliche  Behandlung  er- 
forderten. 

11.  Die  Entscheidung  über  Beschwerden 
[Recurse]  gegen  Verfügungen  der  unteren 
Dienststellen  einschliesslich  der  Ueberwa- 
chung  und  Controle  des  ganzen  Dienstes. 

DerWirkungskreis  der  Eisenbahnbetriebs- 
directionen dagegen  hatte  in  Vollziehung  und 
Ueberwachung  des  localen  Betriebsdienstes 
innerhalb  des  eigenen  Bezirkes  zu  umfassen: 

1.  Die  Aufstellung  des  Jahrespräliminares 
und  die  Gebarung  mit  den  vom  Handels- 
minister bewilligten  Crediten  sowie  die  Auf- 
stellung der  Gebarungsausweise  und  Rech- 
nungsabschlüsse. 

2.  Die  Aufnahme  [Anstellung],Versetzung, 
Beförderung,  Dienstesenthebung  [Kündigung] 
und  Disciplinarbehandlung  des  gesammten 
Dienerpersonals  einschliesslich  der  Wächter 
und  der  definitiven  Diener  aller  Kategorien, 
dann  des  von  Fall  zu  Fall  nothwendig  wer- 
denden Aushilfspersonals  nach  Massgabe  der 
bestehenden  Directiven  innerhalb  des  nor- 
mirten  Personalbedarfs  und  genehmigten 
Präliminares;  ferner  in  Ansehung  der  defini- 
tiven Unterbeamten  und  Beamten,  dann  der 
Beamtenaspiranten  die  Ertheilung  von  Ehe- 
bewilligungen, die  Vornahme  von  Versetzun- 
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welche  den  Titel  »Director«  zu  führen 
hatten,  sollten  berufen  sein,  in  dem  ihnen 
zugewiesenen  Geschäftskreise  die  General- 
direction  selbständig  zu  vertreten  und 
insbesondere  mit  den  Militärbehörden  zu 
verkehren. 

Die  Fachabtheilungen  sollten  dem 
jeweiligen  Bedarfe  entsprechend  in  Unter- 
abtheilungen gegliedert  werden,  und  war 
dabei  insbesondere  vorzusorgen,  dass  die 
Buchhaltung  und  die  Hauptcasse,  von 
einander  unabhängig,  von  besonderen 
Vorständen  geleitet  werden. 

Diese  organisationsmässige  Geschäfts- 
eintheilung  wurde  jedoch  nie  in  die  volle 
Wirklichkeit  umgesetzt. 

Nicht  nur,  dass  eine  Präsidialabthei- 
lung mit  dem  umfassenden  Wirkungs- 
kreise, wie  derselbe  in  dem  Organisa- 
tionsstatute gedacht  war,  überhaupt  nicht 
activirt  wurde,  fand  noch  vor  Insleben- 
treten  der  neuen  Organisation  eine  Thei- 
lung  der  unter  4  angeführten  Fachab- 
theilung insoferne  statt,  als  von  derselben 
der  commerzielle  Dienst  abgetrennt  und 
für  den   letzteren    eine  selbständige,  das 

gen  [mit  Ausnahme  der  Dienstvorstände] 
innerhalb  des  eigenen  Bezirkes,  die  Erstat- 
tung von  Beförderungsvorschlägen  und  die 
Einleitung  von  Disciplinaruntersuchungen 
sowie  die  Suspendirung  vom  Dienste. 

In  Fällen  von  Versetzungen  definitiver 
Unterbeamten,  Beamten,  dann  von  Beamten- 
aspiranten, wie  auch  im  Falle  der  Einleitung 
einer  Disciplinaruntersuchung  gegen  einen 
solchen  Bediensteten  oder  der  Suspendirung 
eines  solchen  war  gleichzeitig  die  Anzeige  an 
die  Generaldirection  zu  erstatten. 

3.  Die  Ertheilung  von  Urlaub  an  das 
unterstehende  Personal  bis  zur  Dauer  von 
vier  Wochen. 

4.  Die  Bewilligung  von  Remunerationen 
und  Unterstützungen  aus  den  hiefür  nach 
Massgabe  des  genehmigten  Präliminars  zur 
Verfügung  stehenden  Mitteln  bis  zum  Be- 
trage von  100  fl.  sowie  die  Antragstellung 
bezüglich  höherer  Beträge. 

5.  Die  Erledigung  der  Einkommensteuer- 
angelegenheiten des  unterstehenden  Personals 
sowie  der  Grund-  und  Gebäudesteuerange- 
legenheiten rücksichtlich  der  im  Bezirke 
gelegenen  Bahnimmobilien. 

6.  Die  Nachsicht,  beziehungsweise  Be- 
willigung zur  Abschreibung  von  Rechnungs- 
mängeln oder  uneinbringlichen  Forderungen, 
dann  von  bei  Materialien  oder  Inventargegen- 
ständen sich  ergebenden  Verlusten,  soferne 
der  Geldwerth  von  Fall  zu  Fall  den  Betrag 
von  500  fl.  und  in  demselben  Jahre  im  Ganzen 
den  Betrag  von  5000  fl.  nicht  überstieg,  un- 


ist  dem  Präsidenten  der  Generaldirec- 
tion unmittelbar  unterstellte  Unterabthei- 
lung errichtet  wurde. 

Mittels  dieses  neu  gewonnenen  Hilfs- 
begriffes selbständiger  Unterabtheilungen 
wurde  sodann  in  den  nächsten  Jahren  in 
der  Zertheilung  der  im  Organisations- 
statute festgesetzten  Fachabtheilungen 
fortgefahren,  so  dass  in  einer  am  21.  De- 
cember  1888  für  den  Dienst  der  General- 
direction erlassenen  Geschäftsordnung 
ausser  einer  zur  Bearbeitung  der  ihr  vom 
Präsidenten  speciell  zugewiesenen  Ge- 
schäfte berufenen  Präsidialabtheilung  be- 
reits sechs  Abtheilungen  aufgeführt  er- 
scheinen, und  zwar: 

1.  eine  [Fach-]  Abtheilung  für  den 
administrativen  Dienst, 

2.  eine  [Fach-] Abtheilung  für  Bahn- 
erhaltung und  Bau, 

3.  eine  [Unter-]  Abtheilung  für  Werk- 
stätten- und  Zugförderungsdienst, 

4.  eine  [Fach-]Abtheilung  für  denVer- 
kehrsdienst, 

5.  eine  [Unter-]  Abtheilung  für  den 
commerziellen  Dienst,  und 


beschadet  der  Verfolgung  solcher  Angelegen- 
heiten im  Disciplinarwege. 

7.  Die  Verfassung  und  Vorlage  vonPro- 
jecten  für  Reconstructionen,  Erweiterungs- 
und Neubauten  auf  den  im  Betriebe  befind- 
lichen Linien. 

8.  Die  Ausführung  derartiger  Bauten 
in  Gemässheit  der  genehmigten  Projecte  und 
Präliminare,  soferne  hiefür  nicht  eigene  Bau- 
leitungen aufgestellt  wurden. 

9.  Die  Antragstellung  bezüglich  der  Fest- 
setzung und  Abänderung  der  Fahrordnung 
der  Personen-  und  Lastzüge. 

10.  Die  Einleitung  der  fahrplanmässigen 
Züge  einschliesslich  der  Erfordernis-,  be- 
ziehungsweise Militärzüge,  dann  die  Ein- 
leitung von  Separatzügen  und  die  Ueber- 
wachung  des  gesammten  Zugsverkehrs  mit 
Einschluss  der  Stundenpasscontrole. 

1 1.  Die  Verhandlung,  beziehungsweise 
Entscheidung  aus  Anlass  der  Beschädigung 
von  Fahrbetriebsmitteln,  ausgenommen  die 
Abrechnung  mit  fremden  Bahnen  über  Wagen- 
reparaturskosten. 

12.  Die  Verfügung  über  den  Maschinen- 
und  Wagenpark  innerhalb  des  Betriebsdirec- 
tionsbezirkes  und  die  Antragstellung  auf  eine 
etwa  erforderliche  Vermehrung  oder  Verän- 
derung des  Fahrparks. 

13.  Die  Erhebungen  über  Bahnunfälle. 

14.  Die  Handhabung  der  Bahnpolizei. 

15.  Die  Antragstellung  bezüglich  der  Fest- 
setzung der  Tarife  im  Personen-  und  Güter- 
verkehr. 
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6.  eine  [Unter-]Abtheilung  für  den 
Controldienst. 

Unterm  1.  Mai  1894  wurde  die  letzt- 
genannte Unterabtheilung  wieder  in  zwei 
selbständige  Unterabtheilungen  zerlegt, 
und  zwar 

6.  eine  [Unter-]  Abtheilung  für  dieEin- 
nahmencontrole  und 

7.  eine  [UnterJ-Abtheilung  für  den 
finanziellen  Dienst. 

Am  7.  Januar  1 895  kam  endlich  noch 

8.  eine  [Unter-]Abtheilung  für  das 
Localbahnwesen  hinsichtlich  der  vom 
Staate  für  fremde  Rechnung  betriebenen 
Localbahnen  hinzu. 

Diese  theils  von  »Directoren«,  theils 
von  »Generaldirectionsräthen«  geleiteten 
Abtheilungen  waren  einander  thasächlich 
vollständig  coordinirt  und  unterschieden 
sich  von  einander  nur  durch  die  erwähn- 
ten, auf  ihren  Ursprung  hinweisenden 
Titel  einer  »Fachabtheilung«  oder  »selb- 
ständigen Unterabtheilung«. 

Den  Vorständen  dieser  Abtheilungen 
wurde  aber  auch  nie  die  im  Organi- 
sationsstatute   vorgesehene    selbständige 


16.  Die  Bewilligung  von  Freifahrten  und 
ermässigten  Fahrten  in  einzelnen  Fällen,  dann 
von  localen  Tarifermässigungen  im  Güter- 
verkehr, beides  in  Gemässheit  der  besonderen 
Instructionen,  sowie  die  Antragstellung  für 
in  den  Instructionen  nicht  vorgesehene  Fälle. 

17.  Die  Entscheidung  über  Beschwerden 

fegen  die  unterstehenden  Organe  [Beschwer- 
ebücher] und  die  Erledigung  von  aus  dem 
Personenverkehr  und  aus  dem  localen  Güter- 
verkehr erwachsenen  Reclamationen  und 
Entschädigungsansprüchen,  soferne  die  ganze 
Entschädigungssumme  bei  Reclamationen  aus 
dem  Personenverkehr  den  Betrag  von  1000  fl. 
nicht  überstieg,  dann  die  Controle  der  Ein- 
nahmen aus  dem  Localverkehr. 

18.  Die  Verpachtung  von  Lagerplätzen 
und  Bahngrundstücken  sowie  die  Auflassung 
von  Bestandzinsen  bis  zum  Betrage  von  100  fl. 

19.  Die  Intervention  bei  Concurrenzverhand- 
lungen  sowie  die  Gestattung  von  Privatbauten 
an  der  Bahn  und  in  der  Nähe  der  Bahnhöfe. 

20.  Die  Vornahme  von  Scontirungen  der 
Cassen  und  Vorräthe  innerhalb  des  eigenen 
Bezirkes. 

21.  Die  Verwaltung  der  Werkstätten,  inso- 
weit dieselben  der  Eisenbahnbetriebsdirection 
unterstellt  waren  und  der  Materialmagazine, 
beides  nach  den  hiefür  bestehenden  Normen. 

22.  Die  Beschaffung  des  Jahresbedarfes 
an  Verbrauchsmaterialien  und  Inventarstücken 
mit  Ausnahme  derjenigen,  deren  Natur  eine 
einheitliche  Beschaffung  erforderte  [als  Fahr- 
betriebsmittel, Reservestücke,  Schienen  etc.]. 


Vertretung  ihres  Geschäftszweiges  nach 
Aussen  eingeräumt;  es  hatten  dieselben 
vielmehr  lediglich  in  der  Eigenschaft  von 
Referenten  zu  fungiren. 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  der  be- 
reits erwähnten,  für  den  Dienst  der  General- 
direction  erlassenen  Geschäftsordnung 
traten  die  Abtheilungsvorstände  all- 
wöchentlich einmal  unter  dem  Vorsitze 
des  Präsidenten  der  Generaldirection 
zu  einer  »Gremialconferenz«  zusam- 
men, in  welcher  wichtigere  Geschäfts- 
stücke aller  Zweige  des  Dienstes  und 
namentlich  der  Personalverwaltung  vor 
ihrer  endgiltigen  Entscheidung  durch 
den  Präsidenten  vorberathen  zu  wer- 
den pflegten. 

Schliesslich  muss  noch  der  Aende- 
rung  gedacht  werden,  welche  in  der 
organischen  Stellung  des  Staatseisenbahn- 
rathes  dahin  vorgenommen  wurde,  dass 
derselbe  nun  nicht  mehr  als  Bestandtheil 
der  Centralverwaltungsstelle  der  Staats- 
bahnen erschien,  sondern  vielmehr,  seinem 
erweiterten  Umfange  gemäss,  direct  dem 
Handelsminister  als  Beirath  in  Angelegen- 
heiten des  Eisenbahnverkehrswesens  bei- 
gegeben wurde,  dem  es  sohin  auch  zu- 
stand, den  Vorsitz  in  den  Sitzungen 
des  Staatseisenbahnrathes  selbst  zu 
führen. 

Der  Staatseisenbahnrath  bestand  nun- 
mehr aus  50  vom  Handelsminister  auf  die 
Dauer  von  drei  Jahren  ernannten  Mit- 
gliedern, wovon  9  vom  Handelsminister 
nach  freiem  Ermessen,  je  2  über  Be- 
zeichnung des  Finanzministers  und  des 
Ackerbauministers,  I  über  diejenige  des 
Reichskriegsministers,  24  über  Vorschlag 
von  Handels-  und  Gewerbekammern  und 
12  über  Vorschlag  von  Landescultur- 
räthen  und  sonstigen  landwirtschaft- 
lichen Fachcorporationen  ernannt  wur- 
den.*) 


*)  Auf  Grund  der  kaiserlichen  Ent- 
schliessungen  vom  7.  December  1891  und 
vom  15.  Januar  1893  wurde  die  Gesammtanzahl 
der  Mitglieder  des  Staatseisenbahnrathes  spä- 
ter noch  im  ganzen  auf  67  erhöht,  und  zwar 
waren  von  da  ab  vom  Handelsminister  36 
Mitglieder  über  Vorschlag  von  Handels-  und 
Gewerbekammern  und  17  über  Vorschlag  von 
Landesculturräthen  und  sonstigen  land- 
wirthschaftlichen  Fachcorporationen  zu  er- 
nennen. 
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Die  Zahl  der  Mitglieder  des  dem 
Präsidenten  der  Generaldirection  aus  der 
Mitte  des  Staatseisenbahnrathes  beige- 
gebenen ständigen  Beirathes  wurde  auf 
5  erhöht. 

Zum  Präsidenten  der  Generaldirection 
der  österreichischenStaatsbahnen  wurde  mit 
kaiserlicher  Entschliessung  vom  12.  Juli 
1884  der  bisherige  Präsident  der  Direc- 
tion  für  Staatseisenbahnbetrieb,  Sections- 
chef  Alois  Czedik  von  Bründelsberg, 
ernannt.  Gleichzeitig  erfolgte  durch  den 
Handelsminister  die  Ernennung  der  ein- 
zelnen Fachvorstände. 

Es  wurden  ernannt  der  Directionsrath 
Friedrich  B  i  s  c  h  o  f  f  zum  Baudirector  und 
der  Regierungsrath  August  Obermayer 
zum  Verkehrsdirector ;  beiden  wurde  zu- 
gleich vom  Kaiser  der  Titel  und  Charakter 
eines  Hofrathes  verliehen.  Mit  der  Ver- 
sehung des  Postens  des  administrativen 
Directors  wurde  der  gleichzeitig  zum 
Ministerialrathe  extra  statum  ernannte 
Sectionsrath  des  Handelsministeriums 
Rudolf  Freiherr  von  Lilienau  betraut, 
der  bis  dahin  als  Nachfolger  des  Ministerial- 
rates v.  Leeder  das  Baudepartement 
in  diesem  Ministerium  geleitet  hatte ; 
endlich  wurde  noch  der  Hofrath  Sigmund 
Steingraber  zum  Vorstande  der  von 
der  administrativen  Fachabtheilung  los- 
getrennten und  selbständig  gestellten  Unter- 
abtheilung für  den  commerziellen  Dienst 
ernannt. 

Den  energischen  und  zielbewussten 
Bemühungen  des  neuernannten  Präsi- 
denten sowie  seiner  reichen  organisato- 
rischen Leitungsgabe  gelang  es,  wie 
schon  gelegentlich  der  ersten  Organisa- 
tion vom  Jahre  1882,  so  auch  nun  wieder, 
aus  den  auf  die  verschiedenartigsten  Ver- 
waltungsgrundsätze und  Verwaltungs- 
formen eingewöhnten  Personalständen  der 
verschiedenen  in  die  Verstaatlichung  ein- 
bezogenen Bahngesellschaften  in  kürzester 
Frist  einen  einheitlich  funbtionirenden 
Verwaltungskörper  zu  schaffen,  der  in 
vollkommen  geordneter  Weise  seinen 
leitenden  und  überwachenden  Aufgaben 
in  Gemässheit  der  neuen  Organisation 
gerecht  zu  werden  vermochte. 

Eisenbahnbetriebsdirectionen  wurden 
über  kaiserliche  Genehmigung  vom  8.  Juni 
1884  in  Wien,  Linz,  Innsbruck,   Villach, 


Pola,    Spalato,    Budweis,    Pilsen,    Prag, 
Krakau  und  Lemberg  errichtet.*) 

Weitere  Entwicklung  der  Or- 
ganisation derStaatseisenbahn  Ver- 
waltung bis  gegen  Schluss  des 
Jahres  1895.  Im  Laufe  der  folgenden 
Jahre  erlangte  das  staatliche  Betriebs- 
netz durch  die  fortgesetzte  Eingliederung 
neuer  Bahnlinien  in  dasselbe  allmählich 
eine  immer  weitere  Ausdehnung. 

So  kamen,  um  nur  den  bedeutendsten 
Zuwachs  im  einzelnen  anzuführen,  nach- 
dem noch  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahres  1884  die  Arlbergbahn  und  fast 
alle  Strecken  der  Galizischen  Transversal- 
bahn zur  Eröffnung  gelangt  waren,  in 
den  folgenden  Jahren  zu  dem  Staatsbahn- 
netze noch  hinzu:  in  der  Zeit  vom 
3.  November  1887  bis  zum  21.  Novem- 
ber 1889  successive  die  einzelnen  Theil- 
strecken  der  vom  Staate  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  25.  November  1883  auf  seine 
Kosten  erbauten  Böhmisch  -  Mährischen 
Transversalbahn  mit  einer  Gesammt- 
betriebslänge  von  315  km  —  am  1.  Ja- 
nuar 1 889  die  bis  dahin  vertragsmässig  im 
Betriebe  von  Privatbahnverwaltungen 
gestandenen  Staatsbahnen  Mürzzuschlag- 
Neuberg,  Unter-Drauburg- Wolfsberg,  Er- 
bersdorf-Würbenthal  und  Kriegsdorf- 
Römerstadt,  dann  die  österreichischen 
Linien  der  Ersten  Ungarisch-Galizischen 
Eisenbahn  und  der  Ungarischen  West- 
1  bahn,  zusammen  Bahnen  mit  einer  Be- 
triebslänge von  300  km  —  am  1.  Juli  1889 


*)  In  diesem  Stande  der  Eisenbahn- 
betriebsdirectionen traten  im  Laufe  der 
weiteren  Jahre  bis  Ende  1895  folgende  Aende- 
rungen  ein:  Auf  Grund  kaiserlicher  Ent- 
schliessung vom  2.  September  1886  wurden 
mit  Wirksamkeit  vom  I.  Januar  1887  die 
Eisenbahnbetriebsdirectionen  in  Spalato  und 
in  Budweis  aufgelöst;  die  Eisenbahnbetriebs- 
direction  in  Pola  wurde  auf  Grund  kaiser- 
licher Entschliessung  vom  30.  Juli  1888  mit 
Wirksamkeit  vom  1.  September  1888  nach 
Triest  verlegt  Neuerrichtet  wurde  auf  Grund 
kaiserlicher  Entschliessung  vom  7.  Mai  1893 
mit  Wirksamkeit  vom  I.Juli  1894  eine  Eisen- 
bahnbetriebsdirection  in  Stanislau  und  end- 
lich auf  Grund  kaiserlicher  Entschliessung 
vom  13.  März  1895  mit  Wirksamkeit  vom 
1.  April  1895  eine  Eisenbahnbetriebsdirection 
in  Olmütz  an  Stelle  der  bereits  seit  I.  August 
1884  in  Mährisch-Schönberg  bestandenen  Ver- 
kehrsleitung. 
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die  österreichischen  Linien  der  Lemberg- 
Czernowitz-Jassy  Eisenbahn  sammt  den 
von  derselben  betriebenen  Localbahnen 
zusammen  mit  einer  Betriebslänge  von 
666  km —  am  1.  Januar  1892  die  Linien 
der  galizischen  Carl  Ludwig-Bahn  mit 
einer  Betriebslänge  von  855  km  —  am 
1.  Januar  1895  die  Linien  der  Böhmischen 
Westbahn  mit  einer  Betriebslänge  von 
207  km  —  sowie  diejenigen  der  Mährisch- 
Schlesischen  Centralbahn  mit  einer  Be- 
triebslänge von  154  km  —  so  dass  zuzüg- 
lich noch  einer  Reihe  kleinerer,  theils 
vom  Staate  auf  seine  Kosten  erbauter, 
theils  concessionsmässig  oder  überein- 
kommengemäss  in  den  Betrieb  des  Staates 
übernommener  Bahnlinien  das  staatliche 
Betriebsnetz  mit  Schluss  des  Jahres  1895 
eine  Gesammtausdehnung  von  8902  km 
aufwies. 

Verfolgt  man  nun  aufmerksamen 
Blickes  die  weitere  Entwicklung  der  orga- 
nisatorischen Verhältnisse  bei  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung im  Laufe  dieser 
Jahre,  so  stösst  man  auf  zwei  Momente, 
die  in  dieser  Richtung  einen  Wandel  der 
Dinge  herbeiführten. 

Das  eine  dieser  Momente  war  die 
schon  bald  wach  gewordene  Erkenntnis, 
dass  die  überaus  weitreichenden  Macht- 
befugnisse, die  nach  der  Fassung  des 
Organisationsstatutes  dem  Präsidenten 
der  Generaldirection  in  allen  Angelegen- 
heiten der  Staatseisenbahnverwaltung 
thatsächlich  zustanden,  denn  doch  eine 
feste  Begrenzung  finden  müssten  durch 
die  verfassungsmässige  ministerielle  Ver- 
antwortlichkeit, namentlich  in  Ansehung 
der  Gebarung  im  Staatshaushalte. 

Einen  wichtigen  Ausfluss  dieser  Er- 
kenntnis bildete  die  kaiserliche  Ent- 
schliessung  vom  28.  Juni  1886,  mit 
welcher  in  Abänderung  des  besonderen 
Wirkungskreises  des  Finanz-  und  des 
Handelsministeriums  bestimmt  wurde, 
dass  in  allen  Angelegenheiten  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung, welche  finanziell 
von  Bedeutung  seien,  und  so  namentlich 
hinsichtlich  einer  Reihe  besonders  auf- 
geführter Punkte*),  vor  der    endgiltigen, 


competenzmässigen  Entscheidung  das 
Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister 
zu  pflegen  sei,  dass,  falls  wegen  be- 
sonderer Dringlichkeit  die  betreffende 
Angelegenheit  nicht  dem  schriftlichen 
Wege  überlassen  werden  könne,  die 
Einigung  im  mündlichen  Wege  zwischen 
den  beiden  Ministerien  herbeizuführen 
und  im  Falle  des  Nichtzustandekommens 
derselben  die  Sache  dem  Ministerrathe 
zur  Beschlussfassung  vorzulegen  sei,  und 
dass  endlich,  wenn  wegen  Gefahr  im 
Verzuge  auch  diese  Art  der  Geschäfts- 
behandlung einzuhalten  unmöglich  wäre, 
die  getroffene  Verfügung  doch  ungesäumt 
nachträglich  zur  Kenntnis  des  Finanz- 
ministers gebracht  werden  müsse. 

Mit  einer  zweiten  kaiserlichen  Ent- 
schliessung  vom  selben  Tage  wurde  noch 
die  weitere  Bestimmung  getroffen,  dass 
in  allen  Angelegenheiten,  welche  für  die 
Landescultur  von  Wichtigkeit  seien,  und 
daher    insbesondere    auch    in    Ansehung 


*)  Diese  Punkte  waren: 

a)  Die  jährliche  Festsetzung  des  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Erfordernisses 
der  Staatsbahnen,  die  Gewährung  von  Nach- 
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tragscrediten  und  von  Virements,  die  im  Fi- 
nanzgesetze nicht  vorgesehen  sind; 

b)  die  Aufnahme  von  Anlehen  aller  Art; 

c.)  die  Anordnung  von  Investitionen,  Bau- 
ten, Umänderungen,  Einrichtungen  u.  s.  w., 
welche  entweder  keine  budgetmässige  De- 
ckung haben  oder  eine  Creditüberschreitung 
verursachen; 

d)  der  Abschluss  von  onerosen  Verträ- 
gen, welche  eine  im  Budget  nicht  vorge- 
sehene Belastung  zur  Folge  haben; 

e)  Aenderungen  in  der  Organisation  der 
Staatseisenbahnverwaltung,  ferner  innerhalb 
der  bestehenden  Organisation  die  Vermeh- 
rung des  systemisirten  Personalstandes  und 
die  Aenderung  der  die  Gebühren  desselben 
regelnden  Normen; 

f)  die  Aenderung  der  Statuten  der  Pen- 
sions- und  Provisionsanstalten,  dann  der  Wohl- 
thätigkeitsfonds,  insoweit  durch  die  Aende- 
rung das  Interesse  des  Staatsschatzes  tangirt 
würde ;  dann  die  wichtigeren  Verhandlungen  in 
Betreff  der  Unterbringung  odre  Verwerthung 
der  Capitalien  dieser  Institute  und  Fonds; 

f)  die  Verfügungen  über  das  Eigenthum 
taatsbahnen  oder  die  demselben  zukom- 
menden Fonds,  insoweit  diese  Verfügungen 
die  gewöhnliche  Gebarung  überschreiten,  oder 
eine  Abtretung  oder  Belastung  derselben  be- 
zwecken; 

h)  der  Abschluss  von  Verträgen  wegen 
Führung  des  Betriebes  fremder  Linien; 

i)  Anordnungen,  welche  eine  Aenderung 
der  Grundlagen  für  die  zur  Anwendung  zu 
bringenden  Tarife  für  den  Personen-  und 
Güterverkehr  bezwecken  und 

k)  Geschäfte  in  Goldvaluten. 
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der  Festsetzung  und  Aenderung  der 
Tarife  und  sonstigen  Bestimmungen  für 
den  Transport  von  Thieren  und  Roh- 
producten  der  Landescultur  und  des  Mon- 
tanbetriebes aller  Art,  desgleichen  von 
Producten  und  Xebenproducten  der  land- 
wirthschaftlichen  und  der  Montanindustrie, 
vor  der  competenzmässigen  Entscheidung 
vom  Handelsminister  das  Einvernehmen  mit 
dem  Ackerbauministerium  zu  pflegen  sei. 

Natürlich  bildete  der  Inhalt  dieser 
beiden  kaiserlichen  EntSchliessungen  um- 
somehr  eine  neue,  das  Organisations- 
Statut  vomjahre  1 884  ergänzende  Schranke 
auch  für  den  selbständigen  Wirkungs- 
kreis der  Generaldirection,  indem  der 
Präsident  derselben  alle  Gegenstände, 
welche  in  den  Rahmen  dieser  kaiser- 
lichen EntSchliessungen  fielen,  auch  wenn 
er  die  Entscheidung  im  einzelnen  Falle  nach 
dem  Organisationsstatute  im  eigenen 
Wirkungskreise  zu  treffen  berechtigt  ge- 
wesen wäre,  nunmehr  dem  Handelsminister 
zum  Zwecke  der  weiteren  Pflege  des 
Einvernehmens  mit  dem  Finanz-  oder 
Ackerbauministerium  vorzulegen  ver- 
pflichtet war. 

Auch  die  Stellung  der  Generaldirec- 
tion als  Bestandtheil  des  Handelsmini- 
steriums selbst,  wie  sie  nach  den  Be- 
stimmungen des  Organisationsstatutes  für 
den  inneren  Dienstbereich  gedacht  war, 
erfuhr  bald  eine  gewisse  Einschränkung 
durch  eine  Verfügung  des  Handels- 
ministers, derzufolge  die  ihm  vom  Präsi- 
denten der  Generaldirection  erstatteten 
Vorlagen,  auch  wenn  sie  mittels  der 
Originalacten  dieser  Behörde  erfolgten, 
noch  vor  der  Entscheidung  des  Mini- 
sters im  Präsidium  des  Handelsmini- 
steriums einer  selbständigen  actenmässigen 
Behandlung  unterzogen  wurden.  Eben- 
daselbst waren  schon  von  Beginn  der 
Wirksamkeit  des  neuen  Organisations- 
statutes an,  in  Festhaltung  der  Bestim- 
mung desselben,  dass  die  Generaldirec- 
tion in  unmittelbarer  Unterordnung  unter 
den  Minister  unabhängig  von  den  son- 
stigen Eisenbahnagenden  des  Handels- 
ministeriums zu  fungiren  berufen  sei, 
solche  Immediatbeschwerden  behandelt 
worden,  welche  gegen  Verfügungen  der 
Generaldirection  dem  Handelsminister 
Oberreicht  wurden. 


Ein  zweites  Moment,  welches  im 
Laufe  der  Jahre  das  Bedürfnis  nach 
einer  Aenderung  der  organisatorischen 
Zustände  der  Staatseisenbahnverwaltung 
zeitigte  und  bald  immer  stärker  hervor- 
treten Hess,  war  die  Wirkung,  welche  die 
mit  der  allmählichen  bedeutenden  Er- 
weiterung des  Staatsbahnnetzes  und  mit 
der  Verkehrssteigerung  auf  demselben 
naturgemäss  verbundene  Vermehrung  der 
Geschäfte  vermöge  besonderer  Umstände, 
und  zwar  insbesondere  auch  vermöge 
des  schon  erörterten  Systems  der  Ccm- 
petenzabgrenzungen  im  Organisations- 
statute vom  Jahre  1 884,  speciell  auf  den 
Geschäftsgang  bei  der  Generaldirection 
ausübte. 

Der  Umstand  nämlich,  dass  mit  den 
im  Organisationsstatute  taxativ  aufge- 
zählten, den  Wirkungskreis  der  Eisen- 
bahnbetriebsdirectionenbildendenAgenden 
die  sämmtlichen  ihrer  Natur  nach  zur 
blos  localen  Verwaltung  der  Staatseisen- 
bahnen gehörigen  Angelegenheiten  auch 
nicht  entfernt  erschöpft  waren  und  bei 
ihrer  durch  die  fortwährend  wechselnden 
Bedürfnisse  des  Verkehrslebens  bedingten 
ausserordentlichen  Mannigfaltigkeit  durch 
eine  taxative  Aufzählung  auch  nicht  er- 
schöpft werden  konnten,  hatte  zur  Folge, 
dass  auch  der  Generaldirection  noch, 
neben  den  ihr  in  ihrer  Eigenschaft  als 
leitende  Centralstelle  naturgemäss  vom  Ge- 
sichtspunkte der  einheitlichen  Geschäfts- 
führung zugehörigen  Angelegenheiten, 
fast  in  allen  Zweigen  des  Dienstes  eine 
ungezählte  Menge  von  Verwaltungs- 
geschäften blos  localer  Natur  zur  Be- 
sorgung verblieben. 

Nun  waren  es  aber  selbstverständlich 
gerade  diese  zur  localen  Verwaltung  ge- 
hörigen Agenden,  welche  bei  jeder  Er- 
weiterung des  staatlichen  Betriebsnetzes 
eine  dem  Längenzuwachs  genau  ent- 
sprechende Steigerung  der  Arbeitslast 
verursachten. 

Eine  gleiche  Wirkung  brachte  das  ge- 
wählte System  der  Competenzabgrenzung 
auch  bei  neuen  Aufgaben  hervor,  welche 
die  unaufhaltsam  fortschreitende  Ent- 
wicklung des  modernen  Verkehrslebens 
den  Eisenbahnverwaltungen  im  allge- 
meinen und  daher  auch  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung vielfach  stellte. 
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Infolgedessen  nämlich,  dass  der 
Wirkungskreis  der  Eisenbahnbetriebs- 
directionen  durch  seine  taxative  Be- 
grenzung ein-  für  allemal  feststand, 
wuchsen,  wie  dies  beispielsweise  in  er- 
giebigstem Masse  bei  Durchführung  der 
socialpolitischen  Gesetze  der  Neuzeit  auf 
dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  der 
Fall  war,  auch  solche  neue  Agenden 
in  ihrer  Totalität,  und  somit  auch,  soweit 
sie  rein  local  in  die  Erscheinung  traten, 
nicht  den  Eisenbahnbetriebsdirectionen 
sondern  der  Generaldirection  als  Arbeits- 
last zu. 

Ein  zweiter  Umstand,  welcher  es 
gleichfalls  noch  verursachte,  dass  die 
Generaldirection  in  weitaus  höherem 
Masse,  als  es  unter  anderen  Verhältnissen 
nöthig  gewesen  wäre,  auch  mit  Ver- 
waltungsgeschäften mehr  localer  Natur 
belastet  blieb,  lag  in  der  Art  und  Weise 
der  Bildung  der  Verwaltungsbezirke  der 
Eisenbahnbetriebsdirectionen. 

Wie  diese  letzteren  gezeigtermassen 
aus  den  Oberbahnbetriebsämtern  und 
diese  wieder  aus  den  drei  Inspectoraten 
für  Bahnerhaltung,  für  Verkehr  und  für 
Zugförderung  entstanden  waren,  so  Hess 
man  sich  durch  die  ganzen  Jahre  her 
bei  der  Bildung  und  Abgrenzung  der 
Directionsbezirke  von  ganz  denselben 
wesentlichen  Grundsätzen  leiten,  die 
seinerzeit  für  die  Bildung  der  Inspectorats- 
strecken  der  genannten  drei  Hauptzweige 
des  executiven  Betriebsdienstes  die  mass- 
gebenden waren. 

Es  blieben  nämlich  auch  für  die 
Folgezeiten  für  die  Abgrenzung  der 
Directionsbezirke  stets  nur  die  Rück- 
sichten für  eine  möglichst  zweckmässige 
und  öconomische  Leitung  und  Ueber- 
wachung  des  Bahnerhaltungs-  und  Bahn- 
aufsichtsdienstes, des  Verkehrs-  und 
commerziellen  Dienstes  sowie  des  Zug- 
förderungsdienstes und  keineswegs  die- 
jenigen der  verkehrspolitischen  und  wirth- 
schaftlichen  Zusammengehörigkeit  der 
einzelnen  Linien  massgebend. 

Die  natürliche  Wirkung  dieser  Vor- 
gangsweise war  eine  möglichst  concen- 
trische  Gruppirung  der  zu  einem  und 
demselben  Betriebsdirectionsbezirke  ge- 
hörigen Strecken  um  den  Betriebsdirec- 
tionssitz  herum,  infolgedessen  aber  auch 


die  fast  ausnahmslose  Zerstücklung  der 
grossen  Verkehrsrouten  und  deren  Auf- 
teilung unter  zwei  und  selbst  drei  Eisen- 
bahnbetriebsdirectionen. 

Für  die  Abgrenzung  der  Competenzen 
zwischen  der  Generaldirection  und  den 
Eisenbahnbetriebsdirectionen  hatte  aber 
diese  Vorgangsweise  die  Folge,  dass 
viele  Betriebsvorgänge,  die  bei  einer 
Bildung  der  Directionsbezirke  nach  Ver- 
kehrsrouten sich  noch  vollkommen  inner- 
halb eines  und  desselben  Bezirkes  ab- 
gespielt hätten  und,  als  an  sich  localer 
Natur,  unbedenklich  den  Betriebsdirec- 
tionen  zur  eigenen  Vorsorge  hätten  über- 
lassen werden  können ,  nunmehr  den 
Gesichtskreis  der  einzelnen  Eisenbahn- 
betriebsdirection  bereits  überstiegen,  in- 
folgedessen die  betreffenden  Agenden, 
um  die  Einheitlichkeit  der  Disposition 
zu  wahren,  nunmehr  von  der  General- 
direction wahrgenommen  werden  mussten. 

Die  geschilderten  Verhältnisse  waren 
die  Ursache,  dass  die  Organisation  der 
Staatseisenbahnverwaltung,  welche  im 
Jahre  1884  für  ein  Betriebsnetz  von 
5000  km  geschaffen  war  und  für  ein 
solches  vollkommen  ausreichte,  bei  der 
bedeutenden  Erweiterung  des  Staats- 
eisenbahnnetzes allgemach  zu  enge 
wurde,  indem  die  Generaldirection,  durch 
eine  immer  grössere  Menge  ihrem  eigent- 
lichen Berufe  nicht  entsprechender  Ar- 
beiten belastet,  immer  weniger  in  der 
Lage  war,  sich  ihren  höheren  leitenden 
Aufgaben  mit  jener  Intensität  zu  weihen, 
wie  sie  im  Interesse  der  steten  Förderung 
und  Entwicklung  des  Staatseisenbahn- 
wesens unbedingt  zu  wünschen  gewesen 
wäre. 

Bereits  im  Jahre  1891  begann  man 
sich  an  massgebender  Stelle  ernstlich 
mit  der  Frage  einer  vorzunehmenden  Er- 
weiterung der  Competenzbefugnisse  der 
Eisenbahnbetriebsdirectionen  zu  befassen. 

Die  einschlägigen  Arbeiten  führten 
auch  schliesslich  dazu,  dass  der  damalige 
Handelsminister,  Olivier  Marquis  von 
Bacquehem  dem  Kaiser  eine  Novelle  zum 
Organisationsstatute  der  Staatseisenbahn- 
Verwaltung  unterbreitete,  die  am  7.  Decem- 
ber  1891  der  kaiserlichen  Genehmigung 
theilhaftig  wurde  und  mit  I.  Januar  1892 
in  Wirksamkeit  trat. 
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Diese  Novelle  bewirkte  jedoch  nicht 
in  ausreichendem  Masse  die  wünschens- 
werte Entlastung  der  Generaldirection, 
da  die  ganze  Action  damals  weit  weniger 
aus  dem  empfundenen  Entlastungsbedürf- 
nisse, als  vielmehr  in  der  deutlich  aus- 
gesprochenen Absicht  eingeleitet  worden 
war,  jenen  »autonomistischen«  Parteien, 
welche  die  Regierung  zu  jener  Zeit  aus 
politischen  Gründen  zu  einer  ausgiebigeren 
Erweiterung  des  Wirkungskreises  der 
Eisenbahnbetriebsdirectionen  drängten,  in 
dieser  Richtung  ein  möglichstes  Entge- 
genkommen zu  bezeugen. 

Infolgedessen  bewegten  sich  denn 
auch  die  den  Eisenbahnbetriebsdirec- 
tionen in  jener  Novelle  zugestandenen, 
nicht  unbedeutenden  Competenzerwei- 
terungen  hauptsächlich  auf  bestimmten 
wichtigeren  Gebieten,  auf  welche  sich 
speciell  die  Wünsche  der  erwähnten 
politischen  Parteien  concentrirten.  *) 

*)  Die  wesentlichsten  mit  dieser  Novelle 
getroffenen  Neuerungen  waren,  abgesehen 
von  den  bereits  an  früherer  Stelle  besproche- 
nen Bestimmungen  derselben,  welche  sich 
auf  die  Zusammensetzung  des  Staatseisen- 
bahnrathes  bezogen,  folgende: 

die  Schaffung  exponirter  Control- 
organe  in  Unterordnung  unter  die  Betriebs- 
directionen  zur  Besorgung  und  Ueberwachung 
des  Verkehrsdienstes  sowie  eventuell  auch 
des  Zugförderungs-  und  Werkstättendienstes 
auf  bestimmten   Bahnstrecken; 

die  Uebertragung  der  vollständigen 
Rechnungslegung  über  die  den  Betriebs- 
directionen  zugewiesenen  Credite  an  diese 
selbst  dergestalt,  dass  dieselben  die  Jahres- 
rechnungen über  die  gesammten  Ausgaben 
ihres  Directionsbezirkes  definitiv  abzu- 
schliessen  hatten  und  die  betreffenden  Ge- 
bahrungsausweise  und  Rechnungsabschlüsse 
sodann  als  solche  durch  die  Generaldirection 
dem  obersten  Rechnungshofe  vorzulegen 
waren ; 

fernere  die  Erweiterung  des  Wirkungs- 
kreises der  Betriebsdirectionen  hinsichtlich 
bestimmter  Punkte,  und  zwar  wurde  den- 
selben neu  überwiesen:  die  Aufnahme,  Be- 
förderung und  Dienstesenthebung  auch  der 
Unterbeamten,  der  Diurnisten  und  weiblichen 
Bediensteten,  der  Beamtenaspiranten  und 
der  Beamten  bis  zur  Gehaltsstufe  von  1200  fl. 
einschliesslich  —  bezüglich  des  gleichen  Per- 
sonals auch  das  unbeschränkte  Recht  der 
dienstlichen  Versetzung  und  die  Bemessung 
und  Anweisung  der  normalmässigen  Ruhe- 
genüsse —  die  Disciplinarbehandlung  des 
gesammten  unterstehenden  Personals  mit 
einem  Jahresgehalte  von  nicht  über  2000  fl. 
und   mit  dem   Vorbehalte  der  Genehmigung 


Da  aber  hiebei  principiell  an  der 
taxativen  Umschreibung  des  den  Eisen- 
bahndirectionen  zustehenden  Wirkungs- 
kreises festgehalten  und  dieser  letztere 
nur  hinsichtlich  einiger  bestimmter 
Punkte  erweitert  wurde,  so  verblieb  der 
ganze,  die  Generaldirection  in  den  ver- 
schiedenen Zweigen  des  Dienstes  be- 
lastende, unbenannte  Wust  kleinerer  Ver- 
waltungsgeschäfte localer  Natur,  der  zu- 
nächst auf  die  untergeordneten  Dienst- 
stellen abzuschütteln  gewesen  wäre,  nach 
wie  vor  der  Generaldirection  angelastet. 

Daher  kam  es,  dass  auch  in  den 
Jahren  nach  dem  Erscheinen  der  Novelle 
vom  7.  December  1891  die  General- 
direction zu  einem  immer  umfangreicheren 
Dienstkörper  anwuchs,  der,  bei  voller 
Anerkennung  des  regen  Diensteifers  aller 
seiner  Organe  und  des  hiedurch  erzielten 
schönen  Gesammterfolges,  doch  nur  mit 
einer  gewissen,  auch  in  der  Oeffentlichkeit 

der  Generaldirection  im  Falle  der  Verhängung 
der  Strafen,  der  Entlassung  und  der  Verset- 
zung gegen  Beamte  mit  einem  Gehalte  von 
mehr  als  1200  fl.  —  die  Bewilligung  von 
Urlauben  wegen  Krankheit  oder  gegen  Carenz 
der  Gebühren  bis  zur  Dauer  von  drei  Mo- 
naten und  anlässlich  der  Einberufung  zur 
Militärdienstleistung  auf  deren  Dauer  —  die 
i   Aufnahme    und    Kündigung     der   Bahnärzte 

—  die  selbständige  Verfassung  und  Aus- 
führung aller  im  Jahrespräliminare  vorge- 
sehenen Projecte  für  Bauten  und  Umstaltungs- 
arbeiten,  durch  welche  weder  der  Bahnbestand 
geändert  oder  erweitert,  noch  eine  ander- 
weitige Verwendung  der  Bahnanlage  bezweckt, 
noch  endlich  eine  Aenderung  an  den  Normal- 
constructionen    vorgenommen    werden  sollte 

—  die  Genehmigung  der  Bauten  fremder 
Parteien  auf  Bahngrund  und  von  Nebenge- 
bäuden für  Bahnbedienstete  —  die  Durch- 
führung der  Grundeinlösungen  und  der  damit 
zusammenhängenden  Geschäfte  —  die  Fest- 
setzung und  Abänderung  der  Fahrordnung 
für  die  fahrplanmässigen  Güterzüge  und  für 
alle  fallweise  in  Verkehr  zu  setzenden  Sepa- 
ratzüge, die  Antragstellung  bezüglich  der 
Fahrordnungen  für  die  fahrplanmässigen 
Personenzüge  —  die  Antragstellung  bezüglich 
der  Ertheilung  von  Frachtermässigungen  — 

—  die  Genehmigung  von  Frachtgebühren- 
crediten  nach  den  hiefür  bestehenden  Normen 

—  die  Behandlung  und  Erledigung  sämmt- 
licher  Reclamationen  aus  dem  inländischen 
Güterverkehr  ohne  Beschränkung  bezüglich 
des  Betrages  —  die  Bewilligung  zur  An- 
bringung von  Ankündigungen  fremder  Par- 
teien in  Bahnhöfen  —  die  Verpachtung  von 
Bahnhofrestaurationen  und  der  Verkehr  mit 
den   Finanzbehörden   bezüglich    der    Verge- 
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beklagten  Schwerfälligkeit  zu  functioniren 
vermochte  und  wirklich  die  Befürchtung 
rege  machen  musste,  ob  er,  bei  weiterer 
Vermehrung  jener  Arbeiten  localer  Natur 
im  Falle  der  fortschreitenden  Verstaat- 
lichung grösserer  Bahncomplexe,  über- 
haupt noch  im  Stande  sein  werde,  auch 
nur  halbwegs  seinen  eigentlichen,  leitenden  I 
Aufgaben  gerecht  zu  werden*). 

Zu  Beginn  des  Jahres  1 892  war  der  Prä-  i 
sident  der  Generaldirection,  Freiherr  von 
C  z  e  d  i  k,  von  seinem  Posten  zurückgetreten  | 
und  über  seine  Bitte  mit  kaiserlicher  Ent- 
schliessung  vom  7.  Januar  1892  in  den  blei- 
benden Ruhestand  übernommen  worden. 

An  seiner  Stelle  wurde  mit  derselben 
kaiserlichen    Entschliessung    der    Reichs- 
raths-    und    Landtagsabgeordnete    sowie  , 
Professor   der  Volkswirtschaftslehre    an 
der  Lemberger  Universität,  Dr.  Leon  Ritter 
von    Bilinski    [Abb.    17],     der    bereits 
seit  vielen  Jahren  im  Abgeordnetenhause 
als  Referent  in  allen  wichtigeren   Eisen-  ' 
bahnangelegenheiten     fungirt     und     sich   j 
sowohl  durch  diese  Thätigkeit,  wie  durch   ; 
fachschriftstellerische    Arbeiten    den    Ruf 
eines     gewiegten     Kenners      der     öster- 
reichischen Eisenbahnverhältnisse  erwor- 
ben hatte,  zum  Sectionschef  extra  statum 
im  Handelsministerium    und    Präsidenten 
der  Generaldirection  der  österreichischen   { 
Staatsbahnen  ernannt. 

Präsident  Ritter  vonBilinski,  welchem   j 
die  schwierige  Aufgabe  zufiel,  die  durch 
etwas    zu    sprunghafte    Entwicklungsvor-   : 

bung  von   Bahnhoftabaktrafiken   —   die  Ge- 
stattung    der    Errichtung    von    Fernsprech- 
einrichtungen seitens  Privater  im  Bahnrayon 
—    endlich    die    Beschaffung    des   Jahresbe-   I 
darfes    an   allen    Verbrauchsmaterialien    und 
Inventarstücken   mit  Ausnahme  der  Fahrbe-   1 
triebsmittel,  Schienen,  Schienenbefestigungs-   ! 
mittel    sowie  der  maschinellen  Einrichtungen   j 
für  Werkstätten  und  Heizhäuser  unter  Beach-   j 
tung    der  für  die  Einholung  der  ministeriellen 
Genehmigung       bestimmten      Ziffergrenzen. 
*)  Als  sprechender  Beleg  für  den  abnor- 
men  Geschäftsumfang,     den    die  Generaldi- 
rection  im   Laufe    dieser   Zeiten    gewonnen 
hatte,  mag  die  Thatsache  angeführt  werden, 
dass   die  Zahl   der  bei   der  Generaldirection 
in  einem  Jahre  eingelaufenen  Arbeitsstücke, 
die   sich  im  Jahre    1885  auf  131  766  belaufen 
hatte,   bis  zu  den  Jahren  1894  und  1895  auf 
rund  240.000  stieg   und   sich  daher  in  dieser 
zehnjährigen    Periode     ungeachtet    des    Da-   ' 
zwischenhegens    der  Novelle  vom  7.  Decem- 
ber  1891  nahezu  verdoppelte. 


gänge,  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Ta- 
rifwesens, in  den  letzten  Jahren  einiger- 
massen  ins  Schwanken  gerathenen  inneren 
Gleichgewichtszustände  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung wieder  herzustellen,  ver- 
stand es  während  seiner  nahezu  vierjähri- 
gen Amtswirksamkeit  in  der  That,  entspre- 
chend dem  von  ihm  bei  seinem  Amts- 
antritte entwickelten  ausführlichen  Pro- 
gramme, durch  geeignete  Massnahmen 
die  nothwendige  Rücksichtnahme  auf  die 
Staatsfinanzen  mit  den  volkswirtschaft- 
lichen Aufgaben  der  Staatsbahnen  in  Ein- 
klang zu  bringen,  und,  unbeschadet  der 
Erfüllung  der  letzteren,  in  consequentem 
Streben  eine  Hebung  des  Reinertrages 
aus  den  Staatsbahnen  zu  erzielen. 

Seine  grösste  und  angelegentlichste 
Sorge  war  jedoch  während  der  ganzen 
Dauer  seiner  Wirksamkeit  darauf  gerich- 
tet, im  weiteren  Ausbau  der  von  seinem 
Amtsvorgänger  geschaffenen  Institutionen, 
soweit  es  die  gebotene  Rücksichtnahme 
auf  die  Staatsfinanzen  gestattete,  eine  Ver- 
besserung der  Existenzbedingungen  des 
Eisenbahnpersonals  herbeizuführen. 

Eine  grosse  Reihe  von  Massnahmen, 
durch  welche  Ritter  von  Bilinski  auch 
der  Reformen  auf  socialpolitischem  Ge- 
biete so  sehr  geneigten  Zeitströmung  weit- 
gehendst  entgegenkam,  verfolgte  letzteren 
Zweck  und  nahm  die  Mittel  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung in  erheblichstem 
Masse  bis  zu  dem  Betrage  mehrerer 
Millionen  von  Gulden  in  Anspruch.*) 

*)  Die  Marksteine  der  einschlägigen  Wirk- 
samkeit von  Bilin ski's  bildeten  die  Erfassung 
einer  festenBeförderungsvorschrift  mit  wesent- 
licher Abkürzung  der  Vorrückungstermine  für 
die  niedrigeren  Dienstkategorien;  eine  bedeu- 
tende Vermehrung  der  systemisirten  Posten 
in  allen  Zweigen  des  Dienstes  und  Erhöhung 
der  Systemisirung  schon  bestehender  Posten; 
die  Auf  besserung  verschiedener  Nebenbezüge ; 
die  Einreihung  einer  grösseren  Anzahl  von 
Bahnärzten  in  den  Beamtenstatus  und  Schaf- 
fung eines  Fonds  zur  Unterstützung  nicht 
pensionsfähiger  Aerzte  sowie  ihrer  Witwen 
und  Waisen,  die  Erhöhung  der  Entlohnung 
der  weiblichen  Bediensteten  und  deren  Zu- 
lassung zur  Theilnahme  an  dem  Provisions- 
institute, endlich  die  gross  angelegte  Action 
der  Einbeziehung  der  Arbeiter  der  verschie- 
denen Dienstzweige  einschliesslich  derjenigen 
der  Werkstätten  in  das  statusmässig  einge- 
reihte Dienerpersonal,  durch  welche  über 
7000  Arbeiter  der  Wohlthat  einer  stabilen 
Anstellung  theilhaftig  wurden. 
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Präsident  Ritter  von  Bilinski  hatte 
endlich  auch  ein  offenes  Auge  für  die 
früher  erörterten  Uebelstände  in  den 
dienstesorganisatorischen  Verhältnissen 
der  Staatseisenbahnverwaltung ;  er  er- 
kannte die  unabweisbare  Xothwendigkeit, 
in  dieser  Richtung  einschneidende  Aende- 
rangen  vorzunehmen,  um  bei  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung einen  zweckmässi- 
geren  und  oekonomischeren  Geschäftsgang 
zu  erzielen,  und  er  war  eben  im  Begriffe,  in 
dieser  Hinsicht  auf  Grund  eingehender 
Studien  umfassende  Reformanträge  vor- 
zulegen, als  mit  Ende  September  1895 
neue  politische  Verhältnisse  eintraten, 
welche  zu  einer  wesentlich  beschleunigten 
und  radicalen  Lösung  dieser  Reformfrage 
den  unmittelbaren  Anlass  boten. 

Aenderungen  in  der  Organi- 
sation der  Eisenbahnsection  des 
Handelsministeriums  sowie  der 
Generalinspection  vom  Beginne 
der  IV.  Periode  bis  zum  Schlüsse 
des  Jahres  1895.  Bevor  jedoch  in 
der  Darstellung  der  Begebenheiten  fort- 
gefahren wird,  welche  mit  Schluss 
des  Jahres  1895  eine  vollständige 
Umwälzung  in  der  Organisation  der 
staatlichen  Eisenbahnverwaltung  zur 
Folge  hatten,  erscheint  es  nothwen- 
dig,  in  Kürze  jene  Aenderungen  nach- 
zutragen, welche  bis  dahin,  seit  Beginn 
der  IV.  Periode,  in  der  Dienstesorgani- 
sation der  Eisenbahnsection  des  Handels- 
ministeriums, als  der  obersten  leitenden 
Centralstelle  des  Eisenbahnwesens  und 
der  Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  als  der  allgemeinen  staatli- 
chen Eisenbahnaufsichtsbehörde  vorfielen. 

In  dieser  Richtung  ist  vor  allem  zu 
erwähnen,  dass  zugleich  mit  dem  Zeit- 
punkte des  Inslebentretens  der  ersten 
Organisation  des  Staatseisenbahnbetrie- 
bes am  I.Juli  1882,  und  theilweise  ver- 
anlasst durch  dieselbe,  zur  Herbeiführung 
einer  grösseren  Einheitlichkeit  in  der 
Behandlung  der  zwischen  dem  Ministe- 
rium und  der  Generalinspection  getheil- 
ten  Agenden  und  zur  Erzielung  einer 
thunlichsten  Geschäftsvereinfachung  ver- 
fügt wurde,  dass  die  dem  Ministerium 
vorbehaltenen  Agenden  des  Tarif-  und  des 
Staatsgarantierechnungswesens,      welche 


bis  dahin  in  dem  Ministerialdeparte- 
mentfürEisenbahnbetriebsangelegenheiten 
concentrirt  waren ,  fortan  unmittelbar 
von  den  correspondirenden  Abtheilungen 
III  und  IV  der  Generalinspection  [siehe 
oben,  Seite  234],  aber  in  der  Eigenschaft 
als  Ministerialdepartements,  und  somit 
in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den 
Vorstand  der  Eisenbahnsection  des 
Handelsministeriums,  zu  bearbeiten  seien, 
so  dass  also  diese  beiden  Abtheilungen 
von  da  ab  eine  Doppelfunction,  einerseits 
als  Abtheilungen  der  Generalinspection 
der  österreichischen  Eisenbahnen  und 
anderseits  als  Ministerialdepartements, 
auszuüben  hatten. 

Die  nach  der  Organisation  der 
Generalinspection  vom  Jahre  1875  bei 
derselben  systemisirten  fünf  General- 
inspectorposten  wurden  nach  dem  Rück- 
tritte von  Nördling's  bei  eingetretener 
Vacanz  nicht  mehr  voll  besetzt ;  es  wurde 
vielmehr  bald  zur  immer  festeren  Uebung, 
einem  Generalinspector  die  Oberleitung 
mehrerer  Abtheilungen  der  General- 
inspection zu  übertragen.  So  wurde 
schon  in  den  Jahren  ab  1882  der  Vor- 
'■■  stand  der  Generalinspectionsabtheilung  I 
Hofrath  Ritter  v.  Pischoff  mit  der 
Oberleitung  auch  der  Abtheilungen  III 
und  V  betraut. 

Später,  und  zwar  seit  April  1887, 
wurde  die  Leitung  der  Abtheilungen 
II  bis  V  dauernd  dem  bis  dahin  auf  dem 
Posten  des  administrativen  Directors  bei 
der  Generaldirection  der  Oesterreichi- 
schen  Staatsbahnen  verwendeten  Mini- 
sterialrathe  extra  statum  im  Handels- 
ministerium Rudolf  Freiherrn  von  L  i  1  i  e  n  a  u 
übertragen.  Nach  der  mit  kaiserlicher 
Entschliessung  vom  31.  Januar  1890  er- 
folgten Uebernahme  des  Hofrathes  Ritter 
von  Pischoff  in  den  bleibenden  Ruhe- 
stand erhielt  Freiherr  von  Lilienau 
auch  noch  die  Oberleitung  der  Abthei- 
lung I  dergestalt,  dass  von  da  ab  die 
Generalinspection,  ohne  dass  ihre  Orga- 
nisation vom  Jahre  1875  formell  aufge- 
hoben worden  wäre,  thatsächlich  wieder 
unter  einer  einheitlichen  Leitung  stand. 

Auch  in  der  Leitung  der  Eisenbahn- 
section des  Handelsministeriums  selbst 
trat  eine  Aenderung  ein,  als  nach  dem 
Rücktritte  des  Handelsministers  Freiherrn 


Dr.  Leon  Ritter  von  Bilihski. 
Abb.  17. 
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von  Pino  mit  kaiserlicher  Entschliessung 
vom  16.  März  1886  der  Vorstand  dieser 
Section,  Sectionschef  Freiherr  von  Puss- 
wald, mit  der  Leitung  des  Handels- 
ministeriums betraut  wurde. 

Aus  diesem  Anlasse  wurde  die  Leitung 
der  Eisenbahnsection  dem  schon  seit 
30.  März  1885  mit  dem  Titel  und  Cha- 
rakter eines  Sectionschefs  ausgezeich- 
neten Ministerialrathe  und  Vorstande  des 
Departements  für  legislative  Eisenbahn- 
angelegenheiten, Dr.  Heinrich  Ritter  von 
W  i  1 1  e  k,  übertragen,  welcher ,  gleich 
seinem  Vorgänger  ein  entschiedener  Vor- 
kämpfer der  Staatsbahnidee,  sein  Wirken 
nicht  nur  der  Verwirklichung  dieser  Idee, 
sondern  überhaupt  einer  möglichst  kraft- 
vollen Entfaltung  der  staatlichen  Initia- 
tive und  staatlichen  Autorität  auf  allen 
Gebieten    des    Eisenbahnwesens    weihte. 

Besondere  organisatorische  Vorkeh- 
rungen wurden  im  Schosse  des  Handels- 
ministeriums im  Jahre  1894  durch  die 
Bewegung  zur  Herstellung  eines  ausge- 
breiteten Netzes  von  Localbahnen  ver- 
anlasst, denen  die  Aufgabe  zufallen  soll, 
anschliessend  an  die  grossen  Eisenbahn- 
linien den  Verkehr  in  die  entlegeneren 
Theile  der  Länder  und  aus  denselben  zu 
vermitteln. 

Diese  Bewegung  hatte  in  erheblicherem 
Masse  schon  nach  Erlassung  des  die  Errich- 
tung von  Bahnen  niederer  Ordnung  betref- 
fenden Gesetzes  vom  25.  Mai  1880  ihren 
Anfang  genommen,  sich  im  Laufe  der 
folgenden  Jahre  immer  lebhafter  gestaltet 
und  seit  Beginn  der  Neunzigerjahre 
eine  noch  heute  andauernde  besonders 
erfreuliche  Entwicklung  angenommen, 
als  einzelne  Länder  —  allen  voran  das 
Herzogthum  Steiermark  —  mit  rühmens- 
werthem  Beispiele  daran  gingen,  diese 
Bewegung  im  eigenen,  wohlverstan- 
denen Interesse  durch  Schaffung  von 
Landesgesetzen  zu  fördern,  welche  die 
Heranziehung  von  Landesmittteln  für  die 
Deckung  der  Kosten  des  Baues  solcher 
Localbahnen  zum  Gegenstande  hatten, 
und  als  sodann  unterm  31.  December  1894 
ein  neues,  den  Localbahnbau  auch  von 
Staatswegen  in  noch  höherem  Masse  er- 
leichterndes und  begünstigendes  Gesetz 
über  Bahnen  niederer  Ordnung  erlassen 
wurde. 


Damit  nun  diese  auf  die  Verdichtung 
;  des  Localbahnnetzes  gerichtete  Action 
i  in  ihrem  gedeihlichen  Fortschreiten  nicht 
am  Ende  durch  einen  schleppenden  Ge- 
schäftsgang im  Handelsministerium,  in 
:  dessen  vorbehaltenen  Wirkungskreis  die 
Prüfung  und  Genehmigung  aller  Bahn- 
projecte,  wie  auch  die  Ueberwachung 
der  Bauausführung  der  Localbahnen  fiel, 
behindert  werde,  sah  sich  Minister  Gun- 
daker  Graf  Wurmbrand  [Abb.  18], 
der  dem  Handelsministerium  seit  1 1 .  No- 
vember 1893  vorstand  und  der  Förderung 
des  Localbahnwesens  sein  ganz  beson- 
deres Augenmerk  zuwendete,  veranlasst, 
für  diese  Angelegenheiten  eine  besondere 
Dienstesorganisation  zu  schaffen,  durch 
welche  allen  sich  auf  das  Localbahn- 
wesen  beziehenden  Geschäftsangelegen- 
heiten eine  vollkommen  einheitliche  und 
thunlichst  vereinfachte  und  beschleunigte 
Behandlung  gesichert  werden  sollte. 

Auf  Grund  kaiserlicher  Ermächtigung 
vom  4.  Mai  1 894  schritt  Graf  W urm- 
brand  zur  Errichtung  einer  eigenen 
Geschäftsabtheilung  für  das  Localbahn- 
wesen  [»Localbahnamt«]  im  Handels- 
■  ministerium. 

Dasselbe  hatte  aus  zwei  Bureaux  und 
zwar : 

a)  für  die  legislativ-administrativen  und 

b)  für    die    technisch  -  commerziellen 
Agenden  zu  bestehen.*) 


*)  Der  Wirkungskreis  des  legislativ-ad- 
ministrativen Bureaus  hatte  die  legislativen 
Arbeiten,  das  Concessionswesen,  die  allge- 
meine Handhabung  der  Staatsaufsicht  sowie 
die  societären,  finanziellen  und  alle  sonstigen 
administrativ-juridischen  Angelegenheiten  in 
Bezug  auf  das  Localbahnwesen  zu  umfassen. 

In  den  Wirkungskreis  des  technisch- 
1   commerziellen  Bureaus  hingegen  fielen: 

1.  die  Begutachtung  einlangender  Local- 
bahnproiecte  in  technischer  und  commer- 
zieller  Hinsicht; 

2.  die  Vornahme  von  Tracirungsarbeiten, 
Aufstellung  von  General-  und  Detailprojecten 
auf  Staatskosten,  oder  für  Rechnung  der 
Interessenten,  soferne  dies  für  erforderlich 
erkannt  wurde; 

3.  die  Vornahme  commerzieller  Erhe- 
bungen in  Verbindung  mit  der  Sicherstellung 
von  Interessentenbeiträgen  und  Aufstellung 
von  Rentabilitätsberechnungen ; 

4.  die  Aufstellung  der  technischen  und 
tarifarischen  Concessionsbedingnisse ; 

5.  die  Einleitung  der  commissionellen 
Amtshandlungen    [Tracenrevision,    Stations- 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 
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Zum  Vorstande  des  ersteren  Bureaus 
wurde  der  Ministerialrath  Ludwig  Wrba, 
der  Dr.  v.  Wittek's  Nachfolger  in  der 
Leitung  des  legislativen  Eisenbahnde- 
partements war,  und  zum  Vorstande  des 
technisch-commerziellen  Bureaus,  welches 
zugleich  als  selbständige  Abtheilung  der 
Generalinspection  der  Oesterreichischen 
Eisenbahnen  fun- 
girte,  der  Director 
des      steiermärki- 

schen  Landes- 

eisenbahnamtes, 
kaiserlicher    Rath 
Karl  Wu  rmb,  in 
der      Eigenschaft 

eines    General- 

inspectors  des 
Oesterreichischen 
Localbahn  wesens 
und  Gonsulenten 
des  Handelsmini- 
sters in  technisch- 
commerziellen  An- 
gelegenheiten des 
Localbahnwesens 
unter  gleichzeiti- 
ger Verleihung  des 
Titels  und  Charak- 
ters eines  Ministe- 
rialrathes  berufen. 
Schon  einige 
Jahre  vor  Einfüh- 
rung der  eben  er- 
örterten besonde- 
ren Dienstesorga- 
nisation für  die  Be- 
sorgung   der   An- 


Abb.  18.  Gundaker  Graf  Wurmbrand. 


gelegenheiten  des  Localbahnwesens  waren 
von  dem  legislativen  Eisenbahndeparte- 
ment die  Agenden  der  allgemeinen  Staats- 
aufsicht über  die  Privatbahnen  sowie  die- 
jenigen, welche  die  Gesellschaften  der 
verstaatlichten  Eisenbahnen  betrafen,  los- 
gelöst und  war  für  dieselben  ein  eigenes 
Departement  gebildet  worden. 

Nachdem  fer- 
ner auch  das 
Rechtsdepartement 
sowie  das  statisti- 
sche Departement 
des  Handelsmini- 
steriums sich  zum 
grossen  Theile  mit 
Eisenbahnangele- 
genheiten zu  be- 
fassen   hatten,    so 

bestanden  mit 
Schluss  des  Jahres 
1895  zur  Behand- 
lung der  Angele- 
genheiten des 
Eisenbahnwesens, 
ausschliesslichder- 
jenigen  der  Staats- 
eisenbahnverwal- 
tung, im  Handels- 
ministerium im 
Ganzen  zehn  De- 
partements. 


Errichtung 

eines  sei  bstän- 

digen     Eis  en- 

bahn  minist  e- 

riums    und 


commission, 


politische  Begehung  und  Ent- 
eignungsverhandlung, technisch  -  polizeiliche 
Prüfung] ; 

6.  die  Intervention  bei  den  vorgedachten 
Commissionen ; 

7.  die  Erledigung  der  Commissionsope- 
rate  in  technischer  und  commerzieller  Be- 
ziehung ; 

8.  die  Mitwirkung  bei  den  Concessions- 
verhandlungen  für  Löcalbahnen  und  bei  den 
legislativen  Actionen  auf  dem  Gebiete  des 
Localbahnwesens ; 

9.  die  Leitung  und  Ausführung  des  Baues   i 
von  Löcalbahnen,   insoferne    derselbe    durch 
Staatsorgane  erfolgte  und  nicht  der  General- 
direction   der  Oesterreichischen  Staatsbahnen 
oblag; 

10.  die  Prüfung  und  Genehmigung  der 
Betriebsverträge  für  Löcalbahnen; 


11.  die  Aufsicht  und  Controle  [execu- 
tiver  Aufsichtsdienst]  über  Bau,  Bahnerhaltung 
und  Betrieb,  inclusive  Transportdienst  und 
Tarifwesen  der  selbständigen  Löcalbahnen 
und  Kleinbahnen,  insoweit  solche  nicht  von 
der  Generaldirection  der  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  verwaltet  wurden; 

12.  die  Mitwirkung  bei  der  Statistik  der 
Local-  und  Kleinbahnen  im  Vereine  mit  dem 
statistischen  Departement  des  Handelsmini- 
steriums ; 

13.  die  Antragstellung  und  Begutach- 
tung behufs  Erlassung  allgemeiner  Normen 
im  Sinne  möglichster  Geschäftsvereinfachung 
für  den  Bau  und  Betrieb  einschliesslich  des 
Tarifwesens  der  Local-  und  Kleinbahnen ; 

14.  die  Mitwirkung  beim  Vollzuge  der 
auch  künftig  von  den  zuständigen  Fach- 
abtheilungen     der     Generalinspection      der 
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durchgreifende  Reorganisation 
der  staatlichen  Eisenbahn  Ver- 
waltung zu  Beginn  des  Jahres 
1896.  Als  mit  kaiserlichem  Hand- 
schreiben vom  30.  September  1895  der 
Präsident  der  Generaldirection,  Dr.  Ritter 
von  B  i  1  i  n  s  k  i,  zum  Finanzminister  in  dem 
vomGrafenCasimir  B  a  d  e  n  i  neu  gebildeten 
Cabinet  ernannt  wurde,  ergriff  derselbe 
sofort  die  Initiative  zu  der  von  ihm  längst 
als  unabweisbar  erkannten,  umfassenden 
Reorganisation  der  gesammten  staatlichen 
Eisenbahnverwaltung. 

.Mit  kaiserlicher  EntSchliessung  vom 
2.  October  1895  wurde  an  seine  Stelle 
der  Sectionschef  im  Handelsministerium 
Dr.  Ernest  von  Körb  er  [Abb.  19],  welcher 
infolge  seiner  bisherigen  Wirksamkeit 
als  Vorstand  des  Präsidialbureau,  und 
später  der  Präsidialsection  dieses  Mini- 
steriums seit  einer  Reihe  von  Jahren  mit 
den  Dienstverhältnissen  der  General- 
direction auf  das  Genaueste  vertraut  war, 
mit  der  Leitung  der  letzteren  betraut; 
demselben  wurde  jedoch  gleichzeitig  in 
Durchführung  einer  schon  bei  Bildung 
des  Gabinets  mit  kaiserlicher  Ge- 
nehmigung in  Aussicht  genommenen 
Massnahme,  die  Aufgabe  gestellt,  neben 
der  Sorge  für  den  ungestörten  Fortgang 
des  Dienstbetriebes,  sofort  die  Arbeiten 
für  eine  durchgreifende  Reorganisation 
des  ganzen  staatlichen  Eisenbahnver- 
waltungsdienstes unterdemGesichtspunkte 
der  weitgehendsten  Selbständigstellung 
desselben  im  Gesammtorganismus  der 
Staatsverwaltung  in  Angriff  zu  nehmen, 
und  nach  erfolgter  Genehmigung  der  dem 
Kaiser  in  dieser  Richtung  von  der  Re- 
gierung auf  Grund  des  erzielten  Ein- 
verständnisses aller  betheiligten  Minister 
zu  unterbreitenden  Anträge  den  Ueber- 
gang  in  die  neuen  Verhältnisse  vorzu- 
bereiten. 

Sectionschef  Dr.  v.  Körber  unterzog 
sich  unverzüglich  der  ihm  gestellten 
Aufgabe. 


österreichischen  Eisenbahnen  für  das  ge- 
summte Eisenbahnwesen  einheitlich  zu  be- 
handelnden Agenden,  als:  Militär-  und  Fahr- 
ordnungsangelegenheiten.Constructionstypen 
derFahrbetriebsmittel,Kesselproben,  technisch- 
polizeiliche Prüfung  der  Locomotiven  und 
dergleichen. 


Seine  Arbeiten  und  die  auf  Grund  der- 
selben zwischen  den  betheiligten  Ministern 
gepflogenen  Berathungen  führten  alsbald 
zu  der  Erkenntnis,  dass  den  der  bisherigen 
Organisation  der  Staatseisenbahnver- 
waltung anhaftenden  Mängeln  radical 
nur  dadurch  abgeholfen  werden  könne, 
dass  eine  weitaus  schärfere  Scheidung 
zwischen  den  die  oberste  einheitliche 
Leitung  des  Staatseisenbahndienstes  be- 
treffenden Agenden  und  denjenigen  An- 
gelegenheiten vorgenommen  werde,  die, 
als  blos  von  localer  Bedeutung,  unbe- 
denklich den  ihrer  natürlichenStellungnach 
zur  localen  Verwaltung  der  Staatseisen- 
bahnen berufenen  Betriebsdirectionen  über- 
wiesen werden  können. 

Nach  dem  eigensten  Antrage  des 
Sectionschefs  Dr.  von  Körb  er  wurde 
aber  hiebei  ins  Auge  gefasst,  zur  Er- 
zielung einer  zweckmässigeren  und  wirt- 
schaftlicheren Gestaltung  des  ganzen  Ge- 
schäftsganges bei  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung, und  um  dem  Ministerium  selbst 
als  der  obersten  verantwortlichen  Cen- 
tralstelle  in  erwünschter  Weise  eine 
intensivere  fachliche  Wahrnehmung  der 
zahlreichen  bedeutungsvollen  Aufgaben 
des  Staatseisenbahnwesens  und  eine  ein- 
schlägige kraftvollere  Initiative  zu  ermög- 
lichen, jene  leitenden  Angelegenheiten, 
unter  Wegfall  einer  weiteren  Zwischen- 
stelle, dem  Ministerium  selbst  zur  un- 
mittelbaren Besorgung  vorzubehalten, 
so  dass  bei  einer  dergestalten  Neu- 
ordnung der  Dinge  ebenso,  wie  man  schon 

:  in  den  Zeiten  des  ersten  Staatseisen- 
bahnbetriebes in  den  Fünfzigerjahren 
nach  vielfachen  Experimenten  schliesslich 

:  dazu  gelangt  war,  und  wie  es  nach  reif- 

|  liehen  Erwägungen  auch  in  Preussen  seit 
I.  April  1895  eingeführt  wurde,  für  die 
Verwaltung  und  den  Betrieb  des  staat- 
lichen Eisenbahnnetzes,  statt  der  bis- 
herigen drei,  fürderhin  nur  mehr  zwei 
verwaltungsmässige  Instanzen,  nämlich 
das  Ministerium  und  die  Eisenbahn- 
betriebsdirectionen  bestehen  sollten. 

Man  kam  hiebei  noch  zu  der  weiteren 
Erkenntnis,  dass,  wenn  auf  solche  Weise 
der  oberste  leitende  Dienst  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung im  Ministerium 
selbst    concentrirt  und    im  Schosse    des- 

,  selben  einer  bislang  fehlenden  umfassen- 
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den    fachlichen    Organisation    theilhaftig      läge    zur  Ausarbeitung   eines    neuen  Or- 


werden  soll,  es  schlechterdings  un- 
möglich wäre,  die  staatlichen  Ange- 
legenheiten des  Eisenbahnwesens  noch 
länger  mit  den  übrigen,  vielgestaltigen 
Agenden  des  Handelsministeriums  in  ein 
und  demselben  Ministerialressort  verei- 
nigt zu  lassen. 

Die  Aufgaben  dieses  Ministeriums 
müssten  damit  einen  Umfang  gewinnen, 
der  die  gründliche  Erfassung  und  er- 
folgreiche Vertretung  derselben  durch 
einen  und  denselben  Minister  fast  zur 
Unmöglichkeit  ma- 
chen würde. 

Es  empfahl  sich 
daher  ebenso  sehr 
vom  Standpunkte  der 
nothvvendigen  Ent- 
lastung des  Han- 
delsministers und  der 
wünschenswerthen 
Bereitstellung  seiner 
vollen  Arbeitskraft 
für  die  übrigen  volks- 
wirthschaftlich  hoch- 
bedeutsamen Auf- 
gaben seines  Res- 
sorts, wie  von  dem- 
jenigen der  sach- 
lichen Eigenartigkeit 
des  Eisenbahnwe- 
sens und  der  gewal- 
tigen Ausdehnung 
der  in  Ansehung 
desselben  dem  Staate 


Dr.  Ernest  Ritter  von  Körber. 
Abb.  19. 


ganisationsstatutes  für  die  staatliche 
Eisenbahnverwaltung  in  den  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern.  Dasselbe  wurde  so  rasch 
fertiggestellt,  dass  es,  nach  erzieltem 
Einverständnisse  aller  betheiligten  Mi- 
nister und  insbesondere  auch  der  Reichs- 
kriegsverwaltung, von  dem  Minister- 
präsidenten Grafen  B  a  d  e  n  i  dem 
Kaiser  bereits  unterm  8.  Januar  1896 
zur  Genehmigung  unterbreitet  werden 
konnte.  Am  15.  Januar  1896  erfloss 
die  kaiserliche  Ent- 
schliessung,  mit  wel- 
cher die  wirkliche 
Errichtung  eines 
Eisenbahnministe- 
riums ausgesprochen 
und  das  neue  Orga- 
nisationsstatut für  die 
staatlicheEisenbahn- 
verwaltung  mit  der 
Massgabe  geneh- 
migt wurde,  dass 
dasselbe  mit  I.  Au- 
gust 1896  voll  in 
Wirksamkeit  zu  tre- 
ten habe. 

Mit  Handschrei- 
ben vom  17.  Januar 
1 896  ernannte  der 
Kaiser  hierauf  den 
Feldmarschalllieute- 
nant Emil  Ritter 
von    Guttenberg 


obliegenden    Aufgaben,    bei    diesem   An-      [Abb.  20],  welcher  als  ehemaliger  lang- 
lasse das  Eisenbahnwesen  von  dem  Han-  :  jähriger  Chef  des  Eisenbahnbureaus    des 


delsministerium  völlig  loszutrennen,  und 
dem  ersteren  eine,  seiner  im  Laufe  der 
Zeiten  errungenen,  hohen  volkswirth- 
schaftlichen  und  militärischen  Bedeutung 
entsprechende,  selbständige  Gestaltung 
im  Gesammtorganismus  der  staatlichen 
Verwaltung  durch  Bildung  eines  selb- 
ständigen Ministeriums  für  dasselbe  ein- 
zuräumen. 

Nachdem  über  Antrag  des  Minister- 
präsidenten Grafen  B  a  d  e  n  i  vom  Kaiser 
unterm  4.  November  1895  die  Er- 
richtung eines  selbständigen  Eisenbahn- 
ministeriums im  Principe  genehmigt 
worden  war,  schritt  Sectionschef  Dr. 
v.  K  ö  r  b  e  r    sofort    auf    dieser    Grund- 


Generalstabes  innige  Fühlung  mit  allen 
Zweigen  des  Eisenbahnbetriebsdienstes 
gewonnen  und  auch  bereits  an  den  Be- 
rathungen  über  das  neue  Organisations- 
statut regen  Antheil  genommen  hatte, 
zum  ersten  Eisenbahnminister  in  Oester- 
reich,  während  Sectionschef  Dr.  v.  Kör- 
ber nach  Vollendung  der  ihm  gestell- 
ten Aufgabe  auf  einen  anderen  Posten, 
ausserhalb  des  Eisenbahnressorts,  be- 
rufen wurde. 

Laut  der  Kundmachung  des  Handels- 
ministers und  des  Eisenbahnministers  vom 
19.  Januar  1896.  mit  welcher  das  neue 
Organisationsstatut  verlautbart  wurde, 
nahm   das  Eisenbahnministerium  zufolge 
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kaiserlicher  Anordnung    bereits    mit  die-  j 
sem  Tage    seine  Wirksamkeit  dergestalt 
auf,     dass    mit    diesem    Zeitpunkte    die  \ 
sämmtlichen     bis     dahin    dem    Handels- 
ministerium   zugewiesenen  Agenden    des 
Eisenbahnwesens     aus    dem    Wirkungs- 
kreise dieses   letzteren  Ministeriums  aus- 
geschieden   wurden    und   an    das  Eisen- 
bahnministerium    übergingen,      welchem 
auch    von    dem    gleichen  Zeitpunkte    an  ; 
die    betreffenden    Amtsabtheilungen    des 
Handelsministeriums,    dann  die  General- 
inspection    der    Oesterreichischen    Eisen- 
bahnen   und     die     Generaldirection    der  | 
Oesterreichischen  Staatsbahnen  unterstellt 
wurden. 

Grundsätzliche  Bestimmun- 
gen des  neuen  Organisations- 
statutes der  staatlichen  Eisen- 
bahnverwaltung. In  dem  neuen 
Organisationsstatute  wurde  im  allge- 
meinen als  Aufgabe  des  neuerrich- 
teten Eisenbahnministeriums  die  oberste 
staatliche  Leitung  und  Beaufsichtigung 
des  gesammten  Eisenbahnwesens  in 
den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  sowie  insbeson- 
dere die  oberste  einheitliche  Verwaltung 
der  vom  Staate  selbst  auf  eigene  oder 
fremde  Rechnung  betriebenenEisenbahnen, 
einschliesslich  der  österreichischen  Traject- 
anstalt  und  Dampfschiffahrt  auf  dem 
Bodensee,  wie  auch  endlich  die  oberste 
Leitung  des  Staatseisenbahnbaues  mit 
dem  Beifügen  bezeichnet,  dass  das  Eisen- 
bahnministerium fortgesetzt  die  Hebung 
und  Vervollkommnung  des  vaterländischen 
Eisenbahnwesens  im  Auge  zu  behalten 
und  alle  ihm  zu  diesem  Zwecke  geeignet 
erscheinenden  administrativen  Mass- 
nahmen zu  treffen  und  beziehungsweise 
zu  veranlassen  habe. 

Die  nach  der  früheren  Organisation 
unter  der  Oberaufsicht  des  Handels- 
ministers zur  einheitlichen  Führung  des 
Betriebes  auf  den  vorerwähnten  vom 
Staate  verwalteten  Eisenbahnen  sowie  des 
Staatseisenbahnbaues  berufen  gewesene 
Generaldirection  der  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  wurde  mit  dem  Zeitpunkte 
des  Inslebentretens  der  neuen  Organisation 
zur  gänzlichen  Auflassung  bestimmt,  und 
wurden  von  da  ab  die  Eisenbahnbetriebs- 


directionen,  welche  fortab  die  Bezeich- 
nung »k.  k.  Staatsbahndirectionen«  er- 
hielten, dem  Eisenbahnministerium  un- 
mittelbar unterstellt. 

Ausdrücklich  ausgesprochen  wurde 
in  dem  Organisationsstatute,  dass  auch 
für  das  Eisenbahnministerium,  das  sich 
wie  die  übrigen  Ministerien  in  Sectionen 
und  Departements  unterzutheilen  habe, 
unbeschadet  des  für  dasselbe  durch  die 
neue  Organisation  bestimmten  besonderen 
Wirkungskreises,  der  allen  Ministerien 
gemeinsame  Wirkungskreis  subsidiäre 
Geltung  besitze. 

Der  nun  in  dem  Organisationsstatute 
für  das  Eisenbahnministerium  festge- 
stellte, besondere  selbständige  Wirkungs- 
kreis umfasst  erstlich  die  allgemeinen 
Eisenbahnangelegenheiten  und  die  Agen- 
den der  staatlichen  Oberaufsicht  über 
die  Privateisenbahnen,  wie  dieselben  bis 
dahin  zum  grössten  Theile  den  Wirkungs- 
kreis der  Eisenbahnsection  des  Handels- 
ministeriums bildeten,  und  zweitens  die 
dem  Ministerium  noch  überdies  speciell 
in  Ansehung  des  Staatseisenbahndienstes 
vorbehaltenen  Verfügungen  und  Ent- 
scheidungen.*) 


*)  Die  Paragraphen  5  und  6  des  Orga- 
nisationsstatutes, welche  von  dem  besonderen 
Wirkungskreise  des  Eisenbahnministeriums 
handeln,  lauten : 

§  5.  Der  besondere  selbständige  Wirkungs- 
kreis des  Ministeriums  umfasst: 

1.  Die  Einleitungen  und  Vorverhandlungen 
zum  Abschlüsse  von  Eisenbahnstaatsver- 
trägen und  internationalen  Vereinbarungen 
in  Eisenbahnangelegenheiten  sowie  die 
Ueberwachung  der  Ausführungen  solcher 
internationaler  Abmachungen. 

2.  Alle  Angelegenheiten,  welche  die  Be- 
ziehungen der  inländischen  Eisenbahnen  zum 
Auslände  betreffen,  soweit  dieselben  über  den 
regelmässigen  Verkehr  benachbarter  oder 
doch  in  directen  Transportbeziehungen  ste- 
hender Bahnverwaltungen  hinausgehen  oder 
eine  diplomatische  Intervention  erfordern, 
insbesondere  auch  die  Theilnahme  an  inter- 
nationalen, eisenbahnfachlichen  Congressen 
und  Vereinbarungen,  welche  sich  mit  der 
Berathung  und  Beschlussfassung  über  allge- 
meine, den  Gesammtorganismus  der  inlän- 
dischen Eisenbahnen  oder  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung berührende  Angelegenheiten 
des  Eisenbahnwesens  befassen. 

3.  Alle  Angelegenheiten  des  Eisenbahn- 
wesens, welche  eine  legislative  Behandlung 
erheischen  oder  für  die  Gesammtheit  der  in- 
ländischen   Eisenbahnen    nach    einheitlichen 


Feldmarschallieutenant  Emil  Freiherr  von  Guttenberg. 

Abb.  20. 
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In  letzterer  Beziehung  wurden  nunmehr 
im  Gegensatze  zu  der  früheren  grund- 
sätzlichen Regelung  der  Competenzen  die 
sämmtlichen  Agenden  des  Staatseisen- 
bahndienstes zwischen  dem  Ministerium, 
als  der  zur  einheitlichen  Leitung  des 
Dienstes  berufenen  Centralstelle,  und  den 
demselben  unmittelbar  unterstehenden 
Staatsbahndirectionen  principiell  derart 
aufgetheilt,  dass  die  dem  Ministerium  vor- 
behaltenen  Angelegenheiten    taxativ   be- 


Grundsätzen im  Ver.ordnungswege  zu  regeln 
sind. 

4.  Die  Verhandlungen  wegen  Sicher- 
stellung neuer  Staats-  oder  Privatbahnen  in 
technischer,  commerzieller  und  finanzieller 
Beziehung  einschliesslich  der  Vereinbarungen 
mit  betheiligten  Landesvertretungen,  Con- 
cessionswerbern  und  Privatinteressenten. 

5.  Die  Verhandlungen  wegen  Ertheilung 
von  Concessionen  zum  Bau  und  Betrieb 
von  Privateisenbahnen  nach  dem  Eisenbahn- 
concessionsgesetze  vom  14.  September  1854, 
R.-G.-Bl.  Nr.  238,  und  dem  Gesetze  über 
Bahnen  niederer  Ordnung  vom  31.  December 
1894,  R.-G.-Bl.  Nr.  2  ex  1895,  sowie  nach  den 
hierüber  künftig  etwa  zu  erlassenden  Gesetzen 
und  Verordnungen. 

6.  Alle  Verhandlungen,  welche  die  Ueber- 
nahme  bestehender  oder  erst  herzustellender 
Eisenbahnen  in  das  Eigenthum  oder  in  den 
Betrieb  des  Staates  zum  Gegenstande  haben, 
sowie  die  Durchführung  diesfälliger  Verein- 
barungen. 

7.  Die  Bewilligung,  respective  Anordnung 
der  Vornahme  technischer  Vorarbeiten  für 
neue  Eisenbahnlinien  und  die  Anordnung  der 
Bauausführung  neuer  Bahnen  durch  Staats- 
organe. 

8.  Die  Genehmigung  der  generellen  und 
Detailprojecte,  dann  der  Begehungsoperate 
und  der  sonstigen,  der  staatlichen  Entschei- 
dung unterliegenden  Bauoperate  für  neu  her- 
eustellende  Staats-  und  Privatbahnen  sowie 
für  Bauanlagen  auf  den  schon  im  Betriebe 
stehenden  Linien,  bezüglich  der  letztange- 
führten Bauanlagen  auf  Staatsbahnen  jedoch 
nur  nach  Massgabe  des  speciellen  Vorbe- 
haltes für  besonders  hervorragende  oder  um- 
fassende sowie  für  militärisch  besonders  wich- 
tige Herstellungen. 

9.  Die  Fällung  aller  jener  Entscheidungen 
sowie  jener  Amtshandlungen,  welche  nach 
den  bestehenden,  allgemeinen  Eisenbahnge- 
setzen und  Verordnungen  in  Ansehung  von 
Bauausführungen  ausdrücklich  dem  Handels- 
ministerium vorbehalten  sind,  oder  künftighin 
dem  Eisenbahnministerium  vorbehalten  wer- 
den (hinsichtlich  der  Bau-  und  Benützungs- 
consense  auf  Staatsbahnen  jedoch  unter 
Bedachtnahme  auf  den  den  Staatsbahndirec- 
tionen eingeräumten  Wirkungskreis). 

10.  Die  Genehmigung  und  bezüglich  der 
Staatsbahnen    die  Feststellung  aller  Normal- 


stimmt, dagegen  den  Staatsbahndirectionen 
sämmtliche  übrigen,  nicht  zum  vorbe- 
haltenen Wirkungskreise  des  Ministeriums 
gehörigen  Angelegenheiten  der  laufenden 
Betriebsverwaltung  zur  selbständigen 
Erledigung  überlassen  wurden. 

Hiebet    wurde    grundsätzlich    festge- 

Wirkungskreis      des 

jene      Agenden     zu 

welche      demselben 

der    ihm  obliegenden 


halten,  dass  der 
Ministeriums  auf 
beschränken  sei, 
Standpunkte 


vom 


constructionen  und  Typen  für  bauliche  und 
maschinelle  Anlagen,  für  Betriebsmittel  sowie 
für  mechanische  und  elektrische  Betriebsein- 
richtungen, die  Genehmigung  von  dies- 
fälligen  Aenderungen  und  Abweichungen 
sowie  der  Anwendung  neuer  Constructions- 
principien. 

11.  Die  Bewilligung  zur  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  neu  erbauten,  dem  allgemeinen 
Verkehr  dienenden  Bahnlinien,  die  Geneh- 
migung oder  die  Bestimmung  bezüglich  der 
Abänderung  der  Betriebsform  durch  Einfüh- 
rung des  Secundärbetriebes  oder  Kleinbahn- 
betriebes oder  desjenigen  für  Vollbahnen 
sowie  auch  die  Bestimmung  über  die  gänz- 
liche Einstellung  des  Betriebes  auf  einzelnen 
Linien. 

12.  Die  Genehmigung  der  Fahrordnungen 
nach  Massgabe  der  einschlägigen  Vorschrif- 
ten, und  zwar  bezüglich  der  Staatsbahnen 
in  dem  im  §6,  Punkt  2I,normirten  Umfange; 

13.  Die  Führung  der  Verhandlungen  mit 
dem  Reichskriegsministerium  über  die  Er- 
stellung der  Kriegsfahrordnungen  sammt  An- 
lagen sowie  überhaupt  über  die  von  demselben 
in  Bezug  auf  die  militärische  Leistungsfähig- 
keit der  Staats-  und  Privatbahnen  gestellten 
Anforderungen,  dann  die  Controle  über  Vor- 
sorgen für  den  Kriegszweck. 

14.  Alle  meritorischen  Entscheidungen 
und  Genehmigungen  in  Ansehung  der  Er- 
stellung, Abänderung  und  Auslegung  der 
Tarife  und  Verkehrsvorschriften  für  den  Per- 
sonen- und  Güterverkehr  und  zwar  ebenso- 
wohl für  den  Localverkehr,  wie  für  den  An- 
schluss-  und  Verbandverkehr,  bezüglich  der 
Privatbahnen  nach  Massgabe  der  concessions- 
mässigen  Bestimmungen  und  der  einschlägigen 
Vorschriften. 

15.  Die  Vorsorge  für  eine  den  gesetz- 
lichen Anforderungen  entsprechende  Hand- 
habung der  Kranken-  und  Unfallversicherung 
sowie  die  diesfällige  höhere  Aufsicht  und 
Ueberwachung,  dann  die  Einflussnahme  auf 
eine  den  Verhältnissen  entsprechende  Fort- 
bildung und  Entwicklung  des  Versorgungs- 
wesens 

16.  Die  oberste  einheitliche  Leitung  und 
Ueberwachung  des  Sanitäts-  und  Veterinär- 
dienstes    auf   den  Staats-  und  Privatbahnen. 

17.  Die  Führung  der  Gesammtstatistik 
des  inländischen  Eisenbahnwesens  sowie 
speciell  jene  der  Staatseisenbahnverwaltung, 
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einheitlichen  Leitung  des  Dienstes  ihrer 
Natur  nach  unbedingt  vorbehalten  bleiben 
müssen,  wie  auch  noch  auf  solche  Ange- 
legenheiten, bei  welchen  vermöge  ihrer 
principiellen  Bedeutung  oder  ihrer  grösse- 
ren finanziellen  Tragweite  und  ihres  hie- 
durch  bedingten  Einflusses  auf  das  Ge- 
sammtbudget  der  Staatseisenbahnver- 
waltung gleichfalls  das  Moment  der 
Einheitlichkeit  mehr  in  den  Vordergrund 
tritt,  während  alle  übrigen  zur  blos  localen 


die  Herausgabe  aller  einschlägigen  Publica- 
tionen,  insbesondere  der  Jahresgeschäftsbe- 
richte für  die  Staatseisenbahnverwaltung. 

18.  Die  allgemeine  staatliche  Regelung 
des  Eisenbahnfachbildungs wesens. 

19.  Ausser  der  im  Vorstehenden  besonders 
aufgeführten  Agenden  obliegt  dem  Ministe- 
rium bezüglich  der  Staatsbahnen  und  der  für 
Rechnung  des  Staates  oder  durch  Staatsor- 
gane für  Rechnung  der  Concessionäre  be- 
triebenen Privatbahnen  die  Besorgung,  re- 
spective  oberste  Leitung  des  Staatseisenbahn- 
dienstes, bezüglich  der  Privatbahnen  die  Ober- 
aufsicht über  den  Bau  und  Betrieb,  dann 
über  die  societäre  und  finanzielle  Gebarung 
in  Gemässheit  der  jeweilig  geltenden  Gesetze 
und  Verordnungen,  sowie  nach  Massgabe 
der  einschlägigen  concessions-  und  vertrags- 
mässigen  Bestimmungen,  ferner  hinsichtlich 
der  Staats-  und  Privateisenbahnen,  insbeson- 
dere auch  die  Handhabung  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851, 
R.-G.-Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852. 

20.  Endlich  obliegen  dem  Ministerium 
alle  jene  Verhandlungen,  Vertretungen  und 
sonstigen  Agenden  in  Eisenbahnangelegen- 
heiten, welche  bisher  zur  Competenz  des 
Handelsministeriums  gehört  haben. 

§  6.  In  Ansehung  des  Staatseisenbahn- 
dienstes bleiben  dem  Ministerium  ausser  den 
bereits  im  §  5,  Punkt  1—4,  dann  6  bis  ein- 
schliesslich 18,  besonders  hervorgehobenen 
Agenden  noch  die  nachstehenden  Verfü- 
gungen und  Entscheidungen  vorbehalten: 

1.  Alle  in  Ausführung  der  gegenwärti- 
gen Organisation  zu  erlassenden,  sowie  alle 
sonstigen  im  Rahmen  derselben  zu  treffen- 
den organisatorischen  Verfügungen,  die  Er- 
richtung, Verlegung  oder  Auflassung  aller 
Dienststellen  und  zwar  bezüglich  der 
Staatsbahndirectionen  unter  Vorbehalt  der 
vorgeschriebenen  Einholung  der  a.  h.  Ge- 
nehmigung. 

2.  Die  einheitliche  und  gleichmässige, 
grundsätzliche  Regelung  des  Dienstes  inner- 
halb des  gesammten  Dienstbereiches  der 
Staatseisenbahnverwaltung;  die  Feststellung, 
Abänderung  und  Aufhebung  aller  Dienst- 
instructionen,  Normalien,  Bedingnisse  und 
sonstigen,  grundsätzlichen  Bestimmungen, 
insbesondere  auch  aller  die  Rechte  und  Pflich- 
ten, sowie  die  Bezüge  des  Personals  regeln- 


Verwaltung  des  Staatsbahnnetzes  gehöri- 
gen Agenden  fortab  principiell  in  den 
Wirkungskreis  der  dem  Ministerium  unter- 
stehenden Directionen  zu  fallen  und  nur 
mehr  im  Beschwerdewege  vor  die 
oberste  leitende  Centralstelle  zu  gelangen 
haben. 

Schon  nach  dem  allgemeinen  Wir- 
kungskreise der  Ministerien  sind  dieselben 
verpflichtet,  bezüglich  solcher  Angelegen- 
heiten, die  auch  den  Wirkungskreis  eines 


den  Normen,  dann  der  Reglements  und  Sta- 
tuten aller  im  Bereiche  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung bestehenden  oder  noch  zu  errich- 
tenden Alters-  und  Invaliditätsversorgungs- 
institute  und  sonstigen   Humanitätsanstalten. 

3.  Die  grundsätzliche  Regelung  der  Be- 
ziehungen der  Staatseisenbahnverwaltung 
und  ihrer  Organe  zu  anderen  staatlichen 
Verwaltungszweigen,  insbesondere  zurMilitär- 
verwaltung,  zur  Post-  und  Telegraphenver- 
waltung, zur  Polizeiverwaltung  und  zur 
Finanzverwaltung,  und  zwar  im  Einvernehmen 
mit  den  betreffenden  obersten  Centralstellen, 
sowie  die  Ueberwachung  der  genauen  Einhal- 
tung der  diesbezüglichen  Vorschriften  und 
getroffenen  Vereinbarungen. 

4.  Die  Erledigung  aller  Angelegenheiten, 
welche  das  Staatseisenbahnnetz  als  Ganzes, 
oder  doch  grössere,  mehrere  Directionsbezirke 
umfassende  Theile  desselben  betreffen,  sofern 
die  bezüglichen  Verwaltungsgeschäfte  nicht 
ausdrücklich  entweder  den  betheiligten  Staats- 
bahndirectionen zur  selbständigen  Erledigung 
im  gegenseitigen  Einvernehmen  oder  einer 
einzelnen  Staatsbahndirection  zur  einheit- 
lichen Besorgung,  sei  es  für  das  gesammte 
Staatsbahnnetz,  sei  es  für  einen  entspre- 
chend grösseren  Theil  desselben,  überwiesen 
werden. 

5.  Die  Systemisirung  des  Personalstandes 
aller  dem  Ministerium  unterstehenden  Dienst- 
stellen der  Staatseisenbahnverwaltung,  die 
Aufstellung  und  Führung  des  Personalstatus, 
sowie  der  Rangslisten  für  alle  Beamten. 

6.  Die  Aufnahme  von  Beamten  aller 
Dienstclassen,  die  Beförderung  aller  Beamten, 
dann  die  Versetzung  und  Dienstesenthebung 
[Versetzung  in  den  Ruhestand]  aller  Beamten, 
mit  Ausnahme  jener  der  drei  untersten 
Dienstclassen,  ferners  in  letzterem  Umfange 
auch  die  Besetzung  der  Beamtenposten, 
endlich  alle  Versetzungen  von  Beamten  aus 
einem  Directionsbezirke  in  den  anderen, 
sowie  von  und  zu  den  selbständigen  Bau- 
leitungen; bezüglich  derjenigen  Beamten, 
auf  welche  das  Gesetz  vom  15.  April  1873, 
R.-G.-Bl.  Nr.  47,  Anwendung  findet,  haben 
in  allen  diesen  Richtungen  die  Bestimmungen 
des  allgemeinen  Wirkungskreises  der  Mini- 
sterien zu  gelten. 

7.  Die  Bewilligung  aller  wie  immer  Namen 
habenden   Zulagen    an    Beamte    sowie    aller 
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anderen  Ministeriums  berühren,  vor  der 
definitiven  Erledigung  das  Einvernehmen 
mit  demselben  zu  pflegen.  Infolge  der 
Selbständigstellung  des  Eisenbahnwesens 
durch  Bildung  eines  eigenen  Ministerial- 
ressorts  für  dasselbe  erschien  es  aber 
doch  nöthig,  in  dem  Organisationsstatute 
selbst  ausser  Zweifel  zu  stellen,  dass  in 
allen  Fällen,  in  welchen  das  Handels- 
ministerium bisher  gehalten  war,  in  An- 
gelegenheiten   des    Eisenbahnwesens  das 


Einvernehmen  mit  anderen  Ministerien 
zu  pflegen,  die  gleiche  Verpflichtung  auch 
für  das  Eisenbahnministerium  fortbestehe 
und  war  hiebei  zugleich,  bedingt  durch  die 
vielen  innigen  Berührungspunkte,  die 
zwischen  dem  Eisenbahnwesen  einer- 
seits und  Handel  und  Industrie  anderer- 
seits vorwalten,  für  die  Schaffung  und 
Sicherstellung  eines  gleichen,  engeren 
Contactes  auch  zwischen  den  beiden  nun- 
mehr   von    einander   getrennten  Verwal- 


nicht  schon  in  den  bestehenden  Vorschriften 
begründeten  Zulagen  an  andere  Bedienstete,  i 
ferner  die  Bewilligung  von  Remunerationen 
und  Unterstützungen,  soweit  sie  im  Laufe 
eines  Rechnungsjahres  den  Betrag  von  ioo  fl. 
für  eine  und  dieselbe  Person  übersteigen,  end- 
lich sonstige  Angelegenheiten  des  Personals 
nach  Massgabe  des  ausdrücklichen  Vorbe- 
haltes in  den  besonderen  Personalvorschriften 
und  Humanitätsfondsstatuten. 

8.  Die  Bewilligung  aller  einmaligen  oder 
dauernden  Gnadengaben  aus  den  Mitteln  der 
Staatseisenbahn  verwaltung  oder  der  derselben 
zur  Verfügung  stehenden  Fonds  an  ausser- 
halb des  activen  Dienstverbandes  stehende 
Personen,  soweit  nicht  seitens  des  Ministeriums 
in  dieser  Richtung  den  Staatsbahndirectionen 
besondere  Ermächtigungen    ertheilt   werden. 

9.  Die  Genehmigung  der  Eintheilung  der 
bahnärztlichen  Bezirke  und  der  für  dieselben 
giltigen  bahnärztlichen  Honorare  sowie  die 
Ernennung  der  den  Staatsbahndirectionen 
beizugebenden  Sanitätsconsulenten. 

10.  Die  Erstellung  des  ordentlichen  und 
ausserordentlichen  Jahreserfordernisses  [Bud- 
get] der  Staatseisenbahnverwaltung  auf  Grund 
der  von  den  unterstehenden  Directionen  je 
für  ihren  Amtsbereich  aufgestellten,  dem 
Ministerium  zur  Genehmigung  vorgelegten 
Theilbudgets;  in  gleicher  Weise  auch  die 
Aufstellung   der    Hauptrechnungsabschlüsse. 

11.  Die  Hinausgabe  der  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung auf  Grund  des  jeweiligen 
Finanzgesetzes  zur  Verfügung  stehenden 
Ordinarial-  und  Extraordinarialcredite  an  die 
unterstehenden  Directionen.  sowie  der  gesetz- 
lich genehmigten  Baucredite  an  dieselben  und 
beziehungsweise  an  die  Bauleitungen;  dann 
die  Genehmigung  der  Detailverwendungs- 
programme für  die  im  Ordinarium  für  Um- 
staltungsarbeiten  sowie  für  alle  im  Extra- 
ordinarium  vorgesehenen  Credite ;  die  Bestim- 
mung des  Verhältnisses,  nach  welchem  die 
Kosten  der  Centralleitung  des  Staatseisen- 
bahnbetriebes und  des  Staatseisenbahnbaues 
auf  die    einzelnen  Linien   aufzutheilen    sind. 

12.  Die  Bewilligung  aller  Auslagen,  welche 
im  Finanzgesetze  nicht  vorgesehen  sind, 
somit  keine  budgetmässige  Bedeckung  haben, 
oder  eine  Ueberschreitung  der  bewilligten 
Credite  erheischen,  die  Bewilligung  von 
Nachtragscrediten,  von  Virements  sowie  der 


etwaigen  Verwendung  von  Extraordinarial- 
crediten  in  dringenden  Fällen  noch  vor  ver- 
fassungsmässiger Erledigung  des  Budgets, 
und  zwar  unter  Beachtung  der  Einholung 
der  eventuell  nöthigen  verfassungsmässigen 
Genehmigung. 

13.  Aile  Verfügungen  über  das  Eigen- 
thum  der  Staatsbannen  oder  über  die  bei 
der  Staatseisenbahnverwaltung  verwalteten 
Fonds,  insoweit  diese  Verfügungen  die  ge- 
wöhnliche Gebarung  überschreiten  oder  eine 
Abtretung  oder  Belastung  derselben  be- 
zwecken, daher  auch,  und  zwar  unter  Ein- 
haltung der  diesfalls  mit  der  Finanzverwal- 
tung vereinbarten  Directiven,  alle  Verkäufe 
von  Grund  und  Boden,  soweit  dieselben  nicht 
bei  dem  Bau  neuer  Bahnlinien  noch  vor  der 
Eröffnung  der  definitiven  Einlage  des  Eisen- 
bahnbuches oder,  wenn  der  Abschluss  der 
Baurechnung  früher  erfolgt,  vor  dem  Ab- 
schlüsse der  letzteren  vorkommen. 

14.  Die  Nachsicht,  beziehungsweise  Ab- 
schreibungsbewilligung in  Ansehung  von 
Rechnungsmängeln  oder  uneinbringlichen  For- 
derungen, dann  von  Verlusten  an  Materialien 
oder  Inventargegenständen,  sofern  der  Geld- 
werth  im  einzelnen  Falle  den  Betrag  von 
500  fl.  und  in  demselben  Jahre  innerhalb 
eines  Directionsbezirkes  denjenigen  von  5000 fl. 
übersteigt. 

15.  Die  Genehmigung  von  Vergleichen 
über  gegen  die  Staatseisenbahnverwaltung 
oder  von  derselben  erhobene,  wie  immer 
Namen  habende  Ansprüche,  sofern  die  Ver- 
gleichssumme bei  einmaliger  Vergütung  den 
Betrag  von  5000  fl.  und  bei  Vereinbarung 
einer  fortlaufenden  Leistung  denjenigen  von 

■  jährlich  500  fl.  übersteigt. 

16.  Die  Genehmigung  der  Gewährung" 
freiwilliger  Spenden  und  Beiträge  aus  Mitteln 

!   der  Staatseisenbahnverwaltung    zu    fremden, 

I   wohlthätigen  oder  öffentlichen  Zwecken,  so- 

I   weit    nicht    seitens     des    Ministeriums    den 

!   Staatsbahndirectionen    für   bestimmte  solche 

Zwecke  Credite   zugewiesen   werden,   ferner 

die  Bestimmung   über   die  Betheiligung    der 

Staatseisenbahnverwaltung     an     öffentlichen 

Congressen,  Ausstellungen  etc. 

17.  Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  für 
neue  Bahnlinien,  sowie  nach  Massgabe  des 
speciellen  Vorbehaltes  im  einzelnen  Falle 
auch   für    andere,    besonders    hervorragende 
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tungsressorts    des    Eisenbahnwesens  und 
des  Handels  vorzusorgen. 

Diesen  Erwägungen  entsprang  die  Be- 
stimmung des  Organisationsstatutes,  dass 
von  dem  Eisenbahnministerium  insbeson- 
dere bezüglich  aller  Eisenbahnangelegen- 
heiten von  grösserer  finanzieller  Trag- 
weite, namentlich  solcher,  welche  auf 
die  Aufstellung  des  Staatsvoranschlages 
einen  erheblichen  Einfluss  zu  üben  ge- 
eignet   sind,     oder    eine    dauernde    Be- 


oder  umfassende  Bauanlagen  auf  den  schon 
im  Betriebe  stehenden  Bahnlinien,  sowie  über- 
haupt die  Genehmigung  von  Bau-  und  Liefe- 
rungsvergebungen oder  von  sonstigen  Ver- 
trägen über  einmalige  Leistungen,  sofern  — 
bei  Bauten  jedes  Los  für  sich  gerechnet  — 
die  Vertragssumme  bei  allgemeiner  öffent- 
licher Concurrenz  und  Zuschlag  an  den  Best- 
bieter den  Betrag  von  150.000  fl.  und  anderen- 
falls denjenigen  von  50.000  fl.  übersteigt;  in 
Ansehung  jener  Bauten,  deren  Vergebung  mit 
Genehmigung  des  Ministeriums  erfolgte,  so- 
dann auch  die  Genehmigung  der  Schluss- 
abrechnung mit  den  Bauunternehmern. 

18.  Die  Genehmigung  von  Bestandver- 
trägen oder  sonstigen  V ertragen  über  wieder- 
kehrende Leistungen,  sofern  der  Bestandzins 
oder  die  sonstige  wiederkehrende  Leistung 
den  jährlichen  Betrag  von  1000  fl.  übersteigt 
oder  bei  einer  solchen  Leistung  von  mindestens 
jährlich  100  fl.  der  Vertrag  auf  eine  feste 
Dauer  von  mehr  als  einem  Jahre  abge- 
schlossen werden  soll ;  die  Genehmigung  der 
Auflassung  von  Bestandzinsen  im  Betrage 
von  mehr  als  100  fl. 

19.  Die  Bewilligung  der  Vornahme  von 
Eisenbahntracirungen  und  sonstigen  Vor- 
arbeiten für  Eisenbahnprojecte  auf  Rechnung 
Dritter,  sowie  der  vorschussweisen  Bestreitung 
diesfälliger  Auslagen,  ferners  die  Gestattung 
der  Uebernahme  von  Bahnbauten  seitens  der 
Staatsbahnverwaltung  für  fremde  Rechnung 
und  die  oberste  Leitung  und  Beaufsichtigung 
solcher  Bauführungen  nach  den  für  Staats- 
bahnbauten giltigen  Normen. 

20.  Die  Vereinbarungen  über  die  Zu- 
lassung der  Staatseisenbahnverwaltung  zum 
Mitbetriebe  auf  fremden  Bahnstrecken  oder 
umgekehrt  über  diejenige  fremder  Bahnver- 
waltungen zum  Betriebe  oder  Mitbetriebe 
auf  den  im  Staatsbetriebe  stehenden  Bahn- 
linien, ferner  die  Genehmigung  aller  Verträge 
mit  den  Verwaltungen  von  Eisenbahnunter- 
nehmungen oder  anderen  Verkehrsanstalten 
über  den  Anschluss  des  Verkehrs  und  über 
die  Bedingungen  dieses  Anschlusses  oder 
über  die  Modalitäten  der  etwa  von  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung für  dieselben  ganz  zu 
übernehmenden  Betriebsführung 

21.  Die  Genehmigung  der  Grundzüge  für 
die  zu  Beginn  jeder  Winter-  und  Sommer- 
periode zu  veröffentlichten  Fahrpläne  für  den 
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lastung  des  Staatsvermögens  bezwecken, 
nach  den  hiefür  bestehenden  Einzelbe- 
stimmungen [vgl.  Seite  273]  das  vor- 
herige Einvernehmen  mit  dem  Finanz- 
ministerium, ferner  in  allen  wichtigeren 
Fragen  der  Dienstesorganisation  der 
Staatseisenbahnverwaltung  sowie  in  allen 
Fragen  des  Eisenbahnwesens,  welche 
die  militärische  Benützbarkeit  der  Eisen- 
bahnen betreffen  oder  sonst  die  militä- 
rischen Interessen  berühren,  das  vorherige 


Personenverkehr,  insbesondere  die  Genehmi- 
gung der  Einführung,  Abänderung  oder  Auf- 
lassung aller  Schnellzüge  und  aller  dem 
Personen-  und  Postverkehr  dienenden  Züge 
und  Schiffscurse,  mit  Ausnahme  der  dem 
reinen  Localverkehr  eines  und  desselben 
Directionsbezirkes  dienenden  Personenzüge, 
ferner  die  Festsetzung  grundsätzlicher  Be- 
stimmungen für  den  Güterzugsverkehr. 

22.  Die  Beschaffung  der  Fahrbetriebs- 
mittel für  das  Gesammtnetz,  die  Genehmi- 
gung der  Entlehnung  fremder  Fahrbetriebs- 
mittel, sowie  der  Einstellung  solcher  in  den 
Fahrpark   der  österreichischen  Staatsbahnen. 

23.  Die  Evidenz  des  gesammten  Fahr- 
parkes des  unterstehenden  Bahnnetzes,  die 
Vertheilung  desselben  auf  bestimmte  Bahn- 
gebiete und  beziehungsweise  auf  die  einzelnen 
Directionsbezirke  sowie  die  oberste  aus- 
gleichende Disposition  insbesondere  über  den 
Wagenpark. 

24.  Die  Bewilligung  aller  Fahrbegünsti- 
gungen sowie  aller  Frachtermässigungen  und 
sonstigen  Zugeständnisse  tarifarischer  Natur 
im  Güterverkehr,  soweit  diese  Bewilligung 
nicht  in  den  besonderen  Vorschriften  aus- 
drücklich den  untergeordneten  Dienststellen 
überlassen  ist,  sowie  ferner  mit  Ausnahme 
der  in  Gemässheit  der  besonderen  Instructio- 
nen von  den  Directionen  zu  gewährenden 
Ermässigung  der  bloss  localen  Nebengebühren, 
als  der  Auf  und  Ablegegebühr,  Ueberlade- 
gebühr,  Hebekrahngebühr,  Wagengebühr, 
Lagergeld,  Wagenverzögerungsgebühr  u.  dgl. 

25.  Die  Vereinbarungen  mit  anderen  in- 
und  ausländischen  Verkehrsunternehmungen 
über  die  Anschluss-  und  Verbandverkehre 
einschliesslich  der  Verkehrstheilungen,  dann 
über  die  Regelung  des  Transport-  undRecla- 
mationsdienstes,  sowie  über  die  Einnahme- 
verrechnung und  den  Saldirungsdienst. 

26.  Die  Errichtung  und  Auflassung  com- 
merzieller  Agenturen. 

27.  Die  Genehmigung  der  Ergreifung  von 
Ministerialrecursen  sowie  die  Beschwerde- 
führung an  den  Verwaltungsgerichtshof  oder 
an  das  Reichsgericht  in  Sachen  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung 

28.  Die  Ueberwachung  des  gesammten 
Dienstes  in  allen  seinen  Zweigen  und  bezüg- 
lich aller  Dienststellen  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung. 
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Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegs- 
ministerium,  und  soweit  es  sich  um  die 
Sicherstellung  oder  Concessionirung  neuer 
Eisenbahnlinien  handelt,  auch  mit  dem 
Handelsministerium,  endlich  in  allen  An- 
gelegenheiten, insbesondere  in  Tariffragen, 
welche  für  Handel  und  Gewerbe  sowie 
für  die  Landescultur  von  Wichtigkeit 
sind,  das  Einvernehmen  mit  dem  letzt- 
genannten Ministerium,  beziehungsweise 
mit  dem  Ackerbauministerium  zu  pfle- 
gen sei. 

Infolge  der  eben  besprochenen  Ab- 
grenzung der  Competenzen  erfuhr  der 
Wirkungskreis  der  Staatsbahndirectionen 
gegenüber  den  früheren  Verhältnissen  in 
fast  allen  Zweigen  des  Dienstes  eine  aber- 
malige nicht  unbeträchtliche  Erweiterung, 
namentlich  aber  durch  Zugestehung  einer 
noch  freieren  Bewegung  hinsichtlich  der 
in  ihrem  Bezirke  nothwendigen  Bauher- 
stellungen —  durch  Ueberlassung  der  Be- 
schaffung sämmtlicher  Bau-  und  Betriebs- 
materialien sowie  Betriebsinventarien,  mit 
alleiniger  Ausnahme  der  Fahrbetriebs- 
mittel und  mit  der  weiteren  nothwendigen 
Einschränkung,  dass  für  Vertragsab- 
schlüsse über  eine  bestimmte  Summe 
die  Genehmigung  des  Ministeriums  ein- 
zuholen ist  —  ferner  durch  Einräumung 
einer  grösseren  Selbständigkeit  in  An- 
sehung der  Aufstellung  von  Fahrordnun- 
gen —  ebenso  durch  Zugestehung  einer 
grösseren  Selbständigkeit  hinsichtlich  der 
Gebarung  mit  den  den  Directionen  all- 
jährlich auf  Grund  des  Finanzgesetzes 
zuzuweisenden  Crediten  —  durch  Ueber- 
weisung  des  gesammten  Reclamations- 
und  Einahmenabrechnungsdienstes  an  die- 
selben   u.  s.  w. 

Um  zu  verhüten,  dass  etwa  infolge 
dieses  Arbeitszuwachses  bei  den  Staats- 
bahndirectionen Stauungen  in  der  Ab- 
wicklung der  vielen  ihnen  obliegen- 
den Betriebsgeschäfte  eintreten  und 
dadurch  die  wohlthätigen  Wirkun- 
gen der  durch  die  neue  Organi- 
sation angestrebten  Vereinfachung  des 
Geschäftsganges  theilweise  wieder  para- 
lisirt  werden,  wurden  in  dem  Organi- 
sationsstatute mehrfache  Vorkehrungen 
getroffen. 

Zunächst  wurde  vorgesehen,  dass  den 
Vorständen     der     Staatsbahndirectionen, 


die  den  Titel  »k.  k.  Staatsbahndirector« 
zu  führen  hatten  und  bei  ihrer  bedeutend 
selbständigeren  und  verantwortungsvolle- 
ren Stellung  nunmehr  systemmässig  als  un- 
mittelbare Staatsbeamte  der  V.  oder  VI. 
Rangsclasse  [mit  dem  Titel  eines  Hofrathes, 
beziehungsweise  Regierungsrathes]  er- 
nannt wurden,  zu  ihrer  persönlichen  Ent- 
lastung, und  um  sie  für  ihre  leitenden 
Aufgaben  freier  zu  machen,  statt  wie  bis- 
her ein  Stellvertreter,  deren  zwei  zur 
Seite  gegeben  werden  können,  von  denen 
sodann  einer  eine  administrative  und 
der  andere  eine  technische  Vorbildung 
aufweisen  soll. 

Weiters  wurde  in  dem  Organisations- 
statute vorgesehen,  dass  nach  den  Prin- 
cipien  einer  richtigen  Arbeitstheilung 
nicht  nur  den  einzelnen  Referenten  der 
Directionen,  je  in  ihrem  Dienstzweige, 
sondern  auch  den  den  Directionen  unter- 
stehenden, in  den  drei  Hauptzweigen 
des  executiven  Betriebsdienstes  zur  un- 
mittelbaren Dienstesüberwachung  auf 
grösseren  Strecken  berufenen  Control- 
organen  und  selbst  den  als  k.  k.  Bahn- 
betriebsämter bezeichneten  grösseren 
Stationsämtern,  dem  Bedarfe  entspre- 
chend, gewisse  untergeordnete  Geschäfte 
ein-  für  allemal  zur  selbständigen  Er- 
ledigung überlassen  werden  können. 

Ausserdem  wurde  noch  dem  Mini- 
sterium das  Recht  vorbehalten,  solche 
Verwaltungsgeschäfte,  welche  sich  zwar 
ihrer  Xatur  nach  nicht  zu  einem  Vor- 
behalte für  die  oberste  leitende  Central- 
stelle  eignen  und  daher  an  sich  in  den 
Wirkungskreis  der  einzelnen  Staatsbahn- 
directionen fallen,  bezüglich  deren  es 
aber  wirthschaftlich  richtiger  und  zweck- 
mässiger erscheint,  dass  sie  für  einen 
grösseren  Bezirk  einheitlich  verwaltet 
werden,  einer  einzelnen  Direction  zur 
einheitlichen  Besorgung,  sei  es  für  den 
ganzen  Bereich  der  Staatseisenbahnver- 
waltung, sei  es  für  eine  grössere  Anzahl 
von  Directionsbezirken    zu    überweisen.*) 


*  Von  diesem  Vorbehalte  wurde  bei  der 
Einrichtung  des  Dienstes  auf  Grund  des  neuen 
Organisationsstatutes,  namentlich  in  Anse- 
hung der  Beschaffung  einiger  wichtiger  Ma- 
terialien, wie  insbesondere  der  Schienen  und 
Schienenbefestigungsmittel,  der  eisernen 
;   Brückenconstructionen,    der    Räder,  Achsen 
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Durch  die  in  das  Organisationsstatut 
neu  aufgenommene  Bestimmung,  dass  die 
räumlichen  Bezirke  der  Staatsbahn- 
directionen  in  einer  die  völlige  Beherr- 
schung des  Dienstes  ermöglichenden  Aus- 
dehnung thunlichst  nach  HaUptverkehrs- 
routen  zu  bilden  sind,  wurde  mit  der  in 
dieser  Richtung  bis  dahin  bestandenen 
Vorgangsweise,  welche  bereits  an  einer 
früheren  Stelle  des  näheren  besprochen 
wurde  und  so  sehr  zur  Ueberlastung  der 
Generaldirection  durch  Geschäfte  auch 
localer  Natur  mit  beigetragen  hatte,  nun- 
mehr gebrochen. 

Nachdem  bei  Bildung  der  Directions- 
bezirke  nach  Hauptverkehrsrouten  die 
wichtigeren,  in  Ansehung  der  Fahrordnung, 
des  Zugsverkehrs,  Tarifes  etc.  vorzukehren- 
den Betriebsmassnahmen  in  weit  ausge- 
dehnterem Umfange,  als  dies  bisher  der 
Fall  sein  konnte,  innerhalb  eines  und 
desselben  Directionsbezirkes  getroffen 
werden  können,  braucht  sodann  aus 
dem  Titel  der  nothwendigen  Wahrung 
der  Einheitlichkeit  der  Dispositionen  keine 
Einschränkung  des  naturgemässen  Wir- 
kungskreises der  Staatsbahndirectionen 
mehr  Platz  zu  greifen ;  nach  erfolgter 
Neubildung  der  Directionsbezirke  nach 
Hauptverkehrsrouten  liegt  vielmehr  auch 
von  dieser  Seite  einer  reineren  Scheidung 
der  Competenzen  zwischen  dem  Mini- 
sterium und  den  Staatsbahndirectio- 
nen nach  Angelegenheiten  der  ober- 
sten einheitlichen  Leitung  und  Ueber- 
wachung  und  solchen  der  localen  Ver- 
waltung kein  Hindernis    mehr  im  Wege. 

Aber  auch  noch  in  anderer  Richtung 
bezweckt  die  in  Rede  stehende  Bestim- 
mung des  Organisationsstatutes  über  die 
Art  und  Weise  der  Bildung  der  Directions- 
bezirke für  die  Zukunft  eine  rich- 
tigere und  wirthschaftlich  gesündere 
Functionirung  des  ganzen  Dienstorganis- 
mus herbeizuführen,  indem  dadurch, 
dass  sodann  auch  die  einzelnen  Ver- 
waltungstheile  des  gesammten  Staats- 
Radreifen,  Kesselbleche,  Kupferplatten,  Sie- 
derohre, Radscheiben  und.  Radsterne,  der 
mineralischen  Kohle  und  der  Uniformirungs- 
gegenstände,  ferner  in  Ansehung  der  Auf- 
lage von  verschiedenen  Fahrplänen  und  Fahr- 
planplacaten,  dann  in  Ansehung  diverser 
Evidenz-  und  Geschäftsführungen  sowie  Ab- 
rechnungen Gebrauch  gemacht. 


bahnnetzes  für  sich  selbst  schon  thunlichst 
abgeschlossene  Transportgebiete  von  be- 
sonderer verkehrspolitischer  Individualität 
!  bilden,  den  einzelnen  Staatsbahndirectoren 
die  Möglichkeit   einer  besseren  Erkennt- 
.  nis  und  intensiveren  Wahrnehmung  nicht 
■  nur  der  administrativen,  sondern  nament- 
j  lieh  auch  der  commerziellen  Bedürfnisse 
dieser    ganzen    Verkehrsgebiete    geboten 
wird,  und    damit    eine    weitaus    grössere 
j  Gewähr    für    eine    stets    rationelle,    den 
j  wirtschaftlichen    Interessen    der   Staats- 
!  bahnverwaltung  entsprechende  Vorgangs- 
weise als  unter  den  früheren  Verhältnissen 
gegeben  erscheint. 

Ungeachtet  der  grossen  Bedeutung, 
die  nach  dem  Gesagten  gerade  dieser 
Bestimmung  des  Organisationsstatutes  für 
j  die  Erreichung  der  durch  die  ganze 
Reform  bezweckten  Verbesserungen  des 
Dienstes  zugesprochen  werden  muss,  be- 
fand man  sich  doch  bezüglich  der  Durch- 
führung derselben  vorweg  vor  einer  ganz 
besonderen  Schwierigkeit. 

Man  konnte  und  durfte  nämlich  nicht 
übersehen,  dass  bei  der  durch  das  neue 
Organisationsstatut     bewirkten    tief   ein- 
greifenden Umänderung  der  ganzen  staat- 
lichen Eisenbahnverwaltung  Oesterreichs, 
im    grossen    Unterschiede    beispielsweise 
j  zu  der  im  April  1895  in  Preussen  durch- 
geführten   Reorganisation    der     dortigen 
Staatseisenbahnverwaltung,  in  derGeneral- 
i  direction    der    Oesterreichischen    Staats- 
bahnen diejenige  Centralverwaltungsstelle, 
bei    welcher    bis    dahin    die  Verwaltung 
i  des  gesammten  Staatseisenbahnnetzes  con- 
I  centrirt  war,  und    die  daher  den  Grund- 
i  pfeiler  der  früheren  Organisation  bildete, 
|  der  Auflösung  entgegengeführt,    ihr  um- 
f  fassender  Wirkungskreis  vollständig  aus- 
einander gerissen  und  in  zwei  Theile  zer- 
i  legt  werden  musste. 

Dies    erheischte,    um   nicht    am  Ende 

!  den    äusseren    Bahnbetrieb     der    Gefahr 

einer     Störung,    oder     den    Staatsschatz 

grösseren  Schädigungen  auszusetzen,  die 

'  Anwendung  äusserster  Vorsicht  und  Hess 

'  bezüglich  der  Durchführung    der  ganzen 

neuen    Organisation    in   mehrfacher  Hin- 

i  sieht   ein  langsameres,   nur  schrittweises 

I  Vorgehen  nothwendig  erscheinen. 

Eine    solche  Vorsicht    war   schon    in 
1  Ansehung  der  Abgabe  zahlreicher,  wichti- 
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gerer,  bis  dahin  von  der  Generaldirection 
besorgter  Agenden  an  die  Staatsbahn- 
directionen  am  Platze,  indem  dieselben, 
trotzdem  sie  nach  dem  neuen  Organi- 
sationsstatute in  den  selbständigen  Wir- 
kungskreis der  Staatsbahndirectionen 
fielen,  doch  noch  für  die  erste  Zeit  des 
Ueberganges  denjenigen  Ministerial- 
abtheilungen,  die  aus  den  früheren 
Generaldirectionsabtheilungen  gebildet 
wurden,  zur  einstweiligen  Fortführung 
überlassen  bleiben  mussten,  bis  man  die 
volle  Beruhigung  darüber  gewinnen 
konnte,  dass  die  Staatsbahndirectionen 
vermöge  der  Anzahl  und  der  Qualität 
des  ihnen  zur  Verfügung  gestellten  Per- 
sonals im  Stande  seien,  auch  diese  Agen- 
den klaglos  und  mit  Vermeidung  jeder 
Benachtheiligung  des  Staatsschatzes  wei- 
ter zu  führen. 

Da  aus  denselben  zwingenden  Grün- 
den auch  schon  bei  der  detaillirten 
organisationsmässigen  Feststellung  des 
dem  Ministerium  vorzubehaltenden  Wir- 
kungskreises, unbeschadet  der  in  dieser 
Richtung  aufgestellten  und  festgehaltenen 
Principien,  immerhin  noch  eine  gewisse 
Vorsicht  angewendet  werden  musste, 
wurde  in  dem  Organisationsstatute  durch 
eine  besondere  Bestimmung  dafür  vorge- 
sorgt, dass  die  Abgrenzung  der  Compe- 
tenzen  zwischen  dem  Ministerium  und 
den  Staatsbahndirectionen  nach  Mass- 
gabe der  zu  gewinnenden  Erfahrungen 
auch  weiterhin  eine  dem  Geiste  der 
Principien  der  neuen  Organisation  ent- 
sprechende Fortbildung  erfahren  könne, 
und  wurde  von  dieser  Bestimmung  seit- 
her bereits  vielfach  hinsichtlich  fast  aller 
Zweige  des  Staatseisenbahndienstes  im 
Sinne  einer  allmählichen  Erweiterung  des 
Wirkungskreises  der  Staatsbahndirectio- 
nen Gebrauch  gemacht. 

Die  Anwendung  einer  womöglich 
noch  grösseren  Vorsicht  erforderte  nun 
auch  die  Frage  der  Durchführung  der 
Bestimmung  des  Organisationsstatutes 
über  die  Umbildung  der  räumlichen  Be- 
zirke der  Staatsbahndirectionen  nach  den 
grossen  Verkehrsrouten. 

Im  Interesse  der  unbedingt  aufrecht 
zu  haltenden  Regelmässigkeit  und  Sicher- 
heit des  Bahnbetriebes  musste  das  grösste 
Gewicht    darauf  gelegt  werden,    dass  in 


dem  Augenblicke,  wo  die  Organisation 
der  leitenden  Centralstelle  eine  gänzliche 
Umwandlung  erfuhr,  nicht  auch  die  un- 
mittelbar den  Betrieb  leitenden  Staats- 
bahndirectionen in  ihrem  organischen  Ge- 
füge eine  tiefer  greifende  Störung  erlitten. 

Es  wurde  daher,  ungeachtet  die  Auf- 
nahme gerade  dieser  Bestimmung  mit 
eine  wesentliche  Voraussetzung  dafür  bil- 
dete, dass  bei  der  Neuorganisation  von 
der  Errichtung  einer  Zwischendienststelle 
zwischen  dem  Ministerium  und  den  Staats- 
bahndirectionen abgesehen  und  ersteren 
auferlegt  werden  konnte,  ohne  durch  die 
Details  der  Verwaltungsgeschäfte  zu  sehr 
von  seinen  oberleitenden  Aufgaben  abge- 
lenkt zu  werden,  auf  die  Dauer  unmittelbar 
mit  den  Staatsbahndirectionen  zu  arbeiten, 
sich  doch  darauf  beschränkt,  vorerst  nur  in 
dem  Organisationsstatute  dem  für  die  Bil- 
dung der  Directionsbezirke  fortan  massge- 
benden Grundsatze  Ausdruck  zu  geben, 
die  Durchführung  dieser  Bestimmung  da- 
gegen einem  späteren  Zeitpunkte  aufzu- 
behalten, in  welchem  die  innere  Orga- 
nisation des  Eisenbahnministeriums  voll- 
endet und  der  Dienstgang  bei  der  leiten- 
den Centralstelle  vollkommen  geregelt  sein 
wird.  Allerdings  werden  erst  nach  Durch- 
führung auch  dieser  Bestimmung  des 
Organisationsstatutes  die  angestrebten 
Wirkungen  der  neuen  Organisation  voll 
und  ganz  zu  Tage  treten  können. 

Auf  dem  Gebiete  des  Staatseisenbahn- 
baues wurde,  da  augenblicklich  die  In- 
angriffnahme grösserer  Eisenbahnbauten 
auf  Rechnung  des  Staates  nicht  in  Aus- 
sicht stand,  von  der  Errichtung  einer 
mit  den  Staatsbahndirectionen  auf  glei- 
cher Linie  stehenden  Dienststelle,  etwa 
einer  Direction  für  Staatseisenbahn- 
bauten, aus  öconomischen  Gründen  Ab- 
stand genommen  und  sich  damit  begnügt, 
die  für  die  einzelnen  kleineren,  in  ver- 
schiedenen Ländern  zerstreuten  Baulinien 
schon  aufgestellten  oder  noch  aufzustel- 
lenden k.  k.  Eisenbahnbauleitungen  in 
directer  Unterordnung  unter  das  Mini- 
sterium bestehen  zu  lassen,  wenn  auch 
dadurch  bewirkt  wurde,  dass  das  Eisen- 
bahnministerium auf  diesem  Gebiete  noch 
mit  einer  grösseren  Menge  kleinerer,  na- 
mentlich administrativer  Baugeschäfte 
belastet  blieb,  soweit  letztere  nicht  einer 
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benachbarten  Staatsbahndirection  zur  Mit- 
besorgung übertragen  werden  konnten. 

Die  Errichtung  einer  auch  hier  für 
den  Geschäftsgang  beim  Eisenbahnmini- 
sterium entlastend  wirkenden  Baudirec- 
tion  musste  einem  späteren  Zeitpunkte 
überlassen  werden,  in  welchem  grössere 
oder  zahlreichere  auf  Rechnung  des 
Staates  zu  bewirkende  Eisenbahnbauten 
eine  solche  Massnahme  öconomisch 
rechtfertigen  würden.*) 

Zur  Besorgung  einiger  dem  Eisenbahn- 
ministerium vorbehaltener,  besonders  um- 
fangreicher und  wichtiger  Agenden  wurden 
demselben  im  Organisationsstatute  zwei 
selbständig  organisirte  Dienststellen  als 
Hilfsorgane  beigegeben. 

Die  eine  derselben  ist  die  schon  bis 
dahin  bestandene  Generalinspection  der 
Oesterreichischen  Eisenbahnen. 

Nachdem  zufolge  des  im  Organisations- 
statute dem  Eisenbahnministerium  vor- 
behaltenen Wirkungskreises  die  innere 
Dienstesorganisation  des  Ministeriums 
selbst  eine  umfassende  Ausgestaltung  auch 
in  Ansehung  der  speciell  eisenbahntech- 
nischen Dienstzweige  erfahren  musste, 
konnte  der  Generalinspection  nunmehr 
jene  zweite,  ihr  im  Laufe  der  Zeiten  in 
immer  ausgedehnterem  Umfange  zuge- 
wiesene Aufgabe,  dem  Ministerium  als 
technisches  Hilfsorgan  zu  dienen,  wieder 
abgenommen  und  dieselbe  wieder  voll 
und  ganz  dem  so  wichtigen  staat- 
lichen Eisenbahnaufsichtsdienste,  für  den 
sie  ursprünglich  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  Jahre  1851  geschaffen  wor- 
den war,  zurückgegeben  werden. 


•I  Die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  für 
den  Bau  der  Linien  der  Wiener  Stadtbahn 
unter  der  Leitung  des  Baudirectors  und  der- 
maligen Sectionschefs  Friedrich  Bischoff 
Edler  von  Klammstein  bestehende  Baudirec- 
tion,  die  wie  vordem  der  Generaldirection 
der  Oesterreichischen  Staatsbahnen,  so  seit  der 
Errichtung  des  Eisenbahnministeriums  diesem 
als  eine  abgesonderte  Geschäftsabtheilung 
beigegeben  ist,  kann  nicht  als  ein  Bestand- 
teil des  eigentlichen  Dienstorganismus  der 
Staatseisenbahnverwaltung  in  Betracht  kom- 
men, nachdem  ihr  Bestand  lediglich  in  dem 
von  der  Staatsverwaltung  mit  der  »Commis- 
sion  für  die  Wiener  Verkehrsanlagen«  über 
die  Führung  dieses  Eisenbahnbaues  für  Rech- 
nung der  letzteren  abgeschlossenen  Bauver- 
trage seine  Grundlage  hat. 


Die    Aufgabe    der    Generalinspection 
j  wurde    daher    in    dem     neuen     Organi- 
!  sationsstatute    einschränkend    dahin   prä- 
I  cisirt,  dass  sie   berufen  sei,    in    unmittel- 
I   barer  Unterstellung  unter  das  Eisenbahn- 
ministerium   die    Aufsicht   und    Controle 
über    den  Bauzustand    und    den    Betrieb 
der  dem  öffentlichen  Verkehr  übergebenen 
Staats-  und  Privateisenbahnen  zur  Hand- 
habung  der    Ordnung  und  Sicherheit  im 
I  Sinne  der  bestehenden  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen   und    insbesondere    im    Sinne 
1  der  Bestimmungen  der  Eisenbahnbetriebs- 
'  Ordnung   vom    16.  November    1851     aus- 
zuüben. 

Infolgedessen  konnte  sodann  auch  in 
der  vom  Eisenbahnminister  in  Ausführung 
des  Organisationsstatutes  unterm  18.  Juli 
1896  über  den  Wirkungskreis  und  die 
Obliegenheiten  der  Generalinspection  er- 
lassenen besonderen  Dienstinstruction 
hinsichtlich  ihres  wesentlichsten  Inhaltes 
vielfach  auf  die  zweckentsprechenden  Be- 
stimmungen jener  ersten  Dienstinstruction 
zurückgegriffen  werden,  welche  bei  der 
ursprünglichen  Errichtung  der  General- 
inspection im  Jahre  1856  für  dieselbe 
erlassen  worden  war  [siehe  Seite  217]; 
nur  wurde  in  der  neuen  Dienstinstruction, 
wie  in  derselben  überhaupt  den  doch  in 
manchen  Beziehungen  seither  im  Eisen- 
bahnwesen eingetretenen  Aenderungen 
selbstverständlich  Rechnung  getragen 
werden  musste,  der  Generalinspection 
insbesondere  auch  weiterhin  noch  die 
ihr  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
überwiesene  Ueberwachungspflicht  hin- 
sichtlich jener  Agenden  der  Eisenbahn- 
unternehmungen belassen,  welche  den 
letzteren  aus  der  neueren  socialpoli- 
tischen  Gesetzgebung,  namentlich  in 
Ansehung  der  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung, erwachsen  sind. 

Dagegen  gingen  infolge  der  Ein- 
schränkung des  Wirkungskreises  der 
Generalinspection  auf  die  staatliche  Ueber- 
wachung  der  Ordnung  und  Sicherheit 
des  Eisenbahnbetriebes  die  derselben  bis- 
her in  Ansehung  des  Eisenbahnbaues  zu- 
gestandenen Agenden,  insbesondere  die 
derselben  zugewiesene  Intervention  bei 
Baucommissionen,  Enteignungsverhand- 
lungen etc.  nunmehr  auf  die  Organe  des 
Eisenbahnministeriums  über. 
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Das  zweite  neuerrichtete  Hilfsorgan 
des  Eisenbahnministeriums,  das  k.  k. 
Centrahvagendirigirungsamt  der  Oester- 
reichischen  Staatsbahnen,  bezieht  sich, 
wie  schon  sein  Titel  sagt,  speciell  auf 
den  Dienst  der  Staatseisenbahnverwal- 
tung und  ist  zur  Besorgung  der  Ge- 
schäfte der  Centralwagendirigirung  und 
des  obersten  Wagenausgleiches  im  ge- 
sammten  Bereiche  des  Staatsbahnnetzes 
berufen. 

Die  Errichtung  dieser  Dienststelle  als 
eines  selbständig  organisirten,  dem  Mini- 
sterium unmittelbar  unterstehenden  Amtes 
erschien'  aus  dem  Grunde  geboten,  weil 
der  fragliche,  ebenso  für  den  eigenen  Ver- 
kehr der  Staatsbahnen  wie  für  die  Inter- 
essen der  Militärverwaltung  wichtige 
Dienst  seiner  Natur  nach  unbedingt  eine 
einheitliche  Besorgung  erheischt,  die  be- 
treffenden Dienstgeschäfte  aber  doch  ihrer 
Eigenart  und  ihrem  Umfange  nach  nicht 
unmittelbar  beim  Ministerium  besorgt 
werden  können. 

Die  bisherige  Institution  des  Staats- 
eisenbahnrathes,  welcher  dem  Minister 
zur  Begutachtung  volkswirtschaftlicher 
Fragen  im  Bereiche  des  Eisenbahnwesens 
beigegeben  war,  wurde  auch  für  die 
Zukunft  im  Grossen  und  Ganzen  unge- 
ändert  beibehalten. 

Ja,  es  wurde  sogar  insoferne  eine  Er- 
weiterung dieser  Institution  vorgesehen, 
als  im  Organisationsstatute  der  Möglich- 
keit Ausdruck  gegeben  wurde,  in  Zukunft 
auch  den  Staatsbahndirectionen  zur  Be- 
gutachtung volkswirtschaftlicher  Fragen 
Beiräthe  nach  Art  der  in  Preussen  be- 
stehenden Bezirkseisenbahnräthe  beizu- 
geben. 

Aus  Zweckmässigkeitsgründen  wurden 
entgegen  dem  Vorgange  bei  den  früheren 
beiden  Organisationen  die  näheren  Bestim- 
mungen über  die  Zusammensetzung  und 
Wirksamkeit  des  Staatseisenbahnrathes 
nicht  mehr  in  das  neue  Organisations- 
statut selbst  mit  aufgenommen,  sondern 
vielmehr  der  Regelung  durch  ein  ab- 
gesondertes Statut  vorbehalten. 

Dieses  Statut  wurde  erst  bedeutend 
später  auf  Grund  der  kaiserlichen  Ent- 
Schliessung vom  18.  Februar  1897  er- 
lassen und  trat  mit  1.  März  1897  in 
Wirksamkeit. 


In  demselben  wurde  die  Aufgabe  des 
Staatseisenbahnrathes  nunmehr  dahin 
präcisirt,  dass  er  berufen  und  verpflichtet 
sei,  sein  Gutachten  über  wichtigere  in  den 
vorbehaltenen  Wirkungskreis  des  Eisen- 
bahnministeriums gehörige,  die  Interessen 
des  Handels  der  Industrie,  der  Land-  und 
Forstwirthschaft  sowie  des  Bergbaues  be- 
rührende allgemeine  Fragen  des  Personen- 
und  Güterverkehrs  auf  den  bestehenden 
Staats-   und  Privatbahnen  abzugeben. 

Darnach  ist  nun  auch  die  Zusammen- 
setzung des  Staatseisenbahnrathes  erweitert 
worden  ;  derselbe  besteht  nunmehr,  ausser 
dem  Eisenbahnminister  als  Vorsitzenden 
und  seinem  von  ihm  aus  dem  Stande 
des  Eisenbahnministeriums  bestimmten 
Stellvertreter,  aus  80  Mitgliedern  und 
deren  Ersatzmännern,  von  welchen  10 
vom  Eisenbahnminister  nach  freiem  Er- 
messen, je  4  über  Bezeichnung  des 
Handels-  und  Finanzministers,  2  über 
diejenige  des  Ackerbauministers  und 
1  über  diejenige  des  Reichskriegs- 
ministers, 36  über  Vorschlag  der  Handels- 
und Gewerbekammern,  1 7  über  Vorschlag 
von  Landesculturräthen  und  sonstigen 
landwirtschaftlichen  Fachcorporationen 
und  endlich  6  über  Vorschlag  von  mon- 
tanistischen Fachvereinen  auf  die  Dauer 
von  je  drei  Jahren  ernannt  werden. 

In  den  dem  Staatseisenbahnrathe 
speciell  für  die  Linien  der  Oesterreichi- 
schen  Staatsbahnen  zu  machenden  Vor- 
lagen trat  gegenüber  früher  eine  wesent- 
liche Aenderung  nicht  ein. 

Dagegen  wurde  von  dem  nach  den 
früheren  Organisationen  aus  der  Mitte 
des  Staatseisenbahnrathes  gebildeten  stän- 
digen Beiräthe  für  die  Zukunft  gänzlich 
abgesehen. 

Besondere  Vorkehrungen  mussten 
schliesslich  noch  in  dem  neuen  Organi- 
sationsstatute zu  dem  Ende  getroffen 
werden,  um  angesichts  des  Umstandes, 
dass  infolge  der  Neuerungen  in  der 
Organisation  des  staatlichen  Eisenbahn- 
dienstes eine  grössere  Anzahl  von  Staats- 
eisenbahnbeamten, namentlich  solcher 
der  aufgelösten  Generaldirection,  in  den 
systemisirten  Personalstand  des  Eisen- 
bahnministeriums und  der  Generalin- 
spection  oder  auf  die  gleichfalls  im  Staats- 
dienste systemisirten  Posten    der  Staats- 
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bahndirectoren  zu  übernehmen  waren, 
diesen  nach  den  bisherigen  Organisationen 
den  Charakter  wirklicher  Staatsbeamter 
nicht  besitzenden  Beamten,  soweit  sie 
sich  ihrer  Vorbildung  und  ihrer  ganzen 
dienstlichen  Laufbahn  nach  hiezu  eigne- 
ten, bei  diesem  Anlasse  den  Uebertritt  in 
den  wirklichen  Staatsdienst  ohne  Benach- 
theiligung ihrer  finanziellen  Lage  zu  er- 
möglichen. 

Massnahmen  zur  Durchfüh- 
rung der  neuen  Organisation, 
Dienst  eint  heilung  des  Ministe- 
riums und  der  demselben  unter- 
stehenden Dienststellen.  Sofort 
nachdem  das  Eisenbahnministerium  am 
19.  Januar  1896  seine  Wirksamkeit 
begonnen  hatte,  wurden  vom  Eisen- 
bahnminister Ritter  von  Guttenberg 
die  Arbeiten  in  Angriff  genommen, 
welche  erforderlich  waren,  damit  die 
neue  Organisation  am  1.  August  des- 
selben Jahres,  als  an  dem  hiefür  durch 
kaiserliche  Anordnung  festgesetzten  Ter- 
mine, ins  Leben  treten  konnte. 

Es  gelang  auch  wirklich  diese  höchst 
umfangreichen  und  schwierigen  Arbeiten 
in  der  für  dieselben  gewährten  verhältnis- 
mässig kurzen  Zeit  rechtzeitig  zu  voll- 
enden. 

Zu  diesen  Arbeiten  zählte  vor  allem 
die  infolge  der  Abtrennung  der  Agenden 
des  Eisenbahnwesens  vom  Handelsmini- 
sterium und  der  Errichtung  eines  selbst- 
ständigen Ministeriums  für  dieselben 
erforderlich  gewordene  Umarbeitung  des 
betreffenden  Theiles  des  damals  eben  in 
parlamentarischer  Behandlung  gestande- 
nen Staats  Voranschlages  pro  1896,  wo- 
bei es  sich  aber,  da  aus  der  Neuorgani- 
sirung  nicht  nur  kein  Mehrerfordernis, 
sondern  sogar  eine  Ersparnis  erwuchs, 
wesentlich  nur  um  eine  Verschiebung  der 
betreffenden  Budgetposten  handelte. 

Bei  Gelegenheit  der  einschlägigen  Be- 
rathungen  im  Abgeordnetenhause  entstand 
eine  lebhafte  Controverse  über  die  Frage 
der  Berechtigung  der  Krone  zur  selbstän- 
digen Errichtung  eines  Ministeriums  ohne 
vorherige  Einholung  der  verfassungsmäs- 
sigen Zustimmung  des  Reichsrathes. 

Die  Regierung  hielt  ihrerseits  ent- 
schieden an  der  Ansicht  fest,  dass  die 
Errichtung  von  Ministerien   und  die  Be- 


stimmung ihrer  Ressortgrenzen  nach  der 
österreichischen  Verfassung  eine  Präro- 
gative der  Krone  bilde,  und  stützte  ihre 
Rechtsanschauung  sowohl  auf  die  positiven 
Bestimmungen  des  Staatsgrundgesetzes 
vom  21.  December  1867,  R.-G.-Bl.  Nr. 
145,  über  die  Ausübung  der  Regierungs- 
und Vollzugsgewalt,  als  auch  auf  die 
während  der  constitutionellen  Aera  con- 
stant  und    unangefochten   geübte  Praxis. 

Die  Redner  des  Hauses  dagegen  ver- 
traten fast  unisono  den  Standpunkt,  dass, 
unbeschadet  des  Rechtes  des  Kaisers, 
Minister  zu  ernennen,  nach  dem  Inhalte 
der  Staatsgrundgesetze,  und  speciell  des 
Staatsgrundgesetzes  vom  21.  December 
1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  141,  über  die  Reichs- 
vertretung, zur  Errichtung  und  Orga- 
nisirung  eines  neuen  Ministeriums  als 
einer  Verwaltungsbehörde  vorher  die  Zu- 
stimmung der  Legislative  einzuholen  ge- 
wesen wäre. 

Schliesslich  gab  sich  das  Haus  mit 
der  Erklärung  der  Regierung  zufrieden, 
dass  sie  anerkenne,  dass  auch  im  Falle 
ihrer  Berechtigung  zur  Schaffung  neuer 
Ministerien  und  sonstiger  Institutionen 
die  für  dieselben  nöthigen  Mittel  ohne 
vorherige  Bewilligung  seitens  des  Parla- 
mentes, beziehungsweise  ohne  nachträg- 
liche Einholung  der  Indemnität  nicht 
ausgegeben  werden  dürfen. 

Bei  diesem  Anlasse  wurde  noch  in 
dem  betreffenden,  vom  Hause  gebilligten 
Berichte  des  Budgetausschusses  dem 
Ersuchen  an  die  Regierung  Ausdruck 
gegeben,  dass  dieselbe  jene  stete  und 
eingehende  Verbindung  zwischen  dem 
Handels-  und  dem  Eisenbahnministerium 
aufrecht  erhalten  möge,  welche  zur  zweck- 
mässigen Lösung  der  handelspolitischen 
sowie  der  sonstigen  commerziellen  und 
der  socialpolitischen  Fragen  unabweisbar 
nöthig  erscheine. 

Weitere  Arbeiten  zur  Durchführung 
der  neuen  Organisation  betrafen  die  be- 
reits an  früherer  Stelle  besprochene  Dienst- 
instruction  für  die  Generalinspection  der 
Oesterreichischen  Eisenbahnen ; 

die  Diensteintheilung  des  Eisenbahn- 
Ministeriums     und     seiner     Hilfsorgane ; 

die  Auflösung  des  Personalstandes 
der  Generaldirection  der  Oesterreichi- 
schen Staatsbahnen ; 
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die  Systemisirung  und  Aufstellung 
des  gesammten  Personalstandes  für  das 
Eisenbahnministerium  und  seine  Hilfs- 
organe sowie  die  Ergänzung  desjenigen 
der  Staatsbahndirectionen  infolge  Er- 
weiterung ihres  Wirkungskreises ; 

endlich  in  Verbindung  mit  diesen 
letzteren  Arbeiten  noch  die  Lösung  einer 
grösseren  Menge  schwierigster  und  ver- 
wickeltster  Personalfragen,  welche  haupt- 
sächlich durch  die  Verschiedenheiten  der 
Vorschriften  für  die  innerhalb  des  Eisen- 
bahnressorts nun  vielfach  in  einander  grei- 
fenden beiden  Dienstkörper  der  un- 
mittelbaren Staatsdiener  und  der  Staats- 
eisenbahnbediensteten, sowie  durch  die 
Sorge  dafür  hervorgerufen  wurden,  dass 
sich  der  Uebergang  in  die  neuen  Ver- 
hältnisse, so  weit  nur  immer  möglich, 
ohne  Schädigung  der  finanziellen  Inter- 
essen der  einzelnen  betroffenen  Bedien- 
steten vollziehe. 

"Ein  so  hohes  Interesse  auch  eine 
eingehende  Besprechung  aller  dieser 
Durchführungsarbeiten  an  sich  böte,  so 
kann  doch  mangelden  Raumes  wegen 
im  Nachstehenden  nur  noch  der  aller- 
dings organisatorisch  wichtigsten  der- 
selben, nämlich  der  Diensteintheilung  des 
Eisenbahnministeriums  und  seiner  unter- 
stehenden Organe  eine  detaillirtere  Dar- 
stellung gewidmet  werden. 

Für  das  Eisenbahnministerium  selbst 
wurde  anfänglich  eine  oberste  Scheidung 
der  Geschäfte  nach  Angelegenheiten  der 
Staatsbahnen  und  denjenigen  der  Privat- 
bahnen in  Erwägung  gezogen.  Nach- 
dem sich  jedoch  bei  der  detaillirten  Ver- 
theilung  der  Geschälte  auf  dieser  Basis 
herausstellte,  dass  bei  solcher  Vorgangs- 
weise der  innere  Dienstorganismus  des 
.Ministeriums  ein  weitaus  complicirterer 
und  kostspieliger  werden  würde,  indem 
sodann  die  meisten  Angelegenheiten  aus- 
einander gerissen  und  unter  Gefährdung 
der  Einheitlichkeit  der  Geschäftsführung 
in  den  verschiedenen  Sectionen  parallel 
zur  Bearbeitung  gelangen  müssten,  ent- 
schloss  sich  Eisenbahnminister  Ritter  von 
Ciuttenberg,  die  sectionsweise  Ver- 
keilung der  Geschäfte  des  Eisenbahn- 
ministeriums in  oberster  Linie  nach  den 
fachlichen  Hauptzweigen  des  Eisenbahn- 
wesens vorzunehmen. 


Darnach  wurden  im  Eisenbahnmini- 
sterium nebst  einem  dem  Minister  un- 
mittelbar unterstellten  Präsidialbureau 
folgende  Sectionen  gebildet: 

die  I.  Section  für  juridisch-admini- 
strative Angelegenheiten  des  Eisenbahn- 
wesens sowie  für  das  Localbahnwesen 
unter  der  Leitung  des  Sectionschefs  Dr. 
Heinrich    Ritter   von   Wittek    mit   den 

Departement  1 :  für  legislative  und 
internationale  Angelegenheiten,  sowie 
für  allgemeine  aus  dem  Staatshoheits- 
und Staatsaufsichtsrechte  entspringende 
Agenden ; 

Departement  2  :  für  das  Eisenbahn- 
concessionswesen  einschliesslich  der  Con- 
cessionirung  von  Bahnen  niederer  Ord- 
nung (administratives  Localbahnamt) ; 

Departement  3 :  für  die  technische 
Mitwirkung  bei  der  Sicherstellung  von 
Bahnen  niederer  Ordnung  (technisches 
Localbahnamt) ; 

Departement  4 :  für  Personalange- 
legenheiten ; 

Departement  5 :  für  Humanitäts- 
und Sanitätsangelegenheiten ; 

Departement  6 :  für  Organisations- 
und sonstige  allgemeine  Verwaltungsan- 
gelegenheiten ; 

Departement  7 :  für  den  Eisenbahn- 
bau betreffende  verwaltungsrechtliche 
Angelegenheiten ; 

Departement  8 :  für  den  Eisenbahn- 
betrieb betreffende  und  sonstige  Rechts- 
angelegenheiten, sowie  für  Steuer-  und 
Gebührenangelegenheiten ; 

die  II.  Section  für  finanzielle  Ange- 
legenheiten des  Eisenbahnwesens  und 
für  die  Eisenbahnstatistik  unter  der  Lei- 
tung des  Sectionschefs  Ludwig  Wrba 
mit  den 

Departement  9 :  für  allgemeine 
finanzielle  Angelegenheiten  des  Eisen- 
bahnministeriums und  insbesondere  des 
Staatseisenbahnbetriebes ; 

Departement  10:  für  finanzielle  An- 
gelegenheiten, insbesondere  des  Eisen- 
bahnbaues ; 

Departement  1 1 :  für  die  Handhabung 
der  Staatsaufsicht  über  die  Privateisen- 
bahnen in  finanzieller  Hinsicht  und  ins- 
besondere aus  dem  Titel  der  Staats- 
garantie und  der  Subventionirung  durch 
den  Staat; 


Geschichte  der  Verwaltung  der  österreichischen  Eisenbahnen. 


297 


Departement  1 2 :  für  Angelegen- 
heiten der  Eisenbahnstatistik ; 

die  III.  Section  für  commerzielle 
Angelegenheiten  des  Eisenbahnwesens 
unter  der  Leitung  des  mit  dem  Titel 
und  Charakter  eines  Sectionschefs  be- 
kleideten Ministerialrathes  und  seitherigen 
Sectionschefs  Dr.  Franz  L  i  h  a  r  z  i  k*) 
mit  den 

Departement  13:  für  Angelegen- 
heiten des  Personen-   und   Gepäckstarifs ; 

Departement  14:  für  Tarifangelegen- 
heiten des  inländischen  Güterverkehrs; 

Departement  15:  für  Tarifangelegen- 
heiten des  ausländischen  Güterverkehrs ; 

Departement  16:  für  Angelegen- 
heiten des  Transport-  und  Reclamations- 
dienstes ; 

Departement  17:  für  Angelegen- 
heiten   der    Einnahmencontrole ;    endlich 

die  IV.  Section  für  technische  An- 
gelegenheiten des  Eisenbahnwesens  unter 
der  Leitung  des  Sectionschefs  Max  Ritter 
von  Pich ler**)  mit  den 

Departement  18:  für  Angelegen- 
heiten der  Eisenbahntracirung  und  des 
Eisenbahnneubaues ; 

Departement  19:  für  Angelegen- 
heiten der  Bahnerhaltung  und  Bahn- 
aufsicht einschliesslich  der  Ergänzungs- 
tind  Reconstructionsbauten  auf  den  im 
Betriebe  befindlichen  Linien; 

Departement  20 :  für  allgemeine  An- 
gelegenheiten des  Verkehrsdienstes ; 

Departement  21:  für  die  specielle 
Ueberwachung  der  Ausübung  des  Ver- 
kehrsdienstes in  verkehrstechnischer  und 
wirtschaftlicher  Beziehung ; 

Departement  22 :  für  das  Eisenbahn- 
wesen betreffende  elektrische  Anlagen 
einschliesslich  der  technischen  Angele- 
genheiten des  Telegraphendienstes   sowie 

*)  Dr.  Franz  Liharzik  war  bereits  nach 
Ableben  des  Hofrathes  Steingraber  seit 
26.  Juli  1886  Vorstand  der  commerziellen  Ab- 
theilung bei  der  Generaldirection  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen. 

**)  Max  Ritter  von  Pichler  war  nach 
Uebemahme  der  Ersten  ungarisch-galiztschen 
Eisenbahn  in  den  Staatsbetrieb  am  [.Januar 
1889  zuerst  als  Stellvertreter  des  Verkehrs- 
directors  in  den  Dienst  der  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  überge- 
treten und  wurde  später  zum  Vorstande  der 
neu  errichteten  Abtheilung  für  das  Local- 
bahnwesen  bei  derselben  ernannt. 


für  sonstige  Specialanlagen  und  Special- 
einrichtungen ; 

Departement  23 :  für  maschinen- 
technische Constructionen  sowie  für 
Angelegenheiten  des  Zugförderungs-  und 
Werkstättendienstes ; 

Departement  24 :  für  militärische 
Eisenbahnangelegenheiten. 

Als  Hilfsämter  wurden  dem  Mini- 
sterium noch  beigegeben  ein  Tariferstel- 
lungs-  und  Abrechnungsbureau,  ein  Mi- 
nisterialrechnungsdepartement,eineHaupt- 
casse  der  Oesterreichischen  Staatsbahnen 
und  für  die  Besorgung  der  allgemeinen 
Kanzleigeschäfte,  als  des  Einreichungs- 
protokolles,  des  Expedites  und  der  Re- 
gistratur, eine  Hilfsämteroberdirection. 

Auf  den  nach  der  neuen  Organisation 
in  der  IV.  Rangsclasse  der  Staats- 
beamten systemisirten  Posten  des  General- 
inspectors  der  Oesterreichischen  Eisen- 
bahnen war  zunächst  der  bisherige  Vor- 
stand der  Generalinspection,  der  mit  dem 
Titel  und  Charakter  eines  Sectionschefs 
bekleidete  Ministerialrath  Rudolf  Frei- 
herr von  L  i  1  i  e  n  a  u  berufen ;  nach  dessen 
mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
15.  October  1897  über  sein  Ansuchen 
erfolgter  Uebernahme  in  den  bleibenden 
Ruhestand  wurde  sodann  mit  kaiserlicher 
Entschliessung  vom  selben  Datum  der 
Vorstand  des  Departements  für  allge- 
meinen Verkehrsangelegenheiten  im  Mini- 
sterium und  frühere  vieljährige  Betriebs- 
director  Rudolf  Gers tel  zum  General- 
inspektor der  Oesterreichischen  Eisen- 
bahnen ernannt. 

Die  Diensteintheilung  der  General- 
inspection wurde  dahin  getroffen,  dass 
unter  dem  Generalinspector  und  seinem 
in  der  V.  Rangsclasse  der  Staatsbeamten 
ernannten  Stellvertreter  ein  Secretariat, 
dem  auch  die  staatliche  Ueberwachung 
der  gesetzlichen  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung überwiesen  wurde,  ferner 
für  die  Ueberwachung  der  dem  öffent- 
lichen Verkehr  übergebenen  Eisenbahnen 
in  bautechnischer  Hinsicht  drei  nach 
örtlichen  Bahngruppen  gebildete  Linien- 
Inspectorate  A{  bis  A3  und  ein  Inspectorat 
A4  für  alle  bautechnischen  Agenden, 
welche  eine  einheitliche  Behandlung  oder 
specielle  Fachkenntnisse  erfordern,  wie 
insbesondere  Brücken-, Wasserbauanlagen, 
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Elektrotechnik  etc.,  endlich  für  die  Ueber- 
wachung  der  Ordnung  und  Sicherheit  des 
Bahnbetriebes  gleichfalls  drei  nach  den- 
selben Bahngruppen  gebildete  Linien- 
Inspectorate  Bl  bis  B3,  dann  ein  In- 
spectorat  B4  für  alle  betriebstechnischen 
Agenden,  welche  eine  einheitliche  Be- 
handlung erheischen,  insbesondere  Appro- 
visionirungstransporte,  Desinfectionsange- 
legenheiten,  Evidenthaltung  des  Wagen- 
dienstes bei  Privatbahnen,  Unfallstatistik, 
Trarnwayangelegenheiten  allgemeiner  Na- 
tur etc.  und  ein  Inspectorat  B5  für  Zug- 
förderungs-  und  Werkstättendienst  errichtet 
wurden. 

Das  zweite  Hilfsorgan  des  Eisen- 
bahnministeriums, das  Centralwagendiri- 
girungsamt  der  Oesterreichischen  Staats- 
bahnen, wurde  in  drei  Abtheilungen  : 

1.  für  die  allgemeine  Wagenver- 
waltung, 

2.  für  dieWagenmietheabrechnung  und 

3.  für  den  technischen  Wagenauf- 
sichtsdienst gegliedert. 

Bei  den  Staatsbahndirectionen  end- 
lich wurden  gemäss  einer  für  dieselben 
vom  Eisenbahnminister  in  Ausführung  des 
Organisationsstatutes  unterm  20.  Mai  1897 
erlassenen  Geschäftsordnung  für  die  Be- 
handlung der  in  ihren  Wirkungskreis 
fallenden  Agenden  ausser  einer  denselben 
beigegebenen  Directionscassa  im  ganzen 
acht  Abtheilungen  aufgestellt,  und  zwar: 

1.  für  Personal-,  Humanitäts-  und 
Sanitätsangelegenheiten, 

2.  für  Rechts-  und  allgemeine  Ver- 
waltungsangelegenheiten, 

3.  für  Bahnerhaltung  und  Bau, 

4.  für  Zugförderungs-  und  Werk- 
stättendienst, 

5.  für  den  Verkehrsdienst, 

6.  für  den  commerziellen  Dienst, 

7.  für  die  Einnahmencontrole  und 

8.  für  den  finanziellen  und  Rechnungs- 
dienst. 

Mit  Genehmigung  des  Eisenbahn- 
ministers' können  innerhalb  der  einzelnen 
Abtheilungen,  dem  Bedarfe  entsprechend, 
besondere  Fachgruppen  gebildet  werden ; 
schon  nach  der  Geschäftsordnung  wurden 
bei  der  Abtheilung  5  für  den  Verkehrs- 
dienst drei  ständige  Subreferate  mit 
selbständigerer  Stellung  und  zwar  «)  für 
Militärangelegenheiten,  b)  für  Telegraphen- 


angelegenheiten   und    c)    für  Wagendiri- 
girungsangelegenheiten   aufgestellt. 

Als  auf  Grund  kaiserlichen  Hand- 
schreibens vom  30.  November  1897  der 
Eisenbahnminister  Ritter  von  Gutten- 
b  e  r  g  infolge  Wechsels  des  Cabinets 
seinen  Posten  verliess  und  der  gegen- 
wärtige Eisenbahnminister  Dr.  Heinrich 
Ritter  von  Wittek  an  seine  Stelle  trat, 
fand  noch  eine  Aenderung  in  der  Ein- 
theilung  der  Sectionen  des  Eisenbahn- 
ministeriums dahin  statt,  dass  die  De- 
partements 1  bis  3  desselben  zu  der 
Section  II  geschlagen  wurden,  welche 
infolgedessen  von  da  ab  die  Angelegen- 
heiten der  Eisenbahngesetzgebung  und 
des  Concessionswesens,  sowie  des  finan- 
ziellen und  statistischen  Dienstes  umfasste, 
während  die  Section  I  für  administrative 
und  juridische  Angelegenheiten  des  Eisen- 
bahnwesens auf  die  Departements  4  bis 
8  eingeschränkt  wurde.      , 


Angelangt  bei  diesem  die  unmittel- 
bare Gegenwart  einleitenden  Zeitpunkte 
hat  der  mit  dieser  Arbeit  versuchte  ge- 
schichtliche Rückblick  nunmehr  seinen 
natürlichen  Abschluss  erreicht. 

Zweck  desselben  war  es  in  erster 
Linie,  die  früheren  Entwicklungsstadien 
in  der  Verwaltung  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  welche  ungeachtet  des 
hohen  Interesses,  das  sie  für  das  volle 
Verständnis  der  heutigen  Verwaltungs- 
zustände  auf  dem  Gebiete  des  heimischen 
Eisenbahnwesens  bieten,  doch  in  unserer 
raschlebigen  Zeit,  in  der  die  Werke  vorv 
heute  unerbittlich  schon  durch  das  Schaffen 
des  morgigen  Tages  verdrängt  werden, 
längst  dem  Gedächtnisse  der  Mitwelt 
entschwunden  sind,  der  unverdienten  Ver- 
gessenheit zu  entreissen. 

Ueberblickt  man  aber  nun  am  Schlüsse 
noch  einmal  den  ganzen  Entwicklungs- 
gang, den  die  Verwaltung  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  während  der  vier- 
undsiebzig Jahre  des  Bestandes  derselben 
genommen  hat,  so  muss  man  zu  der 
Erkenntnis  gelangen,  dass,  während  die 
Technik  des  Eisenbahnwesens  in  dieser 
Zeit  in  bewunderungswürdigem  Fluge 
unaufhaltsam  bis  zu  ihrer  heutigen  hohen 
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Entwicklungsstufe  vorwärts  eilte,  auch 
die  Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  der 
Verwaltung  des  heimischen  Eisenbahn- 
wesens, wahrlich,  nichts  weniger  als  im 
Stillstande  verblieben  sind  —  man  wird 
erkennen  müssen,  wie  schon  in  den  ersten 
Jahrzehnten,  als  das  österreichische  Eisen- 
bahnnetz noch  eine  sehr  geringe  Aus- 
dehnung aufzuweisen  hatte,  durch  die 
emsige  Arbeit  bedeutender  Männer,  deren 
frühzeitiges,  gereiftes  Verständnis  für  die 
Bedeutung  und  die  Aufgabe  dieses  jungen 
Verkehrsmittels  heute  noch  bewundert 
werden  muss,  jene  Grundlagen  für  die 
Administration  des  Eisenbahnwesens  ge- 
schaffen wurden,  die  ungeachtet  der  colos- 
salen  Ausdehnung,  die  dieses  modernste 
Verkehrsinstitut  seither  gewonnen  hat, 
noch  nichts  an  innerer  Geltungskraft  ver- 
loren haben  —  man  wird  weiters  zu- 
geben müssen,  dass  auch  in  den  folgenden 
Perioden,  während  welcher  das  Reich  von 
so  vielen  schweren  Heimsuchungen  betrof- 
fen wurde,  das  Staatswesen  an  chronischen 
Gebarungsdeficiten  krankte  und  der  ganze 
staatliche  Organismus  nur  mühsam  arbei- 
tete, es  doch  den  ernsten  Bemühungen  der 
leitenden  Staatsmänner,  wenn  auch 
unter  schweren  Opfern  des  Staates,  ge- 
ang,    dieses     für    das    Gedeihen     aller 


Zweige  der  Volkswirtschaft  längst  un- 
entbehrlich gewordene  Verkehrsmittel 
mit  verhältnismässig  geringen  Unter- 
brechungen zu  einer  grossartigen  Ent- 
faltung zu  bringen  —  man  wird  sich 
endlich  mit  Genugthuung  sagen  können, 
dass  bevor  noch  dasselbe  Jahrhundert, 
welches  das  Eisenbahnwesen  geboren 
hat,  zur  Rüste  geht,  gerade  in  unserem 
Vaterlande,  dank  der  weisen  Für- 
sorge Sr.  Majestät  unseres  all  ergnädigsten 
Monarchen,  Allerhöchst  welcher  diesem 
Zweige  der  öffentlichen  Verwaltung  stets 
sein  ganz  besonderes  Augenmerk  zuwen- 
dete, die  verwaltungsmässige  Organisa- 
tion des  Eisenbahnwesens  insoferne  die 
höchste  Stufe  ihrer  möglichen  Entwick- 
lung erreicht  hat,  als  dasselbe  nun- 
mehr, seiner  hohen  Bedeutung  im  ganzen 
Staatshaushalte  entsprechend,  sein  eige- 
nes selbständiges  Ministerium  erhalten 
hat. 

Einmal  auf  dieser  Höhe  seiner  Ent- 
wicklung angelangt,  wird  der  staatliche 
Verwaltungsorganismus  des  österreichi- 
schen Eisenbahnwesens  auch  allen  Auf- 
gaben des  kommenden  Jahrhunderts  ge- 
genüber, mögen  sie  wie  immer  geartet 
sein,  gerüstet  dastehen  und  denselben 
gerecht  zu  werden  vermögen. 


Die  Entwicklung 

des 

Eisenbahn  -Transportrechtes. 


Von 

Dr.  Max  Freiherrn  von  Buschmax, 

Ministerialrat!!  im  k.  k.  Eisenbahnministerium. 


AUFGABE  dieser  Abhandlung  wäre 
es  zunächst  nur  gewesen,  die 
Entwicklung  des  österreichischen 
Eisenbahn-Transportrechtes,  somit  der  für 
die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  den 
Eisenbahnen  und  dem  dieselben  be- 
nützenden Publicum  in  O  esterreich  in 
Geltung  stehenden  Normen  darzustellen; 
bei    dem   untrennbaren    Zusammenhange 


jedoch,  in  welchem  diese  Normen  mit  dem 
ungarischen  und  dem  deutschen  Trans- 
portrechte stehen,  war  es  nicht  mög- 
lich, sich  ausschliesslich  innerhalb  dieser 
Grenze  zu  bewegen,  vielmehr  musste 
wiederholt  auf  die  oftmals  parallel  lau- 
fende Entwicklung  auch  der  letzteren 
Transportrechte  des  Näheren  eingegangen 
werden. 


Die  von  den  Bahn  Verwaltungen  erlassenen  Betriebsreglements.*) 

[Zeitabschnitt  bis  9.  Januar  1868.] 


I.   Volle   Selbständigkeit   der  Eisen- 
bahnen. 

Als  in  Oesterreich  am  7.  September 
1824  das  erste  Eisenbahn- Privilegium  für 
die  mit  Pferden  zu  betreibende  Holz- 
und  Eisenbahn  von  Linz  nach  Budweis 
ertheilt  wurde,  war  hinsichtlich  des 
Transportgeschäftes  der  §  13 16  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches in  Geltung ,  wonach 
Wirthe,  Schiffer  und  Fuhrleute  den 
Schaden  verantworten,  welche  ihre  eige- 
nen oder  die  von  ihnen  zugewiesenen 
Dienstpersonen  an  den  übernommenen 
Sachen  einem  Reisenden  in  ihrem  Hause 
oder  in  ihrem  Schiffe  oder  an  der  Be- 
frachtung verursachen ;  ausserdem  be- 
stimmte noch  §  970  dieses  Gesetzbuches, 


dass  Wirthe,  Schiffer  und  Fuhrleute  für 
Sachen,  die  von  aufgenommenen  Reisen- 
den oder  als  Fracht  ihnen  selbst  oder 
ihren  Dienstleuten  übergeben  worden  sind, 
gleich  einem  Verwahrer  haften. 

Zur  Zeit  dieser  Uranfänge  des  Eisen- 
bahnwesens konnte  Niemand  voraussehen, 
dass  sich  aus  den  Beziehungen  zwischen 
den  Eisenbahnen  und  dem  Publicum  beim 
Transporte  von  Personen  und  Sachen  ein 
ganzer  Complex  von  zum  Theile  sehr  ver- 


*)  Zu  Beginn  dieses  Zeitabschnittes  kann, 
wie  aus  dem  Folgenden  hervorgeht,  von  einer 
Feststellung  der  rechtlichen  Beziehungen  zwi- 
schen den  Eisenbahnen  und  dem  dieselben 
benützenden  Publicum  durch  förmliche  Regle- 
ments zwar  noch  keine  Rede  sein,  doch 
musste  der  Kürze  halber  an  dem  seither  zur 
Geltung  gelangten  Ausdruck  »Betriebsregle- 
ment« Festgehalten  werden. 


3Q4 


Dr.  Max  Freiherr  v.  Buschman. 


wickelter  Rechtsfragen  ergeben  werde, 
rücksichtlich  welcher  mit  den  obigen 
Bestimmungen  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuches  und  mit  den  allen- 
falls noch  in  Betracht  kommenden  son- 
stigen Vorschriften  desselben,  so  ins- 
besondere über  Bevollmächtigung,  Dienst- 
leistungen u.  s.  w.  bei  weitem  nicht  werde 
das  Auslangen  gefunden  werden  können. 

Es  finden  sich  daher  weder  in  der 
erwähnten  Privilegiums-Urkunde  noch  in 
den  darauf  folgenden  ältesten  Privile- 
giums-Urkunden  für  eine  Holz-  und  Eisen- 
bahn zwischen  Prag  und  Pilsen  [30.  Juli 
1827],  für  eine  Holz-  und  Eisenbahn 
Linz-Lambach-Gmunden  [18.  Juni  1832] 
und  für  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
[4.  .März  1836]  irgend  welche  auf  das 
rechtliche  Verhältnis  zwischen  Bahn 
und  Publicum  Bezug  nehmende  Be- 
stimmungen. 

Aber  auch  die  »allgemeinen 
Bestimmungen  über  das  in 
Gemässheit  der  a.  h.  Entschlies- 
sungen  vom  29.  December  1837  und 
18.  Juni  1838  bei  Eisenbahnen  zu 
beobachtende  Concessions-Sy- 
stem<  [Politische Gesetzsammlung, Band 
66,  Nr.  83],  welche,  ohne  förmliche  Kund- 
machung, in  den  vorkommenden  Fällen 
den  Behörden  als  Directiven  zu  dienen 
hatten,  enthalten  nur  eine  die  Tarife,  als 
den  allerdings  wichtigsten  Theil  des  Be- 
förderungs-Vertrages   betreffende    Norm : 

§  8.  e.  Die  Unternehmung  erhält  das  aus- 
schhessende  Recht,  auf  ihrer  Bahn  Personen 
und  Sachen  aller  Art  mit  Zugvieh  oder  an- 
derer Kraft  zu  transportiren,  die  Preise 
nach  Umständen  festzusetzen;  doch  ist 
der  diesfällige  Preistarif  öffentlich 
kundzumachen — . 

Erst  dem  mit  Hofkanzlei-Decret  vom 
7.  März  1847,  Z.  5805,  kundgemachten 
Polizeigesetze  für  Eisenbahnen 
[Politische  Gesetzsammlung,  Band  75, 
Nr.  28]  war  es  vorbehalten,  den  Beför- 
derungs-Vertrag zwischen  Bahn  und  Pu- 
blicum in  seine  zwei  Theile  zu  zerlegen, 
indem  dasselbe  zwischen  den  Fahrpreis- 
Tarifen  für  Personen  und  Sachen  und  den 
Bedingungen  für  die  Aufnahme  der 
Personen,  beziehungsweise  Uebernahme 
der  Sachen  unterscheidet,  welche  Bedin- 
gungen   eben    seither    unter    dem    Aus- 


drucke »  Betriebsreglement  t  zusammen- 
gefasst  worden  sind. 

Der  hier  in  Betracht  kommende  wich- 
tigste Paragraph  lautet: 

§  6.  Die  Fahrordnung, ist  nebst 

den  Fahrpreis-Tarifen  für  Personen  und 
Sachen  zur  öffentlichen  Kenntnis  zu  bringen, 
und  in  allen  Bahnhöfen  und  Aufnahmsplätzen 
zur  allgemeinen  Einsicht  anzuheften  .... 
Ausserdem  sind  die  Bedingungen  der  Auf- 
nahme der  Personen,  ihres  Verhaltens  vor, 
während  und  bei  der  Beendigung  der  Fahrt, 
dann  die  Bedingungen  der  Lebernahme,  der 
Beschaffenheit  der  aufzugebenden  Sachen, 
der  Urkunden,  von  welchen  sie  begleitet  sein 
müssen,  endlich  jene  der  Erfolglassung  und 
I  der  Bestätigung  über  die  Aufnahme  und  die 
■  richtige   Ausfolgung    allgemein    bekannt   zu 

|  machen Aenderungen    des   Fahrpreis- 

Tarifes,  insoferne  sie  eine  Erhöhung  der  Preise 
bezwecken,  und  Aenderungen  in  den 
Fahrbedingungen  sind  vierzehn  Tage 
früher,  bevor  sie  in  Wirksamkeit  zu  treten 
haben,  zur  öffentlichen  Kenntnis  zu  bringen. 

Ausserdem  enthält  dieses  Polizeigesetz, 
den  vorliegenden  Gegenstand  betreffend, 
nur  einige  Bestimmungen  über  Unifor- 
mirung  der  Bediensteten  [§  10],  Aus- 
schluss trunkener  Personen  von  der  Fahrt 
[§  13],  Ausschluss  explodirbarer  Artikel 
von  Personenzügen  [§  15],  endlich  über 
Beschwerdebücher   [§  17]. 

Dieses  Gesetz  hat  demnach  keine 
Einschränkung  der  Selbständigkeit  der 
Bahnen  in  der  Normirung  der  Beför- 
i  derungs-Bedingungen  zur  Folge  gehabt, 
indem  die  doch  nur  formelle  und  eigent- 
lich selbstverständliche  Bestimmimg  des 
citirten  §  6,  betreffend  die  Kundmachung 
dieser  Bedingungen,  beziehungsweise  der 
Abänderungen  derselben,  ihr  Gegen- 
gewicht findet,  in  der  durch  §  16  gesetzlich 
ausgesprochenen  Verpflichtung  des  Publi- 
cums  die  kundgemachten  Bedingungen 
einzuhalten : 

§  16.  Diejenigen,  welche  die  Bahn  zur 
Reise  oder  zur  Versendung  von  Sachen  be- 
nützen, haben  sich  nach  den  für  die  Beför- 
derung festgesetzten  und  veröffentlichten  Be- 
dingungen zu  benehmen 

In  dieser  ältesten  Zeit  ist  es  sohin 
den  Bahnverwaltungen  freigestanden,  die 
rechtlichen  Beziehungen  zum  Publicum 
ganz  nach  ihrem  eigenen  Ermessen  zu 
regeln,  zumal  sie  in  der  Lage  waren, 
die   wenigen   auf  das    Transportgeschäft 
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anwendbaren  Bestimmungen  des  allge- 
meinen bürgerlichen  Gesetzbuches  im 
Vertragswege  ihren  Interessen  entspre- 
chend abzuändern,  beziehungsweise  ein- 
zuschränken. 

Von  derartigen  älteren  Reglements 
sind  beispielsweise  zu  erwähnen  die  Be- 
stimmungen für  den  Personenverkehr  auf 
der  nördlichen  k.  k.  Staatsbahn  und  auf 
der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  die  Be- 
stimmungen für  Reisende  auf  der  Wien- 
Gloggnitzer  Bahn  sowie  die  gemeinsamen 
Bestimmungen  für  die  Frachtenbeförde- 
rung auf  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn, der  nördlichen  und  südlichen 
k.  k.  Staatsbahn  und  der  k.  k.  priv.  Wien- 
Gloggnitzer  Bahn.  *) 


2.  Einschränkung  der  Selbständigkeit 
der  Eisenbahnen. 

a)  Durch  die  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung. 

Die  volle  Selbständigkeit  der  Eisen- 
bahnen bei  der  Regelung  ihrer  Beziehungen 
zum  Publicum  erfuhr  erst  eine  wesentliche 
Einschränkung  mit  dem  Inkrafttreten  der 
durch  kaiserliche  Verordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.-G.-Bl.  Nr.  i  ex  1852,  er- 
lassenen, mit  Gesetzkraft  ausgestatteten 
Eisenbahnbetriebs-Ordnung. 

Die  in  dieser  Beziehung  wichtigste 
Bestimmung  ist  folgende : 

§  66.  Die  Privateisenbahn-Unternehmungen 
sind  verpflichtet,  die  Tarife  und  Bestimmun- 
gen über  den  Personen-  und  Sachenverkehr 
[§  4]  vor  ihrer  Kundmachung  sowie  jedesmal 
vor  ihrer  Abänderung  der  Staatsverwaltung 
vorzulegen. 


*) Diese  älterenReglements  sindsämmtlich 
im  Krakauer  constitutionellen  Schreibkalender 
pro  1849  abgedruckt;  ferner  sind  solche  auch 
in  dem  kürzlich  erschienenenWerke  »Entwick- 
lung des  Eisenbahn-Tarifwesens  in  Ungarn 
von  1846  bis  1896«  [von  Louis  Jellinek,  In- 
spector,  und  Josef  Gonda,  Tarifreferent  der 
kgl.  ungar.  Staatsbahnen]  zum  Abdrucke  ge- 
langt, und  zwar:  Die  Bestimmungen  vom  16. 
December  1850  für  den  Verkehr  der  Personen- 
und  gemischten  Züge  auf  der  k.  k.  südöstlichen 
Staatseisenbahn  zwischen  Marchegg,  Pest 
und  Szolnok,  ferner  die  Kundmachung  vom 
1.  October  1850  über  die  Bestimmungen  für  die 
Frachtenbeförderung  auf  der  k.  k.  südöstlichen 
Staatseisenbahn  [von  Pest  nach  Pressburg 
und  von  Pest  nach  Szolnok]. 


Für  die  Staatsverwaltung  ergab  sich 
hieraus  die  Berechtigung,  diese  Vorlagen 
hinsichtlich  ihrer  gesetzlichen  Zulässigkeit 
zu  prüfen,  dieselben  eventuell  zu  bean- 
ständen oder  im  Falle  anstandslosen  Be- 
fundes der  vorlegenden  Verwaltung  hie- 
von  Mittheilung  zu  machen. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  ferner 
die  in  §  8  der  Eisenbahnbetriebs-Ordnung 
den  Eisenbahnen  auferlegte  Transport- 
pflicht und  die  Bestimmung  des  §  91, 
welcher  zufolge  den  »in  diesem  Ge- 
setze« enthaltenen  Vorschriften  und  Ver- 
pflichtungen auch  die  bereits  concessio- 
nirten  und  privilegirten  Eisenbahn-Unter- 
nehmungen von  dem  Tage,  an  welchem 
»dieses  Gesetz«  in  Wirksamkeit  tritt, 
unterworfen  sind. 

Neben  der  vollkommen  neuen  Ver- 
pflichtung zur  vorhergehenden  Vorlage 
der  reglementarischen  Bestimmungen  und 
der  gesetzlich  ausgesprochenen  Transport- 
pflicht kommt  es  weiter  nicht  wesent- 
lich in  Betracht,  dass  die  Eisenbahn- 
betriebs-Ordnung nebst  einer  theilweisen 
wörtlichen  Wiederholung,beziehungsweise 
Ausgestaltung  der  oberwähnten  Vor- 
schriften des  Eisenbahn-Polizeigesetzes 
auch  noch  eine  weitere  Anzahl  von 
Normen,  allerdings  vorwiegend  polizei- 
licher Natur,  über  den  Personen-  und 
Sachenverkehr  enthält,  die  sich  sohin 
als  gesetzliche  Bestimmungen  darstellen, 
durch  welche  die  volle  Freiheit  der 
Bahnen  zur  Erlassung  der  betreffenden 
Vorschriften  auch  in  materieller  Be- 
ziehung eine  gewisse  Einschränkung  er- 
fahren hat. 

Im  Sinne  der  Bestimmungen  der  Be- 
triebsordnung hat  denn  auch  beispiels- 
weise die  Staatseisenbahn-Gesellschaft  auf 
Grund  der  aus  der  Periode  des  Staats- 
regie-Betriebes bestehenden  Normen  über 
die  Personen-  und  Sachenbeförderung 
im  Jahre  1857  dem  Ministerium  ein 
neues  Reglement  für  den  commerziellen 
Dienst  vorgelegt,  welches,  zur  Veröffent- 
lichung bestimmt,  den  Zweck  hatte,  alle 
auf  den  Dienst  bezüglichen  Bestimmungen 
sowohl  dem  Publicum  als  dem  Personale 
zusammengefasst  in  die  Hand  zu  geben. 
Dieses  »Reglement  für  das  Trans- 
portwesen auf  den.  Bahnstrecken 
der  k.  k.  priv.  österr.  Staatseisen- 


Geschichte  der  Eisenbahnen.  IV. 


20 


306 


Dr.  Max  Freiherr  v.  Buschman. 


b ahn-Gesellscha ftc  erhielt  unterm 
2o.  August  1857,  Z.  16680/1676,  die  mini- 
sterielle Genehmigung. 


b)  Einschränkung  der 

Selbständigkeit    der  Bahnen  durch 

das  Reglement  des  Vereins  deutscher 

Eisenbahn  -Verwaltungen.*) 

Mit  der  raschen  Vermehrung  der 
Bahnen  und  dem  Wachsen  ihrer  wechsel- 
seitigen Verkehrsbeziehungen  ergab  sich 
in  Deutschland  bei  dem  Mangel  eines 
gemeinsamen  Frachtrechtes  alsbald  das 
Bedürfnis,  eine  Uebereinstimmung  der 
von  den  Bahnverwaltungen  erlassenen 
Bestimmungen  für  den  Personen-  und 
Sachenverkehr  herzustellen.  Diesem  Be- 
dürfnisse ist  zunächst  durch  den  »Verein 
deutscher  Eisenbahn- Verwaltungen  «  Rech- 
nung getragen  worden. 

Dieser  seit  dem  Jahre  1847  bestehende 
Verein  hat  es  als  eine  seiner  wichtigsten 
Aufgaben  erkannt,  ein  gemeinsames  Be- 
triebsreglement für  alle  ihm  angehörigen 
Bahnen  zu  schaffen.  Schon  im  Jahre  1847 
einigte  man  sich  über  »Normativbe- 
stimmungen für  Personen-,  Ge- 
päck-, Leichen-  und  Viehbe for- 
de rung«  mit  der  Massgabe,  dass  die 
Specialreglements  der  Vereinsbahnen  da- 
mit nicht  im  Widerspruche  stehen  dürfen. 
Diese  Vereinbarung  trat  am  1.  Januar 
1849  in  Kraft  und  wurde  in  den  Jahren 
1856,  1857  und  1859  unter  dem  Titel 
»Vereinsreglement  für  die  Per- 
sonen- etc.  Beförderung«  mehrfach 
revidirt.  Ferner  wurde  am  1.  April  1850 
ein  »Vereinsreglement  für  den 
Güterverkehr«  eingeführt,  welches  mit 
Geltung  vom  1.  December  1856  eine 
neue  Fassung  erhielt. 

Als  nun  in  Folge  eines  in  der  Triester 
Generalversammlung  vom  Jahre  1858 
gefassten    Beschlusses    dem  Vereine  alle 


*)  Hier,  sowie  an  vielen  anderen  Stellen 
wurde  für  die  Entwicklung  des  Frachtrechtes 
in  Deutschland  ein  im  Archiv  für  öffentliches 
Recht  vor  mehreren  Jahren  veröffentlichter 
Aufsatz  »Eisenbahnbetriebs-Reglement  und 
Verkehrsordnung,  ihre  Entstehung  und  recht- 
liche Natur.  Von  Dr.  Theodor  Gerstner, 
Geheimer  Oberregierungsrath  in  Berlint,  als 
Quelle  benützt. 


Bahnen  beitreten  konnten,  welche  ihr 
Domicil  in  einem  zum  deutschen  Bundes- 
gebiete gehörigen  oder  in  einem  solchen 
Lande  hatten,  welches  unter  einer 
deutschen  Bundesregierung  stand,  und 
demgemäss  den  österreichischen  Bahnen 
der  Eintritt  offen  war,  haben  dieselben 
durch  diesen  Beitritt  im  Interesse  des 
Verkehres  sich  selbst  die  Verpflichtung 
auferlegt,  von  den  Bestimmungen  des 
Vereinsreglements  nur  insoweit  abzu- 
weichen, als  dies  durch  die  Verschieden- 
artigkeit der  internen  Gesetzgebung  etwa 
geboten  erschien. 


c)    Weitere  Einschränkung  der 

Selbständigkeit    der    Bahnen 

durch  das  Handelsgesetzbuch. 

Das  mit  Gesetz    vom    17.    December 

1862  [R.-G.-Bl.  Nr.  1  ex  1863]  am  1.  Juli 

1863  zur  Einführung  gelangte  Handels- 
gesetzbuch enthält  in  seinem  vierten 
Buche  einen  das  Frachtgeschäft  betreffen- 
den 5.  Titel,  welcher  in  seinem  1.  Ab- 
schnitte das  Frachtgeschäft  überhaupt  und 
in  seinem  2.  Abschnitte  das  Frachtgeschäft 
der  Eisenbahnen  insbesondere  behandelt. 

Der  Entwurf  dieses  Handelsgesetz- 
buches wurde  bekanntlich  im  Auftrage 
der  deutschen  Bundesversammlung  durch 
eine  Commission  unter  Mitwirkung  von 
Abgeordneten  der  österreichischen  Re- 
gierung aufgestellt. 

Auf  den  Verlauf  der  einschlägigen, 
in  Nürnberg  und  Hamburg  gepflogenen 
Conferenzen  war  es  von  wesentlichem 
Einflüsse,  dass  die  Bahnverwaltungen,  un- 
geachtet der  Inhalt  des  Vereinsreglements 
als  aus  dem  Verkehre  selbst  herausge- 
wachsen, im  Allgemeinen  auch  dessen  Be- 
dürfnissen entsprach,  dennoch  nicht  immer 
der  Versuchung  widerstehen  konnten,  die 
ihnen  durch  das  thatsächliche  Transport- 
monopol gegebene  Autonomie  zu  einer 
mitunter  weitgehenden  Beschränkung  ihrer 
Haftbarkeit  auszunützen,  wodurch  be- 
gründete Beschwerden  des  Handelsstandes 
hervorgerufen  wurden. 

Es  ist  sohin  bei  der  zweiten  Lesung 
des  Entwurfes  davon  ausgegangen  wor- 
den, dass  den  Eisenbahnen  Aenderungen 
an  den    handelsgesetzlichen  Vorschriften 
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über  das  Frachtgeschäft  gänzlich  unter- 
sagt sein  sollen.  Wiewohl  nun  hieran  in  Be- 
rücksichtigung lebhafter  Remonstrationen 
der  Eisenbahn- Verwaltungen  und  nament- 
lich in  Berücksichtigung  einer  durch  eine 
Commission  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahn-Verwaltungen ausgearbeiteten,  eine 
Reihe  von  Gegenvorschlägen  enthalten- 
den Denkschrift  bei  der  dritten  Lesung 
nicht  festgehalten  wurde,  so  ist  doch  die 
»Vertragsfreiheit«,  d.  h.  die  thatsächliche 
Autonomie  der  Eisenbahnen  durch  die 
schliesslich  angenommene  Fassung  des 
Handelsgesetzbuches  wesentlich  einge- 
schränkt worden. 

Nach  Art.  42 1  dieses  Gesetzes  finden  die 
Bestimmungen  des  Titels  5,  Abschnitt  I, 
»vom  Frachtgeschäfte  überhaupt«  [Art. 
390 — 421]  unter  Anderem  auch  An- 
wendung auf  die  Frachtgeschäfte  derEisen- 
bahnen.  Für  diese  kommen  aber  ferner 
die  Bestimmungen  des  Abschnittes  2  »von 
dem  Frachtgeschäfte  der  Eisenbahnen 
insbesondere«  [Art.  422 — 431]  zur  An- 
wendung. Im  Abschnitte  2  ist  namentlich 
die  Verpflichtung  der  Eisenbahnen  zur 
Eingehung  des  Frachtgeschäftes  vorbe- 
haltlich gewisser  Voraussetzungen  aus- 
gesprochen [Art.  422]  und  denselben 
[im  Art.  423]  verboten,  die  Anwendung 
der  in  den  Art.  395,  396,  397,  400, 
401,  408  enthaltenen  Bestimmungen  über 
die  Verpflichtung  des  Frachtführers  zum 
Schadensersatze  zu  ihrem  Vortheile  durch 
Verträge  [mittels  Reglements  oder  durch 
besondere  Uebereinkunft]  im  Voraus  aus- 
zuschliessen  oder  zu  beschränken,  ausser 
soweit  solches  durch  die  nachfolgenden 
Artikel  [424  ff.]  ausdrücklich  zuge- 
lassen ist. 

Mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehende 
Einführung  des  Handelsgesetzbuches  wur- 
den sämmtliche  Bahnverwaltungen  seitens 
des  Handelsministeriums  schon  unterm 
5.  Mai  1863,  Z.  5960,  aufgefordert,  jene 
Aenderungen  der  Tarif-  und  Frachten - 
verkehrs-Bestimmungen  einverständlich 
zu  formuliren,  welche  durch  das  neue 
Handelsgesetzbuch  bedingt  waren. 

Das  demgemäss  von  der  Staatseisen- 
bahn-Gesellschaft namens  sämmtlicher 
Bahnen  neu  redigirte  Betriebsreglement, 
neben  welchem,  abweichend  von  dem 
derzeit  bestehenden,  die  Lieferfristbestim- 


mungen abgesondert  in  Geltung  standen, 
erhielt  unterm  30.  Juni  1863,  Z.  8543, 
die  ministerielle  Genehmigung  mit  der 
Aufforderung,  wegen  ungesäumter  gleich- 
zeitiger Verlautbarung  im  Einvernehmen 
mit  den  betheiligten  Eisenbahnen  das 
Geeignete  zu  veranlassen. 

Dieses  Betriebsreglement  vom 
1.  Juli  1863  wurde  indessen  nicht  von 
sämmtlichen  Bahnverwaltungen  gemein- 
sam, sondern  von  jeder  Bahn  für  sich 
mittels  kurzer  Ankündigung  im  Inseraten- 
theile  der  »Wiener  Zeitung«  unter  Hin- 
weisung darauf  kundgemacht,  dass  Exem- 
plare des  Reglements  in  den  Stationen 
käuflich  zu  haben  sind.  Derartige  Kund- 
machungen sind  beispielsweise  enthalten 
in  der  »Wiener  Zeitung«  vom  15.  Juli 
1863  rücksichtlich  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  und  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn,  und  in  der  »Wiener  Zeitung«  vom 
22.  Juli  1863  rücksichtlich  der  Staats- 
eisenbahn-Gesellschaft, der  Galizischen 
Carl  Ludwig-Bahn  und  der  Südbahn- 
Gesellschaft. 

Aus  einem  Rückblicke  auf  die  bis- 
herige Entwicklung  ergibt  sich,  dass  die 
Freiheit  der  Bahnverwaltungen,  die  nun- 
mehr im  »Betriebsreglement«  zusammen- 
gefassten  Normen  ganz  nach  ihrem  eige- 
nen Ermessen  zu  erlassen,  im  Laufe  der 
Zeit  schrittweise  eingeengt  worden  ist 
durch  polizeiliche  und  materiellrechtliche 
Bestimmungen  des  Eisenbahnpolizei- 
Gesetzes,  der  Eisenbahnbetriebs-Ordnung 
und  des  Handelsgesetzbuches,  ferner  durch 
die  bereits  in  der  Betriebsordnung  aus- 
gesprochene Transportpflicht  sowie  durch 
das  aus  der  Betriebsordnung  sich  erge- 
bende Genehmigungsrecht  der  Regierung. 

Gleichwohl  war  doch  das  im  Jahre 
1863  von  den  Bahnen  erlassene,  allen  ge- 
meinsame Betriebsreglement  noch  vorwie- 
gend privatrechtlicher  Natur.  Demgemäss 
stellt  sich  dasselbe  seinem  Wesen  nach 
als  eine  Ankündigung  allgemeiner  Bedin- 
gungen dar,  unter  welchen  sich  die  Eisen- 
bahnen bereit  erklärten,  Transportver- 
träge abzuschliessen.  Diese  Bedingungen 
wurden  durch  die  Benützung  der  Bahn 
seitens  der  Transportgeber  und  weiters 
dadurch,  dass  in  dem  vom  Absender 
unterzeichneten  Frachtbriefe  auf  die  Be- 
dingungen des  Reglements  und  der  Tarife 
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ausdrücklich  Bezug  genommen  ist,  in 
jedem  einzelnen  Falle  zum  Vertrage  zwi- 
schen Bahn  und  Publicum. 

Was  das  letztere  anbelangt,  so  hatte 
es  allerdings  schon  damals,  im  Falle  es 
die  Bahn  überhaupt  benützen  wollte, 
keine  andere  Wahl,  als  die  von  der  Bahn 
angekündigten  Bedingungen  vorbehaltlos 
zu  acceptiren.  Diese  Bedingungen  bildeten 
soh  in,  vermöge  des  den  Bahnverwaltun- 
gen zustehenden  Transportmonopoles  für 
das  Publicum  thatsächlich  ein  zwingendes 
Recht.  Merkwürdigerweise  wurde  diese 
Wirkung  des  Transportmonopoles  in  ihrer 
vollen  Tragweite  damals  offenbar  noch 
nicht  erkannt,  da  es  sonst  wohl  nicht  für 
noth wendig  erachtet  worden  wäre,  in  §  16 


des  Eisenbahn-Polizeigesetzes  und  in  §  93 
der  Eisenbahnbetriebs-Ordnung  ausdrück- 
lich festzusetzen,  dass  diejenigen,  welche 
die  Bahn  benützen,  sich  nach  den  für  die 
Beförderung  festgesetzten  und  veröffent- 
lichten Bedingungen  zu  benehmen  haben. 
Hiedurch  sind  die  von  den  Bahn- 
verwaltungen erlassenen  Reglements  unter 
gesetzlichen  Schutz  gestellt  worden  und 
haben  dieselben  daher  schon  in  dieser 
Zeit,  zumal  als  deren  behördliche  Geneh- 
migung auf  Grund  der  Betriebsordnung 
stattfand,  dem  Publicum  gegenüber  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  doch  schon 
den  Charakter  eines  im  Verordnungswege 
von  der  Regierung  erlassenen  Reglements 
angenommen. 


II. 

Die  durch  die  Regierung  im  Verordnungswege  erlassenen 

B  etriebsregl  em  ents. 

[Zeitabschnitt  vom  9.  Januar   1S68  bis  31.  December   1892.] 


Das  im  R.-G.-Bl.  Nr.  4  vom  9.Janu?j 
1868  kundgemachte  und  am  gleichen 
Tage  in  Wirksamkeit  getretene  »Ge- 
setz vom  24.  December  1867,  wo- 
durch das  Ministerium  der  im 
Reichsrathe  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  zur  Verein- 
barung eines  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses mit  dem  M  inisterium 
der  Länder  der  ungarischen 
Krone  ermächtigt  wird«,  enthält 
folgende  Bestimmung : 

Artikel  VIII.  Die  bestehenden  Eisen- 
bahnen sollen  in  beiden  Ländergebieten  nach 
gleichartigen  Grundsätzen  verwaltet  und  neu 
herzustellende  Bahnen,  insoweit  es  das 
Interesse  des  gegenseitigen  Verkehres  er- 
heischt, nach  gleichartigen  Bau-  und  Be- 
triebsnormen eingerichtet  werden.  —  Insbe- 
sondere sollen  die  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  vom  16.  November  1851  und  das 
Eisenbahn  betriebs- Reglement  vom 
30.  Juni  lS63in  beiden  Ländergebieten 
unverändert  beobachtet  werden,  in- 
solange  sie  nicht  im  gegenseitigen  Einver- 
nehmen und  in  einer  für  beide  Tneile  gleich- 
artigen Weise  abgeändert  sein  werden. 

Hiemit  hatte  das  seitens  der  Bahnen 
erlassene  Betriebsreglement,  giltig  vom 
1.  Juli  1863,  seinen  ursprünglichen  Cha- 
rakter vollständig  verloren ;  dasselbe  war 


nunmehr  in  ein  staatliches  Betriebs- 
reglement verwandelt  worden,  an  welches 
nicht  nur,  wie  bisher,  das  Publicum, 
sondern  auch  die  Bahnverwaltungen 
gebunden  waren,  indem  denselben  das 
ihnen  bis  dahin  zugestandene  Recht, 
selbständig  Aenderungen  des  Betriebs- 
reglements unter  Einholung  der  Genehmi- 
gung der  Regierung  vorzunehmen,  ent- 
zogen worden  ist. 

In  Deutschland  ist  um  einige  Monate 
früher  ein  ähnlicher  Umschwung  ange- 
bahnt  worden,  indem  nach  Art.  45  der 
Verfassung  des  norddeutschen  Bundes 
vom  26.  Juli  1867  baldigst  auf  allen 
deutschen  Bahnen  übereinstimmende  Be- 
triebsreglements eingeführt  werden  sollten. 
In  diesem  Sinne  ist  »in  Ausführung  des 
Art.  45  der  Bundes-Verfassung«  das  »Be- 
triebsreglement für  die  Eisenbahnen  im 
norddeutschen  Bunde«  vom  10.  Juni  1870 
vom  Bundesrathe  beschlossen  und  durch 
den  Bundeskanzler  veröffentlicht  worden. 

Dieses  Betriebsreglement  bildete  im 
wesentlichen  die  Grundlage  eines  von  den 
österreichischen  und  ungarischen  Eisen- 
bahn-Verwaltungen ausgearbeiteten  Ent- 
wurfes eines  neuen  Betriebsreglements,  in 
welchem  über  Aufforderung  der  Regierung 
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auch  die  Ergebnisse  der  vom  9.  März  bis 
31.  October  1871  durch  die  nieder- 
österreichische  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer veranstalteten  Enquete  über  das 
Transportwesen  Berücksichtigung  gefun- 
den haben.  Dieser  Entwurf  wurde  im  Han- 
delsministerium, beginnend  am  22.  April 
1872,  einer  neuerlichen  umfassenden,  den 
Charakter  einer  Enquete  an  sich  tragen- 
den Berathung  unterzogen. 

Das  hienach  festgestellte  Betriebs- 
reglement, welches  nunmehr  auch  die 
Lieferfristbestimmungen  enthielt,  ist  sohin 
als  »Betriebsreglement  vom  1.  August 
1872«  durch  Verordnungen  der  österreichi- 
schen und  der  ungarischen  Regierung 
vom   1.  Juli   1872    kundgemacht  worden. 

Die  betreffende  österreichische  Ver- 
ordnung lautete : 

Im  Grunde  des  Art.  VIII  des  Gesetzes 
vom  24.  December  1867  [R.-G.-Bl.  Nr.  4  vom 
Jahre  1868]  finde  ich  zu  verordnen,  dass  das 
nachstehende  Betriebsreglement  ....  vom 
1.  August  1872  ab  ....  in  Wirksamkeit  zu 
treten  hat. 

Specialbestimmungen  einzelner  Eisen- 
bahn-Verwaltungen oder  Eisenbahn-Verbände 
haben  neben  diesem  Reglement  nur  Geltung, 
wenn  sie  in  die  bezüglichen  Tarife  aufge- 
nommen sind,  mit  den  Festsetzungen  dieses 
Reglements  nicht  im  Widerspruche  stehen, 
dieselben  vielmehr  nur  ergänzen,  oder  wenn 
sie  dem  Publicum  günstigere  Bestimmungen 
gewähren.  .  .  . 

Die  Kundmachung  des  Betriebsregle- 
ments erfolgte  im  Reichsgesetzblatte  [unter 
Nr.  90  ex  1872J  und  wird  an  dieser 
Kundmachungsform   fortab    festgehalten. 

Da  nun  nicht  allein  das  österreichische 
und  ungarische,  sondern  auch  alle  ande- 
ren im  Bereiche  des  Vereines  deutscher 
Eisenbahn- Verwaltungen  erlassenen  staat- 
lichen Betriebsreglements  insoweit  abso- 
lute Geltung  beanspruchten,  als  in  den 
betreffenden  Eingangsbestimmungen  nur 
dieselben  ergänzende  oder  dem  Publicum 
günstigere  Vorschriften  der  Bahnen  zu- 
gelassen worden  sind,  und  sohin  allzu 
einschneidende  Abweichungen  des  für  den 
wechselseitigen  Verkehr  zwischen  Oester- 
reich-Ungarn,  Deutschland,  die  Nieder- 
lande und  Luxemburg  geltenden  Vereins- 
reglements von  den  in  diesen  Ländern 
kundgemachten  internen  Reglements  auf 
die  Dauer  nicht  haltbar  gewesen  wären, 
so    wurde,    vorzugsweise    zur    Behebung 


der  zwischen  dem  deutschen  und  öster- 
reichisch-ungarischen Betriebsreglement 
noch  bestehenden  Verschiedenheiten,  im 
Vereine  deutscherEisenbahn-  Verwaltungen 
der  Entwurf  eines  neuen  Betriebsregle- 
ments ausgearbeitet  und  zu  Anfang  des 
Jahres  1873  der  österreichisch-ungarischen 
und  der  deutschen  Regierung  überreicht. 

Dieser  Entwurf,  ferner  ein  im  Reichs- 
eisenbahnamte ausgearbeiteter  Entwurf 
eines  neuen  deutschen  Betriebsreglements, 
sowie  die  im  Gegenstande  von  der  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  des 
Vereins  deutscher  Eisenbahn-Verwaltun- 
gen am  3.  November  1873  über  Ein- 
ladung des  Reichskanzleramtes  gefassten 
Beschlüsse  bildeten  die  Grundlage  für  eine 
zu  Ende  des  Jahres  1873  im  deutschen 
Reichseisenbahnamte  abgehaltene  Be- 
rathung von  Vertretern  der  österreichisch- 
ungarischen und  der  deutschen  Regierung, 
in  welcher  man  sich  über  eine  fast  durch- 
gängig übereinstimmende  Fassung  der 
für  Oesterreich-Ungarn  und  Deutschland 
einzuführenden  neuen  Bestimmungen  ver- 
ständigte. 

Auf  Grund  der  Ergebnisse  dieser  die 
Vorschläge  der  Eisenbahnen,  sowie  ver- 
schiedene Wünsche  des  Handelsstandes 
berücksichtigenden  Verhandlungen  wurde 
seitens  des  Reichseisenbahnamtes  ein 
neues  Betriebsreglement  ausgearbeitet, 
welches  auch  seitens  Oesterreich-Ungarns 
mit  wenigen  Modifikationen  [§  43 :  Zu- 
lassung der  Frachtüberweisung  bei  Thier- 
transporten,  §  48 :  Zulassung  des  Trans- 
portes von  Schiesspulver,  Dynamit  etc.] 
acceptirt  worden  ist. 

Es  sind  demgemäss  das  unterm  10.  Juni 
1874  kundgemachte  »Betriebsregle- 
ment für  die  Eisenbahnen  der  im 
Reichsrathe  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  vom  I.  Juli 
1874«  und  das  »Betriebsreglement  für  die 
Länder  der  ungarischen  Krone«  am  ge- 
nannten Tage  gleichzeitig  mit  dem  »Be- 
triebsreglement für  die  Eisenbahnen 
Deutschlands«    in  Kraft  getreten. 

Auch  die  vielfachen  in  den  Jahren 
1876 — 1892  vorgenommenen  Abände- 
rungen einzelner  Vorschriften  dieses  Regle- 
ments haben  in  beiden  Reichen,  soweit 
es  die  inneren  Verhältnisse  eben  ge- 
statteten, gleichen  Schritt  gehalten. 
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Was  nun  die  juristische  Natur  des 
Betriebsreglements  in  dieser  Zeitperiode 
anbelangt,  so  ist  dasselbe  allerdings  von 
der  österreichischen  Regierung  auf  Grund 
des  Art.  VIII  des  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses mit  Ungarn  nur  im  Verord- 
nungswege erlassen  worden ;  daraus  je- 
doch, dass  das  Reglement  in  diesem 
Artikel  als  integrirender  Bestandtheil  der 
Ausgleichsgesetze  mit  Ungarn  erklärt 
worden  ist,  liessen  sich  wohl  auch  Argu- 
mente dafür  ableiten,  denen  zu  Folge  dem- 
selben über  die  verbindliche  Kraft  einer 
gewöhnlichen  Verordnung  hinaus  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  Gesetzeskraft 
innewohnte. 

Diese  unleugbar  controverse  Frage  hat 
auch  derzeit  hinsichtlich  des  auf  den 
Personenverkehr  bezugnehmenden  Theiles 
des  Betriebsreglements,  sowie  bezüglich 
jener  den  Güterverkehr  betreffenden  Be- 
stimmungen desselben,  welche  nicht  auf 
dem  internationalen  Uebereinkommen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  beruhen,  ihre 
actuelle  Bedeutung  nicht  verloren ;  auf 
eine  nähere  Besprechung  des  Gegen- 
standes kann  jedoch  hier  umsoweniger 
eingegangen  werden,  als  eine  Entschei- 
dung des  obersten  Gerichts- 
hofes vom  12.  März  1886  vorliegt, 
welche  lautet: 

Das  Eisenbahnbetriebs-Reglement  kann, 
weil  es  kein  Gesetz  ist,  auch  Gesetzen  nicht 
derogiren ;  aber  da  die  Eisenbahnen  die 
Verfrachtung  von  Gütern  nur  auf  Grund 
dieses  ordentlich  kundgemachten  Eisenbahn- 
betriebs-Reglements übernehmen,  was  auch 
in  dem  Frachtbriefe  ausdrücklich  erwähnt  ist, 
so  unterwirft  sich  der  Absender  eines  Gutes 
durch  den  Abschluss  des  Frachtvertrages  den 
Bestimmungen  desselben  und  hat  sich  auch 
der  Kläger  durch  Unterfertigung  des  Fracht- 
briefes diesen  Bestimmungen  unterworfen. 
Dadurch  erhalten  die  Bestimmungen  des 
Eisenbahnbetriebs-Reglements  die  rechtliche 
Natur  eines  Vertrages. 

Gleichwohl  dürfte  diese  Entscheidung 
aus  dem  Grunde  nicht  als  vollkommen  aus- 
schlaggebend zu  betrachten  sein,  weil  in 
derselben  die  Tragweite  des  Art.  VIII  des 
Zoll-  und  Handelsbündnisses  mit  Ungarn 
keiner  Erörterung  unterzogen  worden  ist. 

Ferner  kann  nicht  unerwähnt  bleiben, 
dass  in  dem  an  anderer  Stelle  bereits 
citirten  Werke:  »Entwicklung  des  Eisen- 
bahntarifwesens in  Ungarn  von  1846  bis 


1896«:  auf  Seite  16  und  32  die  Anschau- 
ung entwickelt  wird,  das  Betriebsregle- 
ment vom  Jahre  1863  sei  durch  das  Aus- 
gleichsgesetz vom  Jahre  1867  für  Ungarn 
in  eine  Rechtsnorm  mit  Gesetzes- 
kraft umgewandelt  worden,  was  selbst- 
verständlich auch  von  den  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  erlassenen  Betriebsregle- 
ments vom  Jahre  1872  und  1874  gelte. 
Endlich  muss  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  es  hinsichtlich  der  recht- 
lichen Natur  und  der  verbindenden  Kraft 
des  Betriebsreglements  nicht  ganz  ohne 
Bedeutung  sein  kann,  wenn  es  im  Zoll- 
und  Handelsbündnisse  mit  Ungarn  vom 
Jahre  1867  eben  heisst: 

Insbesondere  sollen  die  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  ....  und  das  Eisenbahnbetriebs- 
Reglement  vom  30  Juni  1863  inbeiden Länder- 
gebieten unverändert  beobachtet  werden, 
insolange  sie  nicht  im  gegenseitigen  Ein- 
vernehmen und  in  einer  für  beide  Theile 
gleichartigen  Weise  abgeändert  sein  werden. 

wogegen  Art.  45  der  deutschen  Reichs- 
verfassung vom  16.  April  1871  nur  be- 
stimmt, dass  das  Reich  namentlich  dahin 
wirken  wird,  »dass  baldigst  auf  allen 
deutschen  Eisenbahnen  übereinstimmende 
Betriebsreglements    eingeführt    werden«. 

Auch  so  viel  ist  sicher,  dass  in  dieser 
Zeitperiode  die  Eisenbahnen  im  Verord- 
nungswege weit  über  das  Mass  der  Eisen- 
bahnbetriebs-Ordnung und  des  Handels- 
gesetzbuches hinaus  in  ihrer  Vertrags- 
freiheit beschränkt  worden  sind,  wodurch 
der  öffentlich  rechtliche  Charakter  des 
Betriebsreglements  immer  mehr  in  den 
Vordergrund  tritt. 

Derselbe  documentirt  sich  insbesondere 
in  drei  wichtigen  Rechtsprincipien,  welche 
im  Betriebsreglement  zum  Ausdrucke  ge- 
langt sind,  nämlich  in  der  Trans port- 
pflicht  der  Bahnen,  in  der  Zwangs- 
gemeinschaft derselben  und  in  der  ab- 
soluten Unterwerfung  jeder  Bahn, 
unter  dessen  Normen  unter  Ausschliessung 
anderer  vertragsmässiger  als  der  in  der 
gesetzlich  zugelassenen  Weise  festge- 
stellten Abänderungen. 

Dagegen  kann  in  dieser  Periode  von 
einer  materiell  gesetzlichen  Regelung 
sämmtlicher  wichtigeren  Transportbedin- 
gungen unbedingt  noch  nicht  gesprochen 
werden,    wenngleich  als  symptomatische 
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Erscheinung  auf  diesem  Gebiete  rück- 
sichtlich des  Personenverkehrs  zu  ver- 
zeichnen ist  das  Gesetz  vom  5.  März 
1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  27,  betreffend  die 
Haftung  der  Eisenbahn-Unter- 
nehmungen für  die  durch  Er- 
eignungen  auf  den  Eisenbahnen 


herbeigeführten  körperlichen 
Verletzungen  und  Tödtungen 
von  Menschen. 

Eine  derartige  umfassende  gesetzliche 
Regelung  war  zunächst  hinsichtlich  des 
Güterverkehrs  der  nunmehr  folgen- 
den Periode  vorbehalten. 


III. 

Gesetzliche  Feststellung  sämmtlicher  wichtigeren  Transport- 
bedingungen. 

[Zeitabschnitt  vom  I.  Januar  1893  bis  auf  die  Gegenwart.] 


Diese  Periode  beginnt  mit  dem  In- 
krafttreten des  »Internationalen 
Uebereinkommensüber  denEisen- 
bahnfrachtv erkehr«  am  1.  Januar 
1893,  reicht  jedoch  mit  ihrer  vorbereiten- 
den Entwicklung  weit  in  den  vorher- 
gehenden Zeitabschnitt  zurück. 

Der  internationale  Eisenbahnverkehr 
ermangelte  vollständig  eines  einheitlichen, 
im  Wege  internationaler  Vereinbarung 
der  Staaten  untereinander  geltenden  Eisen- 
bahnfrachtrechtes. 

Die  Folge  davon  war,  dass  eine  ge- 
setzliche Verpflichtung  der  Bahnen,  Trans- 
porte aus  dem  Auslande  mit  einheitlichem 
Frachtvertrage  [durchgehendem  Fracht- 
briefe] unter  solidarischer  Haftung  zu 
übernehmen,  nicht  bestand. 

Zwar  hatten  die  Eisenbahn-Verwal- 
tungen der  im  engeren  wirthschaftlichen 
Verkehre  stehenden  Länder,  durch  das 
Bedürfnis  gezwungen,  sich  im  Wege  von 
Vereinbarungen  sowohl  dem  Publicum 
gegenüber,  als  auch  untereinander  zur 
Annahme  internationaler  Transporte  unter 
solidarischer  Haftung  verpflichtet  und  für 
dieselben  einheitliche  Transportbedin- 
gungen aufgestellt,  also  gewissermassen 
im  Vertragswege  einheitliche  internatio- 
nale Frachtrechtsnormen  geschaffen. 

Derartige  Vereinbarungen  konnten  je- 
doch nur  ein  Nothbehelf  sein  und  waren 
daher  nicht  geeignet,  ein  internationales 
Eisenbahnfrachtrecht  zu  ersetzen,  da  sie 
nur  je  nach  Bedarf  entstanden,  durchaus 
nicht  die  Gesammtheit  der  internationalen 
Transporte  umfassten  und  jederzeit  künd- 
bar waren,  endlich  die  absoluten  Normen 


der  verschiedenen  internen  Eisenbahn- 
frachtrechte nicht  abändern  durften,  so 
dass  auch  für  die  solchen  Vereinbarungen 
unterworfenen  Transporte  die  Anwendung 
ganz  verschiedener  Rechtsnormen  in  den 
einzelnen  Staatsgebieten  nicht  zu  um- 
gehen, mithin  eine  wirkliche  Rechtseinheit 
nicht  zu  erzielen  war. 

Nur  wo  ausnahmsweise,  wie  in  Oester- 
reich  -  Ungarn  und  Deutschland,  durch 
das  Handelsgesetzbuch  mehrere  Staaten 
gleiche  interne  Frachtrechte  und  dem- 
gemäss  auch  übereinstimmende  staatliche 
Eisenbahnbetriebs-Reglements  besassen, 
war  es  den  Bahnverwaltungen  möglich, 
im  Vertragswege  [durch  das  an  früherer 
Stelle  bereits  besprochene  Vereinsbetriebs- 
Reglement  und  durch  das  Vereinsüberein- 
kommen] ihre  internen  gesetzlichen  Rechte 
zu  einem  einheitlichen  internationalen  Ver- 
tragsrechte im  gegenseitigen  Verkehre 
auszugestalten.  Aber  auch  hier  machte 
sich  der  empfindliche  Mangel  geltend, 
dass  dieses  einheitliche  internationale 
Vertragsrecht  im  wesentlichen  nur  die 
Eisenbahnen  Oesterreich- Ungarns  und 
Deutschlands  umfasste  und  von  jeder 
der  betheiligten  Verwaltungen  gekündigt 
werden  konnte,  mithin  einen  staatlich 
gesicherten  Rechtszustand  nicht  gewähr- 
leistete. 

In  Relationen  endlich,  für  welche 
keine  Verbände,  beziehungsweise  directen 
Tarife  bestanden,  war  ein  internationaler 
Transport  überhaupt  unmöglich  und  eine 
Beförderung  mit  neuen  Frachtbriefen  von 
Grenze  zu  Grenze,  sei  es  der  Länder, 
sei  es  der  Verbände,  erforderlich. 
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Dieser  Unsicherheit  und  den  mehr- 
fachen Mängeln  dieses  Rechtszustandes 
konnte  daher  nur  im  Wege  eines  völker- 
rechtlichen Uebereinkommens  in  aus- 
reichender Weise  und  dauernd  abgeholfen 
werden. 

Die  ursprüngliche  Anregung  zu  einem 
solchen  Uebereinkommen  reicht  in  das 
Jahr  1874  zurück  und  ist  auf  Grund 
einer  von  zwei  schweizerischen  Fach- 
männern, den  Advocaten  Dr.  Christ  und 
deSeigneux,  ausgearbeiteten  Denkschrift 
vom  schweizerischen  Bundesrathe  aus- 
gegangen. 

Es  bedurfte  längerer  Vorverhandlun- 
gen, bis  am  13.  Mai  1878  die  erste  Con- 
ferenz  in  Bern  zusammentreten  konnte, 
von  welcher  in  der  Zeit  bis  4.  Juni  1878 
der  erste  Entwurf  eines  internationalen 
Vertrages  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr festgestellt  wurde. 

Ein  so  umfassendes  und  in  die  Ver- 
kehrsbeziehungen der  betheiligten  Län- 
der tief  einschneidendes  Werk  war  indes 
im  Voraus  sicher,  nicht  ohne  weiteres 
allseitig  Annahme  zu  finden. 

Abänderungsanträge  der  einzelnen 
betheiligten  Staaten,  hervorgegangen  aus 
einer  eingehenden  Prüfung  der  Entwürfe, 
führten  zu  weiteren  Conferenzen,  welche 
in  der  Zeit  vom  21.  September  bis  10.  Octo- 
ber  1881  und  vom  5.  bis  17.  Juli  1886 
stattfanden. 

Ihr  Schlussergebnis  bildete  die  am 
14.  October  1890  durch  die  diploma- 
tischen Vertreter  der  Vertragsstaaten 
unterzeichnete  Vereinbarung,  wodurch  der 
Entwurf  der  III.  Conferenz  vom  Jahre  1886 
ohne  jede  Aenderung  des  Inhaltes  in  einen 
Staatsvertrag  umgewandelt  worden  ist. 

Obwohl  nun  dessen  Annahme  im 
österreichischen  Parlamente  bereits  im 
Juli  1891  stattfand,  so  konnte  die  Acti- 
virung  dieses  internationalen  Ueberein- 
kommens über  den  Eisenbahnfrachtver- 
kehr in  Folge  der  bei  einigen  Vertrags- 
staaten eingetretenen  Verzögerungen  und 
wegen  der  zu  erfüllenden  diplomatischen 
Formalitäten,  nach  erfolgter  Kundmachung 
in  der  Nummer  186  des  R.-G.-Bl.  vom 
Jahre  1892,  erst  am  1.  Januar  1893  in 
Wirksamkeit  treten. 

Hiemit  war  für  die  inter- 
nationalen We  chselbeziehungen 


der  am  festländischen  Verkehre 
Europas  meistbetheiligten  Staa- 
ten —  Oesterreich-Ungarn  ein- 
schliesslich Liechtensteins,  Bel- 
gien, Deutschland,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  die  Nieder- 
lande, Russland  und  die  Schweiz 
—  ein  auf  gesetzlicher  Grund- 
lage beruhendes  einheitliches 
Frachtrecht    geschaffen. 

Aus  der  Natur  dieses  Uebereinkom- 
mens als  eines  internationalen  Ueberein- 
kommens folgt  von  selbst;  dass  dasselbe 
nur  unter  Hintansetzung  einzelner  oder 
mehrerer  der  in  den  betheiligten  Staaten 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnfracht- 
rechtes geltenden  Bestimmungen,  so  auch 
des  Handelsgesetzbuches,  zu  Stande  kom- 
men konnte. 

Hinsichtlich  jener  Gütertransporte,  auf 
welche  das  gedachte  Uebereinkommen 
Anwendung  findet,  mussten  die  von  des- 
sen Bestimmungen  abweichenden  Anord- 
nungen des  Handelsgesetzbuches  von 
selbst  in  dem  Zeitpunkte  ausser  Kraft 
treten,  in  welchem  das  Uebereinkommen 
Wirksamkeit  erlangte. 

Hiedurch  wäre  jedoch  eine  Zweithei- 
lung des  einheimischen  Eisenbahnfracht- 
rechtes entstanden,  indem  die  dem  Ueber- 
einkommen unterliegenden  Gütertrans- 
porte zum  Theile  nach  anderen  Grund- 
sätzen zu  beurtheilen  gewesen  wären 
als  jene  Gütertransporte,  welche  vermöge 
ihrer  Natur  als  inländische  [interne] 
Transporte  von  dem  Uebereinkommen 
nicht  betroffen  werden. 

Die  namhafte  Förderung,  welche  dem 
Verkehre  durch  Schaffung  eines  inter- 
nationalen Eisenbahntransportrechtes  zu 
Theil  wurde,  hätte  eine  empfindliche  Ein- 
busse  erlitten,  wenn  damit  eine  Differen- 
cirung  des  einheimischen  Rechtes  je  nach 
der  Natur  der  in  Betracht  kommenden 
Gütersendungen  Hand  in  Hand  gegan- 
gen wäre. 

Diesen  Unzukömmlichkeiten  konnte 
nur  durch  Recipirung  der  einschlägigen 
Bestimmungen  des  internationalen  Eisen- 
bahnfrachtrechtes  für  das  interne  Fracht- 
recht begegnet  werden. 

Von  diesen  Erwägungen  geleitet, 
wurde  auch  von  allem  Anfange  an  die 
möglichst    gleichartige     Gestaltung    des 
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internen  Eisenbahnfrachtrechtes  mit  dem 
durch  das  Berner  Uebereinkommen  gere- 
gelten internationalen  Eisenbahnfracht- 
rechte in  Aussicht  genommen  und  zu 
diesem  Behufe  dem  Abgeordnetenhause 
bereits  im  Jahre  1891  der  Entwurf 
eines  Gesetzes  »womit  anläss- 
lich des  internationalen  Ueber- 
einkommens  vom  14.  October  1890 
Bestimmungen  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr getroffen  wer- 
de n  c  vorgelegt,  dessen  wichtigster  §  2 
lautete : 

§  2.  Die  Regierung  wird  ferner  ermächtigt, 
bei  der  im  Verordnungswege  erfolgenden 
Feststellung,  beziehungsweise  Abänderung 
des  Eisenbahnbetriebs-Reglements  für  jene 
Gütertransporte,  auf  welche  das  im  §  I  be- 
zeichnete Uebereinkommen  keine  Anwen- 
dung findet,  die  Bestimmungen  desselben 
mit  allen  oder  auch  nur  einzelnen  Vorschrif- 
ten des  gedachten  Uebereinkommens,  und 
zwar  auch  dann  in  Uebereinstimmung  zu 
bringen,  wenn  diese  Vorschriften  von  den 
Anordnungen  des  Handelsgesetzbuches  ab- 
weichen. 

Die  Tragweite  dieser  Bestimmung 
wird  in  äusserst  präciser  Weise  in  dem 
Berichte  des  Eisenbahn-Ausschusses  des 
Abgeordnetenhauses  vom  2.  Juli  1891 
mit  folgenden  Worten  charakterisirt : 

Durch  den  vorgelegten  Gesetzentwurf 
soll  die  Regierung  in  den  Stand  gesetzt  wer- 
den, die  höchst  wichtige  Uebereinstimmung 
zwischen  dem  internationalen  und  dem  in- 
ternen Frachtrechte  herbeizuführen,  indem 
ihr  die  Ermächtigung  ertheilt  wird,  das  für 
die  Eisenbahnen  in  Oesterreich  in  Geltung 
stehende  Betriebsreglement  in  entsprechen- 
der Weise  im  Verordnungswege  abzuän- 
dern und  die  Bestimmungen  desselben  mit 
allen,  oder  auch  nur  einzelnen  Vorschriften 
des  Berner  Uebereinkommens  auch  dann  in 
Uebereinstimmung  zu  bringen,  wenn  diese 
Vorschriften  von  den  bestehenden  gesetz- 
lichen Anordnungen  des  Handelsgesetzbuches 
abweichen. 

Die  Regierung  wird  dadurch  ermächtigt, 
die  in  dem  Berner  Uebereinkommen  enthal- 
tenen frachtrechtlichen  Bestimmungen,  wel- 
chen der  Reichsrath  durch  seine  verfassungs- 
mässige Zustimmung  die  Genehmigung  für 
den  internationalen  Verkehr  ertheilt  hat, 
für  den  internen  Verkehr  im  Ver- 
ordnungswege mit  gesetzlicher  Wirk- 
samkeit einzuführen. 

Die  Ertheilung  einer  derartigen  Ermäch- 
tigung für  die  Regierung  ist  aus  mehrfachen 
Gründen  unumgänglich  nöthig.  Es  wurde 
bereits  früher  in  ausführlicher  Weise  über 
die  rechtliche   Natur  der  Betriebsreglements 


gesprochen  und  aus  diesen  Ausführungen 
ging  hervor,  dass  sie  an  sich  keine  Gesetzes- 
kraft besitzen  und  jede  Bestimmung,  welche 
sie  enthalten,  anfechtbar  ist,  sofern  sie  im 
Widerspruche  zu  einem  bestehenden  Gesetze 
sich  befindet.  Es  wurde  auch  darauf  hinge- 
wiesen, dass  solche  Widersprüche  in  Anbe- 
tracht der  vielgestaltigen  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  leicht  vorkommen  können. 

Eine  durchgreifende  Abhilfe  gegen  die- 
sen Uebelstand  wäre  allerdings  damit  er- 
reicht, wenn  auch  für  den  internen  Fracht- 
verkehr das  gesammte  Frachtrecht  auf  ge- 
setzliche Basis  gestellt,  wenn  das  dem 
Uebereinkommen  möglichst  ähnlich  gestaltete 
Betriebsreglement  für  den  internen  Güter- 
verkehr dem  Reichsrathe  als  Gesetzentwurf 
vorgelegt  würde. 

Die  Feststellung  des  Betriebsreglements 
in  einem  Gesetze  durch  einfache  Recipirung 
der  Bestimmungen  des  internationalen  Ueber- 
einkommens —  wodurch  der  Weg  der  Ver- 
ordnung vermieden  werden  könnte  —  ist 
aber  deshalb  nicht  räthlich,  weil  es  sich  da- 
bei noch  um  etwas  Anderes  handelt  als  um 
die  wörtliche  Uebereinstimmung  der  Vor- 
schriften für  den  internen  Verkehr  mit  denen 
für  den  externen  internationalen  Verkehr. 

Hieran  schliesst  sich  in  diesem  Berichte 
eine  Darlegung  der  Nothwendigkeit  einer 
auch  fernerhin  möglichst  identischen  Ge- 
staltung der  internen  Reglements  in 
Oesterreich-Ungarn  und  Deutschland  und 
der  diesfalls  seitens  der  Regierung  bereits 
eingeleiteten  vorbereitenden  Schritte,  wor- 
auf nachstehende  Ausführungen    folgen : 

Die  erwähnten  Verhandlungen  sind  aber 
noch  nicht  abgeschlossen  und  es  ist  daher 
derzeit  nicht  möglich,  das  noch  unbestimmte 
Resultat  dieser  Verhandlungen  in  der  Form 
eines  Gesetzentwurfes  vorzulegen.  Um  aber 
die  Regierung  in  den  Stand  zu  setzen,  die 
im  Vereine  mit  Ungarn  mit  dem  deutschen 
Reiche  bereits  angebahnten  Verhandlungen, 
die  aber  noch  zu  keinem  Abschlüsse  gediehen 
sind,  zu  einem  gedeihlichen  Ende  zu  führen 
und  das  Tnslebentreten  des  Betriebsreglements 
für  den  internen  Verkehr  gleichzeitig  mit  dem 
Eintritte  der  Wirksamkeit  des  internationalen 
Uebereinkommens  herbeizuführen,  ist  es  nö- 
thig, der  Regierung  die  im  §  2  des  vorge- 
legten Gesetzes  vorgesehene  Ermächtigung 
zu  ertheilen. 

Eine  weitere,  der  Art  des  Gegenstandes 
entsprechende  Folge  ist  es,  dass  diese  Er- 
mächtigung dahin  gehen  muss,  im  Ver- 
ordnungswege Vorschriften  mitGe- 
setzeskraft  zu  erlassen,  durch  welche 
entgegenstehende  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches ausser  Kraft  gesetzt  werden. 

Wenn  nun  die  Regierung  ermächtigt  wird, 
im  Verordnungswege  handelsgesetzliche  Be- 
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Stimmungen  ausser  Kraft  und  andere  an  deren 
Stelle  zu  setzen,  so  darf  hiebei  nicht  über- 
sehen werden,  dass  sie  hiedurch  ein  Recht 
auszuüben  berufen  wird,  welches  nach  der 
Verfassung  nur  dem  Reichsrathe  zusteht  und 
sich  daraus  die  Nothwendigkeit  ergeben  wird, 
den  §  2  des  Gesetzes,  welcher  diese  Ermäch- 
tigung enthält,  nach  der  Vorschrift  des  §  15 
des  Gesetzes  vom  2.  April  1873,  betreffend 
das  Grundgesetz  über  die  Reichsvertretung, 
im  Abgeordnetenhause  mit  zwei  Dritteln  der 


Stimmen  der  Anwesenden  und  bei  Anwesen- 
heit von  mindestens  der  Hälfte  der  Mitglieder 
zu  beschliessen. 

Zur  noch  grösseren  Klarstellung  der 
Sachlage  hat  der  Eisenbahn- Ausschuss  zu 
§  2  des  Gesetzentwurfes  einen  Zusatz  in 
Antrag  gebracht,  welcher  lautet: 

»Mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  der  im 
Verordnungswege  zu  treffenden  Verfügungen 
haben  die  entgegenstehenden  bisherigen  Be- 
stimmungen ausser  Kraft  zu  treten.c 

Zur  Begründung  dieses  Zusatzes  wurde 
beigefügt : 

Betreffs  dieses  Zusatzes  war  die  Erwägung 
massgebend,  dass,  wie  bereits  früher  ausge- 
führt, der  §  2  die  Regierung  in  den  Stand 
setzt,  im  Verordnungswege  Bestimmungen 
zu  treffen,  welche  von  den  Anordnungen  des 
Handelsgesetzbuches  abweichen  und  mithin 
an  die  Stelle  der  letzteren  zu  treten  haben 
werden.  Um  nun  jeden  Zweifel  darüber  aus- 
zuschliessen,  dass  den  auf  Grund  des  §  2 
dieses  Gesetzentwurfes,  sobald  er  zum  Gesetz 
erwachsen  sein  wird,  erflossenen  Vorschriften 
der  Regierung  die  unbedingte  Rechts- 
wirksamkeit zukommt  und  dass  alle  den- 
selben entgegenstehenden  Gesetze 
und  Verordnungen  ausser  Kraft  zu 
treten  haben,  wurde  es  im  Interesse  der 
Schaffung  voller  Rechtssicherheit  für  zweck- 
mässig gehalten,  einen  derartigen,  diesen 
Zweck  sichernden  Zusatz  zum  §  2  dem  hohen 
Hause  in  Antrag  zu  bringen. 

Der  betreffende  Gesetzentwurf  ist  in 
der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom 
10.  Juli  und  in  jener  des  Herrenhauses 
vom  20.  Juli  1891,  und  zwar  §  2  mit  der 
nach  dem  Ausschussberichte  des  Abge- 
ordnetenhauses erforderlichen  Zweidrittel- 
Majorität  angenommen  worden  und  ge- 
langte das  »Gesetz  vom  27.  October 
1892,  betreffend  die  Durchfüh- 
rung des  internationalen  U eber- 
ein kom  mens  vom  14.  October  1 890 
und  einige  Bestimmungen  über 
den  Eisenbahn  fr  acht  verkehr«  im 
Reichsgesetzblatte  Nr.  187  vom  Jahre 
1892  im  unmittelbaren  Anschlüsse  an  das 


internationale  Uebereinkommen  zur  Kund- 
machung. 

Gleichzeitig  erfolgte  auch  die  Ver- 
öffentlichung des  analogen  ungarischen 
Gesetzartikels. 

Die  Zeit  zwischen  der  Annahme  dieses 
Gesetzes  in  beiden  Häusern  des  Reichs- 
rathes  und  dessen  Kundmachung  wurde 
von  den  Regierungen  Oesterreich-Ungarns 
und  Deutschlands  benützt,  um  im  Wege 
mehrfacher  commissioneller  Verhandlun- 
gen eine  möglichst  übereinstimmende 
Fassung  der  beiderseits  zu  erlassenden 
reglementarischen  Bestimmungen  festzu- 
stellen, ohne  indes  hierüber  ein  förmliches 
Abkommen  zu  treffen.  Diese  Revision 
schloss  sich,  soweit  der  Güterverkehr  in 
Betracht  kam,  möglichst  genau  an  das 
internationale  Uebereinkommen  an,  letz- 
teres in  vielen  Stücken,  namentlich  wo 
dasselbe  auf  die  localen  Bestimmungen 
verweist,  und  zwar  meist  im  Sinne  des 
bisherigen  Betriebsreglements  und  ver- 
schiedener allgemeiner  Tarifbestimmun- 
gen, ergänzend.  Auf  den  Personenver- 
kehr und  die  sich  diesem  enger  an- 
schliessenden Beförderungsarten  für  ge- 
wisse Gegenstände  [Reisegepäck,  Thiere 
etc.]  haben  die  für  den  Güterverkehr 
vereinbarten  Grundsätze  des  internatio- 
nalen Uebereinkommens  vielfach  analoge 
Anwendung  gefunden.  Die  principiell 
wichtigste  Neuerung  besteht  darin,  dass 
■ —  in  analoger  Anwendung  der  Vor- 
schriften des  Artikels  4  des  internationalen 
Uebereinkommens  —  die  Eisenbahnen 
auch  ergänzende  oder  dem  Publicum 
günstigere  Bestimmungen  nicht  mehr, 
wie  früher,  unter  der  alleinigen  Bedin- 
gimg der  Aufnahme  in  die  Tarife  selb- 
ständig treffen  können,  dass  vielmehr  er- 
gänzende und  abweichende  Bestimmun- 
gen nur  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde erlassen  werden  dürfen.  Letztere 
sind  überhaupt,  auch  wenn  dem  Publicum 
günstiger,  nur  statthaft  für  Bahnen  unter- 
geordneter Bedeutung  und  bei  eigenar- 
tigen Betriebsverhältnissen.  Im  Uebrigen 
sind  die  im  Laufe  der  Zeit  gemachten 
Erfahrungen  und  die  Wünsche  des  Han- 
delsstandes, so  insbesondere  die  von  der 
österreichischen  Eisenbahntarif- En- 
quete [1882 — 1883]  zum  Betriebsregle- 
ment gestellten  Anträge,  sowie  verschie- 
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dene  Anregungen  des  Staatseisenbahn- 
rathes,  welche  zum  Theile  bereits  in  Nach- 
trägen zum  österreichisch-ungarischen  Be- 
triebsreglement durchgeführt  waren,  nach 
Thunlichkeit  berücksichtigt  worden. 

Die  hienach  vereinbarten  reglemen- 
tarischen Bestimmungen  wurden  in  Oester- 
reich  als  Betriebsreglement  vom 
io.December  1892  für  die  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  [R.-G.-Bl.  Nr.  207],  ferner 
in  Ungarn  als  »Betriebsreglement  für  die 
ungarischen  Eisenbahnen«  kundgemacht 
und  am  I.Januar  1893  gleichzeitig  mit  dem 
internationalen  Uebereinkommen  über  den 
Eisenbahnfrachtverkehr,  der  Verkehrsord- 
nung für  die  Eisenbahnen  Deutschlands 
und  mit  dem  neuen  Betriebsreglement  des 
Vereins  deutscher  Eisenbahn-Verwaltun- 
gen in  Wirksamkeit  gesetzt.  Letzteres 
enthält  für  den  Güterverkehr  die  Bestim- 
mungen des  internationalen  Uebereinkom- 
mens  mit  verschiedenen  Zusätzen  und 
schliesst  sich  im  Uebrigen  an  die  neuen 
reglementarischen  Vorschriften  für  Oester- 
reich-Ungarn  und  Deutschland  möglichst 
enge    an. 

Dieses,  wie  sich  aus  den  früheren 
Darlegungen  ergibt,  im  Gegensatze  zu  der 
deutschen  Verkehrsordnung,  mit  Ge- 
setzeskraft erlassene  Betriebs- 
reglement hat  alsbald  nach  seinem 
Erscheinen  sowohl  in  Oesterreich  als  auch 
in  Ungarn  mannigfache  Anfechtungen  er- 
fahren, so  dass  sich  die  beiderseitigen  Re- 
gierungen veranlasst  gesehen  haben,  zur 
Klarstellung  der  betreffenden  Beschwer- 
den Enqueten  zu  veranstalten, 
welche  in  Oesterreich  vom  29.  Januar 
bis  I.  Februar  1894  und  in  Ungarn  vom 
28.  Mai  bis  1 .  Juni  1 894  abgehalten  wor- 
den sind. 

Diese  Enqueten,  mit  deren  Anträgen 
sich  auch  der  Staatseisenbahnrath  vielfach 
beschäftigte,  haben  indessen  keine  Veran- 
lassung zu  einer  Abänderung  des  Be- 
triebsreglements ergeben,  da  sich  eben 
herausgestellt  hat,  dass  die  grosse  Mehr- 
zahl der  Beschwerden  gegen  die  seitens 
der  Bahnverwaltungen  zum  Zwecke  der 
Durchführung  des  Betriebsreglements  im 
gemeinsamen  Tariftheile  I  getroffenen  An- 
ordnungen gerichtet  war,  daher  diesen 
Beschwerden,  soweit  dieselben  berechtigt 


waren,  im  Wege  der  Abänderung  der 
erwähnten  Anordnungen  Rechnung  ge- 
tragen werden  konnte. 

Eine  relativ  geringe  Anzahl  der 
Beschwerdepunkte  betraf  allerdings  auch 
das  Betriebsreglement  selbst,  jedoch 
solche  Bestimmungen  desselben,  welche 
dem  internationalen  Uebereinkommen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  entnommen 
waren,  und  die  daher,  ohne  die  Rechts- 
einheit zu  stören,  nur  bei  gleichzeitiger 
Abänderung  dieses  internationalen  Ueber- 
einkommens    modificirt    werden    können. 

Alle  letztere  Fragen  wurden  sohin  in 
den  der  ersten  Revisions-Conferenz  über 
das  internationale  Uebereinkommen  vor- 
ausgegangenen internen  Berathungen  in 
eingehende  Erwägung  gezogen,  zu  wel- 
chen Berathungen  entsprechend  einer  in 
der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom 
10.  Juli  1891  gefassten  Resolution  ein 
Subcomit6  des  Staatseisenbahnrathes,  so- 
wie im  ferneren  Verlaufe  auch  ander- 
weitige Vertreter  des  Handelsstandes  bei- 
gezogen worden  sind. 

Diese  Resolution  lautete: 

Die  k.  k.  Regierung  wird  aufgefordert, 
rechtzeitig  vor  Zusammentritt  der  nächsten, 
gemäss  Artikel  59  des  internationalen  Ueber- 
einkommens  abzuhaltenden  internationalen 
Conferenz  ein  Gutachten  der  Handels-  und 
Gewerbekammern  darüber  einzuholen,  ob  und 
inwieweit  auf  Grund  der  bis  dahin  gesam- 
melten Erfahrungen  die  im  Artikel  10  des 
Uebereinkommens  stipulirten  Bestimmungen 
eine  Abänderung  erheischen,  eventuell  für 
eine  solche  in  der  Conferenz  einzutreten. 

Die  fragliche  Revisions-Conferenz  hat 
vom  16.  März  bis  2.  April  1896  in  Paris 
stattgefunden  und  ist  es  gelungen,  in  der- 
selben eine  Reihe  von  den  Wünschen  des 
Handelsstandes  entsprechenden  Anträgen 
zur  Annahme  zu  bringen. 

Nachdem  die  Zustimmung  sämmtlicher 
Vertragsstaaten  zu  dem  in  dieser  Revisions- 
Conferenz  festgestellten  Entwürfe  einer 
Zusatzvereinbarung  zum  internationalen 
Uebereinkommen  über  den  Eisenbahn- 
rechtverkehr ertheilt  worden  war,  hat 
dessen  Unterfertigung  durch  die  diplo- 
matischen Vertreter  der  Vertragsstaaten 
und  hiemit  dessen  Umwandlung  in  einen, 
in  den  meisten  derselben  jedoch  noch 
der     parlamentarischen    Behandlung    zu 
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unterziehenden  Staats  vertrag  am  1 6.  Juni 
1898  zu  Paris  stattgefunden. 

Ein  für  die  Ausdehnung  des  Geltungs- 
bereiches des  internationalen  Ueberein- 
kommens  hochbedeutsames  Moment  ist 
in  der  unterm  10.  November  1896  unter 
Nr.  204  im  Reichsgesetzblatte  kundge- 
machten Zusatzerklärung  vom 
20.  September  1893  zu  erblicken,  durch 
welche  der  Beitritt  weiterer  Staa- 
ten, welche  an  dem  ursprünglichen  Ver- 
tragsabschlüsse nicht  betheiligt  waren, 
ermöglicht  wird. 

Auf  Grund  dieser  Zusatzerklärung  ist 
laut  Kundmachung  des  Eisenbahnmini- 
steriums  vom  2.  September  1897,  R.-G.-Bl. 
Nr.  204,  Dänemark  dem  internationalen 
Uebereinkommen  beigetreten. 

Ein  weiterer  Schritt  auf  dem  Gebiete 
der  gesetzlichen  Regelung  der  Transports- 
bedingungen wäre  noch  in  der  Aus- 
dehnung dieser  Regelung  auf  den  Per- 
sonenverkehr zu  erblicken  und  würde 
dies  auch  den  Intentionen  des  österrei- 
chischen Abgeordnetenhauses  entsprechen, 
welches  in  seiner  Sitzung  vom  10.  Juli  1891 
die  nachstehende  Resolution  gefasst  hat : 

Die  k.  k.  Regierung  wird  aufgefordert, 
in  entsprechender  Weise  dafür  Sorge  tragen 
zu  wollen,  dass  die  internationale  \  er- 
einbarung  sobald  als  thunlich  auf  die  ein- 
heitliche Regelung  der  Bestimmungen  über 
den  internationalen  Eisenbahnpersonenver- 
kehr und  die  damit  zusammenhängende  Be- 
förderung des  Reisegepäcks  ausgedehnt  werde. 

Es  ist  jedoch,  derzeit  wenigstens,  nur 
geringe  Aussicht  vorhanden,  dass  in  dieser 
Richtung  in  absehbarer  Zeit  eine  Weiter- 
entwicklung erfolge. 

Bei  den  ursprünglichen  Berner  Ver- 
handlungen über  das  internationale  Ueber- 
einkommen wurde    hinsichtlich  des  Per- 


sonen- und  Gepäcksverkehres  eine  Codi- 
fication  für  die  Beziehungen  des  inter- 
nationalen Verkehres  als  weniger  dring- 
lich erachtet,  und  sollten  die  der  Verein- 
barung wegen  des  Frachtverkehres  sich 
entgegenstellenden  Schwierigkeiten  nicht 
durch  Hereinziehung  einer  Aufgabe  un- 
nöthig  vermehrt  werden,  welche  in  jedem 
Augenblicke  ganz  abgesondert  aufge- 
nommen werden  kann,  und  deren  Lösung 
dann  umso  leichter  sein  würde,  wenn  in 
der  anderen  Richtung  bereits  ein  günstiger 
Erfolg  constatirt  worden  ist. 

Späterhin  wurde  im  Jahre  1890  seitens 
der  belgischen  Regierung  eine  den  Gegen- 
stand betreffende  Conferenz  nach  Brüssel 
einberufen,  doch  ist  dieselbe,  nach  wieder- 
holter Verschiebung,  von  der  belgischen  Re- 
gierung selbst  mit  Rücksicht  auf  die  erfor- 
derlichen umfangreichen  Vorarbeiten  end- 
lich auf  unbestimmte  Zeit  vertagt  worden. 

Auch  hatte  die  russische  Regierung 
einen  einschlägigen  Antrag  für  die  ob- 
erwähnte Pariser  Revisions-Conferenz  des 
internationalen  Uebereinkommens  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  angemeldet, 
derselbe  wurde  jedoch  in  dieser  Conferenz 
von  der  Antragstellerin  selbst  nicht  wei- 
ter verfolgt. 

Gleichwohl  kann  der  Process  der 
Feststellung  eines  sämmtliche  wichtigere 
Beziehungen  des  Verkehrslebens  um- 
fassenden Eisenbahntransportrechtes  auf 
gesetzlicher  Grundlage,  zu  welcher  die 
Verhältnisse  mit  beinahe  elementarer 
Gewalt  hingedrängt  haben,  durchaus 
nicht,  auch  nur  als  halbwegs  abge- 
schlossen betrachtet  werden,  und  bleibt 
es  der  Zukunft  vorbehalten,  noch  manche 
Phase  sowohl  in  der  extensiven  als  auch 
in  der  intensiven  Ausgestaltung  dieses 
Rechtes  zu  bringen. 
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I.    Oesterreichische  Eisenbahnen. 


A.  Bahnen  im  Betriebe  der  k.  k. 

a.  K.  k.  Staatsbahnen. 

Staatsbahn-DirectionWien. 

Kaiser-Ebersdorf  [Abzw.]  Nuss- 
dorf  [mit  Localbetrieb]   .... 

Wien -Amstetten 

Penzing-Hetzendorf 

Hetzendorf  [Maxing]  -  Kaiser- 
Ebersdorf   

Centralfriedhof  -  Verbindungs- 
Curve1)    

Hütteldorf-St.Veit  an  der  Wien . 

Wien-Gmünd 

Schleppbahn  -  Klosterneuburg - 
Donaulände 2). 

Absdorf-Krems 

Leobersdorf-St.  Polten 

Leobersdorf  [Wittmannsdorf] - 
Gutenstein  [mit  Local  - 
betrieb]     

Scheibmühl-Schrambach  -  Kern- 
hof [mit  Localbetrieb] 

Pöchlarn  -  Kienberg  -  Gaming 
[mit  Localbetrieb]     

Hadersdorf-  Siegmundsherberg 
[Localbahn] 

Herzogenburg  -  Krems  [Local- 
bahn]      

Mürzzuschlag-Neuberg  [Local- 
bahn]     

Tulln-St.-Pölten    [Localbahn]    . 


Staatseisenbahn  -  Verwaltung. 


13-501 

124-942 

5-626 

124942 
4814 

17-671 

— 

1737 
164405 

33271 

0914 
31326 
74796 

— 

33-475 

— 

34293 

— 

37-545 

— 

43-428 

— 

19870 

— 

11-433 
46147 

— 

26.  Oct.  1876 


12  Oct.  1880 


15.  December  1858 
I.  Januar  1861 

3.  Mai  1872 

I.  November  1881 
28.  Juni  1883 


i.Nov.  1869 


23.  Juni  1870 


10.  Januar  1872 


—         I.  Sept.  1877 


3.  Oct.  1877 


1.  September  1877 


I.Juni  1878 


2.  Juni  1893 


22.  October  1877 

16.  Juli  1889 

16.  Juli  1889 

1.  December  1879 
3.  August  1885 


')  Eigenthum  der 
Wien-Aspangbahn;  Be- 
triebslänge 0*708  km, 
dient  zeitweise  auch 
dem  Personenverkehre. 


-)  Ausser  Betrieb. 


Zusammen  Wien     ,|   661-109      163027 
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einzelnen  Bahnlinien 
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Staatsbahn-Direction  Linz. 

Steindorf-Braunau   [mit  Local- 
betrieb]     

Amstetten  -Salzburg 

St.  Valentin  -  Budweis     

Linz-Gaisbach-Wartberg  .  .  .  . 

Schleppbahn      Linz  -  Donau  - 

Umschlagplatz *) 

Wels  -  Bayerische     Grenze 
[Passau] 

Neumarkt  -  Bayerische   Grenze 
[Simbach] 

Lambach  -  Gmunden      [schmal- 
spurig mit  Localbetrieb]8)  .  . 

St.  Valentin-Kastenreith    .  .  .  . 

Steinach-Schärding     

Ebensee,     Schleppbahn      zum 
Seeufer    

Ebensee,      Schleppbahn     zum 
Sudhause     

Holzleithen  -  Thomasroith    [mit 
Localbetrieb] 


Zusammen  Linz  . 

Staatsbahn  -  Direction 
Innsbruck. 

Innsbruck-Bludenz     

Innsbruck  -  Wörgl 

Strecke]8)    .... 
Salzburg  -  Bahnhof 

Grenze     

Salzburg -Wörgl  .  .  . 
Bischofshofen-Selzthal 
Bludenz  -  Bayerische 

[Lindau] 

Feldkirch-Buchs     

Lauterach-St.  Margarethen  .  .  . 
Lauterach-Verbindungs-Curve  . 


[Peage  - 
Bayerische 


Grenze 


36066 

187  349 
118-472 

24-435 

3653 

79418 

58-853 

27-498 

63544 

171754 

0413 

0248 

5818 


88272 


10.  September  1873 

iS.Dec.  i858|i.Aug.  1860 

1.  Jan.  1871    6.  Nov.  1872 

20.  December  1873 

1.  August  1894 
1.  September  1861 


20.Dec.  1870 


I.Juni  1871 


1.  Juni  1856    1.  Sept.  1856 
11.  October  1872 
23.  October  1877 


23.  October  1877 


778-421        88272 


135'  184 


11-629 


1.  Juli  1883 


6.  Sept.  1884 


6728 

191-420 

— 

98061 

— 

62423 

— 

17512 

— 

9042 

— 

0536 

- 

24.  November  1858 

12.  August  1860 
6.  August  1875 
6.  August  1875 

1.  Juli  1872 
24.  October  1872 

|    23.  November  1872 


Zusammen  Innsbruck 


520-906  I      11-629 


')  Dient  nur  dem 
Güterverkehre. 


2>  Spurweite  1-106  w. 


s)  5Q-50J  im.    Eigen- 
thum  der  Südbahn- 
Gesellschaft. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 

Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung   der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke  der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Staatsbahn-Direction 
Villach. 

Amstetten-Tarvis 

Tarvis-Laibach 

Hieflau-Eisenerz 

St.  Michael-Leoben  mit  Verb.- 
Curve1)    

Launsdorf-Mösel  [mit  Local  - 
betrieb]     

Glandorf-Klagenfurt 

Verbindungs-Curve  Villach 2)    • 

Tarvis  -  Pontafel  -  Italienische 
Grenze  [Pontebba] 

Laibach-Stein  [Localbahn]  .  .  . 

Unterdrauburg  -  Wolfsberg 
[Localbahn] 

Eisenerz-Vordernberg  [Local- 
bahn, Adhäsions-  und  Zahn- 
stangen-Betrieb, System  Abt.] 

Zusammen  Villach  . 


368-027 

101367 

14726 

n-573 

24299 

17-210 

0-576 

24741 
23-070 

37958 


I9-4983) 


0929 


19.  Oct.  1868  25.  Nov.  1873 

14.  December  1870 

6.  Januar  1873 

I.  December  1868 

30.  September  1869 

15.  April  1869 
25.  November  1873 

II.  October  1879 
28.  Januar  1891 

4.  October  1879 


15.  September  1891 


661  045 


Staatsbahn-Direction 
Triest. 

Perkovic-Slivno-Sebenico  [mit 
Localbetrieb] 

Spalato-Siveric-Knin  [mit  Local- 
betrieb]      

Divaca-Pola 

Canfanaro-Rovigno  [mit  Local- 
betrieb]      

Herpelje-Triest 

Schleppbahn  Triest-S.  Andrae- 
St.  Sabba*) 

Zusammen  Triest  . 


21-683 

102069 
122256 

21-031 
21-496 

4-331 


293766 


0929 


4.  October  1877 


4.  Oct.  1877 


7.  Juni  1888 


20.  September  1876 
6.  Juli  1887 
23.  Juli  1889 


*)  Verbindungs-Curve 

[0*474  km]  derzeit  nicht 

benützt. 


3)  Dient  nur  dem 
Güterverkehre. 


3)  Hievon  14*623  km 
Zahnstangenstrecke. 


*)  Dient  nur  dem 
Güterverkehre. 


Geschichte  der  Eisenbahnen.  IV. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 
Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke  der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Staatsbahn-Direction 
Pilsen. 

Horazdovic-Klattau 

Janovic-Taus 

Pilsen-Bayerische  Grenze 

[Fürth] 

Gmünd-Eger    

Eisenstein-Pilsen 

Pilsen-Dux-Ladowitz 

Neusattel  -  Schaboglück  - 

Priesen1) 

Littitz-Nürschan  *) 

Budweis-Salnau  [Localbahn]  .  . 
Chodau-Xeudek  [Localbahn]  .  . 
Elbogen-Neusattel  [Lobalbahn] . 
Kaschitz  -  Schönhof  -  Radonitz 

[Localbahn] 

Zusammen  Pilsen  . 


57825 
31033 

74-099 
291289 

97457 
148098 

10-457 
9917 

71-543 

13723 

5327 

16005 


Staatsbahn-Direction  Prag. 

Iglau-Xeuhaus-Wesselv 

Ober-Cerekve-Tabor 

Tabor-Pisek 

Putim-Razice       

Prag-Pilsen 

Chrast-Stupno-Bfas-Radnitz  .  . 
Bodenbach-Dux-Ladowitz  .  .  . 
Dux,  Verbindungs-Curve  .  .  .  . 
Bodenbach,  Verbindungs-Curve 
Bodenbach,    Schleppbahn    zur 

Elbe») 

Osseg-Komotau 

Osseg,  Verbindungs-Curve  .  .  . 

Wesselv-Gmünd 

Wessely-Prag  [Hrabovka]  .  .  . 
Wesselv-Budweis     

Uebertrag  . 


I-5I4 

34291 

0-926 

54379 

I32-4I9 

36003 


1.  October  1888 


I5.0ct.  1861  15.  Juli  1862 
1.  Nov.  1869  28.  Jan.  1872 
20.  Sept.  1876  20.  Oct.  1S77 
16  Sept.  1872  7.  Sept.  1873 

8.  August  1873 

1.  Januar  1890 

20.  Nov.  1891    4.  Juli  1892 

20.  December  1881 

15.  October  1877 


—        18.  Aug.  18811  1.  Jan.  1884 


')   Betrieb  seit  jo.  Juni 

1879    bis   auf   Weiteres 

eingestellt. 

-1  Dient  nur  dem 

Güterverkehre. 


«27  373 

92328 

68794 

— 

59021 

— 

2727 

— 

109-151 

— 

16  541 

— 

51823 

— 

0-347 

— 

0779 

— 

3201 


661-943 


3-201 


3.  November  1887 
17.  December  1888 

1     21.  November  1889 

15.  Juli  1862 

2.  April  1863   1.  Dec.  1893 

2.  October  1871 
16.  August  1879 
2    October  I871 

I.  Januar  1886 
19.  December  1872 

3.  September  1871 

3.  Sept.  1871    14.  Dec.  1871 

8.  Juni  1874 


*)  Dient  nur  dem 
Güterverkehre. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 
Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke  der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Uebertrag  Prag  . 

Nusle-Smichov 

Prag  -  Verbindungsbahn-Frag- 
ment    

Smichov,   Verbindungsgeleise  . 

Prag-Moldau     

Brüx-Verbindungs-Curve  .... 

Zlonic-Hospozin  [Localbahn] 

Protivin-Zditz 

Beraun-Rakonitz 

Böhm.  Leipa-Niemes  [Local- 
bahn]   

Nusle-Modfan  [Localbahn]  .  .  . 

Zusammen  Prag  . 

Staatsbahn-Direction 
Olmütz. 

Sternberg  -  Grulich  -Wichstadtl- 
Lichtenau 

Hohenstadt-Zöptau     

Olmütz-Jägerndorf -Preussische 
Grenze  [Leobschütz] 

Jägerndorf-Troppau • 

Jägerndorf -Hennersdorf -Preus- 
sische Grenze  [Ziegenhals] 
[mit  Localbetrieb] 

Erbersdorf-Würbenthal  [Local- 
bahn]   

Hannsdorf-Ziegenhals  [Local- 
bahn]   

Kriegsdorf-Römerstadt  [Local- 
bahn]   

Niederlindewiese  -  Barzdorf 
[Localbahn] 

Niklasdorf-Zuckmantel  [Local- 
bahn ] 

Olmütz  -  Cellechowitz  [Local- 
bahn]   

Zusammen  Olmütz  . 


691-943 
3-4I7 

0-398 
0320 

157-202 
0680 
8-036 

10 1  600 
42925 

18-277 
12-282 


1,007.080 


92-821 
16662 

90-268 
27-753 


25-678 
20-533 
55-930 

IJ757 

26-187 

8-760 

35-862 


3201 


1.  November  1882 

15.  August  1872 

15.  August  1872 

21.  Nov.  1872)18.  Mai  1885 

21.  November  1872 

17.  Juli  1882 

20.  December  1875 

30.  April  1876 

1.  November  1883 
1.  März  1882 


3-201 


414-211 


15.  Oct.  1873  14.  Jan.  1874 
1.  October  1871 


1.  Oct.  1872 


25.  Sept.  1873 


I.  November  1872 


i.Oct.  1872 


i.Dec.  1875 


5.  December  1880 


26.Febr  l£ 


1.  Oct.  1888 


15.  October  1878 

2.  Juli  1896 
31.  October  1896 


.  März  1883 


I.Juni  1883 


21* 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 

Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke   der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Staatsbahn-Direction 
Krakau. 

Krakau-Rzeszöw 

Bierzanöw  -  Wieliczka  sammt 
Verbindungs-Curve  bei  Bie- 
rzanöw ') 

Podl^ze-Niepolomice2     

Dembica  -  Rozwadöw  [Local- 
bahn] 

Soböw-Nadbrzezie  [Localbahn] 

Oswi^cim-Podgörze  [mit  Local- 
betrieb] 

Sucha  -  Skawina  fmit  Local  - 
betrieb]     

Zwardon  -  Saybusch  -  Neu  - 
Sandec  

Gryböw-  Ströze  -  Neu  -  Zagörz- 
Oslawabrücke 

Zagörzany-Gorlice  [mit  Local- 
betrieb]     

Tarnöw  -  Ströze 

Ströze-Neu-Sandec • 

Neu-Sandec-Ungarische  Grenze 
[Orlö] 

Jaslo  -  Rzeszöw  sammt  Ver- 
bindungs-Curve bei  Rzeszöw 
[Localbahn] 

Zusammen  Krakau  . 


Staatsbahn  -Direction 
Lemberg. 

Chvröw  -  Stryj     sammt    Ver  - 

bindungsgeleise    

Drohobycz-Boryslaw     

Lemberg-Stryj     

Rzeszöw-Lemberg 

Uebertrag  . 


157-415 

5374 
4-688 

99310 
7753 

64-165 

45-577 

183-861 

1 13750 

4-180 
56609 
31-091 

58-081 
70-053 


901907 


101084 
n-430 
73-448 

184-951 


I5r4i5 


64-158 


31-302 


20.Febr.1856  15.  Nov.  1858 

26.  Januar  1857 
16.  September  1858 

30.  October  1887 
30.  October  1887 

1.  August  1884 

22.  December  1884 

3.  Nov.  18741 16.  Dec.  1884 

20.  August  1884 

8.  April  1885 
18.  August  1876 

18.  August  1876 


12.  October  1890 


252-875 


184-704 


31.  Dec.  1872  1.  Jan.  1889 

31.  December  1872 

16.  October  1873 

15.N0V.  1859I4.  Nov.  1861 


370913      184704 


*)  Die  Verbindungs- 
curve     bei    Bierzanöw 
dient  nur   dem    Güter- 
verkehre. 
*)  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
»der  am 
Ende  des 

Jahres 

1896  im 
Betriebe 

gestan- 
denen 

Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei-  j 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke  der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


U ebertrag  . 

Lemberg  -  Podwoloczyska  -  Rus- 
sische Grenze  [Woloczyska]  , 

Krasne  -  Brody  -  Russische 
Grenze  [Radziwitöw]   .  . 

Jaroslau-Sokal  [Localbahn]     . 

Neu  -  Zagörz  -  Zagörz     Ver- 
bindungs-Curve 

Stryj-Beskid  [JLawoczne]    .  .  . 


Zusammen  Lemberg  . 

Staatsbahn-Direction 
Stanislau. 

Stryi-Stanislau 

Stanislau-Husiatyn  [mit  Local- 

betrieb]     

Stanislau-Woronienka-Unga- 

rische  Grenze  [Körösmezö]  . 
Czernowitz  -  Nowosielitza- 

Russische  Grenze   [Russisch- 

Nowosielitza],  [Localbahn]  .  . 


Zusammen  Stanislau 


Summa  a) 


ß.  Privatbahnen. 

a)  Auf  Rechnung  des 

Staates. 

[Hauptbahnen.] 


Staatsbahn-Direction 
Villach. 

Ungarische   Westbahn 
steierischer  Theil]: 
Graz     [Südbahnhof]  -  Ungar. 
Grenze  [Jennersdorf] .  .  .  . 


370913 
192185 

49-234 
146-271 

0-550 
79379 


838-532 


107504 

143957 
95-56I 

3I-378 


378-400 


184-704 
777I71) 
7-9I32) 


12.  Juli  1869 
12.  Juli  1869 


4.  Oct.  1871 
27.  Aug.  1873 


6.  Juli  1884 

20.  August  188^ 
5.  April  1887 


270-334 


I.  Januar  1875 


1-335- 


1.  Nov.  1884 
20.  Nov.  1894 

12. Juli  1884 


31.  Dec.  1884 

15.  Aug.  1895 

16.  Dec.  1893 


1-335 


7-282750 


68066 


791  602  j 


1.  Mai  1873 


■)  Von  dem  Doppel- 
gel eise  Podwoloczyska- 
Russische  Grenze  ist 
ein  Geleise  normal- 
spurig,  das  zweite  breit- 
spurig [1-532  m]. 

2)  In  der  doppel- 
gleisigen  Strecke    ist 

ein  Geleise  normal- 
spurig,  das  zweite  breit- 
spurig [1-532  «]. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 

Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 

Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 

Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 

Datum 
der  Eröffnung  der 

Anmerkung 

ersten 

letzten 

Theilstrecke  der 
einzelnen  Bahnlinien 

Kilometer 

Staatsbahn-Direction 
Lemberg. 

Erste     Ungarisch  -   Gali- 
zische  Eisenbahn  [öster- 
reichischer Theil|: 
Przemysl  -  Lupköw  -  Unga- 
rische Grenze 

Verbindungsgeleise    mit    der 
Galizischen   Carl  Ludwig  - 
Bahn  in  Przemysl  •) 

146034 
0297 

146034 

13.  Mai  1872 

30.  Mai  1874 

*)  Betrieb     noch    nicht 
eröffnet. 

Zusammen  . 

I46-33J 

146034 

— 

Staatsbahn-Direction 
Stanislau. 

[Lemberg-Czernowitz- 
Jassy  -  Eisenbahn     [öster- 
reichische Linie] : 
Lemberg -Czernowitz  -  Sucza- 
wa-Itzkany-Rumän.  Grenze 

356553 

1.  Sept.  1866 

28.  Oct.  1869 

Summe  a)  . 

570950 

146034 

- 

— 

ß)AufRechnungderEigen- 
t  h  ü  m  e  r. 

[Localbahnen.] 

Staatsbahn-Direction  Wien. 

Göpfritz-Gross-Siegharts  .... 

Mährisch-Budwitz-Jamnitz ä)  .  . 

Schwarzenau  -  Waidhofen     an 

der  Thaya 

8306 
20608 

7168 
21-290 

I5-I52 

II          II          1 

19.  August  1895 
8.  November  1896 

4.  August  1891 
5.  Juli  1896 

23.  August  1883 

a)  Am  0.  November  für 
den    allgemeinen    Ver- 
kehr eröffnet. 

Wittmannsdorf-[Leobersdorf] .  . 
Ebenfurth 

Zusammen  Wien  . 

72614 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 

Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke   der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Staatsbahn-Direction  Linz. 

Vöcklabruck-Kammer 

Welser  Localbahn: 

Wels-[Haiding]-Aschach   .  .  . 

Schleppbahn  zum  Donau  - 
landungsplatz  in  Aschach1) 

Wels-Unterrohr 


Zusammen  Linz  . 

Staatsbahn  -Direction 
Innsbruck. 

Valsuganabahn: 

Trient-Tezze  [Reichsgrenze]  . 

Staatsbahn-Direction 

Villach. 

Fehring-Fürstenfeld 

Fürstenfeld-Hartberg 
[N  e  u  d  a  u] : 

Fürstenfeld-Hartberg 

Bierbaum-Neudau 

Gailthalbahn: 
Arnoldstein-Hermagor    .  .  .  . 

Gleisdorf-Weiz 

Mösel-Hüttenberg 

Unterkrainer-Bahnen: 
Grosslupp  -  Rudolfswerth- 

Strascha 

Laibach-Gottschee 

Ybbs  thalbahn: 

Waidhofen-Gross-Hollenstein 
[schmalspurig] 8) 

Zeltweg  -  Fohnsdorf      [Antoni- 
schacht]    

Zusammen  Villach  . 


8-540 
20335 

0773 
24-935 


54-583 


65-I38 


20092 


29-695 
9-007 

30-47I 

14594 

4-944 


62-159 
70-397 


25-230 
8-501 


275.090 


1.  Mai  1882 
20.  August  1886 

4.  Oct.  1893  19.  Nov.  1893 


27.  April  1896 


1.  October  1885 


19.  October  1891 


11.  August  1894 

28.  Juli  1889 
6.  October  1870 


28.Spt.1893 


1.  Juni  1894 


15.  Juli  1896 
29.  März  1870  28.  Febr.  1871 


')  Dient  nur  dem  Güter 
verkehre. 


')  Spurweite  0-760  tu. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 
Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Anmerkung 


Theilstrecke   der 
einzelnen  Bahnlinien 


Staatsbahn-Direction 
Triest. 

Friauler  Bahn: 
Monfalcone     [Ronchi]-Cervi 
gnano    

Staats  bahn-Direction 
Pilsen. 

Asch-Rossbach 

Nakfi-Netolitz-Netolitz  Stadt 

Plan-Tachau     

Potscherad-Wurzmes 

Schlackenwerth-Joachimsthal 
Strakonitz-Winterberg  .... 
Wodnan-Prachatitz     

Zusammen  Pilsen 


Staatsbahn-Direction  Prag, 

Beneschau-Wlaschim , 

Postelberg-Laun    

Wotic-Selcan 

Zusammen  Prag  • 


Staatsbahn-Direction 

Olmütz. 

Mährische    Westbahn 

Prossnitz-Triebitz 

Kosteletz-Cellechowitz  .  .  . 
Kornitz-Opatowitz 

Zwittau-Policka 

Zusammen  Olmütz 


16.555 


15-020 
13203 
n-888 

17-153 

S500 

32-671 

27-423 


125-858 


22-598 

10-594 
16620 


49812 


77152 

2-665 

10856 

19-213 


109-886 


10.  Juni  1894 


26.  September  1885 

28.  October  1895 

16.  Januar  1895 

I.  März  1887 

23.  December  1896 

15.  October  1893 

15.  October  1893 


15.  December  1895 

16.  September  1895 
1.  October  1894 


I.  September  1889 
15.  September  1896 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 

Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke   der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Staatsbahn-Direction 
Lemberg. 

Lemberg-Belzec    [Tomaszöw]  . 
Lemberg-  [Kleparöw]  -Janöw  .  . 


Zusammen  Lemberg 


Staatsbahn-Direction 

Stanislau. 

Bukowinaer  Localb ahnen: 
Hliboka-Berhometh  a.  S.  .  . 
Abzweigung  Karapcziu  a.  S.- 

Czudin 

Schleppbahn  Berhometh  a.S.- 

Mezebrody1) 

Hadikfalva-Radautz 

Hatna-Kimpolung 

Schleppbahn  Wama-Russisch- 

Moldawitza1) 

Dolina-Wygoda''' 

Kolomeaer  Localbahnen: 

Kolomeaer  -  Peczenizyn  -  Slo- 

boda  rungurska  kopalnia    . 

Abzweigung  Nadwornianskie 

przedmiescie  -  Szczepano- 

wice  Kniazdwor 

Ostgalizische    Localbah- 
nen: 
Tarnopol-Kopyczynce 

Tiumacz  -  Palahicze  -Tiumacz 
Stadt  

Zusammen  Stanislau  . 

Summe    ß  . 

Summe    b  . 

Summe  A  [Bahnen  i.  Staatsbetr.] 


88-420 
I7"5i2 


105-932 


52917 

18-844 

9017 

8130 

67-529 

19959 
8-246 

25079 
7071 

71769 
6746 


295-307 


I-I70775 


23.  October  1887 
21.  November  1895 


30.  November  1886 

21.  December  1886 

17.  November  1889 

1.  Mai  1888 

1.  August  1889 
8.  Juli  1883 


I.  Oct.  1886 


1.  Dec.  1886 


1.  October  I 


25.  November  1896 
1.  Januar  1896 


1741-725       146-032 


9024-475  I    937'°36 


')  Dient  in  den  Sommer- 
monaten auch  dem  Per- 
sonenverkehre. 


3)  Dient  in  den  Sommer- 
monaten auch  dem  Per- 
sonenverkehre. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge! 
der  am      T  .. „ 

E?adheredseSdi-ei 

Ä^l     Set 
Betriebe!    Bafn- 


gestan- 
denen 
Bahnen 


strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten  letzten 


Theilstrecke  der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


B.  K.  k.  Staatsbalinen  im  fremden  Betriebe. 


a)   Im   fremden    Staatsbe- 
triebe. 
Bodenbach-  Niedergrund  -  Säch- 

Kufstein-Bayerische  Grenze8)  . 

Troppau  -  Preussische     Grenze 

[Ratibor]3)     

"945 
2149 

2012 

"945 

8.  April  1851 
24.  November  1858 

20.  October  1895 

Zusammen  a  . 
b)  Im  Privatbetriebe. 

Wiener     Verbindungs- 
bahn.«) 

Matzleinsdorf-Nordbahnhof  . 

Flügel  zum  Hauptzollamt5)  . 

Flügel     zum     Lastenbahnhof 

der     Kaiser      Ferdinands- 

IÖIOÖ 
674I 

0-454 
0159 

"945 
674I 

0-454 
0159 

15.  Oct  1857 

5.  Mai  1873 

Zusammen  . 

Normalspurige  Localbahnen : 
Caslau  -   Zawratetz  -  Ti-e- 

111  n  s  n  i  t  z    ...         

V354 

17093 
3.064 

4-258 

7354 

6.  Jan.  1881 
6.  Janu 

30.  Octo 
5.  Octol 

14.  Febr.  1882 
ar  1881 

ber  1882 
5er  1882 

Skowic-Vrdv-Bucic 

Summa   b  . 

37-460 

7354 

Summa  li  [Staatsb.  im  fremden 
Betrieb] 

53-566 

19299 

. 

'i  Im  Betriebe  der  kgl. 
sächsischen  Staats- 
eisenbahnen. 
-)  Im  Betriebe  der  kgl. 
bayerischen  Staats- 
eisenbahnen. 

li  Im  Betriebe  der  kgl. 
preussischen  Staats- 
eisenbahnen. 


•)    Die    Betriebführung 

der  Wiener  Verbin- 
dungsbahn wird  bis  auf 
Weiteres    noch     durch 
die  beiden  anschliessen- 
den Privatbahnen 
[Kaiser  Ferdinands- 
Xordbahn  und  Südbahn 
Gesellschaft]  besorgt. 
'')  Dient  nur  dem  Güter 
verkehre. 


C.  Privatbahnen  im  Privatbetriebe. 


a)  Haupthahnen. 


Aussig-Teplitzer  Eisenb. 

Aussig-Komotau 

Aussig  -  Aussig  -  Landungs- 
platz8)   


64-971 
5*o8o 


64971 


21.  Mai  1858 


8.  Oct.  1870 


|:i.  Aug.  1878:12.  Oct.  1892 


Fürtrag  .  !     70*051  1      64*971 


')  Im  Betriebe  der 
Oesterr.  Xord  westbahn. 
Die  Linie  Caslau- Mo«! o- 
witz    dient     nur     dem 

Güterverkehre. 
:)  Im  Betriebe  der  Süd- 
norddeutschen  Verbin- 
dungsbahn. 


')  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 

Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung:  der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke   der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Uebertrag  . 
Türmitz-Bilin     [mit     Local- 

betrieb] 

Dux  -  Schwaz      [mit     Local- 

betrieb] 

Zusammen  . 

Böhmische  Nordbahn. 

Prag-Turnau 

Kralup-Neratovic 

Bakov-Georgswalde  ..... 
Rumburg-Nixdorf  [mit  Local- 

betrieb]       

Kreibitz-Neudörfl  -Warnsdorf 
Bodenbach-Tannenberg  .  .  . 
Bensen-Böhmisch-Leipa  .  .  . 
Schleppbahn     zur    Elbe      in 

Tetschen1) 

Local  bahnen. 

Böhmisch  -  Kamnitz  -  Stein- 

schönau 

Röhrsdorf-Zwickau    ...... 

Zusammen  . 

Buschtöhrader   Eisenbahn. 

Prag  [Bubna]-Komotau-Eger . 

Prag  [Smichov]  -  Hostivic 
[mit  Localbetrieb]     

Wejhybka  [Kladno]-Kralup  . 

Duby-Alt-Kladno  [mit  Local- 
betrieb]2)     

Luzna-Lischan-Rakonitz  [mit 
Localbetrieb] 

Priesen  -  Kaaden  -  Brunners- 
dorf  [mit  Localbetrieb]8)    . 

Fürtrag  . 


70-051 

64971 

26  136 

— 

4965 

— 

101-152 

64971 

104-325 

16966 

98-073 

- 

20470 
11-458 
40-143 

20-2 18 

— 

0818 

— 

4471 

4795 

— 

6.  Juni  1874 
19.  Januar  1878 


16.  Oct.  1865  28.  Oct.  1872 
16.  October  1865 


14  Nov.  1867 
8.  Jan.  1873 


1.  Nov.  1873 
14.  Dec.  1884 


16.  Januar  1869 
14.  Juli  1872 

21.  April  1869 


10.  Februar  1886 
I.  September  1886 


321-737 

237819 

19-334 
24-813 

2-690 

9-394 
10-251 


36746 


304301 


36746 


4.  Nov.  1863 


1.  März  1873 


3.  Juli  1872 
23.  Febr.  1856J23.Febr.l872 

5.  November  1855 


5.  Juni  1871 


5.  März  1873 


9.  November  1871 


')  Dient  nur  dein  Güter- 
verkehre. 


2)  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 


:i)  Dient  gegenwärtig 
nur  deinGüterverkehre. 
Der  am  9.  December 
1871  eingeführte  Perso- 
nenverkehr wurde  am 
10.  Juli  1876  wieder  auf- 
gelassen. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 

Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Kilometer 


Theilstrecke   der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Uebertrag  . 
Komotau-Krima  -  Sächsische 

Grenze  [Reitzenhain]    .  .  . 
Krima  -  Weipert    Sächsische 

Grenze  [mit  Localbetrieb] 
FalkenaufSächsische  Grenze] 

Klingenthal      [mit     Local 

betrieb] 

Tirschnitz-Franzensbad    .  . 

Localbahn. 
Krupa-Kolleschowitz    .... 


304301 
36243 

35144 

27786 
4129 

12-311 


Zusammen  .  |   4I9'9I4 


Graz-KöflacherEisenbahn. ') 

Graz-Köflach 

Lieboch-Wies      [mit     Local- 
betrieb]     


401 13 

50847 


Zusammen  . 

Kaiser  Ferdinands-Nordb. 

Wien-Krakau 

Verbindung  des  Wiener 
Nordbahnhofes  mit  der 
Donau-Ufer-Bahn8) 

Floridsdorf-Jedlesee*) 

Verbindungs-Curve  b.  Süssen- 
brunn*) 

Gänserndorf-Marchegg  .  .  .  . 

Lundenburg-Zellerndorf  [mit 
Localbetrieb] 

Xeusiedl  -  Grussbach'  [mit 
Localbetrieb] • 

Verbindungsgeleise  der  Sta- 
tion in  Laa*)     

Lundenburg-Brünn 

Prerau-Olmütz 

Schönbrunn-Troppau 

Oderberg-Preussische  Grenze 
[Annaberg]5)      


90-960 

4I2-4I5 

1-298 
1596 

0997 
17559 

83402 
8-351 

r855 
59519 
22-655 
28-192 

3264 


36-746 


12.  Mai  1872  23.  Aug.  1875 
12.  Mai  1872 


1.  Juni  1876  1.  Oct.  1886 
9.  December  1871 

15.  September  1883 


36746 


388301 


Fürtrag  .      641-103 


388301 


3.  April  1860 
9.  April  1873 


6.  Jan.  1838 


1.  März  1856 


29.  September  1875 
26.  Juli  184 1 

7.  Mai  1873 
20.  August  1848 

30.  Dec.  1872  8.  Dec.  1873 

30.  December  1872 

8.  December  1873 

7.  Juli  1839 

17.  October  1841 

17.  December  1855 

1.  September  1848 


»)  Im  Betriebe  der  Sud- 
bahn-Gesellschaft. 


2)  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 


*)  Dient  nur  dem  Vieh- 
transport. 


*)  Oberbau  gegen  Re- 
vers abgetragen. 


ä)  Auf  dieser  Linie  be- 
sorgen die  königl. 
preussischen  Staats- 
eisenbahnen den  Fahr- 
dienst. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 
Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke  der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Uebertrag  . 

Dzieditz-Saybusch 

Trzebinia-Preussische  Grenze 

[Myslowitz]1) 

Szczakowa-Russische  Grenze 

[Granica] 

Krakau  -  Podgörze  -  Bonarka 

[mit  Localbetrieb] 

Verbindungs   -   Curve        bei 

Krakau  [mit  Localbetrieb]  . 
Verbindungs    -    Curve      bei 

Podgörze-Plaszöw2)    .  .  .  . 

Brünn-Olmütz 

Olmütz-Sternberg 

Nezamislitz-Prerau 

Kojetein-Bielitz     

Verbindungs    -    Curve      bei 

Bielitz 

Localbahnen. 

Drösing-Zistersdorf 

Göding-K.  k.  Aerarial-Tabak- 

fabrik 

Göding    [k.  k.  Tabakfabrik]- 

Ungarische  Grenze  [Holics] 

Rohatetz-Straschnitz 

Kremsier-Zborowitz 

Mährisch-Weisskirchen-Kras- 

na  Wallachisch-Meseritsch- 

Wäetin 

Krasna-Roznau 

Zauchtl-Bautsch 

Zauchtl-Fulnek 

Hotzendorf-Neutitschein  .  .  . 

Golleschau-Ustron 

Stauding- Wagstadt 

Troppau-Bennisch 

Fürtrag  . 


641-103 
30-877 

26-063 

1-621 

6-955 
0-466 

0469 

100-531 

14397 

27313 

168-537 

1-230 


11-305 

1-408 

0814 

4-721 

16520 

24-770 

18-154 
I.T  183 
38-831 
9498 
10073 

5-4I4 

7-488 

29-660 


1211-401 


388-301 


18.  Aug.  1878 


7.  Dec.  1855 

13.  October  1847 
1.  April  1848 

1         I.  Januar  1888 


29.  August 
1869 


I.  Aug.  1870 


29.  August  1869 
1.  Juni  1888 


1.  October  1889 

17.  Januar  1889 

18.  Juni  1891 
I.Sept.  1887]  i.Oct.  IS 
1.  November  1881 
1.  Januar  1884 

1.  Juli  1885 

1.  Juni  1892 

15.  October  1891 

25.  October  1891 

I.  Juni  1889 

18.  December  1888 

1.  October  1890 

29.  Juni  1892 


388301 


')VonderEigenthums- 
grenze  der  im  Auslande 
gelegenen  0*044  km 
langen  Theilstrecke 
[preussische  Grenze 
Ende  Przemsa-B  rücke] 
der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn   besorgt  die- 
selbe bis  Mislowitz 
[1-685   k»i\     den    Fahr- 
dienst    für    Rechnung 

der  königl.  preussi- 
schen     Staatseisenbah- 
nen. 


l)  Noch  nicht  dem  Be- 
triebe übergeben. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 

Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Kilometer 


Theilstrecke  der 
einzelnen   Bahnlinien 


Anmerkung 


Uebertrag 

Bielitz-Kalwarva 

Verbindungs  -  Curve     bei 

Kalwarya 

Branowitz-Pohrlitz 

Rohrbach  -  Seelowitz  -  Seelo- 

witz  Stadt 

Kojetein-Tobitschau 


Zusammen  . 

Kaschau-Oderberger 
Eisenbahn. 

Oesterreichische  Linie. 
Oderberg-Ungarische  Grenze 
[Csäcza] 


Leoben- Vordernberger 

Eisenbahn.*) 
Leoben  -  Vordemberg      [mit 
Localbetrieb] 


Oesterreich.  Nordwestbahn 
Garantirte   Linien. 

Wien-Nimburg-Jungbunzlau . 

Schleppbahn     Korneuburg  - 
Donaulände8)     

Verbindung  mit   der  Donau- 
Ufer-Bahn  bei  Wien8)  .  .  . 

Zellerndorf  -  Siegmundsher  - 
berg-Horn  [mit  Localbetrieb] 

Deutschbrod-Rossitz 

Gross  -  Wossek  -  Alt-Paka  - 
Parschnitz 

Wostromef-Jicin   [mit  Local- 
betrieb]     

Pelsdorf  -  Hohenelbe    [mit 
Localbetrieb] 

Trautenau  -  Freiheit      [mit 
Localbetrieb] 


1211-401 
57268 

0240 
8-323 

3350 

10534 


1291-116») 


63496 

15200 

352914 

1-550 

1  164 

19711 
92296 

128960 

17462 

4400 

9-862 


388-301 


17- 


I.  Juni  1888 
September  1895 

September  1895 
.  October  1895 


388-301 


1.  Febr.  1869 


8.  Jan.    1871 


*)  Ausser  dem  stehen 
im  Betriebe  der  Kaiser 
Ferdinands  -  Nordbahn, 
die  Ostrau-Friedlander 
Eisenbahn  und  dieTheil- 
strecke  der  Wiener  Ver- 
bindungs-BahnvomPra- 
terstern  bis  zur  Hetz 
gasse  und  der  Flügel 
Praterstern-Lasten- 
babnhof. 


18.  Mai  1872 


6.  Dec.  1869 


I.  Juni  1872 


10.  September  1874 

I.  März  1890 

I.  Juli  1872 
I.  Juni  1871 


25.  Oct.  1870 


I.  Juni  1871 


17.  December  1871 

I.  October  1871 
17.  December  1871 


Fürtrag  .  j    628  319 


2)  Im  Betriebe  der  Süd 
bahn-Gesellschaft. 


3)  Dient  nur  dem  Güter 
verkehre. 
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Bezeichnung  der  Bahnen 
und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 
Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten  letzten 


Theilstrecke  der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Uebertrag  . 

Ergänzungsnetz. 

Nimburg  -  Tetschen  -  Mittel  - 
grund    

Tetschen-Laube1) 

Zweites  Verbindungsgeleise 
zwischen  Tetschen  und 
Laube1)    .      . 

Lissa-Prag 

Schreckenstein-Aussig   .  .  . 

Chlumetz  Preussische  Grenze 
[Mittelwalde] 

Geiersberg- Wildenschwert .  . 

Zusammen  . 

Oesterreich. -Ungarische 
Staatseisenbahn-Gesell- 
schaft. 

Altes  Netz. 
Brünn-Prag-Bodenbach  .  .  .  . 
Verbindungs-Curve  in  Prag  . 
Böhmisch-Trübau-Olmütz    .  . 
Marchegg-Ungarische  Grenze 

Ergänzungs-Netz. 

Wien-Stfelitz .  .  . 

Schlachthausbahn  in  Wien1)  . 

Flügel  zu  den  Szaläsen  des 
Wiener  Central  -  Vieh  - 
marktes1) 

Verbindung  mit  der  Donau- 
Ufer-Bahn2)     

Stadlau-Marchegg 

Verbindung  mit  Süssenbrunn 
[K.  F.  N.  B  ]•)     

Grussbach-Znaim 

Verbindungsbahn  in  Brunn  . 

Fürtrag 


628-319 


136796 
2-871 


I  071 

34075 
1-467 

113-014 
14-065 


931-678 


383755 
0-630 

85-47I 
3-075 


142-414 
2791 


0670 

IIl8 
34-475 

6-189 

25-214 
0992 


686794 


4.  Oct    18735.  Oct.  1874 
1.  März  1880 


16.  October  1893 

4.  Oct.  1873]  10.  Mai  1875 

1.  Januar  1874 


l)  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 


4.  Oct.  1873 
5.  Octob 


15.  Aug.  1875 
er  1874 


326469 
0630 

3  075 


10-985 
2791 


34475 


0992 


1.  Sept.  18458.  April  1851 

10.  October  1871 

1.  September  1845 

24.  November  1870 


15.  Sept.  1870  24.  Nov.  1870 
22.  Januar  1874 


14.  September  1891 

26.  October  1876 
24.  November  1870 

7.  Mai  1873 

15.  September  1870 


')    Dient  nur    für  den 
Viehtransport. 


a)  Dient  nur  dein  Güter- 
verkehre. 


379417 
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Baulänge 

Datum 

Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 

der  am 
Ende  des 
Jahres 
1896  im 
Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 

Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 

der  Eröffnung  der 

Anmerkung 

ersten            letzten 

Theilstrecke  der 

Kilometer 

einzelnen  Bahnlinien 

Uebertrag  . 

686794 

379-4I7 

— 

— 

L'ngarantirte  Bahnen. 

Wien  -  Ungarische      Grenze 

[Brück  an  der  Leitha]   .  .  . 

39092 

— 

12.  September  1846 

Chotzen  -  Halbstadt       Preus- 

sische  Grenze  [Friedland]  . 

92273 

— 

26.  Juli  1875  15.  Mai  1877 

Wenzelsberg- Starkotsch  .  .  . 

2-250 

— 

I.  Februar  1876 

Halbstadt  -  Ottendorf      [mit 

13636 
0516 



26.  Juli  1875 
15.  Mai  1877 

Verbindungsgeleise  in  Halb- 
stadt1) 

— 

*)  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 

Brünn-Rossitzer  Bahn. 

Stfelitz-Segen  Gottes  .  .  .  .  ■ 

12-442 
10-650 

12442 

|        2.  Januar  1856 

Segen  Gottes-Oslavan8)   .  .  . 
Schleppbahnen  zu  denKohlen- 

5-59I 

— 

j10^'!  5- Jan.  1873 

*)  Dient  nur  dem 
Kohlen  verkehre. 

I-403 

— 

Localbahnen. 

]  Brück   a.  d.   Leitha-Ha  inburg  . 

21650 

— 

1.  October  1886 

|  Schwechat-Mannersdorf    .... 

28-738 

— 

6.  Januar  1884 

j  Verbindungsgeleise    der  Linien 

Wien-Bruck  und  Schwechat- 

Mannersdorf  in  Götzendorf  . 

0413 

— 

1.  August  1884 

i  Flügel  in  die  Freudenau  .... 

I-3I8 

— 

26.  April  1886 

Enzersdorf  bei  Staatz-Poisdorf . 

9392 

— 

6.  September  1888 

Segen  Gottes-Okrisko 

51-139 

— 

4.  Juni  1886 

, Studenetz-Gross-Meseritsch  .  . 

22-273 

— 

13.  Juni  1886 

28-347 

— 

2.  Juli  1885 

I-I27 

— 

10.  Januar  1800 

2579 

— 

10.  Juli  1886 

3761 

— 

I.  Juni  1885 

\  Ottendorf-Preussische  Grenze- 

.Mittelsteine 

2712 
8981 
3-093 



5.  April  1889 
I12.OCU882  31.  Oct  1882 

Celakovic-Brandeis  a.  d.  E.   .  . 

— 

Fürtrag  . 

1 

i  1050- 170 

391-859 
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Uebertrag  . 

Chotzen-Leitomischl 

Prelouc-Prachowitz 

Tasowitz-Kalkpodol 

Peöek-Zasmuk  -  Gross-Becvar 

BoSic-Kaufim 

Boäic-Svojäic  [Karlsthal]1)   .  . 

Poi-ican-Sadska-Nimburg  .  .  . 

Verbindungsgeleise  zwischen 
den  Bahnhöfen  der  Oester- 
reich. -Ungarischen  Staats- 
eisenbahn-Gesellschaft und 
der  Oesterreichischen  Nord- 
westbahn in  Nimburg2)    .  . 

Verbindungslinie  Nimburg- 
Velelib3) 

Kralup-Welwarn 

Minkowitz-Swolenowes    .  .  . 

Jenäovic-Luzec 

Lobositz-Libochowitz 

Theilstrecken    der   Mährischen 
Transversalbahn. 
Brünn-Ungarisch-Brod-Vlara- 

pass  [Ungarische  Grenze]  . 
Verbindungsgeleise     bei 

Brunn1) 

Verbindung  mit    der    Kaiser 

Ferdinands  -  Nordbahn  bei 

Holubitz1) 

Verbindung  mit    der    Kaiser 

Ferdinands  -  Nordbahn    in 

Bisenz-Pisek 

Wessely    a.    M.  -  Strassnitz 

[Ungarische  Grenze]  .... 
Kunowitz  -  Ungarisch  - 

Hradisch     

Verbindungs  -  Curve    bei 

Kunowitz1) 

Fürtrag  . 


1050-170 

22018 

18803 

2-387 

23-970 

3-010 

1-974 

13-986 


2-846 
9-803 

7-893 
3-214 

13784 


162-742 
1-999 

2-380 

I-483 

I4-45I 

4.726 

0  535 


1363-066 


39I-859 


23.  October  1882 
18.  October  1882 

1    25.  Oct. 
[       1881 

1.  Juli  1882 


1.  Aug.  1887 
26.  Aug.  1883 


')  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 


23.  September  1896 

26.  August  1883 
18.  October  1882 
20.  Februar  1884 
I.  Januar  1887 
22.  October  1882 
I 


2)  Dieses  Verbindungs- 
geleise  dient    nur  dem 

Uebergangsverkehr 
von  Militär-Transpor- 
ten im  Mobilisirungs- 
falle  und  steht  daher 
gegenwärtig  nicht  im 
Betriebe. 


20.  Juli  1884 


28.  Oct.  Ic 


')  Im  Betriebe  der  Böh- 
mischen Commerzial- 
bahnen. 


25.  August  1887 


10.  October  1887 


10.  October  ic 


I.  Juni  1887 


39I-859 


Geschichte  der  Eisenbahnen.  IV. 
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Uebertrag  . 

Verbindung  mit    der  Kaiser 

Ferdinands  -  Kordbahn    in 

Ungarisch-Hradisch1)    .  .  . 


1363066 


0992 


Zusammen  . 

Ostrau-Friedlander 
Eisenbahn.3) 
Mährisch-Ostrau- Friedland  . 

Südbahn. 

Oesterreichische    Linien.4) 

Wien-Triest    

Mödling-Laxenburg 

Wiener  -  Neustadt  -  Ungari- 
sche Grenze  [Oedenburg]  . 

Bruck-Leoben     

Marburg-Franzensfeste  .  .  .  . 

Verbindungsgeleise   in   Mar- 
burg    

Pragerhof-Polstrau  -  Unga- 
rische Grenze  [Budapest]  . 

Verbindungsgeleise    bei 
Pragerhof 

Steinbrück-Rann  -  Ungarische 
Grenze  [Sissek] 

St.  Peter-Ungarische  Grenze 
[Fiume] 

Nabresina  -  Cormons  -  Italie- 
nische Grenze 

Verbindungsgeleise      nächst 
Nabresina     

Kufstein  -  Ala  -  Italienische 
Grenze    

Localbahnen. 
Liesing-Kaltenleutgeben  .  .  . 
Spielfeld-Radkersburg   .  .  .  . 


Zusammen 


1,364-058») 

33005 

577192 
4662 

4412 

17-029 

373763 

0634 

51  853 

0-588 

50804 

52-055 

49088 

0683 

305716 


6-680 
30927 


I,526-686s) 


391-859 


1.  April  1883 


39I-859 


577192 

2-585 
0634 

0-545 


I.  Jan.  1871 


21.  Mai  187 


15.  Mai  1841  28.  Juli  1857 
28.  September  1845 

20.  August  1847 
1.  September  1868 


1.  Juni  1863 


20.  Nov.  1871 


13656 

0683 

103658 


698-963 


24.  April  1860 


1.  October  1862 


20.  Juni  1873 


1.  October  1860 


24.  Nov.  1858 


17.  Aug.  1867 


18.  August  1883 
14.  Juli  1885 


')  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 


-)  Ausserdem  steht  im 
Betriebe  der  Sta.its- 

eisenbahn  dieLocalbahn 
Swolenoves-Smecna. 


s)  Im  Betriebe  der 

Kaiser  Ferdinands- 

Nordbahn. 


')  Exclusive  der  schmal- 
spurigen elektrischen 
Bahn  Mödling-Hinter- 
brühl  [4-476  km  Bau- 
länge]. 


■)  Ausserdem  sind  im  Be- 
triebe der  Südbahn-Ge- 
sellschaft :      Die    Graz- 
Köflacher-Eisenbahn, 
Leoben-Vordernberger, 

Wien-Pottendorf- 
Wiener-SeustSdter-B  , 
dieTheilstreckederWie- 
ner     Verbindungsbahn 

Matzleinsdorf-Hetz- 
gasse sammt  Flügel  zum 

Hauptzollamtc,    die 
steiermärkischen    Lau- 
desbahnen, sowie  die 
Localbahn  Radkers- 
burg-Luttenberg. 
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Süd-norddeutsche  Ver- 
bindungsbahn. 

Pardubitz  -  Reichenberg- 
Preussische  Grenze  [Seiden- 
berg]   

Josefstadt-Preussische  Grenze 
[Liebau] 

Eisenbrod  -  Tannwald     [mit 
Localbetrieb] 

Zusammen  . 


Eisenbahn  Wien-Aspang. 

Wien-Felixdorf  -  Wiener-Neu- 
stadt-Aspang     

Central  -  Friedhof  -  Klein  • 
Schwechat  [mit  Localbe- 
trieb]   

Verbindungs  -  Curve    zur 
Donaulände  -  Bahn    gegen 
Oberlaa2) 

Zusammen  . 


Wien-Pottendorf-Wiener- 
Neustädter-Bahn.  3) 

Meidling-Pottendorf-Wiener- 
Neustadt 

Pottendorf  -  Grammat  -  Neu- 
siedl  [mit  Localbetrieb]    .  . 

Ebenfurth-Ungarische  Grenze 
[Mitte  Laithabrücke]*)  .  .  . 

Verbindungsgeleise    mit   der 
Donaulände  -  Bahn     bei 
Inzersdorf    


Zusammen 


199-876 
62-151 
I7-5I5 


279-542') 


75916 


3-234 


0-768 


79-918 


Summa  a)  [Hauptbahnen] 


50-684 

13-866 

1-308 

1-302 


6.585-622 


67-160 


4.  Nov.  1857 
I.  Mai  1859 


18.  Juli  1875 
29.  Dec.  1869 


1.  Juli  1875 


5-430 


7.  Aug.  1881 


28.  Oct.  1881 


6.  December  188  [ 


28.  October  1881 


5-430 


0-577 


i.Sept.1871 


7.  Mai  1874 


0-577 


1586-847 


l)  Ausserdem  stehen  im 
Betriebe  der   Süd-nord- 
deutschenVerbindungs- 
bahn:  Die  Localbahn 
Reichenberg  -  Gablonz- 
Tannwald  mit  dem  Flü- 
gel Morchenstern  -Jo- 
sef sthal-Maxdorf     und 
die    k.    k.    Staatsbahn- 
linie Königshan- 
Schatzlar. 


3)  Im  Betriebe  der  k.  k, 
Staatsbahnen. 


3)  Im  Betriebe  der  Süd- 
bahn-Gesellschaft. 


)InSubpacht  derEisenb. 
Wittmansdorf-[Leobers- 
dorf]-Ebenfurth  und  im 

Betrieb  der  Raab- 

Oedenburg-Ebenfurther 

Eisenbahn, 


22* 
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b)  Selbständige  Local- 
bahnen 

[mit  Ausnahme  der  im   Staats- 
betriebe   befindlichen]. 

Normal  spurig. 

Auspitzer  Localbahn. 

Auspitz      Station   -   Auspitz 

Stadt    

Böhmische  Commerzial- 

bahnen. 
Königgrätz-Wostromef  .  .  .  . 

Sadova-Smiritz ■ 

Nimburg-Jicin 

Kfinec-Königsstadtl 

Kopidlno-Liban 

Lieban-Bakov     

Detenitz-Dobrowitz1) 

Rokvcan  -  Miroschau  -  Xez  - 

vestic     

Smidar-Hochwesselv 


6-831 


33990 
10699 
40-888 
11  -955 
4-055 
33-303 
14-183 

26-719 
7826 


Zusammen  .  !| 
Bozen-Meraner  Bahn. 

Bozen-Meran I 

Castolowitz-  Reichenau  an 
der  Knezna-Solnitz 

[Kwasnay.] 

Deutschbrod  -  Humpoletz2J 
Gross  -Priesen  -  Wernstadt- 
Auscha.2) 
Gross  -  Priesen  -  Loschowitz- 

Wernstadt 

Loschowitz-Auscha • 


183-624 


31613 


15277 
25-275 


16566 
7.846 


Zusammen 

Kremsthalbahn. 
Linz -Kremsmünster-  Klaus 

Steyrling 

Unter-Rohr-Bad  Hall   .... 


24412 


64936 
4-240 


18.  Juli  1894 


19.  März 
1882 


15.  Nov. 
1881 


25.  März  1882 


26  .Aug.  1S83 


I.  Aug.  1882  I.  Aug.  1883 
20.  Februar  1882 


5.  October  1881 

26.  October  1893 
2.  September  1894 


l    18.  Aug.    11.  Sept.  1890 
|        1890 


Zusammen 


69- 176 


30.  Apr.  1881  I.  Nov.  188S 
15.  Mai  1887 


')  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 


■J  Im  Betriebe  der 
Oesterr.  Nordwestbahn, 
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Kuttenberger  -  Localbahn1) 
Mühlkreisbahn. 

2-809 

— 

10.  Januar  1883 

')  Im  Betriebe  der 
Oesterr.  Nordwestbahn. 

Linz  -  Urfahr-Aigen-Schlögl   . 

57782 

— 

18.  October  1888 

Neutitscheiner   Localbahn. 

8-360 

— 

19.  December  1880 

Radkersburg-Luttenberg  2). 

25450 

— 

16.  October  1890 

»)    Im  Betriebe  der  Süd- 
bahn-Gesellschaft. 

Reichenberg-Gablonz- 

Tannwald.3) 
Reichenberg  -  Gablonz  -  Tann- 

25792 
6-625 

— 

26.  Nov.  1888  10.  Oct.  1894 
10.  October  1894 

s)   Im  Betriebe  der  Süd- 
norddeutschen  Verbin- 
dungsbahn. 

Morchenstern     -     Josefsthal- 

Zusammen  . 

32-417 

— 

— 

— 

|  Stauding-Stramberg 

18-568 

— 

19.  December  1881 

Stramberg-Wernsdorf.    .  .  . 

6677 

— 

25.  Juli  1896 

Swolenowes-Smecnaer 

Eisenbahn.4) 
Swolenowes  -  Stiebichowitz  - 

10-405 

— 

')  Im  Betriebe  der 

Oesterr.-Ung.  Staats- 

eisenbahn-Gesellschaft. 

Welchau-Wickwitz- 

Giesshübel-Sauerbrunn5). 

Schmalspurig  [Spurweite  0-76  tu] 

Mori-Arco-Riva  amGardasee 
Murthalbahn. 
Unzmarkt-Mauterndorf  .... 

Salzkammergut  Localbahn. 

Ischl  [Staatsbahnhof]  Pfandl- 

St.  Lorenz-Salzburg    .... 

Ischl  [Localbahnhof]  Pfandl") 

Verbindungsgeleise     bei    St. 

8-049 
24-502 
76-281 

63-290 
o-5«3 
3-675 

0214 

— 

1.  Febn 
29.  Jan 
10.  Octc 

5-  Aug. 
1890 

lar  1895 
aar  1891 
ber  1894 

3.  Juli  1894 

*)  Im  Betriebe  der 
Buschtehrader  Eisen- 
bahn.  Vorläufig  findet 
auf    dieser    Localbahn 
nur    ein    Güterverkehr 
statt     und    bleibt     der 

Personenverkehr  bis 

auf   weiteres    auf    die 

Zeit  vom   15.  April  bis 

15.  October  eines  jeden 

Jahres  beschränkt. 

<■)  Seit  Eröffnung  der 

Verbindung    mit     dem 

Staatsbahnhofe  Ischl 

ausser  Betrieb. 

Zusammen  . 

67-762 

"     1     " 
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Steyrthalbahn. 

Steyr-[Garsten]-Agonitz    .  .  . 
Pergern-Bad  Hall 

32-168 
15-559 

— 

20.  Aug.  1889  19.  Nov.  1890 
2.  December  1891 

>)  Im  Betriebe  der  Süd- 
bahn-Gesellschaft    auf 
Rechnung     der    Steier- 
märkischen  Landesbah-  ; 
neu.  Der  Flügel  Hunds-  J 
dorf-Skalis  dient  nur  für  > 

den  Kohlenverkehr. 
3)  Wurde  Im  Jahre  1896 
In    eine   Actien-Gesell- 
schaft  umgewandelt 
und  erscheint  dann 
unter  den  schmalspuri- 
gen    Bahnen     separat 
nachgewiesen. 

3)  Die  der  Kuhlenberg- 
Eisenbahn  formell  con- 
cessionirten,  im  Eigen- 

thum  der  Neuen 
Wiener  Tramway-  Ge- 
sellschaft  sich    befind- 
lichen und  von  der 
letzteren  mit  Dampf  be- 
triebenen Tramway- 
strecken  Nussdorfer- 
strasse-Nussdorf 
[  Zahnradbahnhof J 
sammt  der  Abzweigung 

Nussdorferstrasse- 
Heiligenstadt  wurden    ! 
unter    die    Linien    der 
Neuen    Wiener    Tram- 
way-Gesellschaft   ein- 
bezogen. 
')    Im    Eigenthum    der 
Salzkammergut  -  Local- 
bahn-Actien-Gesell- 
schaft. 

Zusammen  . 

Normal-  und  schmalspurig. 

Steiermark.  Landesbahnen. 

Normalspurige  Strecken. 

CiUi-Wöllan1) 

47727 

37-475 
1-872 

22958 
14928 
11502 

— 

i     28.  Decei 

9.  Decen 
20.  Decei 
27.  Novei 

nber  1891 

iber  1893 
nber  1892 
nber  1892 

Flügel  Hundsdorf-Skalis1)  .  . 

Schmalspurige  Strecken  [Spurweite 
9-760  m], 

Kapfenberg-Seebach-Au1)   .  . 
Pöltschach-Gonobitz")     .... 
Preding-Wieselsdorf-Stainz1) 
Unzmarkt-Mauterndorf  [Mur- 
thalbahn]8) [76-281  km]  .  .  . 

Zusammen  . 

88-735  | 

Summe  i)  [Localbahnen]    . 

c)  Zahnradbahnen. 

Normalspurig. 

Kahlenberg-  Eisenbahn . 3) 
Nussdorf-Kahlenberg  [System 

831732 
5449 

6-369 

5-309 
5-862 

4-886 

7.  Mär 

8.  Jur, 

29    M; 

1.  Augi 

z  1874 

i  1889 

ü  1887 
ist  1893 

Schmalspurig  [Spurweite  looo  m]. 

Achenseebahn. 

Jenbach  -  Achensee     [Ad- 
häsions-  und  Zahnstangen- 
betrieb,   System    Riggen  - 
bach. 

Gaisbergbahn. 

Parsch  -  Gaisbergspitze 
[System  Riggenbach]    .  .  . 
Schaf  bergbahn  [System  Abt]4) 

Summe  c)  [Zahnrdb.]  . 

22-989 

— 
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d)  Dampftramways. 

Nonnalspurig. 

'  Brünner  Local-Eisenbahn- 

Gesellschaft. 

Schreibwald-Karthaus    .... 

7-957 

3-423 

Abzweigung    Ugartestrasse- 

Central-Friedhof 

2-177 

— 

Verbindungsgeleise    mit    der 
Station  Brunn  der  Oester- 

reichisch  -  Ungarischen 
Eisenbahn-Gesellschaft1)    . 

0-221 

— 

')  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 

Piivoz  -  Mährisch  -  Ostrau  - 
Witkowitz2) 

6062 

— 

31.  M« 

li  1884 

a)  Den  Betrieb  auf  der 
Localbahn  Pfivoz- 
M  ähr.-Ostrau-Witko- 
witz    führt    die    Eisen- 
bahnbau- und  Betriebs- 
Unternehinung  Leo 
Arnoldi  in  Wien. 

Verbindungsgeleise   mit  dem 
Frachtenbahnhofe  Mährisch- 
Ostrau    der    Kaiser   Ferdi- 

f050 

— 

Mährisch-Ostrau    Localbahn- 

hof-Ostrawitzabrücke     .  .  . 

0-821 

— 

I.  October  1896 

Zusammen  . 

18-288 

3423 

— 

— 

Dampftramway-Gesell- 

schaft 

[vormals  Krauss  &  Cie.] 

10675 

— 

7.  Juni  1886 

Abzweigung     zur      Rangir- 
station  und  zum  Anschlüsse 

an     die     Station    Jedlesee 

der  Oesterreichischen  Nord- 

0504 
14-913 

— 

}            7-  Jur 

i  1886 

3)  Dient  nur  dem  Güter- 
verkehre. 

Florisdorf-Gross-Enzersdorf  . 

Hietzing-Perchtoldsdorf    .  .  . 

10-262 

— 

27.  Octo 

ber  1883 

Perchtoldsdorf-Mödling     .  .  . 

3-299 

— 

12   Mai  1887 

Hietzing-Ober-St.  Veit     .  .  . 

2-409 

— 

19.  September  1887 

Zusammen  . 

42-062 

— 

~      1      " 
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Baulänge 

Datum 

Bezeichnung  der  Bahnen 

der  am 

Ende  des 

Jahres 

1896  im 

Länge 
der  zwei- 
gelei- 

der Eröffnung  der 

und 

Betriebe 

sigen 
Bahn- 

ersten 

letzten 

Anmerkung 

ihrer  Strecken 

gestan- 
denen 

strecken 

Bahnen 

Theilstrecke  der 

Kilometer 

einzelnen  Bahnlinien 

Neue  Wiener  Tramway- 

M  Mit   Dampf   betrie- 

Gesellschaft.1) 

bene  Strecken.     Die- 
selben dienen  nur  dein 
Personenverkehre. 

Westbahnlinie-Hütteldorf    .  . 
Abzweigung    zum     Vororte- 

5-848 

5-237 

2.  Febr.  1885 

1.  Mai  1892 

3)    Wurde    abgetragen, 
doch   besteht    die    Ver- 

0790 

4.  Juli  1885 

pflichtung,     diese     Ab- 
zweigung  auf    Verlan- 

Sternwartestrasse-Nussdorfer- 

gen  wieder  herzu- 
stellen. 

strasse           [  Linienwall    - 

Durchbruch]        -  Nussdorf 

3)   Die    Strecken    Nuss- 
dorf erstrasse      'Linie  n- 

Abzweigung      Xussdorfer- 

4256 

3-49I 

20.  Juli  1885 

;  wall-Durchbruch]-Nuss- 
dorf   [Zahnradbahnhof] 
[3*543  k'n  Baulänge  und 

strasse-Heiligenstadt*)   .  .  . 

0794 

— 

26.  Mai  1891 

3-465  km  Betriebslänge j 
und  Abzweigung  Nuss- 

Zusammen  . 

n  688 

8728 

stadt     [0-704   km     Bau- 

länge    und     0-682    km 

Betriebslänge]    wurden 

formell  der  Kahlen- 

Salzburger  Eisenbahn-  und 

berg  -  Eisenbahn     con- 
cessionirt.  Conces- 

Tramway-Gesellschaft.4) 

sionsüb ertragung  an 
die  Neue  Wiener  Tram- 

Salzburg-  [Bahnhof]  -Bayeri- 

Zuge. 

sche  Grenze  [Drachenloch] . 

13243 

— 

10.  Aug  1886 

20.  Nov.  1886 

•*)  Der  Betrieb  der 

Karolinenbrücke-Parsch    .  .  . 

1700 

— 

1 

Dampftram way  und 

Verbindungsgeleise    bei    der 

5-  Ma 

i  1893 

aller     anderen    L  nter- 
nehmungen     der    Salz- 

0 180 

— 

1 

burger  Eisenbahn-  und 
Tramwav-  Gesellschaft 

Salzburg  -  Oberndorf  -  Lam- 

26088 

20.  Jan.  1896  16.  Mai  1896 

ist   an    die    Eisenbahn- 
bau-  und   Betriebs-Un- 
ternehmung Leo 
Arnoldi    in   Wien    ver- 
pachtet. 

Zusammen  . 

41-211 

— 

— 

Wiener  Localbahn-Actien- 

Gesellschaft. 

Wien     [Matzleinsdorfer-Via- 

duct]- Wiener  Neudorf- Gun- 

tramsdorf 

17-209 

29.  Sept.  188627.  Tan.  i8qs 

Schmalspurig  [Spurweite  I-ooo  >»]. 

Localbahn  Innsbruck- Hall 

in  Tirol") 

12  143 

1.  Juni  1891 

s)  Dient  nur  dem  öffent- 

lichen Personenver- 
kehre. 

;    Summe  d)  [Dampftramwavs]  . 

142  601 

12  151 

SummeC[Privatb.  imPrivatbetr.] 

7582944 

103-884  ] 

Oesterr.  Eisenb. 

16.660985 

2560819 

1 
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Baulänge 

Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 

im 
Ganzen 

Datum 

der  am 
Ende  des 

der  Eröffnung  der 

Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 

Jahres 
1896  im 
Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 

ersten 

letzten 

Anmerkung 

Theilstrecke  der 

Kilometer 

einzelnen  Bahnlinien 

II.  Ausländische  Bahnen 

auf  österreichischem 

Staatsgebiete. 

Staatsbahnen   des  Occu- 

pationsgebietes. 

[Schmalspurig,  Spurweite 

O'7oo  m) 

Theilstrecke  Metkovic-Oester- 

reichische  Grenze  der  Bahn 

von  Mostar  nach  Metkovid  . 

1-330 

— 

14-  Ju 

ii  1885 

Königlich  bayerische  Staats- 

eisenbahnen. 

Eger-Asch-BayerischeG  renze 

[Selb]     

29601 

1.  November   [865 

Eger  -  Bayerische       Grenze 

6-8 18 

15.  Octo 

ber  1865 

Eger  -  Bayerische       Grenze 

[Schirnding]     

10-163 

— 

1.  November  1883 

Zusammen  . 

46-582 

— 

— 

Königlich     preussische 

Staatseisenbahnen. 

Dzieditz-Preussische    Grenze 

[Pless]  

2-277 

24.  Tur 

ii    1870 

OSwiecim-Preussische  Grenze 

[Neu-Berun]     

2-411 

— 

16.  März  1863 

Zusammen  . 

4-688 

— 

— 

— 

Königlich      sächsische 

Staatseisenbahnen . 

Reichenberg -Grottau    Säch- 

sische Grenze  [Zittau]  .  .  . 

21-771 

— 

1.  December  1859 

Fürtrag  . 

21-771 

— ■ 

— 
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Bezeichnung  der  Bahnen 

und 

ihrer  Strecken 


Baulänge 
der  am 

Ende  des 
Jahres 
1896  im 

Betriebe 
gestan- 
denen 
Bahnen 


Länge 
der  zwei- 
gelei- 
sigen 
Bahn- 
strecken 

im 
Ganzen 


Kilometer 


Datum 
der  Eröffnung  der 


ersten 


letzten 


Theilstrecke  der 
einzelnen  Bahnlinien 


Anmerkung 


Uebertrag  . 
Eger-Voitersreuth-Sächsische 

Grenze  [Brambach] 

Warnsdorf-Sächsische  Grenze 

[Seifhennersdorf] 


21771 
21040  6013 

4018         — 


1.  November  1865 

| 
6.  December  1876 


Zusammen 


Summa  II. 

(Ausl.  Bahnen  auf  öst.  Gebiete) 


46-829 


6015 


99-429 


Summe  I,  II  . 

Abzüglich  der  Theilstrecke  der 
österreichischen  Eisenbahnen 
auf  ungarischem  Staatsge- 
biete mit 

und  im  Auslande  mit 


Zusammen  . 

beträgt  die  Gesammtlänge 
aller  für  den  öffentlichen 
Verkehr  bestimmten,  mit 
Dampf  betriebenenEisen- 
bahnen  in  den  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern, 
u.  zw. : 

mit  normaler  Spurweite  .  .  . 
mit  schmaler  Spurweite  .  .  . 


16.760414 


6-OI5J 


1-127 


2.566-834 


0-577 


9-333J        — 


10460 


16.400-553 


349  401 


0-577 


2.566-257 


Im  Ganzen     16.749 954   2  566257 
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Im  Anlageplane  des  vorliegenden 
Werkes  war  die  Darstellung  der  Geschichte 
des  österreichischen  Eisenbahnwesens  bis 
zu  jenem  Zeitabschnitte  vorgesehen,  wo 
durch  Schaffung  eines  selbständigen  k.  k. 
Eisenbahn  -  Ministeriums  ein  wichtiger 
Wendepunkt  auf  diesem  Gebiete  eintrat. 

Diesem  Grundsatze  zufolge  musste 
auch  die  statistische  Uebersicht  den  Stand 
des  Eisenbahnwesens  in  Oesterreich  im 
Jahre   1896  enthalten. 

Dank  der  Pünktlichkeit,  mit  welcher 
das  statistische  Departement  des  k.  k.  Eisen- 
bahn-Ministeriums die  Hauptergebnisse  der 
österreichischen  Eisenbahnstatistik  veröf- 
fentlicht, ward  es  noch  möglich,  den  Stand 
des  österreichischen  Eisenbahnwesens  im 
fünfzigsten  Regierungsjahre  Sr.  Majestät 
des  Kaisers  im  Werke  aufzunehmen. 

Die  nachfolgenden  Ziffern  werden 
demnach    als    eine  Ergänzung  zu  gelten 


haben,  die  bestimmt  ist,  den  gewaltigen 
Fortschritt  zu  kennzeichnen,  den  das 
österreichische  Eisenbahnwesen  bis  in  die 
allerjüngste  Zeit  genommen  hat. 


Das  dem  öffentlichen  Verkehre  die- 
nende Netz  sämmtlicher  auf  österrei- 
chischem Staatsgebiete  befindlicher  mit 
Dampf  und  sonstigen  mechanischen  Mo- 
toren betriebenen  Eisenbahnen,  einschliess- 
lich der  auf  ausländischem  Boden  gele- 
genen Theilstrecken  österreichischer  Eisen- 
bahnen erreichte  zu  Beginn  des  Jahres 
1898  eine  Länge  von  17. 423 -917  km.  Im 
Jahre  1897  waren  620.341*)  km  Eisen- 
bahnen zur  Eröffnung  gelangt,  und  zwar : 


*)  Der  Zuwachs  gegen  das  Vorjahr  ver- 
ringert sich  um  2  km,  die  infolge  von  Längen- 
richtigstellungen, Traceverlegungen  in  Ab- 
schlag gebracht  wurden. 


A)  Bahnen  im  Staatsbetrieb. 

a)  K.  k.  Staatsbahnen : 

Halicz  -  Oströw  -Berezowica     [Tarnopol]  Baulänge 

Theilstrecke  Podwysokie-Oströw-Berezowica       .     .     .  72'283  km  am  25.  Januar 

Schleppbahn  Nadbrzezie- Weichselumschlagplatz  2-o88     »       »       I.Mai 
Halicz-  Oströw -Berezowica     [Tarnopol] 

Theilstrecke  Halicz-Podwysokie 29/274     s        >       I.  Juni 

Localbahn  Barzdorf  -  Jauernig 5'IÖ9     »       »       6.  August 

Localbahn  Haugsdorf- Weidenau-Weidenau  Stadt  4512     »        j>      6.  August 

Chodorö w-Pod wysokie 42^245     »        »     29.  November 

Beraun  -  DuSnik I5'259     »        »     18.  December 


b)  Privatbahnen 

[Localbahnen] 
auf  Rechnung  der  Eigenthümer: 

[Normalspurig.] 

Neue  Bukowinaer  Localbahnen. 

Hliboka-Sereth I5'I2I 

Itzkany-Suczawa 4  791 

Modf an-Cer£an  mit  Abzweigung 

Theilstrecke  Cercan-Pisely-Pozar Iö'oio 


I.  Januar 
1,  Januar 

18.  Januar 


348 


Anhang. 


Rakonitz-Pladen-Petschau  mit  Abzweigung  Baulänge 

Rakonitz-Pladen-Luditz 52-30o  km. 

Protiwitz-Buchau 16-824     » 

Borkie  wielkie-Grzymalöw 32'753    » 

Modfan  -  Circan  s.  Abzweigung 

Theilstrecke  Pozar-Eule '    4-000     » 

Theilstrecke  Modfan-Mechenic-Dobfis 40-930     » 

Zwittau-Skutsch 

Policka-Skutsch 32-975    > 

Friauler-  Bahn 

Cervignano-ital.  Grenze  [im  Betrieb  der  Societä  Veneta 

per  Impresse  e  construzioni  publiche  in  Padua]  .        2-777     5 

[schmalspurig] 

Neuhaus-  Neubistritz  [schmalspurig]       ......      30-418     5 

B)  Privatbahnen  im  Privatbetrieb. 

a)  Hauptbahnen: 

Böhmische  Nordbahn 

Localbahn  Kuttenthal  -  Unter-Cetno 8-334     » 

Aussig  -  Teplitzer  Eisenbahn 

Localbahn   Teplitz-Reichenberg:    Theilstrecke    Teplitz 

[SettenzJ-Lobositz 35'6l3     » 

b)  Selbständige  Localbahnen: 

Schneebergbahn  [Adhäsionsstrecke] 

Wiener-Neustadt  - Puchberg  a/Schneeberg      ....  28237  » 

Abzweigung  Fischau-Wöllersdorf 4'755  ' 

Saitz- Czeicz  -  Göding 38*134  » 

Melnik  -Mseno 

Melnik-Mseno 23-962  » 

Schleppbahn  Melnik-Umschlagplatz 3'06l  » 

Lhotka-Strednitz 2091  » 

Mseno -Unter-Cetno 

Unter-Cetno  -  Wratna  -  Lobes 4"548  » 

Wratna  -  Lobes  -  Mseno 10-400  » 

c)  Zahnradbahnen: 

Schneebergbahn  [Zahnradstrecke] 

Puchberg  a/Schneeberg  -  Baumgartner 7'3oo     » 

Baumgartner  -  Schneeberg 2-339     » 

d)  Elektrische  Eisenbahnen : 

[normalspurig] 

Wiener  Tram way-Gesellschaft 

Remise  Vorgartenstrasse  -  Praterstern  -  Wallgasse  .     .         9'63I     » 
Prag- [Smichov]  -  Kosif 1800     » 

Prag- [Königl.  Weinberge]  -  Ziskov 5846     > 

[schmalspurig] 
Czernowitzer  Strassenbahn 6-715     > 

Reichenberger  Strassenbahn 3'357     • 

Linz-Urfahr   [Spurweite  0900  m] 3'329 

Zusammen  neu  eröffnete  Strecken  620-341   km 

Hievon  k.  k.  Staatsbahnen  170-830     » 

Privatbahnen  449-511     > 


am  27.  Juni 
»  27.  Juni 
»     12.  August 

»     22.  September 
»     22.  September 

»      6.  October 


•  18.  October 

1       1.  November 

*  18.  October 

»  16.  December 


»  15.  April 

»  15.  April 

»  16.  Mai 

■  22.  Juni 

»  22.  Juni 

»  22.  Juni 

»  23.  October 

»  4.  December 


»       1.  Juni 

»    25.  September 


28.  Januar 

13.  Juni 
I25.  Juni  und 
J18.  September 

19.  Juli 
[25.  August  und 
l  3.  November 

31-  Ju'i 
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Ausdehnung  der  Eisenbahnen  in  Oesterreich  zu  Beginn 
des  Jahres  i8g8. 


I.  Oesterreichische  Eisenbahnen. 

Ä)  Bahnen  im  Staatsbetrieb, 
a)  K.  k.  Staatsbahnen. 

Hauptbahnen 

Localbahnen 

Zahnrad-  und  Adhäsionsbahnen 


Summe  a) 


b)  Privatbahne  n 
auf  Rechnung  des  Staates: 
Hauptbahnen 


auf  Rechnung  der  Eigenthümer: 
Localbahnen 


Summe  b) 


Summe  A) 


B)  K.  k.  Staatsbahnen  im  fremden  Betrieb : 


C)  Privatbahnen  im  Privatbetrieb: 


a)  Hauptbahnen 

b)  Localbahnen. 

a)  Im  Besitze  von  Hauptbahnen 
ß1  Selbständige  Localbahnen  . 

c)  Zahnradbahnen 

d)  Dampftramways 

e)  Drahtseilbahnen 

f)  Elektrische  Bahnen 


Summe  C) 


Baulänge  [Eigenthumslänge] 


Linien 


mit 

normalem 

Betrieb 


5.938-873 


5.938-873 


570-950 


82-867 


653-817 


Summe  I  [Oesterreichische  Eisenbahnen] 

IL  Ausländische  Eisenbahnen  auf 
österreichischem  Gebiete 


Hauptsumme 


6.592-690 


23-460 


5.523307 


5.523-307 


12.056-990 


99-429 


12.156-419 


mit 
Localbetrieb 


642635 

852-479 

19-498 


1.514-612 


1.336688 


1.336668 


2.851-280 


30-106 


421-306 

683-788 

947-784 
32-688 

14 1839 

0917 

74-923 


2.303-245 


5.267498 


Im 
Ganzen 


6.581-508 

852479 

19-498 


7.453-485 


570-950 


I.4I9-535 


1.990-485 


9.443-970 


53-566 


5.945-OI3 

683-788 

947784 
32688 

141-839 

0917 

74923 


7.826-952 


5.267-498        17.324-488 


99-429 


17.423917 
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Die  Länge  der  zweiten  Geleise  betrug 
am  I.  Januar  1898  2.583-607  km  = 
14-83  °/0  der  Gesammtlänge  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen. 


Die  Vertheilung  der  Eisenbahnen  in 
den  einzelnen  Kronländern  im  Jahre 
1897  zeigt  folgende  Zusammenstel- 
lung: 


Kronland 


Bahn- 
länge 
Eigenthums- 
länge  km 


Auf  den 

km* 
kommen 
Bahnen 


Auf 

100.000 

Einwohner 

entfallen 

km  Bahn 


Antheil 

des 

Kronlandes 

an  der 
Gesammt- 
länge in 


Oesterreich  unter  der  Enns 
Oesterreich  ob  der  Enns 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Küstenland 

Tirol  und  Vorarlberg     .     . 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina    

Dalmatien 


1.790263 
864157 
328625 

1.283-789 

447-695 
422483 

318-545 

852068 

5.228-022 

I  768451 

549.669 

3082-160 

351548 

125982 


90 

72 
46 

57 
43 
42 
40 
29 

101 
80 

107 
39 
34 

10 


67-258 
109967 
189398 
100084 
124-012 

84-673 
45-809 
91742 
89-474 
77670 
90757 
46-644 

54-369 
23886 


I74I3457 


58 


72-874 


1028 
496 
189 

7'37 

2-57 

243 

183 

489 

3002 

1016 

316 

1770 

202 

072 


Ueber  das  aufgebrachte,  amortisirte 
und  verwendete  Anlagecapital 
sämmtlicher  österreichischer  Eisenbahnen 


nach    dem   Stande    vom    1.  Januar    1898 


gibt      nachstellende 
Aufschluss : 


Zusammenstellung 


Bahn 

Aufgebrachtes     Amortisirtes         Verwendetes 

Anlagecapital  in  Gulden  österr.  Währ. 

K.  k.  Staatsbahnen  im  Betriebe  der 
Staatseisenbahn-Verwaltung 

Vom  Staate  auf  eigene  Rechnung 
betriebene  Privatbahnen 

K.  k.  Staatsbahnen    in   fremden    Be- 

1.037,271.936 

88,137-339 

3,573-475 

58,346.673 

1,150.637 

60.647 

\     1.184,225.389 
3760.830 

Zusammen  [K.  k.  Staatsbahnen]         1.128,982750          59i557-957            1.191,891.227 

Anhang. 


351 


Bahn 

Aufgebrachtes 

Amortisirtes 

Verwendetes 

Anlagecapital  in  Gulden  österr.  Währ. 

Vom  Staate  auf  Rechnung  der  Eigen- 
tümer betriebene  Localbahnen 
Privatbahnen  im  Privatbetrieb 

89,256.360 
i-565,379-450 

439-721 
130,767.448 

69,012.344 

1.503,952.058 

Zusammen  [PrivatbahnenJ 

1,654  638.840 

131,207.169 

1.572,964402 

Im  Ganzen  [Staats-  u.  Privatbahnen] 

2.783,618.590 
14,174.400 

190,765.126 
617.900 

2.764,855.629 
i3,407-855 

Stand  der  eigenen  Fahrbetriebsmittel : 

[Stand  vom  1.  Januar  1898] 

Locomotiven 

Im  Staatsbetriebe 2. 119 

Im  Privatbetriebe 2.483 


Personenwagen 

Lastwagen 

5022 

38.761 

5-205 

65.350 

Zusammen*)  . 


4.602 


10.227 


104.111 


Leistungen  der  Fahrbetriebsmittel: 

[Im  Jahre  1897] 

Nutzkilometer 
[betreffend  die  Locomotiven] 

Im  Staatsbetriebe 57,055  672 

Im  Privatbetriebe       62,201.855 

Zusammen*)  .    .       119,257.527 

Beförderte  Personen : 

[Im  Jahre  1897]  Anzahl 

Im  Staatsbetriebe 44,001.851 

Im  Privatbetriebe 65,459  422 

Zusammen*)  .    .       109,461.273 

Hievon  entfallen     1-03  %  auf  die     I.  Classe 

7-38%     »      »      IL        » 
88-39%     »      »    HI-       » 
020%     »      >    IV.       » 
3  00  %     »     Militärpersonen. 

*)  Exclusive  Dampftramways. 


Achskilometer 

[betreffend  die  Personen- 

und  Lastwagen] 

1.960,974.972 

2.658,581.954 


4.619,556.926 


Zurückgelegte 
Personenkilometer 

1.806,450.255 

2.228,008.911 


4.034,459.l66 
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Beförderte  Güter: 

[Im  Jahre  1897] 


Im  Staatsbetriebe 
Im  Privatbetriebe 


Zusammen') 


Tonnen 
34.II2.963 
70,378.849 


104,491.612 


Geförderte 
Tonnenkilometer 

3.978.079.936 
5.578,519.I37 


9-556,599-073 


Finanzielle  Betriebsergebnisse : 

[Im  Jahre  1897] 

Gesammte 

Betriebs-Einnahmen 

fl. 

Im  Staatsbetriebe ....       114,674.241 

Im  Privatbetriebe .       162,186.281 

Zusammen*)  .    .       276,860.522 


Hievon  aus  dem 
Personen-  Güter- 

Verkehr 

fl. 

27,925399  78,303032 

35,474.069  123,422.716 


63,399.468 


201,725748 


Nettoertrag  [Ueberschuss  der  Einnahmen  über  die  Gesammt-Ausgaben] 

[Im  Jahre  1897] 

Im  Staatsbetriebe      35,692  482  fl. 

Im  Privatbetriebe     105,115.377   » 

Zusammen*)     140,807.859  fl. 


Personalstand : 

[Im  Jahre  1897.] 

Beamte  und      Weibliche 
Unterbeamte    Bedienstete 

Im  Staatsbetriebe 12.041  302 

Im  Privatbetriebe ■       13.808 1273 


Arbeiter  im 
Taglohn  [durch- 
Diener        schnittlich]  Zusammen 

30.759               37.460  80.562 

21.800  53304 90.I85 


Zusammen*) 


25.849 


1575 


52.559 


90.764 


*)  Exclusive  Dampftramways. 


170.747 


Schleppbahnen : 

Den    Stand    der   Sehleppbahnen    am    I.  Januar    1898    veranschaulichen    nachstehende 
Zusammenstellungen : 


Eisenbahnen 

Schleppbahnen 

1  Von  der  Gesammtlänge 
der  Schleppbahnen  sind  1 

Anzahl 

Länge 

Normalspurig 

Schmalspurig 

I.  Oesterreichische  Eisenbahnen. 

625 
860 

km 

376  152 
778-186 

km 

338-6I4 
725-208 

km 

37538 

52978 

Zusammen     . 

II.  Ausländische  Bahnen  auf 
österreichischem  Staatsgebiete  . 

1485 
29 

8 

1 154338 
14-632 

3-536 

1063-822 
14-632 

1-916 

90516 
1620 

Summe     . 

1522            1172506 

1080-370            92-136 
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Die    Eigenthums-    und    die    Be- 
triebsverhältnisse  der   Schlepp- 


bahnen verans  chaulich  t  die  nach- 
stehende Zusammenstelluno;. 


Eisenbahnen 

Von  der  Gesammtlänge  der  Schleppbahnen 

stehen  im  Eigenthume 

werden  betrieben 

der  Bahn- 
verwaltungen 

von  Privaten 
oder  anderen 
Gesellschaften 

mit  Dampf 

mit  anima- 
lischer oder 
anderer  Kraft 

Kilometer 

I.  Oesterreichische  Eisenbahnen. 

78-876 
2I8-027 

297-276 

560-I59 

320-99I 

593736 

55-161 
184-450 

Zusammen  . 

II.  Ausländische  Bahnen  auf 
österreichischem  Staatsgebiete  . 

296903 
I4-I23 

857'435 
0509 

3-536 

914727 
I4632 

0-895 

23961 1 
2641 

Summe  . 

3II-026 

861-480 

930-254 

242-252 

Von  der  mit  1522  ausgewiesenen  Ge- 
sammtzahl  der  Schleppbahnen  schliessen 
471  auf  freier  Strecke  und  1051  auf 
Stationen  an. 

Nach  der  Art  der  Betriebe,  denen 
die  Schleppbahnen  dienen,  vertheilt 
sich  die  Anzahl  derselben  wie  folgt : 

Bergwerks-  und  Hüttenbahnen  [Mon- 
tanbahnen]   324 

Industriebahnen    [Fabrikbahnen]     .     918 


Land-      und      forstwirtschaftliche 

Bahnen 71 

Sonstige  Bahnen   für  Privatzwecke     209 

Wird  die  Länge  sämmtlicher 
Geleiseanlagen  der  Schlepp- 
bahnen, das  ist  also  auch  solcher, 
welche  noch  ausser  den  Hauptgeleisen 
derselben  und  deren  Abzweigungen  vor- 
handen sind,  gemessen,  so  ergibt  sich 
eine    Gesammtlänge    von    1493-399  km. 


Alphabetisch  geordnetes  Verzeichnis 
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Illustrationen,  Karten  und  sonstigen  Beilagen. 

[I.  i  =  I.  Band  erster  Theil,  I.  2  =  I.  Band  zweiter  Theil, 
II.  =  II.  Band  etc.,  S.  =  Seite.] 


A. 

Achenseebahn   [Burgeck   und  Anstieg  gegen 

Eben].  I.  2.  S.  544. 
Achenseebahn-Locomotive.  I.  2.  S.  546. 
Achsbüchse  von  Adams  [185 1].  II.  S.  496. 
Achslager   der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 

[1854].  II.  s.  505. 
Achslager   der  Pferdebahn  Prag-Lana  [1830]. 

II.  S.  503. 
Achslager   der  k.   k.  Staatsbahnen   [1844].  II. 

s.  505. 

Achslager    der    k.    k.     Staatsbahnen    [1894.] 

II.  s.  507. 

Achtkuppler  der  Strade  ferrate  del  Mediterra- 
neo  [1873].  II.  S.  455. 

Achtkuppler   der  Südbahn   [1870].   II.  S.  454. 

Adams-Achsen,  Personenwagen  mit  [1852].  II. 
S.  496. 

Adämsthal,  Tunnel  bei.  I.  I.  S.  233. 

Adelsberg,  Bau  des  Bahnhofes  im  Jahre  1855. 
I.  1.  S.  290. 

Adelsberg,  Bahnhof.  I.  I.  S.  287. 

Agram,  Aufnahmsgebäude.  III.  S.  473. 

Agram,  Savebrücke  bei.  I.  I.  S.  409. 

Altenmarkt,  Tunnel  bei.  I.  2.  S.  25. 

Alt-Paka,  Station  der  Oesterreichischen  Nord- 
westbahn und  Süd-norddeutschen  Verbin- 
dungsbahn 1872.  II.  S.  369. 

Ambulanzwagen  der  Sanitäts-Züge  des  sou- 
veränen Malteser-Ritter-Ordens.  II.  S.  150. 

Amerikanischer  Eisenbahnzug  aus  dem  Jahre 
1831.  I.  1.  S.  43. 

Andrässy,  Georg  Graf.  I.  I.  S.  349. 

Angern,  Aufnahmsgebäude  der  Pferdebahn 
JLinz-Budweis.  II.  S.  393. 

Anina.  I.  1.  S.  387. 

Arlbergbahn.  Ausblick  von  Dalaas  auf  den 
Schmiedtobel,  Engelwandtunnel  und  Brun- 
nentobel.  I.  2.  S.  319. 

Arlbergbahn  bei  dem  ehemaligen  Gipsbruche 
bei  Dalaas.  I.  2   S.  317. 

Arlbergbahn  im  Klosterthale.  I.  2.  S.  307. 

Arlbergbahn,  Längenschnitt  der.  I.  2.  S.  286. 

Arlbergbahn,  Lawinen-Schutzanlagen  zwi- 
schen Klösterle  und  Danöfen  [aus  der 
Bauzeit].  I.  2.  S.  309. 

Arlbergbahn,  Lawinen-Schutzbau.   II.  S.  222. 


Arlbergbahn,  Steinschlag  -  Schutzbau  im 
Schnänn  [Felskopf  nach  der  Verbauung]. 

I.  2.  S.  334,  335. 

Arlbergbahn,  Tunnelprofile.  II.  S.  240. 

Arlbergbahn,  Typen  für  Lawinen-Verbau- 
ungen. IL  S.  223. 

Arlbergbahn,  Type  für  Steinschlag- Verbau- 
ungen. II.  S.  223. 

Arlbergbahn  bei  Wald.  I.  2.  S.  311. 

Arlbergstrasse  im  Anfange  unseres  Jahr- 
hunderts. I.  1.  S.  79. 

Arlbergtunnel,  Längenprofil.  IL  S.  240. 

Asch,  Bahnhof  [Eger-Hof,    1865].   II.   S.  309. 

Aspang,  Station  [Wien-Aspang].  I.  2.  S.  471. 

Atmosphärische  Eisenbahn.  I.  I.   S.  260,  261. 

Aufnahmsgebäude-Typen  der  ungarischen 
Linien  der  Südbahn.  II.  S.  393. 

Auftraggeber,  elektrischer,  von  Siemens  & 
Halske  für  Weichen- Centralstellwerke 
[Rangirbahnhof  Nussdorf  1891].  III.  S.  93. 

Auftraggeber,  mechanischer,  von  Stephan  v. 
Götz  &  Söhne  für  Weichen-Centralstell- 
werke  [Bahnhof  Linz  1884].  III.  S.  93. 

Aussee,  Brücke  über  die  Traun.  I.  2.  S.  219. 

Aussichtswagen  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn. 

II.  S.  528. 

Aussichtswagen  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn. 
II.  S.  528. 

Aussig,  Abrollbahnhof  der  Aussig-Teplitzer 
Bahn.  II.  S.  358. 

Aussig,  Elbebrücke  [Oesterreichische  Nord- 
westbahn]. I.  2.  S.  509. 

Aussig,  Umschlagplätze  der  Aussig-Teplitzer 
Bahn.  IL  S.  362,  363. 

Au  wähl.  I.  1.  S.  223. 


Badelwand,  die  Arbeiten  an  der.  I.  I.  S.  242. 

Badel wand- Arkade.  I.  I.  S.  243. 

Badelwand,  Profil.  II.  S.  187. 

Baden,  Ansicht  der  Station  [1842].  IL  S.  386. 

Baden,  Station  1842.  II.  S.  327. 

Baden,  Bahnhof.  I.  I.  S.  171. 

Baden  1896.  IL  S.  372. 

Bain'sche  Mittelstation  mit  Reserve-Indicator, 

Schefczik'schem    Commutator   und    Smei- 

Batterie.  III.  S.  100. 
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Bain'scher  Nadeltelegraph.  III.  S.  99. 

Ballastwagen.  I.  I.  S.  19. 

Baltimore  Ohio-Eisenbahn,  Wettfahrt  mit  der 

Locomotive  »Tom  Thumb*  1830.  I.  I.  S.  45. 
Banhans,  Dr.  Anton.  IV.  S.  231. 
Banicza  [Piski-Petroseny].  III.  S.  448. 
Baross  Gabor.  III.  S.  467. 
Barossdenkmal     vor    dem    Ostbahnhofe    in 

Budapest.  III.  S.  442. 
Baumgartner,  Andreas  von.  IV.  S.  175. 
Beaumont's  Karren.  I.  I.  S.  6. 
Beförderung  auf  den  deutschen  Eisenbahnen, 

General-Uebersicht.  III.  vor  S.  21. 
Belgischer  Oberbau.  I.  I.  S.  147. 
Berkinshaw's  Schiene  1820.  I.  I.  S.  10. 
Berlin,  Potsdamer  Bahnhof  [1838].  I.  I.  S.  63. 
Bernsdorf,  Viaduct  bei.  I.  2.  S.  147. 
Betriebszimmer  des  k.  u.   k.  Eisenbahn-  und 

Telegraphen-Regimentes.  II.  S.  173. 
Bichhvang,  Innbrücke  bei.  I.  I.  S.  301. 
Bielitz,  Bahnhof.  I.  2.  S.  371. 
Bier-Transportwagen  [1893J.  II.  S.  540. 
Bilin,    Theissbrücke    bei     [Märmaros-Sziget- 

Körösmezö].  III.  S.  447. 
Bilinski,  Dr.  Leon  Ritter  von.  IV.  S.  279. 
Billowitz,  Tunnel  bei.  I.  I.  S.  233. 
Bischofshofen.  I.  2.  S.  169. 
Bischofshofen,     Bau     des    Tunnels     bei.     II. 

S.  234,  235. 
Blansko,  Tunnel  bei.  I.  I.  S.  233. 
Bleiburg.  I.   I.  S.  413. 

Blenkinsop's   Zahnradlocomotive.   I.  I.  S.  27. 
Blocksignal     mittels    optischer    Telegraphen 

[Kaiser   Ferdinands-Nordbahn,    1864].    III. 

S.  86. 
Blocksignalposten  [Bauart  Hattemer].  III.  S.  88. 
Blocksignalposten  [Bauart  Siemens  &  Halske]. 

III.  S.  87. 
Bludenz.  I.  2.  S.  87. 
Bochnia.  I.  I.  S.  305. 
Bockbrücke.  II.  S.  168. 
Bodenbach.  I.  2.  S.  91,  139. 
Bodmer'sche  Eisenbahn.  I.  I.  S.  123. 
Bogenschienenträger,     Fellabrücke     [Tarvis- 

Pontafel].  II.  S.  288. 
Böhmisch-Brod.  I.  I.  S.  223. 
Böhmisch-Brod,  Viaduct  bei.  I.  S.  225. 
Böhmisch-Leipa     [Böhmische     Nordbahn].    I. 

2.  S.  133. 
Böhmisch-Trübau,  Station  [1845].  II.  S.  325. 
Böhmisch-Trübau,  Grundriss  der  Werkstätte. 

II.  nach  S.  584. 
Bohrmaschine  nach  Brandt's  System.  II.  S.  237. 
Bohrmaschine     mit    zehn    Bohrspindeln.    II. 

S.  599- 
Bolleroswand.  I.  I.  S.  270. 
Boryslaw  [1873]    I.  2.  S.  123. 
Bottac,  Felspartie  [Herpelje-Triest].  I.  2.  S.  355. 
Bozen.  I.  1.  S.  303. 

Brandeis,  Brücke  bei  [1845I.  I.  I.  S.  224. 
Branowitz,  Station  [1839I.  I.  I.  S.  156. 
Bregenz,   Eisenbahn-Drehbrücke   [Linie   Bre- 

genz-Lindau].  II.  S.  307. 
Bregenz,  Traject-Anlage.  I.  2.  S.  81,  85. 
Bregenz,     Traiect-Anstalt     [Bregenz-Hafen- 

partie].  II.  S.  366. 
Bregenz,  Trockendock.  II.  S.  598. 


Breitenstein  I.  I.  S.  263. 
Bremsschuhe.  III.  S.  35. 
Brenner,    altes    Posthaus    und    Kirchlein.    I. 

1.  S.  425. 
Brenner,   alte  Strasse   über  den.  I.   I.  S.  417. 
Brennerbahn,    Anlagen   zum    Schutze  gegen 

kleinere     Felsen-    und     Geröllstücke.    IL 

S.  220. 
Brennerbahn,  Ansichten  von  der.  I.  I.  S.  421, 

425,  429- 

Brennerbahn  bei  Blumau.  I.  I.  S.  431. 

Brennerbahn,  Brücke  über  die  Eisack  bei 
Mauls.  II.  S.  268. 

Brennerbahn,  Durchschlag  des  Astertunnels. 
I.   I.  S.  433- 

Brennerbahn,  Einschnittsprofil  mit  Verklei- 
dungsmauer. IL  S.  213. 

Brennerbahn,  Entwässerungs-Anlage  [Längen- 
schnitt in  der  Bahnachse].  II.  S.  214. 

Brennerbahn,  Entwässerungs-Anlage  [Quer- 
schnitt und  EinzeltheileJ.  II.  S.  215. 

Brennerbahn,  Holzprovisorium.  IL  S.  224. 

Brennerbahn,  Bau  im  Kuntersweg.  I.  I.  S.  430. 

Brennerbahn,  Querprofile.  II.  S.  213. 

Brennerbahn,  Sprengung  des  Sprechenstein. 
IL  S.  216. 

Brennerbahn,  Trace.  I.  I.  S.  418. 

Brennerbahn,  Wasserlauf-Correction  durch 
Hebung  der  Thalsohle.  IL  S.  214. 

Brixlegger  Innbrücke.  I.  I.  S.  299. 

Brodv.  I.  2.  S.  47. 

Brück,  Carl  Freiherr  von.  IV.  S.  177. 

Brück  a.  M.  I.  I.  S.  241. 

Bruneck.  II.  S.  193. 

Brunn,  Ankunft  der  Dampfwagenzüge  auf 
der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Bahn- 
hofe bei  der  Eröffnungsfahrt  am  7.  Juli  1839. 
I.  1.  S.  157- 

Brunn,  erstes  Aufnahmsgebäude.  I.  I.  S.  201. 

Brunn,  Bahnhof.  I.  I.  S.  171. 

Brunn,  Bahnhof  [1839].  II.  S.  329. 

Brunn,  Bahnhof  [1849].  IL  S.  329. 

Brunn,  Bahnhof  [Kaiser  Ferdinands-Nordbahn] 
vor  und  nach  dem  Umbau.  IL  S.  360. 

Brunn,  gewölbte  Durchfahrt  aus  Stampfbeton 
auf  dem  Nordbahnhofe  [Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn].  IL  S.  273. 

Brunn,  Durchlass  aus  Stampfbeton  auf  dem 
Nordbahnhofe.  IL  S.  275. 

Brunn,  Einfahrt  des  ersten  Zuges  am 
7.  Juli  1839.  I.  I.  S.  155. 

Brunn,  Kohlenbahnhof  der  Nordbahn.  II. 
S.  361. 

Brunn,  Neues  Magazin  der  Nordbahn  [1897], 
IL  S.  419. 

Brunn,  Viaduct  bei.  I.  I.  S.  154. 

Brünn-Böhmisch-Trübau,    Bauten    der    k.   k. 

nördlichen  Staatsbahn  zwischen.  I.  I.  S.  233. 

Brünn-Böhmisch-Trübau,    Trace     der    Bahn, 

I.  Hälfte.  I.  1.  S.  232. 
Brünn-Böhmisch-Trübau,    Trace     der    Bahn, 

IL  Hälfte    I.  1.  S.  234. 
Brunnentobel-Viaduct.  I.  2.  S.  325. 
Brunton's    »mechanischer   Wandererc     I.    I. 

S.  27. 
Bucsa  [Königlich  -  Ungarische   Staatsbahnen]. 
III.  S.  401. 


Bilderverzeichnis. 


357 


Budapest,  Aufnahmsgebäude  auf  dem  Ost- 
bahnhofe. III.  S.  460. 

Budapest,  Aufnahmsgebäude  auf  dem  West- 
bahnhofe [Abfahrtsseite].  III.  S.  467. 

Budapest,  Aufnahmsgebäude  auf  dem  West- 
bahnhofe [Ankunftsseite].  III.  S.  467. 

Budapest,  Bahnhof  der  Ungarischen  Central- 
bahn  [1846].  I.  I.  S.  207. 

Budapest,  ehemaliger  Bahnhof  der  südöst- 
lichen Staatsbahn.  I.  I.  S.  381. 

Budapest,  Heizhaus  auf  dem  Ostbahnhofe 
[Einrichtung  zur  Verladung  der  Kohle  auf 
die  Tender].  III.  S.  507. 

Budapest,  Heizhaus  auf  dem  Ostbahnhofe. 
III.  S.  508. 

Budapest,  Kesselschmiede  der  Hauptwerk- 
stätte. III.  S.  499. 

Budapest,  Ladestation  auf  dem  Ostbahnhofe 
[Füllhalle].  III.  S.  506. 

Budapest,  Ladestation  auf  dem  Ostbahnhofe 
[Schaltbrett].  III.  S.  507. 

Budapest,  ehemaliger  »Losonczer  Bahnhof«. 
III.  S.  393- 

Budapest,  Maschinenhaus  der  elektrischen 
Beleuchtungsanlage  auf  dem  Ostbahnhofe. 
III.  S.  505. 

Budapest-Josefstadt,  Central-Weichen-  und 
Signal-Stellapparat  auf  dem  Bahnhofe. 
III.  S.  519- 

Budatin,  Waagbrücke  bei  [nächst  Sillein] 
[Kaschau-Oderberger  Bahn].  III.  S.  451. 

Budigsdorf,  Tunnel  und  Viaduct  [1845].  I. 
I.  S.  222. 

Budigsdorf,  I.  S.  225. 

Budweis,  Station  [1868].  I.  2.  S.  20. 

Bugbrücke   [Carl   Ludwig-Bahn].  I.   2.  S.  47. 

Burstall  und  Hill's  Dampfkutsche.  I.  I.  S.  40. 

Buschtehrader  Eisenbahn,  Grenzbrücke  [Wei- 
pert-Annaberg].  I.  2.  S.  59. 

Buschtehrader   Eisenbahn,    Trace    vor   Prag. 

I.  1.  s.  363. 

Buschtehrader  Eisenbahn,  Ueberfahrtsbrücke 
[Strecke  Luzna-Lischau-Rakonitz].  1. 2.  S.  59. 

Buschtehrader  Bahn,  Uebersichtskarte  1856. 
I.  1.  S.  359- 

C. 

Canden  Town,  Canalbrücke  [London-Bir- 
mingham], 1.  1.  S.  39. 

Cantaughel,  Brücke  und  Tunnel,  Portal  gegen 
^         Tezze  [Valsugana-Bahn].  I.  2.  S.  493. 

Carl  Ludwig-Bahn,  Bauanlagen  im  Jahre  1869. 
I.  2.  S.  47- 

Celva,  Stützmauer  mit  Sparbogen  und  Viaduct 
[Valsugana-Bahn].  I.  2.  S.  492. 

Cera,  Einschnitt  bei  [Dalmatiner  Staatseisen- 
bahnen]. I.  2.  S.  213. 

Cervena,  Moldaubrücke  bei  [im  Bau].  II. 
,    S.  303. 

Cervena,  Montirung  des  Moldau-\  iaductes 
[Böhmisch-Mährische  Transversalbahn].  I. 
„    2.  S.  347. 

Cervena,  Montirung  der  Moldaubrücke.  IL 
S.  304. 

Chlumecky,  Handelsminister,  Ritter  von.  II. 
S.   19. 


Chotzen,  Tunnel  bei.  I.  I.  S.  221,  223. 

Church's  Dampfwagen.  I.  I.  S.  42. 

Chybi,  Station.  II.  S.  354. 

Cilli,  k.  k.  südliche  Staatsbahn  mit  dem  Bahn- 
hofe [1845].  1.  1.  S.  249. 

Cilli,  Aufnahmsgebäude  im  Jahre  1846.  I. 
1.  S.  252. 

Cilli,  Station  [1846].  II.  S.  338. 

Cilli,  Station  [1863].  II.  S.  338. 

Cisternenwagen  [1893].  II.  S.  542. 

Concessions-Urkunde  der  ersten  österreichi- 
schen Eisenbahn.  I.  I.  S.  95. 

Corpus  juris  1698.  1.  1.  S.  8. 

Coupewagen  mit  Seitengang  [1882].  II.  S.  522. 

Csertova-Viaduct  [Localbahn  Zölyombrezö- 
„    Tiszolcz].  III.  S.  555,  558. 

Csetateboly  [Piski-Petroseny].  III.  S.  448. 

Csorba,  Station,  nebst  Station  der  Csorbaer 
Zahnradbahn  [Kaschau-Oderberger  Bahn]. 
III.  S.  417. 

Csorbaer  Zahnradbahn.  III.  S.  450. 

Cugnot's  Dampfwagen  für  Kriegszwecke. 
I.  1.  S.  22. 

Cursus  publicus  zur  Zeit  Marc  Aurel's  in 
Carnuntum.  I.  I.  S.  77. 

Cyclopede.  I.  I.  S.  46. 

Czedik,  Sectionschef,  Freiherr  von.  IL  S.  33. 

Czeija  &  Nissl's  Relief-Farbschreiber  [1890]. 
III.  S.  109. 

Czernowitz,  Bahnhof  [1867].  I.  I.  S.  481. 

Czernowitz,  Detail  der  eingestürzten  Pruth- 
brücke.  I.  I.  S.  485. 

Czernowitz,  die  Pruthbrücke  nach  ihrer 
Reconstruction.  I.  I.  S.  489. 

Czörnig,  Karl  Freiherr  von  Czernhausen.  IV. 
S.  197- 

D. 

Dammausführung  unter  schwierigen  Ver- 
hältnissen [nach  Pressel's  Anordnung],  IL 
S.  217. 

Dampfkrahne  auf  dem  Umschlagplatz  in 
Aussig  a.  d.  Elbe.  II.  S.  363. 

Dampftramway-Locomotive,  System  Krauss 
&  Comp.  I.  2.  S.  536. 

Dampftramway-Locomotive,  Svstem  Krauss 
&  Comp.  [Serie  B],  I.  2.  S.  537. 

Daniel,  Baron  Ernö.  III.  S.  4 II. 

Debica.  I.  I.  S.  305. 

Debreczin,  Bahnhof  im  Jahre  1857.  I.  I.  S.  444. 

Detmold's  Fliegender  Holländer.    I.   I.  S.  46. 

Deutschbrod,  Bahnhof  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn  und  der  Süd- norddeutschen 
Verbindungsbahn  [Keilbahnhof].  II.  S.  368. 

Diensteintheilung,  Tableau  der  bei  der  k.  k. 
priv.  Kaiser  Franz  Josef-Bahn.  IV.  S.  245. 

Dihgence  im  Anfange  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts. I.  I.  S.  83. 

Donau,  die  erste  Brücke  über  die  [1838].  I.  I. 
S.  150. 

Donau-Dampf traject  zwischen  den  Stationen 
Gombos  und  Erdöd.  III.  S.  381. 

Donauuferbahn,  Brücke  über  den  Donau- 
canal  bei  Nussdorf.  I.  2.  S.  243. 

Doppelter  Weg.  I.  I.  S.  7. 

Draisine,  System  Plank  [1883].  IL  S.  545. 
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Drehgestelle    eines     vierachsigen    Personen- 
wagens [1895].  II.  S.  497. 
Dresden,  Bahnhof  [1838].  I.  I.  S.  62. 
Drohobycz,  Station  [1873].  I.  2.  S.  127. 
Dunajecbrücke.  I.  I.  S.  305. 

E. 

Eben,  der  grosse   Einschnitt  [Bischofshofen- 

Selzthal].  I.  2.  S.  185. 
Ebener    Einschnitt,     Rutschungs- Abbauten. 

II.  S.  225. 

Ebensee,  Traunbrücke  [Salzkammergut-Bahn]. 

I.  2.  S.  229. 
Eberstein.  I.  2.  S.  45. 
Eichgraben,  Viaduct.  I.  I.  S.  451. 
Eichhoff,  Ritter  von.  IV.  S.  125. 
Eichler,  Wilhelm  Freiherr  von.  IV.  S.  241. 
Eiffelbrücke.  II.  S.  167. 

Eilzug     der    Königlich-Ungarischen     Staats- 
bahnen [1898].  III.  S.  515. 
Eilzug-Locomotive,  */3  gekuppelte  [1897].  III. 

S.  480. 
Einfacher  Weg.  I.  I.  S.  7. 
Einschnitt  nächst   der  Brzeianver  Chaussee 

während   des  Baues    [Carl   Ludwig-Bahn, 

1S69].  I.  2.  S.  53. 
Einschnittsbetrieb,  englischer.  II.  S.  215. 
Einschnittsprofil  der  Nordbahn   [1837].  II.  S. 

208. 
Eipel,  Brücke  über  die.  I.  I.  S.  383. 
Eisenbahnschleuse.  I.  I.  S.  21. 
Eisenbahnzug    aus    dem  Jahre    1837.    I.    1. 

S.  150. 
Eisenberg,  Station  und  Schloss  [Dux-Boden- 

bach].  I.  2.  S.  92. 
Eisenbrod,  Abzweigung  bei  [Süd- norddeutsche 

Verbindungsbahn].  I.  2.  S.  153. 
Eisenerz,  Erzbeförderung.  I.  I.  S.  90. 
Eisenerz-Vordernberg.    [km   io-2 — 108].   I.  2. 

S.  485. 
Elbeteinitz.  I.  I.  S.  223. 
Elektrisches  Wächterhaus  [System  Gattinger]. 

III.  S.  523. 

Ellipsenträger  über  den  Donauarm  bei  Stadlau. 
II.  S.  298. 

Engehvandtunnel,  Westportal  des  [Arlberg- 
Bahn].  I.  2.  S.  324. 

Engerth,  Wilhelm    Freiherr  von.  I.  I.  S.  279. 

Engerth-Locomotive  der  südlichen  Staatsbahn 
[1854].  II.  S.  437. 

Engerth-Locomotive  der  südlichen  Staats- 
bahn [1856].  II.  S.  439,  441. 

Enns,  Gitterbrücke  über  die  [Kronprinz  Ru- 
dolf-Bahn,  Gesäuse-Eingang].   II.   S.   285. 

Ennsmauertunnel.  I.  2.  S.  29. 

Eröffnung  der  ersten  deutschen  Eisenbahn 
1835.  I.  I.  S.  50. 

Essegg,  Draubrücke  bei.  III.  S.  454. 

Etagewagen  [1870].  II.  S.  533. 

Etschbrücke,  Südtiroler  Linie  der  k.  k. 
Staatsbahnen.  I.  I.  S.  303. 

Etschbrücke  der  Localbahn  Bozen-Kaltern. 
I.  2.  S.  509. 

Etzel,  Karl  v.  I.  I.  S.  335. 

Etzeldenkmal  auf  der  Brennerhöhe.  I.  I. 
S.  435- 


Europa,  Figuration  von.  II.  S.  99. 
Eusdow-Station    London     [London-Birming- 
ham]. I.  1.  S.  39. 
Evan's  Baggermaschine.  I.  I.  S.  44. 
Evan's  Segelwagen.  I.  I.  S.  46. 


Faal.  I.  1.  S.  411. 

Fahrkarten-Muster.  III.  nach  S.  150. 

Fahrordnung  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisa- 
beth-Westbahn für  den  28.  Juni  1891.  III. 
S.  55* 

Feldbahnbau.  II.  S.  159. 

Feldgeschütze,  Verladung  nach  Eisenbahn- 
Transport-Vorschrift  vom  Jahre  1870.  II. 
S.  149- 

Feld-Geschütze,  Verladung  nach  Eisenbahn- 
Transport-Vorschrift  vom  Jahre    1878.   II. 

S.  153- 

Feldmässiger  Bahnbau.  II.  S.  161. 

Feldtelegraphenbau.  II.  S.  165. 

Ferdinand  I.,  Kaiser  von  Oesterreich,  König 
von  Ungarn  etc.  etc.  I.  I.  S.  131. 

Festungsgeschütz,  Einwaggonirung.  II.  S.  155. 

Festwagen  der  Eisenbahnen  im  Huldigungs- 
festzuge für  das  a.  h.  Kaiserpaar  am 
26.  April  1879.  I.  2.  S.  269. 

Fillunger,  Johann.  I.  I.  S.  247. 

Fischbauchschiene  ältester  Construction.  I.  I. 

S  9. 

Fischer    von    Rösslerstamm    H.,    Zug-    und 

Stoss Vorrichtung  [1895].  II.  S.  501. 
Fiume,  Aufnahmsgebäude.  III.  S.  472. 
Fiume,  Drehbrücke.  III.  S.  456. 
Fiume,  Elevator  auf  dem  Bahnhofe.  III.  S.  471. 
Flachschienen-Oberbau,    amerikanischer,   der 

Nordbahn  [1837].  I.  I.  S.   144. 
Fleischtransport -Wagen      [System      Mann]. 

[1885.]  IL  S.  541. 
Floridsdorf,     Station    im    Jahre    1838.    I.     1. 

S.  159- 
Floridsdorf.  I.  I.  S.  163. 
Floridsdorf,    Grundriss    der    Werkstätle.    II. 

nach  S.  581. 
Floridsdorfer  Stationshütte  [1838].  I.  I.  S.  158. 
Frachtbrief  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 

aus  den  Fünfziger-Jahren.  III.  nach  S.  268. 
Francesconi,  Hermenegild.  I.  I.  S.  141. 
Franz  I.,  weil.  Kaiser  von  Oesterreich,  König 

von  Ungarn  etc.  etc.  I.  I.  S.  75. 
Franz  Joseph  I.,  Porträt  Sr.    Majestät.    I.    I. 

vor  dem  Titel. 
Franz  Joseph-Orientbahn,  Karte  der.  1  1.S.331. 
Franzdorf,  Viaduct  im  Bau.  I.  I.  S.  288. 
Franzdorf,  Viaduct.  I.  I.  S.  289. 
Franzensfeste.  I.  I.  S.  429,  I.  2.  S.  77,  79. 
Franzensfeste,  Viaduct  über  den  Eisack-Fluss 

[im  Bau].  I.  2.  S.  77. 
Franzenthai,    Polzenbrücke    bei    [Böhmische 

Nord.bahn].  I.  2.  S.  137. 
Fräsmaschine,  einfache  selbstthätige.  II.  S.  603 
Fräsmaschine,   freistehende    selbstthätige.  IL 

S.  604. 
Freund  von  Ferenczi  Karoly.  III.  S.  439. 
Friedland    [Schloss],    Süd-norddeutsche   Ver- 
bindungsbahn. I.  2.  S.  150. 
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Fuhrwerke,  Verladung  nach  Eisenbahn-Trans- 
port-Vorschrift vom  Jahre  1870.  II.  S.  149 
Fürstenberg,  Karl  Egon  Fürst  von.  I.  I.  S.  357. 


Gaisbergbahn,  Partie  der.  I.  2.  S    543. 

Gänserndorf,  Station  [1839].  II.  S.  325. 

Garamberzencze-Selmecz,  Oberbau.  III.  S.  459. 

Garney's  Dampfkutsche.  I.  I.  S.  41. 

Gastorf,  Einschnitt  bei  [Oesterreichische  Nord- 
westbahn]. I.  2.  S.   105. 

Gattinger's  tragbares  Telephon,  Leitungsan- 
schhiss  in  Bambusrohrstücken.  III.  S.  1 15. 

Gattinger's  Zug-,  bezw.  Feldtelephon  [1886J. 
III.  S.  114. 

Gebührentarif  für  den  Verkehr  in  der  Rich- 
tung von  Marchegg  nach  Szolnok  [1852]. 
III.  nach  S.  214. 

Geflügel-Transportwagen.  III.  S.  488. 

Gerstner,  Franz  Anton  Ritter  von.  I.  I.  S.  93. 

Gerstner,  Franz  Josef  Ritter  von.  I.  I.  S.  87. 

Gesäuse-Eingang.  I.  2.  S.  33. 

Gesäuse-Eingang,  Tunnel.  I.  2.  S.  34. 

Gesteins-Bohrmaschine  [System  Brandt].  II. 
S.  239. 

Ghega,  Carl.  I.  I.  S.  145. 

Ghegadenkmal    in    der    Station    Semmering. 

1.  1.  S.  283. 

Gloggnitz,    Bahnhof    der    Wien-Gloggnitzer 

Eisenbahn  [1845].  I.  I.  S.  262. 
Gloggnitz,  Bahnhof.  I.  I.  S.  173. 
Gloggnitz,  Station  [1842].  II.  S.  327. 
Glongtobel,  Polygonträger  durch  die  Lawine 

ins    Thal   geworfen    [2.   Februar   1893].   I. 

2.  S.  336. 

Gmunden,  Bahnhof  bei.  I.  I.  S.  113. 

Göding.  II.  S.  370. 

Goggau,  Brücke  über  den  Wagenbach  und 

Tunnel.  I.  2.  'S.  35. 
Gorove  Istvän,  ungarischer  Minister.  III.  S.  376. 
Gossensass  [Brennerbahn].  II.  nach  S.  190. 
Gossensass,  Wassertunnel   des  Eisack.    I.    I. 

S.  425. 

Goltesthaler  und  St.  Ulricher  Draubrücke.  I. 
T.  S.  415. 

Grafenstein,  Gurkbrücke.  I.  I.  S.  413. 

Gran,  Brücke  über  die.  I.  I.  S.  383. 

Graphicon  des  Fahrplanes  der  priv.  öster- 
reichisch-ungarischen Staatseisenbahn- 
Gesellschaft.  Strecke  Wien- Bodenbach. 
Giltig  vom  I.  October  1897.  III.  nach  S.  22. 

Graz,  Bahnhof  [1841].  I.  I.  S.  245. 

Graz,  Mitteltract  des  Südbahnhofes.  II.  S.  411. 

Graz,  Südliche  Staatsbahn  bei  [Burg  Gösting]. 
I.  1.  S.  244. 

Greif endorf,  Viaduct  bei.  I.   1.  S.  233. 

Griechenland,  Figuration  von.  II.  S.  99. 

Grignano,  Einfahrt  nach.  I.  I.  S.  292. 

Gross,  Dr.  Gustav.  IV.  S.  241. 

Gross-Kikinda,  Perron  [Querschnitt].  II.  S.  418. 

Gross-Reifling  [1869].  I.  2.  S.  27. 

Gumpoldskirchen,  Bahnhof.  I.  I.  S.   171. 

Gumpoldskirchen,  Tunnel  bei.  I.  1.  S.  169. 

Güterwagen  der  Leipzig-Dresdener  Eisen- 
bahn. I.  1.  S.  60. 


Güterwagen  der  Linz-Budweiser  Pferdeeisen- 
bahn. II.  S.  538. 

Güterwagen,  gedeckter,  mit  10  t  Tragfähig- 
keit. III.  S.  572. 

Güterwagen,  offener,  mit  10  t  Tragfähigkeit. 
III.  S.  572. 

Güterwagen -Typen,  Bahnhof  in  Mährisch- 
Ostrau.  III.  S.  37. 

Güterzug-Locomotive,  fünffach  gekuppelte, 
System  Klose.  III.  S.  568. 

Güterzug-Locomotive  der  Carl  Ludwig-Bahn 
[1859].  II.  S.  448. 

Güterzug-Locomotive  der  Kaiser  Franz  Joseph- 
Orientbahn  [1859].  II.  S.  450. 

Güterzug-Locomotive  der  Moskau-Kursk- 
Bahn  [1868].  II.  S.  453. 

Güterzug-Locomotive  der  Nordbahn  [1844]. 
II.  S.  435. 

Güterzug-Locomotive  der  südlichen  Staats- 
bahn [1858].  IL  S.  446. 

Güterzug-Locomotive  der  südlichen  Staats- 
bahn [1859].  IL  S.  451. 

Güterzug-Locomotive  der  Südbahn  [1860].  IL 
S.  451. 

Güterzug-Locomotive,  ungarische.  III.  S.  482. 

Guttenberg,  Feldmarschall-Lieutenant  Emil 
Freiherr  von.  IV.  S.  285. 

Györ  [Raab],  Aufnahmsgebäude.   III.   S.  473. 

H. 

Hadersdorf-Weidlingau,  Station.  IL  S.  371. 

Hampsstead  rood  bridge  [London-Birming- 
ham]. I.  1.  S.  39. 

Harfengeleiseanlage,  Rangirbahnhof  Brigit- 
tenau.  III    S.  31. 

Haselbach,  Eisenbahnbrücke  über  den.  1. 1.  S.  98. 

Haswell,  John.  IL  S.  429. 

Haupthandelslinien  des  europäischen  Fest- 
landes. IL  S.  103. 

Heiligenstadt,  Donaucanal-Brücke.  IL  S.  295. 

Heizhausanlage  [gerade]  auf  dem  Wiener 
Central-Bahnhofe  der  Staatseisenbahn-Ge- 
sellschaft. IL  S.  629. 

Heizkesselwagen.  III    S.  490. 

Hellwag,  Wilhelm.  I.  2.  S.  60. 

Herbertbrücke.  IL  S.  169. 

Herkules-Fürdö  [Herkulesbad].  Aufnahmsge- 
bäude in.  III.  S.  468. 

Hetton-Sunderland  Kohlenbahn.  I.  I.  S.  30. 

Heusinger  von  Waldegg's  Personenwagen 
[1870].  IL  S.  522. 

Hieflau,   Rangirbahnhof  [1869].  I.  2.  S.  31. 

Hilfssignal  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
1845.  III.  S.  61. 

Hintergasse,  Station,  im  Bau.  I.  2.  S.  329. 

Hluboceper  erster  Viaduct.  I.  2.  S.  56. 

Hochbautype  von  der  Böhmisch-Mährischen 
Transversalbahn.  IL  S.  413. 

Hochklausner  Tunnel.  I.  I.  S.  429. 

Hochschiene  [Rail]  [Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn, 1838).  IL  S.  245. 

Hofwagen  der  Staatsbahnen  [1845].  IL  S.  529. 

Hofzug,  ungarischer,  Salonwagen  Sr.  Maje- 
stät. III.  S.  492. 

Hofzug,  ungarischer,  Salon  Sr.  Majestät.  III. 
S.  493- 
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Hofzug,  ungarischer,  Schlafsalon  Sr.  Majestät. 
111.  S.  -494. 

Hofzug,  ungarischer,  Schlafsalon  Ihrer  Maje- 
stät. III.  S.  496. 

Hohenau,  Aufnahmsgebäude  der  Nordbahn. 
II.  S.  393. 

Höhenkarte  der  bedeutenderen  österreichi- 
schen Eisenbahnen  und  einiger  ausländi- 
scher Anschlussstrecken.    II.  nach  S.  188. 

Höhenmessbarometer.  II.  S.  197. 

Holinec,  Eisenbahn-Viaduct  der  Nordbahn 
nach  der  am  14.  Juli  1866  erfolgten  Spren- 

fung,    mit    dem     von     den    preussischen 
nippen    hergestellten    Provisorium.     II. 

S.  145- 
Hollän  Ernö.  III.  S.  379. 
Holleischen,  Radbusabrücke.  I.  I.  S.  472. 
Höllengrund    und    Helenenthal-Viaduct   [Te- 

plitz-Reichenberger  Localbahn].  I.  2.  S.  504. 
Holub's  Glockenschlagwerk  ]868.  Hl.  S.  67. 
Holzprovisorien  beim  Feldbahnbau.  II.  S.  163. 
Holzprovisorium  der  Innundationsbrücke  bei 

Stadlau.  II.  S.  279. 
Hornberger  Tunnel.  I.  I.  S.  413. 
Hopfgarten.    Salzburg-Tiroler    Bahn     [Hohe 

Salve  und  der  Wasserfall].  I.  2.  S.  183 
Hostowitz.  I.  I.  S.  221. 
Hotel-Fremden,  Graphische  Darstellung    der 

in  Wien   angekommenen,  1874— 1895.   III. 

S.  172. 
Hotzendorf.  I.  2.  S.  370. 
Hullein.  II.  S.  370. 


Jägergraben.  I.  I.  S.  263. 

Jamna,  Pruthbrücke  bei  [Stanislau-Woronien- 
ka].  II.  S.  271. 

Jaremcze,  Pruthbrücke  im  Bau  [Erste  Stein- 
schar]. II.  S.  273. 

Jaremcze,  Brücke  bei  [k.  k.  Staatsbahn  Sta- 
nislau-Woronienka].  II.  S.  272. 

Jessernik,  Eisenbahn-Viaduct  der  Nordbahn 
nach  der  am  14.  Juli  1866  erfolgten  Spren- 
gung, mit  dem  von  den  preussischen  Trup- 
pen hergestellten  Provisorium.   II.  S.  144. 

Iglau,  Bau  des  Viaductes  und  der  Brücke 
über  den  Igelfluss.  I.  2.  S.  341. 

Iglau,  Viaduct  beim  Nordwestbahnhofe  im 
Bau.  II.  S.  270. 

Iglawabrücke,  Reconstruction  [Auswechslung 
der  Gusseisenpfeiler].  IL  S.  31 1. 

Iglawa-Viaduct  bei  Eibenschitz  [im  Bau]. 
I.  2.  S.  10. 

Iglawa-Viaduct  nach  Auswechslung  der  Mittel- 
pfeiler [Wien-Brünn].  IL  S.  309. 

Imprägnirungswagen.  II.  S.  544. 

Intanterie,  Einwaggonirung.  IL  S.  157. 

Innichen,  Station  [im  Bau].  I.  2.  S.  71. 

Innsbruck,  Bahnhof.  I.  I.  S.  299. 

Innsbruck.  I.  I.  S.  429. 

Innsbruck  [k.  k.  Staatsbahn,  1859].  II.  S.  397. 

Innsbruck,  Einfahrt.  I.  I.  S.  299. 

Innsbruck,  schiefe  Brücke  bei.  I.  I.  S.  299. 

Josef,  Erzherzog  Palatin.  I.  I.  S.  119. 

Ischl.  1.  2.  S.  225. 

Iselberg  Station  [Innsbruck-Hall].  I.  2.  S.  539. 


Iselbergtunnel  im  Bau.  I.  I.  S.  421. 

Iselbergtunnel.  I.  I.  S.  425. 

Isonzobrücke    im    Bau    [Monfalcone-Cervi- 

gnano].  IL  S.  293,  294. 
Ivan,  Station.  III.  S.  582. 
Ivan,  Abstieg  von  der  Wasserscheide  [Brdjani- 

Schleife  von  unten].  III.  Sl  579. 
Ivänka  Imre.  III.  S.  383. 


K. 

Kaiserwasserbrücke,  ehemalige,  der  Nord- 
bahn. II.  S.  278. 

Kaiserzug  [1892].  IL  S.  530. 

Kaiserzug,  Speisewagen.  II.  S.  531. 

Kaiserzug,  Speisesalon  im  Speisewagen.  II. 
S.  531- 

Kaiserzug,  mittleres  Deckengemälde  im  Speise- 
wagen. IL  S.  532. 

Kalchberg,  Franz  Ritter  von.  IV.  S.  181. 

Kalte  Rinne,  Viaduct  über  die  [im  Bau].  I.  I. 
S.  271,  272. 

Kalte  Rinne,  Viaduct  über  die  [unmittelbar 
nach  seiner  Vollendung].  I.  I.  S.  275. 

Kamnitz,  Thalenge   beim  »Wüsten-Schlosse. 

I.  I.  S.  372. 
Kapfenberg   I.  I.  S.  240. 
Karakö-Viaduct  auf   der  Linie   Csikszereda- 

Gyimes  [Szeklerbahn].  III.  S.  455. 

Karlstein  [Böhmische  Westbahn].  I.  I.  S.  467. 

Karst,  Schneeschutz-Anlage  [Station  Adels- 
berg]. IL  S.  211. 

Kärnthnerbahn,  Ansichten  von  der.  L  I.  S.  413. 

Karte  der  ersten  österr.  Eisenbahn.  I.  I.  S.  96. 

Kastenreith,  Gitterbrücke  bei  [Kronprinz  Ru- 
dolf-Bahn]. IL  S.  284. 

Keissler  Karl.  I.  I.  S.  218. 

Kemenv,  Baron  Gabor,  ungarischer  Minister. 
III.  S.  376. 

Kerschbacher  Tunnel   [südliche   Staatsbahn]. 

II.  S.  227. 

Kerschbaum,  Stationsgebäude.  I.  I.  S.  102. 
Key,  Viaduct  bei  [1845].  I.  I.  S.  226. 
Kis-Sebes   [Strecke   Nagvvärad-Predeal].   III. 

S.  403. 
Klabawabrücke  bei  Rokitzan.   I.  I.  S.  475. 
Klabawa- Viaduct  bei  Chrast.  I.  I.  S.  477. 
Kladno.  I.  I.  S.  361. 
Klagenfurt  [1863].  IL  S.  337. 
Klagenfurt  I.  I.  S.  413. 
Klamm,     Station     mit     dem     Klammtunnel. 

I.  I.  S.  264. 

Klamm    [Semmeringbahn],   Stationsgebäude. 

II.  S    393. 

Klamm,  Tunnel  zur  Bauzeit  I.  I.  S.  265. 
Klappscheibe,  mit  Starkstrom  betriebene,  für 

Rangir-  oder  für  Vorsignale  von  Siemens 

&  Halske.  III.  S.  83. 
Klattau  [Pilsen-Eisenstein]    I.  2.  S.  193 
Klausenburg  [Kolozsvär],   Aufnahmsgebäude. 

III.  S.  466. 

Klein,  Gebrüder.  I.  I.  S    146. 

Klein-Semmering  mit  dem  Tannenberg  [Böh- 
mische Nordbahn].  L  2.  S.  135. 

Kleparöwer  Schluchtübersetzung  [Carl  Lud- 
wig-Bahn]. I.  2.  S.  47. 


Bilderverzeichnis. 


361 


Kleparöwer  Schlucht,  Brücke  über  die  [Carl 
Ludwig-Bahn,  1869],  I.  2.  S.  49. 

Klösterle,  Egerbrücke  bei,  während  ihrer  Ver- 
stärkung im  Jahre  1888.  I.  2.  S.  57. 

Klötzelholzorücken,  Construction  von  Pressel. 
II.  S.  277. 

Kogerer,  Heinrich  Ritter  von.  IV.  S.  241. 

Kohlentarif,  Kundmachung  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Staatseisenbahn-Gesell- 
schaft vom  15.  November  1858  betreff  den 
Kohlentarif.  III.  S.  206. 

Kohlenwagen  mit  Zweiradbremsen.  I.  I.  S.  20. 

Kohn  Moriz.  III.  S.  62. 

Kohn's  Mikrophonsender  [Südbahn  1S87].  III. 
S.  113. 

Kohnbrücke.  II.  S.  170,  171. 

Kollnitz,  Lavantbrücke  bei  [Unter-Drauburg- 
Wolfsberg].  I.  2.  S.  475. 

Komotau.  I.  2.  S.  93. 

Königswald,  Station  [Dux-Bodenbach].  I.  2. 
S.  89. 

Korb-Weidenheim,  Handelsminister  Freiherr 
von.  II.  S.  35. 

Körber,  Dr.  von.  IV.  S.  283. 

Körösmezö,  Grenztunnel  [Linie  Püspök-La- 
däny-Körösmezö],  III.  S.  412. 

Kosär-Viaduct  [Munkäcs-Beskid].  III.  S.  445. 

Krakau,  Bahnhof  [1848].  I.  I.  S.  297. 

Krakau,  Aufnahmsgebäude.  II.  S.  400. 

Krakau,  umgestaltetes  Aufnahmsgebäude  der 
Nordbahn  [1895].  II.  S.  417. 

Kralovän,  Waagbrücke  bei  [Kaschau-Oder- 
berger  Bahn].  III.  S.  450. 

Krassowa.  I.  I.  S.  387. 

Krausel-JClause,  Viaduct  über  die.  I.  I.  S.  269. 

Kremer,  Handelsminister  Ritter  von.  II.  S.  27. 

Krempenplatte  [System  Hohenegger].  II. 
S.  259. 

Krems  a.  D.,  Donaubrücke  bei  [Herzogenburg- 
Krems].  I.  2.  S.  496.  II.  S.  304. 

Krinsdorf,  Einschnitt  zur  Bauzeit  [Brüx- 
Klostergrab].  I.  2.  S.  259. 

Krinsdorf,  Viaduct  im  Bau  [Brüx-Klostergrab]. 
I.  2.  S.  263. 

Krivädia,  Ansicht  vor  der  Station  [Strecke 
Piski-Petroseny].  III.  S.  406. 

Kronprinz  Rudolf-Bahn,  Karte  der  k.  k.  priv. 

I.  2.  S.  22. 

Kübeck,  Karl  Friedrich  Freiherr  von  IV.  S.  143. 

Kufstein.  I.  I.  S.  302. 

Kufstein    [Südbahn],  Aufnahmsgebäude    und 

Restaurationsgebäude.  II.  S.  408. 
Kuttig's  Knallsignal  [Kaiser  Ferdinands-Nord- 

bahn,  1867].  III.  S.  71. 

L. 

Laibach,  Station  [1849].  II.  S.  339. 
Laibach,  Station  [1863].  IL  S.  339. 
Laibach,  Viaduct  der  k.  k.  südlichen  Staats- 
bahn über  die  alte  Triester  Strasse  [1856]. 

II.  S.  267. 

Laibach-Triest,  die  k.  k.  südliche  Staatsbahn. 

I.  I.  S.  287. 
Laibacher  Moor,  Damm  über  das.  I.  I.  S.  286. 
Lambach,   Eisenbahnbrücke   über  die   Traun 

bei.  I.  1.  S.  112. 


Lamprechtsburg,  Tunneleingang  bei  der  [im 
Bau].  I.  2.  S.  73. 

Landeck.  I.  2.  S.  291. 

Landeck,  Uebersetzung  des  Innthales  bei. 
I.  2.  S.  293. 

Landeck,  Inn-Viaduct  bei  [Landeck-Bludenz]. 
IL  S.  297. 

Landskron,  Empfang  bei  Eröffnung  der  k.  k. 
nördlichen  Staatsbahn.  I.  I.  S.  228. 

Landskron.  I.  I.  S.  225. 

Langbein'scher  Rollschemel,  Ueberstellung 
normalspuriger  Wagen  auf  demselben.  III. 
S.  574- 

Langen.  I.  2.  S.  303. 

Langen  [Tunnelausgang]  I.  2.  S.  301. 

Langen,  Pumpenhaus.  L  2.  S.  305. 

Längentobel,  Verbauung  im.  I.  2.  S.  334. 

Langenwang.  I.  I.  S.  240. 

Langschwellen  -  Oberbau,  eiserner  [Svstem 
Battig  de  Serres].  II.  S.  256. 

Langschwellen  -  Oberbau,  eiserner  [System 
Hohenegger,  1888].  II.  S.  256. 

Lanna  Adalbert.  I.  I.  S.  108. 

Laschenverbindung  beim  Oberbau  der  Kaise- 
rin Elisabeth-Bahn  [1858].  II.  S.  257. 

Laschenverbindung  beim  Oberbau  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  [1866].  II.  S.  257. 

Lastzug-Locomotive,  3/3  gekuppelte.  III.  S.  477. 

Lastzug-Locomotive,  *jt  gekuppelte.  III.  S.  477. 

Latte,  ablesbare.  II.  S.  195. 

Latte  zum  Nivelliren  und  Höhenmessen.  II. 
S.  185. 

Laube,  Elbe-Umschlagplatz  der  Oesterreichi- 
schen  Nordwestbann.  I.  2.  S.  275. 

Laube,  Umschlagstation.  II.  S.  364. 

Laube,  Umschlagplätze  der  Oesterreichischen 
Nordwestbahn.  II.  S.  365. 

Laufen,  Brücke  über  die  Traun  [Salzkammer- 
gut-Bahn]. I.  2.  S.  223. 

Laun,  Grundriss  der  Werkstätte.  II.  nach  S.  584. 

Laun,  Egerbrücke.  I.  2.  S.  115. 

Launsdorf.  I.  2.  S.  44. 

Läutewerk  auf  dem  Wächterhause  [Staats- 
eisenbahn-Gesellschaft, 1875].  III.  S.  64. 

Lavini  di  Marco.  I.  1.  S.  304. 

Lawoczne  [Stryj-Beskid].  I.  2.  S.  361. 

Leipnik,  Endstation  [1842].  I.  I.  S.  199. 

Leipzig,  Bahnhof  [1838].  1.  I.  S.  61. 

Leipzig-Dresdner  Eisenbahn,  Personenwagen. 
I.  1.  S.  60. 

Lemberg,  Station,  Aufnahmsgebäude.  I.  I.S.437. 

Lemberg,  Bahnhof  [1866].  I.  I.  S.  479. 

Lemberg,  Aufnahmsgebäude.  II.  S.  401. 

Lenkachsen  der  Linz-Budweiser  Pferdebahn 
[1828].  II.  S.  494. 

Lenkachsen  von  E.  Schmidt  [1826].  II.  S.  495. 

Lenkachsen  von  F.  Wetzlich  [1845].  II.  S.  495. 

Leoben  [1869LI.  2.  S.  36. 

Leobersdorf,  Bahnhof.  I.  I.  S.  173. 

Leopolder's  Glockenschlagwerk  [1860].  III. 
S.  67. 

Lest,  Stationsplatz  der  Pferde-Eisenbahn.  II. 

S.  325- 
Lest,  Stationsgebäude  im  heutigen  Zustande. 

1.  I.  S.  106. 

Lienzer-Klause,    Bau    der  Pusterthalbahn.   I. 

2.  S.  69. 
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Liesing,  Bahnhof.  I.  I.  S.  171. 

Lilienfeld  [k.  k.  niederösterreichische  Staats- 
bahnen]. I.  2.  S.  201. 

Lindenhammer,  Südportal  desTunnels  [Strecke 
Falkenau-Graslitzl.  I.  2.  S.  197. 

Lindenhammer,  Brücke  über  die  Zwodau  bei 
[Strecke   Falkenau-Graslitz].   1.   2.  S.  199. 

Lindheim,  Hermann  Dietrich.  I.  I.  S.  447. 

Lindheim,  Wilhelm  v.  I.  2.  S.  533. 

Linz,  Bahnhof  [l86o|.  I.  I.  S.  453. 

Linz,  Brücke  über  die  Donau  bei.  I.  I.  S.  104. 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  [Schmiede].  II.  S.  573. 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  [Kesselschmiede].  II.  S.  575. 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  [Kesselschmiede  und  Blech- 
bearbeitungs-Werkstätte].  IL  S.  576. 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  [Locomotivmontirung].  II. 
S.  577- 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  [Blechbearbeitung].  II.  S.  579. 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  [Hilfsmaschinen  in  der  Lo- 
comotivmontirung]. II.  S.  580. 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen   [Räderdreherei].  II.   S.  581. 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  [Lastwagenmontirung].  II. 
.  S.  583. 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  [Tyres-Werkstätte].  II.  S.  585. 

Linz,  Werkstätte  der  k.  k.  Oesterreichischen 
Staatsbahnen  [Hilfsmaschinen  in  der  Last- 
wagenmontirung]. 11.  S.  587. 

Linz,  Grundriss  der  Werkstätten.  II.  nach  S.  584. 

Linz  mit  einem  Theile  der  Linz-Budweiser 
Pferdebahn.  I.  I.  S.  112. 

Linz-Budweis,  Ankunft  Ihrer  Majestäten  des 
Kaisers  Franz  I.  und  der  Kaiserin  Karolina 
Augusta  in  St.  Magdalena  bei  Eröffnung 
der  ersten  österreichischen  Eisenbahn. 
I.  1.  S.  107. 

Linz-Budweis,  Ansicht  eines  Theiles  der 
Eisejibahn.  I.  I.  S.  99. 

Linz-Budweis,  Bilder  von  der  ersten  österrei- 
chischen Eisenbahn.  I.  I.  S.  103. 

Linz-Budweis,  Darstellung  eines  Frachten- 
transports. I.  1.  S.  100. 

Linz-Budweis,  Salztransport.  I.  I.  S.  100. 

Linz-Budweiser  Pferdebahn,  Klötzelholz- 
brücke.  II.  S.  277. 

Linz-Budweiser  Eisenbahn,  Personentrans- 
port auf  der.  I.  I.  S.  98. 

Linz-Budweis,  Zwischen  Linz  und  Zartles- 
dorf. I.  1.  S.  101. 

Linz-Budweiser  Eisenbahn,  altes  Wächter- 
haus. I.  1.  S.  104. 

Linz-Budweis,  Durchschnitt  einer  Abgrabung 
von  I*/s  Klafter  Tiefe  mit  der  hinteren  An- 
sicht eines  Mariazeller  Eisenbahnwagens 
zur  Erd-  und  Steinführung.  1.  I.  S.  97. 

Linz-Budweis,  Durchschnitt  eines  Dammes 
von  3  Klafter  Höhe  mit  der  hinteren  An- 
sicht eines  Hoi-owitzer  Eisenbahnwagens 
zur  Erd-  und  Steinführung.  I.  I.  S.  97. 


Linz-Budweis,  Profile  der  ersten  österreichi- 
schen Eisenbahn.  II.  S.  207. 

Linz-Budweis,  Karte  zur  Fahrt  mit  dem  Eisen- 
bahn-Stellwagen von  Budweis  nach  Linz. 
111.  S.  241. 

Linz-Budweis,  Ueberrest  der  ersten  österrei- 
chischen Eisenbahn  [Viaduct  bei  Wart- 
berg]. I.  1.  S.  114. 

Linz-Budweis,  Ueberrest  der  ersten  öster- 
reichischen Eisenbahn  [Durchlass  bei 
Wartberg].  I.  I.  S.  115. 

Linz-Budweis,  Ueberrest  der  ersten  öster- 
reichischen Eisenbahn  [Object  bei  Zartles- 
dorf]. 1.  1.  S.  115. 

Linz-Budweis,  Ueberrest  der  ersten  öster- 
reichischen Eisenbahn  [Object  bei  Zartles- 
dorf]. I.  I.  S.  116. 
j  Linz-Budweis,  Ueberrest  der  ersten  öster- 
reichischen Eisenbahn  [Durchlass  unweit 
der  Station  Freystadt].  1.  I.  S.  117. 

List,  Dr.  Friedrich.  I.  I.  S.  51. 

Liverpool-Manchester,  Canal  und  Eisenbahn- 
karte. I.  I.  S.  11. 

Liverpool-Manchester,  Edge  Hill-Einschnitt 
[1830].  I.  I.  S.  36. 

Liverpool-  Manchester-  Eisenbahn,  Schienen 
der.  I.  I.  S.  15. 

Liverpool-Manchester.  Wasserstation  Park- 
side. I.  1    S.  37. 

Liverpool-Manchester,    Personenzüge.     I.    I. 
.  S.  37- 

Liverpool-Manchester,  Viehzug  und  Güter- 
zug. I.  1.  S.  37. 

Liverpool  -  Manchester  -  Eisenbahn,  Seilbahn. 
I.  1.  S.  20. 

Lobositz,  Elbebrücke  [Teplitz-Reichenberger 
Localbahn].  I.  2.  S.  503. 

Localzugwagen  [1878].  IL  S.  520. 

Locomotion.  I.  I.  S.  32. 

Locomotiv-Drehscheibe  auf  dem  Wiener 
Nordwestbahnhofe.  IL  S.  627. 

Locomotive  älterer  Type,  Anordnung  der 
Apparate  bei  einer  solchen.  IL  S.  618. 

Locomotive  neuerer  Type,  Anordnung  der 
Apparate  bei  einer  solchen.  II.  S.  619. 

Locomotive  »Best  Friend«,  erste  Versuchs- 
fahrt am  18.  Januar  1831.  I.  I.  S.  47. 

Locomotive  »De  Witt  Cliton«.  1.  I.  S.  48. 

Locomotive  »Adler«.  I.  I.  S.  53. 

Locomotive  »Komet«.  I.  I.  S.  58. 

Locomotive  »Saxonia«.  I.  I.  S.  59. 

Locomotive  »Böhmen«,  feierliche  Einweihung. 
I.  1.  S.  230. 

Locomotive  »Steyerdorf«.  I.  I.  S.  390. 

Locomotive  der  Nordbahn  aus  dem  Jahre  1841. 
I.  I.  S.  202. 

Locomotive  der  Nordbahn  aus  dem  Jahre  1846. 
I.  I.  S.  203. 

Locomotive  »Philadelphia«.  I.  I.  S.  180. 

Locomotive  der  nördlichen  Staatsbahn  [1843]. 
IL  S.  431- 

Locomotive  der  k.  k.  Staatsbahnen  aus  dem 
Jahre  1845.  I.  I.  S.  231. 

Locomotive  der  Staatseisenbahn  aus  den 
Fünfziger-Jahren.  I.  I.  S.  3S2. 

Locomotive  der  südlichen  Staatsbahnen  aus 
dem  Jahre  1850.  1.  I.  S.  252. 
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Locomotiven  System  Engerth.  I.  I.  S.  281,  282. 
Locomotive,     dreifach     gekuppelte,    System 

Klose.  III.  S.  567. 
Locomotive,  vierrädrige,  aus  dem  Jahre  1837. 

I.  1.  S.  148. 
Locomotive,  sechsrädrige,  aus  dem  Jahre  1837. 

I.  I.  S.  148. 
Locomotive   bei   der  Ausrüstung.   II.   S.  625. 
Locomotiv-Typen     [75]      1840— 1898.     II.     S. 

471—490. 
Löhr,  Moriz  Ritter  von.  I.  I.  S.  246. 
Lombardische,     venetianische     und    central- 

italienische    Eisenbahnen,    Karte    der.    I. 

1.  S.  329. 

Lopio-See     [Localbahn    Mori-Arco-Riva].     I. 

2.  S.  491. 

Losh's  Schienenform  1816.  I.  I.  S.  10. 

Lott,  Julius.  I.  2.  S.  283. 

Lott-Denkmal  auf  dem  Arlberge.  I.  2.  S.  285. 

Low,  Georg.  IV.  S.  241. 

Ludvigh  Gyula.  III.  S.  415. 

Ludwigs-Eisenbahn   zwischen  Nürnberg  und 

Fürth.  I.  1.  S.  55- 
Lukäcs  Bela.  III.  S.  409. 

Lukasschlucht,  Brücke   über   die.  III.   S.  581. 
Lultsch,  Durchstich  bei  [1868].  I.  2.  S.  6. 
Lundenburg,  Ankunft   des   ersten  Zuges  am 

6.  Juni  1839.  I.  I.  S.  153. 
Lundenburg,  Station  [1841J.  I.  I.  S.  190. 
Luxuszug-Wagen.  II.  S.  527. 


AI. 

Magnet-Inductions-Zeigerwerk,     Siemens    & 

Halske'sches.  III.  S.  101. 
Mähr.-Ostrau,  Bahnhof.  III.  S.  37. 
Mähr.-Ostrau,    Einfahrt-     und    Vertheilungs- 

geleise  auf  dem  Nordbahnhof.  II.  S.  359. 
Mailand-Monza,  Eröffnung  der  Eisenbahn  am 

17.  August  1840.  I.  1.  S.  217. 
Malborgeth  [Tarvis-Pontafel].  I.  2.  S.  245. 
Maly,  Dr.  Vincenz  von.  IV.  S.  191. 
Maniel,  J.  I.  I.  S.  327. 
Masonbach,  Wasserfall.  I.  2.  S.  327. 
Mastsignal,     zweiarmiges,    Bauart    Breitfeld, 

Danek  &  Co.  [1880].  IH.  S.  78. 
Matrei,  Dammbauten.  I.  1.  S.  421. 
Matrei,  Sill-Uebersetzung  bei.  I.  I.  S.  420. 
Matreier    Schlossberg    mit    dem    Tunnel.    I. 

I.  S.  421. 

Matzleinsdorf,  Frachtenbahnhof.  II.  S.  344. 
Matzleinsdorf,  Krahn  für  schwere  Lasten  auf 

dem  Frachtenbahnhof.  II.  S.  345. 
Mechenic,  Moldaubrücke  bei  [Ceriean-Modfan- 

Dobiis].  II.  S.  306. 
Meja,  Tunnel  bei  der  Station  [Strecke  Karl- 

stadt-Fiume].  III.  S.  405. 
Meidling,  Bahnhof.  II.  S.  374,  375. 
Meidling,    Querschnitt    durch    den    Bahnhof. 

II.  S.  375. 

Meidling,  Eisenbahn  von  Wien  nach  Gloggnitz. 

I.  1.  S.  177. 
Melk,  Bahnhof  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn 

[1859].  II.  S.  394. 
Menniel-Tunnel   [Steyerdorfer    Montanbahnl. 

I.  I.  S.  387. 


Merthyr  Tydfil,  Schienen  und  Wagen.  I.  I.S.9. 
Metemower  Einschnitt   während    des    Baues 

[Carl  Ludwig-Bahn  1869].  I.  2.  S.  53. 
Midlesbro.  I.  I.  S.  34. 

Mies,  Bestandene  Holzbrücke  über  die  [zwi- 
schen   Schwensing     und    Josefihütte]     I. 

2.  S.  21. 
Miko,  Graf  Imre,  ungar.  Minister.  III.  S.  376. 
Miko'sches    Eisenbahn-Programm,    Karte    zu 

demselben.  III.  nach  S.  368. 
Mikolajöw,  ursprüngliche  Innundationsbrücke 

der  Erzherzog  Albrecht-Bahn.  I.  2.  S.  143. 
Militär-Pferde,  Einwaggonirte.  II.  S.  156. 
Militär-Zug.  II.  S.  154. 
Minister,  ungarische,  für  öffentliche  Arbeiten 

und  Communication.  III.  S.  377. 
Miskolcz  [1859].  I.  1.  S.  446. 
Mitterbach,    Brücke    über    den    [Schwechat- 

Mannersdorf].  II.  S.  313. 
Mittrowsky,  Anton  Friedrich  Graf.  IV.  S.  121. 
Mladetzko,  Aufnahmsgebäude.  II.  S.  412. 
Mödling,  Schnitt   durch   den   Bahnhof    1883I. 

II.  S.  373- 

Mödling-Hinterbrühl,   elektrische    Eisenbahn. 

I.  2.  S.  555- 
Mokropetz,    Beraunbrücke    bei     [nach     dem 

Einstürze  im  Jahre  1872].  I.  I.  S.  469. 
Morchenstern,     Viaduct     bei     [Reichenberg- 

Gablonz-Tannwald].  I.  2.  S.  489. 
Morse,  Samuel  Finley  Bruse.  III.  S.  103. 
Morseschreiber    mit     verdecktem    Laufwerk 

[Süd-norddeutsche  Verbindungsbahn  1860I. 

III.  S.  105. 

Motorhäuschen  der  elektrisch  betriebenen 
Schiebebühne.  II.  S.  594. 

Motor-  und  Anhängewagen  auf  der  Transver- 
sallinie [1897].  I.  2.  S.  529. 

Mühlentobel-Aquäduct.  I.  2.  S.  333. 

Mühlhausen,  Stationsanlagen  [1839].  1. 1.  S.  70. 

Mühlhausen,  Tunnel  bei.  I.  I.  S.  237. 

Mühlthaler  Lehne  mit  Tunnel.  I.  I.  S.  421. 

Mühlthaler  Tunnel,  Reconstruction  [Brenner- 
bahn]. IL  S.  232. 

Münster's  »Cosmographey«,  aus  1550.  I. 
1.  S.  5,  6. 

Murdock's  Dampfwagen.  I.  I.  S.  23. 

Mürzzuschlag,  Station.  I.  I.  S.  238. 

Mürzzuschlag.  I.  I.  S.  239. 

Mutterschneidmaschine.  II.  S.  601. 


N. 

Nabresina,  Felsendurchschnitt  bei.  I.  I.  S.  291. 

Nabresina,  Viaduct  bei.  I.  1.  S.  287. 

Negrelli,  Alois.  I.  I.  S.  187. 

Nemilkau,  Aufnahmsgebäude  der  Böhmisch- 
Mährischen  Transversalbahn.  I.  2.  S.  353. 

Nemojan,  Viaduct  bei  [im  Bau  1S68].  I.  2.  S.  8. 

Neratowitz,  Eisenbahnbrücke  über  die  Elbe 
bei,  nach  der  am  28.  Juli  1866  stattge- 
fundenen Sprengung.  II.  S.  147. 

Neu-Kolin,  Station  der  Öesterr.  Nordwestbahn 
und  Staatseisenbahn-Gesellschaft.  IL  S.  369. 

Neulengbacher  Viaduct.  I.  I.  S.  451. 

Neunkirchen,  Bahnhof.  I.  I.  S.  173. 

Neu-Sandec,  Reconstruction  der  Dunajec- 
Brücke  bei.  I.  2.  S.  337. 
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Neu-Sandec,  Werkstättenanlage  der  k.  k. 
Oesterreichischen  Staatsbahnen.  II.  S.  588. 

Neu-Sandec,  Werkstätte  der  k.  k.  Oester- 
reichischen Staatsbahnen  [Schmiede-Werk- 
stätte]. II.  S.  589. 

Neu-Sandec,  Werkstätte  der  k.  k.  Oester- 
reichischen Staatsbahnen  [Kesselschmiede]. 
II.  S.  590. 

Neu-Sandec,  Werkstätte  der  k.  k.  Oester-  j 
reichischen  Staatsbahnen  [Blechbearbei-  . 
rungs-Werkstärte].  II.  S.  591. 

Neu-Sandec,   Werkstätte    der   k.    k.    Oester- 
reichischen     Staatsbahnen      [Rohr-     und   j 
Kupferschmiede].  IL  S.  593. 

Neu-Sandec,  Grundriss  der  Werkstätten.  IL  j 
nach  S.  584. 

Neustadt,  Bahnhof.  I.  I.  S.  173. 

Newarow,  Süd-norddeutsche  Verbindungs- 
bahn,   [Strecke    Eisenbrod-Tannwald].    I. 

2.  s.  157. 

New-Castle,  Kohlenförderung  [1765].  I. 
1.  S.  7. 

Nivellir-Instrument,  kleines.  II.  S.  183. 

Nizniöw,  Reconstruction  der  Dniesterbrücke 
[Stanislau-Husiatvn].  II.  S.  287. 

Nordbahn.  Aus  den  ersten  Jahren  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn.  I.  1.  S.  163. 

Nordbahn,  Dammprofil  der  [1837].  II.  S.  208. 

Nordbahn,  Dampfwagenfahrt,  erste  in  Oester- 
reich.  Probefahrt  am  19.  November  1837. 
I.  1.  S.  149- 

Nordbahn,  Gesellschaftswagen  der.  I.  I.  S.  195. 

Nordbahn,  Karte  der  a.  p.  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  [1860].  I.  1.  S.  378. 

Nordbahnbrücke  über  die  Donau  bei  Wien, 
Brückenfelder  der.  I.  2.  S.  241. 

Nordbahnbrücke,  zweite,  über  den  Donau- 
arm. I.  I.  S.  163. 

Nördling,  W.  von.  IL  S.  21. 

Nordtiroler  Linie  der  k.  k.  Staatsbahnen. 
Bauanlagen  der.  I.  I.  S.  299. 

Nordwestbahnbrücke  über  die  Donau  bei 
Wien  [im  Bau].  1.2.  S.  63. 

Normalprofil  des  österreichischen  Ingenieur- 
und  Architekten- Vereines  [1865].  IL  S.  249.   | 

Norris-Locomotive  in  Wien  [1844].  IL  S.  433. 


O. 


Oberau,  der  Tunnel  bei  [1837].  I.  I.  S.  57. 

Oberbau   für  Bahnen   I.   Ranges.   III.  S.  460. 

Oberbau,  eiserner  [System  Banovits].  111.  S.  461. 

Oberbau  für  Hauptbahnen  mit  schweren 
Schienen.  III.  S.  460. 

Oberbau  mit  breitfüssigen  Schienen  [Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn,  1851].  IL  S.  245. 

Oberbau  mit  breitfüssigen  Schienen  [Wien- 
Gloggnitz,  1841].  IL  S.  245. 

Oberbau  mit  Flachschienen  [Kaiser  Ferdi- 
nands-Nordbahn, 1837].  II.  S.  243. 

Oberbau  mit  Pilzschienen  [Hochschienen]  [Kai- 
ser Ferdinands-Nordbahn,  1838].  IL  S.  244. 

Oberbau  mit  Zahnstange,  Svstem  Abt.  I. 
12    S.  553. 

Oberbausvstem,  eisernes  .[System  Hohenegger 
1876;/ IL  S.  236. 


Oberbau-Type    der    k.    k.    Oesterreichischen 

Staatsbähnen.  IL  S.  261. 
Ober-Laibach,  Viaduct  über  die  alte  Triester 

Strasse.  I.  1.  S.  287. 
Ober-Lesece,  Damm  bei  [Karstbahn].  IL  S.  210. 
Oderberg  [1847].  I.  I.  S.  205. 
Oderberg   [Kaschau-Oderberger  Bahn].   I.    2. 

S.  129. 
Ofen,  Bahnhof  [1861].  IL  S.  340. 
Oellager  der  Kaiser  Franz  Josef-Bahn  [1872]. 

IL  S.  506. 
Olmütz,  Ankunft  des  ersten  Zuges  [17.  Oct. 

1841].  I.  1.  S.  193. 
Olmütz,    Grundriss    des    Aufnahmsgebäudes 

der  Nordbahn  [1842].  IL  S.  390. 
Olmütz-Prag,   Bauten   der   k.    k.    nördlichen 

Staatsbahn  [1845].  L  I.  S.  221,  223,  225 
Omnibuswagen  [1874].  IL  S.  534. 
Opor- Viaduct,     Bau     des     [Strvj-Beskid].     L 

2.  S.  365. 
Optische  Signalisirung  beim  Eisenbahntunnel 

bei  Pressburg  [1850].  III.  S.  59. 
Optische  Telegraphen  bis  1872.  III.  S.  61. 
Oravicza  I.  1.  S.  387. 
Ordödv  Päl.  ungarischer  Minister  1880— 1882. 

III.'S.  376. 
Oesterreich-Ungarn,  Eisenbahnen  der   Mon- 
archie im  Jahre  1848  und  der  Gegenwart. 

V ergleichende  Uebersichts-Karte.  IL  nach 

S.  56. 
Oesterreich-Ungarn,      Eisenbahnkarte      von, 

Stand  Ende  1841.  IL  S.  116. 
Oesterreich- Ungarn,      Eisenbahnkarte      von, 

Stand  Ende  1850.  IL  S.  121. 
Oesterreich-Ungarn,      Eisenbahnkarte      von. 

Stand  Ende  1854.  IL  S.  125. 
Oesterreich-Ungarn,      Eisenbahnkarte      von, 

Stand  Ende  1858.  IL  S.  129. 
Oesterreich-Ungarn,      Eisenbahnkarte      von. 

Stand  Ende  März  1866.  II.  S.  137. 
Oesterreich-Ungarn,    Entwurf    eines    neuen 

Eisenbahn-Netzes  [1864].  I.  I.  S.  493. 
Oetzthal,  Aufnahmsgebäude.  IL  S.  412. 
Oetzthaler  Ache,  Brücke  über  die  [Innsbruck- 
Landeck].  I.  2.  S.  287.  IL  S.  293. 


P. 


Paget-Lager  [1858].  IL  S.  507. 
Palmer'sche  Einschienenbahn.  I.  I.  S.  123. 
j  Paradczvn-Viaduct      [Stanislau-Woronienka]. 

1.  2.  'S.  411. 

Pardubitz,  Station  1845.  IL  S.  325. 
:  Pardubitz,  Grundriss  der  Werkstätte.  IL  nach 
I       S.  584. 

!  Paris,  Eisenbahn-\  erbinduugen  von,  im  Jahre 
1861.  I.  I.  S.  405. 

Parona,  Eisenbahnbrücke  bei.  I.  I.  S.  304. 

Payerbach  mit  der  Raxalpe.  I.  I.  S.  263. 

Payerbach,  Viaduct  bei.  1.  I.  S.  263. 

Pcchv  Tamäs,  ungarischer  Minister.  III.  S.  376. 

Peltewbrücke    [Carl    Ludwig-Bahn,  1869J.    I. 

2.  S.  51- 

Perchtoldsdorf,  Bahnhof.  I.  I.  S.  171. 
Perl,    Ferdinand,    Ritter    von    Hildrichsburg. 
IV.  S.  255. 
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lung  der  jährlich  zurück- 
gelegten. III.  S.  169. 

Personenverkehr,  graphische  Darstellung  der 
Einnahmen  aus  dem  Personenverkehr  pro 
I  km  Betriebslänge.  III.  S.  171. 

Personenverkehr,  Einnahmen  aus  demselben 
und  Zahl  der  beförderten  Personen,  graphi- 
sche Darstellung.  III.  S.  167. 

Personenwagen  der  Linz-Budweiser  Pferde- 
bahn [1828].  IL  S.  511. 

Personenwagen  [1838].  II.  S.  516. 

Personenwagen  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn  [1839].  II.  S.  513. 

Personenwagen  I.,  II.  und  III.  Classe  der 
nördlichen  Staatsbahnen  [1849].  II.  S.  519. 

Personenwagen  der  Wien-Gloggnitzer  Eisen- 
bahn [1843].  II.  S.  515. 

Personenwagen  III.  Classe  der  nördlichen 
Staatsbahnen  [1846].  II.  S.  518. 

Personenwagen  [1868].  II.  S.  516. 

Personenwagen,  dreiachsiger,  neuester  Type. 
III.  S.  491. 

Personenwagen,  vierachsiger,  I./II.  Classe 
[1895].  II.  S.  523. 

Personenwagen,  vierachsiger,  neuester  Type. 
III.  S.  492. 

Personenwagen  mit  Halb-Coupe  und  Schlaf- 
sitzen [1870].  IL  S.  517. 

Personenwagen  [1898].  II.  S.  516. 

Personenzug,Zusammenstellung  eines.  III.  S.25. 

Personenzug  der  Leipzig-Dresdener  Eisen- 
bahn [1837].  I.  I.  S.  59- 

Personenzug  der  Lemberg  -  Czernowitzer 
Eisenbahn  aus  dem  Jahre  1867.  III.  S.  27. 

Personenzug  der  ehemaligenTheissbahn  [1867]. 
III.  S.  513- 

Personenzug-Locomotive  der  Carl  Ludwig- 
Bahn  [1859].  IL  S.  449. 

Personenzug-Locomotive  aus  der  Maschinen- 
fabrik der  Staatseisenbahn-Gesellschaft. 
[I.  Lieferung].  I.  I.  S.  443. 

Personenzug-Locomotive  der  Kaiser  Franz- 
Joseph-Orientbahn  [1859].  IL  S.  449. 

Personenzug-Locomotive  der  Nordbahn  [1853]. 
II.  S.  443- 

Personenzug-Locomotive  der  südlichen  Staats- 
bahn [1857].  II.  S.  442. 

Personenzug-Locomotive  der  Südbahn  [1861]. 
IL  S.  451- 

Personenzug-  und  Eilzug  Locomotiven,  Unga- 
rische. HI.  S.  483. 

Personenzug-Locomotive  der  Woronesch- 
Koslow-ßahn.  IL  S.  453. 

Pest,  Bahnhof  [1846].  IL  S.  332. 

Pest,  Ansicht  des  Bahnhofes  aus  den  Sech- 
ziger-Jahren. IL  S.  341. 

Pest-Pressburg.  »Uebersichts-Karte  der  Situa- 
tion und  der  Längen-Profile  der  ersten 
Division  von  dem  bereits  ausgearbeiteten 
vollständigen  Bauprojecte  der  auf  dem 
linken  Donau- Ufer  von  Pest  nach  Press- 
burg beantragten  Eisenbahn.«  I.  I.  S.  184. 

Pest-Szolnok,  Eröffnung  der  Eisenbahn  von. 
I.  1.  S.  209. 

Peutenburg  beiKienberg-Gaming  [k.k.  nieder- 
österreichische Staatsbahnen].  I.  2.  S.  207. 


Pflerschthal,   Kehrschleife    der    Brennerbahn. 

IL  S.  192. 
Pflerschthal,  Tracenentwicklung.   I.  1.  S.  426. 
Pflerschthal,  Tracenführung.  I.  1.  S.  426. 
Phönixhütte,  Tunnel  bei  [Kaschau-Oderberger 

Bahn].  III.  S.  416. 
Piesting    [k.    k.    niederösterreichische  Staats- 

bahnen].  I.  2.  S.  203. 
Pilsen,  Bahnhofs-Anlage  1895  [vor  dem  Umbau], 

Bahnhofs-Anlage  1898  [nach  dem  Umbau], 

II.  nach  S.  358. 

Pilsen,  Uslavabrücke.  I.  I.  S.  471. 

Pino-Friedenthal,  Handelsminister  Baron.  IL 
S.  28. 

Platanenblatt.  II.  S.  99. 

Plener,  Ignaz  Edler  von.  IV.  S.  227. 

Podwoloczyska,  Bahnhof  im  Jahre  1871.  I. 
2.  S.  55- 

Pohrlitz,  Viaduct  aus  Stampfbeton  [Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn].  II.  S.  274. 

Pola.  I.  2.  S.  191. 

Pola,  Eiserne  Verbindungsbahn  zwischen  dem 
Festlande  und  der  Oliven-Insel  im  Kriegs- 
hafen, mit  Drehbrücke.  IL  S.  306. 

Polzenbrücke  [während  der  Umwechslung]. 
L  I.  S.  377. 

Ponikowica  vor  Brody,  Einschnitt  bei.  1. 2.  S.  47. 

Pontafel.  I.  2.  S.  247. 

Pontafel,  Aufnahmsgebäude.  IL  S.  412. 

Porta  Orientalis,  Tunnel  bei  der.  III.  S.  449. 

Postambulanz- Wagen  [1858].  IL  S.  535. 

Postwagen,  vierachsiger,  Gepäcksraum  des- 
selben [1895].  IL  S.  537. 

Postwagenfahrt  aus  der  Zeit  der  ersten  Eisen- 
bahnen. I.  1.  S.  85. 

Potschach,  Bahnhof.  I.  I.  S.  173. 

Pozsony,  Signalbrücke  bei  der  Station.  III. 
S.  521. 

Prag,  Einfahrt  des  Eröffnungszuges  der  nörd- 
lichen Staatsbahn  am  20.  August  1845. 
I.  I.  S.  229. 

Prag,  Bahnhof  [1845].  IL  S.  331,  387. 

Prag,  Ansicht  des  Bahnhofes  vom  Jahre  1845 
aus  der  Vogelperspective.  IL  S.  332. 

Prag,  Station  der  nördlichen  Staatsbahn  [1845]. 

1.  I.  S.  227. 

Prag,  Bahnhof  der  Staatseisenbahn  Gesell- 
schaft. IL  S.  352. 

Prag,  Mitteltract  des  Nordwestbahnhofes 
[1872].  IL  S.  409. 

Prag,  Viaduct  bei.  I.   I.  S.  236. 

Prag-Bodenbach,  Wächterhaus  365  auf  der 
Strecke  [mit  dem  Tunnel  bei  Mühlhausen]. 

III.  S.  71. 

Prag-Dresdener    Staats- Eisenbahn,     Orienti- 

rungs-Karte.  I.  I.  S.  235. 
Prag-Duxer    Eisenbahn     [Uebersetzung     der 

Buschtöhrader  Eisenbahn  bei  Zäkolan].  I. 

2.  S.  119. 

Prag-Lana,  Karte  der  Pferde-Eisenbahn.  I.  I. 
S.  109. 

Prag-Lanaer  Eisenbahn,  Ein  Theil  der  Trace. 
1.  1.  S.  109. 

Prag-Lanaer  Eisenbahn,  Fragment  aus  den 
Original-Plänen.  I.  I.  S.  110. 

Prag-Lanaer  Pferde  -  Eisenbahn,  Frachten- 
transport. I.  1.  S.  m. 
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Pragerhof  [1861I.  IL  S.  368. 

Pragerhof  [Südbahn].  IL  S.  389. 

Prasch's  elektrisch-optische  Control-Vorrich- 
tung,  Bureau-Apparat  [Inneres].  III.  S.  77. 

Prasch  s  elektrisch-optische  Control- Vorrich- 
tung,   Perron-Apparat     [Aeusseres].     III. 

S.  77- 

Prävali.  I.   I.  S.  413. 

Preisänderungen  für  einfache  Fahrten  III. 
Classe  auf  den  österreichischen  Eisen- 
bahnen in  der  Zeit  von  1840 — 1896,  gra- 
phische Darstellung.  III.  S.  160. 

Prelouc,  Station  [Brünn-Prag]  [Nördliche 
Staatsbahnen  18491.  II.  S.  388. 

Prerau,  Cental- Weichen-  und  Signal-Stell- 
werk [1894].  III.  S.  84. 

Prerau,  Station  [1841].  I.  I.  S.  191. 

Prerau,  Station  [l84l],Geleiseanlage.  II.  S.  327. 

Prerau.  Bahnhof.  II.  S.  376. 

Prerau.  Perrons  und  Tunnel  [Querschnitt]. 
IL  S.  418. 

Prerau,  Bahnhofsanlage.  II.  nach  S.  358. 

Prerau,  Abrolldamm.  III.  S.  33. 

Prerau,  Stationsapparat  zur  Sicherungsanlage 
[1894].  III.  S.  85. 

Pressburg,  Signalbrücke  bei  der  Station.  HL 

s.  521: 

Pressburger  Tunnel,  Bau  des  alten.  IL  S.  228. 
Pressburg-Tvrnau,  Trace  der  Eisenbahn.  L  I. 

S.  127 
Pressel  Wilhelm.  IL  S.  212. 
Pretis-Cagnodo,  Sisinio  von.  IV.  S.  229. 
Pribram.  I.  2.  S.  210. 
Priesen,  Bahnhofs-Gebäude.  1.  2.  S.  56. 
Probefahrt    einer    Locomotive     der    Kaiser 

Ferdinands-Nordbahn  [1838].  III.  S.  7. 
Profil  mit  Stützmauern  [Nordbahn  1837].  IL 

S.  209. 
Pruthbrücke  zwischen  Nepolokoutz  und  Ber- 

bertic     Bukowinaer  Landesbahnen].  I.   2. 

S.  501. 
Przemiskabrücke    [Stanislau-Woronienka].   L 

2.  S.  403. 
Przemyel,  Station.  I.  I.  S.  437. 
Przikas-Osiczko,  Einschnitt  bei.  I.  2.  S.  367. 
Pürglitz,   Tunnel    bei   [Strecke  Rakonitz-Be- 

raun].  I.  2.  S.  209. 
Pusswald,  Sectionschef  Freiher  von.  IL  S.  31. 
Pusterthal,    Hochwasser-Katastrophe    nächst 

dem  Bannberger   Anger  [Pusterthal-Bahn 

1882].  L  2.  S/255. 
Pusterthal,   Hochwasserverheerung  [1882].   I 

2.  S.  251. 


Q. 

Quaibrücke  der  Oesterreichischen  Nordwest- 
bahn, Holzprovisorium.  IL  S.  279. 

Querprofil  der  südlichen  Staatsbahnen  [1844]. 
IL  S.  200. 

Querschnitts-Type  der  k.  k.  Staatsbahnen 
für  Holzobiecte  bis  i"5  m  Lichtweite.  IL 
S.  276. 

Querschwellen-Oberbau.  Eiserner  [Svstem 
Heindl,  1882;.  II    S.  256. 


R. 


Raab.  Aufnahmsgebäude.  11L  S.  473. 

Rababrücke.  I.  I.  S.  307. 

Räder-Dreherei  der  Hauptwerkstätte  in  Buda- 
pest. III.  S.  408. 

Radonnatobel-Brücke  im  Bau  [Arlbergbahni. 
I.  2.  S.  313. 

Radonnatobel-Brücke  bei  Dalaas.  I.  2.  S.  315. 

Raigern.  Markt  I.  I.  S.  163 

Rainer,  Erzherzog,  Vicekönig.  L   I.  S.  213. 

Rainhill,  Preisfahrt  von.  I.  I.  S.  35. 

Rainhillbrücke  [Liverpool-Manchester!.  L  I. 
S.  38. 

Rakaus,  Tunnel  und  Iserbrücke  in  der  Ge- 
genwart. L  1.  S.  461. 

Rakaus,  Auswechslung  der  Schifkornbrücke 
über  die  Iser  bei  [1892].  I.  I.  S.  463. 

Ramsaubach- Viaduct  [Eisenerz- Vordernberg]. 
L  2.  S.  479.  II.  S.  270. 

Rangiranlagen  in  schematischer  Darstellung. 
III.  S.  30. 

Rangirbahnhof  Brigittenau.  HL  S.  31. 

Rangirsignal  auf  dem  Franz  Josef- Bahnhofe. 
IIL  S.  51. 

Rann  [1862].  IL  S.  337. 

Rathgeberwagen.  III.  S.  486. 

Rattenberg,  Tunnel  bei.  I.  I.  S.  300. 

Raudnitz,  Station.  I.  I.  S.  238. 

Rauriser  Muhre,  Aquäduct  unter  der,  hei 
Strengen  [Arlbergbahnj.  L  2.  S.  295. 

Raussnitz,  Station  [im  Bau]  mit  dem  Kaiser 
Josef-Denkmal.  I.  2.  S.  5. 

Read's  Dampfwagen.  L  I.  S.  43. 

Reichenburg.  I.  I.  S.  319. 

Reliefschreiber,  offener,  österreichisches  Mo- 
dell [1859].  III.  S    104. 

Requisitenwagen  [18751   IL  S.  543. 

Riepl,  Franz.  I.  I.  S.  133. 

Rik-Tunnel.  I.  I.  S.  460. 

Ringhoffer's  erster  Wagen  [1852].  II.  S.  546. 

Rinshoffer's  Zug-  und  Stossvorrichtung  JS95]. 
IL  S.  499. 

Robinson's  älteres  Morserelais  [Süd-nord- 
deutsche Verbindungsbahn  lS6o].III.S.  109. 

Rocket  L  1.  S.  35. 

Rollwagen  [Vorkipper  mit  doppelter  Keil- 
bremse]. IL  S.  218. 

Römerbad,  Südliche  Staatsbahn  [1846].  L  I. 
S.  255. 

Römerstrasse,  autgedeckte  in  Aquileja.  L 
1.  S.  4. 

Römische  Post  L  I.  S.  78. 

Rommel's  elektrisches  Distanzsignal  'Unga- 
rische  Westbahn   1S70— 1890].   IIL   S    74. 

Roppen,  die  Arlbergbahn  beL  L  2.  S.  289. 

Rossitz.  I.  1.  S 

Rostock.  I.  1.  S.  238. 

Rötheiebrücke.  I.  I.  S.  429. 

Roth-Poi-ic,  Montirung  der  Eisenbahnbrücke 
über  den  Angelfluss  [Pilsen-Eisenstein]. 
L  2.  S.  195. 

Rothschild,  S.  M.  von   I    I.  S.  135. 

Rotunden-Heizhaus,  Inneres.  IL  S.  633. 

Rzeszow,  Station.  I.  I.  S.  437. 
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S. 

Sagor,  Station  [Cilli-Laibach]  [Südliche  Staats- 
bahnen 1849].  II.  S.  388. 

Salzach-Brücke  [Elisabeth-Bahn].  I.  1.  S.  451. 

Salzach-Klammen,  Salzburg-Tiroler  Bahn  I. 
2.  S.  163. 

Salzburg,  Aufnahmsgebäude  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  [1860].  IL  S.  395. 

Sanitätswagen  [1877].  II.  S.  539. 

Sanitäts-Züge  des  souveränen  Malteser  Ritter- 
Ordens,  Zugs-Commandanten-  und  Aerzte- 
wagen.  II.  S.  151. 

Sankey-Viaduct  [Liverpool-Manchester  1836]. 
I.  1.  S.  36. 

St.  Adalberts-Felsen  bei  Niedergrund.  I.  I, 
S.  237. 

St.  Anton,  Ostportal  des  Arlbergtunnels  mit 
dem  Lott-Denkmal.  1.  2.  S.  299. 

St.  Bartholomeo,  Tunnel  und  Ansicht  auf 
Triest.  I.  I.  S.  294. 

St.  Bartholomeo,  Viaduct  bei.  I.  I.  S.  293. 

St.  Christof  auf  dem  Arlberge.   I.   2.   S.   297. 

St.  Etienne-Andrezieux,  ein  Theil  der  Eisen- 
bahn aus  dem  Jahre  1828.  I.  I.  S.  68. 

St.  Felixdorf,  Bahnhof.  I.  I.  S.   173. 

St.  Gilgen  und  der  Zwölferkogel  [Local- 
bahn  Ischl-St.-Wolfgang].  I.  2.  S.  505. 

St.  Jodocus,  Trace  der  Brennerbahn.  I.  I. 
S.  422,  423. 

St.  Kanzian.  I.  I.  S.  290. 

St.  Lorenzen,  Brücke  über  den  Gaderbach. 
I.  2.  S.  75- 

St.  Maria-Viaduct,  ehemaliger,  nächst  Jaros- 
lau.  I.  1.  S.  439. 

St.  Michele.  I.  I.  S.  303. 

St.  Peter-Seitenstetten.  IL  S.  354. 

St.  Polten,  Bahnhof  [1859].  IL  S.  396. 

St.  Polten,  Personenbahnhof.  II.  S.  375. 

St.  Polten,  Verstärkung  der  Traisenbrücke. 
IL  S.  315. 

St.  Procopi,  Prag-Duxer  Eisenbahn.  I.  2.  S.  1 17. 

Sarai  evo-Metkovie,  Partie  von  der  Linie. 
III-  S.  576. 

Sarajevo-Metkovic,  Partie  der  Linie  mit  der 
Komadina  Quelle.  III.  S.  577. 

Säulenkrahn  älterer  Type.  IL  S.  623. 

Säulenkrahn  Oldenburger  Type.  IL  S.  623. 

Save,  Arbeitsprovisorium  über  die.  I.  2.  S.  43. 

Sazawabrücke  bei  Hohenstadt.   I.    I.   S.   225. 

Sazawathal.  I.  I.  S.  121,  223. 

Schafbergbahn.  I.  2.  S.  547,  549. 

Schafbergbahn,  Fahrbetriebsmittel.  I.  2.  S.  551. 

Schäferwand,  Tunnel  bei  der.  I.  I.  S.  237. 

Schäffler's  Distanzsignal- Stellwerk  [1875]. 
III.  S.  75- 

Schanatobel- Viaduct  im  Bau.  I.  2.  S.  331. 

Schefczik  Anton.  III.  S.  69. 

Schelleberg,  Tunnel.  I.  I.  S.  425. 

Schienenprofil  A  der  Nordbahn  [eingeführt 
1866].  II.  S.  247. 

Schienenprofil  B  der  Nordbahn  [eingeführt 
1872].  IL  S.  247. 

Schienenprofile  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen [am  1.  Januar  1888].  IL  S.  250,  251. 

Schienenprofile  der  Königlich -Ungarischen 
Staatsbahnen.  III.  S.  458. 


Schifkornbrücke,     alte,    über    die    Elbe   bei 

Tetschen.  I.  1.  S.  374. 
Schifkornbrücke        [Klabawa- Viaduct       bei 
Chrast  während  der  Auswechslung  1892I. 

II.  S.  281.  *  J 

Schlafwagen  [1858].  IL  S.  524. 
Schlafwagen     der    Kaiser    Ferdinands-Nord- 

bahn  [1873].  II.  S.  524. 
Schlafwagen  der  internationalen  Schlafwagen- 
Gesellschaft  [1897].  IL  S.  524. 
Schlafwagen,  Seitengang.  IL  525. 
Schlagwerk  zur  Pilotirung  der  ersten  Nord- 

bahnbrücke  über  die  Donau.  II.  S.  277. 
Schlitza-Schlucht,  Brücke  über  die.  I.  2.  S.  41. 
Schmid,  Adalbert.  I.  1.  S.  189. 
Schmiedtobel,  Seilaufzug  beim  [Arlbergbahn 

122-6  km].  IL  S.  219. 
Schmiedtobelbrücke   bei  Dalaas.   I.   2.  S.  321. 
Schneebergbahn.  I.  2.  S.  507. 
Schneepflug  [1870].  IL  S.  545. 
Schneepflug.  IL  S.  621. 
Schneepflug  der  Pferdebahn  Prag-Lana  [circa 

1833].  IL  S.  544- 
Schnellzug-Locomotive   der  Nordbahn  [1856]. 

IL  S.  444. 
Schnellzug-Locomotive  der  Nordbahn  [1857]. 

IL  S.  445- 
Schnellzug-Locomotive  der  Nordbahn  [1862]. 

IL  S.  452. 
Schnellzug-Locomotive  der  Nordbahn  [1874]. 

IL  S.  452. 
Schnellzug-Locomotive  der  Nordbahn  [1894]. 

IL  S.  463. 
Schnirch,  Friedrich.  I.  I.  S.  315. 
Schönbach,  Josef,  III.  S.  65. 
Schönbach's    Block-Apparat   [Elisabeth-Bahn 

1868— 1870].  III.  S.  86. 
Schönbach's  elektrisches  Distanzsignal  [Elisa- 
beth-Bahn 1867].  III.  S.  73. 
Schönbrunner  Strasse,  Brücke  über  die.  I.  I. 

S.  4SI- 
Schönerer,  M.  I.  I.  S.  105. 
Schraubenschneidmaschine  [System    Seilers]. 

II.  S.  602. 
Schreckenstein.  I.  I.  S.  237. 
Schüler,  Friedrich.  IV.  S.  241. 
Schupfen,   Transportgerüst   über   die  Sill.   I. 

I.  S.  425. 

Schwarzach-Tunnel    [Strecke    Bischofshofen- 

Hochfilzen].  I.  2.  S.  173. 
Schwarzenberg,  Johann  Adolf  Fürst  zu.  I.  2. 

S.  11. 
Schwaz.  I.  1.  S.  299. 
Schwellen-Auswechslung    auf    der    Strecke. 

II.  S.  252,  253. 

Sebenico,  Stations-Platz  und  Rivabahn  [Dal- 
matiner Staatseisenbahn].  I.  2.  S.  215. 

Sedziszöw,  Station.  I.  I.  S.  437. 

Seebenstein  [Wien-Aspang].  I.  2.  S.  470. 

Segen  Gottes.  I.  1.  S.  355. 

Seguin's  des  Aelteren  Locomotive.  I.  I.  S.  69. 

Seilbahn.  I.  I.  S.  16. 

Seilbahn  mit  Gegengewicht.  I.  I.  S.  18. 

Seilbahn  mit  Wassereimern.  I.  I.  S.  19. 

Selmeczbänya  [Schemnitz],  Bahnhof  der 
schmalspurigen  Strecke  Garamberzencze- 
Selmeczbänya.  III.  S.  547. 
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Selzthal,  Bahnhof.  I.  2.  S.  189. 
Semlin,  Aufnahmsgebäude.  III.  S.  470. 
Semmering,  Eröffnung  der  neuen  Strasse  über 
den  Semmering  am  17.  August  1841.  I.  1. 

S.  259- 
Semmeringbahn-Ansichten.  I.  I.  S.  263. 
Semmeringbahn,  Panorama   der.   I.    I.   nach 

S.  272. 
Semmeringbahn,  Trace.  I.  I.  S.  262. 
Semmering,     Bau     des    Haupttunnels.    I.    I. 

S.  230,  276. 
Semmering-Haupttunnel,    Situationsplan    der 

Umgebung  desselben.  II.  S.  229. 
Semmering,  Viaduct  über  die  Krausel-Klause 

während  des  Baues.   I.    I.  S.  268. 
Semmering,  Station.  I.  I.  S.  263. 
Semmering,  Südbahn-Hotel.  I.  I.  S.  263. 
Semmering-Hotel.  II.  S.  412. 
Semmeringbahn,  Oberbau,  1854.  II.  S.  246. 
Semmeringbahn-Weichenconstruction    [1854]. 

II.  S.  260,  261. 

Semmering  -  Concurrenz  -  Locomotive  »Se- 
raing«.  I.  I.  S.  277. 

Semmering-Concurrenz-Locomotive  »Vindo- 
bona«.  I.  I.  S.  278. 

Semmering-Concurrenz-Locomotive  »Wiener- 
Neustadt«.  I.  I.  S.  278. 

Semmering-Preis-Locomotive  »Bavaria«.  I.  I. 
S.  277. 

Sichrovsky  Heinrich.  I.  I.  S.  137. 

Sichrow,  Viaduct  bei.  I.  I.  S.  465. 

Siegl's  G,  erste  Locomotive  [1857].  II.  S.  447. 

Signallaterne  zu  Schönbach's  Distanzsignal, 
[1867].  III.  S.  73. 

Signal-Stellwerk  mit  Weichenverschluss  [Bau- 
art Rössemann  &  Kühnemann,  Budapestl. 

III.  S.  79- 

Silberhüttenbach,  Viaduct  über  den  [k.  k. 
Staatsbahn  Ober-Cerekve-Pilgram-Tabor]. 
II.  S.  271. 

Sill,  Stauwehr.  I.  I.  S.  421. 

Sillthal,  Tunnel.  I.  1.  S.  429. 

Sill-Tunnel,  Reconstruction.  II.  S    233. 

Simmering,  Grundriss  der  Werkstätte.  II. 
nach  S.  584. 

Sina,  Georg  Freiherr  von.  I.  I.  S.  165. 

Skawafluss-Brücke  [Galizische  Transversal- 
bahn]. I.  2.  S.  339. 

Skrinicza  -  Viaduct  [Munkäcs-Beskid].  III. 
S.  4^6. 

Smutnabach-Viaduct  [Böhmisch  -  Mährische 
Transversalbahn].  I.  2.  S.  345. 

Sniatvn,  Bahnhof  [Lemberg-Czernowitzer 
Bahn  1866].  II.  S.  398. 

Sochor,  Dr.  Eduard  Freiherr  von.  IV.  S.  241. 

Sonnsteinlehne  [Salzkammergutbahn  zwi- 
schen Ebensee  und  Traunkirchenl.  I.  2. 
S-  233. 

Sonnstein-Tunnel.  I.  2.  S.  237. 

Sonnstein-Tunnel,  Lawine  beim.  II.  S.  221. 

Spalato,  Stadt-Einschnitt  I.  2.  S.  21 1. 

Spannplatte  [System  Hohenegger].  II.  S  259. 

Speisewagen  [1896].  II.  S.  526. 

Spital  a/Dr.,  Aufnahmsgebäude.  II.  S.  412. 

Spital  am  Semmering.  I.  I.  S.  263. 

Sprechenstein,  Felssprengung  desselben.  I.  I. 
S.  427. 


Sprengung  der  Eisenbahnbrücke  über  die 
Lagunen  bei  Venedig  im  Jahre  1848.  II. 
S.  123 

Staatsbahn,  k.  k.  nördliche,  Karte  aus  dem 
Jahre  1842.  I.  I.  S.  220. 

Staatsbahn,  k.  k.  nördliche,  von  Prag  bis 
Bodenbach.  I.  I.  S.  237. 

Staatseisenbahn,  Projectirte  Tracen  des  Er- 
gänzungsnetzes [1860].  I.  1.  S.  391. 

Staatseisenbahn-Gesellschaft,  Karte  der  Linien 
derselben  zur  Zeit  ihrer  Uebernahme  vom 
Staate.  I.  1.  S.  323. 

Stachelf üsse.  I.  1.  S.  27. 

Stampfer'sches  Xivellir-  und  Höhenmess-In- 
strument.  II.  S.  183. 

Stangenförderung  im  Arlberg- Tunnel.  II. 
S.  238. 

Stanislau-Woronienka,  Bau  der  Linie  bei 
Worochta.  I.  2.  S.  407. 

Startscherthal,  Viaduct  über  das  [Segen 
Gottes-Okrisko].  IL  S.  305. 

Staschower-Brücke  [vor  dem  Einsturzel.  I.  I. 
S.  473- 

Stationsapparat  zur  Sicherungsanlage  in 
Prerau  [1894].  III.  S.  85. 

Stationsglockenschlagwerk,  elektrisches  [Sy- 
stem Gattinger].  III.  S.  525. 

Stauding.  II.  S.  370. 

Stein,  Draubrücke  bei.  I.  I.  S.  412. 

Steinach-Irdning,  Station.  I.  2.  S.  217. 

Steinbrück,  südl.  Staatsbahn  [1846].  I.  1.  S.  235. 

Steinbrück.  Bahnhof  der  südöstlichen  Staats- 
bahn. 1.  1.  S.  257. 

Steinbrück,  Brücke  der  südlichen  Staatsbahn 
[1846].  I.  1.  S.  256. 

Stephenson,  George.  I.  I.  S.  29. 

Stephenson,  Robert.  I.  I.  S.  31. 

Stephenson's  Schienenform  [1816].  I.  I.  S.  10. 

Sternberg.  I.  1.  S.  221. 

Steverdorfer  Montanbahn,  Ansichten  von 
der.  I.  1.  S.  387. 

Steverdorfer  Montanbahn,  Tunnel.  I.  I.  S.  ^89. 

Steyr.  I.  2.  S.  23. 

Stilfser-Joch,  die  Strasse  über  das.  I.  I.  S.  81 

Stockerau,  Bahnhof  [1841].  I.  I.  S.  197. 

Stockton  -  Darlington  -  Eisenbahn,  Eröffnung. 
I.  I.  S.  33. 

Stockton-Darlington-Eisenbahn,  aus  dem  Er- 
öffnungszuge. I.  1.  S.  32. 

Stockton-DarUngton-Eisenbahn,  erster  Per- 
sonenwagen. I.  1.  S.  32. 

Stockton  -  Darlington-Eisenbah  n,  Eisenbahn- 
Kutschen.  I.  1.  S.  34. 

Stockton-Darlington-Eisenbahn,  schiefe  Ebene 
derselben.  I.  1.  S.  33. 

Stoppargraben,  Viaduct  über  den   [im  Bau]. 

Stoss,  schwebender  [Kaiser  Ferdinands-Xord- 

bahn  1870].  II.  S.  258. 
Stranov,    Auswechslung    des    Viaductes.    II. 

S.  317,  3'8- 
Streckensignal  der  Franz  Josef- Bahn.  111.  S.  45. 
Streckensignal  von  Matzleinsdorf.  III.  S.  47. 
Stuhlplatte  [System  Heindl].  II.  S.  259. 
Stuhl weissenburg,  Bahnhof  [1860].  II.  S.  340. 
Südbahn  -  Gesellschaft,     Fahrordnung     vom 

I.  Mai  1896.  III.  S.  13. 


Bilderverzeichnis. 


369 


Südliche  Staats-,  lomb.-venet.  und  central- 
italienische  Eisenbahn-Gesellschaft  im  Jahre 
1859.  I.  1.  S.  341. 

Südtiroler  Linie  der  k.  k.  Staatsbahnen,  Bau- 
anlagen. I.  l.  S.  303. 

Szatmär-Nagybänya,  freie  Strecke  der  Local- 
bahn.  III.  S.  561. 

Szczerzecbrücke,  ursprüngliche  [Erzherzog 
Albrecht-Bahn].  I.  2.  S.  142. 

Szechenyi  Istvän.  I.  I.  S.  131. 

Szegedin,  Theissbrücke.  I.  I.  S.  385. 

Szent  Istvän,  Steinkohlen-Bergbau-Reviere, 
Uebersichtskarte.  III.  S.  359. 

Szolnok,  Theissbrücke.  III.  S.  447. 

T. 

Tachygrammeter.  II.  S.  198. 
Tachygrammetrisches  Bild  des  Reichensteins. 

II.  S.  199. 
Tachymeter.  II.  S.  195. 

Tachymetrischer  Rechenschieber.   II.   S.  196. 
Tannenberg,  Trace  der  Böhmischen  Nordbahn 

bei.  I.  1.  S.  373- 
Tarnopol,  Aufnahmsgebäude  [1870].  I.  2.  S.  54. 
Tarnöw.  I.  I.  S.  305. 
Tarvis,  Bahnhof  [1870].  I.  2.  S.  39. 
Tarvis,  Station.  II.  S.  336. 
Tasterboussole.  III.  S.  67. 
Taxenbach,  Tunnel  bei,  und  der  Eingang  in 

das  Rauriserthal.  I.  2.  S.  179. 
Teirich,  Ferdinand.  III.  S.  63. 
Telegraphenbureau  der  k.  k.  priv.  Südbahn 

in  Liesing  [1896].  III.  S.  107. 
Telegraphen-Kabelthurm.  III.  S.  522. 
Tender-Locomotive  System  Engerth,  Entwurf. 

I.  1.  S.  280. 

Tender-Locomotive,    zweiachsige,    der    k.  k. 

Oesterreichischen  Staatsbahnen   [1878].  II. 

S.  460. 
Tender-Locomotive,     dreiachsige,    der    k.   k. 

Oesterreichischen  Staatsbahnen   [1880].  II. 

S.  461. 
Teschen    [Kaschau-Oderberger   Bahn].    I.  2. 

S.  131. 
Tetschen.  I.  2.  S.  III. 
Tetschen,  Bahnhof.  H.  S.  354. 
Tetschen,     Bahnhof     der    Oesterreichischen 

Nordwestbahn.  II.  S.  353. 
Tetschen,    Vestibüle    des    Bahnhofes    [1872]. 

II.  S.  410. 

Tetschen,  Elbebrücke  nach  der  Reconstruction 

[Böhmische  Nordbahn].  II.  S.  283. 
Tetschen,   Elbebrücke  in   der  Gegenwart.  I. 

1.  s.  375. 

Tetschen,  Schloss.  I.  I.  S.  237. 

Thann,  Stationsanlage  [1839].  I.  I.  S.  71. 

Theiss-Bahn,  Netz  derselben.  I.  I.  S.  441. 

Theodolit.  II.  S.  197. 

Thommen,  Achilles.  I.  I.  S.  419. 

Tisza  Lajos,  ungarischer  Minister.  III.  S.  376. 

Tiszolcz,  Station.  III.  S.  551. 

Toblach.  I.  2.  S.  72. 

Toblach,  Aufnahmsgebäude.  II.  S.  412. 

Toggenburg,  Georg  Ritter  von.  IV.  S.  207. 

Tokaj,  Theissbrücke  [1859].  I.  I.  S.  445. 

Tolnay,  Lajos.  III.  S.  414. 

Geschichte  der  Eisenbahnen.  IV. 


Törcele,  Partie  am.  I.  I.  S.  429. 

Torrente,   Longera,  Viaduct  über   den  [Her- 

pelje-Triest].  I.  2.  S.  357. 
Traunbrücke  [Elisabethbahn].  I.  I.  S.  451. 
Trautenau.  I.  2.  S.  67. 
Trenczen,  Waagbrücke  bei  [Galantha-Zsolna]. 

III.  S.  444. 
Trestle-Works     der     Strecke     Lunz-Gaming 

km  63%  [Ybbsthalbahn].  I.  2.  S.  499. 
Trevithik,  Richard.  I.  I.  S.  24. 
Trevithik's  »Catch  me  who  can«.  I.  I.  S.  26. 
Trevithik's    und    Vivian's    Dampfkutsche.    I. 

I.  S.  25. 

Trevithik's  Locomotive  [1803].  I.  I.  S.  26. 
Triebitz,  Tunnel  bei  [1845].  1.  I.  S.  222. 
Triebitzer  Tunnel,  Bau  [Olmütz-Prag].  II.  S.  226. 
Trient.  I.  1.  S.  303. 
Triest,     Feierliche     Grundsteinlegung     zum 

Triester  Bahnhofe  am  14.  Mai  1850  durch 

Kaiser  Franz  Joseph  LI.  I.  S.  285. 
Triest,  Einfahrt  nach.  I.  I.  S.  295. 
Triest,    Ansicht   des    projectirten    Bahnhofes 

und  Hafens  im  Jahre  1857.  II.  S.  348. 
Triest,  Bahnhof  im  Jahre  1857.  I.  I.  S.  296. 
Triest,  Bahnhof  und  Hafen  1857.  II.  S.  349. 
Triest,  Ansicht    des  Bahnhofes    und    Hafens 

um  die  Mitte  der  Siebziger-Jahre.  II.  S.  351. 
Triest,  Aufnahmsgebäude  der  Südbahn  [1883]. 

II.  S.  414. 

Triest,  Vorhalle  des  Südbahnhofes  [1883].  II. 

s.  415. 

Triest,  Südbahn-Hallenanlagen  und  Perrons 
[Querschnitt].  II.  S.  418. 

Triest,  Bahnhof  und  Freihafen  [1898].  II.  S.  350. 

Triest,  Ansicht  des  Hafens  mit  den  Magazi- 
nen und  Hangars.  II.  S.  367. 

Triest,  hydraulische  Fahrkrahne  auf  den  Mo- 
los. IL  S.  366. 

Triest  -  Klagenfurt,  Gegenüberstellung  der 
zwischen  Triest  und  Klagenfurt  projectir- 
ten Bahnlinien.  II.  nach  S.  200. 

Trisana- Viaduct  [im  Bau].  II.  S.  291. 

Trisana- Viaduct  [Pfeilerbau].  II.  S.  268. 

Trisana- Viaduct.  II.  S.  289. 

Troppau.  II.  S.  370. 

Troppau,  Bahnhof,  Ansicht  des  Zungenper- 
rons. II.  S.  371. 

Tüffer,  Markt  mit  dem  Bahnhofe  der  südli- 
chen Staatsbahn  im  Jahre  1846.  I.  I.  S.  253. 

Tüffer,  Südliche  Staatsbahn  bei  [1846].  I.  1. 
S.  254. 

Tulln,  die  erste  Donaubrücke  der  Kaiser 
Franz  Josef-Bahn  bei.   I.  2.  S.  13. 

Tulln,  Brücke  über  die  Donau.  I.  2.  S.  17,  19. 

Tunnelbau-System,  englisches.  II.  S.  231. 

Turnau-Kralup  [Trace  an  der  Ruine  Zveietic]. 
I.  I.  S.  369- 

Tyres  Fräsmaschine,  doppelte.  IL  S.  605, 
607,  609. 


U. 

Uferschutzbauten  [Flechtwerke]  an  den  gali- 

zischen  Bahnen.  II   S.  218 
Ullmann  v.  Szitanyi,  Moritz.  I.  I.  S.  183. 
Ungarn,  die  erste  Eisenbahn-Anlage.  1. 1.  S.  125. 
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Ungarn,  Eisenbahnkarte  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  die  Localbahnen  und  auf  die 
Verstaatlichung  der  Linien  [1896].  III  nach 

S.  554- 
Universal-Instrument   II    S.  195. 
Unter-Drauburg.  I.  1.  S.  413. 
Unter-Drauburg  [Unter-Drauburg-Wolfsberg] 

I.  2.  S.  473. 
Unter-Drauburg,  Miesbrücke  bei  [Unter-Drau- 

burg-Wolfsberg].  I.  2.  S.  474. 
Unterlagsplatte  [System  Pollitzer].  II.  S.  259. 
Unterstein  nach   dem  Bergsturze  im  August 

1875.  I.  2.  S.  177. 


Valsugana-Bahn,  Viaduct  Nr.  I.   I.  2.  S.  495. 
Venedig,  Eisenbahnbrücke  über  die  Lagunen. 

I.  1.  S.  216. 

Venedig-Mailand,  Karte  der  projectirten  Bahn 

[1837I.  I.  1.  S.  215. 
Verbund-Schnellzug-Locomotive,  Serie  6  der 

k.  k.  Staatsbahnen  [1894].  II.  S.  467. 
Vergnügungszug  am   5.   März   1831    mit  der 

Locomotive  »West  Point«.  I.  I.  S.  47. 
Versteifte    Eisenbahnkettenbrücke    über  den 

Wiener  Donaucanal.  I.  I.  S.  317. 
Vicinalbahnen,  ungarische,  Oberbau.  III.  S.  459. 
Vicinal- Tender- Locomotive,   aL   gekuppelte. 

III.  S.  478. 
Vicinal -Tender -Locomotive,    */4  gekuppelte. 

III.  S.  479. 
Villach  [1869].  I.  2.  S.  37. 
Vordernberg    [Eisenerz- Vordernberg].     I.     2. 

S.  487. 
Vöslau,  Bahnhof.  I.  I.  S.  173. 

W. 

Waagbrücke  bei  Puchö-Koczköcz  [Galantha- 
Zsolna].  III.  S.  444." 

Wagen  auf  Truckgestellen  mit  15  t  Trag- 
fähigkeit. III.  S.  573. 

Wageneinrichtung  für  den  Mannschafts-Trans- 
port nach  der  Eisenbahn-Transport-Vor- 
schrift vom  Jahre  1862.  IL  S.  133. 

Wagenschiebeb'ühne  mit  elektrischem  Antrieb. 

II.  S.  595. 

Wagram,   Bahnhof  der  Nordbahn    [1839].  II. 

Wagram,   Grundriss   der  Station   [Nordbahn 

1839]-  n.  S.  390. 

Waidhofen,  Brücke  [Ybbsthalbahn].  II.  S.  298. 

Waidhofen  a.  d.  Ybbs,  Viaduct  und  Brücke 
[Ybbsthalbahn].  I.  2.  S.  497. 

Waldegg  [k.  k.  niederösterreichische  Staats- 
bahnen]. I.  2.  S.  206. 

Wallachisch-Meseritsch,    Betschbrücke.    I.    2. 

s.  369. 

Wand,  weisse,  Uferbau.  I.  I.  S.  299. 

Watt,  James.  I    1.  S.  17. 

Weber,  M.  M.  von.  III.  S.  41 

Wechsellaterne  der  Budweis-Linzer  Pferde- 
bahn [1861].  III.  S.  89. 

Wehrgrabenbrücke  und  Tunnel  während  der 
Montirung  [Salzkammergutbahn].  I.  2 
S.  221. 


Weichen-  und  Signal-Stellwerk  von  Siemens 
&  Halske.  III.  S.  80. 

Weichen-  und  Signal-Stellwerk  mit  Stations- 
block von  Siemens  &  Halske    III.   S    81. 

Weichsel  -  Eisenbahnbrücke  nach  der  am 
23.  Juni  1866  erfolgten  Sprengung.  II. 
S.  140. 

Weinzettelgraben-Partie  [Eisenerz- Vordern- 
berg]. I.  2.  S.  483. 

Weinzettelwand.  I.  I.  S.  263,  266. 

Weinzettelwand.  Gallerie.  I.  1.  S.  267. 

Weiritz-Viaduct  [Eisenerz-Vordernberg].  I.  2. 
S.  481. 

Weissenbach- Viaduct.  1.  2.  S.  42. 

Weprek.  I.  I.  S.  237. 

Werfen,  Bahnhof  und  Schloss.  I.  2.  S.  165. 

Werth  bei  Ober-Laibach   I.  I.  S.  287. 

Werthheimstein,  Leopold  Edler  von.  I  I.  S.  136. 

Wickenburg,  Graf  Mathias  Constantin.  I.  I. 

S.  449- 

»Wie  Bapst  Johannes  auff  dem  Arienberg 
inn  dem  schnee  lag«.  I.  I    S   78. 

Wieliczka,  Bahnhof.  I.  I    S.  308. 

Wiens  Eisenbahn-Verbindungen  im  Jahre 
1861.  I.  I.  S.  403. 

Wien,  Ansicht  des  Wiener  Aufnahmsgebäu- 
des der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  [1859]. 
II.  S.  391,  392- 

Wien,  Westbahnhof.  II.  S.  368. 

Wien,  Werkstätte,  Westbahnhof  der  k.  k. 
Oesterreichischen  Staatsbahnen  [Locomo- 
tivmontirung].  II.  S.  597. 

Wien,  Hauptstation  [1838].  I.  I.  S.  158 

Wien,  Nordbahnhof,  Ankunft  eines  Per- 
sonenzuges [nach  einer  Skizze  aus  den 
Kinderjahren  der  Nordbahn].  III.  S.  17. 

Wien,  Innere  Ansicht  des  Bahnhofes  der  k. 
k.  ausschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn  [1838].  II.  S.  328. 

Wien,  Grundriss  des  Aufnahmsgebäudes  der 
Nordbahn  [1839].  II.  S.  390. 

Wien,    Nordbahnhof,    Ausfahrtsseite    [1840]. 

I.  1.  S.  161. 

Wien.  Ansicht   des  Nordbahnhofes  [1840].  II. 

S.  384. 
Wien,  Bahnhof  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 

bahn.  I.  I.  S    159. 
Wien,  Innere  Ansicht   des  Bahnhofes   der  k. 

k.  ausschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nord- 

bahn.  I.  I.  S.   160. 
Wien,  Stiegenhaus  des  Nordbahnhofes  [1867]. 

II.  S.  404. 

Wien,  Nordbahnhof  [1838]    II.  S.  328. 

Wien,  Nordbahnhof,  Bestand  im  Jahre  1839 
und  im  Jahre  1896.  III.  S.  5. 

Wien,  Nordbahnhof  in  den  Jahren  1838, 
1852  und  1864.  II.  S.  335. 

Wien,  Nordbahnhof  1898.  II.  S.  347- 

Wien,  provisorischer  Bahnhof  der  Kaiser 
Franz  Josef-Bahn.  I.  2.  S.  15- 

Wien,  Franz  Josef-  Bahn.  Hallenanlagen  und 
Perrons  [Querschnitt].  II.  S.  418. 

Wien,  Heizhausanlage  [rotundenförmige]  aut 
dem  Franz  Josef-Bahnhofe.  II.  S.  631. 

Wien,  Nordwestbahnhof   I.  2.  S.  61. 

Wien,  Nordwestbahn-Hallenanlagen  und  Per- 
rons [Querschnitt].  II.  S.  448. 
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Wien,  Staatseisenbahn-Gesellschaft  Hallenan- 
lagen und  Perrons  [Querschnitt].  IL  S.  418. 

Wien,  Südbahnhof,  Halle  in  Umbau  be- 
griffen [1870]   II.  S.  406. 

Wien,  Bahnhof  der  Südbahn  und  der  Staats- 
eisenbahn-Gesellschaft. IL  S.  346. 

Wien,  Personenbahnhof  der  Südbahn.  II.  S.346. 

Wien,  Südbahnhof,  Vorhalle  des  neuen  [1875]. 
II.  S.  407. 

Wien,  Endbahnhöfe:  Nordwestbahn,  Staats- 
eisenbahn-Gesellschaft, Nordbahn.  Süd- 
bahn, Franz  Josef-Bahn.  II.  S.  402. 

Wien,  Endbahnhöfe,  Grundriss  I.  Nordbahn, 
II.  Südbahn,  III.  Staatseisenbahn-Gesell- 
schaft, IV.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  V. 
Aspangbahn.  II.  S.  405. 

Wien,  Bahnhof  Hauptzollamt.  I.  2.  S.  459. 

Wien,  Eingang  in  den  Prater  mit  der  heu- 
tigen Nordbahnstrasse  im  Jahre  1836.  I 
1.  S.  147. 

Wien,  Einmündung  der  Wiener  Verbindungs- 
bahn in  den  Nordbahnhof.  I    I.  S.  309. 

Wien,  Viaduct  über  die  Prater-Hauptallee. 
I.  1.  S.  311. 

Wien,  Viaduct  der  Staatseisenbahn  über  die 
Prater-Hauptallee.  I.  2.  S.  9. 

Wien,  Ehemaliger  Viaduct  über  die  Land- 
strasser  Hauptstrasse  der  Wiener  Verbin- 
dungsbahn. I.  1.  S.  313. 

Wien,  Landstrasser  Viaduct  der  Wiener  Ver- 
bindungsbahn. I.  1.  S.  313. 

Wien,  Aspangbahn,  Perrons  [Querschnitt].  II. 
S.  418. 

Wien-Bochnia.  »Programm  über  die  Bildung 
einer  Actien-Gesellschaft  zur  Ausführung 
einer  Eisenbahn  von  Wien  nach  Bochnia«. 
I.  1.  S.  139,  140. 

Wien-Bochnia,  Uebersichtskarte  der  Eisen- 
bahn-Route nebst  den  Flügelbahnen.  I. 
1.  S.  143. 

Wien-Brünn,  Denkmünze  [geprägt  anlässlich 
der  Eröffnung  der  Strecke,  1839].  I.  I  S.  158. 

Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn- Actien-Gesell- 
schaft, Concessions  -  Urkunde  für  die.  I. 
I.  S.  211 

Wien,  Ansicht  des  projectirten  Hauptstations- 
platzes der  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn. 
I.  1.  S.  171. 

Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  der  Wiener 
BahnhofT  I.  1.  S    181. 

Wien,  Ansicht  der  Bahnhöfe  der  Wien-Glogg- 
nitzer Bahn.  II    S.  330 

Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  Vestibüle  des 
Aufnahmsgebäudes  in  Wien.   I.  I.  S.  175. 

Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  Personenhalle 
in  Wien   I.  I.  S    176. 

Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  Bahnhof  in  Wien 
mit  der  Maschinenwerkstätte.  I.  I.  S.  174 

Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  die  Bahnhöfe  in 
Wien  in  den  Jahren  1845  bis  1867.  II.  S.  343. 

Wien,  Grundriss  des  Aufnahmsgebäudes  der 
südlichen  Staatsbahnen  [Wien-Gloggnitz 
1842].  II.  S.  390. 

Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  Bahnhöfe  auf 
der.  I.  1.  S.  171,  173. 

Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn,  Fahrordnung 
im  Juli  und  August  1843.  III.  S.  13. 


Wien-Raaber  Eisenbahn,  Uebersichtskarte 
der  projectirten  Tracen  sammt  Neben- 
zweigen. I.  1.  S.  168. 

Wien-Raaber  Eisenbahn,  Trace.  I.  I.  S.  185. 

Wien-Raaber  Eisenbahn,  die  Eröffnungs- An- 
zeige derselben.  III.  S.  11. 

Wien,  Maschinenwerkstätte  der  Wien-Raaber 
Eisenbahn.  II.  S.  572. 

Wien-Raaber  Eisenbahn,  Fahrordnung  im 
Februar  1842.  III.  nach  S.  20. 

Wien-Wagram,  Eröffnung  der  Strecke  am 
6.  Januar  1838.  I.  I.  S.  151. 

Wiener  Stadtbahn,  Feierliche  Eröffnung  durch 
Se.  Majestät   den  Kaiser  am  9.  Mai  1868. 

I.  2.  S.  463. 

Wiener  Stadtbahn, Uebersichtskarte  1.2.  nach 

S.  436. 
Wiener  Stadtbahn.  Haltestelle  Breitensee  und 

Tunnel  gegen  Ottakring.  I.  2.  S.  439. 
Wiener  Stadtbahn,   Brücke  über  die  Döblin- 

ger  Hauptstrasse.  I.  2.  S.  447. 
Wiener  Stadtbahn.  Donaucanalbrücke  [Strecke 

Heiligenstadt-Brigittenaü].  I.  2.  S.  453. 
Wiener  Stadtbahn,  Partie   bei   Gaudenzdorf 

im  Bau  [October  1897].  I.  2.  S.  455. 
Wiener   Stadtbahn,    Gersthof  -  Bahnhof.     II. 

S.  421. 
Wiener  Stadtbahn,   Haltestelle  Gumpendorf 

II.  S.  372- 

Wiener  Stadtbahn,  Gumpendorferstrasse- 
Bahnhof.  II.  S.  421. 

Wiener  Stadtbahn,  Heiligenstadt  Gesammt- 
anlage.  II.  S.  421. 

Wiener    Stadtbahn,    Heiligenstadt-Bahnhof. 
II.  S.  421. 

Wiener  Stadtbahn,  Aufnahmsgebäude  des 
Bahnhofes  Heiligenstadt.  I.  2.  S.  443. 

Wiener  Stadtbahn,  Anschluss  der  Vororte- 
und  Gürtellinie  in  Heiligenstadt.  I.  2.  S.  445. 

Wiener  Stadtbahn,  Stadtbahnstrecke  von 
Heiligenstadt  bis  zur  ehemaligen  Nuss- 
dorfer  Linie,  Ueberbrückungen  der  Heili- 
genstädter und  der  Döbhnger  Haupt- 
strasse. I.  2.  S.  445. 

Wiener  Stadtbahn,  Aufnahmsgebäude  Her- 
nais und  Brücke  über  die  Hernalserstrasse. 
I.  2.  S.  441. 

Wiener     Stadtbahn,     Bahnhof     Hütteldorf- 
Hacking.  II.  S.  377. 

Wiener  Stadtbahn,  Michelbeuern- Bahnhof. 
IL  S.  421. 

Wiener  Stadtbahn,  Nussdorferstrasse- Bahn- 
hof. IL  S.  421. 

Wiener  Stadtbahn,  Ueberbrückung  der  Wäh- 
ringerstrasse  und  Schulgasse.  I.  2.  S.  449. 

Wiener  Stadtbahn,  Wienbrücke  im  Zuge  der 
Gürtellinie  [Gaudenzdorf].  I.  2.  S.  452. 

Wiener  Stadtbahn,  Wienthal-  und  Gürtellinie 
bei  der  Stiegerbrücke  im  Bau  [October 
1897].  I.  2.  S.  457- 

Wiener   Stadtbahn,    überwölbter   Einschnitt. 

I.  2.  S.  451. 

Wiener  Stadtbahn,  Monierbrücke.  I.  2.  S.  435. 
Wiener    Stadtbahn,     Personenwagen    [1897]. 

II.  S.  521. 

Wiener  Stadtbahn,  Querprofil  der  Donau- 
canallinie.  I.  2.  S.  458. 
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Wiener  Stadtbahn,  Querprofil  der  Wienthal- 
linie. I.  2.  S   458. 

Wiener  Stadtbahn,  Schnitt  durch  die  Viaduct- 
strecke.  I.  2    S.  433. 

Wiener  Stadtbahn,  filnfachsige  Tender- 
locomotive.  I.  2.  S.  437. 

Wiener  Stadtbahn,  Tunnelprofil.  I.  2.  S.  442. 

Wiener   Tramway,    Oberbau-Systeme.    I.    2 

S.  531- 
Wiener  Tramway,   Wagen   [Ende   der  Sech- 
zigerjahre]   I.  2.  S.  525. 
Wiener   Tramway,    Wagen    mit    Mittelgang 

[1895].  I.  2.  S.  527- 
Wiener  Tramway,    Neue,   Wagen    aus   den 

Siebziger  Jahren.  I.  2.  S.  535. 
Wiener  Verbindungsbahn,  Tieferlegung  u.  Bau 

des  Tunnels  im  Jahre  1873.  I.  2.  S.  373. 
Wiener  Verbindungsbahn    nächst   dem   Süd- 

und  Staatsbahnhofe  nach  dem  Umbau  im 

Jahre  1873.  I.  2.  S.  383. 
Wiener-Neustadt,  Bahnhof.  I.  I.  S.  179. 
Wiener-Neustadt,  Station,  1864.  II.  S.  338. 
Wildenschwert.  I.  I.  S.  223. 
Wilder  Tobel,  Aquäduct.  1.  2.  S.  310. 
Wildtobelbrücke  [Arlbergbahn].  II.  S.  268,  269. 
Windmotor  in  Kis-Ujszälläs.  III.  S.  475. 
Wischau  [1869].  I.  2.  S.  7. 
Wolfsberg,    Lavantbrücke    bei    [Unter-Drau- 

burg-Wolfsberg].  I.  2.  S.  477. 
Worochta,  Pruthbrücke   mit  anschliessendem 

Viaducte  [Stanislau-  Woronienka].  1. 2.  S.405. 
Wüllerstorf-Urbair,    Bernhard   Freiherr    von 

IV.  S.  223. 
Wurmbrand,  Gundaker  Graf.  IV.  S.  281. 
Wurzener  Eisenbahnbrücke  [1837].  I.  I.  S.  57. 


Zägräb  [Agram]  Aufnahmsgebäude.  III.  S.  473. 

Zahnradgestell   der  Locomotiven   gemischten 

Systems  mit  der  Bandbremse.  111.  S.  575. 


Zahnrad-Locomotive  [System  Abt].  I.  2.  S.  488. 

HL  S.  571- 
Zahnrad-Locomotive,    System    Abt    [Strecke 

Tiszolcz-Erdököz].  III.  S.  480. 

[System     Riggenbach]. 


Zahnrad-Locomotive 

1.  2.  S.  54°- 
Zahnstange,    System 

L  2.  S.  553- 
Zäkäny,  Draubrücke.  III.  S 


Abt     [Einfahrtsstück]. 

453- 
Zaleszczyki,  Dniesterbrücke  bei  [Luzan-Zalesz- 

czykij.  IL  S.  296. 
Zaleszczyki,    Dniester- Viaduct    [Bukowinaer 

Localbahnen].  I.  2.  S.  502. 
Zamostthal,    Viaduct    bei    Stranov    im    Bau. 

1.  1.  S.  371. 
Zauchtl,  II.  S.  370. 

Zauchtl,  Bahnhof  [Nordbahn,  1891].  IL  S.  416. 
Zelenei,  Boros  Beni.  III.  S.  545. 
Zell  am  See.  I.  2.  S.  181. 
Zichowic-Räbi,   Aufnahmsgebäude    der   Böh- 
misch-Mährischen     Transversalbahn.      I. 

2.  S.  S.  349. 

Zichy  Graf  Jözsef,  ungarischer  Minister.  III. 

S.  376- 
Zimony  [Semlin],  Aufnahmsgebäude.  III.  S.  470. 
Zizelau,  Stationsplatz.  I.  I.  S.  113. 
ZIoczöw.  I.  2.  S.  47. 
Znaim.  I.  2.  S.  67. 

Znaim,  Thaya-Viaduct   [im   Bau].   I.  2.  S.  65. 
Zölyombrezö-Tiszolcz,     Freie     Strecke     der 

Localbahn.  III.  S.  553. 
Zölyombrezö-Tiszolcz,    Lehnenbau    auf    der 

Localbahn.  III.  S.  554. 
Zsittnierbrücke.  I.  I.  S.  387. 
Zusammenstellung  der  Güterzüge.  III.  S.  25. 
Zusammensetzung  der  Personenzüge  und  der 

Schnellzüge.  II.  nach  S.  616. 
Zwillings-Locomotive.  111.  S.  566. 
Zwischenstation   II.   Classe   der  Oesterreichi- 

schen  Nordwestbahn.  II.  S.  354. 
Zwittau.  I.  1.  S.  233. 
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Abth.  f.Mat.-Wesen  d.  St.-E  -G.  Wien. 
Achleitner  Dr.  R.  Concip.  Villacb. 
Ackermann  Th.   Buchhdlg.    München. 

[2.  Expl.] 
Acworth  W.  M.  London. 
Adam  L.  Loc.-Fiihr.  Ebensee. 
Adämec  F.  Adj.  Josefstadt. 
Adamek  J.  Revid.  Prag. 
Adametz  J.  Assist.  Nimburg, 
Adamovic  R.  Stadt. -Vorst.  Hliboka. 
Adler  J.  Sect.-Vorst.  Komotau. 
»Adria«  M.  k.Tengerhajözasi  Reszveny- 

tärsasag  Fiume.  [K.-A.] 
Aicber  A.  Werkin.  Graz. 
Aicher  K.  Loc.-Führ.  Weiz. 
Aichholzer  G.  Adj.  Villach. 
Aichholzer  Th.  Assist.  Btschoflak. 
Aigner  A.  Loc.-Führ.  Mürzzuschlag. 
Aigner  Jos.  Stat.-Leit.  Fürstenfeld. 
Alber  Fr.  Revid.  Wien. 
Albert  A.  Insp.  Innsbruck. 
Albisser  V.  Assist.  Görz. 
Albrecht  A.  Verk.-Beamt,  WTien. 
Albrecht  F.  Bahnaufs.  Göding. 
Albrecht  H.  Stat.-Vorst.  Blauda. 
Albrich  E.  Loc.-Führ.  M.-Ostrau. 
Aldrighetti  A.  Assist.  S.  Michele. 
Alexiewicz  A.   Adj.  Jaslo. 
Aljnoviö  Loc.-Führ.  Sebenico. 
Almässy  J.  v.  Beamt.  Wien. 
Alscher  R.  Adj.  Wien. 
Alster  J.  Beamt.  Prag. 
Alt  L.  Assist.  Steyr. 
Altenberg  H.  Buchhdlg.  Lemberg. 
Attenstein  M.  Adj.  Meidling. 
Altmann  F.  Dr.  Ob.-Insp.  Villach. 
Altmann  H.  Assist.  Wien. 
Amberg  H,  v.  Adj.   Sigmundsherberg. 
Amberg  R.  v.  k.  k.  Min.-Vice-Secr. 

Wien.  [K.-A.] 
Ambroziewicz  L.  Ob.-Ing.  Tarnöw. 
Amerling  M.  v.  Wien. 
Amier  J.  Assist.  Atzgersdorf-Mauer. 
Amsüss  L.  Telegraph.  Wien. 
Amtmann  A.  Offic.  Wien. 
Anderla  F.  Insp.  Hennersdorf. 
Anderl  J.  Stat.-Chef.  Radkersburg, 
Anderle  H.  Assist.  Nimburg. 
Anderluch  A.  Loc.-Führ.  Marburg. 
Andersch  R.  Adj.  Prag. 
Andr6  E.  Stat.-Vorst.  Kaaden. 
Angerer  E.  Beamt.  Marchegg. 
Angerer  Fr.  Ing.  Wien. 
Angerer  C.  &  Göschl,    k.  k.  Hof-Pho- 

togr.  Kunst-Anst.  Wien.  [K.-A.] 
Angl  H.  Insp.  Troppau. 
Aninger  N.  Loc.-Führ.  Ebensee. 
Antosch  Ig.  Exped.  Auscha. 
Appel   A.  Ob.-Ing.  Landeck. 
Appel  A.  J.  Loc.-Aufs.  Villach. 
Appelt  E.  Exped.  Reichenberg. 
Appelt  H.  Assist.  Reichenau. 
Arhar  J.  Assist.  Steinbrück. 
Arkosy  L.  Beamt.  Klausenburg. 
Arlet  A.  Insp.  Mödling. 
Armbruster  G.  Ing.  Wien. 
Arndt  J.   Ob.-Ing.  Linz. 
Arnoldo  P.  Beamt.  Pilnikau. 
Artwiriski  K.   R.   v.   Dr.  Min.-Concip. 

Wien. 


Artymiak  A.  Schloss.-Heiz.  Czernowitz. 

Arzensek  J.  Kanzl.  Tarvis. 

Aschauer  F.  Assist.  Lambach. 

Aschauer  J.  Bahnm.  Sierndorf. 

Aschenbrenner  H.  Adj.  Wels. 

Aschenreiter  F.  Bahnricht.Gr.-Raming. 

Asinger  C.  Adj.  Wien. 

Aspöck  A.  Assist.  Gaisbach- Wartberg. 

Assmann  A.  Ing.-Adj.  Teplitz. 

Aster  J.  Offic.  Wien. 

Atlasz  J.  Gontr.  Teschen. 

Attems  Edm.  Graf  Exe,  Graz.   [K.-A.] 

Auberschek  J.  Contr.  Reichenberg. 

Auer  F.  Adj.  Wien. 

Auer  J.  F.  Loc.-Führ.  Bischofshofen. 

Auer  J.  Beamt.  Olmütz. 

Auer  M.  v.  Rodenstein  Assist.  Olmütz 

Auersperg   Carl  Fürst  Durchl.   Wien. 

[K.-A] 
Äugst  Ig.  Assist.  Reichenberg. 
Aürednicek  O.  Dr.  Concip.  Prag. 
Auschmann  E.  Adj.  Olmütz. 
Auspitz  M.  Ing.  Nikolsburg. 
Austerlitz  O.  Assist.  Roveredo. 
Austin  E.  Ing.  Wien. 
Axt  Ad.  Insp.  Reichenberg. 
Aynedter  A,  J.  Werkm.  Wien 

Baatz  M.  F.  Ing.-Adj.   Pilsen. 

Babiarz  M.  Revid.  Krakau. 

Bachmann  K.  Werkm.  Wien. 

Bachner  J.  Loc.-Führ.    Mürzzuschlag. 

Bachowski  V.  Bahnm.  Rawa-ruska. 

Bacquehem  Olivier  Marquis  Exe.  Statth. 
a.  D.  Graz.  [K.-A.] 

Bacsinsky  Dr.  Wladimir  v.  Sekr.  Buda- 
pest. 

Badhauser  L.  Ob.-Ing.  Arastetten. 

Bahner  E.  Offic.  Prerau. 

Bahr  H.  Buchhdlg.  Berlin. 

Bahr  W.  Werkm.  Tarvis. 

Baiersdorf  &  Biach  Wien.  [K.-A.] 

Balassa  E.  v.  Ob.-Ing,  Budapest. 

BaläzsovichD.Dr.Hilfs-Secret.Waitzen, 

Ballak  C.  Assist.  Landeck. 

Ballak  C.  Insp.  Wien. 

Ballif  M.  Ing.   Werschetz. 

Bälinth  Edl.  v.  Lemhery,  Secret.  Wien. 

Baltazzi  Arist.  Graf  Wien.  [K.-A.] 

Balthasar  L.  Adj.  Prag. 

Balvin  V.  Schreib.  Bielitz. 

Baltz  v.  Balzberg.  G.  Assist.  Wien. 

Balzer  E.  Stat.-Vorst.  Kojetitz. 

Bank  Oesterr.  Ungar,  Wien.  [K.-A.] 

Bank-Verein  Wiener  Wien.  [K.-A.] 

Bann  J.  Bahnm.  Assling. 

Bandrowski  F.  Ob.-Rev.  Krakau. 

Bankhofer  R.  Assist.   Wolfsberg. 

Bäno  J.  Ob.-Ing,  Budapest. 

Banset  J.  Stat,-Leit.  Gr.-Becvar. 

Barahski  E.  Ob.-Ing.  Przemysl. 

Bardas  A.  kais.  Rath,  Wien. 

Baernreither  Dr.  Jos.  M.  Exe.  Wien. 
[K.-A.] 

Baron  R,  kais.  Rath,  Wien. 

Barta  J.  Bahnm.  Falgendorf. 

Bartelmus  L.  Insp.  Przemysl. 

Bartl  A.  Beamt.  Jedlesee. 

Bartl  G.  Asp.  Schärding. 

Bartl  M.  Revid.  Mödling. 


Bartl  R.  Asp.  Pontafel. 

Bartl  R.  k.  k.  Baurath,  Wien. 

Bartmanski  E.  Ob.-Insp.  Lemberg. 

Bartmanski  K.  v.  Ing.  Spas. 

Bartos  W.  Ob.-Ing.  Tabor. 

Bartosch  J.  Ing.  Banjaluka. 

Bartovsky  M.  Assist.  Pilsen. 

Bartuschofsky  L.  Stat.-Sous-Chef, Wien. 

Bartuska  v.  Bartavär.  k.  k.  Commis. 
Wien. 

Barwinski  S.  Ing.   Stanislau. 

Basa  A.  Assist.  Pöltschach. 

Baseggio  B.  de.  Stat.-Exp.  Sagrado. 

Basler  A.  Adj.  Wien. 

Basler  J.  Rechn.-Adj.  Banjaluka. 

Batagel j  J.  Stat.-Vorst.  Lees  -Veldes. 

Batta  Porto.  Giö.  Vicenza. 

Bauer  A.  Assist.  St.  Andrä-WÖrdern. 

Bauer  A.  Buchhdlg.  Wien. 

Bauer  F.  Beamt.  Wien. 

Bauer  G.  Stat.-Vorst.  Ob.-Graslitz. 

Bauer  Ig.  Revid.  Beraun. 

Bauer  J.  Revid.  Prag. 

Bauer  J.  Ing.-Adj.  Wien. 

Bauer  J.  Loc.-Führ.  Marchegg. 

Bauer  K.  Adj.  Kufstein. 

Bauer  M.  Ob.-Ing.  Jaslo. 

Bauer  W.  Ob.-Ing.  Weinberge. 

Bauer  &  Cie.  Schriftgiesserei  Stuttgart. 
[K.-A.] 

Baum  J.  Assist.  Wien. 

Baumann  A.  Exped.  Mähr.-Ostrau. 

Bauingarth  W.  Revid.  Wien. 

Baumgartner  F.  Insp.  Linz. 

Baumgartner  K.   Loc.-Führ.    Ebensee. 

Bayan  S.  Loc.-Führ.  Eger. 

Bayer  F.  Gutsbesitzer,  Kojetitz. 

BazantJ.  Bahnm.  Beraun. 

Bazika  A.  Adj.  Budweis. 

Becher  L.  Secret.  Wien. 

Becher  M,  Offic.  Krzeszowice. 

Becher  O.  Beamt.  Wien. 

Bechinie  F.  Kanzl.  Nimburg. 

Bechmannn  E.  Dr.  Concip.  Wien. 

Bechtold  F.  Ob.-Insp.  Wien. 

BeCiöka  J.  Assist.  Würbenthai. 

Beck  F.  Adj.  Dembica. 

Beck  F.  Frh.   v.,  k.  u.  k.  FZM.  Wien. 

Beck  J.   Loc.-Führ.   St.  Veit  a.  d.  Gl. 

Beck'sche  k.  u.  k.  Hof-  u.  Univ. -Buch- 
hdlg. Wien.  [5  Expl.] 

Becker  Ad.  Buchhdlg.  Aussig. 

Becker  E.  Ing.  Wien. 

Becker  O.  Strck.-Chef-Stellv.  Lobositz. 

Becker  Th.  Offic.  Wien. 

Beer  H.  Beamt.  Czernowitz. 

Beer  J.  Ing.-Adj.  Innsbruck. 

Beh  A.  Assist.  Hohenelbe. 

BShounek  J.  Insp.  Olmütz. 

B5hounek  J.  Assist.  Ossegg. 

Beidl  O.  Stat.-Chef.  Welsberg. 

Beilner  J.  Adj.  Budweis. 

Beitel  C.  Buchbinder,  Wien. 

Belcsak  K.  Dir.-Stellv.  Wien. 

Belhäzy  A.  v.  Ob.-Insp.  Budapest. 

Bell  K.  Insp.  Wien. 

Bellegarde  Fr.  Graf  v.  Exe.  Obersthof- 
meister Wien.  [K.-A.] 

Bellossevic  G.  v.  Assist.  Ternitz. 

Bälohlavek  A.  Beamt.  Kralup  a./M. 
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Benauer  J.  Loc.-Führ.  Hainfeld. 
Benda  f.  Loc.-FÜhr.  Aussig  a  /E. 
Benda  W,  Assist.  PredmeHtz. 
Bendel  Dr.  med.  Zahuarzt,Wien.  [K.-A.] 
Benedek  F.  Assist.  St.  Michael. 
Benedikt  F.  Ob.-Insp.  Wien. 
Heues  E.  Stat.-Aufs.  Kardaf5-Be£ic\ 
BeneS  F.  Streck.-Vorst.  Michelob. 
BeneS  K.  Ladeaufs.  Chotesov. 
Hencs  L.  Assist.  Melnik. 
Benesovsky  J.  Beamt.  Schwarzbach. 
Benger  J.  Beamt.  Wien. 
Benisch    J.      Aush. -Stat.-Aufs.     Sudo- 

mefitz. 
Benisch  O.  Adj.  Prag. 
Benker  G.  Loc.-Führ.  Komotau. 
Benkiser  F.    Ritt.  v.  Porta  Coinasina, 

Revid.  Linz. 
Benold  C.  Verk. -Assist.  Mostar. 
Benyovszky  N.  v.  Ing.  Prachatitz. 
Beran  A.  Werkm.  Wien. 
Beran  J.  Magazin.  Josefstadt, 
Beranek  C.  Revid.  Wien. 
Beranek  J.  Stat.-Vorst.  Hannsdorf. 
Berchtold    Sigism.    Graf    Exe.    Wien 

JK.-A.] 
Bercik  L.  Beamt.  Hohenstadt. 
Berezowski  X.  Insp.  Krakau. 
Berg  R.  Ing.-Adj.  Wien. 
Bergel  L.  Contr.  Budapest. 
Berger  A.  Werkm.  Jägerndorf. 
Berger  A.  Adj.  Vöslau. 
Berger  F.  A.  Ing.  Graz. 
Berger  F.  Stat.-Vorst.  Lauterach. 
Berger  J.  Revid.  Olmütz. 
Berger  J.  Beamt.  Kralup  a.'.M. 
Berger  M.  Exped.  Leitmeritz. 
Berger  R.  Beamt.  Warnsdorf. 
Berghoff  P.  Beamt.  Vöslau. 
Bergmann  J.    Heizh.-Chef.  Gloggnitz. 
Bergmann  R.  Stat  -Vorst.  Solnitz. 
Bergmüller  J.  Assist.  Olmütz. 
Bergold  F.  Bahnaufs.  Schünbrunn. 
Bergstraesser  A.  Hofbchh.  Darmstadt. 
Berheimer  M.  Offic.  Wien. 
Bernardi  A.  Kanzleid.  Laibach. 
Bernardt  M.  Offic.  Wien. 

Bernaschek  H.  Commerc.-Ref.  Wien. 

Bernatzik  J.  Stat.-Chef.  Pfaffstetten. 

Berner  H.  Stat.-Vorst.  Olmütz-Hodolein. 

Bernhard    R.  Insp.  Klausenburg. 

Bernhardt  R.  Tarifbeamt.  St.  Gallen. 

Bernheim  L.  Ob.-Insp.  Wien. 

Bernhofer  A.  Stat.-Leit.  Glanegg. 

Berr  K,  Insp.  Purkersdorf. 

Bertalanffy  G.  v.  Stat.-Chef,  Mühlbach. 

Bertalanffy  L.  v.  Beamt.  Wien. 

Bertele    R.    v.    Grenadenberg    Beamt. 
Szegedin. 

Berticenich  A.  Zugsführ.  Sebenico. 

Bertig  G.  Ing.-Adj.  Sucha. 

Berviö  A.  Beamt.  Prag. 

Berze  L.  Assist.  Triest. 

Betriebsgesellsch.    d.    Orient.    Eisenb. 
Wien.  [K.-A.] 

Betriebsleitung     der     Raab  -  Oedenb.- 
Ebenf.-Eisenb. 

Bettelheim.  A.  Adj.  Wien. 

Bettelheim  Tb.  Ob.-Offic.  Wien. 

Bettini  A.  Ob.-Offic.  Ala. 

Beutl  F.  Insp.  Pilsen. 

Beyde  A.  Ob.-Offic.  Wien. 

Beyer  J.  Beamt.  Wien. 

Bezdek  J.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 

Bezdicek  J.  Loc.-Führ.  Geiersberg. 

Bezpalec  0.  Verk.-Contr.  Wien. 

Biberstein-Blonski  E.  R.  v.  Stat.-Vorst. 
Bursztyn. 

Bibliothek    d.     Kgl.     Eisenb.  -Direct. 
Altona. 

Bibliothek  d.  k.  k.  Eisb.-Minist.  Wien. 

Bibliothek    d.  k.  k.   Eisenb. -Minist. 
Wien.  [K.-A.] 

Bibliothek     d.     Kgl.    Eisenb.  -  Direct. 
Hannover. 

Bibliothek   d.   Oberbauamtes   d.   Stadt 

Wien.  [K.-A.l 
Bibliothek  d.Reichsrathes.Wien.  [K.-A.] 

Bibliothek     d.     Reichshauptst.     Wien. 

(K.-A.j 
Bibliothek    d.    Land.-Aussch.    d.   Kgr. 

Böhm.  Prag.  [K.-A.] 
Bibliothek  d.  Südb.-Werkst.  Marburg. 
Bibliothek  d.  Kriegsarchives  d.  Gene- 
ralstabes, Wien. 


Bibliothek  d.  Kgl.  Württemberg'schen 

Verkehrsanst. 
Bibliothek     d.    Volks-    u.     Bürgersch. 

Zwettl. 
Bibus  E.  Loc.-Führ.  Olmütz. 
Biedermann  v.  Turony  Rob.  Ritter  v. 

Wien.  [K.-A.] 
Bielecki  St.  R.  v.  Stat.-Vorst.  Sucha. 
Biener  F.  Adj.  Königinhof. 
Bienert  E,  Assist.  Jägerndorf. 
Bieniek  V.  Assist.  Krakau. 
Bierdümpfl  A.  Bahnm.  Gmünd. 
Bierhandl  R.  Adj.  Püchlarn. 
Biesiadzki  B.  Ing.-Adj.  Lemberg. 
Biesik  Fl.  Offic.  Triest. 
Bilbes  A.  Betr.-Eleve,  Sokolnitz. 
Billeg  M.  Stat.Leit.  Ob.-Döbling. 
Billy  K.  Loc.-Führ.  Ebensee. 
Bincer  H.  Ing.  Gravosa. 
Binder  J.  Insp.  Wien. 
Binovec  B.  Hilfsbeamt.  Sarajevo. 
Binowetz  J.  Kanzl.  -Olmütz. 
Birk  A.  Ing.  Wien. 
Birk  A.  Beamt.  Wien. 
Birk  A.  Dipl.  Ing.  u.  a.  o.  Prof.  Prag. 
Birkenfeld  I.  Assist.  Wien. 
Birnbaum  F.  Werkm.  Knittelfeld. 
Birtic"  J.  Aush. -Bahnm.  Pola. 
Bisanz  J.  Loc.-Führ.  Lemberg. 
Bischoff  F.  Edl.  v.  Klammstein,  Sect.- 

Chef,  Wien. 
Bistficky  J.  Revid.  Krakau. 
Biswanger  V.  Ob.-Offic.  Prerau. 
Bitschan  F.    Streck.-Chef,    B.-Trübau. 
Bitter  H.  Assist.  Mürzzuschlag. 
Bittner  A.  Offic.  Triest. 
Bittner  F.  Insp.  Wien. 
Bittner  O.  Assist.  Znaim. 
Bittner  V.  Stat.-Exped.  Brüsau. 
Blabob  J.  Ob.-Ing.  Weinberge. 
Blaha  A.  Buchhandlg.  Budweis. 
Blaha  W.  Adj.  Bilin. 
Blaschka  C.  Stat.-Vorst.  Trnowan. 
Blau  M.  Kanzl.  Wien. 
Blauth  F.  Ob.-Ing.  Stanislau. 
Blazek  A.  Ing.-Adj.  Neuhaus. 
Blazon  F.  Offic.  Görz. 
Blecha  C.  Stat.-Vorst.  Erbersdorf. 
Bloch  A.  Handels-Akad.  Hamburg. 
Blumrich  J.  Sect.-Vorst.    Gurahumora. 
Bobek  K.  Adj.  Marburg. 
Bobilewicz  J.  Stat.-Vorst.  Chelinek. 
Bobisuth  E.  Stat.-Leit.  Usora. 
Bochenek  F.  Adj.  Wien. 
Bocheriski  E.  Adin.  Aushilfsf.  Lemberg 
Bock  W.  Secret.-Beamt.  Prag. 
Böcke  A.  Loc.-Führ.  Divaca. 
Böcker  A.  Adj.  Kapfenberg. 

Böcker  J.  Adj.  Sarajevo. 

Bocklet  J.  Ob.-Offic.  Wien. 

Bocksch  F.  Buchhdtg.  Braunau. 

Bodansky  M.  Revis.  Wien. 
Boden-Credit-Anstalt  k.  k.  priv.  Allg. 
Oest.  Wien.  [K.-A.J 

Bodner  A.  Loc.-Führ.  Laibach. 

Boehm  L.  R.  v.  Offic.  MÖdling. 

Boelke  E.  Assist.  Stryj. 

Bogner  J.  gepr.  Heiz.  Iglau. 

Boha£  F.  Revid.  Wien. 

Bohäc"  V.  Assist.  Nimburg. 

Bohaty  A.  Ob.-Ing.  Prag. 

Böhler  Gebrüder  Wien.  [K.-A.] 

Böhm  A.  Adj.  Komotau. 

Böhm  F.  Beamt,  Prag. 

Böhm  F.  Insp.  i.  P.  Wien. 

Böhm  H.  Dr.  Director,  Prag. 

Böhm  K.  Loc.-FÜhr.  Brunn. 

Böhm  O.  Beamt.  Böhm.-Trübau. 

Böhm  V.  Assist.  Mähr.-Budwitz. 

Bohmar.n  E.  Adj.  Prag. 

Bohne  J.  Buchhdlg.  Berlin. 

Bohr  J.  Assist.  Linz. 

Böllmann  G.  Stat.-Vorst.  Neudeck. 

Bondy  A.  Ing.-Adj.  M. -Schönberg. 

Bondy  Fr.  Buchhdlg.  Wien. 

Bondy  G.  Handelsk.-Rath,  Prag.  [K.-A.] 

BÖnisch  A.  Expedit.  Oderberg. 

BÖnisch  E.  Loc.-Führ.  Trautenau. 

Boos- Waldeck  Phil.  Graf  v.  Exe.  Wien. 
[K.-A.] 

Bor  K.  Telegraph.  Prag. 

Borghetti  D.  Ing.  Roveredo. 

Borickv  F.  Insp.  Wien. 

Boficky  J.  Beamt.  Chotzen. 

Born  J.  Adj.  Wien. 


Borowiczka  Arth.  Freih.  v.  k.  k.  Reg.- 

Rath  Triest.  [K.-A.J 
Borowski  K.  Telegr.  Bielitz. 
Borucki  A.  Loc.-Führ.  Oswi^cim. 
Boschetti    A.    Offic.    Kwassitz-Tlumat- 

schau. 
Boskovic  B.  Assist.  Spalato. 
Bosshardt  V.  Adj.  Wien. 
Bothe  E.  Loc.-Führ.   Prag. 
Bottek  L.  Beamt. -Asp.  Petersdorf. 
Boucard  H.  Stat.-Chef,  Nabresina. 
Bouche  G.  Ob.-Offic.  Wien. 
Bouska  J.  Ing.  Pilsen. 
Boysen  u.  Maasch,  Buchhdlg.  Hamburg. 
Brabek  F.  Assist.  Kolin. 
Brandeis  A.  Caplan,  Steinkirchen. 
Brandeis  L.  Beamt.  Eulau. 
Brandes  C.  Buchhdlg    Hannover. 
Brandes  G.  Loc.-Führ.  Bielitz. 
Brandl  C.  Stat.-Arb.  Gstatterboden. 
Brandl  M.  Zugsf.  Vordernberg. 
Brandner  A.  Stat.-Vorst.  Kulm. 
Bratkowsky  M.  Schlosser,  Kolomea. 
Braumüller   u.    Sohn    k.  u.  k.    Hof-  u. 

Univ. -Buchhdlg.  Wien  [5  Expl.] 
Braun  A.  Insp.  Wien. 
Braun  B.  Ing    Wien. 
Braun  F.  Geschäftsleit.  Wien. 
Braun  M.  Stat.-Chef,  Podolin. 
Braunbock  F.  Assist.  St    Valentin. 
Braunendal  A.  E.  v.  Adj.  Wien. 
Bräzda  Th    Ob.-Ing.  Jägerndorf. 
Brdi£ka  G.  Ing.  Kolin. 
Brdicka  W.  Kürschner  Prag. 
Bredl  E.  Ob.-Offic.  Lundenburg. 
Bredl  F.  kais.  Rath,  Wien. 
Bregenzer  A.  Assist.   Ebensee. 
Breindl  F.  Ob.-Ing.  Bozen. 
Breisach  E.  R.  v.  Sect  -Ing.  Littal. 
Brenner  F.  Offic.  Znaim. 
Brenner  M.  Weichenw.  KI.-Neusiedl. 
Brettauer  J.  Exped.  Schwatz. 
Brettschneider  F.  Insp.  Wien. 
Breyer  C.  Assist.  Wien. 
Breyer  G.  Stat.-Vorst.  Feldbach. 
|    Breymann  J.  Insp.  Bludenz. 
]    Breymann  L.  Adj.  Wien. 
Breymann  L.  Revid.  Wien. 
Bfezina  W.  Stat.-Vorst.  Patzau.  [K.-A.] 
Brhlik  J.  Stat.-Vorst.  WaH.-Meseritsch. 
Brichta  L.  Loc.-Führ.  Marburg. 
Brischar  J.  Insp.  Salzburg. 
Brix  H.  Offic.  Eisenbrod. 
Brix  S.  Stat.-Vorst.  Gottschee. 
Brock  O.  Beamt.  Sztanisics. 
Brodl  J.  Ing.  Königsaal. 
Brodträger  J.  Offic.  Wien. 
Brodzik  F.  Conduct.  Warna. 
Brodzki    Lodzia    C.   R.    v.    Ob.-Rev. 
Triest.  [K.-A.l 
|    Brokesch  F.  Werkm.  M.-Schünberg. 
,    Brosch  Ed.  Loc.-Führ.  Lemberg. 
I    Brosch  E.  Ob.-Ing.  Wien. 
Brosch  H.  Assist.  Pragerhof. 

Brotan  J.  Ob.-Ing.  Linz. 

Broz  F.  Offic.  Zditz. 

Brozowsky   v.    Prawoslaw    K.  Beamt. 
Halbstadt. 

Brückner  F.  Stat.-Vorst.  Smidar. 

Brückner  G.  Kanzl.  Bielitz. 

Brückner  J.  Revid.  Olmütz. 

Bruder  R.  JUDr.  Concip.  Wien. 

Brugger  Ig.  Beamt.  Wien. 

Brukatsch  G.  Ing.  Turnau. 

Brüll  J.  Ob.-Offic.  Czernowitz.  [K.-A.J 

Brüll  M.  Ob.-Insp.  Wien. 

Brundula  J.  Secret.  Wien. 

Brunn  F.  v.  Exped.  Wien. 

Brunnberg  M.  v.  Techn.  Rapitz. 

Brunner  J.  Secret.  Wien. 

Brunner  Ig.  Adj.  Stanislau. 

Brunswick  J,  Revid.  Wien. 

Bruscha  F.  Ob.-Offic.  Schreckenstein. 

Bryk  M.  Bahnm.  Mikuliczyn. 

Brzechowski  F.  Ing.    Podwotoczyska. 

Bub  F.  Ing.  Znaim. 

Buchacher  G.  Beamt.  Czernowitz. 

Bucher  J.  Assist.  Frankenmarkt. 

Bücherei    d.  k.  Eisenb.-Direet.  Berlin. 

Buchhdlg.  d.  Actienbuchdr.  Agram. 

Buchhdlg.  Polytechn.  Berlin.  [3  Expl.] 

Buchh.  d.  poln.  Verlagsgssch.  Krakau. 

Buchholz  &  Diebel.  Buchhdlg.  Troppau. 

Buchowiecki  J.  Sect.-Vorst.  Jaslo. 

Buckeisen  S.  Assist.  Graz. 
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Buda  L.  Conlr.  Prag. 

Budsky  F.  Adj.  Prag. 

Bühn  L.  Assist.  Sniichow. 

Bukowski  S.  Ob.-Ing.  Iglau. 

Bukwich  J.  Ob.-Insp.  Wien. 

Büngener  Ig.  Ob.-Ing.  Brunn. 

Bura  C.  Loc.-Führ.  Dzieditz. 

Burdach  H.  Hofbuchhdlg.  Dresden. 

Bureau  d.  Abgeordn.- Hauses  Wien. 
[K.-A.] 

Burger  J.  Assist.  Pörtschach  a.  S. 

Bürger  J.  Revid.  Wien. 

Burger  R.  Assist.  Wien. 

Burian  B.  Ing.-Adj.  Wien. 

Burian  F.  Beamt.  Wien. 

Burian  F.  Eleve,  Wien. 

Büringer  F.  Bautechn.  Winterberg. 

Burka  V.  Beamt.  Wien. 

Burga  J.  Mag. -Aufs.  Wien. 

Kursztvn  G.  k.  k.  Reg.-Bauadj.  Czerno- 
witz. 

Burzer  H.  Buchhdlg.  Wien. 

Buschman  H.  Baron,  Sect.-Rath,  Wien. 

Huttinger  G.  Loc.-Führ.  Wörgl. 

Butschek  A.  Beamt.  Fiume. 

Butschek  C.  Offic.  Wels. 

Butschek  J.  Contr.  Szegedin. 

Byk  S.  Dr.  Concip.  Wien. 

Byrski  V.  Assist.  Slotwina. 

Cäba  W.  Assist.  Dux-Liplitz. 
Calve'sche  S.  G„  Hofbuchhdlg.   Prag, 

[9  Expl.] 
Camondo   E.   Stat.-Vorst.  Freiwaldau- 

Gräfenberg. 
Capalini  J.  Ing.  Assist.  Komotau. 
Carlberger  L.  Ob.-Insp.  Wien. 
Carminatti  J.  Stat.-Vorst.  Sebenico. 
Carmine  Hugo  Fabr.  Wien.  [K.-A.] 
Carmine  J.  Ob -Insp.  Linz. 
Cartellieri  M    Ing.  Wörgl. 
Casagrande  V.  Assist.  Kindberg. 
Casper  P.  Contr.  Triest. 
(''astek  H.  Verk  -Beamt.  Studenetz. 
Oastek  J.  Ob.-Ing.  Wien. 
Castel  J.  van  de,  Revid.  Villach. 
Cavallar  E.  Ob.-Ing.  i.  P.  Wien. 
Oech  C.  Beamt.  Wien. 
Censky  O.  Ing. -Assist.  Prag. 
Gentralbuchhdlg.    [M.  Herzig]  Wien. 
Gentral-Bureau,  Comm.-  d.    Witkow. 

Bergb.-    u.     Eisenh.  -  Gewerksch. 

Wien.  [K.-A.] 
Öermak  A.  Werkm.  Neu-Sandec. 
Oermak  C.  Insp.  Pilsen. 
Oermak  J.  Streck. -Vorst.  Jicin. 
Cermak  J.  Loc.-Führ.  Pardubitz. 
Cermak  L.  Beamt.  Aussig. 
Oernobrat  G.  Contr.  Sarajevo. 
(''erny  F.  Stat.-Chef,  Kralup. 
Cerny  H.  Hilfsbeamt.  Prag. 
Öerny  J.  Loc.-Führ.  Komotau, 
Öerny  J.  Loc.-Führ.  Olmütz. 
('erny  J.  MUDr.  Bahnarzt,  Rakonitz. 
("erny  T.  Stat.-Aufs.  Lomnitz. 
Cesarczyk  L.  Kanzl.  Krakau. 
Cerva  H.  v.  Assist.  Judendorf. 
("'ervinka  C.  Magaz.  Hlinsko. 
Cervinka  G.  Ing.  M.-Schönberg. 
i\rwenka  F.  Beamt.  Prag, 
t'erwenka  R.  Beamt.  Altbunzlau. 
Cbalaupka  W.  Beamt.  Prag. 
Chalupa  J.  Adj.  Czernowitz. 
Chalupa  W.  Beamt.  Wien. 
Chamas  J.  Kanzl.  Banjaluka. 
Charvat  F.  Assist.  Wien. 
Charwat  J.  Adj.  Czernowitz. 
Charwath  H.  Assist.  Bludenz. 
Chaudoir  Gust.  &  Comp.  Wien.  [K.-A.] 
Chertek   E.  Freih.  v.   Exe.   Sect.-Chet 

Wien.  [K.-A.] 
Chiari  A.  Sect.-Ing.  Trautenau. 
Chiopris  G.  Buchhdlg.  Triest. 
Chlan  T.  Ob.-Ing.  Karlsbad. 
Cblapik  A.  Beamt.  B.  Trübau. 
Chlistovsky  W.  Adj.  Smichow. 
Chlumecky  F.  Beamt.  Komotau. 
Chlumecky  Job.  Freih.  v.  Exe.  Wien. 

[K.-A.] 
Cholewkiewicz  L.  Ob.-Ing.  Krakau. 
Chramosta  A.  Unt.-Beamt.  Raitz. 
Christ  J.  Ob.-Insp.  Nimburg. 
Christ  L.  Handelsk.-Rath,  Linz.  [K.-A.J 
Christen  J.  Bahnm.  Dolnji-Vakuf. 
Chroust  F.  Ing.  Liebeschitz. 


Chrzan  J.  Ing.  Krakau. 

Chväla  G.  Beamt.  Prag. 

Chvojka  J.  Stat.-Chef,  Tischnowitz. 

Chyla  F.  Bahnm.  Rakonitz. 

Chytil  F.  Ob.-Offic.  Prerau. 

Chytil  J.  Offic.  Jawiszowice. 

Cibulka  J.  Beamt.  Weltrus. 

Cichini  C.  E.  v.  Stat.-Vorst.  Gstatter- 
boden. 

Ciechanowsky  K.  Ing.Adj.  Krakau. 

Cieplinski  J.  Stat.-Exped.  Skawce. 

Cierpial  J,  K.  Kanzl.   Berhometh  a.  S. 

Ciesluk  J.  Loc.-Führ.  Stanislau. 

Cimrhakl  St.  Assist.  Turnau. 

Cisarowsky  R.  Loc.-Führ.  Komotau. 

(*'i/,ck  C.  Adj.  Gmünd. 

<)izek  J.  Stat.-Aufs.  Fussdorf. 

Cizek  J.  Stat.-Vorst.  Vsestar. 

Cizek  L.  Bauf.  Radautz. 

Clodi  E.  Assist.  Doboj. 

Club  d.  Zellernd.  Eisenb. -Beamt. 

Clary  u.  Aldringen  Carlos  Fürst  Durchl . 
Wien.  [K.-A.] 

Coassini  F.  Stat.-Vorst.  Knin. 

Colombo  K.  Stat.-Chef,  Austerlitz. 

Comploier  A.  Hilfsb.  Glandorf. 

Crasbeck  A.  v.  Ob.-Geom.  Wien. 

Csäthy  F.  v.  Buchh.  Debreczin.  [3  Expl.] 

Cserebo  L.  Beamt.  Teschen. 

Cura  F.  Stat.-Aufs.  Eisenberg. 

Curant  J.  Heizhausl.  Wien. 

Cvejn  F.  Stat.-Vorst.  Gr.-Opatowitz. 

Cvrcek  C.  Loc.-Führ.  Böhm.-Brod. 

Czak  A.  Secret.  Wien. 

Czanerle  A.  Loc.-Führ.  Czernowitz. 

Czapek  A.  Stat.-Aufs.  S itzenberg-Re i ti- 
li ng. 

Czarnomski  S.  Ing.  Jaroslau. 

Czechan  E.  Stat.-Chef,  KHnetz. 

Czedik  v.  Bründlsberg  Baron  H.  k.  u. 
k.  Contre-Adm.  a.  D.  Wien.  [K.-A.] 

Czekariski  J.  Adj.    Podgörze-Ptaszöw. 

Czermak  G.  Stat.-Chef.Ladendorf, 

Czermak  J.  Insp.  Wien 

Czermak  J.  Assist.  Forbes. 

Czermak  J.    Stat.-Vorst.  Feldkirch. 

Czernecki  F.  Offic.  Podwoloczyska. 

Czernicki  A.  Volont,  Widynöw. 

Czerny  E.  lag.  Krakau 

Czerny  E.  Loc.-Führ.  Stanislau. 

Czerny  F.  B.-A.-Vorst.  Simbach. 

Czerny  F.  Ob.-Ing.  Wien 

Czerny  H.  Loc.-Führ.  Brunn. 

Czerny  J.  Assist.  Wien. 

Czerwiriski  J.  W.  Hochsch.  Wien. 

Czeypek  C.  Adj.  Wien. 

Czichowsky  E.  Adj.    Waidhofen  a.  Y, 

Cziesch  F.  Mag. -Aufs.  Wien. 

Czulik  K.  Ing.  Prag. 

Czwetler  F.  Stat.-Vorst.  Neuhaus. 

Czyrniaiisky  J.  Loc.-Führ.  Zagörz. 

Czyzewsky  J.  Ob.  Ing.  Stanislau. 

Daberkow  C.  Buchhdlg.  Wien. 

Dabrowski  M.  Assist. Bochnia. 

Dijbrowski  T.  Bhnst.-Vorst.  Alt-Sandec. 

Dabsch  W.  Adj.  Reichenberg. 

Dachovsky  J.  Ob.-Offic.  Nimburg. 

Dadieu  C.  Adj.  Marburg. 

Dalberg  F.  Frhr.  v.  Datschitz.   [K.-A.] 

Dalihod  W.  JUDr.  Concip.  Prag. 

Dalsass  S.  Assist.  Leibnitz. 

Danek  T.  Assist.  Redl-Zipf. 

Danek  J.  Stat.-Vorst.  Würbenthai. 

Dangl  F.  Assist.  Wien. 

Daniel  M.  Beamter  Prag.  [K.-A.] 

Danko  F.  Ing.  Freistadt. 

Danzer  E.  Offic.  Prerau. 

Darm  I.  Ing.  Stanislau. 

Daser  P.  Ob.-Offic.  Innsbruck. 

Dassler  A.  Stat.-Vorst.  Stauding. 

Dattel  J.  Revis.   Prag. 

Dattner  M.  Ing.  Stadlau. 

Dauschek  J.  Revid.  Innsbruck. 

Dauscher  A.  Ob.-Offic.  Wien. 

Daut  G.  Ob.-Ing.  Wr.-Neustadt. 

Dawid  L.  Stat.-Vorst.  Zuckmantel. 

D^bicki  C.  Ob.-Revid.  Stanislau. 

Dechant  C.  Loc.-Führ.  Wien. 

DSdek  J.  Stat.-Exped.  Donawitz. 

Dedourek  J.  Stat.-Leit.  Jetetitz. 

Dedy  H.  Ob.-Ing.  Visoko. 

Degasperi    C,     Bauuntern.     M.-Weiss- 

kirchen. 
Deinlein  J.  Heizhausl. -Stellv.  Wien. 


Deisenberg  M.  Revid.  Krakau. 
Dökanovsky  V.  Diurn.  Königinhof. 
Dekanovsky   V.     Stat.-Vorst.    Sedletz- 

Kuttenberg. 
Demant  J.  Assist.  Lemberg. 
Dembicki  G.  Assist.  Knittelfeld. 
Derabsher  E.  techn.  Assist.  Trautenau. 
Demel  L.  R.  v.  Eiswehr  Dr.  Advocat, 

Teschen. 
Demelmayer  E.  Revid.  Wien 
Demuth  C.  Ing.  Prag. 
Depetris  N.  Zugsf.  Strakonitz 
Dereani  A,  Werkm.  Laibach. 
Desbalmes  W.  Offic.  Mödling. 
Desoye  A.  Beamt.  Wien. 
Desoye  J.  Ob.-Insp.  Wien. 
Desoye  J.  H.  Beamt.  Wien. 
Deu  R.  Offic.  Matzleinsdorf. 
Deubner  J.  Buchhdlg.  Moskau. 
Deuticke  F.  Buchhdlg.  Wien. 
Deutsch  G.  Stat.-Vorst.  Lomnitz. 
Deutsch  G.  Stat.-Vorst.  Mszana. 
Deutsch  H.  Hilfsbeamt.  Zauchtl. 
Deutsch  L.  Ing.  Wien. 
Deutsch  M.  Insp.  Linz. 
Deutsch  S.  Ing.-Adj.  Villach. 
Deutschel  F.  Ob.-Revid.  Wien. 
Deutscher  L.  Stat.-Leit.  Treublitz. 
Deutschmann  G.  Adj.  Wien. 
Deyma  A.  R.  v.  k.  k.  Minist.-Rath,  Wien. 
Deynakowski  M.  Bahnm. 
Diebl  F.  Assist.  Szegedin.  Mikuliczyn. 
Dienelt  J.  Spedit.  Gr.-Meseritsch. 
Dietl  J.  Offic.  Wien. 
Dietrich  J.  Maschinist,  Krakau. 
Dillmann  E.  Beamt.  Wien. 
Dimmy  A.  Offic.  Simbach. 
Di    Pauli  Jos.    Freih.    v.    Exe.    k,    k. 

Handelsmin.  Wien.  [K.-A.] 
Direct.    d.    k.    k.   priv.    Aussig.- Tepl. 

Eisenb.  Teplitz.  [K.-A.] 
Direct.  d.  grossherz.  Badisch.  St.-E.-B. 

Karlsruhe. 
Direct.    d.   Bosn. -Herzegov.    Staatsb. 

Sarajevo.  [K.-A.] 
Direct.  d.  Buschtehr.  Eisenb.  Prag. 
Direct.  d.  kgl.  Eisenb.  Cassel. 
Direct.  d.  kgl.  Eisenb.  Elberfeld. 
Direct.  d.  kgl.  Eisenb.  Magdeburg. 
Direct.  d.  Kaschau-Oderberger-Eisenb. 

Budapest. 
Direct.  d.    Loc.-Bahn,  Mori-Arco-Riva 
Direct.    d.  österr.  Local  -  Eisenb. -Ges 

Wien.  [K.-A.] 
Direct.  d.  k.  k.  Milit.-Bahn  Banjaluka 
Direct.  d.  k.  k.  priv.  Kaiser  Ferdinands 

Nordb.  Wien.  [K.-A.] 
Direct.  d.  k.  k.  priv.  Nordwestb.  Wien 

[K.-A.l 
Direct.  d.  Salzkammergut-Loc.-B.-Act. 

Ges.  Salzburg. 
Direct.  d.  kgl.  ung.  St.-E.-B.  Budapest 
Direct.  der  k.  k.  Staatsb.  Triest. 
Direct.     d.     k.     k.    priv.     österr.  -  ung 

Staatseisenb.-Ges.  Wien.  [K.-A.] 
Direct.    d.    k.    k.   priv.    Südbahn.-Ges 

Wien.  [K.-A.] 
Direct.    d.   k.  k.    priv.    Eisenb.    Wien 

Aspang,  Wien. 
Direct.  d  Eisenb.  Wittmanns dorf- Eben 

furth,  Wien.  [K.-A.] 
Dfte  C.   Adj.  Hofowitz. 
Dittmar  A.  Wagenm.  Eger. 
Dittrich  C.  Insp.  Wien. 
Dittrich  F.  Ob.-Contr.  Floridsdorf. 
Döbler  T.  Diurn.  Wien. 
Dobner  v.  Dobenau  H.  Dr.  Vice-Secret. 

Wien. 
Dobrowolsky  L.  Stat.-Vorst.  Mosciska. 
Dohnal  C.  Revid.  Prag. 
Döllinger  L.  Adj.  Bogumilowice. 
Dolezal  F.  Insp.  Passau. 
Dolezal  G.  Ob.-Ing.  Wels. 
Dolezil  T.  Stat.-Vorst.  Marienbad. 
Domaizel  E.  Ing.  Stanislau. 
Domailicky  H.  Ob.-Ing.  Podersam. 
Domazlicky  Z.  JUDr.  Asp.  Prag. 
Domenscig  J.  Stat.-Vorst.  Steyrdorf. 
Domin  J.  Stat.-Vorst.  Wegstädtl. 
Domokos  F.  Beamt.  Budapest. 
Doms  E.  Contr.  Wien. 
Donau  -Dainpfschiffahrts-  Ges.  I.  k.  k. 

priv.  Wien.  [K.-A.l 
Donheimer-Herlth  E.  R.  v.  Dr.  Minist. - 

Vice-Secret.  Wien. 
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Donnersberg  S.  Vorst.-Stellv.  Czemo- 
witz. 

Doppler  G.  Abth.-Vorst.  Szegedin. 

Dörfler  C.  Loc.-Führ.  Stanislau. 

Dormus  A.  R.  v.  Ing.  Wien. 

Dormus  F.  Ob.-Revid.  Pilsen. 

Dornfeld  AI.  Assist.  Glandorf. 

Dornstein  A.  Adj.  Wels. 

Dorrek  J.  Insp.  Matzleinsdorf. 

DoskocÜ  J.  Revid.  Nimburg. 

Dostal  F.  Insp.  Olmütz. 

Dostalik  J.  Assist.  Gr.  Wisternitz. 

Doubrava  J.  Adj,  Königgrktz. 

Doubrawa  J.  Stat.-Aufs.  Weipert. 

Doucha  Th.  Werkm.  Wien. 

Dovgan  R.  Assist.  Nabresina. 

Drach  L.  Ing.-Assist.  Wien. 

Drathschmidt  W.   v.    k.  k.  Hofrath, 
Staatsb-.Direct.  Innsbruck. 

Drescher  H.  Assist.  Meidling. 

Dressler  F.  Offic.  Friedek. 

Draowetz  C.  Loc.-Führ.  Wels. 

Drobil  J.  Verk.-Contr.  Banjaluka. 

Drögsler  F.  Adj.  Wien. 

Droll  J.  Adj.  CUli. 

Drozdowski  St.  Adj.  Jaroslau. 

Druml  J.  Ob.-Versch.  Zeltweg. 

Dub  O.  Ing.-Assist.  Leitmeritz. 

Dubsky  Ad.  Graf  Exe.   Wien.    [K.-A.] 

Dubsky  Ig.  Secret.  Wien. 

Dudek  A.  Bahnm.  Skawina. 

Dulla  H.  Diurn.  Olmütz. 

DÜmmier's  F.  Buchhdlg.  Berlin. 

Dunka  de  Sajo  L.Hochschüler,Leniberg. 

Dunkl  J.  Loc.-Führ.  Konjica. 

Duray  J.  Exped.  Wien. 

Durchanek  F.  Assist.  Triest. 

Durchhalter  F.  Adj.  Wien. 

Dum  J.  Streck. -Aufs.  Banjaluka. 

Duschek  M.  Ing.  Wien. 

Duschka  A.  Assist.  Linz. 

Dussik  J.  Kanzl.  Divaca. 

Dussik  W.  Adj.  Leibnitz. 

Dutschka  Vinc.  Ritter  v.  Wien.  [K.-A.] 

Duxer  Kohlen-Ver.  Dux. 

Dwotacek  C.  Assist.  Wappoltenreith. 

Dvofak  A.  Ob.-Ing.  Adelsberg. 

Dwofak  F.  Mag.-Aufs.  Chropin. 

Dwofak  J.  Insp.  Prag. 

Dwofak  W.  Bahnm.  Starkenbach. 

Dworsky  L.  Loc.-Führ.  Hainfeld. 

Dworzak  H.  Ob.-Ing.  Wien. 

Dyduta  A.  Mag.-Aufs.  Podgorze. 

Dymnicki  J.  Ing.-Adj.  N.-Sandec. 

Dynamit  Nobel  Act.-Ges.  Wien.  [K.-A.] 

Dzieslewski  L.  Ing.  Przemysl. 

Dziura  K.  Loc.-Führ.  Kolomea. 

Dzugan  J.  Diurn.  Linz. 

SE.  KAISERL.  U.  KÖNIGL.   HOHEIT 
ERZHERZOG  EUGEN.      WTIEN. 
[K.-A.] 

Ebeczky  B.  v.  Beamt.  Budapest. 
EbenhÖcVsche   F.   J.  Buchhdlg.  Linz. 

[2  Expl.] 
Eberhardt  A.  Assist.  Innsbruck. 
Eberharter  F.  Offic.  Innsbruck. 
Eberl  F.  Adj.  Linz. 
Ebermann  E.  Stat,-Vorst.  Beraun. 
Ebner  A.  Bahnwächt.  Ried. 
Ebner  F.  Stat.-Vorst.  Saifnitz. 
Eckardt  F.  k.  u.  k.  Oberstl.  Przemysl. 
Eckert  C.  Assist.  Linz. 
Eckert  E.  v.  Beamt.  Meran. 
Eckhardt  F.  Insp.  Czemowitz. 
Eckhardt  H.  Ing.  Prag. 
Eckhardt  V.  Assist.  Laun. 
Eckl  G.  Ob.-Ing.  Enns. 
Eckschlager  H.  Rechn.-Rath,  Wien. 
Eckstein  K.  Ob.-Ing.  Wien. 
Edelmann  H.  Stat.-Vorst.    Rosenburg. 
Edelmann  L.  Bahnaufs.  Oswiecim. 
Edelmayer  A.  Loc.-Führ.  Komotau. 
Eder  E.  Beamt.  Budapest. 
Eder  J.  Assist.  Freistadt. 
Edl  A.  Assist.  Zellweg. 
Edleditsch  A.  Revid.  Wien. 
Edlinger  C.  Stat.-Aufs.  Frischau  a.St.-B. 
Eger  W.    k.  u.  k.  Lieut.   Korneuburg. 
Egermann  R.  Assist.  Glandorf. 
E&genbcrger  L.  R.  v.  Ob.-Revid.  Linz. 
Egger    Ed.    Kondukt.     St.    Egid    a  N. 

[K.-A.] 
Eglseer  L.  Beamt.  Welchau-Wickwitz. 


Egner  J.  Stat.-Vorst.  Königsaal. 
Khn  C.  Kanzl.  Bludenz. 
Ehrenberg  O.  Adj.  Aussig. 
Ehrenberger  F.  Beamt.  Brunn. 
Ehrenberger  M.  Ing.  Przemysl. 
Ehrhardt  A.  Stat.-Chef  Lobositz. 
Ehrlich  B.  Offic.  Triest. 
Ehrlich  Fr.  Buchhdlg.  Prag. 
Ehrlich  M.  Offic.  Innsbruck. 
Ehrmann  A.  Contr.  Wien. 
Eibel  F.  J.  Zugsf.  Banjaluka. 
Eichenbaum  J.  Ing.-Assist.  Wien. 
Eigl  A.  Assist.  Wien. 
Eigner  C.  Adj.  Wien. 
Eim  F.  Revid.  Prag. 
Eisenb.-Beamten-Ver.    der   kgl.  Sachs. 

Staats-B.  Chemnitz. 
Eisenbeisser  J.  Geomet.  Straia. 
Eisenhofer  A.  Bahnaufs.  Bisenz. 
Eisenklam  Ph.  Diurn.  Brodek. 
Eisenstein  C.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 
Eisinger  O.   Ob.-Offic.    Matzleinsdorf. 
Eisl  Dr.  H.  k.  k.  Minist.-Concip.  Wien. 

[K.-A.] 
Eiss  A.  Insp.  Smichow. 
Eissler  J.  Wien.  [K  -A.] 
Eistel  AI.  Loc.-Führ.  Dzieditz. 
Elektricit.-Gesellsch.    Intern.    Wien. 

[K.-A.] 
Elias  G.  Mag.-Vorst.  Czemowitz 
Eisner  F.  Honor.-Beamt.  Wien. 
Emmerling   A.    Stat.-Leit.    Mikulince- 

Strusöw. 
Ender  L.  Assist.  Blindenmarkt. 
Endres  X.  Offic.  Wr.-Neustadt. 
Endress  C.  Revis.  Prag. 
Engel  A.  Beamt.  Hostiwitz. 
Engel  E.  Bur.-Vorst.-Stellv.  Wien. 
Engelberg  S.  Dr.  Concip.  Wien. 
Engelberth  O.  Insp.  RokyiSan. 
Engelhardt  H.  Assist.  Laube. 
Englisch  O.  Sect.-Vorst.  Laibach. 
Englmann  C.  Contr.  Reichenberg. 
Eppenstein  Sigin.  Wien.  [K.-A.] 
Epperlein  J.  Ing.-Adj.  Stanislau. 
Eppinger  Forstm.  Heinrichsgrün. 
Epstein  E.  Ob.-Offic.  Wien. 
Erbstein  A.  Stat.-Vorst.  Wöllersdorf. 
Erdmansdörffer  F.  Loc.-Führ.  Falkenau. 
Erlach  E.  v.  Stat.-Chef,  Hohenstadt. 
Ersehen  J.  Ob.-Ing.  Pontafel. 
Eitel  F.  Beamt.  Prag. 
Ertl  E.  Ing.  Ruttka. 
Ertl  H.  Offic.  Siinbaeh. 
Ertl  T.  Telegr.-Meist.  St.  Anton. 
Escher  J.  Loc.-Heiz.  Triest-St.  Andra. 
Eschler  A.  Stat.-Vorst.  Prinzersdorf. 
Eschmann  C.  Ob.-Insp.  i.  P.  CUli. 
Escompte-Bank  Böhm.  Prag.  [K.-A.] 
Ess  C.  Ob.-Ing.  Braunau  a.  I. 
Essig  A.  Ing.  Pilsen. 
Esterle  R.  Ob.-Revid.  Wien. 
Estl  F.  Offic.  Pohl. 
Eszterh&zy   Moritz   Graf  Erl.    Wien. 

[K.-A.] 
Ettlmayer  J.  Assist.  Friesach. 
Eulenburg-Hertefeld  Ph.  Graf  zu,  Exe. 

kaiserl.DeutscherBotschafterWien. 

[K-A.] 
Eustachiewicz  A.  Ing.  Rzeszöw. 
Einer  G.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 
Exner  J.  Loc.-Führ.  Nimburg. 
Eyberger  W.  v.  Ing.-Adj.  Wien. 
Eysank   v.  Marienfels   D.    Stat.-Vorst. 

Pfivoz. 

Fabel  W.  Stat.-Vorst.  Kosteletz. 
Fabia  J.  Ob.-Ing.  Neu-Sandec. 
Fabian  S.  Assist.  Okfischko. 
Faborsky  E.  Insp.  Chrudim. 
Falk  H.    Gener.-Dir.-Stellv.   Budapest. 
Fanta  L.  Stat.-Beamt.  Prag. 
Fanto  D.  &  Comp.  Wien.  [K.-A.] 
Fasal  A.  Ob.-Ing.  Olmütz. 
Faschinsky  C.  Beamt.  Prag. 
Fassler  P.  Loc.-Fübx.  Marburg. 
Fasthuber  A.  Stat.-Aufs.  Chluinac. 
Fasthuber  F.  Bahnm.  Budweis. 
Fauland  C.  Ing.  Linz. 
Faustus  G.  Buchhdlg.  Pilsen. 
Favai  J.  Offic.  Laibach. 
Fehmel  F.  Werkm.  Lemberg. 
Fei  A.  Loc.-Führ.  Marburg. 
Feigel  A.  Assist.  Bleiburg. 
Feil  W.  Beamt.  Saaz. 


Feiler  W.  Kanzl. -Prakt.  Brüx. 

Felber  J.  Assist.  Mürzzuschlag. 

Felber  V.  Assist.  Leoben. 

Felbinger  F.  Assist.  Pilsen. 

Felbinger  J.  Holzhändl.  Reichramming. 

Feldbauer  S.  Magaz.  Wien. 

Felin  J.  Stat.-Chef,  Reifnig-Fresen. 

Fell  M.  Stat.-Chef,  Spital  a.  D. 

Feller  T.  Assist.  Bozen. 

Felsenstein  F.  Ing.  Wien. 

Felsenstein  W.  Ing.  Adj.  Wien. 

Felzmann  J.  Stat.-Vorst.  Tetschen  a.  E. 

Fencl  W.  Ing.  Mies. 

Ferro  M.  v.  Beamt.  Graz. 

Ferstel  W.  Frh.  v.  Ob.-Ing.  Wien. 

Fest  A.  Beamt.  Rosenberg. 

Feyertag  R.  Adj.  Wien. 

Fiala  J.  Com.-Contr.  Prag. 

Fiala  J.  Stat.-Vorst.  Vysocan. 

Fialkowski  Gebr.  Papierfabr.  Biclitz. 
[K.-A.] 

Fichna  C.  Haupt-Cass.-Stellv.  Wien. 

Fiebiger  J.  Loc.-Führ.  Wien. 

Fiebinger  J.  Stat.-Aufs.  Chotzen. 

Fiedler  H.  Vorst.  d.  Mat.-Dep.  Prerau. 

Fiedler  J.  Loc.-Führ.  Nimburg. 

Figura  J.  Beamt.  Schwechat-Kledlng. 

Fikeys  O.  Beamt.  Wien. 

Filip  A.  Heizhausl.  Olmütz. 

Filla  E.  Contr.  Teschen. 

Fillunger-Battaglia  F.  Beamt.  Prag. 

Fillunger  ML,  Ob.-Ing.  Prerau. 

Fink  A.  Loc.-Führ.  Mürzzuschlag. 

Fink  H  .    Assist.  Kalwang. 

Fink  J.  Hilfsbeamt.  Wien. 

Fink  V.  Adj.  Amstetten. 

Fink  V.  Buchhdlg.  Linz.  [2  Expl.] 

Firbas  W.  Ob.-Olfic.  Prerau. 

Fischer  A.  Assist.  Feldkirch. 

Fischer  A.  Adj.  Klosterneuburg.  [K.-A.] 

Fischer  A.  Stat.-Geh.  Haag. 

Fischer  A.  Assist.  Stanislau. 

Fischer  A.  Telegr.  Wsetat-Pfivor. 

Fischer  C.  Beamt.  Stanislau. 

Fischer  E.  Offic.  Wien. 

Fischer  F.  Forst-  u.  Doin.-Verw.  Mühl- 
bach. 

Fischer  F.  Bur.-Vorst.  Wien. 

Fischer  G.  Stat,-Vorst.  Vordernberg. 

Fischer  H.  Assist.  Kapfenberg. 

Fischer  J.  Ing.  Lemberg. 

Fischer  J.  Offic.  Prerau. 

Fischer  K.  Insp.  Wien. 

Fischer  L.  Stat.-Chef,  Rostok. 

Fischer  O.  v.  Hilfsbeamt.  Wien. 

Fischer  O.  Buchhdlg.  Laibach.  [2  Expl.] 

Fischer  R.  Stat.-Vorst.  Neudorf. 

Fisko  K.  Adj.  Villach. 

Fister  A.  Pumpenwärt.  Podnart-Kropp. 

Fitzga  H.  Assist.  Wien. 

Fizt  F.  Assist.  Arnoldstein. 

Klatz  H.  Assist.  Wien.  [K.-A.] 

Fleckh  C.  Ob.-Ing.  Wien. 

Fleischanderl  G.  M.  Assist.  Eger. 

Fleischer  M.    Stat.-Aufs.  Lees-Veldes. 

Fleischhacker  A.  Offic.  Floridsdorf. 

Fleischmann  A.  Insp.  Wien. 

Fleissig  F.  Werkm.  Prag. 

Fleissig  J.  Ob.-Revid.  Wien. 

Fleissner  O.  Revis.  Prag. 

Flessl  F.  Loc.-Führ.  Siinbaeh. 

Florinek  A.  Cassier,  M.-Ostrau. 

Fluch  A.  Stat.-Vorst.  Georgswalde. 

Fluch  A.  Adj.  Hieflau. 

Fluss-  u.  Seeschiffahrt* -A.-G.  Ung. 
Budapest.  [K.-A.] 

Föderl  C.  Revid.  Hartberg. 

Fodermayer  C.  E.  v.  Ob.-Offic.    Bilin. 

Fodor  J.  Rechn.-Offic.  Klausenburg. 

Fohmann  B.  Ob.-Ing.  Wien. 

Follhofner  H.  Insp.  Wien. 

Folprecht  A.  Güt.-Cassier,  Kuttenthal. 

Folprecht  C.  Beamt.  Bakov. 

Föls  F.  Heizh.-Aufs.  M.-Ostrau. 

Fomm  Aug.  Masch.-Fabr.  Leipzig. 
[K.-A.] 

Forberger  F.  Ob.-Contr.  Nimburg. 

Forche  J.  Secret.  Wien. 

Foretich  F.  Stat.-Leit.  Siveric. 

Formanek  G.  Ob.-Cond.  Glandorf. 

Formann  F.  Beamt.  Pecek. 

Forster  C.  Beamt.  Prag. 

Förster  O.  techn.  Adj.  Wien. 

Forster  Z.  R.  v.  Dr.  Sect.-Rath,  Wien. 

Forstner  J.  k.  u.  k.  Oberl.  Wien. 
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Forstner  O.  Assist.  Pontafel. 

Fortiö  J.  Assist.  Laibach. 

Fortis  O.  Adj.  Villach. 

Frank  G.  Stat.-Vorst,  Steinschünau. 

Frank  H.  Ob.-Revid.  Pilsen. 

Frank  J.  Ob.-Insp,  Wien. 

Frank  R.  Ing.  Wien. 

Fränkel  M.  Coin.-Refer.  Wien. 

Franken  H.R.v.  Stat.-Chef,  Steinbrück. 

Franz  E.  Revid.  Wien. 

Franz  J.  Revid.  AI. -Schönberg. 

Franz  W.  Assist.  Amstetten. 

Franz'sche  G,  Hofbuchhdlg.  München. 

Franzoni  M.  Assist.  Triest. 

Frei  J.  Assist.  Friedland. 

Frenzel  J.  Werkin.  Eger. 

Frerichs  J.  Oftic.  Wien. 

Freudenberger  F.  Loc.-Führ.  Rzeszöw. 

Freudisperger  C.  Stat.-Aufs.  Zeltweg. 

Freund  J.  Bahnaufs.  Chrzanöw. 

Freund    L.    kais.    Rath   u.    Ober-Insp. 

Wien. 
Frey  D.  Ob.-Insp.  Wien. 
Frey  W.  Assist.  Göpfritz. 
Freyseysen  v.  Sonnenburg  J.  Ob.-Offic. 

Wien.  [K.-A  ] 
Freytag  A.  Offic.  Wien. 
Fric  K.  Bahnm.  Laun. 
Frick  W.  k.  u,  k.  Hofbuchhdlg.  Wien. 

[6  Expl.] 
Friebel  J.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 
Friedberger  L.  Asp.  Westendorf. 
Fried!  J.  Werkin.  M. -Schönberg. 
Friedmann  M.  Fracht. -Cass.  Teschen. 
Frieduiann    A.    Masch.-Fabr.     Wien. 

IK.-A.] 
Friedrich  A.  Bur.-Vorst.  Wien. 
Friedrich  A.  Conduct.  Olmütz. 
Friedrich  F.  Stat.-Aufs.  Wien 
Friuta  J.  Ob.-Offic.  Wien. 
Frisch  G.  Stat.-Vorst.  Knittelfeld. 
Fritsch  A.  Beamt.  Saaz. 
Fritsch  F.  Ob.-Ing.  M.-Ostrau. 
Fritsch  F.  Asp.  Ratschach-Weissenfels. 
Fritsch  W.   Stat.-Vorst.  Wappolten- 

reith. 
Fritsche  C.    Stat.-Aufs.   Alostau-Neba- 

nitz. 
Fritz  A.  Ob.-Ing.  Saalfelden. 
Fritz  G.  Assist.  Pürbach. 
Fritz  K.  Ob.-Ing.  Wien. 
Fröhlich  H.  Verk.-Beamt.  Prag. 
Fromm  A.  Ing.  Wien. 
Frühauf  F.  Heiz.  Iglau. 
Frühwürth  H.  Stat.-Vorst.  Zditz. 
Fuchs  A.  Beamt.  Zauchtl. 
Fuchs  F.  Ob.-Ing.  Klagenfurt. 
Fuchs  J.  Loc.-Führ.  Leinberg. 
Fuchs  J.  Verk.-Beamt.  Wien. 
Fuchs  M.  Insp.  Prag. 
Fuchs  S.  Stat.-Vorst.  Wrutitz-Jelenitz. 
Fuchsa  AI.  Ing.  Lemberg. 
Fügner  F.  Adj.  Prag. 
Fuhrmann  A.  Beamt.  Wien. 
Fuhrmann  C.  Bur.-Sous-Chef,  Wien. 
Fuhrmann  F.  Buchh.  Wien. 
Fuka  J.  Assist.  Tyssa-KÖnigswald. 
Fitkar  V.  Beamt.  Brunn. 
Funke  I.  Loc.-Führ.  Komotau. 
Furmankiewicz  A.  Adj.  Neu-Sandec. 
Fürst  A.  Ing.  Straza, 
Fürst  K.  Stat.-Vorst.  Absdorf-Hippers- 

dorf. 
Fürstenberg    Alax     Egon     Fürst    zu, 

Durchl.  PÜrglitz.  [K.-A.] 
Fürstenberg  Eduard  Landgraf  zu,  Er- 
laucht Wien.  [K.-A.l 
Fürtinger  H.  Adj.  Wien. 
Futter  L.  Heizer,  Iglau, 
Fux  E.  Stat.-Vorst.  Steyregg. 

Gaal  V.  Beamt.  Szegedin. 
Gabauer  AI.  Loc.-Führ.  Wels. 
Gaber  F.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 
Gaber  H.  Dr.  Alinist.-Vicesecret.  Wien, 
Gabler  F.  Beamt.  Wien. 
Gabler  R.  Assist.  Wien. 
Gahler  J.  Adj.  Trautenau. 
Gahlert  F.  Beamt.  Wien. 
Gail  L.  Beamt.  Wien. 
Gaisser  F.  Assist.  Hainfeld. 
Gajewski  J.  Assist.  N,-Sandec 
Galambos  A.  Ob.-Ing.  Triest. 
Gäldony  F.  Contr.  Budapest. 
Gall  F.  Adj.  Wien. 


Gall  J.  Contr.  Wien. 

Gall  O.  Assist.  Wien. 

Gallant  A.  Beamt.  Unhoscht. 

Gallatz  E.  Stat.-Vorst.  Ob.-Lindewicse. 

Gallee  G.  Beamt. -Asp.  Greifenburg. 

Gallent  J.  Insp.  Teschen. 

Gallia'sche  Buchhdlg.  Kecskemet. 

Gallia  H.  Beamt.  Wien. 

Gallisser  A.  Ob.-Revid.  Alüdling. 

Gamber  E.  Insp.  Wien. 

Gauipe  J.  Assist.  Pilsen. 

Gamper  A.  Assist.  Wien. 

Gampert  A.  Revid.  Prag. 

Gampl  J.  Comm.  Betriebsl.  Linz. 

Gans  A.  Stat.-Vorst.  Reichenau. 

Gans  G.  Adj.  Wien. 

Ganser  C.  Vertr.  I.  Act.-G.  Wien. 

Gansterer  K.  techn.  Adj.  Wien. 

Ganz   &   Comp.    Alasch.  -Fabr.  -A.  -G. 

Budapest.  [K.-A.] 
Ganz    &    Comp.    Atasch.-Fabr.  -  A.-G. 

Leobersdorf.  [K.-A.] 
Ganzke  V.  Offic.  Oderberg. 
Gardmann  G.  Beamt.  Urfahr. 
Garlinski  J.  Loc.-Führ.  Bozen. 
Garreis    F.    E.    v.    Zollamt-Ob.-Offic. 

Bodenbach. 
Gärtner  J.  Sect.-Vorst.  Konjica. 
Gaspero  L.  di  Insp.  Wolfsberg. 
Gass  J.  Offic.  Wien. 
Gasser  A.  Loc.-Führ.  Graz. 
Gassner  H.  kais.  Rath,  Insp.  Lemberg, 
Gatscher  E.  Beamt.-Asp.  Sarajevo. 
Gatt  L.  Assist.  Innsbruck. 
Gatter  K.  Offic.  Wien. 
Gattinger  F.  Reg.-Rath,  Wien. 
Gaube  J.  Ob.-Offic.  Wien. 
Gaugg  A.  Offic.  Innsbruck. 
Gaunersdorfer  R.  Beamt.  Oetzthal. 
Gauster  F.  Dr.  Ob.-Sanitätsrath,  Wien. 
Gawlöw  I.  Assist.  Podgörze-Piaszöw. 
Gayer  R.  Ing.  Klagenfurt. 
Gebethner  G.  &  Co.  Buchhdlg.  Krakau. 
Geduly  J.  Ob.-Insp.  Budapest. 
Geiringer  C.  Ob.-Ing.  Wien. 
Geisberger  F.  Assist.  St.  Veit  a.  W. 
Geisenauer  F.  Kanzl.  Wels. 
Geissler  W.  Beamt.  Annathal. 
Gelinek  O.  Offic.  Salzburg. 
Gener.-Direct.  d.  Südbahn  Wien. 
Gener.-Repräs.  d.    >The  Vacuuin  Brake 

Co.  Lim.  London«.  Wien.  [K.-A.] 
Genzinger  V.  E.  v.  Beamt.  Prag. 
Geosich  J.  Stat.-Exped.  Donawitz. 
Geraus  G.  Adj.  Klagenfurt. 
Gergiö  A.  Ob.-Offic.  Spalato. 
Gerhold  G.  Revid.  Innsbruck. 
Geringer  H.  Ob.-Revid.  Olmütz. 
Gerl  F.  Stat.-Vorst.  Erdweis. 
Germann  F.  Steinmetzm.  N.-Sandec. 
Gernitz  F.  Stat.-Leit.  Laxenburg. 
Gerold  &  Co.  Buchhdlg.  Wien.  [6  Expl.] 
Gersik  O.  Beamt.  Wien. 
Gerstenauer  J.  v.  Ob.-Ing.  Buczacz. 
Gerstmann  J.  v.  Ob.-Ing.  Buczacz. 
Gerstmayer  J.  Loc.-Führ.  Ebensee. 
Gerstner  F.  Ob.-Insp.  Wien. 
Geyer  G.  Insp.  Lemberg. 
Geyer  0.  Ing.  Villach. 
Giacomelli  J.  Ing. -Adj.  Karlsbad. 
Gibisch  A.  Secret.  Wien. 
Gibisch  H.  Ob.-Offic.  Göding. 
Gicha  W.  Ob.-Rev.  Pilsen. 
Gigl  F.  Ob.-Ing.  Wolfsberg. 
Gilg  G.  Stat.-Vorst.  i.R.  Alarburg  a.  D. 
Gilg  C.  Stat.-Chef.  Saldenhofen. 
Gilhofer  &  Ranschburg  Buchhandlung 

WTien  [4  Expl.] 
Gillwann  J.  Bahnaufs.  M. -Weisskirch. 
Girtler  F.  Insp.  Olmütz. 
Gismann  0.  B.-Betr.-A.-Vorst.  Jägern- 
dorf. 
Glanz  v.  Eicha  H.  Freih.   Exe.  Wien. 

[K.-A.] 
Glas  F.  Ing.-Adj.  Kreibitz-Teichstadt. 
Glas  G.  Stat.-Exped.  Alarchegg. 
Glaser  J.Unt.-Loc. -Führ.  Falkenaua.E. 
Glaser  H.  Ob.-Ing.  Wien. 
Glaser  J.  Assist.  Aleidling. 
Glaser  N.    Ing.  u.  Streck.-Chef-Stellv. 

U.-Hradisch. 
Glasl-Hörer  J.  Kanzl.  Linz. 
Glässer  v.  Ostbrunn  H.  Asp.  Wien. 
Glässer  E.  Zugförd. -Beamt.  Olmütz. 
Glassner  V.  Stat.-Chef,  St.  Georgen. 


Glatz  F.  Loc.-Führ.  Trautenau. 

Glauber  R.  Beamt.  Teschen. 

Glauber  W.  Stat.-Vorst.  Krzeszowice. 

Glauninger  P.  Bahnm.  Assling. 

Glocke  E.  Bahnm.  Alostar. 

Glöckl  F.  Bahnm.  Weidlingau. 

Glöckler  A.  Stat.-Vorst.  Auscha. 

Glockner  K.  Ing.-Assist.  Troppau. 

Glöckner  H.  Stat.-Vorst.  Trautenau. 

Glöckner  R.  Stat.-Vorst.  Schärding. 

Glowacki  A.  Bahnaufs.  Krzeszowice. 

Glück  J.  Stat.-Vorst.  Chotebof. 

Glücklich  E.  Dr.  Concip.  Triest. 

Glücksam  H.  Friseur,  Wien. 

Gmeiner  J.  Contr.  Wien. 

Gnezda  J.  Adj.  Steinbrück. 

Goder  G.  Assist.  Wien. 

Goebel  L.  Ing,  Stanislau. 

Göhl  AI.  Stat.-Vorst.  Kladno. 

GÖhring  O.  Beamt.  Wien. 

Goigner  K.  Assist.  Wien. 

Gold  J.  Unt. -Beamt.  Stauding. 

Gold  J.  Beamt.  Al.-Ostrau. 

Goldbach  H.  Offic.  Al.-Weissk. 

Goldberger  A.  Streck. -Vorst.  SchÖn- 
brunn. 

Goldenberg  J.  Ing.  Zydaczöw. 

Goldscheider  S.  Fabr.  Wien.  [K.-A.] 

Goldstein  J.  Offic.  Görz. 

Golinski  A.  Ing.  Stanislau. 

Golitschek  H.  v.  Asp.  Teplitz. 

Gollmann  O.  Buchhdlg.  Troppau. 

Golob  R.  Stat.-Vorst.    Podnart-Kropp. 

Gölsdorf  R.  Ing.-Adj.  Wien. 

Goltental  L.  Vie.-Direct.  Lemberg. 

Gombac  St.  Adj.  Triest. 

Goinperz  Alax  Ritter  v.  Wien.  [K.-A.] 

Gorbach  C.  Stat.-Vorst,  Hoheneins. 

Gorgosch  K.  I.  Adj.  Krakau. 

Göschl  L.  Hilfsbeamt.  Wien. 

Goschnak   J.    Loc.-Führ.    Hainfeld. 

Gostkowski  C.  R.  v.  Ing.  Bidta. 

Goth  A.  Heizhausleit.  Doboj. 

Göttlicher  J.  Ob.-Cond.  Glandorf. 

Gottlieb  H.  Stat.-Chef  Gr.-AIeseritsch. 

Gottlieb  J.  Loc.-Führ.  Wien. 

Gottlieb  Z.  Aush.-Stat.-Geh.  Hatna. 

Gottwald  L.  Ob.-Revid.  Krakau. 

Graas  F.  Revis.  Prag. 

Grab  A.  Revid.  Prag. 

Grabherr  C.  Adj.  Aleidling. 

Grabner  AI.  Heiz.  Alürzzuschlag. 

Grabscheidt  F.  E.  v.  Nordhof.  Revid. 
Wien. 

Graefe  «St  Unzer  Buchhdlg.  Königs- 
berg i.  P. 

Graeser  C.  Assist.  Nabresina. 

Graf  H.  Insp.  Wien. 

Graf  R.  Adj.  Hetzendorf. 

Graf  R.  Revid.  Wien. 

Grafenauer  F.  Ob.-Offic.  Klagenfurt. 

Grams  R.  Beamt.  Aussig. 

Grauzner  F.  Ob.-Insp.  Wien. 

Granzuer  C.  W.  Ob.-Ing.  Salzburg. 

Grassberger  F.  Ing.  Frankenmarkt. 

Grasser  A.  Assist.  Auer. 

Grasser  F.  Kanzl.-Prakt.  Graz. 

Grasser  F.  Beamt.  Neudau. 

Grasser  J.  Adj.  Wien. 

Grätz  I.  Loc.-Führ.  Trautenau. 

Gregor  F.  Ing.  Klattau. 

Gregory  H.  Ob.-Ing.  Divaca. 

Greschonig  I.  Loc.-Führ.  St.  Veit  a.  d.  G. 

Gressl  A.  Stat.-Vorst.  Friesach. 

Gresslbauer  V.  Stations-Exped.  Thörl- 
Alaglern. 

Griebsch  F.  Insp.  Wien. 

Grifnacki  H.  Loc.-Führ.  Friedek. 

Grigorcze  B.  v.  Ob.-Ing.  Oswi^cim. 

Grilnhofer  H.  Assist.  Villach. 

Grill  C.  k.  u.  k.  Hofbuchhdlg.  Budapest. 

Grobben  F.  Ob.-Ing.  Wien. 

Grobois  Th.  E.  v.  Ob.-Ing.  Wien. 

Groer  A.  Ob.-Offic.  Wien. 

Groeschl  A.  Beamt.  Neusattl. 

Groh  J.  Loc.-Führ.  Reichenberg. 

Grohmann  A.  Buchhdlg.  Aussig. 

Grohmann  F.  Volont.  Gmünd. 

Groisl  A.  Adj.  Prag. 

Groissl  G.  Beamt.  Kotzmann. 

Gropius'sche  Buchhdlg.  Berlin.  [3  Expl.] 

Gross  B.  Buchhalt.  Wien. 

Gross  S.  Assist.  Pottenstein. 

Grosse  F.  Buchhdlg.  Olmütz.  [2  Expl.] 

Grosser  A.  Ing.  Krakau. 
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Grossmaun  J.  Loc.-Fübr.  Wien. 
Grossmann  \V.  Dr.  Beamt.  Wien. 
Grossschopf  A.  Stat.-Vorst.  Schwechat. 
Grosz  E.  Assist.  Wien. 
Grottger  J.  Ob.-Revid.  Krakau. 
Gruber  A.  Loc.-Führ.  Mürzzuschlag. 
Gruber  C.  Ob.-Ing.  Wien. 
Gruber  E.  Ing.  Linz. 
Gruchol  F.  Ob.-Revid.  Olraütz. 
Gruedl   A.  Beamt    Wien. 
Grüll  J.  Assist.  Wien. 
Grün  J.  Conduct.  Glandorf. 
Grün  S.  Stat.-Leit.  Ronchi. 
Grünberger  M.  Ing.  Selzthal. 
Grund  J.  Revid.  Teplitz-Waldthor. 
Grundgeyer  F.  Privat.   Baden. 
Gründl  F.  Weikm.  Wien. 
Gründler  J.  Adj.  Wörgl. 
Grüner  F.  Ofiic.  Wien. 
Grünfeld  A.  Adj.  Iglau. 
Grünhut  J.  Ofnc.  Oderberg. 
Gruszecki  L.  Kanzl.  Dervent. 
Grydil  F.  Beamt.  Segen-Gottes. 
Gschliesser  A.  Siat.-Exped.  Puntigam. 
Gsur  L.  Secret.  Wien. 
Guba  L.  Bahnaufs.  Prag. 
Gubrynowicz   &    Schmidt.     Buchhdlg. 

Lembeig. 
Gubsch  E.  Bahnm.  U.-Hradisch. 
Gudenus  Jos.  Freih.  v.  Landmarschall 

v.  N.-Oe.  Wien.  [K.-A.] 
Gudera  J.  Offic.  Und  weis. 
Guggenberger    B.    Unt.-Beaint.    Kals- 

dorf. 
Gülcher  &  Schwabe  Fabr.  Biala.  [K.-A.] 
Güuste  R.  Assist.  Sarajevo. 
Günzl  J.  Heizhaust.  Kralup. 
Guretzky-Kornitz     Baron  F.    Stations- 
Chef.  Paverbach-Reichenau. 
Gurke  A.  Ob'.-Ing.  Tetschen. 
Gürlich  J.  Verk.-Beamt.   Triebschitz. 
Gürtler  F.  Ofnc.  Itzkany. 
Gürtler  St.  Ing.  Lemberg. 
Gürtner  J.  Adj.  Wien. 
Gusek    H.    Hofbuchhand  lg.    Kremsier. 

[2  ExpU 
Gutbier  J.  Diurn.  Münchengrätz. 
Guth  C.  Revid.  Prag. 
Guth  F.  Ob.-Ing.  Wien. 
Gutkowski  R.  Adj.  Krakau. 
Gutkowski  St.  Ing.-Adj.  Krakau. 
Guttenberg  J.  R.  v.  Insp.  Wels. 
Guttenfeld  A.  Stat.-VorstJ  Gmunden. 
Guttmann  G.  Ob.-Revid.  Stanislau. 
Guttmann   Gebr.   Grossindustr.   Wien . 

[K.-A.] 
Guttmann  H.  E.  Beamt.  Wien. 
Gwinner  A.  Adj.  Triest. 

Haager  C.  Buchbinder,  Wien. 

Haar  &  Steinen,  Buchhdlg.  Paris. 

Haas  F.  Offic.  Wien. 

Haas  F.  M.  Assist.  Szegedin. 

Haas  J.  Ing.  Knittelfeld. 

Haas  J.  Ing.  Wien. 

Haasbauer  A.  Stat.-Vorst.  Kims. 

Haase     A.     Grossindustr.     Trautenau. 

[K.-A.] 
Haba  L.  Offic.  Okrouhlitz. 
Habada  J.  Loc.-Führ.  Ebensee. 
Habal  J.  Assist.  Jitschin. 
Haball  J.  Bahnm.  Innsbruck. 
HabelJ.  Assist.  Liesingb.  Wien.  [K.-A.] 
Haber  D.  Rödelheim. 
Haberda  O.  Ing.  Pilsen. 
Haberer  T.  Min  -Rath  Wien. 
Hable  A.  Beamt.  Annathal-Rothau. 
Hack  W.  Ob.-Offic.  Wien. 
Häckel   v.   A.   Assist.   Hetzmannsdorf- 

Wullersdorf. 
Häckele  A.  Stat.-Sous-Chef,  Prag. 
Hacker  A.  Ob.-Ing.  St.  Veit  a.  d.  G. 
Hacker  E.  Loc.-Führ.  Prag. 
Hackhofer  K.  Beamt.  Budapest. 
Hackler  L.  Bur.-Vorst.-Stellv.  Wien. 
Hader  H.  Adj.  Wr.-Neustadt. 
Hadraba  F.  Beamt..  Trnowan. 
Hadwiger  F.  Stat.-Chef,  Braunau. 
Hafenscher  H.  Assist.  Melnik. 
Hafner  F.  Bahum.  Krainburg. 
Hafner  F.  Wagendirig.  Villach. 
Hahnel  W.  Bahnin.  Oberplan. 
Hais  H.  Assist.  Sudome>ic. 
Hajdussek  A.  Gontr.  Szegedin. 
Hajek  E.  Loc.-Führ.  Iglau. 


Häjck  F.  Stat.-Vorst.  Rewnitz. 

Hajek  J.  Stat.-Beanvt.  Raudnitz. 

Hajek  J.  Assist.  Sarajevo. 

Hajek  J.  Telegr.  Zellerndorf. 

H&k  G.  Sous-Chef,  Brunn. 

Hak  W.  Stat.-Chef  Schlappanitz.  [K.-A.] 

Halavanja  D.    Stat.-Chef,   Skalitz-Bos- 

kowitz. 
Halberstam  B.  Ing.  Kojetein. 
Halberstam  E.  Streck. -Vorst.  Zauchtcl. 
Haibert  R.  Assist.  Wien. 
Halfar  A.  Offic.  Graz. 
Halik  J.  Stat.-Vorst.  Kaumberg. 
Hallada  F.  Adj.  Görkau. 
Halledauer  R.  Beamt.  Wien. 
Haller  J.  HUfsbeamt.  Wien. 
Hallisch  O.  Stat.-Vorst.  Mostau-Xeba- 

nitz. 
Hallwich  W.  Ob.-Ing.  Wien. 
Haluska  J.  Stat.-Vorst.  Iglau. 
Hamann  J.  Buchhdlg.  B.-Leipa. 
Hämär  J.  Secret.  Wien. 
Hamberger-Mestl  J.  Beamt.  Wien. 
Hamerschlag  A.  Ob.-Insp.  i.  P.   Wien. 
Hamerschlag  G.  Ing.  Nimburg. 
Hamerschlag  J.  Ob.-Offic.  Wien. 
Hammer  E.  Assist.  Belohrad. 
Hammer  Rud.  Beamt.    Wappoltenreith 

[K.-A.] 
Hammerl  P.  Beamt.  Wien. 
Hammerle  R.  Secret.  Sarajevo. 
Hammerschmidt  J.  gepr.  Heiz.  Moatar. 
Hammig  K.  Contr.  Wien. 
Hampel  H.  Heiz.  Trautenau. 

H.unpel  J.  Loc.-Führ.  Nimburg. 
Hancek  J.  Sect.-Tischler,  Dervent. 
Handelsministerium  kgl.  ung.  Budapest 

[K.-A.] 
Hand.-  u.  Gew.-Kammer,  Bozen. 

Hand.-  u.  Gew.-Kammer,  Brody. 
Hand.-  u.  Gew.-Kammer,  Czernowitz. 
Hand.-  u.  Gew.-Kammer,  Feldkirch. 
Hand.-  u.  Gew.-Kammer,  Krakau. 
Hand.-  u.  Gew.-Kammer,  Pilsen.  [K.-A.] 
Hand.-  u.  Gew.-Kammer,  Prag. 

Hand.-  u.  Gew.-Kammer,  Reichenberg. 

Hand.-  u.    Gew.-Kammer,   Troppau. 
[K.-A.] 

Hand.-  u.  Gew.-Kammer,  Wien.  [K.-A.] 

Handstanger  F.  Stat.-Vorst.  Steyr. 

Hanel  R.  Kanzl.  Jägerndorf. 

Haengel  G.  Stat.-Leit.  Neuhaus. 

Hanika  A.  Assist.  Stanislau. 

Hankenberg  Th.   v.  Sect.-Rath,  Wien. 

Hanl  W.  Stat.-Vorst.  Bruch. 

Hännich  R.  Kanzl.  Liebau. 

Hannover  E.  Dr.  Concip.  Wien. 

Hanreich  A.  Beamt.  Brunn. 

Hanreich  L.  Offic.  Bisenz. 

Hanslik  E.  Adj.  Wien. 

Hanst  W.  A.  Grossindustrieller,  Wien. 

Hantschel  R.  Assist.  Innsbruck. 

Hantschke  W.  Insp.  Wien. 

Hanus  F.  Beamt.  Smecna-Sternberg. 

Hanus  J.  Assist.  Prag. 

Harnisch  J.  Stat.-Vorst.  Bogdanöwka. 

Hanusek  Th.  Abi.- Wacht.  Gr.-Raming. 

Hanzl  J.  Beamt.  Prag. 

Harapat  F.  Ob.-Ing.  Wien. 

Hardegg  Franz  Graf  v.  Wien.  [K.-A.] 

Härdtl  H.  Beamt.  Saaz. 

Häring  W.  Kanzl.  St.  Veit  a.  d.  G. 

Harlas  A.  Ob.-Insp.  Prag. 

Harlass  V.  Ing.-Assist.  Prag. 

Harrach  J.  Graf  Erlaucht  Wien.  [K.-A.] 

Harrer  K.  Insp.  Salzburg. 

Hartl  L.  Loc.-Führ.  Falkenau. 

Hartleben  A.  Buchhdlg.  Wien.  [4  Expl.] 

Hartmann  L.  Ob.-Ing.  Bubna. 

Hartwig  A.  Kais.  Rath,  Ob.-Insp. Wien. 

Hascha  K.  Secret.  Sarajevo. 

Hascher  K.  Ob.-Ing.  Friedek. 

Haschka  F.  Stat.-Leit.    Wilhelmsburg. 

Haselberger  R.  Assist.  Fehring. 

Hassal  F.  Beamt.  Neutitschein. 

Hassek  E.  Loc.-Führ.  Krakau. 

Hasselbrink    &    Ehrat,    Buchhandlung 
St.  Gallen. 

Hassfurter  F.  Ing.  Karlsbad. 

Hassmann  F.  Assist.  Wien. 

Hastreiter  J.  Beamt.  Brunn. 

Hastreiter  W.  Beamt.  Wien, 

Hatlanek  J.  Ing.  Wien. 

Hatscbbach  F.  Ing.-Adj.  Obertraun. 

Hatter  J.  Assist.  Wittmannsdorf. 


Hau  F.  Ob.-Revid.  Wien. 

Hauer  F.  Exped.  Laibach. 

Häuf  I.  Baumeister,  Starkenbach. 

Hauff  E.  Ing.  Wien. 

Haugwitz  H.  Graf  v.  Namiest.  [K.-A.] 

Hauptmann  F.  Mat.-Mag.-Vorst.  Stanis- 
lau. 

Hauser  A.  Obj.  Ing.  Linz. 

Hauser  E.  Stat.-Chef,  Cilli. 

Hauser  G.  Betr.-Assist.  Leopoldshöhe. 

Hauser  W.  Ob.-Ing.  Wien. 

Hausser  K.  E.  v.  Dr.  Secret.  Wien. 

Hauswirth  Dr.  Ernest  Hochw.  Abt. 
Wien.  [K.-A.l 

Hauthaler  J.  Assist.  Bischof shofen. 

Havel  J.  Adj.  Prevali. 

Havlicek  A.  Ob.-Revid.  Prag. 

Havlicek  K.  Assist.  Doboj. 

Havlik  A.  Insp.  Trautenau. 

Hawel  J.  Offic.  Rossitz. 

Hawel  J.  Stat.-Vorst.  Sebusein. 

Hawel  J.  Stat.-Vorst.  Welchau- Wick- 
witz. 

Hawelka  A.  Bahnaufs.  Prag. 

Hawelka  F.  Loc.-Führ.  Wien. 

Hawerda  J.  Adj.  Olmütz. 

Hawlicek  L.  Beamt.  Prag. 

Hawlik  W.  Adj.  Pilsen. 

Hawranek  C.  Beamt.  Tetschen. 

Hawranek  F.  Stat.-Chef,Matha-Mohren. 

Hazai  H.  Beamt.  Budapest. 

Hebler  F.  Mag.-Aufs.  Hadikfalva. 

Hecht  F.  Assist.  Weiss-Tfemeschna. 

Hecht  G.  Pers.-Cass.  Kuttenthal. 

Hecht  R.  Assist.  Wien. 

Heckel  J.  Stat.-Chef,  Markt-Tüffer. 

Heckel  J.  Ob.-Ing.  Villach. 

Heger  J.  Beamt.  Wien. 

Heid  A.  Ing.  St.  Leonhard. 

Heider  J.  Bahnm.  Pragerhof. 

Heigl  G.  Stat.-Chef,  Görz. 

Heim  L.  Assist.  Wien. 

Heimbold  R.  k.  k.  Reg.-Rath,  coinm. 
Direct.  Wien. 

Heindl  F.  k.  k.  Hofrath,  Wien. 

Heinisch  K.  Stat.-Chef,  St.  Marx. 

Heini  K.  Assist.  Wien. 

Heini  V.  Revid.  Wien. 

Heinrich  E.  Stat.-Vorst.  Bosn.-Brod. 

Heinrich  M.  Revid.  Prag. 

Heinrich  W.  Assist.  Villach. 

Heinz  F.  Adj.  Sarajevo. 

Heinze  G.  Ob.-Offic.  Wien. 

Heisinger  G.  Assist.  Bosn.-Brod. 

Heiss  R.  Offic.  Pilsen. 

Heissel  F.  Ing.  Innsbruck. 

Heizhausleitung  der  N.-W.-B.  Iglau. 

Hejda  F.  Bahnm.  Drahotusch. 

Hejdusck  F.  Stat.-Chef,   Schwarzbach. 

Hejny  E.  Adj.  Brück  a.  M. 

Helf  C.  Sort.-Buchhdl.  Wien.  [25  Expl.] 

Hellebrand  I.  Ing.  Radautz. 

Heller  F.  Bahnm.  Morchenstern. 

Heller  K.  Beamt.  Wien. 

Heller  S.  Concip.  Wien. 

Heller  V.  Ing.-Adj.  Judenburg. 

Helliger  A.  Bahnin.  Liebstadtl. 

Helm  G.  Adj.  Knittelfeld. 

Heltai  Ludw.  Budapest. 

Helwig  Th.  Revid.  Wien. 

Henke  A.  Bahnm.  Gr.-Raming.  [K.-A.] 

Henker  J.  Adj.  Wien. 

Hennig  C.  Adj.  Wien. 

Henzel  F.  Stat.-Aufs.  Launsdorf. 

Hepp  V.  Kanzl.  Sarajevo. 

Heraf  O.  Assist.  Znaim. 

Herain  W.  Mat.-Mag.-Vorst.  Salzburg. 

Heraut  V.  Assist.  Nimburg. 

Herbig  A.  Insp.  Graz. 

Herbig  A.  Assist.  St.  Michael  °/  L. 

Heren  V.  Stat.-Chef,  Monfalcone. 

Herfurth  J.  Ing.  Teplitz. 

Herget  J.  Revid.  Prag. 

Herkner  P.  Insp.  Prag. 

Hefmann  A.  Ob.-Revid.  Olmütz. 

Hermann  F.  Revid.  Stanislau. 

Hermann  J.  Kanzl.  Prijedor. 

Herold  F.  Offic.  Wien. 

Herrdegen  J.  Insp.  Wien. 

Herrmann  A.  Adj.  Marienbad. 

Herrmann  H.  Stat.-Vorst.  Spülern. 

Herrmann  L.  Adj.  Prag. 

Herschmann  A.  Stat.-Vorst.  Parschnitz. 

Herschthal  S.  Ing.  Tarnopol. 

Hervert  F.  Beamt.  Neratowitx. 
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Herzfeld  M.  Adj.  Szegedin. 

Herzhaft  S.  Ing.-Adj.  Wien. 

Herzmansky  A.  Beamt.  Prag. 

Herzner  K.  Ob.-Kevid.  Wien. 

Herzog  M.  Stat.-Vorst.  Lachowice. 

Hesky  R.  Insp.  Wien. 

Heurteux  C.  Ur.  Concip.  Tarnopol. 

Hicade  F.  Revid.  Wien. 

Hiebaum  C.  Stat.-Vorst.  Lend-Gastein. 

Hiekel  R.  Beamt.  Teplitz. 

Hiersche  J.  Offic.  Leitmeritz. 

Hietel  E.  Offic.  Tannwald. 

Hubert  K.  Stat.-Exped.  Grasstein. 

Hild  R.  Stat.  Vorst.  Freiberg. 

Hildebrand  E.  Loc.-Führ.  Olmiitz. 

Hill  H.  Ob.-Ing.  Windischgrätz. 

Hiller  F.  Ing.  Wien. 

Hiller  Paul  &  Comp.  Wien    [K.-A.] 

Hillinger  K.  R.  v.  Hand.-Kamm.-Präs. 

Klagenfurt. 
Hilpert  C.  Loc.-Führ.  Friedek. 
Himmel  R.  Ob.-Insp.  Budapest. 
Himmer  K.  Loc.-Führ.  Cilli. 
Hingier  E.  Ob.-Revid.  Lemberg. 
Hinrichs'sche  J.  C.  Buchhdlg.  Leipzig. 
Hintenaus  J.  Stat.-Vorst.  Bad  Hall. 
Hinterberger  L.  Stat.-Aufs.  Hirt. 
Hinterholzer  J.  Bahnm.  Lengenfeld. 
Hintermann  J.  Stat.-Aufs.  Weyer. 
Hinterwaldner  L.  Assist.  Innsbruck. 
Hippmann  F.  Loc.-Führ.  Ebensee. 
Hirsch  H.  Assist.  Reichenberg. 
Hirsch  C.  H.  &  Comp.  Wien.  [K  -A.] 
Hirschfeld  A.  Beamt.  Budapest. 
Hitzfeld  J.  Ob.-Offic.  Wildon. 
Hlach  J.  Stat.-Vorst.  Freistadt. 
Hladik  W.  Stat.-Vorst.  Krupa. 
Hladik  W.  Assist.  Wien. 
Hlatky  R.  Assist.  Wien. 
Hlava  V.  Offic.  Wien. 
111. iva:  A.  Ing.  Wildenschwert. 
Hlaväc  F.  Stat.-Vorst.  Göpfritz. 
Hlavinicka  F.  Loc.-FUhr.MUrzzuschlag 
Hlavsa  A.  Beamt.  Theresienstadt. 
Hlawaczek  H.  Assist.  Wien. 
Hlawatschek  R.  Beamt.  Wien. 
Hlawiczka  A.  Loc.-Führ.  Wien. 
Hledik  C.  Stat.-Vorst.  Rokycan. 
Hlousek  F.  Stat.-Vorst.  Winterberg. 
Hlousek  J.  Beamt.  Brtinn. 
Höbinger    R.    Vorst.    B.-Stat.-A.  Pen- 

zing. 
Hobisch  F.  Ob.-Conduct.  Glandorf. 
Hobisch  J.  Adj.  Ala. 
Hocevar  J.  Assist.  Villach. 
Hocevar  J    Assist.  Triest.  [K.-A.] 
Hochberg  E.  Ing.  Sarajevo. 
Hochbichler  C.  Assist.  Braunau. 
Hochfeld  H.  Ing.  Przemysl. 
Hochmuth  M.  Ob.-Ing.  Gmünd. 
Hoder  A.  Offic.  Pardubitz. 
Hodinar  J.  Assist.  Bilin. 
Hodum  C.  Ob.-Revid.  Wien. 
Hofbauer  F.  Wag.-Dirig.  Wr.-Neustadt. 
Hofbaur  G.  Mag.-Aufs.  Saitz. 
Hoffmann  A.  Beamt.  Prag. 
Hoffmann  C.  Stat.-Sous-Chef,  Prag. 
Hoffmann  F.  Offic.  Bodenbach. 
Hoffmann  F.  Loc.-Führ.  Lemberg. 
Hoffmann  H.  Beamt.  Salzburg. 
Hoffmann  H.  Secret.  Wien. 
Hoffmann  J.  Bahnm.  Erdweis. 
Hoffmann  J.  Adj.  Prag. 
Hoffmann  K.  Beamt.  Wien. 
Hoffmann  K.  Triest. 
Hoffmann  jr.  K    Triest, 
Hoffmann  L.  Disp.  Wien. 
Hoffmann  R.  Assist.  Villach. 
Hoffmann  V.  Administrator,  Milotitz. 
Hoffmann  V.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 
Hoffmann  W.  Werkführ.  Innsbruck. 
Hoffmann  W.  Revid.  Wien. 
Höfler  J.  Ing.-Adj.  Laibach. 
Hofmaninger  K.    gepr.  Heiz.  B.-Brod. 
Hofmann  E.  Ob.-Revid.  Wien. 
Hofmann  F.  Stat.-Vorst.  Castolowitz. 
Hofmann  F.  Offic.  Graz. 
Hofmann  F.  Insp.u.  Stat.-Chef,Trient. 
Hofmann  H.  Dr.  Concip.   Hopfgarten. 
Hofmann  J.  Adj.  Budweis. 
Hofmann  K.  Adj.  Czernowitz. 
Hofmann  R.  Assist.  Unzmarkt. 
Hofstätter  A.  Blockmeist.  Linz. 
Högler  V.  Adj.  Brück  a.  M. 
Hohenberger  J.  Hilfsb.  Wien. 


Hohenegger  E.  k.  u.  k.  Lieut.  Korneu- 
burg. 
Hohenegger  A.  Assist.  Vöcklamarkt. 
Hohl  C.  Offic.  Wien. 
Hohn  R.  Ob.-Insp.  Wien. 
Hojny  J.  Beamt.  Neustraschitz. 
Holec  P.  Assist.  Littitz. 
Holeiek  K.  Ob.-Offic.  Napagedl. 
Holecek  W.  Insp.  Prag. 
Holeczek  A.  Offic.  Wisocan. 
Holenia  F.  Ing.  Kotzman. 
Holitsch  A.  Ob.-Ing.  Wien. 
Holl  E.  Beamt.  Wien. 
Höller  F.  Ing.-Adj.  Wien. 
Hollmann  J.  Loc.-Führ.  Trautenau. 
Höllrigl  C.  Offic.  Wien. 
Holobirek  W.  Assist.  Königinhof. 
Holomek  F.  Assist.  Wien. 
Holtsche  J.  Buchhdlg.  Neuhaus. 

[2  Expl.] 
Holub  F.  Assist.  Oberleutensdorf. 
Holub  H.  Vorst.  d.  B.-Stat.-A.  Kruinau. 
Hölzel  J.  Gen. -Insp.  i.  P.  Wien. 
Hölzers   Nachf.     Buchhandlung    Neu- 
titschein. [2  Expl.] 
Holzgruber  Th.  Offic.  Meidling. 
Holzhammer  K.  Arch.  u.  Ing.  Wien. 
Holzinger  G.  Offic.  Köflach. 
Holzinger  J.  Ob.-Revid.  Wien. 
Hölzl  C.  v.  Buchhdlg.  Wien. 
Hölzl  F.  Ing.  Eggenburg. 
Holzweber  F.  Ob.-Ing.  Wien. 
Homolka  W.  Beamt.  Prag. 
Homschak  M.  Ing.-Adj.  Bludenz. 
Honcik  J.  Loc.-Führ.  Wels. 
Honig  E.  Adm. -Beamt.  Lemberg. 
Honka  G.  Loc.-Führ.  Marburg. 
Honner  F.  Masch.-Wärt.  Steinbrück. 
Honvery  St.  Dr.  Concip.  Wien. 
Höpfl  J.  Revid.  Wien. 
Höpflinger  A.  Ob.-Ing.  Wels. 
Höpperger  A.  Stat.-Vorst.  Divaca. 
Hör  J.  Bahnm.  Oberleutensdorf. 
Hora  A.  Ing.-Adj.  Stanislau. 
Hora  J.  Adj.  Prag. 
Horäk  J.  Stat.-Leit.  Kanina-Ujezd. 
Horäk  W.  Ob.-Ing.  Pilsen. 
Horcziczka  A.  Ob.-Offic.  Wien. 
Hordina  J.  Beamt.  Prag. 
Hordynski  St.  R.  v.  Adj.  N.-Sandec. 
Hordyriski  Th.  R.  v.  Ing.  Linz. 
Horenovsky  W.  Loc.-Führ.  Komotau. 
Horginer  N.  Adj.  Wien. 
Horky  F.  Assist.  Haag. 
Hörl  J.  Assist.  Wien. 
Hörn  A.  Adj.  Olmütz. 
Hörner    K.    v.    Roithberg,    Betr.-Leit. 

Wolfsberg. 
Hornischer  C.  Offic.  Floridsdorf. 
Horodecki  C.  Assist.  Klosterneuburg- 

Weidling. 
Horoszkiewicz    J.     Staatsb.-Dir.-Stell- 

vertr.  Krakau. 
Horowitz  S.  Ing.  Unt.-Wikow. 
Hörschinger  F.  Assist.  Gmunden. 
Horsky  R.  Beamt.  Wien. 
Horsky  Th.  Beamt.  Wien. 
Horst  E.  Insp.  Wien. 

Hürtlehner  F.  Adj.  Wien. 

Horvftth   de  Lomnicza-Kissevich  J.  v. 
Tarifbeamt.  Ujpest. 

Hoschkara  F.  Stat.-Vorst.  Steg. 

Höschl  F.  Ing.  Sambor. 

Hösler  R.  Assist.  Hohenelbe. 

Hosp  A.  Gep.-Cond.  Kufstein. 

Hössig  E.  Revid.  Wien. 

Host  A.  F.  u.  Sön,   Buchhdlg.  Kopen- 
hagen. 

Houfek  L.  Beamt.  Tauschim. 

HouävaA.  Stat.-Leit.  Drazice-Wejretz. 

Howorka  K.  Stat.-Vorst.  Turnau. 

Hoydar  F.  Ob.-Revid.  Wien. 

Hrabal  A.  Beamt.  Austerlitz. 

Hrabal  L.  Schlosserheiz.  Czernowitz. 

Hrabal  R.  k.  u.  k.  Lieut.  Korneuburg. 

Hräsovec  E.  Stat.-Chef,  Kirchbichl. 

Hrastnig  A.  Loc.-Führ.  Marburg. 

Hrazdira  F.  Staatsb.-Dir.-Stellv.  Pilsen. 

Hrdlicka  J.  Beamt.  Prag. 

Hrdliüka  R.  Adj.  St.  Veit  a.  G. 

Hrdlicka  W.  Stat.-Vorst.  Dolnja-Tuzla. 

Hribovsek  L.  Loc.-Führ.  Laibach. 

Hron  J.  Stat.-Chef,  Elbeteinitz. 

Hron  M.  Ing.-Adj.  Podersam. 

Hrones  J.  Offic.  Wien. 


Hrouda  F.  Wels. 

Hrozek  J.  Assist.  Okfisko. 

Hruban  F.  Revid.  OlmUtz. 

Hruby  C.  Verk.-Contr.  Prag. 

Hruby  F.  Stat.- Verst.  U.-Brod. 

Hruby  J.  Ing.  Olmütz. 

Hruschan  F.  Ing.-Assist.  Wien. 

Hruschka  G.  Bauassist.  Tepl. 

Hübel  E.  Beamt.  B.-Leipa. 

Hübel  J.  Assist.  Villach. 

Hübel  J.  Ob.-Insp.  Villach. 

Huber  A.  Stat.-Vorst.  Feldkirchen. 

Huber  A.  Ob.-Revid.  Prag. 

Huber  u.  Lahme,  Buchhdlg.  Wien. 

Huber  J.  k.  u.  k.  Hptm.  Korneuburg. 

[K.-A.] 
Hueber  F.  Assist.  Olmütz. 
Huber  J.  Ob.-Revid.  Lemberg. 
Huber  M.  Dr.  Concip.  Villach. 
Hubmayer  C.  Insp.  Wien. 
Hübner  A.  Stat.-Vorst.  Prag. 
Hübner  F.  Hilfsbeamt.  Chotzen. 
Hübner  R.  Beamt.  Klösterle. 
Hübscher  A.  Assist.  Prag. 
Hübscher  Th.  Offic.  Wien. 
Hudetz  J.  Loc.-Führ.  Mürzzuschlag. 
Hudlak  R.  Loc.-Führ.  Trautenau. 
Huet  Th.  Assist.  N.-Sandec. 
Hula  J.  Assist.  Liezen. 
Hula  J.  Offic.  Prag. 
Hulek  F.  Stat.-Exped.  Brüx. 
Hulka  L.  Offic.  Starkenbach. 
Huemer  I.  Assist.  WTien. 
Huemer  L.  Stat.-Vorst.  Neuhofen. 
Humhai  R.  Stat.-Vorst.  Eisenberg. 
Huml  F.  Loc.-Führ.  Jablunkau. 
Hunger  K.  Stat.-Vorst.  Reichstadt. 
Hupf  J.  Ob.-Cond.  Glandorf. 
Hüpfel  E.  Adj.  Villach. 
Hüpfel  E.  Assist.  Scheifling. 
Hurtz  J.  Ing.-Adj.  Welsberg. 
Husnik  H.  kais.  Rath,  Ob.-Insp.  Mähr.- 

Ostrau. 
Husnik  St.  Ing.-Adj,  Prerau. 
Huss  J.  Offic.  Wien. 
Huss  L.  Ob.-Baurath,  Wien. 
Hussl  J.  Adj.  Olmütz. 
Hutowicz  D.  Assist.  Drohobycz. 
Hutter  I.  Adj.  Lemberg. 
Hüttl  E.  Exp.  Ellbogen. 
Hüttl  J.  Insp.  Prag. 
Hüttmann  R.  Telegr.-Contr.  Wien. 
Hvala  J.  Babhin.  Kozina. 
Hynek  A.  Buchhdlg.  Prag.  [3  Expl.] 

Iglatowski  J.  Ob.-Insp.  Wien. 

Ulk  F.  Ob.-Gontr.  Wien. 

Imm  K.    Vorst.   der  Mat.- Verwaltung, 

Sarajevo. 
Immer  J.  Insp.  Wien. 
Immerblum  J.  Beamt.  Szegedin. 
Indig  A.  Beamt.  Klausenburg. 
Inführ  J.  Beamt.  Wappoltenreith-Raabs. 
Inglitsch  A. Stat. -Vorst.  St. Georgen  a:  M. 
Inglitsch  V.  Werkm.  Laibach. 
Inngraf  G.  Adj.  Wien. 
Irgl  E.  Ing.  Czernowitz. 
Isbary  R.  Freih.  v.  Wien.  [K.-A.] 
Isnenghi  R.  Beamt.  Salzburg. 
Isnenghi  Th.  Assist.  Westendorf. 
Iszkowski  M.  Sect.-Vorst.  Sambor. 
Itzeles  L.  Ing.  Prag. 
Ivanus  F.  Pöltschach. 

Jablonka  A.  Stat.-Chef,  Blazowitz. 
Jachimowski     E.    Sect.-Vorst.    Rawa- 

Ruska. 
Jäckel  J.  Assist.  Wels. 
JäckI  H.  Beamt.  Mariaschein. 
Jacobi  H.  Revid.  Wien. 
Jäger  F.  Loc.-Führ.  Wien. 
jagisch  L.  Buchh.  Wien. 
Jahn  L.  Revid.  Wien. 
Jahn  O.  Ing.  Wien. 
Jahoda  V.  Baurath,  Wien. 
Takes"  A.  Assist.  Hostiwar. 
Jakl  E.  Stat.-Vorst.  Maria-Rats chitz. 
Jakob  J.  Beamt.  Weinberge. 
Jakubowski  L.  Loc.-Führ.  Sereth. 
Jakubü  V.  Assist.  Laun. 
Jana  C.  Stat.-Vorst.  Ströme. 
Janak  A.  Stat.-Exped.  Kaltenleutgeben. 
Janak  J.  Beamt.  Prag. 
Janatka  L.  Stat.-Vorst.  Gr.-Wisternitz. 
Janda  J.  Stat.-Vorst.  Zwolenowes. 
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JaneCka  J.  Stat.-Vorst.  Haslach. 
Janelli  A.  Assist.  Podlczc.  [K.-A.] 
Janeä  J.  Stat.-Vorst.  Zwardon. 
janetschek  I.  Beamt.  Prag. 
Janicki  St.  Loc.-Führ.  Kopczynce. 
Janiewski    L.    Adj.    Podwoloczyska. 
janisch  L.  Adj.  Schwanenstadt. 
Janitschek  A.  Beamt.  Teschen. 
Jankwitz  E.  v.  Beamt.  Brodek. 
Jan nach  C.  v.  Buchh.  Wien. 
Jannasch  H.  Beamt.  Wien. 
Jannasch  F.    Buchhdlg.    Reichenberg. 

[6  Expl.] 
Janota  G.  A.  Ob.-Insp.  Wien. 
Jansen  C.  Diurn.  Zenic.i. 
Janus  A.  Besamt.  Prag. 
>Janus<  Lebensvers. -Ges.  Wien.    K.-A.~ 
Januschka  F.  Revid.  Olmütz. 
Januszewski  J.  Bahnm.  Hadikfalva. 
Jarocki  M.  Ob.-Ing.  Krakau. 
Jarolimek  F.  Ing.-Cand.  Prag-. 
Jarosch  A.  Ing.-Assist.  Wien. 
Jarosch  M.  Adj.  Wien. 
Jarosiewicz  S.  Sect.-Vorst.  Ustrzyki. 
Jarsch  F.  Stat.-Vorst.  Kolleschowitz. 
Jarsch  H.  R.  v.  Insp.  Prag. 
Jarzyna  X.  Maschinist.  Krakau. 
Jasny  C  Ob.-Offic.  Salzburg.  [K.-A.] 
Jauris  F.  B.-Stat.-A.-Vorst.  Tabor. 
Jaworski  A.  Ing.  Aussig. 
Jaworski  L.  Ob.-Revid.  Lemberg. 
Jaworski  I.  v.  Revid.  Krakau. 
Jayet  C.  Beamt.  Wien. 
Jeanot  V.  Assist.  Freiheit -Johbad. 
Jecminek  V.  Stat.- Vorst.  \izmarje. 
Jeczminek  F.  Ob.-Revid.  Olmütz. 
Jedlicka  G.  Assist.  Pilsen. 
J^drkiewicz  A.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Jehltcka  J.  Loc.-Führ.  Komotau. 
Jellinek  E.  Hilfsbeauit.  M.-Ostrau. 
jelonck  St.  Ob.-Ing.  X.-Sandec. 
Jenner  G.  v.  Stat,-Vorst.  Pilnikau. 
Jentsc  h  J.  Assist.  Innsbruck. 
Jenny  C.  R.  v.  Ob.-Ing.  Linz. 
Jenny  K.  Insp.  Innsbruck. 
Jensovsky  J.  Vorst.  d.  Betriebsleitung. 

Spalato. 
Jerabek  F.  Kanzl.  Holleschau. 
Jereb  P.  Assist.  Podnart-Kropp. 
Jerg  H.  Hilfsbeamt.  Han  Marica. 
Jerm  F.  Adj.  DivaCa. 
Jeschenagg  P.    Assist.  Feldbach. 
Jessernigg  H.  Bergbeamt,  Siveric. 
Jetmar  F.  Ob.-Ing.  Prag. 
Jettmar  A.  Kanzl.  Czernowitz. 
Jilg  J.  Ing.  u.  Stat.-Chef,  Kolin. 
Jilg  J.  Insp.  Graz. 
Jirak  St.  Diurn.  Prag. 
Jircik  J.  Assist.  Divaca. 
Jirka  J.  Ob.-Werkführ.  PKvoz. 
Jirouschek  J.  Insp.  Pilsen. 

iirus  C.  Beamt.  Luzna-Liscban. 
oanovits  N.  Beamt.  Fiume. 
ohannisberg  Masch.-Fabr.  Geisenheim 

a  Rhn.     K.-A. 
John  R.  Adj.  Wien. 
John  W.  Ob.-Ing.  Brüx. 
John   v.   Stauffenfels    P.   Stat.-Vorst. 

Weidlingau-Hadcrsdorf. 
Jokalitsch  O.  Zugsführ.  Divaca. 
Joksch  H.  Ofnc.  Libiaz. 
Jonasch  A.  Ob.-Ing.  Aussig. 
Jones  E.  Revid.  Olmütz. 
Jordan  J.  Adj.  Hetzendorf. 
Josika  v.  Branyit&ka  S.  Freih.  v.  Exe. 

k.  ung.  .Minister.  Wien.  [K.-A.] 
Juch  K.  Assist.  Imst. 
lud  J.  Loc.-Führ.  Triest. 
Judenhof  er  M.  Assist.  Leoben. 
Judihar  L.  Bahnm.  Vnterschischka. 
Jug  A.  Stat.-Exped.  Gummern. 
Jugl  F.  Stat.-Leit.   Arbing. 
Juhn  K.  Adj.  Teplitz. 
Jüllig  M.  Ob.-Ing.  Wien. 

!ung  R.  Rev.  Olmütz 
ungmair.  J.  X.  Hon.-Beamt.  Linz. 
ung-wirth  F.  Beamt.  Brunn, 
ungwirth  R.  Adj.  Simbach. 
uxda  J.  Stat.-Vorst.  Althütten, 
urkiewiez  L.   R.   v.   Mag.-Vorst.   Ko- 
lomea. 
Just  J.  Assist.  Arnau. 
Juvan  J.  Assist.  Ternitz. 

Kabät  M.  Werkscassier,  Rapitz. 


Kacenka  E.  Stat.-Chef.  Pecek. 

Kaczynski  L.  Ing.  Lemberg. 

Kadefabek  C.  Werkführ.  Wien. 

Kadlik,  E.  Ing.  Wien. 

Kagerer  F.  Ing.  Knittelfeld. 

Kahle  K.  Loc.-Führ.  Komotau. 

Kahler  E.  Beamt.  Prag. 

Kahlcrt  R.  E.  v.  Adj.  Olmütz. 

Kaigl  H.  Adj.  Prag. 

Kaindlstorfer  L.  Stat.-Yorst.  Vockla- 
markt. 

Kaiser  F.  Offic.  Meidling. 

Kaiser  J.  Bahnm.  KI.-Reifling. 

Kaiser  St.  Ing.  Strvj. 

Kaiser  W.  Ing.  Ried. 

Kajanek  J.  Werkm.  X.-Sandec. 

Kaizl  Dr.  Jos.  Exe.  k.  k.  Finanzmin. 
Wien.  [K.-A.] 

Kalkers  P.  Bahnm.  Lemberg. 

Kalkus  F.  Loc.-Führ.  Lemberg. 

Kalla  F.  Ob.-Ing.  Olmütz. 

Kailab  E.  Fabrikant.  Gr.-Mese ritsch. 

Kallhofert  C.  Prag. 

Kalliwoda  A.  k.  u.  k.  Hauptm.  Korneu- 
burg. 

Kalmucki  M.  R.  v.  Insp.  Suczawa. 

Kaltenbach  A.  Werkm.  Linz. 

Kaltenbach  R.  Beamt.  Wien. 

Kalus  F.  Insp.  Marburg. 

Kalus  F.  Insp.  Marburg.  [K.-A.] 

Kaluschkc  H.  Commissär.  Wien. 

Kaluschke  J.  Ob.-Insp.  Wien. 

Kalusek  B.  Diurn.  Dolnja-Tuzla, 

Kaluski  J.  Insp.  Przemysl. 

Kamler  E.  Direct.-Stellv.  Banjaluka. 

Kammerer  A.  H.  Stat.-Vorst.  Kreibitz- 
Teichstadt. 

Kammerhuber  O.  Insp.  Wien. 

Kaxuptner  C.  Contr.  Triest. 

Kanda  A.  Offic.  Wien. 

Kandier  J.  Werkm.  Knittelfeld. 

Kanduth  F.  Mag.-Aufs.  Lees-Veldes. 

Kanitz  J.  Exped.  Wien. 

Kannenberg  C.  Assist.  Zadwörze. 

Kant  A.  Ob.-Insp.  Budapest, 

Kant  R.  Beamt.  Csäcsa. 

Kaplan  K.  Ob.-Ing.  Wien. 

Kaptanski  B.  Adj.  Barszczowice. 

Kapp  C.  Assist.  Wien. 

Kappeller  E.  v.  Ob.-Offic.  Kufstein. 

Kappes  K.  Ob.-Ing.  Wien. 

Kapral  J.  Beamt.  Wien. 

Karatiat  J.  Assist.  Poloa-Stecken. 

Karafiat  G.  &  R.  Buchhdlg.  Brunn. 

Karas  A.  Ob.-Ing.  Krakau. 

Kar  äset  R.  Contr.  Wien. 

Karaus  A.  Loc.-Führ.  Klostcrgrab. 

Kardos  I.  Contr.  Budapest. 

Kareis  J.  Hofrath.  Wien. 

Karel  W.  Werkführ.  Kralup  a.  M. 

Karger  K.  Ob.-Offic.  Brück  a.  M. 

Karlik  J.  Beamt.  Karlsbad. 

Karlseder  R.  Bahnm.  Wolkersdorf. 

Kamu  J.  Streck  -Vorst.  Kladno. 

Karol  D.  Irg-Adj.  Wolkowce. 

Karplus  J.  k.  u.  k.  Lieut.  Korneuburg. 

Karrer  M.  Kanzl.  Linz. 

Käs  H.  Assist.  Wien. 

Kaschny  C.  Loc.-Führ.  Oswiecim. 

Kaschtofsky  A.  Brückenmeist.  Prag. 

Kasparek  A.  Adj.  Wien. 

Käss  K.  Bahnm.  Studenetz. 

Kasscgger  L.  Bahnm.  Waidhofen  a.  Y. 

Kassekert  J.  Ing.  Prag. 

Kastl  R.  Stat.-Lciter.  Kralitz. 

Kastner  j.  Insp.  Innsbruck. 

Kathrein  A.  Assist.  Innsbruck. 

Katz  I.  Ing.  Stanislau. 

Katz  G.  Buchhdlg.  Bndapest.  [jExpl.J 

Kaucky  V.  Stat.-Vorst.  Moravan. 

Kauders  J.  Beamt.  Stadlau 

Kaufmann  M.  Adj.  Salzburg. 

Kaufmann  S.  Ob.-Ing.  Budapest. 

Kaulfus  J.  Beamt.  Prag. 

Kaulich  F.J.  Beamt.  Prag. 

Kaurimsky  F.  Assist.  Baden. 

Kauscheder  J.  Beamt.  Wien. 

Kautek  A.  Adj.  Pilsen. 

Kautzner  C.  Exped.  Pragerhof. 

Kautzner  F.  Stat.- Vorst.  Kasnau. 

KavalaJ.  Streck. -Vorst.  Luzna-Lischan. 

Kavcfc^  J.  Offic.  Triest. 

Kawadek  H.  Assist.  Glandorf. 

Kawecki  L.  Stat.-Vorst.  Wygnanka. 

Kaxda  F.  Beamt.  t'nterrohr. 


Kazda  J.  Kanal.  Wien. 
Keffer  A.  Loc.-Führ.  Linz. 
Kein1  H.  Adj.  Cilli. 
Keler  E.  v.  Ob.-Ing.  Stanislau. 
Keller  E.  Stat.-Anfs.  Banjaluka. 
Keller  H.  R.  v.  Assist.  Wien. 
Kemink  &  Zoon's  Sort.  Utrecht. 
Kemlein   H.    Stat.-Vorst.   Grund-Geor- 
genthal. 
Kempf  F.  Adj.  Villach. 
Kepes  J.  E.  v.  Somogv,  Insp.  Wien. 
Keplinger  M.  Stau-Vorst.  Pians. 
Keppnik  J.  Loc.-Führ.  Laibach. 
Kern  A.  Revid.  Wien. 
Kern  F.  Zugsführ.  Banjaluka. 
Kerpl  H.  Ob.-Ing.  Pilsen. 
Kessler  M.  Stat.  Chef,  Littau. 
Kessler  R.  Asp.  Grieskirchcn. 
Kessner  L.  Beamt.  Turnau. 
Kcstranek  C.  Adj.  Uhl 
Keyf  J.  Stat.- Vorst.  Bleistadt. 
Khcil  C.  Mat.-Dep.-Aufs.  Ximburg. 
Khu  J.  k.  u.  k.  Hauptmann,  Wien. 
Khuen  L.  Assist.  St.  Anton. 
Kielmansegg  Erich  Graf  von.  Exe.  k.  k. 

Statthalter.  Wien.  [K.-A.] 
Kiesling  W.  Ob.-Ofnc.  Brück  a  d  M. 
Kilar  J.  Wag. -Meist.  Stanislau. 
Killer  O.  kais.  Rath.  Insp.  Wien. 
Kilian    F.    Iniv.-Buchhdlg.    Budapest. 

[4  ExpL] 
Kimlein  A.  Beamt.  Wien. 
Kindelhofer  C.  Ob.-Offic.  Wien. 
Kirchbergcr  C.  Beamt.  Wien. 
Kirchhof  L.  Stat.-Vorst.  Vntermorchen- 

stern. 
Kirchmaier  H.  Ing.  Wien. 
Kirchmair  A.  Assist.  Jenbach. 
Kirchner  F.  Beamt.  Komotau. 
Kirchner  v.  Xeukirchen  A.  Adj.  Klattau. 
Kirchner   v.    Xeukirchen    H.    k.    u.    k. 

Hauptm.  Korneuburg. 
Kirchner    v.    Xeukirchen   Z.    k.   u.    k. 

Oblieut.  Kornenburg. 
KirchwegerM.  Stat.- Vorst.  Gr.-Söding. 
Kirsch  F.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 
Kirschik  L.  Contr.  Wien. 
Kisvarday  E.  Aush.-Bahnm.    Dignano. 
Kittel  H.  techn.  Assist.  Ximburg. 
Kiwek  Th.  Loc.-Führ.  Wels. 
Klarten  A.  Ing.  Krasne. 
Klapper  J.  Stat.-Chef,  Kromau. 
Klar  A.  Beamt.  Wien. 
Klauda  R.  Assist.  Wien. 
Klandv  Alex.  Claudius  Ritter  v.  k.  k. 

Hofrath,  Wien.  [K.-A.l 
Klaudy  A.  Ob.-Ing.  Stauding. 
Kleczewski  St.  Assist.  Stanislau. 
Klede  W.  Assist.  Triest. 
Kleiber  K.  Offic.  Soding. 
Klein  A.  comm.  Contr.  Linz. 
Klein  F.  Ob.-Offic.  M.-Schönberg. 
Klein  F.  Conduct.  Klostergrab. 
Klein  H.  Ob.-Offic.  Stauding. 
Klein  J.  Stat,-Chef,  Jablunkau. 
Klein  Wilh.  Freih.  v.  Wien.  [K.-A.1 
Kleinberger  G.  Assist.  St.  Veit  a.  G. 
Kleiner  A.  Beamt.  Falkenau. 
Kleint  E.  Beamt.  Weipert. 
Kleisch  J.  ^"i",  Wien. 
Kleissner  F.  Stat.-Leit.  Maglaj. 
Klemenczytz  A.  Adj.  Krakau. 
Klemensiewicz    R.     Ob.-Revid.     Pfaff- 

stätten. 
Klement  C.  Offic.  Kufstein. 
Klement  G.  Stat.-Diener.Tvssa-Königs- 

wald. 
Klement  J.  Adj.  Smichow. 
Klemm  F.  Werkm.  Linz. 
Klepctar  J.  Ing.-Assist.  Prag. 
Klepsch  G.  Bur.-Beamt.  Wien. 
Klepsch  H.  Loc.-Führ.  Czernowiu. 
Kleveta  F.  Concip.  Wien. 
Klieber  R.  Adj.  Triest. 
Kliebhan  G.  Assist.  Villach. 
Klien  F.  SUt.-Vorst.    Borgo  di  Valsu- 

gana. 
Kliespiess  F.  Maschinmeist.  Sarajevo. 
Klima  A.  Telegraph.  Reichenberg. 
Klimanek  C  Beamt.  Prag. 
Klimek  A.  P.  Dr.  Bahnarzt,  Tannwald. 
Kliment  A.  v.  Ing.  Pzemysl. 
Klimitsch  J.  Insp.  Komotau. 
Kling  J.  Bauführer,  Russ.-BanÜla. 
Kling  J.  Loc.-Führ.  Linz. 
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Kling  J.  Beamt.  Wien, 

KHnkowströui  K.  v.  Ober-Offic.  Wien. 
[K.-A.] 

Klisiewicz  J.  Loc.-Führ.  Lemberg. 

Klomser  A.  Adj.  Wien. 

Kloss  A.  Loc.-Führ.  Jägerndorf. 

KlotzJ.Stat.-Chef,Völkennarkt-Kühns- 
dorf. 

Kloucek  F.  Ob.-Ing.  Brunn. 

Klug  F.  Ing.  Brunn. 

Klug  F.  Ob.-Insp.  Wien. 

Klug  L.  Beamt.  Budapest. 

Klug  L.  Ing.  Wien. 

Klump  A.  Stat.-Vorst.  St.  Georgen  a.  G. 

Klump  J.  Stat.-Vorst.  Hainfeld. 

Kmetz  J.  Gontr.  Wien. 

Kmoch  C.  Secret.  Banjaluka. 

Knab  J.  Assist.  Wien. 

Knab  Th.  Bahnm.  Turnau. 

Knapik  J.  Loc.-Führ.  Czernowitz. 

Knauer  J.  Adj.  Wien. 

Knauer  J.  Bur.-Chef,  Wien. 

Knauthe  R,  Buchhdlg.  BrÜnn. 

Knebloch  K.  Assist.  Drohobycz. 

Kneifet  F.  Loc.-Führ.  Trautenau. 

Kneisel  A.  Assist.  Steinbrück. 

Knepler  G.  Stat.-Chef,  Neunkirchen. 

Knicker  F.  Ing.  Villach. 

Knob  M.  Assist.  Freudenthal. 

Knobloch  F.  Assist.  Aussig. 

Knobloch  H.   Beamt. -Asp.  Warnsdorf. 

Knobloch  R.  Offic.  Reichenberg. 

Knobloch  St.  Ob.-Ing    Freistadt. 

Knöpfelmacher  H.  Verk.-Contr.  Neza- 
mislitz. 

Knopp  G.  Beamt.  Wien. 

Knorek  A.  Assist.  Pragerhof. 

Kuorr  A.  M.  Ob.-Ing.  Tabor. 

Knotek  J.  Ob.-Ing.  Pfibram. 

Knöttner  F.  Beamt.  Wien. 
Knotz  J.  Ob.-Insp.  Wien. 
Köb  F.  Adj.  Sucha. 
Kobbe  H.  Ing.  Slobodzia.  [K.-A.] 
Kobenz  J.  Diurn.  Schwaz. 
Kobierzycki  J.  Mag.-Aufs.  Drohobycz. 
Kobliha  W.  Loc.-Heiz.  Solnitz. 
Koblitz    v.    Willmburg    A.    Frh.    Dr. 

Concip.  Wien. 
Kobsa  J.  Rechn.-Adj.  Banjaluka. 
Koc  C.  Stat.-Vorst.  St.  Wolfgang. 
Koch  E.  Beamt.  Wien. 
Koch  S.  Assist.  Weigsdorf. 
Kochänek  J.  Loc.-Führ.  Caslau. 
Kochwasser  A.  Mag.-Aufs.  Wels. 
KoCi  F.  Beamt.  Gaya. 
Koczyriski  S.  Assist.  Ktaj. 
Kotier  H.  Assist.  Villach. 
Kögel  W.  Loc.-Führ.  Mostar. 
Kögl  F.  Stat.-Chef,  Voitsberg. 
Koegl  J.  Ob.-Ing.  Meran. 
Köhler  A.  Beamt.  Brunn. 
Köhler  J.  Insp.  Wien. 
Kohlfürst  L.  Ob.-Ing.  a.  D.  Kaplitz. 
Kohlmayer  M.  Loc.-Führ.  Wörgl. 
Kohn  A.  Beamt.  Ob.-Graslitz. 
Kohn  E.  Loc.-Aufs.  Bielitz. 
Kohn  F.  Beamt.  Szegedin. 
Kohn  F.  J.  Centr.-Insp.  Wien. 
Kohn  J.  Ing.  Wolfsberg. 
Kohn  J.  Offic.  Wien. 
Kohn  Jac.  &  Jos.  Fabr.  Wien.  [K.-A.l 
Kohn  &  Mittler  Wien.  [K.-A.] 
KohoutJ.  Offic.  coinm.  Vertr.  Rakonitz. 
Kojetinski    M.    k.    u.  k.    Hauptmann, 

Korneuburg. 
Kolar  J.  Offic.  Dux-Ladowitz. 
Kolarics  A.  Assist.  Wr.-Neustadt. 
Kolasa  J.  Loc.-Führ.  Lemberg. 
Kolb  J.  Adj.  Nabresina. 
Kolb  J.  Ob.-Contr.  Szegedin. 
Kolbesen  A.  Stat.-Exped.  Lichtenwald. 
Kolig  J.  Ob.-Werkf.  Floridsdorf. 
Kollarz  J.  Ob.-Ing.  Pilsen. 
Kolischer  F.  Revid.  Krakau. 
Koller  A.  Stat.-Vorst.  Assling. 
Kollicher  C.  Assist.  Müdling. 
Köllner  J.  Adj.  Wien. 
Kolodzieyski  A.  Assist.  Saaz. 
Koltscharsch  L.  Adj.  Czernowitz. 
Komärek  W.  Revid.  Pilsen. 
Komberec  J.  Insp.  Wien. 
Komeda  W.  Rechn.-Chef,  Prag. 
Komendera  J.  Ob.-Werkf.  Pfivoz. 
Komrs  J.  Ob. -Revid.  Wien. 
Konecny  J.  Loc.-Führ.  Iglau. 


Konegger  K.  Assist.  Wien. 

Konic  G.  Heizhausleit.  Ala. 

Koniiek  W.  Stat.-Vorst.   Saaz. 

König  J.  Betr.-Buchh.  Linz. 

König  M.  Assist.  Czernowitz. 

König  M.  Ing.  Wien. 

König  R.  Insp.  Wien. 

König  &   Bauer   Masch.-Fabr.    Würz- 
burg. [K.-A.] 

Königsvald  Jos.  k.  k.  Reg.-Rath,  Wien. 
[K.-A.] 

Konitsch  M.  Bahnm.  Kühnsdorf. 

Konoid  Ch.  Stat.-Vorst.  Kl.-Reifling. 

Konop  J.  Stat.-Vorst.  Kl.-Hermanitz. 

Kontrus  K.  Ing.  WÖrgl. 

Konupek  A.  Beamt.  Pe£ek. 

Kophen  J.  Adj.  Budweis. 

Kopista  A.  Insp.  Prag. 

Korab  v.  Mühlström,  Ing.  Teschen. 

Koralek  K.  k.  u.  k.  Hauptin.  Wien. 

Korbe!  A.  Ob.-Ing.  Krakau. 

Körbel  J.  Stat.-Vorst.  Leituieritz. 

Kordik  R.  Diurn.  Pilsen. 

Koref  E.  Stat.-Sous-Chef,  Bubna. 

Korhon  Ae.  Bahnaufs.  Oswio;cini. 

Köri  A.  k.  Rath,  Betriebsleit.  Teschen. 

Kofinek  A.  Offic.   Sedletz-Kuttenberg. 

Kofinek  R.  Diurn.    Prerau. 

Kofisek  R.  Stat.-Chef,  Mödling. 

Kürner  J.  Beamt.  Wien. 

Kürner  K.  Offic.  Innsbruck. 

Kornfeil  J.  Diurn.  Salzburg. 

Korostenski  A.  Ing.  Grödek. 

Körting  F.  Insp.  Karlsbad. 

Kos  G.  B.-Stat.-A.-Vorst.  Melk. 

Kosak  J.  Adj.   Wiesa-Oberleutensdorf. 

Kosch  J.  Mag.-Aufs.  Marburg. 

Kosi£ek  K.  Bahnin.  Spalato. 

Kosiiiski  v.  Rawicz  St.  Ob.-Insp.  Tar- 
nopol. 

Kosnar  J.  Adj.  Pilsen. 

Kostäl  F.  Beamt.  Prag. 

Kostelic  J.  Ob.-Conduct,  Mostar. 

Koster  A.  Assist.  Wien. 

Kostersitz  A.  Ing.  Wischau. 

Kostinek  R.  Ing.  Pardubitz. 

Küstler  F.  Beamt.  Kreibitz-Teichstadt. 

Kostlivy  K.  Baurath,  Prag. 

Kotik  J.  Ing. -Adj.  Laun. 

Kotnik  A.  Assist.  Kapfenberg. 

Kotnik  F.  Assist.  Laibach. 

Kotrba    F.    Stat.-Leit.    Branik-Hodko- 

vU5ka. 
Kotrc"  J.  Beamt.  Wien. 
Kotschy  A.  Ing.  Drum. 
Köttinger  A.  Beamt.  Prag. 
Kottnauer  L.  Hauptcass.  Prag. 
Kottnig  A.  Bahnm.  Sternthal. 
Kotz  O.  Assist.  Graz. 
Kotz  V.  Adj.  Schwaz. 
Kotzian  A.  Loc.-Führ.  Dzieditz. 
Kotzian  J.  Secret.  Wien. 
Kotzian  R.  Loc.-Führ.  Dzieditz. 
Koula  F.  Beamt.  Krupa. 
Kounovsky  B.  Rechn.-Adj.  Banjaluka. 
Koutnik  A.  Adj.  Villach. 
Koväf  L.  Streck.-Chef-Stellv.  Zizkow. 
Kovatsch  M.  Hochschulprof.  Wien. 
Kövesdy  Th.  Ob.-Offic.  Floridsdorf. 
Kowalski  J.  Loc.-Führ.  Lemberg. 
Kowanda  J.  Loc.-Führ.  Wien. 
Köwer  O.  Ing.  Schönbrann. 
Koza  W.  Bahnm.  PreIou£. 
Kozar  A.  Revid.  Wien. 
Kozeluh  F.  JUDr.  Concip.  Neuhaus. 
Kozlik  V.  Beamt.  W.en. 
Krabat  J.  Tischler,  Laibacb. 
Krabby  O.  Ing.  Waschkoutz. 
KrafTt  P.  Insp.  Wien. 
Kraft  E.  St.-Vorst.  Grulich. 
Kräftner  M.  Stat.-Leit.  Radiberg. 
Kragora  A.  Ob.-Ing.  Linz. 
Krahulik  J.  Loc.-Führ.  Marburg. 
Krajnak  A.  Adj.  Steyr. 
Kräl  A.  Beamt.  Zieditz. 
Kral  W,  Bahnm.  Himberg. 
Krälicek  H.  Loc.-Führ.  D.-Brod. 
Krälik  J.  Assist.  Leneschitz. 
Krälik  J.  Stat.-Leit.  Zasmuk. 
Krain&r  F.  Beamt.  Wildenschwert. 
Kramarsic  J.  Heizer,  Laibach. 
Kraemer  K.  Offic.  Bielitz. 
Krämer  C.  Ob.-Offic.  Wien. 
Kramer  E.  Ob.-Insp.  Wien. 
Kramer  F.  Ing.-Adj.  N.-Sandec. 


Kramer  F.  Eleve,  Olmütz. 

Krämling  J.  Ob.-Ing.  Ischl. 

Krammer  E.  Ob. -Ing. Graz. 

Kräsny  A.  Adj.  Knittelfeld. 

Krätky  F.  Insp.  Prag. 

Krätky  J.  Ing.  Prag. 

Kratochvila  F.  Mag.-Meist.  Olmütz. 

Kratochwill  W.  Stat.-Geh.  Kl.-Reifling. 

Kräupl  V.  Beamt.  Komotau. 

Kraupp  S,  Assist.  Baden. 

Kraus  A.  Partieführ.  Aussig. 

Kraus  E.  Contr.  Teplitz. 

Kraus  G.  Beamt.  Ob.-Graslitz. 

Kraus  I.  Ob.-Ing.  Krakau. 

Kraus  W.  Mag.-Aufs.  Neuern. 

Kraus  W.  Assist.  D.-Brod. 

Krauss  A.  Ing.  Komotau. 

Krauss  A.  Ob.-Offic.  coinm.  Ref.  Wien. 

Krauss  H.  Stat.-Vorst,  Wlkanetsch. 

Krauss  H.  Insp.    Wien. 

Krauss  K.  Streck. -Vorst.  Karlsbad. 

Krauthauf  F.  Adj.  Wien. 

Krch  V,  Assist.  Olmütz. 

Kredit-Anstalt  f.  Handel,  u.  Gew. Wien. 
[K.-A.] 

Kreibig  W.  Ob.-Insp.  Nimburg. 

Kreibig  W.  Stat.-Vorst.  Rossitz. 

Kreiczif  A,  Beamt.  Szegedin. 

Kreisel  E.  Kanzl.  Sarajevo. 

Krejci  R.  Beamt.  Skatitz-Boskowitz. 

Kremser  K.  Assist.  Trautenau. 

Kremser  F.  Contr.  Wien. 

Kremser  J.  Ob.-Ing.  Wien. 

Krenn  R.  Bahnm.  Mosel. 

Kress  A.  Ob.-Offic.  Meidling, 

Kress  J,  Ing.-Assist.  Brunn. 

Kressl  G.  Ob.-Ing.  Prag. 

Kretschmer  A.  Werkm.  N.-Sandec. 

Kretschmer  F.  Werkm.  Leoben. 

Kretschmer  W.  Gen.-Direct.  a.  D.  Prag. 

Kretz  L.  Assist.  Tarvis. 

Kreutz  A.  Revid.  Olmütz. 

Krieg  K.  Loc.-Führ.  Wien. 

Kriegeistein  E.  v.  Revid.  Prag. 

Krieger  A.  Offic.  Innsbruck. 
Kriegerbeck  W.  Adj.  Prag. 
Krieghammer  Edm.  Edl.  v,  GdC.  Exe.  k. 
u.  k.  Reichskriegsmin.Wien.  [K.-A.] 
Kriesche  H.  Ob.-Ing.  Waidhofen  a.  Y. 
Krijcik  F.  Stat.-Exped.  Riedau. 
Kfistek  J.  Ing.  M.-Ostrau. 
Kristian  E.  Loc.-Führ.  Nimburg. 
Kristmann  M.  Schlosser,  Stanislau. 
Kfivä£ek  F.  Telegraph.  Geiersberg. 
KfiväCek  F.  Ing.  Tep!. 
Krivänek  F.  Assist.  Wilhelmsburg. 
Kfiwanek  J.  Stat.-Leit.  Hartberg. 
Kfiz  A.  Stat.-Exped.  Weissenbach. 
Kfiz  C.  Ing.  Wien. 
Kfizek  A.  Loc.-Führ.  Solnitz. 
Kroczek  A.  techn.  Adj.  Skrochowitz. 
KrÖhn  F.  Assist.  Prag. 
Kröhn  J.  Insp.  Kreibitz-Teichstadt. 
Krois  F.  Stat.-Vorst.  Kirchdorf. 
KrÖll  J.  Assist.  Bratz. 
Krombholz  C.  Stat.-Vorst.  Brüx. 
Kromer  E.  Offic.  Wr.-Neustadt. 
Kronraff  F.  Insp.  Baden. 
Krontz  J.  Bahnm.  Dolnja-Tuzla. 
Kropatsch  A.  Offic.  Marburg. 
Kropp  B.  Streck.-Chef,  Gaya. 
Kropp  K.  Ing.  Prag. 
Kropsch  F.  Assist.  Ischl. 
Krumholz  E.  Centr.-Insp.  Innsbruck. 
Krumpholz  F.  Offic.  Krzeszowice. 
Krupaiiski    M.    B.-Stat.-A.-Vorst.     Bu- 

kaezowee. 
Krupka  R.  Loc.-Führ.  Innsbruck. 
Krupka  W.  Ob.-Ing.  Stanislau. 
Krupski  I.  Telegr.-Contr.  Lemberg. 
Krusche  J.  Stat.-Vorst.  Riedau. 
Kruschina  J.  Stat.-Exped.  Erdweis. 
Kruspl  B.  Assist.  Znalm. 
Krüttner  W.  Assist.  Sigmundsherberg. 
Krützner    A.    Loc.-Führ.    Krima-Neu- 

dorf. 
Krysztalowicz  V.  Dr.  Concip.  Stanislau. 
Krzisch  O.  techn.  Assist.  Znaim. 
Krzywka  J.  Loc.-Führ.  Rzeszöw. 
Kselik  F.  Adj.  D.-Brod. 
Ksiaszkiewicz  J.  Maschinist,  Krakau. 
Ksiegarnia  Polska,  Lemberg. 
Kubala  A.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Kubalek  A.  Asp.  Grieskirchen. 
Kubänyi  L.  Diurn.  Budapest. 
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Kubarlh  A.  Adj.  Müdling. 

Kubasa  J.  Loc.-Führ.  Mürzzuschlag. 

Kubasta  F.  Assist,  Gmünd. 

Kubasta  u.  Voigt.  Buchhdlg.  Wien. 

Kubelka  C.  Loc.-Hciz.  Trautenau. 

KubeS  J.  Stat.-Vorst.  Neupaka. 

Kubesch  J.  Ing.  Wischau. 

KubiCck  A.  Stat.-Exped.  Obrubec. 

Kubicek  J.  Techniker,  Chotzen. 

Kubik  F.  Assist.  Wcsseli-Meziinosti. 

Kubik  J.  Assist.  Eisenbrod. 

Ku£era  J.  Assist.  Horovitz. 

KuCera  J.  Assist.  Strakonitz. 

Kucera  K.  Stat.-Chef,  Daschitz. 

Kucera   K.    Bearat.  Hauenstein-Warta. 

Kucera  \V.  Stat.-Chef,  Streite. 

Kuch  J.  Ing.  Wien. 

Kucharski  L.  Adj.  Rzeszöw. 

Kucharz  F.  Beaint.  Wien. 

Kuchler  F.  Stat.-Leit.  Mühlhausen  a.  D. 

Küchler  Dr.  H.  von  k.  k.  Minist. -Rath 
Wien.  [K.-A.] 

Kuczkowski  F.  Sect.-Vorst.  Tarnopol. 

Kuderna  J.  k.  u.  k.  Maj.  Korneuburg. 

Kudlaczek  J.  Stat.-Vorst.  Stiebnig. 

Kudra  J.  Bahnaufs.  Sebastianberg. 

Kudrna  F.  Ob.-Ing.  Königsaal. 

Kügerl  C.  Heizhausl.  Wessely. 

Kugler  E.  Assist.  Mödling. 

Kügler  H.  Adj.  Innsbruck. 

Kugler  J.  Concip.  Wien. 

Kugler  J.  Ing.  Wien. 

Kuh  Th.  Adj.  Prag. 

Kühkopf  u.  Habel,  Buchhdlg.  Korneu- 
burg. 

Kühl  G.  Assist.  Itzkany. 

Kühl  W.  H.  Buchhdlg.  Berlin.  [2Expl.j 

Kuhn  A.  Adj.  Rzeszow. 

Kuhn  L.  Adj.  Wien. 

Kiihnel  A.  Assist.  Villach. 

Kühnel  W.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 

Kühnelt  J.  Ob.-Insp.  Wien. 

Kühnelt  V.  Dr.  Statth.-Concip.  Wien. 

Kuhnert  A.  Schreiber,  Wien. 

Kuhnert  A.  Assist.  Wien. 

Kuhnert  L.  Beaint.  Prag. 

Kührer  J.  Ob.-Ing.  Wien. 

Kuich  L.  Offic.  Saitz. 

Kulakowski  St.  Loc.-Führ.  Jaroslau. 

Kulakowski  St.  v.  Ob.-Ing.  Krakau. 

Kulakowski  T.  Assist.  Jaroslau. 

Kulhänek  W.  Assist.  Ossegg. 

Kulhavy  J.  Stat.-Vorst.  Zlonitz. 

Kulka  O.  Ing.  Wien. 

Kulka  S.  Ing.  Wien. 

Kullich  A.  Adj.  Sarajevo. 

Kulterer  K.  Dr.  Secret.  Villach. 

Kumar  G.  Werkm.  Zadwörze. 

Kummer  A.  Ob.-Contr.  Wien. 

Kummer  R.  Ing.  Reichenberg. 

Kümmerer  H.  Stat.-Vorst.  Enns. 

Kummetz  E.  Assist.  Cilli. 

Kummetz  W.  Ob.-Insp.  Wien. 

Kumpost  J.  Contr.  Prag. 

Kuncic  A.  Bahnm.  Vranduk. 

Kuncic  J.  Bahnm.  Lees-Veldes. 

Künell  C.  v.  Insp.  Wien. 

Knuts  F.  Assist.  Starkenbach. 

Kunesch  E.  Insp.  Aussig. 

Kunna  J.  Beaint.  Kolin. 

Kuntschik  J.  Assist.  Linz. 

Kuntze  B.  Revid.  Lemberg. 

Kuntze  K.  Expositursleit.  Halicz. 

Kunz  H.  Telegr.  Zellerndorf. 

Ktinz  J.  Ing.  Krakau. 

Kunzelmann  L.  Bahnm.  Kupka. 

Kuranda  J.  Unt.-Werkf.  Privoz. 

Kurowski  E.  Ob.-Offic.  Wien. 

Kur- Vorstehung,  Meran. 

Kurz  K.  Assist.  Klosterneuburg. 

Kurz  W.  Beamt.  Prag. 

Küss  C.  Contr.  Wien. 

Kussl  Th.  Expeditsleit.  Teschen. 

Kusyn  H.  Hiltsbeamt.  Wien. 

Kutek  J.  Bahnm.  Krakau. 

Kuthmayer  F.  städt.  Lehrer,  Wien. 

Kutlik  J.  Stat.-Chef,  Stefanshütte. 

Kutscha  A.  Loc.-Führ.  Josefstadt. 

Kutscha  F.  Ing.  Wien. 

Kutschera  A.  Loc.-Führ.  Prerau. 

Kutschera  A.  Ing.  M.-Ostrau. 

Kutschera  R.  Heizhausleit.  Marchegg. 

Kutschera  V.  Loc.-Führ.  M.-Ostrau. 

Kutschke  A.  Stat.-Vorst.  Habendorf. 

Kwapil  G.  Contr.  Wien. 


Kybast  R.  Loc.-Führ.  M.-Ostrau. 
Kyovsky  A.  Geom.  Lemberg. 
Kytka  F.  Assist.  MÖdling. 

Lachmayer  J.  Assist.  Mödling. 
Lachnit  J.  Ing.  Tepl. 
Lachs  A.  Ing.  Wr.- Neustadt. 
Lackner  F.  Stat.-Vortt.  Taxenbacb. 
Lager  K.  Ob.-Offic.  Troppau. 
Lahola  C.  Revis.  Brunn. 
Lair  H.  Assist.  Graz. 
Lamatsch  R.  Streck. -Chef,  Wien. 
Lamberg  H.  Sect.-Ing.  Trebinje. 
Lamberger  A.  Stat.-Vorst.  Oderberg. 
Lambl  J.  Magazin.  Raudnitz. 
Lainich  J.  Ob.-Ing.  Nikolsburg. 
Lamtch  R.  Contr.  Trzynietz. 
Latnka  J.  Adj.  Bruch. 
Läuimel  H.  Beamt.  Villach. 
Lampel  E.  Stat.-Chef,  Ebreichsdorf. 
L.mczik  C.  Offic.  Krzeszowice. 
Landauer  Dr.  Georg,  Wien.  [K.-A.] 
Landauer  R.  Centr.-Insp.  Wien. 
Länderbank   k.  k.  priv.    österr.    Wien. 

[K.-A.] 
Landesberg  L.  Ing.  Wien. 
Landesbeschreib.-Bur.    des    Generaist. 

Wien. 
Landeskultnrrath   Istriens,    Parenzo. 

[K.-A.] 
Lang  G.  Bahnaufs.  Wischau. 
Lang  J.  Eleve,  Brück  a.  L. 
Lang  J.  Asp.  Liezen. 
Lang  A.  Buchhdlg.  Moskau. 
Langauer  F.  Werkin.  Tabor. 
Langelotz  A.  Stat.-Vorst.  Wiese. 
Langer  A.  Loc.-Führ.  Olmütz. 
Langer  A.  Masch.-Meist.  Dolac. 
Langer  E.  Stat.-Arb.  Petersdorf. 
Langer  F.  Stat.-Vorst.  Geiersberg. 
Langer  F.  Stat.-Vorst.  Olbersdorf. 
Langer  F.  X.  Adj.  Linz. 
Langer  H.  Werkm.  N.-Sandec. 
Langer  H.  Revid.  Wien. 
Langer  J.  Steuereinnehmer,  Weiz. 
Langer  K.  Bahnm.  Zasmuk. 
Langer  O.     Beamt.  Wien. 
Langer  P.  Beamt.  Prag. 
Langer  V.  Beamt.  Prag. 
Langer  Z.  Telegraph.  Swietla. 
Lanna  Adalb.  Ritter  v.  Prag.  [K.-A.] 
Lanz  E.  Ing.-Adj.  Wels. 
Lanz  J.  Stat.-Vorst.  Wartberg  a,  K. 
Lanzendörfer  J.  k.  u.  k.  Lieut,  Korneu- 
burg. 
Lappain  M.  Bahnm.  Laibach. 
Läpple  L.  Heizhausl.  Dervent. 
Larisch-Moennich  Heinr.  Graf,  Exe. 

Wien.  [K.-A.] 
Lassak  C.  Ing.  Wien. 
Lasek  R.  Beamt.  Wien. 
Laskowski  M.  Kesselschmied,  Czerno- 

witz. 
Lasnausky  J.  Ing.  Wien. 
Lastovica  J.  Stat.-Aufs.  Prijedor. 
Lateiner  A.  Ing.  Olmütz. 
Latour  M.  Revid.  Wien. 
Laucky  F.  Assist.  Sigmundsherberg. 
Lauda  A.  Stat,-Vorst.  B.-Leipa. 
Lavren£ic  M.  Kanzl.  Laibach. 
Lax  L.  Kanzl.  Wien. 
Laydl  E.  Adj.  Rossitz. 
Layer  M.  Insp.  Brunn. 
Laz&r  M.  Insp.  Budapest. 
Lebenhart  J.  Adj.  Beraun. 
Lebeth  F.  Ing.-Adj.  Ximburg. 
Lechner  F.  Stat.-Vorst.  Dembica. 
Lechner  J.  Kanzl.  Wien. 
Lechner  R.  Comptoirist,  Wien. 
Lecouvey  F.  H.  Insp.  Wien. 
Ledecky  F.  Ing.  Budweis. 
Lederer  F.  Loc.-Führ.  Jägerndorf. 
Lederer  G.  kais.  Rath,  Ob.-Insp.  Wien. 
Lederer  W.  Offic.  Jägerndorf. 
Lederhofer  A.  Beamt.  BrÜnn. 
Leeb  F.  Telegraphenm.  Wels. 
Lech     O.     Stat.-Vorst.     Hötzelsdorf- 

Geras. 
Leeder  A.  Insp.  Bubna. 
Lehm  J.  Cassier  Tarnöw. 
Lehmann  J.  Diurn.  Wels. 
Lchncr  A.  Bahnaufs.  Friedek. 
Lehner  F.  Bahnm.  Perg. 
Lehpamer  H.  Beamt.  Wien. 
Lehr  H.  Adj.  Wien. 


Lehr  J.  Maschin.  Wien. 

Leibetseder  E.  Stat.-Chef,  Köflach. 

Leidenfrost  H.  Stat,-Vorst.  Peggau. 

Leidwein  M.  Cassier,  Drösing. 

Leimer  H.  Asp.  Ellbogen. 

Leimer  J.  Ob.-Revid.  Pilsen. 

Leimer  M.  Asp.  Prinzersdorf. 

Lein  H.  Ing.-Adj.  Bludenz. 

Leiner  A.  Revid.  Prag. 

Leinkauf  Jos.  Spediteur,  Wien.  [K.-A.] 

Leipnik-Lundenb.    Zuckerfabr.    A.    G. 

Wien.  fK.-A.] 
Leiter  W.  Ing.-Adj.  Villach. 
Leitner  G.  Stat.-Aufs.  Tarvis. 
Lemberger  M.  Insp.  Prag. 
Lempruch   M.    Frh.  v.    k.  u.  k.    Ober- 

lieut.  Wien. 
Lendecke  J.  Ob.-Ing.  Dzieditz. 
Lenecek  A.  Revid.  Trautenau. 
Lenecek  E.  Ob.-Ing.  Reicbenberg. 
Lenk  J.  Beamt.  Mistelbach. 
Lenoch    F.     Stat.-Vorst.     Xowosielce- 

Gniewosz. 
Leo  E.  Contr.  Pfivoz. 
Leo  F.  u.  Co.  Buchhdlg.  Wien  [o  Expl.] 
Lepier  F.  Assist.  Villach. 
Lepier  G.  Assist.  Sarajevo. 
Leppich  K.  Contr.  Wien. 
Lerch  K.  Heizh.-Leit.  Eger. 
Lergetporer  L.  Revid.  Wien. 
LergetporerO.  Beamt.  Grund-Georgen- 
thal. 
Le  SoudJer  H.  Buchhdlg.  Paris. 
Leschen  E.  Dr.  Concip.  Wien. 
Lese-  u.  Unterhalt.-Verein,    Deutscher 

Pilsen. 
Leskovar  J.  Streck.-Aufs.  Prijedor. 
Lesniakowski  L.  Asp.  Ropczyce. 
Lessig  J.  Assist.  Triest. 
Lessny  Th.  Bahnm.  Libochowitz. 
Leszczynski  W.  Revid.  Krakau. 
LettmüllerK.  Bur.-Vorst.-Stellv.  Wien. 
Leuschner    u.  Lubensky,    Univ.-Buch- 

handlung,  Graz.  [6  Expl.] 
Levicnik  A.  Loc.-Führ.  Laibach. 
Leykam  O.  Beamt.  Szegedin. 
Leyrer  E.  Revid.  Villach. 
Lhota  J.  Diurn.  Pilsen. 
Licen  F.  Adj.  Steinbrück. 
Lichtenberger  J.    Stat.-Aufs.    Xepolo- 

koutz. 
Lichtenegger  J.  Bahnm.  Söchau. 
Lichtenthurn  G.  Baron  v.  Assist.  Wien. 
Lichtwitz  R.  Ing.-Adj.  Feldkirch. 
Liebenwein  K.  Ob.-Revid.    Innsbruek. 
Liebenwein  K.  Bahnm.  Taxenbach. 
Liebisch  F.  Loc.-Führ.  Stramberg. 
LJebscher  A.  Ing.  Tabor. 
Liebscher  L.  Ing.  Tarvis. 
Liechtenstein  Johann  II.  reg.  Fürst  von 

u.  zu,  Durchl.  Wien.  [K.-A.] 
Liechtenstein  Rudolf  Prinz   von  u.  zu 

Durchl.  Obersthofm.  Wien.  [K.-A.] 
Liehmann  J.  Ing.  Karlsbad. 
Liewald  R.  Assist.  M. -Schönberg. 
Lihotzky  E.  Ing.  Wien. 
Lilienau  R.  Frh.  v.  Sectionschef,  Wien. 
Lilling  A.  Beamt.  B.-Leipa. 
Lindebner  I.  Secret.  Villach. 
Lindenthal  K.  Assist.  Wien. 
Lindenthaler  H.  Asp.  Innsbruck. 
Lindinger  J.  Stat.-Chef,  Marchegg. 
Linhart  H.  Stat.-Vorst.    Blindenmarkt. 
Linhart  K.  Cass.  Prag. 
Linke  F.  Ing.  Leitmeritz. 
Link    Dr.   Leop.    Hof-  u.   Ger.-Advok. 

Graz.  [K.-A.] 
Linke  R.  Beamt.  Turn-Teplitz. 
Linnemann  A.  Ob.-Ing.  Wien. 
Lipa  F.  Beamt.  Kralup. 
Lipitscb  K.  Assist.  Graz. 
Lipowski  M.  Beaint.  Brünn. 
Lisec  R.  Assist.  Steinbrück. 
Liska  K.  Bahnaufs-. Asp.  Prag. 
Liszkiewicz  H.  Loc.-Führ.  Doboj. 
Liszt  A.  Stat.-Chef,  Horazdowic-Babln. 
Littrow  H.  v.  Insp.  Villach. 
Litwicki  J.  Loc.-Führ.  Czernowitz. 
Liwacz  J.  Assist.  Krakau. 
Löbel  F.  Telegr.  Schiina. 
Löbenstein  B.  Ing.  Krakau. 
Lock  E.  Revid.  Wien. 
Lockvenc  A.  Stat.-Vorst.  Bos.-Xovi. 
Locomotiv führe r- Club,  Linz. 
Lodzinski  T.  Ing.-Assist.  Delatyn. 
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Loebenstein  AI.  Ob.-Ing.  Lemberg. 

Loferer  S.  Loc.-Führ.-Sub.  Simbach. 

Löffler  M.  Ob.-Ing.  Wien. 

Löfler  M.  Contr.  Teplitz-SchÖnau. 

Löhner  L.  Bahnaufs.  Szczakowa. 

Lohre  A.  Loc.-Führ.  Linz. 

Lohse  E.  Ob.-Offic.  Wien. 

Loidl  A.  Schlosserheiz.  Ebensee. 

Loinosik  H.  Stat.-Vorst.  Slatinau. 

Loog  S.  Ob. -Contr.  Klausenburg. 

Loos  F.  Beamt.   Wien. 

Loos  K.  Offic.  St.-Pölten. 

Lorber  A.  Assist.  Reifnigg-Fresen. 

Lorenc  F.  Ing.-Adj.  Mürzzuschlag. 

Lorenc  F.  Insp.  Wien. 

Lorenz  A.  Cass.-Revis.  Villach. 

Lorenz  F.  Beamt.  Wien. 

Lorenz  H.  Heizer,  Nimburg. 

Lorenz  V.  Ing.  Neudek, 

Lorenz  W.  Loc.-Führ.  Koraotau. 

Lorenzoni  F.  Beamt.  Wien. 

Loret  S.  Insp.  Lemberg. 

Löschner  W.  Beamt.  Prag. 

Loskoschek  A.  Masch.-Führ.  Sarajevo. 

Loskot  F.  Beamt.  Brüsau. 

Löv  K.  Loc.-Führ.  Bubna. 

LÖvy  Jos.    Sohn   Buchhdlg.  Aliskolcz. 

Low  H.  Ing.  Villach. 

Low  D.  Buchhdlg.  Liptö-Szent-Miklos. 

Löwbeer  A.  Adj.  Krakau. 

Löwenberg  H.  J.  Dir.  Wien.  [K.-A.] 

Löwenfeld  R.  Ing.-Adj.  Nimburg. 

Löwenstein  J.  Contr.  Oderberg. 

Löwenstein  H.  Revid.  Gmünd. 

Löweustein  R.  Stat.-Vorst.  Kussdorf. 

Löwy  C.  Revid.  Wien. 

Lowenz  G.  Insp.  Mödling. 

Luckmann   C.    Dir.  Jauerburg.    [K.-A.] 

Luczati  J.  Kanzl.  Bos.-Brod. 

Ludig  E.  Verk. -Contr.  Salzburg. 

Ludniry  F.  Schlosserheiz.  Czernowitz. 

Ludwig  A.  Beamt.  Segen-Gottes. 

Ludwig  F.  Bahnm.  Pardubitz. 

Ludwig  J.  Loc.-Führ.  Iglau. 

Ludwig  J.  Beamt.  Prag. 

Luft  B.  Insp.  Stanislau. 

Lugauer  J.  Stat.-Vorst.  Silz. 

Lugs  J.  Beamt.  Wien. 

Lugs  T.  Loc.-Führ.  Bubna. 

Luka  A.  Stat.-Vorst.  Matyjowce. 

Lukacz  W.  Techniker,  Leinberg. 

Lukasiewicz  L.  Adj.  Stanislau. 

Lukesch  P.  Stat.-Exped.  Prinzersdorf. 

Lumpe  R.  Beamt.  Wien. 

Luschka   AI.    Edl.    v.  Seilheim,  Wien. 

[K.-A.] 
Lustig  E.  Stat.-Vorst.  Wostromer. 
Lustig  K.  Stat.-Vorst.    Polna-Stecken. 
Lustsek  St.  Beamt.  Iglö. 
Lutz  F.  Stat.-Vorst.  Kottenmann. 
Lutz  O.  Insp.  Olmütz. 
Lux  R.  techn.  Assist.  Innsbruck. 
Luxardo  O.  E.  v.  Dr.  Insp.  Wien. 
Luze  A.  Assist.  Innsbruck. 

Maader  A.  Verk. -Beamt.  Waidhofen. 
.Maas  H.  Ob.-Ing.  Wien. 
Alacek  F.  Stat.-Vorst.  Perkovic-SUvno. 
Alacek  F.  Assist.  Tabor. 
Alach  A.  Oific.  Nimburg. 
Alach  J.  Stat.-Vorst.  Zhv. 
Machacek  J.  Ob.-Insp.  Prag. 
Alaehalicky  W.   Loc.-Führ.   Falkenau. 
Alache  F.  Loc.-Heiz.  Gr  -Priesen. 
Mache  L.  Bahnm.  Dux-Liptitz. 
Macho  J.  Assist.  St.  Valentin. 
Alaciejowski  A.   Loc.-Führ.    Lemberg. 
Alacourek  O.  Volont.  Rakonitz. 
Aiack  L.  Loc.-Für.  Caslau. 
Aladejski  K.  Bahnauis.  Orlau. 
Mader  A.  Ing.  Wien. 
Alader  A.  Ing.-Adj.  Linz. 
Madey  J.  Assisi.  Zator. 
Aladiera  E..  Offic.  Prerau. 
Mager  E.  Teleg.  Aussig. 
Magerle  L.  Be«*int.  Przeworsk. 
Alagistrat   der  Landeshauptst.    Graz. 

LK.-A.] 
Maglock  J.  Ob.-Ing.  i.  P.  Wien. 
Alanatschek  F.  Stat.-Geh.  Zarteisdorf. 
Alahler  K.  Assist.  Tinischt. 
Alahler  J.  Kanzl.  Wien. 
Ataidie  j.  Bahn-Rest.  Canfanaro. 
Alajer  u  Stat.-Exped.  Imst. 
Alajewski  AI.  Kanzl.  Trzciana. 


Alakowsky  A.  Kanzl.  Villach. 
Alälek  E.  Loc.-Führ.  Iglau. 
Maleschinski  J.  Assist.  Attnang-Puch- 

heim. 
Alalewski  V.  gepr.  Heizer,  Dzieditz. 
Alalik  A.  Beamt.  Vöslau. 
Alalinek  W.  Stat.-Chef,  Kunowitz. 
Malirsch  A.  Loc.-Führ.  Dzieditz. 
Alaliszewski  W.  Assist.  Lemberg. 
Alallin  J.  Diurn.   Wien. 
Alallner  J.  Revid.    Wien. 
Alalota  J.  Loc.-Führ.  Wien. 
Alaly  H.  Alaschinf.  Lundenburg. 
Alaly  J.  Assist.  Wien. 
Alaly  K.  Beamt.  Sarajevo. 
Alalzer  J.  Assist.  Wien. 
Alandl  J.  Assist.  Prag. 
Alandl  R.  Stat.-Meist.  Neubruck. 
Alang  F.  Control.  Brunn. 
Alangold  L.  Buchhdlg.  Gr.  Becskerek. 
Alanhartsberg  J.  Adj.  Innsbruck. 
Alannaberg  E.  Offic.  Wien. 
Alannhart  J.  Assist.  Penzing. 
Alantschko  I.  Verschieber,  Tarvis. 
Alanz  k.  u.  k.  Hof-  u.  Univ.-Buchhdlg. 

Wien.  [2  Expl.] 
Alarani  Dr.  Franz    Görz.  [K.-A.] 
Alarchet  G.  Prof.  Wien. 
Alarcinkiewicz  K.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Alareis  E.  Buchhdlg.  Linz.  [5  Expl.] 
Alarek  H.  Ing.  Freudenthal. 
Alarek  V.  kais.  Rath,  Staatsb.-Dir.-Stellv. 

Prag. 
Alares  R.  Beamt.  Prag. 
Aiaresch  C.  Ing.  Komotau. 
Alaresch  J.  Adj.  Graz. 
Alarian  F.  Adj.  Prag. 
Marik  W.  Insp.  Knittelfeld. 
Alarinsky  Edl.  v.  Derau  C.  Assist.  Ofcer- 

leutensdorf. 
Alark  S.  Insp.  Wien. 
Alarkel  AI.  Stat.-Chef,  Gratwein. 
Alarkgraf    F.    Beamt.     Kreibitz-Teich- 

stadt. 
Alarkic  J.  Stat.-Schlosser,  Dervent. 
Alarkl  G.  Beamt.  Dombrau. 
Marko  J.  Revid.  Wien. 
Alarkovic  F.  Revid.  Prag. 
Alarkowicz  St.  Stat.-Aleist.  Stryj. 
.Markus  J.  Offic.   Triest. 
Alärky   Bromowsky  &  Schulz,  Alasch. - 

Fabr.  Prag.  [K.-A.] 
Alarsalek  J.  Revid.  Prag. 
.Marschall  G.  Revid.  Wien. 
.Marschik  F.  Loc.-Führ.  Tetschen. 
Alarschner  W.  Exped.  Wien. 
Alartin  H.  Buchhdlg.  Wien.  [4  Expl.] 
.Martin  F.  Bahnm.  AI. -Schönberg. 
Alartschitsch  F.  Diurn.  Sarajevo. 
Alartslik  A.  Loc.-Führ.  Brunn. 
Alartzy  St.  Adj.  Doberlin. 
Alarvan  E.  Stat.-Vorst.  Jinetz-Cenkau. 
Marx  R.  Assist.  Golling. 
Alasäk  A.  Insp.  Prag. 
Alasat  E.  Ob.-Ing.  Pilsen. 
Alaschek  A.  Adj.  Czernowitz. 
Alaschek  A.  Offic.  Wien. 
Alaschek  C.  Adj.  Alödling. 
Alaschek  K.  Betr.-Asp.  Trnovan. 
Alaschinenfabrik     der     Staats-E.-Ges. 

Wien. 
Alaslowski  T.  Ob.-Ing.  Stanislau. 
Alastny  J.  Staatsb.-Dir.-Stellv.  Prag. 
Alatejcek  F.  Loc.-Führ.  Dzieditz. 
Alatejcek  J.  Assist.  Janovitz. 
AlatejkoJ.  Assist.  Posada-Chyrowska. 
Alatejko  St.  Beamt.  Grödek. 
Alater.-Depot  d.   Gen.-Direct.  d.   bayr. 

Staats.-E.-B.  Alünchen.  [3  Expl.] 
Alathauser  W.  Bahnm.  Pribram. 
Alatherny  A.  v.  Beamt.  Teschen. 
Alati£  Fr.  J.  Betr.-Asp.  Krupka. 
Alatkowski  A.  Insp.  Lemberg. 
Alatkowski  R.  R.  v.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Alatl  A.  Packer,  Oswiecim. 
Alatl  K.  Eleve,  Stauding. 
Alatschnigg  F.  Assist.  Feldkirchen. 
Mattausch  AI.  Ob. -Revid.  Pilsen. 
Alattesich  F.  Stat.-Vorst.  Prijedor. 
Alattyasovsky  A.  v.  Beamt.  Teschen. 
Alatuschek  T.  Stat.-Vorst.  Tlumatschau. 
Alatyäs  F.  Loc.-Führ.  Komotau. 
Alatzler  C.  Adj.  Innsbruck.  [K.-A.] 
Alauer  W.  Adj.  Pilsen. 
Alaurer  J.  Stat.-Vorst.    Nied.-Absdorf. 


.Maurer  J.  Offic.  Schreckenstein. 

Alauthner  E.  Ing.  Assist,  Alarburg. 

Alauthner  H.  Stat.-Chef,  Liesing. 

Alauthner  H.  Ing.  St.  Veit  a.  G. 

Alauthner  I.  Dr.  Minist.-Concip.  Wien. 

Aiautner  A.  Beamt.  Wien. 

Max  A.  Ob.-Ing.  Reichenberg. 

Alay  F.  Insp.  Wien. 

Alay  A.  &  H.  Hotscheiner  Zuckerfabr. 
Wien.  [K.-A.] 

Alayer  A.  Assist.  Wr.-Neustadt. 

Alayer  C.  Insp.  Linz. 

Alayer  G.  F.  Contr.  Wien. 

Mayer  I.  Ob.-Ing.  Wien. 

Alayer  J.  Stat.-Exped.  Gr.-Reifling. 

Alayer  j.  Beamt.  Wien. 

Alayer  L.  Adj.  Wien. 

Alayer  L.  Ob.-Ing.  Czernowitz. 

Alayer  R.  Offic.  Tlumatschau. 

Alayer  R.  Secret.  Wien. 

Alayer  V.  Streck. -Vorst.  Bielitz. 

Alayer  W.  Ob.-Offic.  Wien. 

Alayer  W.  Adj.  Wien. 

Alayer  u.  Co.  Buchhdlg.  Wien. 

Alayerhofer  L.  Beamt.  Wien. 

Alayhirt  N.  Stat.-Vorst.  Aschbach. 

Mayr  A.  Kanzl.  Podersam. 

Alayr  E.  A.  Stat.-Chef,  Klausen. 

Alayr  G.  Betr.-Insp.  Wien. 

Alayrhofer  Th.  Beamt.  Dux. 

Mednyänszky  I.   Gutsbes.  Brunöcz. 

Aledvey  A.  v.  Ing.  Czernowitz. 

Alehl  S.  Ing.  Jaroslau. 

Mehoffer  Edl.  v.  E.  Adj.  Tarnöw. 

Alehr  A.  Bahnm.  Frankenmarkt 

Mehrer  A.  Ob.-Ing.  Al.-Schönberg. 

Aleiner  J.  Stat.-Vorst.  Tachau. 

Aleisel  O.  Heizhausl.  Gr.-Wossek. 

Aleissl  v.  O.  Insp.  Wien. 

Aleissner  C.  Exped.  Sternberg. 

Aleister  A.  Revid.  Wien. 

Melichar  J.  Beamt.  Böhm.-Brod. 

Meiler  A.  Ob.-Ing.  Judenburg. 

Alellinger  W.  Ing.  Budapest. 

Mellion  J.  Verl. -Aufs.   Jungbunzlau. 

Melnitzky  K.  Ob.-Ing.  Znaim. 

Aleltschall  C.  Stat.-Chef,  Poisdorf. 

Alelzer  F.  Secret.  Wien. 

Alelzer  J.  Alat.-Mag.- Vorst.  Gmünd. 

Melzer  R.  Ob.-Offic.  Wien. 

Mende  A.  Ob.-Revid.  Villach. 

Mende  J.  Asp.  Kulm. 

Mendelsohn  W.  Ing.  Lemberg. 

Alendlik  E.  Loc.-Führ.  Falkenau. 

Mendlik  J.  Loc.-Führ.  Komotau. 

Menkes  A.  Cassier,  Ateran. 

Menkes  J.  Dr.  Ing.  Czernowitz. 

Alentlbeckh  Th.  Stat.-Exped.  Wartberg. 

Menzel  F.  Fabr.-Buchh.  Gr.-Aleseritscn. 

Alenzel  H.  Stat.-Aufs.  Penzing. 

Menzel  J.  Offic.  Arnau. 

Menzl  E.  Adj.  Horowitz. 

Alenzl    G.    Stat.-Vorst.     Lipina- Carls- 
hütte. 

Merganz  A.  Werkführ.  Innsbruck. 

Merkel  J.  Insp.  Gloggnitz. 

Alertens  D.  R.  v.  Sect.-Rath,  Wien. 

Mesner  F.  Loc.-Führ.  Prag. 

Alesserklinger  J.  Dr.  Centr.-Insp.  Linz. 

Alesserklinger  K.  Assist.  Liezen. 

Messner  J.  Assist.  Lees-Veldes. 

Aleth  H.  Ing.-Adj.  Halicz. 

Aleth  I.  Revid.  Wien. 

Metschelrnayer  E.  Stat.-Vorst.  Franken- 
markt. 

Aletternich-Winneburg    Paul,    Fürst, 
Durchl.  Wien.  [K.-A.] 

Aleyer  A.  CDm.  Refer.  Wien. 

Aleyer    &  Schleicher,  Schriftgiesserei, 
Wien.  [K.-A.] 

Meyer  u.  Zeller,  Buchhdlg.  Zürich. 

Meznik  W.  Stat.-Vorst.  Biowitz. 

Mezzar  A.  Cass.  Wien. 

Michaelis  W,  Beamt.  Budapest. 

Michalski  J.  Ing.  Krakau. 

Michel  A.  Adj.  Hütteldorf-Hacking. 

Michel  E.  Insp.  Sarajevo. 

Michel  W.  Ing.  Mödling. 

Michels  M.  Secret.  Refer.-Stellv.  Prag. 

Alichl  J.  Bahnm.  Lobositz. 

Michna  A.  Commiss.  Wien. 

Michna  C.  Cass.  Mistek. 

Mickutta  C.  Beamt.  Wien. 

Miegl  A.  Ing.  Wien. 

Aliess  Ph.  Bahnm.  Dervent. 
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Miglotti  «.  Adj.  Wien. 

.Million  A.  Adj.  Innsbruck. 

Mikes  F.  Ob.-Ing.  Ung.-Hradisch. 

Mikes  St.  Verk.-Beaint.  Wien. 

Mikl.iutsch  L.  Wächter,  Katschach. 

Miklosich  J.  Ing.  Zauchtel. 

Mikocki  A.  Offic.  Wien. 

Mikosch  A.  Assist.  Triest. 

Mikosch  J.  Revid.  Prag. 

Miksch  R.  Assist.  Teplitz. 

Mikuletzky  C.  Assist.  Ischl. 

Mikusch  F.  Bahnm.  Langenbruck. 

Milborn  Fr.  v.  Ob.-Offiz.  Salzburg. 
[K.-A.] 

Milde  Alb.  &  Comp.  Wien.  [K.-A.] 

Miliczek  F.  Stat.-Vorst.  Ischl. 

Milkowsky  S.  com.  Vertr.  Hohenstadt. 

Miller  L.  Minist. -Secret.  Wien. 

Miller  J.  M.  &  Cie.  Wien.  [K.-A.] 

Milojevic  S.  k.  u.  k.  Lieut.  Korneu- 
burg. 

Milota  A.  Bahnaufs.  LuZna-Lischan. 

Milz  A.  Ob.-Offlc.  Wien. 

Minär  F.  Bahnm.  Schlappanitz. 

Minarik  F.  Offic.  Hullein. 

Minarzik  K.  k.  u.  k.  Obleut.  Korneu- 
burg. 

Ministerium  d.  Innern  k.  ung.  Buda- 
pest [K.-A.] 

Minister-Präsidium  k.  ung.  Budapest. 
[K.-A.] 

Minko  G.  Assist.  Tarnopol. 

Mintzeles  M.  Ing.  Bärringen. 

Mischik  J.  Adj.  Villach. 

Mischitz  A.  Stat.-Aufs.  Steinach. 

Mischler  A.  Streck.- Vorst.  Lobositz. 

Mises  A.  v.  Ob  -Ing.  Wien. 

Mises  Edl.  v.  E.  Ob.-Ing.  Lemberg. 

Misiagiewicz  K.  Adj.  Leinberg. 

Miska  R.  Schloss.-Heizer,  Wels. 

Miskolczy  A.  Contr.  Teschen. 

Misiorowski  A.  Stat.-Leit.  Nagrabie. 

Missiakiewicz  A.  Beamt.  Rakonitz. 

Missbach  H.   Werkführ.  Niniburg. 

Mitiska  E.  Ing.  Brunn. 

Mitscha  v.  MährheiinJ.  Freih.  k.k.  Reg.- 
Rath.  Wien.  [K.-A.] 

Mitschka  A.  Adj.  Olinütz. 

Mitschke  H.  Loc.-Führ.  Lemberg. 

Mittendorfer  R.  Dr.  med.  Bahnarzt, 
Gr.-Raming. 

Mitterdorfer  C.  Bahnarzt,  Wels. 

Mitterlehner  J.  Assist.  Passau. 

Mitterwurzer  J.  Adj.  Villach. 

Mjk  L.  Insp.  Prag. 

Moczydlowski  A.  R.  v.  Ing.  u.  Stat.- 
Vorst.  Sniatyn. 

Möbius  O.  Buchhdlg.  Wien. 

Modr  F.  Assist.  Pilsen. 

Mohr  J.  Ing.  Graz. 

Moldauer  1.  Ing.  jaslo. 

MollenburgS.  Revid.  Wien. 

Möller  C.  Beamt.  Aussig. 

Moeller  K.  Adj.  Reichenberg. 

Monczka  J.  Bahnm.  Brunn. 

Monetü  M.  Stat.-Chef,  Videm. 

Montag  L.  Assist.  Marburg. 

Montan-Ge  seil  seh.  Alpine  Wien.  [K.-A.] 

Montecuccoli-Laderchi  Maxim.  Graf, 
Exe.  Wien.  [K.-A.] 

Montibeller  H.  Revid.  Wien. 

Morandell  A.  v.  Ob.-Offic.  Innsbruck. 

Moranski  K.  Ing.  Krakau. 

MÖraus  C.  Stat.-Chef,  Wolkersdorf. 

Moravec  J.  Hilfsbeamt.  Prag. 

Moravec  W.  Res.-Beamt.  Nimburg. 

Morawa  T.  Ob.-Insp.  Wien. 

Morecki  L.  Adj.  Drohobycz. 

Morell  J.  Stat.-Exped.  Bosn.-Brod. 

Morvay  J.  v.  Cassier,  MÜnchengrätz. 

Moser  J.  Stat.-Exped.  St.  Anton  a.  A. 

Moser  J.  techn.  Eleve,  Wien. 

Moser  K.  Ob.-Revid.   Wien. 

Moser  U.  Buchhdlg.  Graz. 

Moskwa  F.Assist.  Podgörze-Plaszöw. 

Mössmer  A.  Beamt.  Wien. 

Mussner  J.  Loc.-Führ.  Ebensee. 

Moessner  J.  Ing.-Adj.  Wien. 

Mossoczy  R.  Ob.-Revld.  N.-Sandec. 

Moszoro  M.    Bahnm.  Berhomcth  a.  S. 

Motejlek  F.  Assist.  Wien. 

Mottl  E.  Res.-Beamt.  Dfis. 

Motyczka  H.  Werkm.  Jägerndorl. 

Motylewski  S.  Ob.-Ing.  Lemberg. 

Moucka  J.  Ob.-Ing.  Josefstadt. 


Mracek  V.  Beamt.  Brunn. 

Mrasek  F.  Ing.  Pilsen. 

Mraz  V.  Official,  Triest.  [K.-A.] 

Mräzek  J.  Contr.  Josefstadt. 

Mrazek  L.  Ing.-Adj.  M.-Schönberg. 

Mrzilek  J.  Masch.-Meist.  Bubna. 

Mschitek  K.  Werkf.  Aussig. 

Muchka  F.  Assist.  Wr.-Neustadt. 

Mück  A.  Bahnaufs.  Oswie,cini. 

Mück  J.  Ob.  Offic.  Triest.  [K.-A.] 

Muhxtsch  F.  Werkf.  Marburg. 

Mühlbeck  A.  Revid.  Wien. 

Miihln  St.  Assist.  Krakau. 

Mühlrad  J.  Ing.  Jaslo. 

Müldner  J.  Unt.-Beamt.  Wien. 

Mule  J.  Stat.-Vorst.  Grosslupp. 

Müller  A.  Revid.  Kimburg. 

Müller  A.  Stat.-Chef,  Gaya. 

Müller  A.  Revid.  Linz. 

Müller  Ch.  Beamt.  Kreibitz-Teichstadt. 

Müller  F.  Assist.  Mödling. 

Müller  F.  Bahnm.  Pontatel. 

Müller  G.  Assist.  Villach. 

Müller  G.  Beamt.  Prag. 

Müller  G.  Stat.-Vorst.  Weipert. 

Müller  H.  Beamt.  Teschen. 

Müller  J.  Beamt.  Budapest. 

Müller  J.  Loc.-Führ.  Oluiütz. 

Müller  J.  Maschinist  Rzeszöw. 

Müller  J.  Loc.-Führ.  Reichenberg. 

Müller  J.  Insp.  Wien. 

Müller  J.  Buchhdlg.  Amsterdam. 

Müller  K.  Ing.  Mödling. 

Müller  W.  Stat.-Gehilfe,  Lemberg. 

Müll  er- Hörnstein  Baron   M.   Hauptm. 

i.  Res.  Blisowa. 
Müllner  C.  Bremser,  Znaim. 
Müllner  J.  Loc.-Führ.  Oswiecim. 
Mümmler  G.  A.  Ob.-Offic.  Wien. 
Münch  H.  Stat.-Vorst.  Leneschitz. 
Munk  L.  Ob.-Ing.  Görz. 
Murr  K.  Heizh.-Chef,^Mürzzuschlag. 
Musil  A.  Verl.-Aufs.  Celakovice. 
Musil  F.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 
Musy  J.  Insp.  Wien. 
Musyl  E.  Beamt.  Lieben. 
Mutschlechner  J.  Ob.-Ing.  Graz. 
Muzikäf  J.  Assist.  Staab. 
Myslivec  Tb.  Adj.  Pilsen. 

Nachbauer  J.    Assist.     Zdiretz-Kreuz- 

berg. 
Nadachowski  A.  Ing.  Ebensee. 
Nadel  I.  Ing.  Wien. 
Nadler  K.  Beamt.  Wien. 
Naeher  v.  Frickthal  O.  Insp,  Wien. 
Nafe  J.  Buchhdlg.  Nikolsburg. 
Nagel  B.   Nachf.  Buchhdlg.  Budapest. 

[2  Expl.] 
Nagel  O.  jr.  Buchhdlg.  Budapest. 
Nagher  G.  Assist.  Graz. 
Nagl  A.  Beamt.  Wien. 
Nagl  A.  Assist.  Leobersdorf. 
Nagl  L.  Revid.  Villach. 
Naglschmidt  J.  Manip.-Cond.  Glandorf. 
Nagy  L.  Ing.-Assist.  Budapest. 
Napravnik  G.  Adj.  Budweis. 
Nausa  F.  Ob.-Revid.  Wien. 
Navratil  A.  Telegraph.  Prerau. 
Navratil  F.  Magaz.  Chotebof. 
Navratil  J.  Telegraph.  Wien. 
Nawratil  F.  Stat.-Vorst.  Rakonitz. 
Nawratil  W.  Beamt.  Wien. 
Nazarewicz  M.  Adj.  Lemberg. 
Nebesky  F.  Ob.-Ing.  Wien. 
Nebesky  F.  Stat.-Chef,  Praskowitz. 
Neblinger  E.  Insp.  Wien. 
Neblinger  K.  Insp.  Wien. 
Neblinger  J.  Ob.-Insp.  Wien. 
Nebois  J.  Assist.  Wien. 
Necesany  Ae.  Betr.-Asp.  Hostiwitz. 
Nechi  A.  Offic.  Schönbrunn. 
Nechleba  J.  Ing.-Adj.  Laun. 
Nedoschill  J.  Ob.-Offic.  Klagenfurt. 
Nedwied  A.  Insp.  Stat.-Chef,  Graz. 
Neidhart  J.  Verk.-Adj.  Banjaluka. 
Neiger  I.  Ing.-Adj.  Czernowitz. 
Neiser  F.  St.it. -Aufs.  Vsetat-Privor. 
Neisser  H.  Internat.  Transp.  Brunn. 
Nejedly  J.  Stat.-Vorst.  Predmeritz. 
Nejepsa  R.  Bahnaufs.  Duby. 
Nemec  A.  Offic.  Bozen. 
Nemec  P.  Loc.-Führ.  Neuern. 
Nerad  G.  k.  u.  k.  Lieut.  Budweis. 
Neronowicz  L.  R.  v.  Krosno. 


Nesnera  P.  Buchhdlg.  Jungbunzlau. 

[2  Expl.] 
Nestel  J.  v.  Insp.  Brunn. 
Nester  C.  Loc.-Führ.  Trautenau. 
Netolicka  L.  Beamt.  Stauding. 
Xetousek  A.  Assist.  Caslau. 
Nettwall  R.  Beamt.  Prag. 
Neubauer  A.  Ing.  Waidhofen  a.  Y. 
Neubauer  E.  Beamt.  Jablunkau. 
Neubauer  F.  B.-E.-Sect.-Vorst.  Rudolfs- 

wert. 
Neubauer  H.  Ing.-Adj.  Wien. 
Neubauer  M.  Stat.-Chef,  Semmering. 
Neudeck   E.  Loc.-Führ.   Mähr.-Weiss- 

kirchen. 
NeudorffL.  Telegr.-Offic. Jungbunzlau. 
Neuer  L.  Ing.-Adj.  Trautenau. 
Neufeldt  C.  Präsident  der  Wr.  N.  Lo- 

kom.  Fabr.  Wien.  [K.-A.] 
Neugebauer  G.  k.  u.  k.   Hofbuchhdlg. 

Prag.  [4  Expl.] 
Neugebauer  R.  Ing.-Adj.  Innsbruck. 
Neuhauser  F.  Beamt.  Wien. 
Neuhauser  F.  Ob.-Offic.  Wien. 
Neuhauser  J.  Stat.-Leit.  Kremsmünster. 
Neuhauser  Th.  Hilfsbeamt.  Aussig. 
Neuhauser  W.  Stat.-Exped.  Holobkau. 
Neuhoff  St.  Ing.  Jaroslau. 
Neulreich  A.  Adj.  Gloggnitz. 
Neumann  F.  Offic.  Oswiecim. 
Neumann  J.  Stat.-Aufs.  Trnowan. 
Neumann  J.  Ob.-Ing.  Prag. 
Neumann  K.  Revid.  Tarnopol. 
Neumann  R.  Assist.  Wien. 
Neumann  W.  Stat.-Chef,  Velden. 
Neumann  W.  Loc.-Führ.  Tetschen. 
Neusiedler  A.  G.  f.  Papier-Fabrikation, 

Wien.  [K.-A.] 
Neusser  F.  Stat.-Chef,  lumchen. 
i    Neutwich  A.  Ing.-Assist.  Sulkow. 
;    Nevadba  H.  Loc.-Führ.  Nusle. 

Newald  EL  Cassier,  Waidhofen  a.  Y. 
Newerly  F.  Magaz.  Krzeszowice. 
Nicki  C.  Stat.-Chef,  Wekelsdorf. 
Niederegger  R.  Assist.  Salzburg. 
Niederländer  J.  Kanzl.  Dolnja-Tuzla. 
Niederle  J.  Loc.-Führ.  Iglau. 
Niedzielsky  J.  Concip.  N.-Sandec. 
Niemand  J.  Werkm.  Wels. 
Niemczyk  F.  Bahnm.  Bukaczowce. 
Niemetz  E.  Ob.-Revid.  Wien. 
Niemetz  W.  Contr.  Wien. 
Niklitschek  A.  Streck.-Chef,  Prerau. 
Nikorowicz  A.  Loc.-Führ.  Kimpolung. 
Nilius  H.  Assist.   Wien. 
Nilius  J.  Dr.  Insp.  Wien. 
Niinkiewicz  S.  Stat.-Exp.  Konjica. 
Nitecki  V.  Ing.-Adj.  Sambor. 
Nitra  E.  Ing.  Krems  a.  D. 
Nittel  F.  Assist.  Hütteldorf-Hacking. 
Nock  K.  Beamt.  Altenmarkt  a.  Tr. 
Noe  E.  Insp.  Olmütz. 
Noe  K.  Ob. -Contr.  Felegyhäza. 
Noe  C.  Stat.-Chef,  U.-Hradisch. 
Noö  C.  Insp.  Prag. 
Noe  L.  Beamt.  Lieben. 
Noel  C.  Ob.-Ing.  Wien. 
Noha  J.   Stat.-Leit.   Neu-Aigen-Stettel- 

dorf. 
Noll  K.  Assist.  Spillern. 
Norer  M.  Dr.  Concip.  Villach. 
Nosek  J.  Stat.-Chef.  Ala. 
Notsch  M.  Streck. -Wacht.  Bischoflack. 
Novacek  A.  Werkführ.  Kralnp. 
Noväk  A.  Beamt.  N'eusattl. 
Novak  C.  Assist.  Leoben. 
Novak  D.  Mag.-Beamt.  Wien. 
Noväk  E.  Ing.-Assist.  Prag. 
Noväk  F.  Beamt.  Butschowitz. 
Noväk  F.  Insp.  Pilsen. 
Noväk  F.  Offic.  Wischau. 
Noväk  H.  Loc.-Führ.  Bubna. 
Noväk  J.  Bahnm.  Roidalowitz. 
Novosad  V.  Telegr.-Aufs.  Banjaluka. 
Novotny  A.  Stat.-Vorst.  Blisowa. 
Nowak  A.  Maschinist,  Krakau. 
Nowak  A.  Betr.-Leit.  Stauding. 
Nowak  B.  Stat.-Vorst.  Langenlois. 
Nowak  F.  Werkm.  Jägerndorf. 
Nowak  F.  Offic.  Graz. 
Nowak  F.  Beamt.  Prag. 
Nowak  J.  Ing.  Dolnja-Tuzla. 
Nowak  J.  Werkm.  Marchegg. 
Nowak  J.  Ob.-Offic.  Zauchtel. 
Nowak  L.  Bur.-Vorst.-Stcllv.  Wien. 
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Nowak  M.  Assist.  Wr.-Neustadt. 
Noworolski  J.  Loc.-FÜhr.  Halicz. 
Nowotny  C.  Contr,  Sarajevo. 
Nowotny  J.  Assist.  Nusle. 
Nowotny  J.  Offic.  Wien. 
Nowv   F.    Assist.    Weidlingau-Haders- 

dorf. 
Nürnberger  M.  Ob. -Offic.  Wien. 
Nüssler  L.  Buchhdlg.  Leoben.  [2  Expl.] 
Nydegger  u.  Baumgart,  Buchhdg.  Bern. 

Oberlohr  I.  Revid.  Jedlesee. 
Obich  v.  Turnstein  A.  Insp.  Prag. 
Obraczay  G.  Adj.  Krakau. 
Obrecht  J.  Ob.-Ing.  Graz. 
Obrecht  V.  Offic.  N.-Sandec. 
Obruschka  K.  Ing.-Adj.  Olmütz. 
Odhänel  A.  Assist.  Mauthausen. 
Odpadlik  J.  Loc.-Führ.  Dola£. 
Oehin  F.  Buchh.  Prag. 
Oelberg  C.  v.  Adj.  Mödling. 
Oertl  E.  Stat.-Vorst.    Oberleutensdorf. 
Oertl  J.  Beaint.  Simmering. 
Oesterreicher  C.  Centr.-Insp.    Czerno- 

witz. 
Ofenheim   &  Cie.   Grossindustr.  Wien 

[K.-A.] 
Offic.-Bibl.  d.  Eisenb.-  u.  Tclegr.-Reg. 

Korneuburg. 
Ogoreutz  C.  Assist.  Bischoflack. 
Ogrodzinski  A.  Ing.  Lemberg. 
Öhlenberg  Ph.  Ing.  Lemberg. 
Ohman  C.  Bahnm.  Steinbrück. 
Ohnheiser  F.  Beamt.  Uhersko, 
Okornicki  V.  Werkm.  Krakau. 
Onitiu  V.  Beamt.  Szegedin. 
Onuleak  A.  Bahnm.  Hadikfalva. 
Orelli  H.  v.  Ob.-Ing.  Wien. 
Orleth  J.  Ing.  Wien. 
Orletz  C.  Loc.-Führ.  Kienberg-Gaming. 
Orlitzky  J.  Offic.  Innsbruck. 
Ornstein    A.    Stat.-Vorst.    Petersdorf- 

Ullersdorf. 
Oroszy  K.  Assist.  Steinbrück. 
Ortmann  J.  Stat.-Vorst.  Obernitz. 
Ortner  A.  Offic.  Köflach. 
Ortner  A.  Assist.  Wolfsberg. 
Ortner  F.  Stat.-Vorst.  Grossreifiing. 
Osadca  N.  Adj.  Stanislau. 
Osana  J.  k.  u.  k.  Hauptm.  Korneuburg. 
Osner  J.  Insp.  Brunn. 
Ostermann  H.  Ob.-Ing.  Linz. 
Ostheim   Alb.    Ritter  v.    k.  k.  Hofrath, 

Wien.  [K.-A.] 
Ostravsky  P.  Beamt.  Meran. 
Oswald  A.  Ob.-Ing.  Wien. 
Oszwald  F.  Assist.  Vöslau, 
Ott  A.  Edl.  v.  Stat.-Vorst.  Rene". 
Ott  A.  Stat.-Vorst.  Kremsmünster. 
Ott  J.  v.  Ing.  Wien. 
Ott  J.  Baron  v.   Stat.-Chef,  Krieglach. 
Ott  O.  Ob.-Offic.  Stauding. 
Ottawa  J.  Ing.  Neubidschow. 
Ottinger  A.  Contr.  Nimburg. 
Otto  C.  Ob.-Ing.  Wien. 
Otto  L.  Ing.-Adj.  Pilsen. 
Ozlberger  F.  Revid.  Gmünd. 
Ozog  C.  Dr.  Insp.  Krakau. 

Paar  J.  Insp.  Wien. 

Pabel  F.  Kanzl.  M.-Schönberg. 

Pabeschitz  M.  Contr.  Wien. 

Pabst  A.  Ob.-Revis.  Prag. 

Paces    W.    Stat.-Vorst.   Osseg-Riesen- 

berg. 
Pachenigg  O.  Zugsf.  Vordernberg. 
Pacher  F.  Stat.-Vorst.  Pohl. 
Pachowsky  L.  Stat.-Aufs.  Zliv. 
Paczofsky  E.  Adj.  Kufstein. 
Paczofsky  J.  Offic.  Innsbruck. 
Pajaczkowsky  C.  R.  v.  Ing.  Lemberg. 
Paja.k  C.  Ing.   Stanislau. 
Pajer  J.  Insp.  Wien. 
Palästhy  A.  Insp.  Budapest. 
Palla  A.  Reg.-Rath  u.  Bahndir.  Prag. 
Pallasmann  C.  Betr.-Leit.  Cervignano. 
Pallavicini    Alex.    Markgraf   Durchl. 

Wien.  [K.-A.] 
Pallik  A.  Loc.-Führ.  Divaca. 
Palu  C.  Assist.  S.  Michele. 
Palusinski  Offic.  Krakau. 
Pammer  F.  Kanzl.  Linz. 
Panic  C.  Hilfsbeamt.  Dervent. 
Pany  K.  Ob.-Ing.  Hainfeld. 
Papauschek  R.  Buchhdlg.  M.-Ostrau. 
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Paral  W.  Loc.-Führ.  Prag. 

Paravicini  Th.  Ing.  Olmütz. 

Paravicini  W.  Ing.  Hieflau. 

Parente  de  M.  Ing.-Adj.  Triest. 

Pariczek  F.  Mag.-Geh.  Patzau. 

Parlesak  J.  Beamt.  Pec"ek. 

Parsche  F.  Beamt.  D.-Kralup. 

Partsch  J.  Hilfsbeamt.  Josefstadt-Ja- 
romer. 

Paschek  F.  Assist.  Wr.-Neustadt. 

Paschola  R.  Loc.-Führ.  Dzieditz. 

Pasker  A.  Offic.  Wien. 

Pastor  R.  Beamt.  Neutitschein. 

Passini  L.  Ob.-Offic.  Wien. 

Passy  F.  J,  Adj.  Villach. 

PaszczaK.  Techn.  Hochsch.  Lemberg. 

Patelski  F.  Ob.-Ing.  Krakau. 

Patera  J.  Beamt.  Kladno. 

Patsch  L.  Beaint.  Tetschen. 

Patzelt  J.  Ob.  Revis.  Wien. 

Patzl  A.  Revid.  Wien. 

Paul  A.  Beamt.  Karolinenthal. 

Paul  A.  Ob.-Insp.  Wien. 

Paul  K.  Mag.-Dien.  Rakonitz. 

Pauli  F.  Beamt.  B.-Trübau. 

Pauli  F.  Ob.-Ing.  Salzburg. 

Pauli  K.  Ob.-Revid.  Krakau. 

Paulowicz  D.  Bahnm.  Monasterzyska. 

Pavelka  J.  Loc.-Führ.  Reichenberg. 

Pavelka  K.  Ing.-Adj.  Wien. 

Pavelka  V.  Stat.-Vorst.  Eulau. 

Pawelka  J.  Weichenwächt.  Grulich. 

Pawlaczky  A.  Contr.  Wien. 

Pawlowski  L.  Ing.  Stanislau. 

Payer  F.  Ing.  Josefstadt. 

Payer  S.  Assist.  Wien. 

Pechel  F.  Buchhdlg.  Graz. 

Peiker  A.  Loc.-Führ.  Bischofshofen. 

Peiper  M.  Verk. -Assist.  Geiersberg. 

Peissl  P.  Stat.-Geh.  Weiz. 

Pek  H.  Loc.-Führ.  Bubna. 

PelhHmovsky  R.  v.  Greifenfels  E. 
Beamt.  Opocno. 

Pelikan  G.  Ob.-Ing.  Chotzen. 

Pelikan  J.  Beamt.  Schönlinde. 

Peller  J.  Stat.-Vorst.  Summerau. 

Pelnaf  A.  Insp.  Wien. 

Peltz  J.  Ob.-Ing.  Borszczöw. 

Pelz  J.  Stat.-Leit.  Siluwka. 

Pelzbauer  K.  Assist.  Hieflau. 

Pengg  J.  Adj.  Wien. 

Penka  F.  Stat.  Vorst.  Pilnikau. 

Pereira  Heinr.  Freih.  v.  Wien.  [K.-A.] 

Peretti  A.  v.  Offic.  Ala. 

Pergelt  K.  Ing.  Teplitz. 

Perhauc  F.  Loc.  Führ.  Divaca. 

Perhinek  C.  Stat.-Geh.  Canfanaro. 

Perin  B.  v.  Offic.  Oderberg. 

Perisic  A.  Assist.  Fürstenfeld. 

Perko  V,  Ob.-Ing.  Wien. 

Perles  M.  Sorts.-Buchhdlg.  Wien. 

Perner  F.  Reg.-Rath,  Wien. 

Perner  J.  Ob.-Insp.  Budapest. 

Pernerstorfer  J.  Bahnwächt.  Freistadt. 

Persein  A.  Insp.  Wien. 

Perutz  H.  Assist.  Matzleinsdorf. 

Perwein  F.  Adj.  Innsbruck. 

Pesaut  F.  Revid.  Prag. 

Peschka  J.  Kanzl.  Neuhaus. 

Peschka  O.  Ing.  Wien. 

Peska  J.  Bahnm.  Neupaka. 

Petak  F.  Ob.-Ing.  Floridsdorf. 

Petek  A.  Stat.-Leit.  Schönstein. 

Petek  J.  Stat.-Vorst.  Sachsenfeld. 

Peter  J.  Ing.  Wien. 

Peter  C.  Stat.-Vorst.  Vsetat-Pfivor. 

PeterneU  Th.  Adj.  Wien. 

Peterzilka  C.  J.  Beamt.  Wien. 

Petricek  A.  Assist.  Hannsdorf. 

Petricek  J.  Ing.-Adj.  Schärding. 

Petrich  C.  Ob.-Ing.  M.-Ostrau. 

Petrini  A.  comm.  Ref.  Wien. 

Petrini  H.  Contr.  Dombrau. 

Petrossi  A.  Gen.-Dir.-Rath,  Wien. 

Petrzela  J.  Stat.-Vorst.  Staab. 

Petrzelka  F.  Ing.  M.-Ostrau. 

Petrzilka  E.  Stat.-Vorst.  Battelau. 

Petschacher  L.  Baurath,  Wien. 

Petschnig  E.  Ob.-Revid.  Wien. 

Petzelt  J.  Stat.-Chef,  Grussbach. 

Petzlmann  E.  Offic.  M.-Ostrau. 

Petzoch  A.  Rechn.- Assist.  Banjaluka. 

Peyrer  F.  Direct.  Steyr. 

Pfaff  C.  Telegraph.  Pontafel. 

Pfannerer  N.  Stat.-Vorst.  Auscbitz. 


Pfanzay  S.  Stat.-Aufs.  Kl.-Reifling. 
Pfeffer  A.  Beamt.  Wien. 
Pfeffer  E.  Centr.-Insp.  Prag. 
Pfefferer  A.  Dr.  Concip.  Wien. 
Pfeiffer  G.  Ob.-Ing.  Wien. 
Pfeiffer  K.  Assist.  Wien. 
Pfeiffer  M.  Ob.-Revid.  Villach. 
Pfeiffer  V.  Streck en-Vorst.  Krasna. 
Pfeil  J.  Heizh.-Vorst.  Karlsbad. 
Pfersmann  v.  Eichthal   L.    Ob.-Revid. 

Wien. 
Pfeuffer  F.  Ob.-Ing.  Wien. 
Pfinn  J.  Ing.  Budapest. 
Pfingstl  F.  Offic.  Görz. 
Pflanzl  F.  Revid.  Linz. 
Pnügl  C.  v.  Adj.  Wien. 
Philipp  F.  J.  Tarif-Refer.  Szegedin. 
Philips  L.  Werkst.-Chef,  Linz. 
Philipsky  H.  Assist.  Mürzzuschlag. 
Piasecki  L.  R.  v.  Adj.  Lemberg. 
Piasecki  W.  Revid.  Krakau. 
Piazza  E.  Ing.  Triest. 
Piber  R.  Adj.  Wien. 
Piber  R,  Insp.  Wien. 
Piccinini  P.  Beamt.  Straza. 
Pichler  A.  Loc.-Führ.  Leinberg. 
Pichler  E.  v.  Deeben  E.  Secret.  Wien. 
Pichler  F.  Assist.  Vitis. 
Pichler,  H.  Stat.-Exp.  Donawitz. 
Pichler  J.  Werkf.  Kralup  a.  M. 
Pichler    R.   v.    M.    Dr.    Minist.  -  Vice- 

Secret.  Wien. 
Pichler  R.  v.  M.  Sect.-Chef,  Wien. 
Pichorner  J.  Stat.-Aufs.  Mautern. 
Pick  M.  Domän. -Pacht.  Smidar. 
Pick    P.     Stat.  -  Vorst.     Schwadowitz- 

Eipel. 
Pierus  R.  Ing.  Wien. 
Piffl  E.  Mat.-H.-M.-Chef,  Prag. 
Pihera  C.  k.  u.  k.  Ob.  Lieut.  Wien. 
Pikal  C.  Stat.-Leit.  Wraz-St.  Johann. 
Pikart  A.  Loc.-Führ.  Prag. 
Pilewski  E.  Ing,  Krakau. 
Piller  L.  Beamt.  Wien. 
Pillwein  J.  Beamt.  Wien. 
Pilny  J.  Verk. -Adj.  Banjaluka. 
Pils  F.  Stat.-Vorst.  Göllersdorf. 
Pilz  A.  Ing.  Pilsen. 
Pilz  E.  Insp.  Prag. 
Piotrowski  J.  Mag.Wärt.  Stanislau. 
Pirich  V.  Assist.  Taxenbach. 
Piringer  J.  Expeditor,  Floridsdorf. 
Pirner  V.  Stat.-Vorst.  Königshof. 
Pirogowski  K.  Loc.-Führ.  Lemberg, 
Pirozynski  K.  Stat.-Aufs.   Nowosielce- 

Gniewosz. 
Pirschle  A.  Assist.  Linz. 
Pisarski  C.  L.  Bahnamts- Vorst.  Jedlicze. 
Pischa  F.  Rechn.-Assist.  Banjaluka. 
Pischinger  P.  Exped.  Wien. 
Pischitz  G.  Mag.-Aufs.  Linz. 
Pischmacht  J.  Bahnm.  Dolnja-Tuzla. 
Pisecker  C.  Adj.  Wien. 
Piskar  F.  Offic.  Triest. 
Pisker  H.  Ob.-Ing.  Ebensee. 
Pithart  J.  Adj.  Prag, 
Pitta  W.  Offic.  Pilsen. 
Pittner  I.  Cassier,  Schlan. 
Piwon  E.  Adj.  Spital.  [K.-A.J 
Plach  A.  Loc.-Führ.  Czernowitz. 
Plachetzky  C.  Beamt.  Prag. 
Plachy  Ch.  Loc.-Führ.  Pilsen. 
Plachy  G.  Loc.-FÜhr.  Prag. 
Plattner  G.  Loc.-Führ.  Ebensee. 
Platzer  H.  Stat.-Vorst.  Waidhofen  a.  Y. 
Platzer  J.  Loc.-Führ.  Budweis. 
Plechinger  A.  Stat.-Vorst.  Bratz. 
Plechowski  C.  Ob.-Ing.  Stanislau. 
Pleschner  Ph.  Stat.-Vorst.  Troppau. 
Pleticha  F.  Ob.-Ing.  Weseli  a.  L. 
Pliml  W.  Beamt.  Hostiwitz. 
Plöbst  A.  Edl.  v.  Adj.  Gleisdorf. 
Ploth  A.  Assist.  Villach. 
Pluhaf  J.  Hilfsbeamt.  Prag. 
Plunder  E.  Stat.-Vorst.  Marchtrenk. 
Plunger  J.  Assist.  Wien. 
Plzensky  St.  Ing.  Prag. 
Poborak  A.  Stat.-Vorst.  Usora. 
Pöchmann  A.  Zugsf.  Linz. 
Podgörski  Th.  Stat.-Vorst.  Chryplin. 
Podhagsky  J.   Edl.    v.    Kaschauberg, 

Ob.-Ing.  Mödling. 
Podhajsky  A.  k.  u.  k.  Hauptm.  Wien. 
Podjus  O.  Stat.-Vorst.  Cernosek. 
Podlaszecki  E.  Kanzl.  Stanislau. 
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PodlewftklP.  R.  v.  Dr.  Mlnist.-Concip. 

Wien. 
Podlipsky  C.  Assist.  Smichow. 
Podrazky  A.  Adj.  Krakau. 
Podvarnik  J.  Loc.-Führ.  Laibach. 
Podzyinek  F.  Beamt.  St.idlau. 
Pohl  A.  Schlosser,  Laibach. 
I>ohl  J.  Rechngs.-Offic.  Wien. 
Pohl  R.  Dr.  Concip.  Wien. 
Pohle  K.  Beamt.  Wien. 
Pohlidal  H.  Dr.  Secret.  Wien. 
Pohlineyer  C.  Ob.-Offic.  Liesing. 
Pohnert  A.  Adj.  Leobersdorf. 
Pokorny  A.  Loc.-Führ.  Bubna. 
Pokomy  C.  Ob.-Ing.  Linz. 
Pokorny  F.  Ob.-Insp.  Wien. 
Pokorny  G.  gepr.  Heiz.  Basn.-Brod. 
Pokorny  H.  E.  v.  Ob.-Ing.  Beneschau. 
Pokorny  Th.  A$sist.  Pilsen. 
Polaczek  A.  Insp.  Koinotau. 
Polatschek  H.  Beamt.  Pohl. 
Polak  F.  Offic.  Budweis. 
Poleschensky  J.  Direct.  Budapest. 
Pollack    Th.    Dr.   Minist.- Vice-Secret. 

Wien. 
Pollak  A.  Ing.  Olbersdorf. 
Follak  C.  G.  Assist.  Fohnsdorf. 
Pollak  E.  Adj.  Lemberg. 
Pollak  F.  Concip.  W?ien. 
Pollak  H.  Ing.  M.-Schünberg. 
Pollak  M.  Stat.-Vorst.  Nizniow. 
Pollak  M.  Ing.  Laibacb. 
Pollak  L.  Stat-Vorst.  Hohenbruck. 
Pollak  L.  Insp.  Klausenburg. 
Pollak  S.  Pappenfabr.  Guschwitz  [K.-A.] 
Pollak  D.  R.  &  Söhne  Wien.  [K.-A.] 
Pollatschek  K.  Beamt.  Komotau. 
Pollatschek  S.  Stat.-Vorst.  Kimpolung. 
Polley  J.  Assist.  Triest. 
Pölleritzer  F.  Stat.-Vorst.  Vöslau. 
l'ollini  R.  Assist.  Trient. 
PölÜ  T.  R.  v.  Stat.-Chef,  St.  Michele. 
Pölz  J.  Stat.-Geh.  Feldbach. 
Polzer  A.  Beamt.  Wien. 
Polzer  E.  Bahn-A.-Vorst.  Eger. 
Polzer  M.  Beamt.  Wien. 
Ponger  Ph.  Ob.-Insp.  Budapest. 
Pony  J.  Loc.-Führ.  Lemberg. 
Popelka  A.  Assist.  Wien. 
Popovits  J.  Streck. -Vorst.  Laa  a.  Th. 
Popovits  P.  Beamt.  Szegedin. 
Popp  P.  Stat.-Vorst.  Scheibbs. 
Poppelbaum  k.u.k. Hof- b'chriftgiesserei, 

Wien.  [K.-A.] 
Popper  A.  Ing.  Dervent. 
Popper  Baron  AI.  Wien  [K.-A.] 
Popper  E.  Hilfsbeamt.  Brück  a.  L. 
Porndorfer  I.  Ob.-Insp.  Wien. 
Porstendörfer    L.   Stat.-Vorst.     Krems 

b.  Graz. 
Portele  A.  Assist.  Habendorf. 
Portele  J.  Loc.-Führ.  Bubna. 
Porubszky  R.  Assist.  Wien. 
Poerzler  E.  Buchhdlg.  Teplitz.  [2  Expl.] 
Posch  F.  Assist.  Kgl.  Weinberge. 
Posch  F.  Ob.-Ing.  Marburg. 
Posch  L.  Ob.-Ofnc.  Wien. 
Pöschko  F.  Bahnm.  Kotorsko. 
Pöschl  St  Werkm.  Landeck. 
Posner  J.  Stat.-Vorst.  St.  Johann. 
Pospichal  Th.  Stat.-Vorst.  Weyer. 
Pospischil  J.  Ob.-Ofnc.  Reichenberg. 
Pospisil  J.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 
Posselt  E.  Stat.-Vorst.  Böheimklrchen. 
Posselt  W.  Loc.-Führ.  Reichenberg. 
Possinger  F.  Offic.  Tarnöw. 
Post  A.  Insp.  Prag. 
Postawka  L.  Revid.  Wien. 
Postl  V.  Ob.-Ing.  Selzthal. 
Potisek  L.  Loc.-Führ.  MUrzzuschlag. 
Potoschnig  J.  Adj.  Wien. 
Povolny    E.  v.  A.  k.   u.    k.  Oberlieut. 

Korneuburg. 
Powischer  C.  Stat.-Vorst.  Pram. 
Powondra  F.  Ob.-Revid.  Innsbruck. 
Prachaf  E.  Loc.-Führ.  Oswiecim. 
Prachtel  R.  v.  Moraw  ianski  P.  Ing.-Adj. 

Stanislau. 
Prack  C.  Stat.-Chef,  Schwaz. 
Prade  R.  Ob.-Ofßc.  Reichenberg. 
Praedica  E.  Assist.  WUdon. 
Prager  Eisen-Ind.-Ges.  Wien.  [K.-A.] 
Prahacs  I.  Insp.  Budapest. 
Praibis   W.    Stat.-Aufs.    Osseg-Ricsen- 

berg. 


Pranter  M.  Sect.-Ing.  St.  Peter. 

I'rasch  A.  Offic.  Graz. 

Prasch  H.  Ing.  Wien. 

Praschniker  L.  Ob.-Ing.  Graz. 

Prask  J.  Assist.  Osseg. 

Präiak  J.  Ob.-Ing.  Prag. 

Prchal  Th.  Beamt.  Brunn. 

Preclik  A.  Ing.  Wien. 

Preidel  A.  Beamt.  Wien. 

Preidl  F.  Assist.  Leitmeritz. 

Preisinger  E.  Stat.-Chef,  Vilpian. 

Preissler  F.  Ob.-Ing.  Neustadt  a.  M. 

Preitner  C.  Adj.  Linz. 

Prell  A.  Assist.  Tetschen. 

Premrou  L.  Ob.-Offic.  Görz. 

Presker  H.  Stat.-Vorst.  Ratschach. 

Presser  J.  Bahnm.  Kronau. 

Presslmayer  R.  techn.  Adj.  Florids- 
dorf. 

Prettner  A.  Loc.-Führ.  Divaca. 

Pretscbner  K.  Adj.  Wien. 

Pretzner  K.  Streck.-Vorst.  Friedek. 

Prichystal  K.  Stat.-Vorst.  Greiffenburg. 

Priesner  A.  Assist.  Linz. 

Prikryl  M.  Diurn.  Sarajevo. 

Prini  G.  Dr.  Hofrath,  Wien. 

Prinz  E.  Ob.-Revid.  Villach. 

Prochaska  L.  Stat.- Vorst.  AVeleslawin. 

Prochazka  J.  Stat.-Vorst.  Holoubkau. 

Prochazka  M.  Ob.-Ing.  Frankenmarkt. 

Prochazka  W.    Ob.-Revid.  Weinberge. 

Prokesch  A.  Ing.  Wien. 

Prömmel  C.  Stat.-Chef,  Hetzendorf. 

Prossnitz  O.  Beamt.  Wien. 

Prossy  E.  Ob.-Insp.  Wien. 

Provasi  F.  Contr.  Sarajevo. 

Prucha  J.  Werkm.  Wien. 

Prucha  L.  Beamt.  Wien. 

Prusäk  J.  Stat.- Vorst.  Strakonitz 

Pruschak  J.  Magaz.  Gr.-Meseritsch. 

Prutzek  J.  Revid.  Linz. 

Przystajko  J.  Fracht.-Cass.  Krasne. 

Psary-Psarsky  R.  v.  C.  Insp.  Tarnopol. 

Pschertner  J.  Loc.-Führ.  Trautenau. 

Psota  A.  Adj.  Jägerndorf. 

Ptak  W.  Assist.  Pilsen. 

Puchmayr  A.  Ing.  Linz. 

Puchta  C.  Stat.-Exped.  Doboj. 

Puchta  M.  Exped.  Wien. 

Puchyr  J.  Loc.-Führ.  Hainfeld. 

Puck  J.  Mag.-Meist.  Wien. 

Pudil  V.  Ob.-Ofnc.  Wien. 

Pühringer  F.  Assist.  Wlkanetsch. 

Pühringer  R.  k.  u.  k.  Lieut.  Korneu- 
burg. 

Punzelt  J.  Assist.  Lambach. 

Pupovac  M.  Adj.  Wien. 

Purgay  A.  Hilfsbeamt.  Villach. 

Purner  L.  Offic.  Innsbruck. 

Pusch  A.  Beamt.  Hohenstadt. 

Puttkammer  u.  Mühlbrecht  Buchhdlg. 
Berlin.  [2  Expl.] 

Putschner  E.  v.  Beamt.  Kemmelbach. 

Putz  J.  Assist.  Hallein. 

Puxkandl  A.  Asp.  Tarvis. 

Puzdrowski  K.  R.  v.  Insp.  Lemberg. 

Quadratstein  J.  Adj.  Krakau. 
Quarthai  L.  Ob.-Offic.  Wr.-Xeustadt. 
Quenot  E.  Stat.-Chef,  Mixnitz. 
Questl  A.  v.  Insp.  Teplitz. 
Questl  K.  Stat. -Exped.   Donawitz. 

Raab  J.  Loc.-Führ.  Zistersdorf. 

Raab  L.  Assist.  Innsbruck. 

Rabas  Th.  Stat.-Vorst.  raslau. 

Rabas  W.  Adj.  Moldau. 

Rabitsch  M.  Stat.-Leit.  Waltersdorf. 

Racz  A.  Offic.  Wien. 

Radelic  St.  Partieführ.  Dolnja-Tuzla. 

Radi  R.  Diurn.  Prerau. 

Rafael  M.  Ing.  u.  Betriebst.  Wien.[K.-A.] 

Raffalovich  A.  v.  Corresp.  Paris. 

Raffelsberger  R.  Assist.  Wien. 

Raffmann  M.   Ing.-Adj.  Innsbruck. 

Railich  K.  Beamt.  Brunn. 

Rajsky  C.  Assist.  Wien. 

Ramdohr'sche  Buchhdlg.  Brauschweig. 

Kann]  J.  Oh. -Heizer.  Simbach. 

Rappaport  M.  Ob.-Ing.  Jaroslau. 

Rarrel   Alfr.    Ritt.    v.    Stat,-Vorst.    St, 

Egydi  aN.  [K.-A.l 
Rarogiewicz  H.  Loc.-Führ.  Stanislau. 
Rarogiewicz  L.  Werkm.  Stanislau. 
Rasin  W.  Assist.  Podebrad. 


Raschka  K.  Buchhdlg.  Tarnöw. 

Rasp  C.  Assist.  Amstettcn. 

Rasper  E.  Cass.  Wicbstadtl-Lichtenau. 

Raspi  L.  Beamt.  Wien. 

Rath  M.  Buchhdlg.  Budapest. 

Rath  P.  Gen.-Direct.  Budapest. 

Rathausky  E.  Lehrer,  Eger. 

Kätsch  A.  Bahnm.  Dervent. 

Ratzka  R.  Stat.-Vorst.  Dalaas. 

Raubiczek  F.  Unt. -Beamt.  Skalitz-Bos- 
kowitz. 

Rauch  E.  Assist.  Wien. 

Rauch  F.  Loc.-Führ.  Lemberg. 

Raunegger  F.  Asp.  Villach. 

Rayl  W.  Reg.-Rath.  Wien. 

Raymond  M.  v.  Adj.  Wien. 

Rebec   F.    Stat.-Exped.    Matuglie-Ab- 
bazia. 

Rebolj  H.  Stat.-Aufs.  Laibach. 

Rechnitzer  L.  Gen.-Direktor-Stellv. 
Wien  [K.-A.] 

Recek  J.  Rechn.-Chef,  Wien. 

Reck  C.  Adj.  Wien. 

Reck  L.  Adj.  Wien. 

Reckziegel  J.  Bahnm.  Tannwald. 

Redl  F.  Revid.  Krakau. 

Redl  M.  Adj.  Lemberg. 

Redl  O.  Adj.  Lemberg. 

Redlich  &  Berger  Brüder  Wien.  [K.-A.] 

Regelsberg  H.    Heizh.-Beamt.    Üszög. 

Regensdorfer  O.  Insp.  Wien. 

Regenstreif  J.  Dr.  Concip.  Wien. 

Reghem  C.  Insp.  Wien. 

Rehak  A.  Heizhausl.  Prag. 

Kehik  J.  Loc.-Führ.  Tabor. 

Rehfeld'sche  E.  Buchhdlg.  Posen. 

Rehm  W.  Adj.  Wien. 

Reiber  V.  Ob.-Insp.  Wien. 

Reich  F.  Stat.-Meist.  Tr.eben. 

Reich  I.  Ing.  Xeubidschow. 

Reich  J.  Stat,- Vorst.  Trübenwasser. 

Reich  M.  Ing.  Wien. 

Reich  S.  &  Comp.  Wien.  [K.-A.] 

Reichart  I.  Ob.-Insp.  Wien. 

Reichel  L.  Ob.-Offlz.  Wien.  [K.-A.] 

Reichet  O.  Assist.  Wien. 

Reichel  R.  Insp.  Brunn. 

Reichl  C.  Contr.  Wien. 

Reicht  C.  Unt.-Loc.-Führ.  Eger. 

Reichl  F.  Stat.-Exped.  Gloggnitz. 

Reichmann  W.  Loc.-Führ.  Olmütz. 

Reif  E.  Stat.-Vorst.  Littitz-Werk. 

Reiff  A.  Loc.-Führ.  Iglau. 

Keil  A.  Beamt.  Bakow. 

Reinberger  J.  Ob.-Ing.  Wien. 

Reindl  R.  Beamt.  Peiek. 

Reiner  S.  Stat.-Leit.  Kl.-Xeusiedl. 

Reinhart  J.  Commissär.  Wien. 

Reinisch  F.  Revid.  Wien. 

Reinisch  O.  Stat.-Aufs.  Weiz. 

Reinöhl  F.  v.  Stat.-Vorst.  Komotau. 

Reinold  C.  Ing.  Wien. 

Reinwart  A.  Buchhdlg  Prag. 

Reischig  F.  Stat.-Vorst.  Frauenberg. 

Reisenbichler  J.  Loc.-Führ.  Ebensee. 

Reisinger  L.  Stat.-Vorst.  Tarvis. 

Reiss  J.  Bahnm.  B.-Skalitz. 

Reiter  H.  Beamt.  Wien. 

Reithaus  H.  Revid.  Wien. 

Reitler  E.  Ing.  Wien. 

Reitterer  A.  Beamt.   Wien. 

Rejholec  J.  Ing.-Adj.  Kgl.  Weinberge. 

Rejthar  R.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 

Rekucki  J.  Stat.-Vorst.  Nadbrzezie. 

Kemenäf  F.  Bauuntern.  Theresienstadt. 

Remes  W.  Offic.  Matzleinsdorf. 

Remschmidt  L.   Adj.  Graz. 

Renger  K.  Stat.-Vorst.  Liboch. 

Renzenberg   V.  R.  v.    Ob.-Insp.    Lem- 
berg. 

Reppa  F.  Kanzl.  Judenburg. 

Repeschitz  A.  Assist.  Saalfelden. 

Reps  F.  Adj.  Gmünd. 

Resch  E.  Beamt.  Wien. 

Resch  G.  Wien. 

Resch  0.  Stat.-Exped.  Herpelje-Kozina. 

Reseck    F.   k.    u.    k.    Oberlieut.    Hain- 
burg. 

Resiö  F.  Offic.  Triest. 

Reska  J.  Offic.  Wien. 

Rettich  J.  Insp.  ViUach. 

Reusch  L.  Ing.  Leitmeritz. 

Reyl  J.  Unt.-Beamt.  Bedibost. 

Rezac  R.    Stat.-Vorst.  Teplitx-Schloss- 
garten. 
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Rezka  M.  Beamt.  Brunn.  [K.-A.] 
Rhomberg  R.  Concip.  Radstadt. 
Richers  H.  Ob.-Rcvid.  Wien. 
Richter  E.  Ob.-Offic.  Prag. 
Richter  E.  Assist.  Settenz. 
Richter  F.  Ing.  Eleonorenheiin, 
Richter  J.  Insp.  Wien. 
Richter  J.  Assist.  Wien. 
Richter  J.  Insp.  Wr.-Neustadt. 
Richter  J.  Beamt.  Maria-Enzersdorf. 
Richter  R.  Stat.-Leit.  Brückl. 
Richter  R.  Telegraph.  Triebschitz. 
Rick  W.  Ob.-Offic.  Wien. 
Ricker  K.  L.  Buchhdlg.  St.  Petersburg. 

[5  Expl.] 
Rie  H.  Dr.  Concip.  Prag. 
Riebler  G.  Loc.-Führ.  Ebensee. 
Rieck  J.  Block.-Dien.  Penzing. 
Riedel  A.  Assist.  Floridsdorf. 
Riedel  R.  Ing.-Adj.  Carlsbad. 
Rieder  E.  Beamt.  Szegedin. 
Rieder  G.  Ing.  Wien. 
Riediger  A.  Assist.  M. -Schönberg. 
Riedt  A.  Adj.  Hütteldorf. 
Riedl  v.  R.  B.  Revid.  Wien. 
Riedl  C.  Ing.  Pardubitz. 
Riedl  H.  Beamt.  Wien. 
Riedl  J.  Revis.  Prag. 
Riedl  W.  Loc.-Heiz.  Iglau. 
Riedmayer  E.  Ob.-Offic.  Innsbruck. 
Rieger  A.  Loc.-Führ.  Braunau. 
Riesenfeld  E.  Dr.  Concip.  Wien. 
Kiha  C.  Ob. -Ing.  Neuhaus. 
Riha  F.  Stat.-Aufs.  Neuern. 
Kiha  P.  Beamt.  Wien. 
Rihosek  J.  Ing.  Wien. 
RiUy  K.  Adj.  Wien. 
Rimböck  K.  Reg.-Rath,  Wien. 
Rinagl  E.  Assist.  Wien. 
Rindskopf  Ph.  Gen. -Insp.  Budapest. 
Rinesch  J.  Streck.-Vorst.  Jungbunzlau. 
Ripka  Ph.  Streck.-Chef-Stellv.  Böhm.- 

Brod. 
Rischanek  F.  Beamt.  Chotzen. 
Rischawi  A.  Stat.-Exped.  Liesing. 
Rischling  J.  Diurn.  Aussig. 
Rissner  M.  Ob.-Contr.  Wien. 
Ritschel  A.  Ob.-Contr.  Banjaluka. 
Ritschel  A.  Magaz.  Sarajevo. 
Ritschel  J.  Beamt.  Aussig. 
Ritschi  G.  Ing.  Wien.  [K.-A.] 
Ritter  C.  Beamt.  Wien. 
Ritter  M.  Schlosser,  Mürzzuschlag. 
Rivnäc  F.  Buchhdlg.  Prag.  [4  Expl.] 
Robausch  A.  Offic.  Bregenz. 
Robitschek  J.  Ing.-Adj.  Pilsen. 
Rochlitzer  J.    Direkt,    d.    Graz-Köfl.- 

Eisenb.  Graz.  [K.-A.] 
Rockenschaub  K.  Adj.  Passau. 
RÖckl  A.  Reisend.  Klosterneuburg. 
Rodek  A.  Adj.  Wien. 
Röder  R.  Mag.-Aufs.  Hainfeld. 
Röder  W.  Loc.-Führ.  Olmütz. 
RÖdhammer  J.  Kasernwächt.  Kl.-Reif- 

ling. 
Rodler  W.  Insp.  Wien. 
Rödl  J.  Loc.-Führ.  Simbach. 
Roesser  A.  Mat. -Mag. -Chef,  Brunn. 
Kt'&g1  J-  Revid.  Wien. 
Röggl  I.  Unt.-Beamt.  Bozen. 
Rohleder  A.  Stat.-Leit.  Reckowitz. 
Rohlena  J.  Revid.  Wien. 
Rohlik  A.  Loc.-Führ.  Bubna. 
Rohoncz  E.  St.-V.  D.-Vakuf.  [K.-A.] 
Röhrich  C.  Ing.  Wien. 
Röhrig  J.  Loc.-Führ.  Gr.-Priesen. 
Roich  A.  Adj.  Spalato. 
Rokos  J.  Beamt.  Prag. 
Rolf  J.  Ing.  Jungbunzlau. 
Rollenz  H.  Assist,  Linz 
Romanski  B.  Werkmeist.  N.-Sandec. 
Roller  V.  Gen. -Insp.  Wien. 
Römer  A.  Ob. -Ing.  Czernowitz. 
RÖmerJ.  Stat.-Vorst.Kienberg-Gaming. 
Romer  v.   Chyszow   Graf  St.  k.  u.  k. 

Kämmerer  u.  Min.-Secret.  Wien. 
Romoväcek  R.  Briinn. 
Röscher  L.  gepr.  Heizer,  Bosn.-Brod. 
Roschkofsky  H.  Ing.  Wien. 
Rosen  A.  Adj.  Wien. 
Rosenberg  L.  Schloss.-Heiz.  Lemberg. 
Rosenberg  H.  Buchhdlg.  Berlin. 
Rosenberg  u.  Sellier,  Buchhdlg.  Turin. 
Rosenberger  H.  Stat.-Exped.  Wien. 
Rosenfeld  L.  Ob. -Insp.  Wien. 


Rosenkranz  J.  Telegraph.  Rossitz. 
Rosenkranz  J.  Adj.  Liebau. 
Rosmann  F.  Stat.-Leit.  Omarska. 
Rosmann  G.  Adj.  Triest. 
Rosmany  A.  Werkm.  Zadworze. 
Rosmäny  F.  Insp.  Teplitz. 
Rosner  S.  Ing.  Brüx. 
Rössler  W.  Assist.  Sudomeiitz. 
RoesslerH.  Buchhdlg.  Gablonz.  [2  Exp.] 
Rostapil  A.  Telegr.-Contr.  Brunn. 
Roth  J.  k.  u.  k.  Oberstlt.  Pressburg. 
Rothberger  A.  Verk. -Beamt.  Prag. 
Rother  K.  Ob. Insp.  Innsbruck. 
Rother  M.  Assist.  Traismaner. 
Rother  O.  Ob.-Ing.  Villach. 
Röthler  R.  Adj.  Wien. 
Rothschild   Alb.    Ans.    Freih.  v.  Wien. 

[K.-A.] 
1    Rott  A.  Ob.-Revid.  Wien. 

Rott  E.   v.  Beamt. -Asp.   Horazdowitz- 

Babin. 
Rotter  H.  Beamt.  Wien. 
Rouland  F.  Beamt.  Szegedin. 
Rozebnal  J.  Revid.  Olmütz. 
Roziiiski  P.  Assist.  St.  Michael. 
Roztocil  K.  Loc.-Führ.  Bubna. 
Rözyczka  J.  Assist.  Stanislau. 
Rubes  J.  Beamt.  Josefsthal-Kosmanos. 
Rubik  J.  Assist.  Prag. 
Rubin  I.  Ob.-Ing.  Krakau. 
Rubricius  C.  Beamt.  Wien. 
Ruby  F.  Assist.  Wien. 
Rücker  E.  Ing.  Wien. 
Rudel  J.  Magaz.  Banjaluka. 
Rudnicki  Th.  Ing.  Krakau. 
Rudolf  J.  Loc.-Führ.  Chotzen. 
Rudolff  A.  Ob. -Insp.  Prag. 
Rueskäfer  F.  Assist.  Summerau. 
Ruff  R.  v.  A.  Assist.  Salzburg. 
Ruff  V.  v.  Beamt.  Marchegg. 
Rumpold  J.  Assist.  Feldbacb. 
Rumpold  J.  Stat.-Leit.  Rosenau. 
Runa  O.  Beamt.  B.-Trübau. 
Runge  O.  Insp.  Nusle. 
Runt  K.  Assist.  Prag. 
Runza  J.  Werkm.  Prag. 
Rupp  E    Ob.-Insp.  i.  P.  Wien. 
Rupp  J.  Werkm.  Landeck. 
Ruppert  C.  R.  v.  Ob.-Insp.  Wien. 
Rupprecht  J.  Ob.-Ing.  Bärn. 
Ruscher  A.  Heizhausl.  Brück  a.  L. 
Russ  A.  Adj.  Pilsen. 
Russ  Dr.  V.  Wien.  [K.-A.] 
Rusy  F.  Adj.  Marburg. 
Ruth  L.  Kaiserl.  Rath  Ob.  Insp.  Prag. 

[K.-A.] 
Ruttner  A.  v.  Stat.-Chef,  Niederdoif. 
Ruzicka  C.  Telegraph.  Znaim. 
Ruzicka  W.  Assist.  Pilsen. 
Ruzicka  L.  Loc.-Führ.  Bilin. 
Ruzitschka  W.  Ob.-Insp.  Prag. 
RuziczkaG.  Mat. -Mag.- Vorst. Lemberg. 
Rybak  Th.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Rybicki  F.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Rybicki  St.  R.  v.  kais.  Rath,  Insp.  Wien. 
Rychlewski  J.  Stat.-Vorst.  Frysztak. 
Rykr  J.  Revid.  Niinburg. 
Rylek  J.  Loc.-Führ.  Bubna. 
Rysänek  R.  Loc.-Führ.  Bubna. 
Rziha  A.  Contr.  Sarajevo. 
Rziha  E.  Gew.-Insp.  Innsbruck. 
Rziha  J.  Offic.  Sarajevo. 

Saager  F.  Insp.  Ruttka. 

Saal  E.  Adj.  Knittelfeld. 

Saborsky  E.  Loc.-Führ.  Bielitz. 

Sachers  H.  k.  u.  k.  Obltn.  Korneuburg. 

Sachsel  C.  Offic.  Prag. 

Sackmauer  J.  Revid.  Pilsen. 

Sädek  J.  Bahnm.  Eisenbrod. 

Sadek  V.  Ing.  Wien. 

Sadger  S.  Ing.  Wien. 

Safafik  J.  Loc.-Führ.  Bubna. 

Sager  C.  Stat.-Geh.  Hermagor. 

Sagner  J.  Stat.-Chef,  B.-Brod. 

Sahan  M.  Assist.  Oswiecim. 

Sajovitz  A.  Ob.-Offic.  Bozen. 

Sakaf  C.  Adj.  Taus. 

Saliger  J.  Ob.-Ing.  Wien.  [K.-A.] 

Salier  A.  Ing.  Krakau. 

Salomon  E.  Bucbh.  Prag. 

Salomon  W.  Ing.  Trautenau. 

Salzer  J.  Stat.-Vorst.  Canfanaro. 

Samek  J.  Stat.-Vorst.  Horowitz. 

Samitz  J.  Asstist.  Glandorf. 


Samitz  J.  Adj.  Rottenmann. 

Sampöck  J.  Stat.-Aufs.  Weidlingau. 

Sainson    u.   Wallin    Buchhdlg.    Stock- 
holm. 

Sanderly  J.  Assist.  Laibacb. 

Sandhöfner  A.  Kanzl.  Steyr. 

Sandmann  J.    Stat.-Exped.  Baern. 

Sandner  J.  Ob. -Revis.  Innsbruck. 

Sandner  J.  Ob.-Ing.  Wien. 
i    Sandner  J.  Assist.  Zeltweg. 

Sanitz  G.  Klagenfurt. 

Sanzin  J.  Ob.-Offic.  Triest. 

Sappert  J.  Ob.-Ing.  Leobersdorf. 

Sarnthein   Otto    Graf  von    k.   k.   Min. 
Vice-Secr.  Wien.  [K.-A.] 

Sartory  L.  Assist.  Krumnussbaum. 

Salzinger  O.  Stat.-Aufs.  Knittelfeld. 

Sauberberg  A.  Ing.  Chodowice, 

Saulich  E.  Adj.  Leoben. 

Saurau  F.  Ing.-Adj.  Hainfeld. 

Sauser  I.  Loc.-Führ.  Wels. 

Sax  E.  Prof.  Dr.  Volosca. 

Saexinger  Th.  techn.  Assist.  Franzens- 
feste. 

Sbuelz  R.  Adj.  Triest. 

Scaglia  F.  Insp.  Triest. 

Scarpa  A.  Ob.-Ing,  Nimburg. 

Schabenbeck     A.    Wag,- Aufs.    Droho- 
bycz. 

Schachner  W.  Assist.  Linz. 

Schadeloock    Th.    Handelsk.-Rath. 
Triest.  [K.-A.] 

Schäfer  J.  Beamt.   Wien. 

Schäffer  A.  Stat.-Vorst.  H!rt. 

Schärfer  Fr.  Sections-Rath,Wien.  [K.-A.] 

Schäffer  J.  Loc.-Führ.  Wien. 

Schäffer  L.  Beamt.  Komotau. 

Schäffer  M.  Adj.  Triest. 

Schaffl  K.  Bahnm.  Lambach. 

Schalda  Z.  Beamt.  Schönpriesen. 

Schall  A.  Telegr.-Contr.   Wien. 

Schaller  R.  Offic.  Wien. 

Schally  R.  Buchhdlg.  Czernowitz. 

Schamschula  J.  Ing.-Adj.  Lemberg. 

Schandera  H.  Assist.  Chotebof. 

Scharl  L.  Insp.  Wien. 

Scharnböck  F.  X.  Unt.-Beamt.  Mostar. 

Schätzl  J.  Adj.  Wien. 

Schauerhuber  E.  Contr.  Wien. 

Schaumann  E.  C.  Adj.  Wien. 

Schebesta  A.  Beamt.  Prag. 

Schebesta  F.  Offic.  Wien. 

Schebesta  J.  Ob.-Ing.  Prag. 

Scheck  G.  Revid.  Prag. 

Schedy  J.  Ob.-Revid.  Wien. 

Scheer  J.  Stat.-Vorst.  Thörl-Maglern. 

Schefcsek  St.  Bahnaufs.  Ivanjska. 

Schefter  J.  Bahnm.  Krieglach. 

Scheiber  A.  Dr.  Insp.  Wien. 

Scheinast  J.  Ob.-Offic.  Wien. 

Scheitlin's  Nachf.  Buchhdlg.  St.  Gallen. 

SchelanderK.  Adj.  Atzgersdorf-Mauer, 

Schelbaum  C.  Insp.  Wien. 

Schelesinger  E.  Assist.  Villach. 

Schellander  A.  Conduct.  Glandorf. 

Schember  C.  &  Söhne  Wien.  [K.-A.] 

Schembera  J.  Revid.  Villach. 

Schenek  O.  Ob.-Ing.  Prag. 

Schenk  F.  Dr.  Bahnarzt  Vöslau. 

Schenkendorf  O.  Assist.  Mastig. 

Scherber  H.  Assist.  Wien. 

Scherer  A.  Ob.-Ing.  Roveredo. 

Scheriau  J.  Stat.-Leit.  Ossiach. 

Scherl  A.  Assist.  Villach. 

Schertier  J.  Assist.  Waidhofen  a.  Th. 

Scherzinger  C.  Offic.  Wien. 

Scheurer  A.  Stat.-Chef,  Vinkovce. 

Schey  v.  Koromla  P.  Freih.  v.    Wien. 
[K.-A.l 

Schiavuzzi  D.  Assist.  Triest. 

Schick  F.  Cassier,  Melnik. 

Schick  L.  Baurath,  Wien. 

Schidlo    J.     Stat.-Vorst.      Königsberg- 
Mariakulm. 

Schiedt  F.  Assist.  Mödling. 

Schiefermayer  S.  Stat.-Leit.  Purgstall. 

Schieferstein  J.  Zugsführ.  Tarvis. 

Schiel  H.  Loc.-Führ.  Bosn.-Brod. 

Schienenwalz-Werk  d.  Südb.-Ges.  Graz. 

Schierl  J.  Revid.  Wien. 

Schiessl  J.  Werkm.  Linz. 

Schiff  F.  Adj.  Wien. 

Schiff,  Srpek  &  Cie.  Wien.  [K.-A.] 

Schiffner  C.  Insp.  Wien. 

Schikut  C.  Loc.-Führ.  Nusle. 
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Schiler  E.  Ob.-Ing.  Villach. 

Schiller  A.  Vcrk.-Assist.  Bosn.-Brod. 

Schiller  A.  Revid.  Nünburg. 

Schiller  F.  Loc-Führ.  Geiersberg. 

Schiller  F.  Loc-Führ.  Komotau. 

Schiller  J.  Assist.  Waidhofen  a.  Y. 

Schillerweia  F.  Assist.  Wien. 

Schilling  R.  Offic.  Wien. 

Schillinger  W.  Stat.-Leit.  Fischamcnd. 

Schimak  H.  Insp.  Wien. 

Schünek  F.  Loc-Führ.  Iglaa. 

Schimerling  M.  Ob.-Insp.  Wien. 

Schimke  O.  Beamt.  Wien.  [K.-A.] 

Schimpff  F.  H.  Buchhdlg.Triest.  [4  Expl.] 

Schimanek  Th.  Adj.  B.-Leipa. 

Schindler  C.  Revid.  Linz. 

Schindler  J.  Stat-Leit.  Petroutz. 

Schindler  K.  Contr.  Brunn. 

Schindler  R.  Ing.  Platten. 

Schinko  J.  Beamt.  Traiskirchen. 

Schiri  J.  Assist.  Wien. 

Schirnhofer  E.  Ing.  Wien. 

Schiroky  F.  J.  Ing.  Wien. 

Schiroky   R.    Ob.-Contr.    Reichenberg. 

Schittenhelm  A.  Bauuni.  Zanchtl. 

Schlegl  F.  Revid.  Villach. 

Schlehhöfer  J.  Bahnaufs.  Traowan. 

Schleichen  H.  Assist.  Wien. 

Schleif  A.  Stat-Chef,  Brüsau-Brünnlitz. 

Schleiss  J.  Bahnaufs.  Krima-Neudorf. 

Schlemmer  W.  Hilfsbeamt.  Wien. 

Schlettersche  Buchhdlg.  Breslau. 

Schleyder  C.  Heizh.-Vorst.  Zditz. 

Schliber  J.  Zugsf.  Vordernberg. 

Schlöss  C.  Insp.  Wien. 

Schlösser  A.  Ob.-Insp.  Lemberg. 

Schlosser  J.  Mag.-Aufs.  Wien. 

Schlü  L.  kais.  Rath  u.  Insp.  Wien. 

Schlfisselberger  J.  Revid.  Wien. 

Schmalfuss  A.  J.  D.  Dr.  Branik. 

Schmalz  A.  Loc-Führ.  Marburg. 

Schmalz  A.  Ob. -Offic.  Villach. 

Schmelzing  A.  Bahnm.  Friesach. 

Schmettan  E.  Assist.  Wien. 

Schmld  u.  Francke  Buchhdlg.  Bern. 
[4  Expl.] 

Schmid  A.  Revid.  Wien. 

Schmid  G.  Ing.  Innsbruck. 

Schmid  J.  Assist.  Doboj. 

Schmid  J.  Exped.  Lichtenwerth— X. 

Schmid  L.  Loc-Führ.  Marchegg. 

Schmid  St.  Adj.  Krakau. 

Schmidinger  A.  Revid.  Wien. 

Schmidt  A.  Ob.-Ing.  Mostar. 

Schmidt  C.  Buchhdlg.  Zürich. 

Schmidt  C.  Asp.  Klosterneuburg- Weid- 
ling. 

Schmidt  C.  Loc-Führ.  Prag. 

Schmidt  E.  Bahnm.  Stadlau. 

Schmidt  F.  J.  Adj.  Pöchlarn. 

Schmidt  F.  com.  Refer.  Wien. 

Schmidt  G.  Ob.-Contr.  Budapest. 

Schmidt  G.  Insp.  Wien. 

Schmidt  H.  L^c.-Aufs.  Bielitz. 

Schmidt  H.  Stat.-Chef.  Leibnitz. 

Schmidt  H.  Kanzl.  Rzeszöw. 

Schmidt  J.  Ing.  Lemberg. 

Schmidt  J.  Assist.  Melk. 

Schmidt  J.  Kanzl.  Pilsen. 

Schmidt  v.  d.  J.  Loc-Führ.  Iglau. 

Schmidt  Th.  Bauratn,  Wien. 

Schmidt  v.  Bergenbold  C.  Adj.  Olmütz. 

Schmidtbauer  F.  Buchb.  Wien. 

Schmied  C.  Assist.  Basznia.  [K.-A.] 

Schmied  O.  Concip.  Eger. 

Schmiede!  K.  Loc-Führ.  Wien. 

Schmölzer  J.  Adj.  Wildon. 

Schmosch  M.  Ing.  Adj.  Jezierzanv. 

Schmuck  J.  v.  Ob.-Ing.  Brück  a.'.Yl. 

s.tanabel  A.  Rcvis.  Prag. 

Schnabel  J.  Assist.  Alt-Paka. 

Schnabl  E.  Beamt.  Prag. 

Schnack  K.  Direct.  Sarajevo. 

Schncebaum  A.   Ing.  Karlsbad. 

Schneider  A.  Ing.  Wien. 

Schneider  F.  I'nt.-Beamt.  Teschen. 

Schneider  F.  Centr.-Insp.  Wien. 

Schneider  H.  Ob.-Insp.  Wien. 

Schneider  J.  Assist.  Semmering. 

Schneider  J.  Stat,-VorsU  Sigmunds- 
herberg. 

Schneider  J.  Ob.-Cond.  St.  Veit  a.  G. 

Schneider  J.  Beamt.  Wien. 

Schneider  K.  Assist.  Friedau. 

Schneider  O.  Stat.-Chef.  Brixen. 


Schneider  O.  Kanzl.  Wien. 
Schneider  R.  Assist  Villach. 
Schneiter  C.  Ing.  Xeutuarkt. 
Schnurdreher  I.  Ing.-Adj.  Wien. 
Schober  v.  A.  Minist.-Rath   u.   Direct. 

Budapest. 
Schober  L.  Insp.  Budapest. 
Schober  M.  Ob.-Ing.  Laibach. 
Scboberlechner  W.  Dr.  med.  Bahnarzt, 

Wien. 
Schocher  L.  Assist.  Wien. 
Schochet  M.  Ing.  X.-Sandec 
Schoderoöck  J.  Stat.-Vorst.  Kirchberg. 
Schodl  C.  Adj.  Meidling. 
Schoisengeier  B.  Stat.-Geh.  Wien. 
Schöller  U.  Ritter  v.    Brunn.  [K.-A.] 
Schöller  P.  Ritter  v.    Wien.  [K.-A.] 
Scholta  J.  Loc-Führ.  Lemberg. 
Scholtis  R.  Heizer,  Dzieditz. 
Scholz  A.  Beamt.-Asp.  Teplitz. 
Scholz  F.  Ing.  Wien. 
Scholz  F.  Beamt.  Xeutitschein. 
Scholz  F.  Offic  M.-Ostrau. 
Scholz  J.  Hilfsbeamt.  D.-Brod. 
Scholz  W.  Insp.  Wien. 
Schön  A.  Mag.-Meist.  Prag. 
Schön  E.  Stat.-Vorst.  Store. 
Schön  F.  Stat.-Vorst.  Traun. 
Schönauer    K.    k.    u.    k.    Major    i.    P. 

Weinberge. 
Schönbauer  L.  Beamt.  Wien. 
Schönberger  R.  Ing.  Wien. 
Schönbichler  A.  Adj.  Wien. 
Schönhuber  A.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Schonka  F.  Dr.  Sect.-Rath.  Wien. 
Schopf  J.  Insp.  Wien. 
Schoepfer*sche  Buchhdlg.  Reichenberg. 

[2  Expl. 
Schörg  G.  Ing.  Wien. 
Schörg  K.  Heizer.  Geiersberg. 
Schörg  L.  Revid.  Wien. 
Schörner  L.  Kanzl.  Banjaluka. 
Schott  J.  Beamt.  Felegyhäza. 
Schott  J.  Werkm.  Kienberg-Gaming. 
Schottner  Th.  Insp.  Innsbruck. 
Schrabal  J.  Stat_-Vorst.  Schian. 
Schräg    H.    Hof  buchhdlg.     Nürnberg. 

[3  Exp.l 
Schräm  A.  Loc-Führ.  Mostar. 
Schramke  J.  Offic.  Marburg. 
Schramm  L.  Ob.-Ing.  Wien. 
Schramm  W.  Loc-Führ.  Stanislau. 
Schratzenthaler  A.  Kanzl.  Wien. 
Schreiber  J.  Assist.  Olmütz. 
Schreiber  J.  Loc-Heiz.  Trautcnau. 
Schreiber  W.  Beamt.  Wien.   [K.-A.] 
Schreier  A.  Bihn-Bcdienst,  Olmütz. 
Schremmer  F.  Adj.  Gloggnitz. 
Schretter  v.  Wohlgemutheim  O.  k.  u.  k. 

Lieut.  Korneuburg. 
Schrey  E.  Assist.  Tr.est. 
Schrey  R.  Adj.  Wien. 
Schrittwieser  E.  Assist.  Innsbruck. 
Schromm  H.    Betr.-Leit.  Joachimsthal. 
Schubert  C.  Loc-Führ.  Lemberg. 
Schubert  F.  Ob.-Revid.  Wien. 
Schubert  J.  Bahnm.  Dervent. 
Schubert  J.  Bahnm.  Han-Marica. 
Schuh  A.  Brems.  Banjaluka. 
Schuh  F.  Ob.-Revis.  Prag. 
Schuh  H.  Adj.  Olmütz. 
Schuh  J.  Stat.-Vorst.  Kuttenthal. 
Schuldenzucker  J.  Asp.  Freistadt. 
Schuler    O.    Sub-Dir.    d.   Süab.    Wien. 

[K.-A.] 
Schuhg  F.  Loc-Führ.  Dzieditz. 
Schuller  J.  k.  k.  Postverwalter.  Mähr.- 

Weisskirchen. 
Schuller  J.  Insp.  Wien. 
Sctrallcrbauer  j.  Stat.-Leit.  Cisowitz. 
Schultz  J.  Loc-Führ.  Iglau. 
Schulz  A.  Beamt.  Prag. 
Schulz  F.  Insp.  Wien. 
Schulz  G.  Ing.-Assist.  Prag. 
Schulz    H.    Stat.  -  Chef,    Atxgersdorf- 

Mauer. 
Schussböck  A.  Ob.-Offic  Oderberg. 
Schussek  K.  Masch.-Mcist.  Halbstadt. 
Schuster  F.  Adj.  Mödling. 
Schuster  G.  Loc-Führ.  Lemberg. 
Schuster  J.  Stat.-Vorst.  Piesting. 
Schuster  K.  Loc-Führ.  Böhm.-Leipa. 
Schuster  L.  Stat.-Vorst.   Drohobycz. 
Schuster  W.  Ob.-Ing.  Wien. 
Schusterschitz  F.  Slat.-Chef,  Wöllan. 


Schütz  H.  Adj.  Wien. 
Schütze  E.  Insp.  Wien. 
Schwab  A.  Verk.-Beamt.  Wien. 
Schwab  J.  Assist.  Bozen.    K.-A.i 
Schwagel  M.  V.-B.-Stellv.  Store. 
Schwagera  J.  Ob.-Ing.  Spalato. 
Schwaiger  F.  Stat,-Vorst.  Stein. 
Schwalo  A.  Adj.  Wien. 
Schwartz  A.  Ing.  Storozynetz  [K.-A.J 
Schwarz  A.  Loc-Führ.  Divaca. 
Schwarz  E.  Bahnm.  Canfanaro. 
Schwarz  F.  Loc-Führ.  Kesmark. 
Schwarz  F.  Loc-Führ.  Komorau. 
Schwarz  F.  Telegr.-Meist-  Wien. 
Schwarz  J.  Bahnm.  Dolnja-Tuzla. 
Schwarz  J.  Betr.-Leit.  Jenbach. 
Schwarz  J.  Beamt.  Jene. 
Schwarz  J.  Stat.-Exped.  Kufstein. 
Schwarz  L.  Ob.-Ing.  Nimburg. 
Schwarz  M.  Baumeist.  Teschen. 
Schwarz  O.  Ing.  Prag. 
Schwarz  O.  Ing.-Adj.   Wien. 
Schwarz  W.  Ob.-Ing.  Falkenau. 
Schwarz  W.  Ing.  M.-Ostrau. 
Schwarzbauer  F.  Assist.  Wüten. 
Schwarzenberg   Joh.    Fürst.    Durchl. 

Wien.  [K.-A.] 
Schwärzt  A.  Loc-Führ.  Grussbach. 
Schwegel  Jos.    Freih.    v.    Exe    Wien. 

[K.-A.] 
Schweiger  A.   Loc-Führ.   Bosn.-Brod. 
Schweiger  J.  Beamt.  Prag. 
Schweiger  -  Lerchenfeld     Frh.    ».    A. 

Schriftst.  Wien. 
Schweighofer  L.  Ob.-Insp.  Wien. 
Schweigl  O.  Insp.  Wien. 
Schweaier  L  Contr.  Sarajevo. 
Schweizar  A.  Stat.-Vorst.  Smecna. 
Schwerak  O.  Ing.  Prag. 
Schwetter  F.  Ob.-Contr.  Wien. 
Schwetz  J.  Stcucr-Offic  Chlumetz. 
Schwick  H.  Hofbuchhdlg.  Innsbruck. 
Schwidernoch  J.  Beamt.  Wien. 
Schwippel  W.  Ob.-Revis.  Prag. 
Scbwob  R.  Assist.  Triebschitz. 
Schworella  u.  Heick  Buchhdlg.  Wien. 

[2EzpL] 
Schworm  A.  Ing.  Nimburg. 
Schwuger  W.  Assist.  Wien. 
Scudier  A.  Freih.   v.  Exe   F.  Z.  M. 

Wien.  [K.-A.] 
Sebck  C.  Assist.  Osseg. 
Sebesta  A.  Eleve  Hohenstadt. 
Sebesta  J.  Ob.-Ing.  Sarajevo. 
Sedivy  C.  StaL-Vorst,  Repy. 
Sedlacek  F.  Ing.  Kralup. 
Sedlacek  F.  Ing.-Adj.  Salzburg. 
Sedlacek  W.  Assist.  Rudig. 
Sedlak  F.  Bahnaufs.  Tlumatschau. 
Sedlak  V.  Cassier,  Eger. 
Sedlmayer  M.  Rev.  Linz. 
Sedmak  F.  Ob.-Ing.  Karlsbad. 
Seele  v.  Seelenthal.  Postassist.  Graz. 
Sefcik  L.  Ing.  Prag. 
Sehnal  B.  Stat,-Vorst.  Wlkanetsch. 
Seibert  C.    StaU-Vorst.   Mauerkirchen. 
Seibot  K.  Ing.  Wesseli  a.  L. 
Seidl  F.  Assist.  Wien. 
Seidl  J.  Adj.  Knittelfeld. 
Seidel    u.    Sohn    Hofbuchhdlg.    Wien. 

[Zi  ExpL] 
Seidlhofer  N.  Hilfsbeamt.  Wien. 
Seierl  M.  Stat-Vorst.  Swarow. 
Seifert  R.  Beamt.  Wien. 
Seifert  W.  Ob.-Revid.  Olmütz. 
Seiller  E.  Baron  Dr.  Concip.  Wien. 
Seimel  J.  Mag.-Geh.  Freistadt. 
Seitz  M.  Assist.  Seekirchen. 
Sekera  K.  Dr.  med.  Bahnarzt,  Hlinsko. 
Sekker  W.  Stat.-Chef.  Schönpriesen. 
Seligmann  E.  Ing.-Adj.  Saaz. 
Seligmann  F.  Insp.  Wien. 
Seling  E.  Reg.-Rath.  Wien. 
Selinger  H.  Assist.  Köflach. 
Seliskar  Loc-Führ.  Laibach. 
Scllner  E.  Insp.  Wien. 
Semminger  F.  Buchhdlg.  Bern. 
Seng  A.  Adj.  Olmütz. 
Senitza  F.  Verk.-Contr.  Triest. 
Senk  A.  Offic.  Wien. 
Sequardt  E.  Ob.-Ing.  Pisek. 
Serek  A.  Beamt.  Stauding. 
Serig'sche  Buchhdlg.  Leipzig. 
Sertic  M.  Adj.  Laibach. 
Servus  K.  Beamt.  Prag. 
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Setzfuss  J.  Offic.  Wien. 
Scver  A.  Bahnm.  Bischoflack. 
Seybold    v.    Schoelhof  J.    Sect.-Chef, 

Schützen. 
Seydl  A.  k.  u.  k.  Oberlieut.  Doboj. 
Seyffert  W.  Werkf.  Reichenberg. 
Siber  F.  Stat.-Vorst.  Launsdorf. 
Sicher  A.  Ob.-Revid.  Wien. 
Siebauer  B.  Insp.  Stanislau. 
Sieberer  A.  Assist.  Wien. 
Siegel  J.  Assist.  Wostronier. 
Siegert  J.  Stat.-Vorst.   Schwanenstadt. 
Siegfried  V.  Contr.  Budapest. 
Siegismund,sche  Buchh.  Berlin. [2  Expl.] 
Siegl  E.  Adj.  Auer. 
Sieg!  J.  Ing.  Knittelfeld. 
Siegl  Meinrad  Hochw.  Abt  von  Osseg. 

fK.-A.] 
Siegl  R.  v.  M.  Ing.  Bludenz. 
Siegler  D.  Ob.-Ing.  Hieflau. 
Siegmeth  C.  Ob.-Insp.  Debreczüi. 
Siekirski  J.  Stat.-Exped.  Zwardon. 
Sigmund  C.  Insp.  Jungbunzlau. 
Sigmund  K.  Beamt.  Münchengrätz. 
Sigmund  L.  Adj.  Prag. 
Sike  F.  Beamt.  Wien. 
Sikora  O.  Ob.-Revid.  Wien. 
Sikorsky  L.  Stat.-Vorst.  Oleszyce. 
Silberbach  I.  Verk. -Contr.    Banjaluka. 
Siina  A.  Assist.  Strakonitz. 
Sima  F.  Mag.-Meist.  Prag. 
gima  B.  Bahnm.  Bilin. 
Simek  F.  Dr.  Bahnarzt,  Böhm.-Erod. 
Siuiek  J.  Bez. -Ing.  D.-Brod. 

fimetic  M.  Diurn.  Sarajevo, 
imon  A.  Streck. -Chef,  Ung.-Hradisch. 
Simon  F.  Assist.  Wien. 
Simonek  J.  Loc.-Heiz.  Trautenau. 
Simonik  F.  Beamt.  Hohenstadt. 
Simonik  J.  Unt.-Beamt.  Schlapanitz. 
Simonit  C.  Ob.-Offic.  Wien. 
Sin  J.  Ing.-Assist.  Sarajevo. 
Singer  A.  Ing.-Adj.  Wien, 
Singer  J.  Assist.  Slatlnau. 
Singer  J.  techn.  Adj,  Wien. 
Singer    u.    Wolfner  Buchhdlg.    Buda- 
pest. [4  Expl.] 
Sinkule  O.  Werkin.  Klostergrab, 
Sircelj  A.  Mag.-Aufs.  Steinbrück. 
Sirovy  F.  Stat.-Chef,  Segen  Gottes. 
Sirowy  J.  Offic.  Bregenz. 
Sischka  F.  Loc.-Führ.  Stadlau. 
Sitko  J.  Ing.-Assist.  Wessely. 
Sitzwohl  L.  Masch.-Führ.  Sarajevo. 
Sixt  L.  Assist.  Linz. 
Skala  J.  Adj.  Gtaz.. 
Skarda  J.  Loc.-Führ.  Lemberg. 
Skazel  J.  Beamt.  Jägerndorf. 
Skedl  J.  Volont.  Villach. 
Skerle  F.  Loc.-Führ.  Laibach. 
Skiba  H.  Beamt.  Prag. 
Skobrtal  J.  Stat.-Vorst.  Rozzo. 

tko£dopole  F.  Kanzl.  Wien. 
vkoda  C.  Kanzl.  Blisowa. 
Skoda  J.  Ob.-Ing.  M. -Schönberg. 
Skopp  A.  Loc.-Führ.  Bosn.-Brod. 
Skfivaner  Zuckerfabr.   (A.  v.  Liebieg) 

Wien.  [K.-A.] 
Skulina  R.  Offic.  Stiebning. 
Skulski  A.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Skwor  J.  Zugförd.-Beamt.  Prag. 
Sladeczek  E.  Assist.  Amstetten. 
Slama  E.  Stat.-Chef,  Raudnitz. 
Släma  V.  Bahnaufs.  Komotau. 

Elameczka  A.   Dr.  Gerichtsadj.  Baden. 
lapäk  C,  Assist.  Nimburg. 
Slavik  C.  Bahnaufs.  Kupferberg. 

flavik  O.  Ob.-Offic.  Wien, 
lechta  C.  Assist.  Schwarzenau. 
Sloup  C.  Ob.-Ing.  Pilsen. 

tlusarczyk  N.    Loc.-Heiz.  Czernowltz. 
aiahel  R.  Contr.  Wrdy-Bu£itz. 
Smetacek  V.  Ob.-Ing.  Olmütz. 
Smeykal  F.  Asp.  Milostin-Kounova. 
Smeykal  G.  Loc.-Führ.  Hainfeld. 
Smisek  A.  Werkm.  Klostergrab. 
Smisek  J.  Adj.  Beraun, 
Smital   H.  Bürgersch.-Direct.   Florids- 

dorf. 
Smola  P.  Ing.  M. -Schönberg. 
Smola  W.  Werkm.  St.  Veit  a.  G. 
Smolik  B.  Stat.-Vorst.  Starkenbach. 
Smolik  J.  Assist.  Stupno-Bfas. 
Smolnicki  W.  Loc.-Führ.  Stanislau. 
Sob  V.  Assist.  Marburg. 


Sobiriski  M.  Assist.  Stanislau. 

Sobota  E.  Revid.  Olmütz. 

Sobota  J.  Volont.  Krummnussbaum. 

Sobotka  A.  Loc.-Führ.  Marburg. 

Sobotka  F.  Loc.-Führ.  Kolin. 

Socher  A.  v.  Ob.-Ing.  Laibach. 

Sögner  M.  v.  Buchhalter,  Wien. 

Soja  W.  Ing.  Wien. 

Sojka  C.  Ing.  Weiz. 

Sokoll  J.  Ing.  Trautenau. 

Solecki  I.  Stat.-Leit.  Rzochöw. 

Sollors  P.  Buchhdlg.  Reichenberg. 
[2  Expl.] 

Sommer  A.  Ob.-Insp.  Brunn. 

Sommer  F.  Ing.-Assist.  Prag. 

Somogyi  v.  S.  techn.  Diurn.  N.-Sandec. 

Sonnenschein  W.  Adj.  Wien. 

Sonntag  M.  Werkm.  WÖrgl. 

Sontag  J.  Assist.  Graz. 

Sorgner  G.  Beamt.  Prag. 

Sosslieber  J.  Telegr.  Eisenbrod. 

Sosslieber  J.  N.    Stat.-Vorst.    St.    Veit, 
a.  d.  Göls. 

Sotek  V.  Ob.-Ing.  Tabor. 

Sotz  F.  Loc.-Führ.  Komotau. 

Soukup  J.  Adj.  Smichow. 

Soukup  K.   Ob.-Ing.  Budweis. 

Soupper  A.  Ob.-Revid.  Lemberg. 

Sourek  J.  Ing.  Kladno. 

Sowa  A.  Ing.  Teschen. 

Sowadina  F.  Loc.-Führ.  Szczakowa. 

Sowinski  W.  Ob.-Offic.  Krakau. 

Soyka  K.  Ing.  Cervignano. 

Spac'ek  F.  Insp.  Marburg. 

Spachovsky  J.  Ob.-Revis.  Wien. 

Spacil  F.  Öffic.  Dürnkrut. 

Spallek  F.  Loc.-Führ.  Reichenberg. 

Sparkassa  I.  Oesterr.  Wien.  [K.-A.] 

Sparkassa  Böhmische  Prag.  [K.-A.] 

Spata  H.  Ob.-Offic.  Prerau. 

Spatzier  C.  Dr.  Apoth.  Jägerndorf. 

Sped.-Bur.  d.  Bosn.  H.  St.  B.  [Rotter  & 
Perschitz]  Wien.  [K.-A.] 

Speidl  F.  Insp.  Budapest. 

Sperk  W.  Streck. -Meist.  Sarajevo. 

Spichal  J.  Asp.  Chot£bor. 

Spicka  F.  Loc.-Führ.  Linz. 

SpUäk  St.  Magaz.  Banjaluka. 

Spiro  E.  Ob.-Contr.  Klausenburg. 

Spiss  I.  Adj.  Bozen. 

Spitalmiller  Th.  Ob.-Revid.  Wien. 

Spitzer  E.  Mat.-Mag.-Verw.  Bozen. 

Spitzer  E.  Assist.  Innsbruck. 

Spitzer  H.  Assist.  Brück  a,  M. 

Spitzer  J.  Revid.  Olmütz. 

Spitzer  R.  P.  Ob.-Offic.  Wien. 

Spitzmüller  E.  Loc.-Führ.  Dzieditz. 

Spody  A.  Ing.  M, -Weisskirchen. 

Sponar  H.   v.  Blindsdorf,  Assist.  Mar- 
burg. 

Sponner  M.  Ob.-Ing.  Olmütz. 

Springer  Baron  Max  Wien.  [K.-A.] 

Srämek  F.  Bahnm.  Leneschitz. 

Srba  L.  Beamt.  Wien. 

Srbek  J.  Beamt.  Prag. 

Sribailo  J.  Loc.-Führ.  Krakau. 

Staats-Ob. -Realschule  Teschen. 

Stach  E.  W.  Ob.-Baur.  Wien. 

Stächelin  A.  Ob.  Ing.  Wien.  [K.-A.] 

Stachy  J.  Revid.  Krakau. 

Stachy  J.  Adj.  Krakau. 

Stacul  J.  Stat.-Arb.  Sagrado. 

Stadler  H.  Contr.  Teplitz. 

Staffen  A.  Loc.-Führ.  Komotau. 

Stalla  A.  Loc.-Führ.  Komotau. 

Stamper  F.  Stat-Vorst.  Hadikfalva. 

Stampfel  C.   Hofbuchhdlg.    Pressburg. 

Stampfl  A.  Aush. -Bahnm.  Ried. 

Standfest  R.  Beamt.  Wien. 

Staniek  A.  Loc.-Führ.  Grussbach, 

Stankoff  S.  Ob.-Contr.  Sofia. 

Stanta  J.  Assist.  Görz. 

Stanzel  F.  Baurath,  Wien. 

Stauy  V.  Stat.-Leit.  Judenau. 

Starek  G.  Loc.-Führ.  Trautenau. 

Starhemberg  Fürst,  Schloss  Huberten- 
dorf. 

Stark  A.  Loc.-Führ.  Iglau. 

Stark  R.  Assist.  Dolina. 

Starkel  L.  Ob.-Revis.  Wien. 

Stary  E.  Assist.  Kufstein. 

Stary  R.  Adj.  Innsbruck. 

Stary  R.  Beamt.  Weinberge. 

Stärz  J.  Adj,   Prag. 

Starzytiski   R.    v.  J.  Ob.-Revid.  Wien. 


Stastny  J.  Offic.  Krima-Neudorf, 
Statthalterei  Baudepart.  Innsbruck. 
Stechert  G.  E.  Buchhdlg.  New-York. 
Steczkowski  V.  Ing.  Krakau. 
Stedry  A.  Ob.-Revid,  Olmütz. 
Stefauer  A.  Mag.-Aufs.  Zeltweg. 
Steffek  F.  Stat.-Vorst.  Hluboeep. 
Steffel  F.  Ob.-Ing.  i.  P.  Lemberg. 
Stell  F.  Stat.-Aufs.  Puch. 
Steger  J.  Secret.  Wien. 
Stegu  J.  Beamt.  Kl.-Neusiedl. 
Steidl  F.  Stat.-Vorst.  St.  Martin. 
Steiger  A.  Ing.-Adj.  Jägerndorf. 
Steiger  V.   Dr.    Hof-   u.  Ger.-Advocat, 

Wien. 
Stein  E.  Revid.  Prag. 
Stein  J.    k.    Univ. -Buchhdlg.    Klausen- 
burg. 
Steinbach  W.  Revid.  Olmütz. 
Steinbrecher  H.  Assist.  Retz. 
Steiner  S.  Buchhdlg.  Pressburg. 
Steinfelder  G.  Assist.  Wien. 
Steinhauser  C.  Adj.  Klein-Schwechat. 
Steinhauser  W.  Buchhdlg.  Pilsen. 
Steininger  H.  Ob.-Ing.  Wien. 
Steinkopf  B.  Assist.  Melk. 
Steinmüller  J.  Mag.-Dien.  Klingenthal. 
Steinruker  G.  Hon. -Beamt.  Wien. 
Steinwender  J.   Stat.-Vorst.   Treibach- 

Althofen. 
Stelczyk  C.  Assist.  Krosno. 
Stella  H.  Offic.  Chybi. 
Stelzer  C.  Insp.  Stanislau. 
Stelzer  Ch.  Adj.  Mariaschein. 
Stelzl  A.  Beamt.  Smichow. 
Stenzel  S.  Ing.  M.-Ostrau. 
SttSpan  A.  Bahnm.  Dervent. 
Stepan  F.  Bahnaufs.  Krima-Neudorf. 
Stepek  P.  Stat.Geh.  Podleze. 
Stephan  F.  Stat.-Vorst.  Krosno. 
Stephani  R.  Revis.  Prag. 
Stephanides  F.  Ing.  Smichow. 
St£rba  F.  Mag.-Aufs.  Zauchtel. 
Stermschegg  A.  Conduct.  Vordernberg. 
Stern  F.  Revid.  Wien. 
Stern  I.  Kanzl.  Wien. 
Sterneck   Reichsfreih.   v.   L.  Ob.-Insp. 

Wien. 
Sternfeld  G.  Adj.  Wien. 
Sternhell  J.  S.  Beamt.  Gurahuuiora. 
Sterz  W.  Loc.-Führ.  Bozen. 
StStka  W.  Ing.  Laun. 
Steuer  J.  Stat.-Aufs.  Olmütz-Hodolein. 
Steyskal  J.  Heizer,  Gr.-Wossek. 
Sttcha  M.  Assist.  Böheimkirchen. 
Stieglitz  A.  Ing.  Saalfelden. 
Stiepel   Gebr.   Buchdr.   Reichenberg. 

[K.-A.] 
Stiksa  A.  Telegr.  Libiaz. 
Stiller  A.  Contr.  Wien. 
Stirbä  v.  Strbitz  L.  Beamt.  Wien. 
Sto£ek  J.  Asp.  Weleschin. 
Stöcker  A.  Revid.  Prag. 
Stocker  J.  Insp.  Nimburg, 
Stocker  O.  Stat.-Vorst.  Banjaluka. 
Stockhammer  G.  Dr.  Concip.  Wien. 
Stockinger  K.  Loc.-Führ.  Wien. 
Stückl  C.  k.  k.  Baurath,  Wien. 
Stockum   u.    Zoon     Buchhdlg.     Haag. 

[2  Expl.] 
Stöger  B.  Ing.  Wien. 
Stojko  A.  Loc.-Führ.  Stanislau. 
Stolba  V.  Assist.  Eger. 
Stöller  F.  Beamt.  Wien. 
Stolz  A.  Insp.  Prag. 
Stoppani  H.  Loc.-Führ.  Tscheitsch. 
Storch  C.  Dr.  Concip.  Prag. 
Stösser  St.  Insp.  Wien. 
Stovi^ek  J.  Beamt.  Lana. 
Strack  C.  Offic.  Wien. 
Stradal  Dr.  F.  Advoc.   Teplitz   i,  B. 

[K.-A.] 
Stradal  R.  Ing.  Brüx. 
Strafuss  W.  Verk. -Contr.  Prag. 
Strametz  A.  Stat.-Vorst.  Gaflenz. 
Strammer,  Postoffic.  Graz. 
Straniak  A.  Stat.-Vorst.  Glandorf. 
Strankmüller    R.    Bahn-Betr.-A.-Vorst. 

Pilsen. 
Stransky  J.  Loc.-Führ.  Bubna. 
Strany  H.  Loc.-Heiz.  Mürzzuschlag. 
Strasser  J.  Stat.-Vorst.   N. -Lindewiese. 
Strassil    J.    Mat.-Mag.-Leit.    Podgorje 

[K.-A.l 
Strassky  J.  Kanzl.  Wien. 
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Strassnicky  A.  fllWlrt    Ischl. 
Strauch  F.   Stat.-Vorst.    Braunau   a.  I. 
Strauch  M.  Ob.-Ing.  Wien. 
Strauss  E.  Dr.  Concip.  Radstadt. 
Strecker  H.  Dr.  Minist.-Concip.  Wien. 
Streicher  E.  Kanzl.  Spalato. 
Streitzig  J.  Ob.-Ing.  Reichenberg. 
Strele  K.  Stat.-Vorst.  St.  Wolfgang. 
Streuicha  E.  Insp.  Floridsdorf. 
Stresnak  J.  Eleve,  Mahr.-Weisskirchen. 
Striegl  O.  Ing.  Olmütz. 
Striegler  H.  Ob.-Insp.  i.  P.  Wien. 
Stfihavka  Tb.  Beamt.  Satkau-Teschnitz. 
Strobach  H.  Ob.-Ing.  Frag. 
Ströbinger  F.  Revid.  Linz. 
Strohbach  V.  Diurn.  Märinaros-Sziget. 
Strühiner  G.  Verwalter,   Schwarzer.au. 
Strojny  J.  Zugsf.  Drohobycz. 
Stronczak  H.  Ob.-Ing.  Delatyn. 
Struss  L.  Stat.-Aufs.  Kronau. 
Strzelbickl  J.  Stat.-Vorst.  Wieliczka. 
Studeny  F.  Beamt.  Wien. 
Stuhlreiter  C.  Streck.-Chef,  Dux. 
Stuks  L.  Adj.  Grieskirchen. 
Stummer  A.  Stat.-Vorst.  Münchengrätz. 
Stummer    v.    Tavarnok    A.    Freih.    v. 

Coin.-Rath.  Wien.  [K.-A,] 
Stumpf  A.  Ob.-Buchh.  Prag. 
Stupar  F.  Stat.-Vorst.  Wien. 
Sturm  E.  Adj.  Dux-Liptitz. 
Sturm  G.  Assist.  Trübenwasser. 
Stwiertnia  A.  Ing.  Rzeszöw. 
Stwrtezka  A.  Loc.-Führ.   Lundenburg. 
Subak  F.  Stat.-Exped.  Krieglach. 
Suchanek  A.  Ob.-Baurath,  Wien. 
Suchanek  H.  Ing.- Adj.  Rzeszöw. 
Suchanek V.  k.  u.  k.  Oberl.  Korneuburg. 
Sucharda  I.  Loc.-Führ.  Trautenau. 
Suchomel  A.  Beamt.  Wien. 
Suchy  L.  Bahnaufs.  Teschen. 
Sulyök  I.  Beamt.  Walzen. 
Sumbera  W.  Verk.-Beamt.  Rikowitz. 
Sündermann  J.    Geometer,   St.  Polten. 
Suppan  V.  Stat.-Geb.  Divaca. 
Suschka  J.  Contr.  Kamin. 
Suske  F.  Offic.  Smichow. 
Süss  E.  Ing.  Wien. 
Suster  A.  Stat.-Exped.  Branzoll. 
Svacina  j.  Stat.-Aufs.  Bleistadt. 
Svanda  L.  Stat.-Vorst.  Starkoc. 
Svarovsky  C.  Revid.  Floridsdorf. 
Svatek  C.  Assist.  Olmütz. 
Svätek  H.  Bahnm.  Liebstadt. 
Sveceny  J.  Assist.  Leinberg. 
Svoboda  C.  Contr.  Banjaluka. 
Svoboda  F.  Ob.-Ing.  Laun. 
Svoboda  G.  Assist.  Budweis. 
Svoboda  J.  Ezped.  Hohenstadt. 
Svoboda  J.  Beamt.  Müglitz. 
Swatosch  A.  Adj.  Olmütz. 
Swidzinski  L.  Loc.-Führ.  Stanislau. 
Swinarski  K.  Loc.-Führ.  Iglau. 
Swoboda    A.     Streckenchef-Stellvertr. 

Aussig. 
Swoboda  C.  Schlosser,  Zditz. 
Swoboda  F.  Stat.-Chef,  Brandeisa.  d.A. 
Swoboda  I.  Stat.-Vorst.  Hlinsko. 
Swoboda  I.  Bahnm.  Ischl. 
Swoboda  J.  Ob  -Ing.  Pilsen.  [K.-A.] 
Swoboda  J.  Loc.-Führ.  Grussbach. 
Swoboda  L.  Maschinenm.  Wien. 
Swoboda  Q.  Stat.-Vorst.-Stellv.  Triest. 
Swozill  F.  Werkm.  Czernowitz. 
Sykora  H.  Eleve,  Nimburg. 
Sykora  J.  Kanzl.  Rakonitz. 
Syrowy  A.  Loc.-Führ.  Reichenberg. 
Szadanovsky    L.    Beamt.  Sillein. 
Szafarz  A.  Assist.  Jaslo. 
Szäjbely  K.  v.  Ob.-Insp.  Budapest. 
Sz.iUy  K.  Beamt.  Szegedin. 
Szävul  A.  Ob.-Revid.  Lemberg. 
Szekula  J.  Ob.-Insp.  Budapest. 
Szeligowski  K.  v.  Ob.-Ing.  Sucha. 
Szilagy  J.  Ob.-Offic.  Wien. 
Sziligyi  j.  Assist.  Zagorz. 
Szlachtowski  R.  v.  F.  Ing.  Lemberg. 
Szlavik  A.  Ob.-Ing.  Wien. 
Szönyi  R.  Ob.-Contr.  Budapest. 
Sztanek  S.  Beamt.  Popräd-Felka. 
Szukiewicz    v.     K.     Direct.-Stellvertr. 

Stanislau. 
Szumski  A.  Loc.-Führ.  Stanislau. 

Tagwerker  P.   Blocksingn.-Dieu.   Sig- 
mundsherberg. 


Tamhyna  F.  Loc.-Führ.  Stanislau. 
Tannenberger  J.  Ob.-Insp.  Wien. 
Tarifanzeiger  Allg.  Wien.  [6  Expl.] 
Taszycki  R.  v.  S.  Beamt.  Bogoniowice- 

Ci^zkowice. 
Taubenkorb  J.   Stat.-Vorst.   Hostiwitz. 
Tauber  A.  Assist.  Liecen. 
Tauber  E.  Ing.-Adj.  Wien. 
Tauber  L.  Stat,-Chcf,  Meran. 
Täuber  W.  Adj.  Czernowitz. 
Tauber  Brüder  k.  k.  Hoflief.  Wysocan. 
Taucar  J.  Loc.-Führ.  Laibach. 
Tauchmann  J.   Bahn  wacht.    Untermor- 

chenstern. 
Tauschinski  A.  Revid.  Wien. 
Taussig  A.  Ing.  Szegedin. 
Taut  A.  Beamt.  Turn. 
Tavasz  M.  Beamt.  Szegedin. 
Teifel  J.  Beamt.  Wien. 
Teifel  K.  Ing.  Braunau. 
Teiner  F.  J.  Ob.-Contr.  Wien. 
Telatko  L.  Insp.  Wien. 
Telicka  F.  Offic.  Schönbrunn. 
Temecek  J.  Telegr.  Osseg. 
Temmerer  H.  Diurn.  Wien. 
Tenschert  C.  Ob.-Ing.  Grulich. 
Tercek  K.  Assist.  Hrastnig. 
Terdin  J.  Adj.  Sarajevo. 
Terharen  A.  Beamt.  Wien. 
Terrer  A.  Insp.  Wien. 
Tertinek  F.  Stat.-Leit.  Sternthal. 
Tesaf  K.  Ing.  B.-Trübau. 
Tesarek  J.  Ing.  Werenczanka. 
Tesarz  J.  Assist.  Podgörze-Bonarka. 
Teschnik  F.  Assist,  Trautenau. 
Teubner  G.  Assist.  Teplitz. 
Teufelberger  R.  Ob.-Offic.  Iglau. 
Thaler  J.  Werkm.  Trient. 
Thalherr  L.  Beamt.  Szegedin. 
Tham  V.  Assist.  Nimburg. 
Theny  J.  Zugsführ.  Banjaluka. 
Theyss  J.  Contr.  Pfivox. 
Thiel  V.  Ing.  Wien. 
Thiel  B.  Buchhdlg    Wien.  [7  Expl.] 
Thiering  J.  Buchhdlg.  Oedenburg. 
Thienel  F.  Assist.  Wien. 
Thonet  Gebr.  Fabr.  Wien.  [K.  A.] 
Thor  R.  Ing.  Wien. 
Thum  W.   Stat.-Leit.   Maffersdorf  IN. 
Franz     Graf    Thun-  Hohenstein     Exe. 

k.  k.  Minister- Präs.  Wien.  [K.-A.] 
Thun-Hohenstein    Graf    J.   E.     Assist. 

Hallein. 
Thurner  R.  Stat.-Vorst.  I.  P.  Rewnitz. 

[K.-A.] 
Thym  W.  Stat.-Chef,  Ullersdorf. 
Tichy  A.  Ob.-Ing.  Budapest. 
Tichy  A.  Bahnm.  Strassnitz. 
Tichy  C.  Stat.-Beamt.  Aussig. 
Tichy  F.  Ob.-Ing.  Prag. 
Tichy  R.  Stat.-Aufs.  Siluwka. 
Tichy  Th.  Bahnm.  Olmütz. 
Tick  J.  Prag. 

Tiefenbacher  L.  Baurath,  Wien. 
Ties  C.  Beamt.  Reichenberg. 
Tietze  K.  Adj.  Schlan. 
Tietze  W.  k.  u.  k.  Lleut.  Korneuburg. 
Tiller  E.  Revid.  Brunn. 
Tiller  K.  Contr.  Wien. 
Tillner  A.  Beamt.  Wien. 
Tippmann  A.  Unterb.  St.  Georgen. 
Tirichter  W.  Buchhdlg.  Graslitz. 
Tischau  F.  Hilfsbeamt.  Villach. 
Tischler  G.  Loc.-Führ.  Linz. 
Tischler  M.  Ob.-Insp.  Linz. 
Tittinger  B.  Ing.  Hannsdorf. 
Tittinger  B.  Stat.-Vorst.  Nepolokoutz. 
Tittinger  S.  Adj.  Czernowitz. 
Tittmann  F.  Ing.  Zie&elkratschen. 
Titz  F.  Hausbesitzer,  Wien. 
Titze  A.  Offic.  Wien. 
Titze  F.  Minist. -Rath.  Wien. 
Tläskal  K.  Assist.  Liesing. 
Tobei  F.  Loc.-Führ.  Marburg. 
TÖgel  L.  Kanzleigeh.  Rakonitz. 
Tolman  A.  Insp.  Nimburg. 
Tomandl  J.  Hon.-Beamt.  Fischern. 
Tomascbek  A.  Ob.-Revid.  Pilsen. 
Tomberger  A.  Weingarten-Insp.  Wien. 
Tomschik  A.  Adj.  Wien. 
Tonini  T.  Ing.  Steinach. 
Toniutti  C.  Exped.  Wien. 
Toplak  F.  Stat.-Exped.  Salloch. 
Topolanski  J.  Beamt.  Linz. 
TÖrk  J.  Assist.  Innsbruck. 


Totusek  J.  Beamt.  Prag. 
Toukalek  F.  Loc.-Führ.  Bosn.-Brod. 
Traub  J.  Loc.-Führ.  Komotan. 
Trauner  F.  Buchhdlg.  Wels. 
Trauschke  F.  Ob.-Ing.  Saaz. 
Trautmann sdorff- Weinsberg    C.    Fürst 

Durch!.  Wien.  [K.-A.1 
Trautner  K.  Tarif.-Ref.  Szegedin. 
Travnicek  Ob.-Offic.  Olmütz  [K.-A.] 
Traxler  J.  com.  Agent,  Wien. 
Traznik  A.  Beamt.  Grammat- Neusie  dl. 
Trechsler  C.  Bur.-Vorst.  Wien. 
Treffer  E.  Adj.  Marburg. 
Trefil  I.  k.  u.  k.  Hauptm.  Korneuburg. 
Treger  M.  Adj.  Podwoloczyska. 
Trenkler  A.  Stat,-Vorst.  Tannwald. 
Trentini  A.  Assist.  Franzensfeste. 
Treulich  C.  Ob.-Ing.  Prag. 
Trinkl  G.  Schlosser,  Bozen. 
Trischkowitz  J.  Exped.  St.  Peter. 
Triska  V.  Assist.  Fehxing. 
Trittenwein  O.  Assist.  Tetschen. 
Trla  G.  Ing.  Prag. 
Trojer  J.  Conduct.  Divaca. 
Tropsch  F.  Adj.  Plan. 
Trousil  C.  Ob.-Revid.  Wien. 
Trousil  R.  Adj.  Wien. 
Truschka  A.  Beamt.  Sichelsdorf. 
Tryzna  R.  Stat,-Aufs.  Smichow. 
Trz^sinski  K.  Assist.  Krakau. 
Tschak  A.  Rechnungsführ.  Marburg. 
Tschelofiga  J.  Assist,  Reifnitz. 
Tschepper  A.  Prag. 
Tschernek  H.  Stat.-Leit.  Rohrbach. 
Tschernouschegg  F.  Offic.  Wien. 
Tschertou  F.   k.  u.  k.  Hauptm.   Wien. 
Tschiesche  J.  Assist.  Teplitz. 
Tschiggfrey  H.  Dr.  Insp.  Innsbruck. 
Tschikof  P.  Eleve.  Velden. 
Tschmelitsch  H.  Ing.  Wien. 
Tschochner  F.  Bahnm.  Marchegg. 
Tschon  J.  Assist.  Sagor. 
Tschretnik  V.  Stat.-Vorst.  Tauerburg. 
Tucek  J.  k.  k.  Hofrath.  Pilsen. 
Tumay  L.  Volont,  Prag. 
Tumlif  J.  Werkm.  Beraun. 
Tunkler   R.  v.    Treuinsfeld  A.    Direct. 

Wien. 
Tunkler  V.  R.  v.  Adj.   Villach. 
Tusch  A.  Ob.-Revid.  Wien. 
Tusch  H.  Adj.  Pössnitz. 
Tuschitz  A.  Insp.  Wien. 
Tylec  J.  Ing.  Stanislau. 

Uchatzy  J.  Stat.-Chef,  Spillern. 

Uhl  F.  Ing.  Wien. 

Uhl  L.  Ob.-Offic.  Zauchtel. 

Uhlif  J.  Assist.  Ebensee. 

Uhlmann  J.  Ing.  Linz. 

Uhlwurm  E.  Ing.  Budapest. 

Ullmann  A.  Ob.-Rtvid.  Wien. 

TJlmer  M.  Assist.  Ximburg. 

Ullrich  A.   Assist.   Ob.-HoUabrunn. 

Ullrich  H.  Assist.  Brück  a.  M. 

Ullrich  O.  Revid.  Wien. 

Umlauft  O.  Beamt.  Bodenbach. 
,    Ungar  J.  Assist.  Sarajevo. 

Unger  A.  Stat.-Leit.  Rietzdorf  a.  P. 
f    Unger  J.  Insp.  Hraz. 
1     lUnionc  Baugesellsch.  Wien.  [K.-A.l 

Union-Bank  Wien,  [K.-A.] 

Unterfrauner  C.  Assist.  Franzens  feste. 

Urban  J.  Loc.-Führ.  Lemberg. 
.    Urban  J.  Wagenwärt.  Divaca. 

Urban  W.  Ob.-Ing.  Kooiotau. 

Urban    A,    &    Söhne    Schraub. -Fabr. 
Floridsdorf  [K.-A.] 

Urbanec  K.  Revid.  Wien. 

Urbanovich  F.  Ob.-Insp.  Budapest. 

L'rbanz  J.  Loc.-Führ.  Laibach. 

Urbas  F.  Assist.  Wien. 

Urbaschek    F.    Loc.-Führ.   Geiersberg. 

Urlepp  G.  Wagenschr.  Donawitz. 

Usinger  H.  Ob.-Ing.  Reicheuberg. 

Usternull  J.  Exped.  Graz. 

Utschik  K.  Stat,-Vorst.  Raspenau-Lieb- 
werda. 

Uzel  Ch.  Hauptcassier,  Wien. 

Vacek  J.  Ing.  Pilsen. 
Vall  L.  du,  Secret.  Krakau. 
Vamberskv  J.  Streck.-Chef,  Kolin. 
Vanck  J.  .Slag.-Chef,  Prag. 
Varady-Theinberg  V.  v.  t>>ntr.    Wien. 
Varisella  St.  Bahnm.  Lemberg. 
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Vasek  F.  Ob.-Revid.  Wien. 

Vasicek    C.     Stat.-Vorst.     Wschetat- 

Pfivor. 
Vatter  J.  Insp.  Reichenberg. 
Vävra  J.  Ob.-Ing.  Brüx. 
Vegh  J .  Stat.-Vorst.  Nagy-Marglta. 
Veith  F.  Bahnaufs.  Carlsbad. 
Veith  G.  Diurn.  Teplitz. 
Vejslcki  R.  Ob. -lug.  Turnau. 
Velhartickv  A.  Stat.-Vorst.  Wittingau. 
Velvarsky  O.  Assist.  Hochpetsch. 
Venedig  AI.  Wag.-Dirig.  Laibach. 
Verannemann  C.  Chev.  de  Revid.  Wien. 
Verbif  E.  Ob.-Gontr.  Budapest. 
Verdross  M.  Insp.  Klagenfurt. 
Verein  Deutscher  polytechn.  Prag. 
Verein  d.  Locouiotiv-Fiihrer  Böhmens, 

Prag. 
Verein  »Communication«  Wien. 
Verhunc  U.  Weichenwächt.  Podnart. 
Vettori  J.  Insp.  Korneuburg. 
Victoris  E.  Loc.-Führ.  Wien. 
Vidic  F.   Assist.  Cilli. 
Vidic  G.  Ob.  Revid.  Villach.  fK.-A.] 
Vidinar  F.  Stat.-Exped.  Unt.-Loitsch. 
Vielkind  J.  Stat.-Vorst.   Lambach. 
Vier«  W.  Wagenm.  Gmünd. 
Vietze  J.  Ing.-Adj.  Wien. 
Vinzenzberg  H.    Rechn. -Assist.    Alürz- 

zuschlag. 
Vir;ig  J*  Diurn.  Wien. 
Vit  H.  Beamt.  Nimburg. 
A'itek  K.  Assist.  Leneschitz. 
Vitez  A.  Buchhdlg.  Kaschau. 
Vlk  A.  Assist.  Pilsen. 
Vobl  J.  Offic.  Budweis. 
Voda  A.  Loc.-Führ.  Komotau. 
Vodenka  G.  Concip.  Prag. 
Vodicka  V.  Ing.  Ruda-Kochawina. 
Vodrlint  J.  Loc.-Führ.  Bodenbach. 
Vogel  G.  Ob.-Revid.  Wien. 
Vogel  L.  Beamt.  Neusattl. 
Vogl  A.  Assist.  Hall. 
Vogl  A.  Beamt.  Szegedhl. 
Vogl  E.  Beamt.  Teplitz. 
Vogl  Th.  Beamt.  Brüx. 
Vogl  W.  Adj.  Troppau. 
Vogler  H.  Beamt.  Wien. 
Vogler  J.  Loc.-Führ.  Mürzzuschlag. 
Voith  St.  Stat.-Vorst.  Vitis. 
Vojtechovsky  K.  Stat.-Vorst.  Zlonitz. 
Vojtisek  A.  Adj.  Prag. 
Volek  J.  Assist.  Königshof. 
Volesky  C.  Buchhdlg.  Prag.   [2  Expl.] 
Volk  L.  Insp.  i.  P.  Vöslau. 
Voltin  J.  Loc.-Führ.  Geiersberg. 
Vomaika  J.  E.  Concip.  Prag. 
Vondra  J.  Loc.-Führ.  Olmütz. 
Vondräcek  F.  Beamt.  Prag. 
Voss'  Sortiment,  Leipzig. 
Votrubec  F.  Stat.-Vorst.  Stupno-Bfas. 
Vrabec  J.  Stat.-Chef,  Donawitz. 
Vulterin  H.  Stat.-Chef,  KauHm. 
Vynilatil  E.  Ob.-Offic.  Wien. 

Waagner  R.  Ph.  Eisengiesserei  Wien. 
[K.-A.] 

Waberer  E.  v.  Dreischwert  H.  Diurn. 
Prjedor. 

Wachenhusen  J.  v.  Adj.  Linz. 

Wacht  M.  Beamt.  Wien. 

Wachtel  L.  Beamt.  Meran. 

Wächter  A.  Stat.-Leit.  Mosel. 

Wächter  F.  Asp.  Teplitz. 

Wächtler  G.  A.  Reg.-Rath,  Wien. 

Wachulka  A.  Adj.  Beraun. 

Wackaf  L.  Adj.  Smichov. 

Wackershauser  J.  Beamt.  Prag. 

Wadas  R.  Ing.  Winterberg. 

Wadtosch  C.  Adj.  Teplitz. 

Wagner  C.  Ob.-Insp.  Wien. 

Wagner  E.  Ing.  Innsbruck. 

Wagner  E. Stat.- Vorst.  Maria-Ratschitz. 

Wagner  E.  Telegr.  Pilnikau. 

Wagner  F.  Offic.  Wien. 

Wagner  J.  Stat.-Leit.  Anzenau. 

Wagner  J.  Beamt.  Brunn. 

Wagner  J.  Stat.-Exped.  Gossensass. 

Wagner  J.  Dir.-Stellv.  Graz. 

Wagner  R.  Rev.  Villach. 

Wagner'sche  Univ. -Buchhdlg.  Inns- 
bruck. 

Waidhofer  J.  Loc.-Führ.  Mürzzuschlag. 

Walasek  J.  Assist.  Geiersberg. 

Walbiner  F.  Stat.-Chef,  Hainburg. 


Walcher  A.  Assist.  Zeltweg. 

Walczok  M.  Stat.-Chef,  Lana-Burgstall. 

Waldbauer  H.   Beamt.  Salzburg. 

Waldecker  P.  Loc.-Führ.  Stanislau. 

Waldhäusel  K.  Stat.-Vorst.  Neudau. 

Walduer  F.  Offic.  Bozen. 

Walewski  L.  v.  Ob.-Ing.  Lemberg. 

Walko  G.  Revid.  Wien. 

Walla  Th.  Assist.  Reichenberg. 

Wallishauser'sche  Hofbuchhdlg.  Wien. 

Wallner  F.  Baurath,  Wien. 

Wallner  J.  Assist.  Adelsberg. 

Wallner  J.  Mag.-Meist.  Plan. 

Wallner  AI.  Adj.  Wr.-Neustadt. 

Wallner  O.  Assist.  Villach. 

Wally  E.  Adj.  Wien. 

Walsik  F.  Loc.-Aufs.  Iglau. 

Walter  AI.  R.  v.  Ob.-Ing.  Wien. 

Walter  St.  Ing.  Neu-Sandec. 

Walter  W.  Beamt.  Wien. 

Walter  W.  Bahnm.  Salesel. 

Wambera  F.  Assist.  Wysehrad. 

Wamsiedel  L.  Asp.  Laiicut. 

Waniek  F.  Beamt.  Prag. 

Wanik  J,  Masch.-Schloss.  Bosn.-Brod. 

Wanke  H.  Dr.  Concip.  Olmütz. 

Wantschura  R.  Rechn. -Führ.  Kotz- 
mann. 

Wantuch  A.  Ing.  Traiskirchen. 

Wantuch  R.  Kanzl.  Wien. 

Warchatowski  C.  Loc.-Führ.  Stanislau. 

Warteresiewicz  M.  Ob.-Ing.  Czerno- 
witz. 

Warton  R.  v.  Werkst.-Chef,  Graz. 

Warzeszkiewicz  St.    Ob.-Ing.   Krakau. 

Waschek  J.  Unt.-Beamt.  Alosty. 

Waschitza  C.  Stat.-Vorst.  PUrbach- 
Schrems. 

Wasischek  E.  Assist.  Wien. 

Wassermann  L.  Dr.  Bahnarzt,Trebitsch. 

Wastl  E.  Assist.  Trautenau. 

Wastl  P.  Ob.-Ing.  Amstetten. 

Watorski  J.  Revid,  Stanislau. 

Watzek  A.  Stat.-Vorst.  Niklasdorf. 

Watzek  Th.  Adj.  Graz. 

Watzka  A.  Werkst.- Vorst.  Kralup. 

Watzl  A.  Offic.  Wien. 

Watzlawik  R.  Stat.-Vorst.  Kralup. 

Wawerka  R.  Streck. -Vorst.  Al.-Ostrau. 

Wawrik  F.  Telegr.  Chirlitz-Turas. 

Weber  A.  Loc.-Führ.  Eger. 

Weber  F.  Beamt.  Prag. 

Weber  F.  M.  Loc.-Führ.  Eger. 

Weber  J.  Adj.  Imst. 

Weber  J.  Loc.-Führ.  Falkenau. 

Wechsberg  R.  Ing.-Assist.  Wien. 

Wedan  H.  Beamt.  Wien. 

Wedl  F.  Assist.  Wien. 

Weeber  R.  Hilfsbeamt.  Smichow. 

Wegmann  AI.  Stat.-Chef,  Wien. 

Weg  AI.  Buchhdlg.  Leipzig. 

Wehle  J.  Ob.-Insp.  Wien. 

Weich  A.  Bahnm.  Korszöw. 

Weichmann  Th.  Adj.  Wien. 

Weidenthaler  H.  Bahnm.  Tarvis. 

Weidinger  G.  Ob.-Offic.  Wien. 

Weidinger  P.  Secret.  Wien. 

Weidinger  R.  Adj.  Alatzleinsdorf. 

Weidlich  H.  Ob.-Ing.  Troppau. 

Weidmann  L.  Bahnm.  Enns. 

Weigner  J.  com.  Contr.  Brunn. 

Weil  A.  Ing.-Adj.  Alelnik. 

Weil  A.  Adj.  Prag. 

Weil  Ph.  Revid.  Wien. 

Weill  S.  Insp.  Wien. 

Weilgung  A.   Alag.-Aleist.   Marchcgg. 

Weinberger  D.  Stat.-Vorst.  Bakow. 

Weinberger  AI.  Insp.  Wien. 

Weiner  J.  Adj.  Al.-Schönberg. 

Weiner  H.  Ob.-Contr.  Budapest. 

Weinfurter  R.  Adj.  Teplitz. 

Weingart  A.  Revid.  Prag. 

Weinhardt  O.  Stat.-Chef,  Spital  aS. 

Weinmann  E. -Assist.  Reichenberg. 

Weintraub  H.  Ing.  Lemberg. 

Weinwurm  Ph.  Ing.-Adj.   D.-Wagram. 

Weis  G.  Streck. -Chef,  Aussig. 

Weiser  J.  Ob.-Ing.  Ried. 

Weiser  V.  Ing.-Adj.  Nimburg. 

Weiskirchner  F.  Assist.  Wien. 

Weiss  R.  v.  A.  Beamt.  Prag. 

Weiss  F.  J.  Ob.-Ing.  Wien. 

Weiss  G.  Insp.  Innsbruck. 

Weiss  H.  Insp.  Wien. 

Weiss  J.  Loc.-Führ.  Stadlau. 


Weiss  S.  Offic.  Stauding. 
Weiss  S.  Ing.-Adj.  Linz. 
Weissenbacher  G.  Adj.  Vöslau. 
Weisser  E.  Beamt.  Leitmeritz. 
Weisser  F.  Bahm.  Bisenz. 
Weissmandl  E.  Ob.-Revid.  Wien. 
Weisswasser  F.  Beamt.  Stauding. 
Weitenweber  F.  Ob.-Ing.  Aussig. 
Weitenweber  F.  Beamt.  Komotau. 
Wejdelek  A.  Assist.  Czernowitz. 
Wejmelka  G.  Loc.-Führ.  Friedek. 
Wekerle  Dr.  Alex.  Exe.  Präs.  d.  k.  u. 

Verw.-Ger.  Budapest.  [K.-A.l 
Weleäka  C.  Offic.  Pardubitz. 
Wellek  F.  Loc.-Führ.  Dzieditz. 
Welsch  Th.  Revid.  Wien. 
Welser  L.  Beamt.  Klausenburg. 
Weltsch  R.  Dr.  Concip.  Prag. 
Welzig  K.  Dr.  Concip.  Wien. 
Wendler  J.  Beamt.  Wien. 
Wenig  J.  Alag.-Aleist.  Laibach. 
Weniger  D.  Bahnm.   Treibach. 
Weniger  J.  Stat.-Vorst.  Villacb. 
Wenzl  A.  Insp.  Wien. 
Wenzlik  R.  Contr.  Wien. 
Werlitsch  A.  Stat.-Arb.  Schönstein. 
Werluschnig  J.  Assist.  Zeltweg. 
Werner  A.  Assist.  Linz. 
Werner  A.  Dr.  Concip.  Villach. 
Werner  H.  Beamt.  Brunn. 
Werner  L.  Ob.-Ing.  B.-Trübau. 
Werner  W.  Bahnm.  Alarienbad. 
Wernisch  F.  Adj.  Klagenfurt. 
Werstadt  F.  Asp.  Pilsen. 
Wertheim  Baron  F.  Wien.  [K.-A.] 
Weschta  J.  Offic.  Al.-Ostrau. 
Wessely  E.  Ing.  Leitmeritz. 
Wessely  H.  Beamt.  Komotau. 
Wessely  J.  v.  Bahnm.  Itzkany. 
Wessely  K.  Offic.  Aleidling. 
Westermann   u.    Co.   Buchhdlg.    New- 

York.   [2  Expl.] 
Wetscher  AI.  Adj.  Graz. 
Wex  A.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Wexlinger  C.  Zugsfiihr.  Bludenz. 
Weymann  O.  R.  v.  Asp.  Fürnitz. 
Weymelka  P.  Stat.-Vorst.  Drüsing. 
Weywar  K.  Assist.  Wien. 
Weywar  L.  Loc.-Führ.  Dolac. 
Wibbe  J.  Beamt.  Ung.-Hradisch. 
Wicherek  F.  Adj.  Grulich. 
Wichta  J.  Assist,  Hofowitz. 
Wickl  A.  Insp.  Wien. 
Widimski  B.  Ob.-Insp.  Wien. 
WiedemannF.  Stat.-Vorst.  Auperschim. 
Wiederin  Ch.  Stat.-Vorst.  Frastanz. 
Wiedermann  A.  Heizhausl.  Trauteuau. 
Wiegele  A.  Adj.  Innsbruck. 
Wiener  K.  Revid.  Wien. 
Wiener  S.  Ob.-Offic.  Wien. 
Wierer  H.  Stat.-Chef,  Wörgl. 
Wiese  E.  Loc.-Führ.  Iglau. 
Wiesenbauer  R.  Telegr.  Dürnkrut. 
Wieser  C.  Assist.  Kojetitz. 
Wieser  F.  St.-Vorst.  Zwischenwässern. 
Wiesler  J.  Adj.  San-Giovanni. 
Wiesner  C.  Assist.  Liesing. 
Wiktorczyk  St.  Heizer,  Stanislau. 
Wil  C.  Heizer,  Nimburg. 
Wilczek'sche    Central-Direction,   Graf, 

Wien.  [K.-A.] 
Wilczke  F.  Loc.-Führ.  Lundenburg. 
Wild  W.  Ob.-Ing.  Pilsen. 
Wilda  F.  Assist.  Villach. 
Wildburger  H,  Adj.  Saaz. 
Wildner  A.  Assist.  Künigshof. 
Wildner  F.  Dr.  Bahnarzt,  Friedland. 
Wildt  E.  Beamt.  Brunn. 
Wildt  R.  Bildhauer,  Pilsen. 
Wilhelm  C.  Streck-Chef,  Zwittau. 
Wilhelm  F.  Ing.  Wien. 
Willig  E.  Stat.-Vorst.  Sandhübel. 
Willim  C.  com.  Refer.  Wien. 
Willmann   L.   techn.   Hilfsbeamt.    Ro- 

hatyn. 
Willvonseder  J.  Contr.  Wien. 
Wiltschke  F.  Adj.  Alarburg. 
Wimberger  H.  Heizh. -Vorst.  Bischofs- 

hofen. 
Wimmer  J.  Ob.-Ing.  L:nz. 
Wimpffen  AI.    Frh.  v.  Dr.  Vice-Secret. 

Wien. 
Windisch-Graetz   H.  Fürst  zu,  Durchl. 

Schi.  Haasberg.  [K.-A.] 
Windpassinger  K.  Beamt.  Sarajevo. 
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Winiker  C.  Hofbuchhdlg.  Brunn.  [4Exp.' 

Winkler  C.  Assist.  Swetla. 

Winkler  K.  Assist.  Sigmundsherberg. 

Winkler  E.  Insp.  Linz. 

WinklerJ.  Stat.-Vorst.  Lieblitz-Bischhz. 

Winkler' L.  Rev.  Prag. 

Winkler  L.  Stat.-Exped.  Strassgang. 

Winkler  St.  Dr.  Concip.  Pilsen. 

Winkler  St.  Direct.-Bcanit.  Neupest. 

Winkler  W.  Ing.  Krakau. 

Winter  A.  Ing.  Bodenbach. 

Winter  J.  Loc-Führ.  Böhm.-Brod. 

Winter  J.  Ob.-Offic.  Wien. 

Winter  St.  Assist.  Hliboka. 

Wintersberger  H.  Assist.  Franzensfeste. 

Winterstein  F.  Landes-Baurath.    Prag. 

Wintersteiner  A.  Assist.  Landeck. 

Wintuschka  K.  Stat.-Vorst.  Jaroslaa. 

Wirth  J.  Assist.  Laibach. 

Wirth  K.  Mag.-Auis.  Wien. 

Wisgrill  A.  Insp.  N'usle-Wrschowitz. 

Wisgrill  A.  Assist.  Stankau. 

Wisgrill  H.  Adj.  Wien. 

Wishaber  J.  Adj.  Steinbrück. 

Wisiak  J.  Ing.  Innsbruck. 

Wisnäk  A.  Bahnm.  Turnau. 

Wisniewski  T.  Geometer.  Andrichau. 

Wiszniewsky  L.  Dr.  Sanitäts-Consul. 
Krakau. 

Wiszniewski  St.  Adj.  Stanislau. 

Witek  J.  Diurn.  Leitmeritz. 

Witkowsky  T.  Beamt.  Wien. 

Witnik  J.  Assist.  Tarnöw. 

Witschka  K.  Stat.-Aufs.  Sigmundsher- 
berg. 

Wittausch  K.  Beamt.  Prag. 

Wittek  J.  Revid.  Wien. 

Wittlin  J.  Revid.  Krakau. 

Wittmann  A.  Revid.  Wien. 

Wittmann  E.  Adj.  Schwarzenau. 

Wittmann  J.  Assist.  Lang-Enzersdorf. 

WittwerK.  Sorts.-Buchhdlg.  Stuttgart. 
[2  Expl.] 

Witike  A.  Beamt.  Wien. 

Wixel  J.  Ing.  Lemberg. 

Wladyka  J.  Adj.  Stanislau. 

Wlartius  R.Oekonom.-Adj.Dobritschan 

Wlaschek  J.  Kanzl.  Wien. 

Wlatnigg  E.  Adj.  Klagenfurt. 

Wlcek  J.  Beamt,  Prag. 

Wlk  O.  Werkm.  Wels. 

Wöber  F.  Buchhdl.  Wien.  [6  Expl.] 

Woda  I.  Adj.  Eger. 

Wodak  A.    Assist.  Goltsch-Jenikau. 

Wodak  F.  Offic.  Iglau. 

Wodak  J.  Stat.-Vorst.  Znaim. 

Wodak  K.  Insp.  Ximburg. 

Wodiczka  J.  Verk.-Contr.  Wien. 

Wohl  S.  Bur.-Vorst.  Wien. 

Wohlfart  H.  Stat.-Vorst.  Salzburg 

Wohlfarth  J.  Revid.  Pilsen. 

Wohlgemuth  F.  v.  Assist.  S.  Michele. 

Woitsch  F.  Assist.  Lambach. 

Wojakowski  J.  Assist.  Jezierna. 

Wojakowski  L.  Adj.  Sucba. 

Wojcikiewicz  W.  Schreiber.   Zauchtel. 

Wojtuszjnski  A.  Loc-Führ.  Lemberg. 

Wokurka  L.  Adj.  Prag. 

Woldrich  C.  Kanzl.  Klagenfurt. 

Wolf  A.  Offic.  OlmOtz. 

Wolf  C.  Ob.-Revid.  Wien. 

Wolf  C.  Bahnm.  Lieben. 

Wolf  F.  Bahnm.  Wekelsdorf. 

Wolf  I.  Adj.  Prag. 

Wolf  J.  Werkm.  Jägerndorf. 

Wolf  M.  Dr.  Concip.  Prag. 

Wolff  F.  Revid.  Pilsen. 

Wolfschütz  AI.  Ing.  Judenburg. 

Wolkenstein-Rodenegg.  Graf  W.  Con- 
cipist,  Wien. 

Wollck  R.  Bahnm.  Weselicko-Branitz. 

Wöllheim  G.  Insp.  Budapest. 

Wollmann  E.  Unt.-Beamt.   Mitterdorf. 


Wollmann  V.  Offic.  Pfivoz. 
Wolski  V.  Offic.  Przeinysl. 
Woltrom  A.  Loc-Führ.  Stadlaa. 
Wondra  A.  Beamt.  Wien. 
Wondra  J.  Assist.  Wien. 
Wondräcek  J.  Offic.  Königgrätz. 
Wonka  R.  Offic.  Prag. 
Wontke  A.  Adj.  Ebenfurth. 
Woracz  K.  Assist.  Absdorf-Hippersdorf. 
Woraczek  C.  Assist.  Hannsdorf. 
Worel  J.  Assist.  Meidling. 
Worm  K.  Ass  st.  Liesing. 
Wosa  J.  Loc-Führ.  Lemberg. 
Wosahlo  E.    Ob.-Contr.    Klausenburg. 
Wosibauer  R.  Stat.-Chef,  Okfischko. 
Wosibauer  V.  Loc-Führ.  Bubna. 
Wotipka  J.  Ing.  Saalfelden. 
Wowes  P.  Stat.-Vorst.  Xeratovic. 
Woynar  E.  Beamt.  Dombrau. 
Woynar  J.  Loc-Führ.  M.-Ostrau. 
Wranv  K.  Offic  Smichow. 
Wretil  F.  Stat.-Vorst.  Kalk-Podol. 
Wröbel  I.  Dr.  Concip.  Krakau. 
Wröblewski  AI.  Adj.  Tarnöw. 
Wrzosek  Th.  v.  Ob.-Ing.  Krakau. 
Wschetecka  J.  Adj.  Badweis. 
Wunder  H.    Baurechngs.-Offic    Wien. 
Wunder  J.  Assist.  Tri  est. 
Wundrak  J.  Telegr.  Smidar. 
Wünsche  A.  Stat.-Vorst.  Moldau. 
Wünsche  J.  Stat.-Vorst.  St.  Veit  a.  G. 
Wünsche  R.  Insp.  Prag. 
Wurda  R.  Asp.  Sarajevo. 
Wurdack  A.  Insp.  Prag. 
Wurm  G.  Stat,-Aufs.  Porican. 
Würtenberger  A.  Adj.  Villach. 
Wnrth  K.  Insp.  Wien. 
Wurzinger  C.  Contr.  Wien. 
Wurzinger  J.  Beamt.  Olmütz. 
Wuschkan  F.  Insp.  Wien. 
Wutschek  E.  Stat.-Vorst,  Neustadt, 
Wutschka  F.  Beamt.  Prag. 
Wybiral  H.  Assist.  Bodenbach. 
Wyda  J.    k.  u.  k.  Oberlieut.    Kaschau. 
Wydra  F.  Insp.  Wien. 
Wysiecki  R.  v.  Ing.  Eichgraben. 

Young  B.  Ob.-Offic.  Wien. 

Zablocki  AI.  R.  v.  Adj.  Jaroslan. 
Zacchia  J.  Ob.-Offic  Trient, 
Zach  F.  Zugford.-Beamt.  Bubna. 
Zachar  J.  Ing.  Prag. 
Zachariasiewicz    B.    Heizh.-Vorst.    Za- 

görz. 
Zack:  F.  Revid.  Wien. 
Zadnik  F.  Adj.  Wien. 
Zahn  v.  u.  Jaensch  Buchhdlg.  Dresden. 
Zähony  v.  R.  J.  Ing.  Graz. 
Zahradnik  K.  Ob.-Offic.  Wien. 
Zajaczkowski  J.  Ob.-Ing.  Stanislau. 
Zak  A.  Ob.-Ing.  Lemberg. 
Zalabäk  A.  Beamt,  Wien. 
Zamazal  C.  Insp.  Wien. 
Zamaxal  F.  Ing.  Klattau. 
Zaplatil  J.  Loc-Heiz.  Trautenau. 
Zaremba  AI.  Sect.-Vorst.  Krakau. 
Zatonski  V.  Revid.  Lemberg. 
Zatzek  L.  Beamt.  Bodenbach. 
Zauderer  E.  Stat.-Vorst.  Lancut. 
Zaufal  J.  Werkm.  Rzeszöw. 
Zavodsky  F.  Ob.-Revid.  Prag. 
Zavrel  J.  Stat.-Vorst.  Wolschan. 
Zawadil  F.  Offic.  Olmütz. 
Zawadil  G.  Telegr.  Znaim. 
Zawadzki  R.  v.  S.  Ing.  Stanislau. 
Zavodsky  K.  Bahnm.  Fischamend. 
ZawoTco  A.    Bahnm.    Perkovic-Slivno. 
Zbir.il  I.  Assist,  Wien. 
Zborowitz-Kojeteiner  Zuckerfabrik. 

Wien.  [K.-A.] 
Zborowski  W.  Insp.  Xeu-Sandec. 
Zdarsky  J.  Beamt.  Pardubitz. 


Zdekauer  C.  R.  v.  kais.  Rath.  Prag. 

Zebracki  W.  Ob.-Ing.  Sambor. 

Zechmeister  J.  Assist,  Nculengbach. 

Zechner  A.  Assist.  Bludenz. 

Zeh  C.  Adj.  Linz. 

Zehetgruber  F.  Ing.-Assist.  Wien. 

Zeidler  A.  Kaufmann,  Ltebau. 

Zeidler  A.  Ob.-Ing.  Wien. 

Zeidler  F.  Alag.  Aleist.  Wien. 

Zeifart  F.  com.  Refer.  Wien. 

Zeiner  H.  Offic  Wien. 

Zeininger  C  Ob.-Offic.  Wien.  [K.-A.J 

Zeipelt  J.  Loc-Führ.  Dzicditz. 

Zeisel  E.  Assist.  Villach. 

Zelenka  F.  Ing.-Assist.  Carlsbad. 

Zeleny  C.  Beamt,  Skalitz-Boskowitz. 

Zeleny  R.  Adj.  Wien. 

Zeleznikar  J.  Assist,  Villach. 

Zelingcr  E.  Ob. -Insp.  Prag. 

Zelinka  C.  Bahndirect,  Wien. 

Zelizka  A.  Bur.-Vorst.  Prag. 

Zell  J.  Beamt.  Wien. 

Zellenka  E.   Beamt.  Wien. 

Zeller.  Verw.-Witwe,  Wien. 

Zemancsek  L.  Heiz.  Bosn.-Brcd. 

Zemanek  F.  Contr.  Sarajevo. 

Zemann  H.  Stat.-Vorst.  Horatitz. 

Zemann  W.  Kanzl.  Visoko. 

Zentner  A.  Ob.-Ing.  Prag. 

Zerza  J.  Beamt.  Wien. 

Zezula  W.  Ing.  Bubna. 

Zicha  C.  Offic.  Kwassitz-Tlumatschau. 

Ztdek  P.  Ob.-Ing.  Brunn. 

Zidek  W.  Beamt.  Wien. 

Ziel  A.  Revid.  Jägerndorf. 

Zierhut  J.  Ob.-Revid.  Wien. 

Ziernfeld  R.  R.  v.  Ob.-Ing.  Linz. 

Ziffer  R.  Ob.-Ing.  Wien. 

Zika  J.  Ob.-Offic.  Olmütz. 

Ziller  E.  v.  Zillenberg  C.  Insp.  Wien. 

Zimels  I.  Adj.  Drohobycz. 

Zimmer  F.  Stat.-Vorst.  Neupaka. 

Zimmer  K.  Stat.-Chef,  Pöltschach. 

Zimmer  V.  Ob.-Revis.  Prag. 

Zimmerhakl  F.  Ob.-Ing.  Alelnik. 

Zimmermann  F.  Offic  Nimburg. 

Zimmermann  O.    Alaschinist,    Krakau. 

Zinke  A.  Revid.   Wien. 

Zinnaner  J.  Adj.   Graz. 

Zinzenfels  G.  Edl.  v.  Ob.-Revid.  Prag. 

Zipperling  H.  Director,  Wien.  [K.-A.J 

Zirps  A.  Ing.-Adj.  Freiwaldan. 

Zistler  J.  Assist.  Alarburg  a.  D. 

Zitko  J.  Telegr.  Gr.-Wossek. 

Zitterbart  F.    Stat,-Vorst,   Eggenburg. 

Zitzmann  L.  Loc-Führ.  Falkenau. 

Ziulach    v.    Lilienfels    A.     Stat.-Vorst. 
Königshan. 

Zizka  A.  Beamt,  Schönpriesen. 

Zlatnik  W.  Loc-Führ.  Reichenberg. 

ZIesak  A.  Beamt.  Prag. 

Zoff  O.  Ass;st.  Wien. 

Zohil  J.  Alag.-Aufs.  Podgorje. 

Zohner  K.  Stat.-Vorst.  Hennersdorf. 
(    Zöhrer  J.  Assist.  Villach. 
j    ZojerJ.  Ob.-Cond.  GUndorf. 
i    Zölss  R.  Assist.  Atzgersdorf-AIauer. 

Zombät  E.  v.  Beamt.  Prag. 

Zopf  C.  Loc-Führ.  Grussbach. 

Zuber  H.  Ob.-Ing.  Prijedor. 

Zud ermann  L.  Cond.  Divaca. 

Zugmayer  G.  &  Söhne,  Wien.  {K.-A.] 

Znlawsky  A.  Ob.-Ing.  Wien. 

Zupanc  J.  Assist,  Unt.-Schischka. 

Zurakouski  S.  Loc-Führ.  Czernowitz, 

Zurlim  J.  Loc-Führ.  Divaca. 

Zurowsky  St.  R.  v.  Adj.  Krakau. 

Zuth  J.  Stat.-Chef.  Bos.-Xovi. 

Zvonicek  J.  Baufuhr.  Krakau. 

Zwak  E.  Ing.  Wien. 

Zwierzina  R.  Dr.  Concip.  Wien. 

Zwirner  F.  Stat.-Exped,    Vordemberg. 

Zwolenski  F.  Insp.  Wien. 
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